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felben. Der Weg zu neuen Culturfampfgefegen 
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wird durch den gegenwärtigen Frieden für bie 
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ohne Commiſſionsberathung anzunehmen als 
einen Verſuch zur Herſtellung des inneren drie· 
dens. 
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Friedenspräjenzitärte des beutichen Heeres: 
Das Bedürfniß einer Verftärtung der deutſchen 
Wehrkraft, anerfannt von den militäriſchen 
Autoritäten, wird beftritten durch Richter, 
Windtgorft und (rillenberger. Verdähtigung 
der Abfihten der Regierungen in der Preffe, 
Immoralität folder Verdächtigung. Der Ver: 
ftärtung des Heeres liegt nicht die Abfiht zu 
Grunde, einen Krieg zu führen, fondern der 
Wunſch, den Frieden zu erhalten. Des Kaiſers 
ſechehnjahrige Friebenspolitit. Die Freund- 
{daft der drei Kaiſermaͤchte eine Vürgigaft 
de8 europäif_fen Friedens. Deutihland hat 
einen Angriff von Rubland her nicht zu fürgiten, 
auch ſeinerſeits fein Intereſſe daran, Händel 
mit Rußland zu fuchen. Prebtreibereien gegen 
Rußland um Bulgariend willen, vergleigbar 
den Klagen um Hehuba. Deutichlands Haupte 
aufgabe befteht darin, den Frieden zwiſchen 
Defterreid) und Rußland zu erhalten. Deutfd- 
lands Bemühungen, bie Berföhnung mit Srant- 
reich herbeizuführen, find nidt von Erfolg 
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geweſen; trog der freundſchaftlichen Beriehun- 
gen gmwifen den Regierungen beftet für 
Deutſchland die Gefahr eines frangöfifcgen 
Angriffs, während Frankreich vor Angriffen 
Deutfglands ſicher ift. Geigigtliger Rüdblid 
auf die Entwidelung der beutfc-frangöfiien 
Feindfgaft. Die Annerion franzöfifhen Sands 
begehrt Deutſchland night. Belfort oder Meg? 
eine Epifode aus den Unterhandlungen mit 
Thiers. Popularität eines Kriegs mit Deutfche 
land in Frantreich in Folge ber beftänbigen 
Schurung des feu sacr& de la revanche. 
Frantreichs Angriff auf Deutfhland nur eine 
Frage der Zeit und ber inneren politiſchen Ver⸗ 
Hältniffe Frantreih®. Die Unficereit der 
Lage fordert die Verftärtung des Heered zum 
Schu des Friedens; je ftärfer wir find, defto 
unwahrſchenlicher ift ber Ausbruch eines Ariegß 
mit Frantrei. Die Unterfägung ber Fran 
jofen durch die muthigen Civiliften des Par- 
laments. Saigner ü blanc — die Folge einer 
Niederlage Deutfhlands ober Frantreiche. 
Weiche politiſchen Folgen würde eine Nieber- 
lage Deutſchlands Haben? Der Schug be 
Bunbeögebieted Aufgabe ber verbündeten Rer 
gierungen; ihn zu verftärten, ift ber Zweck ber 
Vorlage. Gründe für dad Septennat. Die 
Coulanz des Bundesraths gegenüber den ve⸗ 
fHlüffen des Reichstags findet ihre Grenze an 
der Sorge für bie Sicherheit des Neid. Was 
gefhieht, wenn eine Vereinbarung nicht zu 
Stande fommt? Die Kaiferlihe Machtvoll⸗ 
kommenheit auf Grund von Art. 59 der Ber- 
fafjung. Entſchloſſenheit der Regierungen, am 
Septennat und an der Vorlage feitzuhalten. 
Das beutfche Heer darf in Bezug auf die Prä— 
fenzftärte nicht von ben wechſelnden Majoritäten 
des Reichstags abhängig fein, aus dem Kaifer- 
lichen Heer darf fein Parlamentöheer werben. 
Ankündigung ber Auflöfung im (alle der Ab: 
lehnung und des Appells an das beutfche Bolt 


18.S.RT. Erwiderung auf die Rebe bes Adg. v. Quene: 


Den Commiſſionsbericht Tennt Fürft Bismard 
nicht, einen Angriff auf die Commiffion ent» 
Hält auch feine Rede nicht; das Referat iſt das 
Ergebniß der aus der heterogenen Zufammen- 
fegung der Commiffion hervortehenden Diver⸗ 
genz der Anſichten .. 
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über dad, was die militärii den Autoritäten 
für unentbehrlid Halten, darf ſich nidt erft 
zeigen, wenn Hannibal ante portas fteht. Die 
Auflöfung wird nicht wegen der Zeitfrage er⸗ 
folgen, ſondern megen der principiellen Frage, 
ob das Deutſche Reich durch ein Kaiferliches 
ober durch ein Parlamentsheer geſchutzt werden 
fol. Das liberale Wohlwollen für die Marine 
unter Stoſch. Der Reichstag hat durch feinen 
„Bolonismus" fi um das ertrauen ber 
Regierungen gebradt. Die Neumahlen follen 
nicht willenloſe Anhänger des Reichskanzlers 
in ben Reichstag bringen, ſondern Patrioten, 
die bereit find, Parteifragen vor der Frage 
der nationalen Wehrhaftigteit zurüdtreten zu 
lafien. Die Rörgelei des Parlaments eine echt 
deutſche Eigenthumlichteit. Natur der Be— 
ziehungen Deutſchlands zu Deſterreich. Ihre 
Freundfchaft beruht auf ber Ertenniniß Jedes 
von Beiden von ber Nothmwendigfeit ber vollen 
gromägtlichen Exiftenz des Andern. Defter- 
reichs Intereſſen in Konftantinopel gehen 
Deutſchland nichts an, das im Orient fo gut 
wie feine Intereffen hat. Mißtrauen das Grab 
politifcher Freundſchaft. Rußland kein Ber: 
bünbeter Deutfchlands. Frankreichs militärifhe 
Erſtarkung feit 1874. Windthorft in der Rolle 
bes Miles gloriosus gegenüber ben Bebenten 
eined Moltle. Die Verſchleppung ber Ver 
handlungen im Reichätag ift eine Ermuthigung 
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Frankreichs. Deutſchlands financieller Wohl⸗ 
ftanb: Die Sparcafienftatiftit beweiſt den Fort- 
gang der Wohlhabenheit in Deutjland feit 
1878. Die Forderung einer Bewilligung auf 
fieben Jahre beruht auf dem Wuniche, eine 
Häufung der Krifen zu vermeiden, ein Aeler⸗ 
nat wird von den Regierungen nicht erftrebt, 
weil 68 dem Kaifer in feinem Einfluffe auf 
die Armee eine viel zu ftarte Grenze fegen 
mürde. Die Hoffnungen der MWelfen auf 
Wiederherftelung Hannovers find nur duch 
einen unglüdlihen Krieg mit Frankreich zu 
verwirklichen. Beweis für die Verbindung ber 
Welfen mit Frankreich: Die welfiſche Legion 
und Briefe Georgs V. an Napoleon. Warnung 
vor Unterfhägung der franzöfiihen Armee. 
Die Commijfion ift immer nur die Marter- 
Taınmer für die Regierungscommifjarien und 
ohne Befugniß zum Abſchluß eines zweifeitigen 
Geſchäfts, daher muß Fürft Bismard ablehnen, 
dort zu erjcheinen 


19.S.RT. Rede zur Abwehr der perfönlicien 3 Angriffe des 


Abg. Windthorſt: Unberechenbarkeit der Zuſam⸗ 
menſetzung zukünftiger Reichstagsmajoritäten. 
Heterogene Zuſammenſetzung der gegenwärtigen 
Majornat; ihr Ferment: une haine commune; 
Mögliteit ihrer Zerbrödelung in Folge ber 
inneren Differenzen zwilchen ben die Najorität 
bildenden Parteien. Auf eine „In-blanco- 
Anmeifung“ auf die etwaige Najorität nad) 
drei Jahren Tönnen die verbündeten Regierungen 
nicht eingehen, wo es fich um da3 „Palladium“ 
des Reis handelt. Rüdblid auf die Ent— 
ſtehung bes Septennatd. Das Septennat ein 
Compromiß, an dem feitzuhalten bie verbüns 
beten Regierungen entf—loffen find. 
fahrenheit der deutſchen Parteiverhältniffe; 
Abhängigkeit der Eriſtenz des Gentrums von 
der Fortdauer des Gulturfampfs. Der Aus⸗ 
fau der Wahlen kann auf die Haltung ber 
Regierungen keinen Einfluß Haben, wo es ſich 
um die Fürforge für die Sicherheit und In- 
tegrität des Deutfchen Reiches handelt. Der 
Angriff auf dad Compromiß von 1874 ein 
Angriff auf die Verfaffung. Verfafjungätreue 
der Regierungen gegenüber ben auf Verfaſſungs⸗ 
änderung binzielenden Beſtrebungen Civils 
Moltkes (WindtHorfts). Der Ausdrud Kaifer⸗ 
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liches Heer“ eine ſprachliche Kürze. Verfafjungs- 
mäßige Competenzen bed Kaiſers in Bezug auf 
die Armee. Nugen einer fleißigeren Lectüre 
der Berfaffung. Die größere Coulanz bes 
Reichstags „zu Waffer“ ift, wenn von Dauer, 
erfreulich, aber eine Anmeifung auf die Liebens⸗ 
wuͤrdigteil des Reichstags auch „zu Lande“ 
tönnen die verbündeten Regierungen nicht an⸗ 
nehmen. Der Forderung einer Yürzeren Frift 
tiegt der Hintergebante zu Grunde, die Ent« 
ſcheidung über die Stärke des Heeres in die 
Hand der Neicätagsmajorität zu bringen. 
Windthorſts parlamentarifches Heergefolge. Die 
Socialdemotraten ald Bunbesgenoffen des Cen⸗ 
trums in allen Fragen der auswärtigen und 
inneren Politit. Windthorfts Gewerbe, dem 
leitenden Minifter das Geſchäft zu erſchweren, 
ohne daß er felbft bie Abficht Hat, Minifter zu 
werben, ift fein gemeinnügiges. Winbthorfts 
Ueberzeugung von ber Friedensliebe der Fran⸗ 
gofen im Gegenfag zu Biämards Urtheil, und 
von ihrer Ungefährlihteit im Gegenfag zu 
Molttes Anfiht. Die „Lumperei” der Karolinen 
und bie päpftlihe Vermittelung im Streit mit 
Spanien. Fürft Bismards Umgang mit Ars 
beitern; Gleichgültigleit der Arbeiter gegen 
parlamentarifhe Finaſſerien. Die Citirung 
des Schattens Georgs V. durch Fürft Bismarc 
war durch Windthorft provocirt; eine Schma⸗ 
lerung der Berdienfte des 10. Armeecorps liegt 
in der Belämpfung des Welfenthums nicht. 
Georgs V. Haltung nach dem ariege Breußens 
ſchnode Zurüdmeifung durd Hannover im 
Frühling 1866. Mahnung an den Reicätag, 
ſich zur Annahme der vollen Vorlage mit dem 
Septennat zu entſchließen; im Falle der Ab: 
lehnung ift die Auflöfung ganz gewiß. Winbdt- 
horſts abfolute Herrſchaft über die in blindem 
Gehorfam ihm folgenden Parteien . . . 227 

1887 13.1. 20.S.RT. Rebe über die Haltung der deutſchen Regierung 
in ber bulgariſchen Frage in Erwiderung auf 
eine Rebe bes Apg. Richter: Mittheilung der 
in ber bulgarifgen Angelegenheit ergangenen 
Erlaffe des Reichskanzlers und Entftellungen 
in ber Preffe zur Verleumdung ber deutſchen 
Regierung. Beweife für die Heherei der fort⸗ 
ſchrittlichen Blätter zum Kriege gegen Rußland. 
Schwinden ber Begeifterung für Bulgarien bei 
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den bie Reichstagsmehrheit bildenden Fractio⸗ 
nen mit alleiniger Ausnahme des Abg. Richter. 
Unfenntniß der politiiden Lage und Mangel 
an Urtheiläfraft in Zragen ber europdiſchen 
Politik bei den Polititern ber klerilalen und 
liberalen Preffe. Rucjlofigleit ber Kriegs 
hegerei. Ihr wahrſcheinliches Motiv die ver- 
muthete Rucwirtung auf bie innere Politik. 
Ein Parallelismus zwiſchen dem hannoveriſch⸗ 
feangöfifgen Vvandniß und dem preußiſc- 
itafienifhen Bünbnik von 1866 ift nicht zur 
läffig: ein Sieg Frankreichs hätte zwar zur 
DWieberherftellung Hannovers, aber aud zum 
Verluſte des linken Rheinufer geführt; bei 
dem Bunde mit Italien kam deutſches Land 
nicht in Betracht 


20.S.RT. Grmiberung auf bie Rede des bg. Windthorſt · 


Die Regierungen denken nit an einen Ber- 
faffungsbrug. Kaiſerliche Machtvollkommen⸗ 
heit auf Grund der Verfaſſung bei Ablehnung 
des Septennats. Hintergedanke der Reichs- 
tagsmajorität bei Forderung des Triennats: 
Verſchiebung der von der Verfaſſung gezoge⸗ 
nen Grenzen zwiſchen der parlamentariſchen 
und der Regierungsgewalt. Parteiiſche Ge— 
ſchichtedarfieuung des Hofrath Klopp. Die 
Sparcaffeneinlagen als Gradmeffer der Wohl- 
Habenheit und ihrer Steigerung. Die Abs 
Teugnung jeder Berbindung mit der Preſſe 
Seitens des Abg. Windtorft und aller Mit- 
glieder des Reichstags nimmt ber „Germania“ 
und ber liberalen Preſſe jeden Schimmer von 
politiſcher Bedeutung. Bismard als Journalift. 
Der Inhalt des deutjg:öfterreihifhen Bünd- 
niffes muß auch Windthorft verborgen bleiben. 
Die Auflöfung bed Reichstags ein verfaffungs- 
mäßiges Mittel. Lüfternheit bes Reichstags 
nad) einem Conflict. Bismarcks und Windte 
horſts Tod eine Burgſchaft größerer Berträg- 
ligteit der Mitglieder des Neichstage . . . 


21.S.RT. Mittheilung der Allerhöchſten Votſchaft über die 


Auftöfung des Reihdtagd . . . 2.» 
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IV. Preußifher Landtag. 
15. Januar bis 14. Mai 1887 . . . . 279-406 


1887 15.1. Eröffn.-S. Rede des Miniſters v. Butttamer zur Seöfnung 
des Preußiihen Landtags . . . . 


— 121. Adrefie des Herrenhaufes an den König . . . 285 
— 20.1. Antwort des Konigs auf bie Adreſſe des Herren⸗ 
hauſes 2386 - 


— 4.1. 6.5.09. Rede über bie Bolitit des Reichstanglers als Aus 
märtigen Minifters Preußens tm Reihe und 
bei den verbündeten Regierungen: Der Raifer 
als Depofitar der Rechte ber Bundesfürſten 
Tann diefe Rechte nicht nad) Belieben an eine 
wechſelnde Reichstagsmajorität oder deren ab⸗ 
folut herrſchende Führer abtreten. Der Nechtö- 
irtthum ber Oppofitton bei Auslegung ber 
Berfafjung: Die von ben verbündeten Regie: 
rungen zugeftandene periodiſche Bewilligung 
auf fieben Jahre ift ein Compromiß an Stelle 
deö von ber Berfafiung vorauögefegten Aeter- 
ats. Das Zugeftändniß barf aber nicht zum 
Ausgangspunkt fortlaufender weiterer Con⸗ 
eejfionen gemacht werden, wenn die Berfafjung 
nit flüfftg und zweifelhaft bleiben fol. Scheu 
der Regierungen vor einem Gonflicte gegen- 
über der Gonflictölüfterngeit des Reichstags. 
Das Anwachſen der deutſchen Streitkraft und 
Wehrhaftigkeit ein mejentliches Clement bed 
Friedend. Die Verleumbung der Regierung 
in ber Breffe wegen ihrer angebli—en reactio- 
nären Abfigten, bie durch Auflöfung bed 
Reichstags erreicht werben follen. Die Mono- 
polfurcht. Monopole werben kommen als noth⸗ 
wendige Folge unglüdlicher Kriege. Miß— 
trauen des Kaiferd gegen bie Majorität des 
legten Reichstags und Berechtigung dieſes 
Mißtrauens bei ber heterogenen Zuſammen⸗ 
fegung ber Majorität und ihrem zweifellos 
antimonarchiſchen Charakter. Winbthorft und 
Richter, zwei Freunde, wie Herobes und m 
latus. 288 

Grwiberung auf die Rebe des bg, Winbtporft: 
Die angebliche Bedrohung des allgemeinen 
Wohlrechts durch Fürft Bismard eine ünwahr⸗ 
Heit. Winbdthorft, der es für gefährlich, Hält, 
hat die Pflicht, es zu befämpfen, wie er als 
Welfe die Pflicht Hat, für Herftellung des 
Königreichd Hannover einzutreten. Die Untere 
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ftügung der Socialbemofratie durch das Cen⸗ 
trum bei Stichwahlen fteht im Widerſpruch 
mit ben frieblihen Gefinnungen des Papites. 
Eine Beeinträdtigung bes Etatsrechtes bes 
Reichstags wird von ben Regierungen nicht 
beabfightigt; Windthorſt wünfcht zur Häufung 
der Gonflicte jährliche Bewilligung. Aud die 
abfolute Monarchie wird nicht erftredt. Die 
Regierung verfolgt bei der Verſtärkung ber 
Armee feine Paradezwecke; der Appell an 
einen „verftändigen“ Reichstag der Zukunft 
bietet feinerlei Burgſchaft. Die Kryptorepublis 
caner ber Fortſchrittspartei für Lönigätreu zu 
halten, hat Fürft Bismard nad ihren Thaten 
feine Verpflichtung. Unmöglichkeit bes Abſo⸗ 
lutismus, Bismarck als Freund eines ver 
ftändigen Conftitutionalismus. Fractions- 
abfolutismus. Die Königätreue der Hanno— 
veraner hat Fürjt Bismard nie verhöhnt, fein 
Hohn gilt Denen, welde mit den Lönigätreuen 
Gefühlen des Lüneburger Landes für ihre ehr⸗ 
geisigen Barteibeftrebungen Gefchäfte zu machen 
ſuchen. Die Verabredung des Duetts Bid- 
mard:Stirum . . . 


1887 24.1. 6.S.MG. Grmiderung auf bie Rebe des Abg. Richter: Die 


„Allmacht de Kanzlers“ und die Bedrohung 
der Krone Preußens als Wahlparole Richters. 
Verſuch einer Auflepnung Richter gegen Windt- 
horſt. Vom König zu reden, ift in Preußen 
nicht unanftändig;; die engliſche Theorie ftimmt 
nit überein mit den Beftimmungen ber 
Preußiſchen Verfaſſung. Das „Wefen“ der 
Verfaſſung ein fortſchrittliches Deftilat; maß⸗ 
gebend iſt allein der Inhalt der Verfaſſung. 
Zur Erläuterung der Art. 59 bis 68 der 
Deutſchen Reichsverfaſſung. Das Geſetz von 
1874 gibt nicht die Marimal, fondern die 
Minimalgrenze der vom Reichstag zu bemillis 
genden Heereäftärke für die Dauer des Geſetzes, 
alfo auf fieben Jahre. Ein Brud des Com— 
promifjes liegt nicht in der Vorlage ber vers 
bündeten Regierungen. Die Schenfwirthä- und 
Schnapspolitit der fortfehrittlihen Wahlunter- 
nehmer. Fürft Bismarcks Stellung zu den 
Maigefegen: er ift verantwortlid, für bie Ges 
fege im Allgemeinen, muß aber die Bater- 
{Haft für die juriftifhen Details ablehnen. 
Haltung der Fortſchrittspartei im Culturkampf. 
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Biämards Jdeal find nit andere Einrichtun⸗ 
gen, fondern nur andere Wahlen und eine 
anders zufammengefegte Majorität. Sünden 
zegifter der Fortfgrittöpartei feit 1862: ihr 
Antampf gegen Alles, was Deutidland groß, 
reich und einig gemadt hat . 


5.6.99. Rede bei der Berathung des Gefegentrwurfe, be betr. 


die feftftellung der Leiftungen für die Volks⸗ 
ſchulen: Die Vorlage ift nicht bloß eine lex 
imperfecta, jondern aud ein fehr unvollklom⸗ 
menes Gefeg, und eben nur proviſoriſch bis 
zum Erlaß des durch die Verfaffung vorge- 
ſchriebenen Schulgejeged. Bei der Obftructiond- 
politit des Reichstags aber fehlen dem preußi= 
jchen Stante die Mittel zur Durchführung 
eines Schulgefeges. Ungleichheit der Schulz 
laſten. Die uncontrolirte Stellung des Cultus⸗ 
minifter® bei dem biöherigen Syftem. Zweck 
der Vorlage ift die Herftellung einer gerechten 
Bertheilung der Schullaften und eine Ueber- 
weifung von birecten Staatöfteuern zu Ge— 
meindezweden. Die Wohlthaten des Gefeges 
müffen allen Provinzen gleihmäßig zu Theil 
werben. Bitte, mit Rüdfiht auf das Provi— 
forifde der Maßregel keinen zu ftrengen Maß- 
ftab an bie Borfage anzulegen, fonbern fie 
nad) den Sertgtägen ber Regierung anyuneh= 
men. . 

Bemerkung zur Erläuterung von 83 der Re: 
gierungsvorlage . 

Bemerkung über bie Somierige der zeunũ 
vng3.. . B 

Fünfte Tirhenpofitifcpe Novelle . 


9.8.99. Rebe zu dem Gefepentwurf über die AR 


der fichenpolitifchen Gefege: Politifche, oppor- 
tuniftifhe Stellung Bimards zur Sage: für 
ihn {ft der Friebensjgluß mit bem Bapfte ein 
Friede wie mit jeder anderen Mad. Die 
Kritik deffelben durch Prof. Befeler erinnert 
an die herbe Kritit, die dem Friedensſchluß 
von 1866 zu Theil wurde. Die gravamina 
der Verdrießlichkeit abyuftellen, ift nicht Sache 
der Gefeggebung und Solitit. Gleihgüttig- 
leit der geiſtlichen Strafgemalt für den Staat. 
Die Prieftererziehung bietet an und für ſich 
noch keine Bürgihajt für das fpätere Ver— 
Halten der Priefter zu den Laien und ihre 
Toleranz gegen Anderögläubige. Geringer 
u 
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praltifcher Werth ber Angeigepflit. Der Ber- 
zicht auf die Maigeſetze bebeutet für den preußi= 
ſchen Staat keine Einbuße an Hoheitörechten 
und Würden. Die parlamentarifchen Fractions⸗ 
orden mit außgebilbetem Cabavergehorfam find 
für den Staat gefährlicher al mande Fatho- 
liſche Orden. Fürft Bismard Bat die Mai: 
gefege immer nur als Kampfgefege betrachtet. 
Zum Beweis Citate aus früheren Reben. Tie 
Sriebenäbeftrebungen ber preußiſchen Regie 
zung feit der Stuhlbefteigung Leos XIII., ihr 
Fortgang erſchwert durch ben deutſchen Rampfeö- 
zorn und durch die Haltung des Centrums und 
feinen Bund mit allen ftaatsfeindliden Ele- 
menten. Mafgebende Geſichtspunkte für Bis- 
mard bei ben Friedensunterhandlungen mit 
Rom. Gegnerſchaft des Centrums gegen ben 
Rapft; Wahrfheinlichteit des Cieges bes 
Papſtes. Papft und NKaifer ald Verbündete 
gegen die ben Anarchismus zeitigenben fubver- 
fiven Beftrebungen der klerikalen Fortſchritts⸗ 
partei der Capläne. Der dur die Wahlen 
bewirkte Wechfel in ber Bujammenfegung des 
Neichötags ift feine dauernde Bürgfhaft, um 
darauf hin dem Papfte die verſprochenen Con⸗ 
ceffionen zu kürzen. Der deutſche Epiſtopat 
vor und nad dem Baticanum. Der Deutfchen 
Freude am Streit mit dem eigenen Lands- 
mann. Der Friede mit Rom läßt die Regier 
tung dem Kampf mit Centrum und Welfen 
ruhiger entgegenfehen B 

Rebe zu dem Gefegentmwurf, betr. die Abänberung 
ber lirchenpolitiſchen Gefege. Der Abg. Richter 
als Lehnsmann und Mundftüd des Centrums 
iſt katholiſcher als der Papſt. Seine Erbitte- 
rung darüber, daß der Einſpruch der Staats- 
behörbe gegen die Ernennung von Geiſtlichen 
wefentli aus politifhen Motiven entnommen 
werben fol, bemeift, daß er noch nicht die hin⸗ 
reichenden Weihen empfangen hat, um Herifale 
ober auch nur klerikal⸗demokratiſche Interefien 
mit Sicherheit zu vertreten. Richters nationale 
Entrüftung über bie Anrufung der päpftlicen 
Hilfe in deutſchen Angelegenheiten ein Zeug⸗ 
niß feiner Untenntniß ber Diplomatie. Das 
Papſtthum Teine ausländiſche, fondern eine 
meltaligemeine, alfo für die deutſchen Katho— 
liten auch eine beutfche Inftitution. Die Ber- 
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Seite 
öffentlihung der Jacobiniſchen Noten durch 
preußifhe Behörden ift fein pudendum, fon- 
dern war eine Pflicht der Regierung gegenüber 
den ſchamlos belogenen Zatholif—en Wählern. 
Die Wahltunftftüde der alten Routinierd und 
Werbeofficiere waren größer als die der Re— 
gietung. Bismard3 Furdt vor einer Fünftie 
gen regierungsfeindlichen Reichstagsmajorität. 
Die Unterftellung, als ſtrebe Furſt Bismarck 
nach einer wilfährigen Majorität, um im Amte 
zu bleiben, ift unmwürdig. Die Vorlage über- 
ſchreitet nicht die Grenze der Conceſſionen, die 
der Staat maden kann; wird fie zu Fall ger 
bracht, fo wird der Regierung die Frucht einer 
fangjährigen und mühjamen Arbeit zerftört. 
Uebertreibungen des Abg. Gneift in Bezug auf 
bie Schilderung der Gefahren und Schäden, 
die dem Staate aus der Annahme ber Bor- 
lage erwachſen müßten. Staat und Kirche 
vor 1871. Bismarcks Opportunismus in feiner 
Kirhenpolitit; feine Stellung zum Baticanum. 
Erfted Auftreten des Centrums. Der Staat 
in ber Defenfive. Der Gulturfampf ift nicht 
confeſſionell, fondern politifch aufzufaffen. Vor— 
züge des Gentrums. Ungleichheit ber Tatholi- 
ſchen und evangeliſchen Kirche in ihrem Ver— 
hältniß zum preußiſchen Staate. Verſchieden⸗ 
artige Fundamentirung der beiden Kirchen. 
Meinungsverſchiedenheit über das kirchenpoli⸗ 
iſche Normaljahr. Der Friede mit der Kirche 
immer nur ein modus vivendi. Die Opfer 
des Culturfampfes nicht fo groß, daß um ihret- 
willen der Kampf fortgefegt werben müßte. 
Bei Ablehnung der Vorlage kann Fürft Bis- 
mard um feiner politiihen Reputation willen 
nicht länger Minifter bleiben. . . 358 

1887 21.4. 37.8.49. Grmiberung auf die Rebe bes Ag. Virchow: 
Virhows Sorge um Vismardd Geelenheil, 
feine Kritit der pofitif—en Urtheilsfcaft Biß- 
mards und des Mangels an Gonfequenz. Das 
Bapfttgum ift für den Katholifen eine inläns 
diſche Inftitution. Stein und Bismard. Bis- 
mare, mit Benelope verglichen. Bismard kann 
nicht nad) virchows Anſichten Politit treiben. 
Barität und Gleiäheit find nicht identiſche 
Begriffe. Die Orden eine katholiſche Forde— 
rung. Ein Friede, wie Virchow ihn forbert, 
ift ein unerreichbares Ideal, eine miffenfchaft- 
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liche Utopie. Der uralte Kampf zwiſchen 
Prieftertgum und Sönigliier Gemalt. Eine 
dauernde ®ergewaltigung der Tatholifien 
Sandaleute um ihres Belenntniffes willen war 
nie Bismarcks Ziel . 


‚1887 22.4. 38.85.49. Rede zu den Anträgen der verren d v. aleiſt und 


v. Hammerftein auf Neuregelung der Be— 
diehungen ber evangelifchen Kirche zum Staate: 
Die Beziehung des Staats zur evangelifhen 
Kirche fteht in feinem nothwendigen Zuſammen⸗ 
hang mit ber Veilegung des Streites zwiſchen 
dem Staate und ber katholiſchen Kirche. Die 
Anträge find nur geeignet, die Spaltungen 
innerhalb der evangeliihen Kirche zu ver: 
mehren. Reſervirte Haltung der Regierung zu 
Initiativanträgen aus dem Schooße ber parla- 
mentarifhen Verſammlungen aus Princip, 
nicht aus Gleigültigkeit. Die Zeit für einen 
folgen Antrag ift übel gewählt; feine Tendenz 
ift: vom Staate Rechte zu erpreſſen für Aus- 
übung einer ftaatligen Pflicht. Den evange- 
liſchen Glaubenägenoffen kann Fürft Bismard 
ein sacrificium intellectus nicht bringen. 
Vereitroilligfeit der Regierung, allen Rothe 
ftänden der evangelifhen Kirche durch Zur 
wendung reichlicherer Mittel entgegenzutommen. 
Bitte an das Abgeordnetenhaus, heterogene 
Fragen aus einander zu halten unb in ber 
Frage des Friedens mit der latholiſchen Kirche 
mit der Regierung zu ſtimmen . . 
Erwiderung auf die Rede des Abg. Dr. Brdel: 
Brüel, gleih dem Abg. Richter, ein Mundſtück 
des zum Schweigen verurtheilten Centrums; 
als Welfe und Reichsfeind ift Brüel der tertius 
gaudens duobus litigantibus, und dad Thema 
feiner Rebe war: Wie ann ich dem Fürften 
Bismard nad) Möglichkeit ſchaden unb ber 
Einigkeit im Reihe? Brüel als intelectueller 
Urheber des Hanımerfteinihen Antrags. Welches 
Sicht wirft diefe Thatfahe auf die eigentliche 
Abfiht des Antrags? Die Forderungen ber 
Sittligfeit und Geregtigfeit hat Biämards 
Kampf gegen factiöfe Barteiumtriebe nicht ver 
legt, fie werben aber burd die Umtriebe ber 
Welfenpartei in Frage geftellt. Die Maigefege 
als Rampfgefege. Die Preisgabe biäher occus 
pirter Gebiete eine Borausfegung des Friedens. 
Kein Friede hat ewige Dauer. Der Kampf 
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gegen die Curie war die Folge ber Partei: 
nahme des Papfted zu Gunften des Centrums. 
Vertrauen Bismarcks auf das gerechte Urtheil 
ber öffentlichen Meinung . . 398 

1887 25.4. 40.68.29. Bemerkung über die Wiederherfiellung und Wieber- 
aulaffung verfGiedener Orden: Die Regierung, 
obwohl nicht blind gegen die von der Wieber- 
zulaſſung verſchiedener Drben zu befürdtende 
Förderung der polniihen Beftrebungen in der 
Provinz Pofen, empfiehlt do die Annahme 
der gefammten Vorlage, weil buch das Ab⸗ 
brödeln eines Theile das Zuftandelommen 
de3 Friedens in Frage geftellt wird . . . 406 


V. Dentfher Reidhstag. 
3. März bis 18. Juni 1887 . . . . . 407-424 
Einleitung: Bildung des Cartelld der Nationalliberalen mit den beiden 
confervativen Fractionen. Schreiben Jacobinis an ben 
Nuntius di Pietro in Münden. Der Parteitag der rhei— 
niſchen Ratholiten in Köln. Bismard3 Schreiben vom 


Februar 1887. Ausfall der Neumahlen . . . 409 
1887 3.3. Eröffn.-S. Rebe des Minifterd v. Doettißer jur Eröffnung 
des Neicätagd. . - 415 


— 10.3. 6.5.RT. Rebe über bie Verwendung des Afritafonds: 
Virchow ald Vertreter der abftracten, die Re— 
gierung ald Vertreterin ber angewandten 
Wiſſenſchaft. Die Ergebniffe der Forfgung 
in bem unter englifhem Einfluß ſtehenden 
Niger- und Benue-Gebiete find für die beut- 
ſchen nationalen Beftrebungen völlig fruchtlos 
gewefen. Die Regierung verfolgt mit der Er⸗ 
ihließung ber Hinter dem deutſchen Schutz⸗ 
gebiet liegenden Länder gleichzeitig die beut- 
ſchen Handels⸗ und Verlehrsinterefſen. . . 419 

Erwiderung auf die Entgegnung des Abg. Virchow: 
Die Auswahl der zu erforſchenden Gegenden 
lann nicht der Afrikaniſchen Geſellſchaft über- 
laſſen bleiben. Die Erforſchung ber Hinter den 
deutſchen Küftengebieten von Afrika liegenden 
terra incognita ift eine Forberung ber wifjen- 
ſchaftlichen Ehre. Der eg Fieget 
als Zeuge gegen Birdom . . . 422 
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1888 6.2. 30.8.RT. Rede bei ber zweiten Berathung bed Gefegent: 


wurfs, betr. Aenberungen ber Wehrpflicht: 
Widerftreben Bismards gegen eine Erörterung 
der Gefammtlage Europas. Beſſerung bes 
Verhäftniffes zu Frankreich feit 1887. Das 
Verhältniß zu Rußland hat ſich feitbem aud) 
nicht verſchlimmert troß der Declamationen ber 
ruſſiſchen Preffe und trog der ruſſiſchen Truppen: 
aufftellungen. Die Preſſe ift für Bismard 
nur „Druckerſchwärze auf Papier”. Yeußer 
rungen ber ruffiihen Preffe find nur Mei- 
nungen ber einzelnen Artiteljchreiber, die feber- 
leicht wiegen gegen die Berfiherung des Kaiſers 
Alerander, daß er keine Abficht bat, und an⸗ 
zugreifen. Die Truppenaufftellungen fein be 
droßlihes Symptom für einen beabſichtigten 
Angriff auf Deutfchland oder Defterreich; ihr 
Motiv ift wahrfgeinlic in ber Ueberzeugung 
des ruſſiſchen Cabinet3 zu finden, ba in der 
nädjften europäifhen Kriſis das Gewicht der 
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Beilegung des Rirchlichen Streites. 


er fogenannte Culturkampf, der dem preußiihen Staate durch 

SU die römifde Kirche und die durch die katholiſche Abtheilung 

im Cultuöminifterium geförberte Stärkung des Polonismus 

in den öftlihen Provinzen aufgebrängt worden war (ngl. 

3b. V 185 ff.), erreichte feinen Höhepunkt in den kirchlich-politiſchen 
Gefegen von 1875. Aber biefe Gejege waren von Fürft Bismard 
nie als unabänderlihe Normen aufgefaßt worden, fonbern galten ihm 
immer nur als Kampfgefege, deren Beftimmungen gemildert oder 
auch außer Kraft gejegt werben könnten, fobald auf Seite be 
Gegners die Neigung zu frieblihem Ausgleich der beftehenden Streitig- 
teiten bervortreten würde. Er hoffte, wie er am 16. April 1875 
äußerte, daß auch wieder ein Mal die Reihe an einen friebliebenden 
Papſt kommen werbe, der bereit fei, auch andere Leute nad) ihrer Art 
leben zu laffen, und mit dem ſich Frieden ſchließen laffen werde. Von 
Pius IX. freilid war fein Entgegenfommen zu erwarten. Unter dem 
Einfluffe der Jefuiten ftehend, hatte er fih in einen folgen Zorn 
hineingerebet, daß jeber Gedanke einer Verjöhnung ihm unerträglid) 
ſchien, wenn fie durd Verhandlungen von Macht zu Macht und durch 
Gonceffionen und Gegenconceffionen erreicht werben follte; für ihn gab 
es nur eine Löſung des Streites: die bedingungslofe Unterwerfung des 
preußifhen Staates, und biefen Preis zu zahlen, mußte der preußiſche 
Staat fi weigern, wenn er fi nicht jelbft aufgeben wollte. Mit 
jebem Jahre aber traten die üblen Folgen des Kampfes deutlicher 
hervor. Die meiften Diöcefen entbehrten der Oberhirten, mehr als 
vierhundert Pfarreien waren ohne Pfarrer, in den verwaiſten Diöcefen 
und Pfarreien aber herrſchte fat völlige Anarchie. Harte Strafen 
wurden über die Widerfpenftigen verhängt, diejenigen Alerifer aber, 
die fi den Forderungen bes Staates untermwarfen, hatten von Seiten 
ihrer Amtögenofien und in der Herifalen Preſſe jo viel Anfeindungen 
zu erfahren, daß nur Männer von feftem Charakter ihnen auf bie 
Dauer zu trogen magten. Auch das politifhe Leben vergiftete der 
Kampf; das Centrum, unter der geididten Führung des Welfen 
Windthorft und bald verbündet mit allen Parteien, die aus irgend 
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weldem Grunde fi in der Oppofition gegen bie Regierung ober auch 
nur ben regierenden Staatsmann befanden, benugte jede Gelegenheit, 
dem Staate durch DVerfagung feiner Beihilfe die Erfüllung feiner Auf: 
gaben zu erſchweren ober unmöglich zu maden, und hielt durd eine 
ſyſtematiſch geleitete und in zahllofen Exemplaren bis in die kleinſte 
Hütte verbreitete ulttamontane Preſſe Millionen Katholifen in Auf: 
regung gegen den Staat der Hohenzollern. Auch auf Seite des Staates 
murde die Abkehr der Herzen von dem nationalen Leben und deſſen 
Aufgaben ſchwer empfunden, aber da nicht aus Uebermuth, fondern 
aus Nothwehr die „Mobilmachung des Staates gegen bie Kirche“ erfolgt 
war, fo war an eine Abrüftung erft zu denken, wenn auf der Seite 
der Kirche ber gute Wille bethätigt wurde, aus dem Kriegszuftande 
herauszufommen. 

Unter dieſen Umftänden fah man in Preußen der Wahl eines 
neuen Papftes, die duch den Tod Pius’ IX. (7. Februar 1878) noth: 
wendig wurde, mit großer Spannung entgegen: von ihrem Ausfall 
mußte es abhängen, ob der für beide Theile wichtige Friede hergeftellt 
werben Tonnte oder nit. Die Carbinäle vereinigten ihre Stimmen 
am 20. Februar 1878 auf den Camerlengo des bisherigen Papftes 
Joachim Pecci: ald Leo XII. trat er an die Spige der römijchen 
Kirche. Noch am Tage feiner Wahl richtete er an Kaifer Wilhelm 
ein Schreiben, dad, von dem geiftlihen Hochmuth, der die Aeuße 
rungen Pius’ IX. befeelte, frei, in verföhnlidem Tone gehalten war 
und zur Anfnüpfung erneuter Beziehungen zum römiſchen Stuhle auch 
von Preußens Seite führen konnte. Es lautete (in deutſcher Weber: 
fegung) : 

Bapft Leo XIII. 


entbietet dem allerdurhlaugtigften und mädtigften Kaiſer und König 
feinen Gruß. 

Durch die unerforfhlihen Wege des Herrn und ohne irgend ein 
Verdienft von Unferer Eeite find Wir auf den Stuhl des Apoftel: 
fürften erhoben worden, und Wir erlegen Uns die angenehme Pflicht 
auf, Em. Kaiferlihe und Königlihe Majeftät, unter deren mächtigem 
und ruhmreihem Scepter eine jo große Anzahl von Anhängern unferer 
heiligften Religion lebt, von diefer Thatfahe unverzügli in Kenntniß 
zu feßen. 

Da Wir zu Unferem Bedauern die Beziehungen, welche in früherer 
Zeit fo glüdlih zwifhen dem Heiligen Stuhl und Em. Majeftät ber 
ftanden, nicht mehr vorfinden, fo wenden Wir und an Ihre Hochherzig⸗ 
feit, um zu erlangen, daß der Friede und die Ruhe des Gemifjens 
diefem beträchtlihen Theile Ihrer Unterthanen miebergegeben werde. 
Und die Fatholiihen Unterthanen Ew. Majeftät werden nicht verfehlen, 
mie es ihnen ja aud der Glaube vorfchreibt, zu dem fie ſich befennen, 
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fi) mit der gewifienhafteften Ergebenheit achtungsvoll und treu gegen 
Em. Maojeftät zu zeigen. 

In vollfter Weberzeugung von der Gereditigkeit Em. Majeftät 
rufen Wir Gott den Herrn an, daß er Ihnen die Fülle feiner himm- 
liſchen Gaben verleihe, und flehen ihn an, er wolle Em. Majeftät mit 
Uns durch die Bande der vollfommenften riftlihen Liebe vereinigen. 

Gegeben zu Rom in der Bafılica von St. Peter, den 20. Februar 

1878, im erften Jahre Unferes Pontificats. 
Papſt Leo XI. 


Der Kaifer antwortete am 24. März 1878 dem Papſte in einem 
Schreiben, das durch die Gegenzeihnung des Fürften Bismard aus 
dem Rahmen einer Aeußerung von Perfon zu Perfon herausgehoben 
und zu einem Regierungsact gemacht wurde '): 

Berlin, den 24. März 1878. 
Guilielmus, Dei Gratia Imperator et Rex, Leoni XIII., Summo 
Ecclesiae Romano-Catholicae Pontifici, Salutem. 

Ich habe das Schreiben vom 20. v. M., durch welches 
Em. Heiligkeit Mi von Ihrer Erhebung auf den päpftlihen Stuhl 
in Kenntniß zu ſetzen die Güte haben, durch Wermittelung der 
verbündeten Regierung Sr. Majeftät des Königs von Bayern mit 
Dank erhalten. Ich beglückwunſche Sie aufrichtig dazu, daß bie 
Stimmen bes Heiligen Collegiums fi auf Ihre Perſon vereinigt 
haben, und wünſche Ihnen von Herzen eine gefegnete Regierung 
der Ihrer Obhut anvertrauten Kirche. 

Em. Heiligkeit heben mit Recht hervor, daß Meine katholiſchen 
Unterthanen gleid) den anderen der Obrigkeit und ihren Gefegen 
die Folgſamkeit beweifen, welche den Lehren des gemeinfamen 
chriſtlichen Glaubens entſpricht. Ih darf in Anknüpfung an den 
NRüdblid, den Em. Heiligkeit auf die Vergangenheit werfen, hinzu= 
fügen, daß Jahrhunderte hindurch der riftlihe Sinn des deutſchen 
Volkes den Frieden im Lande und den Gehorfam gegen befjen 
Obrigkeit treu bewahrt hat und für die Sicherftellung diefer werth— 
vollen Güter auch für die Zukunft Bürgſchaft leiftet. 

Gern entnehme Jh den freundlihen Worten Em. Heiligkeit 
die Hoffnung, daß Sie geneigt fein werden, mit dem mächtigen 
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Einfluß, melden die Verfaffung Ihrer Kirche Em. Heiligkeit auf 
alle Diener derjelben gewährt, dahin zu wirken, daß auch Die 
jenigen unter den Letzteren, welche es bisher unterliegen, nunmehr 
dem Beifpiel ber ihrer geiftliden Pflege befohlenen Bevölkerung 
folgend, den Gefegen des Landes, in dem fie wohnen, fih fügen 
werben. 

Ich bitte Em. Heiligkeit, die Verfiderung Meiner größten 
Hochachtung genehmigen zu wollen. 

Guilielmus, Imperator et Rex. 
v. Bismard. 


Der Papft antwortete am 17. April, aber feine Antwort entſprach 
nit den Hoffnungen, bie fein erftes Schreiben erwedt hatte; meit 
entfernt, den preußifchen Katholifen die Unterwerfung unter die Gefege 
anzurathen, forberte er vielmehr eine Abänderung der preußifchen Geſetz- 
gebung nad den Sagungen der katholiſchen Kirche und lehnte damit 
ab, den erften Schritt zu thun!). Der Kaifer ließ in Folge deſſen 
das Schreiben zunächft unbeantwortet, und es gewann ben Anſchein, 
als follte e8 bei dem Austaufh freundlicher Worte fein- Bewenden 
haben. Da gab der Nobilingſche Mordverfuh am 2. Juni 1878 dem 
Papſte den Anlaß zu neuer Anfnüpfung: in einem Glüdwunfgtelegramm 
drüdte er dem Kaifer feine Theilnahme an dem Gefchehenen aus. 
Namens des Kaiſers antwortete Kronprinz Friedrih Wilhelm, 
der feit dem 4. Juni die GStellvertretung feines ſchwerverwundeten 
Vaters übernommen hatte, in folgendem vom Fürſten Bismard ver: 
faßten Schreiben ): 

Berlin, den 10. Juni 1878. 

Em. Heiligkeit für die aus Anlaß des Attentats vom 2. d. M. 
bewiefene Theilnahme jelbft zu danfen, ift der Kaijer, Mein Herr 
Vater, leider noch nicht im Stande; gern laſſe Ich es daher eine 
Meiner erften Obliegenheiten fein, an Seiner Statt Jhnen für den 
Ausdrud Ihrer freundlichen Gefinnung aufrichtig zu danken. 

Der Kaifer hatte mit Beantwortung des Schreibens Em. Heilig- 
feit vom 17. April gezögert in der Hoffnung, daß vertrauliche 
Erläuterungen inzwifhen die Möglichkeit gewähren würden, auf 
den ſchriftlichen Ausdrud principieller Gegenfäge zu verzichten, 


%) Der Wortlaut des Schreibens ift nicht veröffentlicht. 
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welcher ſich bei Fortfegung des Schriftwechſels im Sinne bes 10. 6.1878. 
Schreibens Em. Heiligkeit vom 17. April nicht vermeiden läßt. 
Nach Inhalt des Iegteren muß Ich leider annehmen, daß Em. Heilig- 
feit die in dem Schreiben Meines Herrn Vaters vom 24. März 
ausgedrüdte Hoffnung nicht glauben erfüllen zu können, daß 
Em. Heiligkeit den Dienern Ihrer Kirche den Gehorfam gegen bie 
Gefege und gegen die Obrigkeit ihres Landes empfehlen würden. 

Den dagegen in Ihrem Schreiben vom 17. April aus 
geſprochenen Verlangen, die Verfaffung und die Gejege Preußens 
nad den Sagungen der römifch-Eatholifhen Kirche abzuändern, 
wird fein preußiſcher Monarch entſprechen können, weil bie Un— 
abhängigkeit der Monarchie, deren Wahrung Mir gegenwärtig als 
ein Erbe Meiner Väter und als eine Pflicht gegen Mein Land 
obliegt, eine Minderung erleiden würde, wenn die freie Bewegung 
ihrer Gefeßgebung einer außerhalb derfelben ftehenden Macht unter- 
geordnet werben follte. Wenn es daher nicht in Meiner und 
vielleicht auch nicht in Em. Heiligfeit Macht fteht, jegt einen Prin- 
cipienftreit zu ſchlichten, der feit einem Jahrtauſend in ber Ge: 
ſchichte Deutſchlands fih mehr als in anderen Ländern fühlbar 
gemacht hat, jo bin Ich doch gern bereit, die Schwierigkeiten, 
welche fi) aus diefem von den Vorfahren überfommenen Conflicte 
für beide Theile ergeben, in dem Geifte der Liebe zum Frieden 
und der Verjöhnlichfeit zu behandeln, welcher das Ergebniß Meiner 
Hriftlichen Ueberzeugungen ift. Unter der Vorausfegung, Mic) mit 
Ew. Heiligkeit in folder Geneigtheit zu begegnen, werde Ich bie 
Hoffnung nicht aufgeben, daß da, wo eine grundſätzliche Ver: 
ftändigung nicht erreichbar ift, doch verföhnliche Gefinnung beider 
Theile auch für Preußen den Weg zum Frieden eröffnen werde, 
der anderen Staaten niemals verſchloſſen war. 

Genehmigen Em. Heiligkeit den Ausdrud Meiner perſönlichen 
Ergebenheit und Verehrung. 

Friedrich Wilhelm, Kronprinz. 
v. Bismard, 
Die Antwort ließ feinen Zweifel, daß Preußen den erften Schritt 


zur Beilegung des Streites nicht thun werde. Mithin blieb nur ber 
Weg diplomatiſcher Verftändigung übrig durch Verhandlungen, in denen 
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das Maf der gegenfeitig und pari passu zu machenden Zugeftänbnifje 
feftgeftellt wurde. Zu ſolchen Verhandlungen traf unter Vermittelung 
der bayriſchen Regierung der in Münden beglaubigte Nuntius Mafella 
am 29. Juli in Kiffingen ein, wohin fi Fürft Bismard am 17. Juli 
zum Gurgebraud) begeben hatte; nod am Tage feiner Ankunft begrüßte 
er den Reichöfanzler in feiner Wohnung und empfing am 30. Juli 
deſſen Gegenbefuh. Vom 31. Juli ab fanden darauf längere Be: 
ſprechungen ftatt, die freilich mehr informatorifcher Natur waren, aber 
doch als ein Zeugniß für die auf beiden Seiten vorhandene Bereit: 
milligkeit, einen modus vivendi zwiſchen Staat und Kirche herzuftellen, 
aufgefaßt werben mußten. Da die Nachricht von den Kiffinger Unter: 
Handlungen in der Preſſe lebhaft erörtert und auf proteftantifher Seite 
der Befürchtung Ausdrud gegeben wurde, Fürft Bismard werde nun 
doch „nad Canofja gehen” und das mühſam Errungene gegen nichtige 
Scheinconceffionen preisgeben, hielt es der Reichskanzler für geboten, 
ein Wort der Beruhigung und Aufklärung zu ſprechen. Er that dies 
in einem Artifel der officiöfen „Provinzialcorrefpondenz“ vom 14. Auguft 
1878, der folgenden Wortlaut Hatte: 


Die Nachricht, daß der Reichskanzler Fürft Bismard in 
Kiffingen wiederholt Beiprehungen mit dem päpftlichen Nuntius 
in Münden gehabt hat, ift in den legten vierzehn Tagen Gegen: 
ftand Iebhafter Erörterungen in der Preſſe geweſen; es lag auf 
der Hand, daß es ſich bei der Zufammenkunft um eine zunächſt 
vertrauliche Verftändigung über die möglichen Wege zur Anbahnung 
des kirchlichen Friedens Handeln mußte, und es fonnte nicht fehlen, 
daß fih an die Thatfache ſolcher Beſprechungen die mannigfachften 
Vermuthungen und Gerüchte Inüpften, an denen felbftverftändlich 
die Stellung und Wünfde der Parteien in Bezug auf die kirch— 
liche Politik einen wefentliden Antheil haben. 

Kein Verftändiger wird erwartet haben oder in diefem Augen- 
blide erwarten, daß über den Inhalt und Verlauf jener vertrau- 
lichen Erörterungen alsbald Näheres in die Oeffentlichkeit gebracht 
werde: der fiherfte Weg, jede Ausficht auf Erfolg im Voraus zu 
vereiteln, wäre bie Hereinziehung ber Parteien mit ihren Leiden- 
‘haften. Diejenigen, welche am lauteften verlangen, daß bie 
Deffentlichfeit über den Gang und Stand der Verhandlungen unter: 
richtet werde, gehören zu denjenigen politifchen Kreifen, welche das 
geringfte wirkliche Intereſſe für das Gelingen eines Friedens— 
werfes haben. 
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Wenn hier auf die Angelegenheit überhaupt ſchon mit einigen 14. 8. 1878. 
Worten eingegangen wird, fo gefchieht e& lediglich in der Abficht, 
dem von einem Theil der Preffe gefliffentlich verbreiteten Irrthum 
entgegen zu treten, als liege in dem Einlafjen auf Verhandlungen 
an und für fi eine Verleugnung ber Seitens der Regierung 
bisher verfündeten grundjäglihen Auffaffung ihrer Aufgabe und 
Pflicht in Bezug auf die kirchliche Politit: es kommt darauf an, 
von vornherein feitzuftellen, daß Fürft Bismard, wenn er an 
jeinem Theile ernft und gewifjenhaft die Hand zum Frieden bietet, 
damit nur erfüllt, was er inmitten des lebhafteften Kampfes jeder 
Zeit Har und beftimmt verkündet hatte. 

In derfelben Rebe, in welcher der Reichefanzler das berühmte 
Bort ſprach: „Seien Sie außer Sorge — nad) Canoſſa gehen 
wir nicht,” fügte er unmittelbar darauf Hinzu: 

Die Regierungen des Deutſchen Reiches ſuchen emfig, 
ſuchen mit der ganzen Sorgfalt, die fie ihren katholiſchen 
wie ihren evangelijchen Unterthanen ſchulden, nad) den Mitteln, 
um in einer möglichſt friedlichen, in einer die confeffionellen 
Verhältniffe des Reiches mögliäft wenig erfhütternden Weife 
aus dem jetigen Zuftande in einen annehmlicheren zu ge 
langen.” 

Im Laufe der Rede gab er noch ein Mal diefer Weberzeugung und 
Abfiht Ausdrud: 

„Die Regierung ſchuldet den katholiſchen Mitbürgern, 
daß fie nicht müde werde, die Wege aufzufuchen, auf denen 
die Regelung der ‚Grenze zwiſchen ber geiftliden und ber 
weltlichen Gewalt, deren wir im Intereſſe unferes inneren 
Friedens abfolut bedürfen, in der fehonendften und con= 
feffionel am wenigften verftimmenden Weife gefunden wer— 
den kann.“ 

Dieſelbe Gefinnung, wie damals bei Beginn des Kampfes, 
hat Fürft Bismard auch in den fpäteren Stadien befjelben immer 
wieber befunbet. 

In einer Rebe vom Jahre 1875, in welcher er zunächſt nad) 
wies, daß durch die Veränderung der katholiſchen Kirhenverfaffung 
in Folge ber vaticaniihen Beſchlüſſe die Bürgihaften weggefallen 
feien, welche der preußifhe Staat früher für die Beachtung der 
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14.8. 1878. ftaatlihen Rüdfichten Seitens der Fatholifchen Geiftlichfeit zu be— 
fiten geglaubt habe, erflärte er weiter: 

Der Firhliche Friede hänge davon ab, daß zuvor unfere 
Gefeßgebung von den Fehlftellen gereinigt fei, mit denen fie 
feit 1840 in allzu großem Vertrauen unwirkſam geworben 
fei. € ſei gemiffer Maßen Breſche in die für den all 
gemeinen Frieden des Staates nothwendigen Beftimmungen 
gelegt. Diefe Breſche müfje überfcüttet und ausgefüllt 
werben. „Sobald das gefchehen ift” — fügte der Kanzler 
hinzu — „werde id) fein eifrigeres Bemühen haben, als den 
Frieden, felbft mit dem Centrum, namentlid aber mit dem 
fehr viel mäßiger gefinnten römiſchen Stuhle zu fuchen, und 
ich Hoffe ihn dann auch mit Gottes Hilfe zu finden, denfelben 
Frieden, unter dem unfere Väter Jahrhunderte lang in einem 
ftarfen Staate und geſchützt in diefem ftarfen Staate durch 
unfere Dynaftie mit einander in confelfioneller Einigfeit ge— 
lebt haben.” 

Der Kanzler begründete feine Hoffnung demnächſt noch weiter 
mit ben Worten: 

„Wie uns die Geſchichte Friegerifhe Päpfte und fried- 
liche, fechtende und geiftliche zeigt, To hoffe ih, wird doch 
auch wieder einmal demnädft die Neihe an einen frieb- 
liebenden Papſt fommen, und mit dem fi) Friede fliegen 
laflen wird. Darauf ift meine Hoffnung geritet, und dann 
hoffe ich wieberum einen Antonelli zu finden, der einſichtsvoll 
genug ift, um dem Frieden mit der weltlichen Macht ent= 
gegen zu kommen.” 

Nun denn: die Hoffnung auf einen friedlichen Papſt ſchien 
mit der Einfegung Leos XI. in Erfüllung gehen zu follen, und 
in dem (leider fo eben verftorbenen) Carbinalftaatsfecretär Frandi 
ſchien auch die verföhnlihe und einfichtsvolle Gefinnung Anto- 
nellis wieder zur Geltung zu gelangen. 

Die jüngft veröffentlichten Schreiben unjeres Kaifers und des 
Kronprinzen haben bezeugt, daß die Hoffnung auf eine friedliche 
Verftändigung ſchon bald nad) der Erhebung Leos XII. auf den 
päpftliden Stuhl wieder zur Anregung kam. 


Einfeitung: Beifegung bed kirchlichen Streites. 1 


Das Schreiben des Kronprinzen vom 10. Juni d. J. ſchloß 14. 8. 1878. 
mit den Worten: „Wenn es nicht in Meiner und vielleicht auch 
nit in Em. Heiligkeit Macht fteht, jegt einen Principienftreit zu 
ſchlichten, der feit einem Jahrtaufend in der Gedichte Deutſch— 
lands fi mehr als in ber anderer Länder fühlbar gemacht hat, 
fo bin Ich doch gern bereit, die Schwierigkeiten, melde fid aus 
diefem von den Vorfahren überfommenen Conflicte für beide Theile 
ergeben, in dem Geifte der Liebe zum Frieden und ber Verföhn- 
lichkeit zu behandeln, welher das Ergebniß Meiner criftlichen 
Ueberzeugung ift. Unter der Vorausfegung, Mid mit Em. Heilig: 
feit in folder Geneigtheit zu begegnen, werde Ich die Hoffnung 
nicht aufgeben, daß da, wo eine grunbfägliche Verftändigung nicht 
erreihbar ift, doch verföhnliche Gefinnung beider Theile aud für 
Preußen den Weg zum Frieden eröffnen werde, der anderen 
Staaten niemals verfchloffen war.” 

Wenn in dem Geifte diefes Schreibens und der in demjelben 
bezeichneten Borausfegungen Fürft Bismard jet in vorbereitende 
Erdrterungen mit einem Vertrauensmann des Papftes über die 
‚möglichen erften Schritte zur Anbahnung eines Ausgleihs auf dem 
Boden der Thatfahen eingetreten ift, fo fteht dies nad) obigen 
Andeutungen in vollem Einklange mit feiner bisherigen Gefammt- 
auffaffung der kirchlichen Aufgaben der Regierung. 

Ob und inwieweit fein aufrihtiges Streben zum Ziele führen 
mag, das hängt nit von ihm allein ab. 


Der Tod des Cardinalſtaatsſecretärs Franchi, deſſen Plötzlichkeit 
zu Vergiftungsgerüchten Veranlaſſung gab, wurde dem Fortgang der 
Verhandlungen verderblich. Die intranfigente Partei hatte mit ſchwerer 
Beſorgniß die Annäherung zwiſchen Kirche und Staat geſehen und ſetzte 
nun alle Hebel in Bewegung, die Friedensbeſtrebungen des Papſies 
zu durchkreuzen. Frandi erhielt in Cardinal Nina einen Nachfolger 
im Staatsfecretariat, der ihm an diplomatiſchen Fähigkeiten bedeutend 
nachſtand. Diefer fehte, den Weifungen des Papftes gehordend, die 
Unterhandlungen nod einige Zeit fort, doch führten fie zu feinem 
praftifchen Ergebniß, hauptfählih auh aus dem Grunde, weil von 
der Gentrumspartei, die im Reichstag und Preußiſchen Landtag die 
Intereſſen der katholiſchen Kirche zu vertreten vorgab, jede Ausföhnung 
„auf dem Boden der Thatfahen“ als unvereinbar mit der Würde der 
Kirche befämpft wurde. In den Preßorganen diejer Partei wurde der 
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Reichskanzler auf das Schmählichfte angegriffen, die Lauterfeit feines 
Strebens, den kirchlichen Hader dur einen für beide Theile anmehm: 
baren Frieden zu fließen, verdächtigt, ja jeder Friede „mit dieſer 
Regierung” für unmöglich erflärt. Unter dem Vorwand, den Frieden 
zu fördern, in Wirklichkeit, um ihn zu hindern, brachte die Centrums: 
partei im December 1878 im Abgeorbnetenhaus den Antrag wegen 
Abänderung des Geſetzes über die geiftlihen Orden ein. Daß es fih 
bei diefem Antrag um nicht Geringeres, als um die Wieberherftellung 
der Art. 15, 16 und 18 der Verfafjung und, auf Grund diefer Mieder: 
herftellung, um die Befeitigung der fogenannten Maigefege handelte, 
lag auf der Hand; aber ebenfo klar mar es, daß bie preußiiche Ne: 
gierung fi auf eine ſolche Forderung nicht einlaffen fonnte, deren 
Annahme eine unbebingte Unterwerfung bedeutete. Minifter Falk riß 
der Partei die Maske von dem Gefiht und ſchob ihr die Verantwort: 
lichkeit vor der Geſchichte für die Fortdauer eines Kampfes zu, deſſen 
Abſchluß die Staatäregierung ehrlich erftrebe. 

In diefen Kampf zwiſchen Centrum und Regierung hinein fiel 
eine Kundgebung des Papftes Leo XIII., die bewies, daß er nad 
wie vor Gedanken des Friedens in feinem Herzen Raum gab und von 
dem hartnädigen Non possumus eines Pius IX. und des Gentrums 
weit entfernt war. „Seit Beginn Unſeres Pontificats”, fo fchrieb er 
am 24. December 1878 an den früheren Erzbiſchof Melchers von 
Köln, „haben Wir gefucht, die guten Beziehungen zwiſchen den Fürften 
und Völkern einerjeit3 und ber Kirche andererfeit wieder herzuftellen. 
Beſonders aber haben Wir Unferen Geift der edlen deutſchen Nation 
fofort zugewendet, damit nad) Befeitigung der religiöfen Zwiſtigkeiten 
diefelbe wieder die MWohlthaten eines dauerhaften Friedens erlangen 
Tönnte. Don Unferer Seite haben wir alles Mögliche gethan, um diejen 
Imed zu erreichen, aber Gott allein weiß, ob das begonnene Werk ein 
glüdlihes Ergebniß haben wird. In jedem Falle werben Wir mit 
demfelben Eifer in Unferer ſchwierigen Miffion bis an das Ende Unferes 
Lebens ausharren. Die fociale, politiihe und religiöfe Ordnung ift 
durch die fubverfiven Lehren und ausſchweifenden frehen Gefinnungen 
verblendeter Menſchen überall jo bedroht, daß Wir die Pflichten Unferes 
apoftolifchen Amtes zu verabjäumen glauben würden, wenn Wir ed 
unterließen, der zum Tode ſchwachen Geſellſchaft die wirkſamen Mittel 
zu reichen, melde die Kirche befigt, um die Geſellſchaft zu heilen. 
Sp werden Wir für die deutſche Nation fortfahren zu wirken 
inmitten ber Sinberniffe aller Art, denn Unfere Seele wird 
niemals Ruhe finden, fo lange der kirchliche Friede in Deutfd: 
land nit wieder hergeftellt ift. Damit Unfer Streben einen 
ſchnellen Erfolg erziele, wenden Wir und an den deutſchen Epifcopat, 
damit er fi bemühe, die Gläubigen den Lehren der Kirche immer zu: 
gänglier zu maden. So werden die Gläubigen, Dank ihrer 
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Haltung und Danf ihrer vollen Unterwerfung unter die 24.12. 1878. 
Gefege, welde nicht im Widerfprude mit dem Ölauben und 

den Pflichten gegen die katholiſche Kirche ftehen, ſich würdig 

zeigen, die Wohlthaten des Friedens wieder zu erlangen 

und lange zu genießen. Wir flehen zu Gott, daß er feinen Stell: 

vertreter auf Erden und bie Biſchöfe erleuchte, und daß er, ber bie 

Herzen der Könige in feiner Hand bat, dem eblen und mächtigen 

Deutſchen Kaifer und feinen Rathgebern wohlmollende Gefinnungen ein: 

flöße.“ 

Wie anders klangen die milden Worte des Oberhirten der Kirche 
im Vergleich zu den kampfeszornigen Reden der klerikalen Abgeordneten 
und ben haßerfüllten Leitartileln der führenden Preßorgane des Gen: 
trums: hier die Mahnung, den Gefegen des Staates, die nicht gegen 
Glauben und Pflichten der Katholiken verftießen, gehorfam zu fein, auf 
Seite des Gentrums bie immer wiederholte Behauptung, daß Gehorfam 
gegen alle vom preußifhen Staate erlaſſenen Gefege, jo weit fie das 
Verhältniß des Staates zur Kirche betreffen, eine Sünde wider den 
Zatholifchen Glauben fei. Da aber der Papſt nicht magte, fich offen 
vom Centrum loszuſagen, ja, fi durd die in Rom mächtige Jefuiten- 
partei den Zwang auferlegen ließ, auf jedes felbitändige Vorgehen in 
der preußiihen Kirchenfrage zu verzichten und fi fortan von einer 
ad hoc eingefegten Carbinalscommiffion berathen zu laſſen, fo nahmen 
die Dinge zunähft feinen meiteren Fortgang. 

Das Jahr 1879 führte zu einer Annäherung des Gentrumd an 
die Regierung. Hatte das Centrum bisher die Regierung faft bei allen 
ihren Gefegesvorfchlägen bekämpft, noch zulegt im Reichstag jeder Be: 
tämpfung ber Ausſchreitungen der Socialdemofratie mittels eines Aus: 
nahmegejeges widerſprochen, fo konnte es doch — aus Gründen der 
Politik — nicht umhin, der von Bismard eingeleiteten Reform der 
Steuer: und Wirthſchaftspolitik zuzuftimmen. In demfelden Mae, als 
die liberalen Parteien fih von der Regierung zurüdzogen, näherten ſich 
ihr Gentrum und confervative Partei, eine klerikal⸗conſervative Mehr: 
heit brachte in der erften Hälfte des Jahres 1879 die Reform bes 
Zolltarifs zur Annahme und Ienkte damit den Reichswagen aus ben 
Geleifen einer ſchrankenloſen Freihandelspolitif in die Bahnen eines 
gemäßigten Schußzollfgftems. Auch in der Politik gilt der Grundſatz, 
daß eine Hand die andere wäſcht. Nachdem das Centrum der Regierung 
einen wichtigen Dienft geleiftet hatte und für die Weiterführung der 
begonnenen Reform ein ſchwer mwiegender Factor geworden war, konnte 
es au von der Regierung ein Entgegentommen erwarten, und es ver: 
fäumte nicht, feine Wünfche geltend zu machen. Den Fürften Bismard 
aus feiner Stellung zu verdrängen, hieß die für nothwendig erfannte 
Reform tödten, ehe fie recht begonnen worden war; aud konnte man 
ihn nicht wohl für alle Einzelheiten und Härten der Culturfampfgefege 
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verantwortlih maden. In den Augen des Centrums war Minifter 
Falk der „Vater der Maigefege” und als folder ein Gegenitand 
imverföhnligen Haſſes. Waren au die Verhandlungen mit der Curie 
unter feiner Zuftimmung erfolgt, fo wollte das Centrum doch nicht an 
den Ernft der frieblichen Beitrebungen der Regierung glauben, fo lange 
die Verwaltung des Cultusminifteriums in Falks Händen lag: es 
forderte alfo ala Vorbedingung jeder weiteren Erörterung über bie 
Herftelung des Friedens ben Rüdtritt des Minifterd. Da ftarke fatho- 
liſche Einflüffe fih auch bei Hofe geltend machten, deren Wirfung dem 
Minifter nicht nur die Ausübung feines Amts erſchwerten, fondern auch 
in allerhand perfönligen Kränkungen empfindlih wurden, fo reichte 
Falk im Juni 1879 feine Entlaffung ein, die ihm am 13. Juli 
vom König in Gnaden gewährt wurde. Die „Provinzialcorrefpondenz“ 
begleitete das Ausſcheiden des Culturfampfminifters mit folgenden Be- 
merfungen: 

Die Berufung bes Cultusminifters Dr. Falk am 22. Ja— 
nuar 1872 eröffnete einen bebeutfamen Abfchnitt auf dem Gebiete 
der kirchenpolitiſchen Entwidelung Preußens und Deutſchlands. 
Der Kampf, deffen Durchführung vom Standpunkt der ſtaatlichen 
Intereſſen die Aufgabe des neuen Minifters wurde, ift zwar nicht 
erft von ihm aufgenommen worden. Es genügt, daran zu erinnern, 
daß ber Conflict in Braunsberg, die Aufhebung der katholiſchen 
Abtheilung im Cultusminifterium, die erften grundfägliden Er— 
klärungen des Staatsminifteriums gegenüber den Biſchöfen, jowie 
die Vorlegung des Echulauffichtsgefeges ſchon vor dem Eintritt 
des Minifters Falk erfolgt waren. Seine Berufung hatte aber 
den offenfundigen und ausgeſprochenen Zwed, dem Vorgehen der 
Staatsregierung in der unvermeiblic gewordenen Auseinander= 
jegung volle Klarheit, Stetigfeit und Entſchiedenheit zu fihern. 

Es wäre nicht an der Zeit und würde auch den patriotiihen 
Geſichtspunkten, welhen der Minifter Falk felbft bei der Ein— 
reichung feines Entlafjungsgejuhs gefolgt ift, nicht entſprechen, 
dur ein Zurüdgehen auf die einzelnen Acte der Kirchengefeg- 
gebung in den legten fieben Jahren die Wunden zu erneuern, an 
deren Heilung jegt von den betheiligten Seiten mit Hoffnung auf 
Erfolg gearbeitet wird. 

Wohl aber erſcheint es angemeflen, an die Erflärungen zu 
erinnern, welche ber ſcheidende Minifter felbft (bei der Berathung 
der Anträge der Centrumspartei wegen Wiederherftellung der früheren 
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Berfaffungsartifel 15, 16 und 18) in Bezug auf die Möglichkeit des 13. 7. 1879. 
tirhlihen Friedens gegeben hat. (Folgen biefe Aeußerungen.) 

Als die damalige Rede des Minifters dahin mißdeutet worden 
war, daß fie eine Ankündigung weiterer Kämpfe, nicht eine Rebe 
zum Frieden gewejen fei, kam der Minifter Falf (im Januar d. J.) 
darauf zurüd, um diefer Deutung entſchieden zu widerſprechen. 
Zugleich aber nahm er Gelegenheit, an eine neuere Aeußerung des 
Papftes anzufnüpfen, in welcher die Erwartung ausgefprodhen 
worden war, daß bie Katholiken den Gejegen bes Staates, melde 
nit gegen den Glauben und nicht gegen ihre Pflichten gingen, 
Folge leiften würden. „Folgen Sie diefer Mahnung,” fagte ber 
Minifter; „wenn Sie diefen Anfang maden, fo würden wir nicht 
bloß dem Frieden nahe, fondern mitten darin fein.” 

Inzwiſchen hat fih die Stellung der Gentrumspartei zwar 
nicht auf dem Gebiete des kirchlichen Streites felbft, wohl aber in 
Betreff der allgemeinen Beziehungen zur Staatsregierung weſent⸗ 
lic verändert: die Regierung hat zur Durchführung einer ber 
wichtigſten Aufgaben für die Wohlfahrt und die Befeftigung des 
‚Reiches die Unterflügung der Centrumspartei gefunden. 

Daß hierdurch auch die Hoffnung auf bie Beilegung des kirch— 
lien Conflict? geftärkt wird, ift von dem Reichskanzler foeben 
mit den Worten beftätigt worden: „Ich muß auch bier fagen: Ich 
halte Conflicte wohl unter Umftänden für tapfer durchzukämpfen, 
aber nie für eine auf die Dauer zu erftrebende Inſtitution, und 
wenn fih Mittel und Wege bieten, die Schärfe der Gegenfäge zu 
mildern, ohne daß man an die Principien der eigentlien Streit= 
frage rührt, wenn man ſich gegenjeitig fennen und durch gemein- 
james Arbeiten an einem gemeinfamen und hohen Zmed ſich gegen= 
feitig achten lernt, fo liegt es doch wahrlich nicht in meiner Be— 
rechtigung als Minifter, folde Wege zu verfchließen und von der 
Hand zu weiſen.“ 

Der Minifter Falk hat diefe Auffaffung des Kanzlers ebenfo 
entſchieden getheilt, wie er mit demfelben über die Grundlagen 
eines möglichen Friedens eines Sinnes war. In allen bisherigen 
Borverhandlungen über die Einleitungen zu jenem Ziel hat der 
Kanzler auf das vertraulide Einverftändniß mit dem Cultusminifter 
den größten Werth gelegt und ſich deſſelben durchweg verfichert. 
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Als jedoch die Möglichkeit ernfter Friedensverhandlungen näher 
zu treten ſchien, gab der Minifter Falk ungeachtet jenes ſachlichen 
Einverftändniffes immer mehr ber perfönlihen Erwägung und dem 
Zweifel Raum, ob nad den fiebenjährigen heißen Kämpfen, in 
welchen feine Perfon ftets im Vordergrunde der ftaatlihen Action 
geftanden hatte und deshalb auch der Mittelpunkt aller Angriffe 
war, er gerade im Stande fein werde, aud) das Friedenswert 
perfönlich zu fördern. 

Diefer Zweifel vor Allem hat den Entſchluß des Minifters 
reifen laffen, jegt aus dem Amte zu ſcheiden. Wohl mögen noch 
andere Erwägungen mit Bezug auf die mannigfahen Schwierig. 
feiten und Meinungskämpfe auf anderen kirchenpolitiſchen Gebieten, 
auch im Betreff der evangelifhen Kirche, dabei mitgewirkt haben, 
aber der Minifter felbft hat bei der Begründung feines Wunſches 
vornehmlich jene Seite hervorgehoben und feine Entfhließung un- 
geachtet ber erneuten Feftftellung feines grundſätzlichen Einverftänd- 
niſſes mit der kirchlichen Politik des Kanzlers aufrecht erhalten. 


Zum Nachfolger Falks wurde der bisherige Oberpräfident von 
Sclefien, v. Puttlamer, ernannt. Welde Hoffnungen man auf ihn 
feßte, zeigten die zahlreichen Petitionen, die ihm von katholiſcher Seite 
zugingen; aber man fühlte fi doch enttäufcht, ala man bemerkte, 
daß der neue Minifter bei allem Entgegenfommen in der Form, doch 
nicht die Hand dazu bieten wollte, die im Kampfe gewonnene Rechts- 
baſis preiszugeben, und unter Fefthaltung des Princips nur Milde: 
zungen in der praftifhen Handhabung ber gefeglihen Beftimmungen 
in Ausfiht ftelte. Es darf als bie Frucht dieſer Enttäufgung an: 
gejehen werden, wenn das Centrum im Preußifhen Landtag, deſſen 
Sigungen am 28. October 1879 eröffnet wurden, in allen durchaus 
nit confeffionellen, fondern rein politiien Fragen ber Regierung aufs 
Entſchiedenſte Dppofition madte. In der Frage der Verftantlihung 
der Eifenbahnen, bei dem Schankſteuer- und Feldpolizeigefeg, in ber 
Frage der polnischen Ortsnamen u. f. m. wurde die preußiſche Regierung 
mit derſelben principiellen Entſchloſſenheit befämpft, der im Reichstag 
die Vorlagen über die Weiterbildung unferer Heereseinrichtungen und 
die Belämpfung der gemeingefährlihen Beftrebungen ber Social: 
Demokratie begegnet waren. 

Daß unter diefen Umftänden die preußiſche Regierung eine mehr 
abwartende Haltung einnahm, war ihr nidt zu verbenfen; eine Regie: 
rung, bie fi von einer fie angreifenden Minorität Conceffionen 
abzwingen läßt, hat damit für alle Zeiten auf ihre Unabhängigkeit 
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verzichtet, indem ſie durch ihre Nachgiebigkeit anerkennt, daß ſie ſich 
nicht ſtark genug fühlt, ihre Selbſtändigkeit zu wahren. Die Verhand— 
lungen, die in Kiffingen begonnen worden waren, waren auch unter 
Ninas Staatsfecretariat weitergeführt worben, und zwar, nachdem in 
Gaftein zwiſchen Fürft Bismard und dem in Wien beglaubigten Pro: 
nuntius $acobini (15. bis 19. September 1879) die möglichen Grund» 
lagen einer Verftändigung erörtert worden waren, in Wien durch den 
dortigen deutſchen Botſchafter Prinz Heinrih VII. Reuß unter dem 
Beirath des in Kirchenſachen erfahrenen Geh. Raths Hübler und den 
Pronuntius Jacobini. So lange aber die Cardinalscommiffion In— 
ftructionen ertheilte, die auf der Baſis der Unterwerfung des preußi: 
ſchen Staates unter die Forderungen der römischen Kirche ruhten, war . 
ein praftifhes Ergebniß nicht zu erwarten. 

Da entſchloß fih der Papſt, auf eigene Fauft und ohne Befragung 
der Commiffion einen erften Schritt zur Verfühnung zu thun. Unter 
dem 24. Februar 1880 richtete er an ben feines Amtes entjegten Erz: 
bifhof Melchers von Köln ein Schreiben, in dem er mit Hinweis 
auf feine feit zwei Jahren verfolgten Beftrebungen, den Katholiken 
Deutſchlands den Frieden zu verſchaffen, der Ueberzeugung Ausdrud 
verlieh, daß zwiſchen der firdlihen und ftaatlihen Gewalt 
ein dauerndes Einvernehmen beftehen fönne, wenn nur von 
beiden Seiten der geneigte Wille, den Frieden aufrecht zu 
erhalten, oder, wo es nöthig fei, ihn wiederherzuftellen, 
nit fehle. Um feinerfeits den guten Willen zu bezeugen, erklärte 
er, daß er, um diefes Einvernehmen zu befhleunigen, dulden 
werde, daß der preußifhen Staatsregierung vor der cano: 
nifgen Inftitution die Namen der Priefter angezeigt würden, 
die bie Bifhöfe der Didcefen zu Theilnehmern ihrer Sorgen 
in ber Ausübung der Geelforge wählten). 

Das Schreiben, das dem Kaiferlihen Botſchafter in Wien durch 
den Pronuntius Jacobini mitgetheilt wurde, mußte in Berlin den 
beften Eindruck machen. Enthielt es ja, wenn auch noch in ver: 
clauſulirter Form, die vom Staate geforderte Anerkennung der Anzeige: 
pfliht der Kirche. Aber vorfihtige Zurückhaltung war nad den üblen 
Erfahrungen geboten, die die Regierung bisher gemacht hatte, und fo 
erging denn an Prinz Heinrich VII. Reuß am 4. März 1880 folgender 
Erlaß: 


%) Im lateiniſchen Driginal lautet die entſcheidende Stelle: Nos huius 
<oncordiae maturandae causa passuros, ut Borussico gubernio ante canoni- 
cam institutionem nomina exhibeantur sacerdotum illorum, quos Ordinarii 
Dioecesium ad gerendam animarum curam in partem suae sollieitudinis 
vocant. 

Bismards politifhe Reden. XII. 2 


4. 3. 1880. 
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Auszug.) 
Berlin, den 4. März 1880. 
Em. Durchlaucht gefälliger Bericht vom 1.d. M. — Nr. 109 — 
hat dem Herrn Reichskanzler vorgelegen, der mit der Art und 
Weiſe, wie Sie die Mittheilung des päpftliden Schreibens an den 
früheren Erzbifhof Melchers entgegengenommen haben, ganz ein= 
verftanden ift. Ein beftimmtes Urtheil muß er ſich vorbehalten, 
bis fih der Umfang des angekündigten Nachgebens überfehen, 
namentlih erfennen läßt, ob unter den sacerdotes, melde bie 
Ordinarii Dioecesium berufen, aud die Succurfalpriefter und Die 
Capläne verftanden find, und von melden Gegenleiftungen bes 
Staates das Zugeftändniß abhängig gemacht wird. Ohne der im 
Gange befindlihen Berathung mit den preußifhen Herren Miniftern 
vorgreifen zu mollen, würde Fürft Bismard über die Wahl der 
Adreffe, an welche der Papft diefe Kundgebung gerichtet hat, hin— 
wegjehen. 
3. A.: Buger. 
St. Durchlaucht dem Kaiferlihen Botſchafter 
Prinzen Heinrih VII Reuß, Wien. 


Das Staatminifterium, innerhalb deſſen das päpftlihe Breve vom 
24. Februar alsbald einer eingehenden Erwägung unterworfen wurde, 
faßte am 17. März folgenden Beſchluß: 

Die Königlich preußifhe Staatsregierung erblidt in dem päpft- 
lichen Breve vom 24. Februar 1880 um fo bereitwilliger ein neues 
Zeichen der friedlichen Gefinnung, von welcher der Heilige Stuhl 
bejeelt ift, als diefe Gefinnung damit zum erften Male einen auch 
nad Außen hin erkennbaren concreten Ausdrud gefunden hat. 

Indes kann die Königliche Regierung jener Kundgebung, fo 
lange Zweifel über deren Congruenz mit den bezüglihen ſtaats— 
geieglihen Vorſchriften beftehen, ſowie in Anbetracht des in ihr zu 
Tage tretenden Mangels an einer beftimmten, die Erfüllung der 
gefeglihen Anzeigepflicht fihernden Anordnung vorerft nur einen 
theoretijchen Werth beimefien. 

Demgemäß hofft fie zunächſt erwarten zu bürfen, baß ber 
erneuten Erklärung über die verföhnlihen Abſichten Er. Geiligteit 
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auch praktiſche Folge gegeben wird. Sobald die Königliche Regie 
rung den ſichtlichen und in Thatfahen ausgebrüdten Beweis hierfür 
in Händen hat, wird fie fi) bemühen, von der Landesvertretung 
Vollmachten zu gewinnen, melde ihr bei Anwendung und Hand- 
habung der einjchlagenden Geſetzgebung freiere Hand gewähren 
und damit die Möglichkeit bieten, ſolche Vorſchriften und Anord- 
nungen, welde von ber römiſchen Kirche ala Härten empfunden 
werben, zu mildern oder zu befeitigen und fo ein dem Verhalten 
der fatholifhen Geiſtlichkeit entipredendes Entgegenfommen auch 
ftaatsfeitig zu bethätigen. 


Diefer Beihluß wurde durch die Botjhaft in Wien zur Kenntniß 
des Pronuntius Yacobini gebracht, von diefem nad Rom weiter: 
gemeldet. Aber ehe er dort officiell befannt geworben war, erging ſchon 
von Rom aus eine Kundgebung, die unzweideutig zeigte, daß das 
Breve vom 24. Februar ganz ander gemeint fei, als man preußifcher: 
feits geglaubt hatte, es interpretiren zu dürfen. Sie war enthalten 
in einer Depefhe des Garbinalftaatsfecretärs Nina vom 23. März 
an den Pronuntius Jacobini, die in ihrem entfcheidenden Abjchnitt 
folgendermaßen lautete: 

„Als Gegenleiftung für die Vortheile, welche die Kirche begehrt, 
erklärt fih Se. Heiligfeit von jest ab geneigt, die Verordnung, daß 
die Ordinarien, welche wieder in den Beſitz der Freiheit der Ausübung 
ihres Hirtenamts getreten find, fofern es fih um Ernennung inamo: 
vibler Pfarrer handelt, fi an die Regierung wenden fünnen, um beren 
Anſichten und Einwendungen in Betreff der Gandidaten, um bie es 
ſich handelt, fennen zu lernen. 

Die volftändige Kenntniß diefer Materie, melde Em. 2c. beimohnt, 
erfpart es mir, darauf hinzumeifen, daß eine folde Gonceffion niemals 
anders gefhehen kann, als für die inamoviblen Curaten, da niemals 
einer Regierung, aud) nidt denen, die fih am meiften um bie Kirche 
verdient gemacht haben, mehr zugeftanden ift. 

Um ferner mögliche Mißverftänbniffe zu vermeiden, wird Se. Heilig: 
Teit Sorge tragen, darzulegen, daß die fragliche Unterfuhung der 
Anfiht der Regierung niemals anders betrachtet werden fünne, denn 
als eine Ermittelung des Agréͤments des Staates. So fehr aljo aud die 
Autorität der Kirche alles Verlangen habe, und fo fehr es aud in 
ihrem Interefje fein wird, in den fraglichen Fällen den Staat zufrieden 
zu ftellen, wird doch das legte Urtheil über die Geeignetheit, die 
Betreffenden zu ernennen, immer ben Biſchöfen zuftehen, und im Falle 
einer Meinungsverjchiebenheit zwiſchen ihnen und dem Staate dem Ober: 
haupt der Kirche.“ 


17. 3. 1880. 


29. 3. 1880. 
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Jacobini theilte alsbald dem deutſchen Botſchafter die Auffafjung 
des Cardinalſtaatsſecretärs mit, und dieſer erftattete über feine Unter: 
redung am 29. März dem Reichskanzler folgenden Bericht: 

Wien, 29. März 1880. 

Durch einen Bericht vom 14. d.1) habe ich zu melden die Ehre 
gehabt, in welcher Weife ich dem Pronuntius gegenüber nad Maßgabe 
des hohen Erlafjes Nr. 153 vom 4. d. mich über den Eindrud ge: 
äußert habe, den der an Dr. Melchers gerichtete Brief des Papftes 
auf Ew. Durchlaucht gemadt Hatte. 

Der Pronuntius hat biefe meine Aeußerung nad Rom berichtet. 
Heute fam er zu mir, um mir eine Depefche des Cardinals Nina vom 
23. d. vorzulefen, welhe die Antwort auf feinen Bericht enthält. 

Carbinal Nina fagt, der Heilige Vater wolle die in Ausſicht 
geſtellte Inftruction an die Biſchoöfe ohne Verzug erlaflen, er wünſche 
aber, daß ihm vorher durch die Königliche Regierung einige Fragen 
beantwortet würben: 

1. Db die Königliche Regierung geftatten würde, daß bie Biſchöfe 
Preußens, ſowohl die in ihren Diöcefen anmeienden, wie die ab: 
weſenden, fich brieflich, jeder für fi, an die Regierung wenden 
dürften, um ihr die Namen der in die erlebigten Pfarren zu ernennenden 
Priefter anzugeben. Hierauf könne bie Königliche Regierung ihre 
Bedenken, wenn welche vorhanden mären, geltend maden. Würde die 
Regierung diefe Briefe wohlwollend aufnehmen, und würde fie ihr 
Agröment in den früher angegebenen Grenzen geben? 

2. Punkt 2 des Schreibens des Carbinalftaatsfecretärs erbittet 
Antwort auf die Frage, ob die Königliche Regierung das Zugeftänbnig 
sub 1, wenn e3 in Vollzug geſetzt fei, für genügend meitgehend erachten 
würde, um darauf die allgemeine Amneftie ber sub 1 erwähnten Prälaten, 
ihre Wievereinfegung in ihre Aemter, die Amneftie für den ber Strafe 
verfallenen Klerus und die Nieberfchlagung der ſchwebenden Procefje bei 
Sr. Majeftät zu beantragen. 

3. Ob, wenn dieſe beiden Fragen günftige Beantwortung finden 
würden, bie Königliche Regierung dem Papſte Zufiderung geben wolle, 
die preußißche Gefeßgebung in Uebereinftimmung mit den Grundſätzen 
der fatholiihen Kirche zu bringen, zu benen namentlich die freie Aus: 
übung des heiligen Minifteriums gehöre, wie die Erziehung des Klerus 
und ber religiöfe Unterricht der Fatholifchen Jugend? Wenn diefe Fragen 
günftig beantwortet werden würden, follte die in Ausſicht geftellte 
Inſtruction fofort erlaffen werden. 

Heinrid VII. Reuf. 
Sr. Durchlaucht dem Herrn Reichskanzler 
Fürften v. Bismard, Berlin. 


') Nicht veröffentlicht. 
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In Berlin erregte dieſe authentiſche Interpretation der päpſtlichen 
Aeußerung vom 24. Februar, die die in Ausficht geftellte Conceffion 
wieder zurüdnahm, und ſich gleich in Bezug auf den erften fundamentalen, 
das innere Leben der Kirche gar nicht berührenden Punkt auf einen 
für den preußifhen Staat völlig unannehmbaren Standpunkt ftellte, 
großes Befremden. Wie Fürft Bismard die Mitteilung aufnahm, 
lehrt fein Erlaß an den Kaiferlihen Gefchäftsträger, Graf Berchem 
in Wien, vom 4. April 1880, der freilih nur im Auszug befannt 
geworben ift: 


Auszug.) 
Berlin, den 4. April 1880. 

In der Sache felbft wollen Ew. Hochgeboren dem Carbinal 
Folgendes fagen: 

Wie er aus dem Staatsminifterialbefchluffe erjehen werde, 
gehe die Abficht der preußiihen Regierung dahin, uns in ben 
friedlihen Annäherungen pari passu mit dem päpftlihen Stuhle 
zu halten, wobei wir freilih, fo lange die Neußerungen St. Heilig: 
teit im Gebiete der Theorie blieben und einen mehr akademiſchen 
Charakter hätten, auch unfererfeits biefes Gebiet nicht würden ver- 
laſſen können. Auf dem Gebiete der Praris wäre bie preußifche 
Regierung, wie ih glaubte, im Vorfprunge, da alle diejenigen 
Eonceffionen bei Ausführung der Gefege, zu welchen die Erecutiv: 
gemalt gejeglich berechtigt ift, feitdem Herr v. Puttkamer die Ge 
ſchäfte führt, bereits freiwillig von der Regierung gemacht worden 
und ſchon ins Leben getreten find, und bei anderen die Regierung 
ſeitdem alle die Chonung und Zurüdhaltung beobachtet hat, welche 
ihr möglih war, ohne die beftehenden Geſetze zu verlegen. Unt 
und weitere Freiheit zur Enthaltung von Repreffiomaßregeln zu 
verſchaffen, wären Acte der Gefeßgebung nothwendig; zu ſolchen 
ift die Regierung ohne den Landtag nicht berechtigt; fie würde fie 
aber im nächſten Sommer bei dem Landtage beantragen. 

Unter derfelben Vorausfegung würden wir unfererfeits bie 
Ausführung derjenigen Gegenconceffion in Ermägung nehmen, 
welche ich bei meinen erften, noch bei Lebzeiten bes Carbinal- 
ftaatsjecretärs Frandi mit dem Nuntius Mafella gehaltenen Bes 
ſprechungen in Ausſicht geftellt hatte, falls von Seiten der Curie 
noch derſelbe Werth darauf gelegt wird, wie damals, nämlich 


4. 4. 1880. 


4. 4. 1880. 


15. 4. 1880. 
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Sr. Mojeftät dem Kaifer und Könige die Wiederherftellung der 
preußiſchen Geſandtſchaft am päpftliden Stuhle vorzufchlagen und 
eine Forderung dafür auf den Etat zu bringen. 

Den Bericht des Prinzen Reuß vom 29. v. M. über feine 
legte Unterredung mit Er. Eminenz hätte ich zunächft dem preußis 
ſchen Herrn Cultusminifter mit dem Erfuchen um eine Aeußerung 
zugeftelt und würde erft nad) Eingang berfelben in der Lage jein, 
mich über den Inhalt der Depeſche des Cardinalftaatsfecretäre vom 
23. v. M. auszufprehen. Der erfte Eindrud derjelben auf den 
Eultusminifter wäre allerdings fein ermuthigender, indem derſelbe 
unter dem Gefühl erfolgte, daß damit die bisherigen Annäherungs: 
verfuche auf ihren erften Ausgangspunkt zurückverwieſen würden. 

v. Bismard, 
Sr. Hochgeboren dem Kaiferlihen Gefchäftsträger 
Herrn Grafen Berhem, Wien. 


Andererfeit3 verlegte die fühle Haltung des Minifterialbefchlufjes 
vom 17. März in Rom, wo man ein rüdhaltlofes und freudiges Ent: 
gegenfommen ermartet hatte. Prinz Neuß unterrichtete bie preußiſche 
Regierung über den Wechſel der Stimmung in folgenden Berichten: 

Wien, den 15. April 1880. 

Dem Carbinal Jacobini ift von Rom noch Feine Antwort auf 
feine Depeche zugegangen, melde den preußiſchen Minifterialbefchluß 
vom 17. März c. begleitete; indeſſen glaubt er nicht zu irren, wenn 
er den Eindrud, den diefer Schritt der Königlichen Regierung im 
Vatican hervorgebracht haben dürfte, als einen ungünftigen bezeichnete. 

Man habe in Rom mit Zug und Recht erwarten fünnen, daß bie 
lange dauernde Berathung des preußiſchen Staatöminifteriums über 
die Wiener Arbeit des Geheimen Rath Dr. Hübler mit einer Aeuße⸗ 
rung darüber enden würde, wie fi die Königliche Regierung zu ben 
römiſchen Defiderien ftellen und inwieweit fie ihre eigenen Forderungen 
aufrecht erhalten wolle. 

Statt deſſen fei nun ein Beſchluß des Staatäminifteriums erfolgt, 
welder die Wiener Arbeit ganz ignorire, und deſſen Werth, mas die 
Beilegung des Streites zwiſchen dem Staate und der Kirche betreffe, 
nod ein ziemlich zmeifelhafter und nicht mit Klarheit zu beftimmen: 
der ſei. 

Ich habe dem Pronuntius klar zu machen verfuht, wie meiner 
Anfiht nad die Wiener Arbeit durchaus feine verlorene fei. Das 
Breve des Papftes vom 24. Februar habe einen nicht zu unterfhägen: 
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den Einfluß auf die Berathungen des Staatsminiſteriums gehabt; die 
Regierung trage fih mit der Hoffnung, von der Landesvertretung die 
zu erbittende biöcretionäre Befugniß zu erhalten. Daß die Tendenz 
Der Königlichen Regierung dahin gehe, von biefer Befugniß einen Ge: 
brauch zu machen, der allmählich wieder zum friedlichen Zufammenleben 
führen werbe, das werde man in Rom eben fo gut wiſſen, als ich dies 
verfihern Zönnte. Die Adminiftration des Minifterd v. Puttlamer 
bemeife genügend feinen verſöhnlichen Sinn. Ich glaubte daher, daß 
man auf dieſem Wege fchneller zum Biele, dem Frieden, kommen werbe, 
als dur eine in den Grenzen der Möglichkeit gehaltene Abänderung 
der Gejege, die ber römifchen Curie wohl nit genügend erfcheinen 
und Grund zu zahllofen Gontroverfen geben mwerbe. 

Ich habe nicht den Eindrud gehabt, daß ih den Pronuntius über: 
zeugt habe. Sein Hauptbedenken war, daß der katholiſche Klerus 
& la merci der Regierung fein werde; bas. fei feine Sicherheit für bie 
Ausübung des heiligen Minifteriums ber Klerifer! 

Auf die Frage, was mit Beziehung auf die Wiebereinfegung ber 
Biſchöfe beabfichtigt werde, erwiderte ih, daß diefe Frage erft dann 
zur Sprache fommen könnte, wenn der Papſt die in Ausficht geftellte 
Inſtruction wegen der Anzeigepflicht erlafien haben werde. Ohne 
dieſes praktiihe Eintreten in das Feld der Conceffionen feine Gegen- 
conceffion von Seiten Preußens. Der Preußiſche Landtag werde voraus: 
fihtlih in der Mitte des Monats Mai zufammentreten; wenn man 
daher in Rom die Gelegenheit benugen wolle, fo müffe man ſich bald 
entſchließen. 

Der Cardinal kam dann noch auf die in Ausſicht geſtellte Wieder— 
anfnüpfung der regelmäßigen diplomatiſchen Beziehungen zu ſprechen 
und fragte, warum eine preußifhe und feine Geſandtſchaft des Deutſchen 
Reiches in Ausficht genommen worden. Ich habe dabei bemerken können, 
daß, wenn e8 auch der Curie von hohem Werthe fein wird, nad) her— 
geftelltem Frieden wieder in regelmäßigen Beziehungen mit Preußen 
zu leben, fie doch faum geneigt jein dürfte, für diefen Vortheil einen 
Preis zu zahlen. 

H. VII. Reuß. 
Sr. Durchlaucht dem Herrn Reichskanzler 
Fürften v. Bismard, Berlin. 


Nahfärift zum Bericht vom 15. April 1880. 


Wien, den 16. April 1880. 
Heute Vormittag ſuchte mid der Carbinal Jacobini auf, um mir 
ganz vertraulich von einer Zuſchrift Kenntniß zu geben, die er geftern 
Abend vom Cardinal Nina erhalten hatte. 


15. 4. 1880. 


16. 4. 1880. 


16. 4. 1880. 
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Diefe Depeche befpricht den Staatsminifterialbefchluß vom 17.0.M. 
nur infofern, als fie fagt, der Einbrud, den berfelbe auf ben Heiligen 
Vater gemacht habe, fei der allerpeinlichfte gemwejen, weil er eine ganz 
andere Aeußerung der Königlih preußiſchen Regierung erwarten zu 
konnen geglaubt habe. Der Carbinalftaatzfecretär hoffe, daß der Kaifers 
lich deutſche Botſchafter in Wien noch in der Lage fein werde, befiere 
Auskunft (consilii) zu geben, wenn er im Stande gewefen fein werde, 
die Aufmerffamfeit feiner Regierung auf die praftiide Wichtigkeit der 
Depeſche des Carbinalftantsfecretärs vom 23. März zu Ienken. 

Wenn diefe Erklärungen nicht günftig ausfallen follten, jo würde 
der Pronuntius von ben definitiven Beſchlüſſen informirt werben, welche 
ſich der Heilige Stuhl gezwungen fehen mwürbe, gegenüber einer fo 
peinlihen Situation zu faſſen. 

Meine Frage, ob diefes mir vorgelefene Schriftjtüd als eine Ant: 
wort auf die Mittheilung zu betrachten fei, bie ihm ber Kaiferlihe 
Geſchäftsträger am 6. d. gemadt, verneinte der Cardinal. Wie biefe 
Antwort ausfallen werde, fei indefien vorauszufehen. Der Moment fei 
ein höchſt kritiſcher und bedenklicher. Er ſuche vergeblich nad Mitteln, 
um den Heiligen Stuhl no von einem Entſchluß zurüd zu halten, der 
für die Herftellung des Friedens verderblich fein werde. Die ſchlimmſte 
Seite des Meges, melden die preußifge Regierung nunmehr einſchlagen 
wollte, fei immer bie Ungemißheit, in ber die Kirche bleiben werde, 
und die fehlende Garantie für die Dauer der guten Dispofitionen ber 
Königlichen Regierung. Er wolle gern zugeben, daß Herr v. Buttlamer 
die ihm von dem Landtag zu ertheilenden Vollmachten in einem dem 
Frieden nützlichen Sinne gebrauden werde. Was werde aber nad ihm 
kommen? Wo fei die Sicherheit, daß ber verföhnlihe Einfluß, den 
Em. Durdlaudt auf die preußiſche Regierung, fo lange Sie Reihe: 
Tanzler und preußiſcher Minifterpräfident bleiben würden, jet ausübten, 
aud nad) Ihnen fortdauern werde? Rom könne die von uns geforberten 
Schritte des Entgegenfommens nit thun, wenn die Königliche Regie: 
rung nit zum Wenigften bie Ausſicht eröffnete, daß ber jeßt pro= 
jectirte Zuftand, die biscretionäre Vollmacht fomohl wie die Wieder- 
herſtellung ber biplomatifchen Beziehungen zwiſchen Preußen und ber 
Curie zum Ziel haben follten, zu einer legalen Regelung des Ver: 
hältnifjes der Zatholifchen Kirche zu kommen, mie foldes auf dem Wege 
einer Nevifion der Geſetze bereits angeftrebt worden fei. 

Der Papſt müſſe den Gläubigen wenigſtens bie Hoffnung vor— 
halten fünnen, daß man früher ober fpäter zum Frieben, zu einem 
modus vivendi fommen werde, ber auf gefeglihem Boden gegründet 
fei. Diefer gefeglide Boden aber fei nur in ber Revifion der preußis 
ſchen Kirchengeſetze zu finden. 

Wenn ich ihm fagen fönnte, ber neue, von der Königlichen Re: 
gierung betretene Meg werde eine ſolche Revifion anbahnen und er: 
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leichtern, wenn ih ihm in Ausſicht ftellen Tönnte, daß bie bei dem 
Heiligen Stuhle zu beglaubigende preußiſche Geſandtſchaft die Aufgabe 
haben werde, die Wiener Beiprehungen über die Mobification der 
Maigefege fortzuführen und zu einem Abſchluß zu bringen, fo würde 
eine folde Erklärung vielleicht den Heiligen Vater in die Lage ſetzen, 
die Gläubigen zu beruhigen. Man fei in Rom meit davon entfernt, 
den Abſchluß eines Concordats zu verlangen, habe auch ſchon darauf 
verzichtet, den Schluß ber Verhandlungen durch einen Notenaustaufch 
zu conftatiren; man werde fih damit begnügen, daß, wenn eine Eini— 
gung erfolgt fein werde, Seitens der Koniglichen Regierung die Vor: 
ſchlage für eine Abänderung der Maigefehe dem Preußifchen Landtage 
vorgelegt würden. 

Er bäte mich dringend, diefen Gedanken Ew. Durchlaucht zu unter- 
Breiten und um eine Meinungsäußerung zu bitten. Es fei dies viel: 
leicht das legte Mittel, um dem vollftändigen Brud vorzubeugen. 

Der Pronuntius feheint einen gänzlien Abbrud der Verband: 
lungen zu fürdten und ift auch durch den trodenen Ton der neueften 
Depeſche Ninas dazu berechtigt. Wie id aus feinen Aeußerungen ent: 
nehmen fonnte, fürchtet er dann eine Kundgebung, die der Heilige Stuhl 
den Katholifen Preußens ſchuldig ſei, um legteren die Gründe aus— 
einander zu feßen, weshalb die Verhandlungen zu Nichts geführt haben. 
Daß dadurch die Kluft zwiſchen Rom und der Königlich preußifchen 
Regierung nur noch größer werben würde, erfüllt den Garbinal mit 
Bejorgniß. ’ 

9. VII Reuß. 


Fürft Bismard antwortete hierauf in folgendem Erlaß: 


Auszug.) 
Vertraulid. 
Berlin, den 20. April 1880. 
Daß in unferen Unterhandlungen Rüdfchläge, wie der in den 
Berichten Ew. Durchlaucht vom 15. und 16.d. M. — Ar. 177 — 
gemeldete, früher ober fpäter eintreten würden, darauf war id 
durd die Haltung des Gentrums vorbereitet. Wir müſſen aud 
ferner darauf gefaßt fein, daß man von römifcher Seite jedes 
Mittel der Diplomatie erſchöpfen wird, bevor wir zu einem erträg- 
lichen modus vivendi gelangen, und wir werben noch mehr Phafen, 
wie die gegenwärtige, durchzumachen haben, da bie römijchen Prä 
Iaten durch ihre mangelhafte Einfiht in bie preußiſchen Verhält- 
nifje ftets verleitet werben, übertriebene Erwartungen zu hegen und 





16. 4. 1880. 


20. 4. 1880. 


20. 4. 1880. 
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ihre Ziele zu hoch zu fteden. Wenn man geglaubt hat, daß wir 
nicht bloß abrüften, fondern unfere Waffen im Wege der Geſetz⸗ 
gebung vernichten wollten, fo hat man uns eine große Thorheit 
zugetraut, wozu ich durch Feine meiner Weußerungen Anlaß gegeben 
habe. Auf der anderen Seite ift der Pronuntius im Unrecht, 
wenn er der preußifchen Regierung einen Vorwurf daraus machen 
will, daß der Staatsminifterialbefhluß vom 17. v. M. die Wiener 
Belprehungen mit Schweigen übergeht, und diejes Schweigen fo 
deutet, daß man es nicht der Mühe werth halte, fi über feine und 
feiner Techniker Erklärungen auszufpredhen. Dieſer Beſchluß nimmt 
in der That eine fehr weſentliche Mobdification der Maigejege in 
Ausfiht, wenn er für die Regierung die Befugniß erftrebt, die Aus- 
führung bderfelben im Intereſſe des Friedens zu unterlaffen. Bis 
jest ift die Regierung verpflichtet, fie ftreng durchzuführen; wirb 
fie von diefer Verpflichtung entbunden, jo kommt fie in die Lage, 
die Gefammtheit ber betreffenden Gefege frieblih, freundlih und 
entgegenfommend handhaben zu können, fo bald und fo lange eine 
ähnliche Politif von der Curie beobadtet wird. Sid mit den 
einzelnen Ergebniffen der Wiener Beiprehungen eingehend zu be— 
faſſen, wird für uns an der Zeit fein, fobald wir die entſprechenden 
Facultäten von dem Landtage erlangt haben und das Maß ihrer 
Ausübung erwägen werben. Die Befürchtung Jacobinis, was denn 
werben folle, wenn etwa die Regierung wechſelte, ift eine gegen- 
feitige. Was kann uns nicht bedrohen, wenn die Regierung im 
Vatican wechſelt und wieder ein kämpfender Papſt wie Pius IX. 
den Stuhl befteigt? Wir müffen alfo auf beiden Seiten in ber 
Lage fein, daß ein Schwert das andere in der Scheide hält. Daß 
wir das unferige zerbrechen follen, während die Curie ihre Politik 
friedlich oder feindlidh einrichten kann nach dem Willen des jewei— 
ligen Papftes und feiner Rathgeber, ift von und nicht zu verlangen. 
Wenn der Pronuntius Klarheit in dem Staatsminifterialbefchluffe 
vermißt, jo muß ich fragen, was denn auf römifcher Seite bisher 
ar if. Wir haben erhebliche praktiſche Conceffionen, fo weit wir 
das nad) der bisherigen Gefeßgebung fonnten, feit dem Amts— 
antritte bes Minifters dv. Puttkamer gemacht; von dem Papfte 
aber haben wir weiter Nichts als eine unbeftimmte theoretifche Ans 
deutung ohne vechtsverbindliche Verpflichtung, daß er ein unvoll- 
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kommen definirtes Anzeigeſyſtem werde dulden können, oder, wie 
der Pronuntius ſich ausdrückt, es iſt uns eine entgegenkommende 
Action „in Ausſicht geſtellt“, während eine ſolche unſererſeits 
bereits erfolgt iſt. Dieſe „Ausſicht“ wird uns bis zum Gefühl 
des Mißtrauens getrübt durch die Haltung der Centrumspartei im 
Preußiſchen Landtage und im Reichstage, in der wir eine praktiſche 
Erläuterung, eine Interpretation ber päpftlihen Snftructionen er 
bliden. Was hilft uns die theoretiſche Parteinahme des römiſchen 
Stuhles gegen die Socialiften, wenn die katholiſche Fraction im 
Lande, unter lauter Belennung ihrer Ergebung in den Willen des 
Papftes, in allen ihren Abftimmungen den Socialiften wie jeder 
anderen jubverfiven Tendenz öffentlih Beiftand Ieiftet? Unter 
Betheuerung guter Abfihten, welde niemals zur Ausführung ges 
langen, und unter dem Vorwande, daß man gerade jo, wie bie 
Regierung es betreibe, die Socialiften nicht befämpfen wolle, im 
Uebrigen aber fie verurtheile, ftimmt das Centrum ftets mit den 
Socialiften; und wählte die Regierung andere Wege, jo würden 
auch gerabe dieſe wieder für das Centrum nicht die annehmbaren 
fein. Als vor einem Jahre bie katholiſche Partei in der Zollfrage 
uns ihre Unterftügung lieh, glaubte ich an den Ernft des päpft- 
lichen Entgegenfommens und fand in diefem Glauben die Er- 
muthigung zu den fattgehabten Unterhandlungen. Seitdem hat 
die fatholifhe Partei, die ſich fpeciel zum Dienfte des Papftes 
öffentlich befennt, im Landtage die Regierung auf allen Gebieten, 
in der Eifenbahnfrage, bei dem Schanffteuergefeg, bei dem Feld⸗ 
poligeigefeg, in ber polniſchen Frage, angegriffen. Ebenfo in ber 
Reichspolitik, und gerade in Eriftenzfragen, wie der Militäretat, 
das Socialiftengefeg und die Steuervorlagen, fteht die katholiſche 
Partei wie ein Mann geſchloſſen uns gegenüber und nimmt jebe 
reichsfeindliche Beftrebung unter ihren Schu. Mag eine folde 
von ben Socialiften, von den Polen oder von der welfifchen Fronde 
ausgehen, das Syſtem bleibt conftant daſſelbe, die Regierung des 
Kaiſers nahdrüdlih zu befämpfen. Wenn man nun fagt, daß 
diefe Fraction irregeleitet werde durch einige Führer, welde vom 
Rampfe leben und bei dem Frieden fürchten überflüffig zu werden, 
fo ift mir das nicht glaublich Angefichts der Thatſache, daß fo viel 
GSeiftliche, hohe und niedere, unmittelbare Mitglieder dieſer regie- 
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rungsfeindlien Fraction find, und daß deren Politif, den Socia- 
liften Beiftand zu leiften, von den Mitgliedern des reichſten und 
vornehmften Adels unterftügt wird, bei denen fein anderes Motiv 
denkbar ift, als die Einwirkung der Beichtväter auf Männer und 
noch mehr auf Frauen. Ein Wort vom Papft oder von ben 
Biſchöfen, aud nur der biscreteften Abmahnung, würde dieſem 
unnatürlihen Bunde des Tatholifhen Adels und der Priefter mit 
den Socialiften ein Ende machen. So lange ftatt defien die Regie- 
rung in den Baſen ihrer Eriftenz durch die römiſch-katholiſche 
Fraction befämpft wird, ift eine Nachgiebigkeit für die erftere ganz 
unmöglid. Die Regierung kann friedlichen Beftrebungen friedlich 
entgegentommen; läßt fie fih aber duch Kampf und Drohungen 
die Hand zwingen, fo hat fie als Regierung abdicirt. Wenn nun 
dazu fommt, daß auch der Papft oder wenigftens der Pronuntiug 
Ew. Durchlaucht gegenüber von einer drohenden Sprache Nuten 
für die Verhandlungen zu erwarten fcheint, jo fehe ich daraus mit 
Bedauern, wie fern man dort jedem hier annehmbaren Gedanken 
an einen modus vivendi fteht. Die Andeutung von befinitiven 
ober fonftigen Beihlüffen, wie Abbruch der Verhandlungen und 
jede andere Drohung, macht uns feinen Eindrud. Die Fatholifche 
Partei hat in Bezug auf Agitation im Lande ihr Pulver zu früh 
verſchoſſen; die Wühlereien der Geiftlihen und ihrer wohlfeilen 
Blätter haben in ben erften Jahren des Conflicts Alles verjudt, 
was möglih war, um die Regierung des Königs in den Augen 
feiner Unterthanen herabzufegen und ihre Thätigfeit zu hemmen; 
die Herifale Preffe hat darin mehr geleiftet, als die focialiftifche, 
und ift in der Wahl der Mittel eben fo wenig fcrupuldg geweſen 
wie diefe. Was uns auf diefem Wege Unangenehmes und Gefähr- 
liches bereitet werben Tonnte, haben wir bereits erduldet und müffen 
das ferner erbulden, wenn die Geiftlichfeit diefe Role fortjegt, 
welche fie dem Staate und der Bevölkerung mehr und mehr ent= 
fremdet. Die Verminderung der Geiftliden, das Verſchwinden 
der Biihöfe, der Verfall der Seeljorge flößen uns die lebhafteſte 
Sympathie mit unferen fatholifhen Mitbürgern ein, die auf dieſe 
Weife von ihren Geiftlihen verlaſſen werben, weil die Priefter aus 
politiihen, dem Laien ſchwer verftändlichen Motiven die Seelforge 
verweigern. Es ift Sache der Kirche und des Papftes, dies zu 
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verantworten. Zu anderen Zeiten und in anderen Ländern haben 
wir geſehen, daß die katholiſche Geiſtlichkeit unter ſehr viel härteren 
Bedingungen, ja unter großen Gefahren und Demüthigungen 
dennoch die Gläubigen, die ihrer bedurften, nicht unbefriedigt ließ, 
fondern das tolerari posse jehr viel weiter trieb, als es nöthig 
fein würde, um in Preußen Seeljorge zu üben, ohne mit den Mai- 
gefegen in Conflict zu fommen. Wenn die heutige Hierarchie ihr 
Biel und ihre Anfprücde ſehr viel höher ſchraubt und lieber den 
Gläubigen die Wohlthaten der Kirche verfagt, als daß fie ſich den 
weltlichen Gefegen fügt, jo werden Kirhe und Staat die Folgen 
tragen müffen, welde Gott und die Geſchichte darüber verhängen. 
Bis jegt find wir es, die praktifch entgegen gefommen find; bie 
polizeiliden, die gerichtlichen Verfolgungen find fiftirt, foweit das 
Geſetz es uns erlaubt; wir haben ben Staatsanwälten und der 
Polizei, ſoweit wir es fünnen, Schweigen und Enthaltung auferlegt 
und beabfihtigen, Gefege vorzulegen, welche uns das in größerem 
Maße noch geftatten follen; die Kirche aber läßt ihre Anwälte im 
Reichstage und Landtage und in der Preffe den großen und Heinen 
Krieg in etwas milderen Formen, aber mit berfelben fachlichen 
Entſchiedenheit fortfegen wie früher. Es thut mir ſehr leid, wenn 
der Papft glaubt, durch Kampf und Drohung mehr von uns 
erreichen zu können, als durch freundliches Nachgeben, und wenn 
ein fo liebenswürdiger Prälat wie Jacobini über unjer Verhalten 
verſtimmt zu fein Urſache hat; aber in Bezug auf bie Gleichheit 
der Conceffionen, das Vorgehen pari passu in denjelben ift unfer 
ftaatlies Non possumus ebenjo zwingend, wie das kirchliche. Ich 
habe mweber zu Mafella noch zu Jacobini jemals eine Silbe gejagt, 
welde dahin hätte gedeutet werben können, daß wir in eine Re 
vifion, beziehungsmeife Abſchaffung der Maigefege nah Maßgabe 
der Herifalen Forderungen willigen würden; friedliebende Praris, 
erträgliher modus vivendi auf der Bafis beiberfeitiger Verträg- 
licfeit ift Alles, was mir jemals erreihbar ſchien. Ich habe die 
Ruckkehr zu der Geſetzgebung von vor 1840 im Princip für annehm: 
bar erklärt, die Rüdfehr zu dem von 1840 bis 1870 ermachienen 
Zuftand aber ftets mit großer Beftimmtheit abgelehnt bei den drei 
ober vier Gelegenheiten, wo diefelbe von uns verlangt wurde. 
Diefe Ablehnung war nit ein Mangel an Gefälligfeit, der durch 
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rungsfeindlien Fraction find, und daß deren Politif, den Soria- 
liſten Beiftand zu leiften, von ben Mitgliedern des reichften und 
vornehmften Adels unterftügt wird, bei denen fein anderes Motiv 
denkbar ift, als die Einwirkung der Beichtväter auf Männer und 
noch mehr auf Frauen. Ein Wort vom Papft oder von ben 
Biihöfen, aud nur ber discreteften Abmahnung, würde diefem 
unnatürlihen Bunde des Tatholifcden Adels und der Priefter mit 
den Socialiften ein Ende machen. So lange ftatt deſſen die Regie- 
rung in den Bajen ihrer Eriftenz dur die römifch-fatholifche 
Fraction befämpft wird, ift eine Nachgiebigkeit für die erftere ganz 
unmöglid. Die Regierung kann friedlichen Beftrebungen friedlich 
entgegenfommen; läßt fie fi} aber dur Kampf und Drohungen 
die Hand zwingen, fo hat fie als Negierung abdicirt. Wenn nun 
dazu fommt, daß auch der Papft oder wenigftens ber Pronuntius 
Em. Durchlaucht gegenüber von einer drohenden Sprahe Nugen 
für die Verhandlungen zu erwarten feheint, jo jehe ih daraus mit 
Bedauern, wie fern man bort jedem hier annehmbaren Gedanken 
an einen modus vivendi fteht. Die Andeutung von definitiven 
ober fonftigen Beichlüffen, wie Abbruch der Verhandlungen und 
jede andere Drohung, macht uns feinen Eindrud. Die fatholifche 
Partei hat in Bezug auf Agitation im Lande ihr Pulver zu früh 
verſchoſſen; die Wühlereien der Geiftlihen und ihrer wohlfeilen 
Blätter haben in den erften Jahren des Conflicts Alles verſucht, 
was möglih war, um bie Regierung des Königs in den Augen 
feiner Unterthanen herabzufegen und ihre Thätigfeit zu hemmen; 
die lerifale Preſſe hat darin mehr geleiftet, als die focialiftifche, 
und ift in ber Wahl der Mittel eben fo wenig ferupulös geweſen 
wie diefe. Was uns auf diefem Wege Unangenehmes und Gefähr- 
liches bereitet werden fonnte, haben wir bereits erbuldet und müflen 
das ferner erdulden, wenn die Geiftlichfeit diefe Role fortſetzt, 
welche fie dem Staate und der Vevölferung mehr und mehr ent= 
fremdet. Die Verminderung der Geiftlihen, das Verſchwinden 
der Biſchöfe, der Verfall der Seeljorge flößen uns die lebhafteſte 
Sympathie mit unferen katholiſchen Mitbürgern ein, die auf diefe 
Weiſe von ihren Geiftlihen verlaffen werden, weil die Priefter aus 
politiſchen, dem Laien ſchwer verftändlichen Motiven die Seelforge 
verweigern. Es ift Sache der Kirche und des Papftes, dies zu 





Einleitung: Weilegung des kirchlichen Streites. 29 


verantworten. Zu anderen Zeiten und in anderen Ländern haben 
wir geſehen, daß die katholiſche Geiſtlichkeit unter ſehr viel härteren 
Bedingungen, ja unter großen Gefahren und Demüthigungen 
dennoch die Gläubigen, die ihrer bedurften, nicht unbefriedigt ließ, 
ſondern das tolerari posse ſehr viel weiter trieb, als es nöthig 
fein würde, um in Preußen Seelforge zu üben, ohne mit den Mai- 
gefegen in Conflict zu fommen. Wenn die heutige Hierarchie ihr 
Ziel und ihre Anfprüde ſehr viel höher ſchraubt und lieber den 
Gläubigen die Wohlthaten der Kirche verfagt, als daß fie fih ben 
weltlihen Gejegen fügt, jo werden Kirche und Staat die Folgen 
tragen müffen, welde Gott und die Geſchichte darüber verhängen. 
Bis jegt find wir es, die praftifch entgegen gefommen find; die 
polizeiliden, die gerichtlichen Verfolgungen find fiftirt, foweit das 
Gefeß es uns erlaubt; wir haben den Staatsanmwälten und ber 
Polizei, ſoweit wir es können, Schweigen und Enthaltung auferlegt 
und beabfihtigen, Gefege vorzulegen, welche uns das in größerem 
Maße noch geftatten follen; die Kirche aber läßt ihre Anwälte im 
Reichstage und Landtage und in der Preſſe den großen und feinen 
Krieg in etwas milderen Formen, aber mit berfelben fachlichen 
Entſchiedenheit fortfegen wie früher. Es thut mir jehr leid, wenn 
der Papft glaubt, duch Kampf und Drohung mehr von uns 
erreihen zu können, als dur freundliches Nachgeben, und wenn 
ein fo liebenswürdiger Prälat wie Jacobini über unfer Verhalten 
verftimmt zu fein Urſache hat; aber in Bezug auf die Gleichheit 
der Eonceffionen, das Vorgehen pari passu in denſelben ift unfer 
ftaatlihes Non possumus ebenjo zwingend, wie das kirchliche. Ich 
babe weder zu Mafella noch zu Jacobini jemals eine Silbe gefagt, 
melde dahin hätte gedeutet werben fünnen, daß wir in eine Ne 
vifton, beziehungsweife Abſchaffung der Maigejege nah Maßgabe 
der Herifalen Forderungen willigen würden; friedliebende Praris, 
erträgliher modus vivendi auf der Bafis beiderfeitiger Verträg- 
lichkeit ift Alles, was mir jemals erreichbar ſchien. Ich habe die 
Rüdfehr zu der Gefeßgebung von vor 1840 im Princip für annehm⸗ 
bar erklärt, die Rüdtehr zu dem von 1840 bis 1870 erwachſenen 
Zuftand aber ftets mit großer Beftimmtheit abgelehnt bei den drei 
oder vier Gelegenheiten, wo diejelbe von uns verlangt wurde. 
Diefe Ablehnung war nicht ein Mangel an Gefälligfeit, der durch 
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die Wahrnehmung „peinlier Eindrüde” befeitigt werben Fonnte, 
ſondern fie war unabmeisliche politifche Nothwendigkeit. Wenn die 
Wiederherſtellung diplomatiſcher Beziehungen für Rom feinen Vor: 
theil bildet, für den ein Preis gezahlt werden würbe, fo werben 
wir darauf verzichten, biefelbe nochmals anzubieten, und darauf 


nicht wieder zurüdfommen. 
v. Bismard. 


Sr. Durchlaucht dem Kaiſerlichen Botſchafter 
Prinzen Heinrich VII. Reuß, Wien. 


Die Weigerung des römiſchen Stuhles, irgend welchen maͤßigenden 
Einfluß auf die Oppoſition des Centrums auszuüben, nahm Fürſt 
Bismard als Beweis dafür, daß die Friedensjehnfugt in Rom nur 
von dem Wunſche eingegeben war, den preußiſchen Staat durch freund: 
lihe Worte zur Preisgabe der durch den Kampf gemonnenen Rechts- 
bafis zu bewegen. Da die preußifhe Regierung fih darauf nicht ein- 
laſſen fonnte, für ihre Vorftellungen aber Fein Verſtändniß fand, fondern 
überall wieder dem Non possumus begegnete, fo war ber Abbrud der 
Verhandlungen in Hoffnung auf fpätere Wiederaufnahme dur bie 
NRüdfiht auf die Ehre des Staates geboten. Fürft Bismard kündigte 
ihn in folgenden Erlaffen an Prinz Reuß an: 


Auszug.) 
Berlin, den 5. Mai 1880. 

Aus Ew. Durchlaucht gefälligen Beriht vom 30. v. M.) 
— Nr. 209 — mit deffen Inhalt die Meldungen des Grafen 
Werthern aus Münden und des Herrn v. Radowitz aus Paris, 
welde ich in Abjchrift refpective im Auszug beizufügen mich beehre, 
parallel gehen, hat der Herr Reichskanzler den nieberfchlagenden 
Eindrud von der Unfruchtbarkeit unferer Verhandlungen gewinnen 
müffen. Die Ableugnung jeden Einfluffes auf die Gentrumspartei, 
welche eine erhebliche Zahl von Prieftern enthält und zum größeren 
Theile unter priefterlihem Einfluß gewählt wird, ift uns beinahe 
zehn Jahre lang entgegengehalten worden, und ift es doc dieſe 
Partei, die 1871 den Conflict gejhaffen hat und ihn fortfegt. 
Der Charakter der Partei, ihr Verhalten gegenüber der Regierung, 


») Nicht veröffentlicht. 
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ihr Zufammenmwirken mit ben negirenden und den beftructiven 
Elementen find Em. Durchlaucht aus eigener Wahrnehmung befannt 
und in der anliegenden retrofpectiven Denkſchrift *) näher beleuchtet. 

Das darin geſchilderte Verhalten der Gentrumspartei ift für 
ung der Maßſtab für die Wahrjcheinlichkeit, mit welder wir auf 
einen Erfolg unferer römijchen Verhandlungen rechnen dürfen. 
Diejes Verhalten hat ſeit dem vorigen Herbft bis heute für die 
bejahende Beantwortung dieſer Frage auch den legten Anhalt zer- 
ftört, fo daß der Herr Reichskanzler fi von den Verhandlungen 
mit dem Batican gegenwärtig fein Ergebniß verſpricht. Die Hoff- 
nung des Reichskanzlers auf einen günftigen Erfolg der Verhand- 
lungen ift durch das Verhalten des Centrums geſchwunden. Die 
Erklärung, daß der Römiſche Stuhl keinen Einfluß auf das Centrum 
befige, findet bei uns nicht Glauben. Em. Durchlaucht wollen 
gefälligft Hinzufügen, daß die Remedur durch eine veränderte 
Haltung des Centrums auf dem Terrain des Reichstags, bei dem 
bald bevorftehenden Schluffe der Seffion, nicht mehr möglih und 
auf dem Terrain des bevorftehenden Landtags nicht wahrſcheinlich 
fei. Habe der Papft wirklich feinen Einfluß auf das Centrum, 
was helfe der weltlichen Regierung dann eine Verftändigung, 
die ihn zufrieden ftellte? So wenig es auch mit den wiederholten 
gegen uns und öffentlich abgegebenen Verfiherungen ber Curie von 
ihren erhaltenden Beftrebungen verträglich ſcheine, fo confequent 
fähen wir dod das Centrum mit den focialiftifhen und fort 
ſchrittlichen Nepublicanern in dem monarchiſchen Deutſchland zu: 
jammengehen. 

v. Hohenlohe. 
Sr. Durchlaucht dem Kaijerliden Botſchafter 
Prinzen Reuß, Wien. 


Auszug.) 
Berlin, den 14. Mai 1880. 


In Beantwortung der gefälligen Berichte Nr. 177 und Nr. 196 
über Ew. Durchlaucht Unterredungen mit dem Pronuntius am 
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die Wahrnehmung „peinliher Eindrüde” befeitigt werben konnte, 
fondern fie war unabweisliche politifche Nothwendigkeit. Wenn die 
Wieberherftellung diplomatifher Beziehungen für Rom feinen Vor— 
theil bildet, für den ein Preis gezahlt werden würde, jo werben 
wir darauf verzichten, dieſelbe nochmals anzubieten, und darauf 


nicht wieber zurüdfommen. 
v. Bismard. 


Sr. Durchlaucht dem Kaiferlihen Botjchafter 
Prinzen Heinri VII. Reuß, Wien. 


Die Weigerung des römifhen Etuhles, irgend melden mäßigenden 
Einfluß auf die Oppofition des Gentrums auszuüben, nahm Fürft 
Bismard ald Bemeis dafür, daß die Friedensjehnfuht in Rom nur 
von dem Wunſche eingegeben war, den preußifchen Staat durch freund: 
lihe Worte zur Preisgabe der durch den Kampf gewonnenen Rechts: 
bafis zu bewegen. Da die preußiſche Regierung fi darauf nicht ein: 
laffen fonnte, für ihre Vorftellungen aber fein Verſtändniß fand, fondern 
überall wieder dem Non possumus begegnete, fo war der Abbrud) der 
Verhandlungen in Hoffnung auf fpätere Wiederaufnahme durch die 
Nüdficht auf die Ehre des Staates geboten. Fürft Bismard kündigte 
ihn in folgenden Erlafjen an Prinz Reuß an: 


Auszug.) 
Berlin, den 5. Mai 1880. 

Aus Ew. Durchlaucht gefälligem Beriht vom 30. v. M.) 
— Nr. 209 — mit deſſen Inhalt die Meldungen des Grafen 
Werthern aus Minden und des Herrn v. Radowitz aus Paris, 
welche ich in Abfchrift refpective im Auszug beizufügen mid) beehre, 
parallel gehen, hat ber Herr Reichskanzler den niederſchlagenden 
Eindrud von der Unfruchtbarkeit unferer Verhandlungen gewinnen 
müſſen. Die Ableugnung jeden Einfluffes auf die Centrumspartei, 
welche eine erhebliche Zahl von Prieftern enthält und zum größeren 
Theile unter priefterlihem Einfluß gewählt wird, ift uns beinahe 
zehn Jahre lang entgegengehalten worden; und ift e& doch diefe 
Partei, die 1871 den Conflict geſchaffen hat und ihn fortjegt. 
Der Charakter der Partei, ihr Verhalten gegenüber der Regierung, 
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ihr Zufammenwirten mit den negirenden und ben beftructiven 
Elementen find Em. Durchlaucht aus eigener Wahrnehmung befannt 
und in der anliegenden vetrofpectiven Denkſchrift *) näher beleuchtet. 

Das darin geſchilderte Verhalten der Gentrumspartei ift für 
uns ber Maßftab für die Wahrſcheinlichkeit, mit welcher wir auf 
einen Erfolg unferer römijhen Verhandlungen rechnen dürfen. 
Diefes Verhalten hat ſeit dem vorigen Herbſt bis heute für die 
bejahende Beantwortung biefer Frage aud den legten Anhalt zer- 
ftört, fo daß der Herr Reichskanzler fih von den Verhandlungen 
mit dem Batican gegenwärtig fein Ergebniß verjpriht. Die Hoff: 
nung des Reichskanzlers auf einen günftigen Erfolg der Verhand: 
lungen ift durch das Verhalten des Gentrums geſchwunden. Die 
Erklärung, daß der Römifhe Stuhl feinen Einfluß auf das Centrum 
befige, findet bei uns nit Glauben. Ew. Durchlaucht wollen 
gefälligft Hinzufügen, daß die Remedur durch eine veränderte 
Haltung des Gentrums auf dem Terrain bes Reichstags, bei dem 
bald bevorftehenden Schluffe der Seffion, nicht mehr möglich und 
auf dem Terrain des bevorftehenden Landtags nicht wahrſcheinlich 
fei. Habe der Papft wirklich feinen Einfluß auf das Centrum, 
was helfe der weltlichen Regierung dann eine Verftändigung, 
die ihn zufrieden ftellte? So wenig es auch mit den wiederholten 
gegen uns und öffentlich abgegebenen Verficherungen der Curie von 
ihren erhaltenden Beftrebungen verträglich ſcheine, fo conjequent 
fähen wir doch das Centrum mit den focialiftifcden und fort 
ſchrittlichen Republicanern in dem monarchiſchen Deutſchland zu: 
fammengeben. 

v. Hohenlohe. 
Str. Durchlaucht dem Kaijerlihen Botſchafter 
Prinzen Reuß, Wien. 


Auszug.) 
Berlin, den 14. Mai 1880. 


In Beantwortung der gefäligen Berichte Nr. 177 und Nr. 196 
über Em. Durchlaucht Unterredungen mit dem Pronuntius am 
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die Wahrnehmung „peinlier Eindrücke“ befeitigt werden Eonnte, 
fondern fie war unabweisliche politiſche Nothwendigkeit. Wenn die 
Wieberherftellung diplomatifcher Beziehungen für Rom feinen Bor- 
theil bildet, für den ein Preis gezahlt werben würde, jo werden 
wir darauf verzichten, biefelbe nochmals anzubieten, und darauf 


nicht wieder zurüdfommen. 
v. Bismard. 


Sr. Durchlaucht dem Kaiferlihen Botſchafter 
Prinzen Heinrih VI. Reuß, Wien. 


Die Weigerung des römiſchen Stuhles, irgend welchen mäßigenden 
Einfluß auf die Oppofition bes Centrums auszuüben, nahm Fürft 
Bismard als Beweis dafür, daß bie Friebensjehnfugt in Rom nur 
von dem Wunfche eingegeben war, den preußiſchen Staat durch freund 
lie Worte zur Preisgabe der durch den Kampf gewonnenen Rechts: 
baſis zu bemegen. Da die preußifche Regierung fih darauf nit ein- 
laſſen fonnte, für ihre Vorftellungen aber fein Verſtändniß fand, ſondern 
überall wieder dem Non possumus begegnete, fo war der Abbrud der 
Verhandlungen in Hoffnung auf fpätere Wieberaufnahme durch die 
NRüdfiht auf die Chre des Staates geboten. Fürft Bismard fündigte 
ihn in folgenden Erlafjen an Prinz Reuß an: 


Auszug.) 
Berlin, den 5. Mai 1880. 

Aus Em. Durchlaucht gefälligen Bericht vom 30. v. M.!) 
— Nr. 209 — mit deſſen Inhalt die Meldungen des Grafen 
Werthern aus Münden und bes Herrn v. Radowitz aus Paris, 
welche ich in Abſchrift refpective im Auszug beizufügen mid) beehre, 
parallel gehen, hat der Herr Reichskanzler den niederfchlagenden 
Eindrud von der Unfruchtbarkeit unferer Verhandlungen gewinnen 
müffen. Die Ableugnung jeden Einfluffes auf die Centrumspartei, 
welde eine erhebliche Zahl von Prieftern enthält und zum größeren 
Theile unter priefterlihem Einfluß gewählt wird, ift uns beinahe 
sehn Jahre lang entgegengehalten worden; und ift es doch dieſe 
Partei, die 1871 den Conflict geſchaffen hat und ihn fortjegt. 
Der Charakter ber Partei, ihr Verhalten gegenüber der Regierung, 


*) Nicht veröffentlicht, 
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ihr Zufammenmirfen mit den negirenden und ben beftructiven 
Elementen find Em. Durchlaucht aus eigener Wahrnehmung befannt 
und in der anliegenden retrofpectiven Denkfchrift ) näher beleuchtet. 

Das darin gefhilderte Verhalten der Gentrumspartei ift für 
uns der Maßſtab für die Wahrſcheinlichkeit, mit welcher wir auf 
einen Erfolg unferer römiſchen Verhandlungen rechnen dürfen. 
Diefes Verhalten hat feit dem vorigen Herbft bis heute für bie 
bejahende Beantwortung diefer Frage auch den legten Anhalt zer: 
fört, fo daß der Herr Reichskanzler fih von den Verhandlungen 
mit dem Batican gegenwärtig fein Ergebniß verfpricht. Die Hoff- 
nung des Reichskanzlers auf einen günftigen Erfolg der Verhand- 
lungen ift durch das Verhalten des Gentrums gef hwunden. Die 
Erklärung, daß der Römifche Stuhl feinen Einfluß auf das Centrum 
befige, findet bei uns nicht Glauben. Em. Durchlaucht wollen 
gefälligft Hinzufügen, daß die Remedur dur eine veränderte 
Haltung des Centrums auf dem Terrain des Reichstags, bei dem 
bald bevorftehenden Schluffe der Seffion, nicht mehr möglich und 
auf dem Terrain des bevorftehenden Landtags nicht wahrſcheinlich 
fei. Habe der Papft wirklich feinen Einfluß auf das Centrum, 
was helfe der weltlichen Regierung dann eine Verftändigung, 
die ihn zufrieden ftelte? So wenig es auch mit den wiederholten 
gegen uns und öffentlich abgegebenen Verfiherungen ber Curie von 
ihren erhaltenden Beftrebungen verträglich feine, fo confequent 
jähen wir doch das Centrum mit ben focialiftifhen und fort— 
ſchrittlichen Republicanern in dem monarchiſchen Deutſchland zu: 
fammengehen. 

v. Hohenlohe. 
St. Durchlaucht dem Kaijerlihen Botſchafter 
Prinzen Reuß, Bien. 


Auszug.) 
Berlin, den 14. Mai 1880. 


In Beantwortung der gefälligen Berichte Nr. 177 und Nr. 196 
über Ew. Durchlaucht Unterrebungen mit dem Pronuntius am 


?) Richt veröffentlicht. 


5.5. 1880. 


14. 5. 1880. 
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15. und 22. v. M.') habe ich zunädjft daran zu erinnern, daß 
die Depefhe des Cardinalſtaatsſecretärs vom 23. März und ber 
Staatöminifterialbefhluß vom 17. deſſelben Monats, weldem das 
Breve vom 24. Februar zum Grunde liegt, einander bergeftalt 
gefreuzt haben, daß die erftere am 4. April zu unferer, ber letztere 
am 6. April zu des Pronuntius Kenntniß gelangt ift. Während 
auf die Mittheilung des Staatsminifterialbeichluffes die amtliche 
Antwort der Curie noch ausfteht, ift die Depeihe vom 23. März, 
find insbefondere die darin geftellten drei Fragen von bem 
preußifhen Herrn Cultusminifter und demnächſt in einer neuer: 
lichen Berathung des Koniglichen Staatsminifteriums mit ber 
achtungsvollen Sorgfalt erwogen mworben, melde einer auf den 
ausbrüdlichen Befehl Sr. Heiligkeit erfolgten Aeußerung gebührt. 

Der Widerftand gegen die kirchenpolitiſchen Gefege ift aus 
dem Kreife des höheren Klerus in die Vertretungsförper verpflanzt 
worden durch die Gentrumßfraction, die fi) als Anwalt der fatho- 
liſchen Intereffen, als dem päpftlihen Stuhle unbedingt ergeben 
gerirt, eine erhebliche Anzahl von Prieftern enthält und zum größten 
Theil unter priefterlihem Einfluß gewählt if. Bon der Be 
fämpfung jener Gejege, während fie berathen wurden, von dem 
erlangen nad ihrer Aufhebung, feit fie verfaflungsmäßig zu 
Stande gefommen waren, ift diefe Fraction allmähli zu einer 
grundfäglihen Oppofition gegen alle Vorlagen und Mafregeln der 
preußifhen und der deutſchen Regierung übergegangen. Nur in 
der Tarifreform ftimmte das Centrum im vorigen Jahre ausnahme- 
weife für die Regierung. Ich hatte aus diefer Annäherung das 
Vertrauen geſchöpft, daß unfere Verhandlungen mit Rom mehr 
als früher Ausfiht auf Erfolg hätten, und war denſelben bereit- 
willig näher getreten. Dieſes mein Vertrauen hat ber Entmuthigung 
weichen müſſen, nachdem während ber abgelaufenen Seffion bes 
Preußiſchen Landtages das Centrum in Angelegenheiten, welche 
nicht entfernt das kirchliche Gebiet berühren, gefchloffen die Regie: 
rung befämpft und jede reichsfeindliche Beſtrebung unter feinen 
Schuß genommen hat. 

Am auffalendften war das bei der Berathung über die Ver- 


?) Bericht vom 22. April ift nicht veröffentlicht. 
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fängerung bes Gefeges gegen bie gemeingefährlihen Beſtrebungen 
der Socialiften. Obgleich diefe Beftrebungen erft in dem Breve 
vom 24. Februar in Uebereinftimmung mit vielen vorangegangenen 
Kundgebungen des päpftlihen Stuhls auf das Nachdrücklichſte ver 
urtheilt waren, obgleich in einem Schreiben des Cardinalftaats- 
fecretärs vom 23. Januar 1879 an mich unter ben erfreulichen, 
jeit der Thronbefteigung St. Heiligkeit erreichten Refultaten die 
offene und laute Erklärung der katholiſchen Unterthanen ihres vollen 
Vertrauens und ihrer völligen Ergebung in den Willen des Heiligen 
Stuhles hervorgehoben ift, jo hat doch das Centrum unter dem 
Vorwande, die Socialiften allerdings bekämpfen zu wollen, nur 
nicht gerade jo, wie die Regierung es wolle, mit den Socialiften 
geftimmt, während andere Parteien, jo weit fie nicht auf einen 
Umfturz Hinarbeiten, ihre fonftigen Meinungsverfhieden- 
heiten vergeffend, die Verlängerung des Gejeges genehmigt 
Haben. Mit diefem Verhalten der katholiſchen Fraction fteht das 
entgegenfommende der preußifchen Regierung in eigenthümlichem 
Contraft, indem dieſe Regierung innerhalb des ihr gelaffenen 
Spielraumes eine zunehmend milde Praris in der Anwendung der 
tirchenpolitiſchen Gefege bis auf den heutigen Tag hat walten 
laſſen, wie das anliegende Verzeichniß der betreffenden Maßnahmen 
nachweiſt. 

Es drängt ſich die Frage auf, ob der päpſtliche Stuhl nicht 
den Willen oder nicht die Macht hat, die Herifale Fraction von 
der Beihügung derjenigen Beftrebungen abzuhalten, die er felbit 
fo entjchieben verdammt. Jeden Falls hat diefe Wahrnehmung bei 
der Königlihen Regierung die Hoffnung, daß das Entgegenfommen 
ein gegenfeitiges fein werde, und das Vertrauen, daß die Verhand- 
fungen in jegiger Sachlage zur Verftändigung führen werben, 
weſentlich abgeſchwächt. Dem ungeachtet wird die Königliche Re— 
gierung in berfelben friedliebenden Gefinnung, welche fie den erften 
Eröffnungen St. Heiligkeit entgegenbrachte, und in der Theilnahme, 
welche fie ftets für die verwaiften Gemeinden empfunden hat, nicht 
länger zögern, aus ihrer eigenen Jnitiative heraus die— 
jenigen Maßregeln den gejeßgebenden Factoren vorzufchlagen, welche 
mit den unveräußerlihen Rechten des Staates verträglich find und 


nad) ihrer Ueberzeugung und nad} ihren Wahrnehmungen in anderen 
Bismards politiige Reden. XII. 3 
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Ländern die Wiederherftellung einer geordneten Didcefanvermaltung 
und bie Abhilfe des eingetretenen Prieftermangels möglih machen. 
Ueber den Moment, in welhem wir die Verhandlungen mit 
der Eurie fortfegen können, werben wir uns zu erklären erft 
im Stande fein, nachdem der Landtag über die beabfihtigte Vor— 
lage entichieden hat, was, wie wir hoffen, in wenigen Wochen der 
Fall fein wird. Es wird fih dann meines Erachtens darum 
handeln, daß im Wege der Begnadigung und der Benutzung ber 
von dem Landtage zu erlangenden freieren Bewegung auf dem 
Boden der Gejege die Ausübung der bifhöflihen Functionen 
möglich gemacht wird, fei e& durch die früheren Inhaber, fei es 
durch neue, voraußgefeßt, daß die einen wie die anderen die 
Anzeigepflict erfüllen. 

Ew. Durchlaucht erſuche ich ganz ergebenft, das Vorftehende 
unter Weberreihung des anliegenden Verzeichniffes mündlich, jedoch 
amtlich zur Kenntniß bes Pronuntius bringen zu wollen, mit dem 
Anheimftellen, ihm eine franzöfifche Weberfegung davon zu geben. 

v. Bismard. 
Sr. Durchlaucht dem Kaiferlihen Botſchafter 
Prinzen Heinrich VII. Reuß, Wien. 


Berlin, den 21. Mai 1880. 

Ew. Durchlaucht Berichte vom 17. und 19. d. M. — Nr. 242 
und 247 1) — habe id} nad} einander erhalten. Wie ſich aus dem 
Ießteren ergibt, hat wieber eine Kreuzung der Correſpondenz ſtatt⸗ 
gefunden, indem die Depeiche des Cardinals Nina, melde die in 
Folge meines Erlaffes vom 4. April geſchehene Mittheilung bes 
Diinifterialbefhluffes vom 17. März beantwortet, und mein legter 
Erlaß — Nr. 350 — beide vom 14. d. M. datirt find. Diefer 
Zufall ift, obwohl beide Schriftftüde den einftweiligen Verzicht auf 
eine Fortfegung der Verftändigungsverfuhe ausfprehen, doch um 
deshalb zu bedauern, weil meinem Erlaß Nr. 350 eine betaillirte 
Nahmeifung der dem Papfte vieleicht nicht vollftändig befannten 
Maßregeln beilag, welche wir feit Jahr und Tag innerhalb des 


) Beide find nicht veröffentlicht. 
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Spielraums, den uns die Gelege ließen, getroffen haben, um die 
durch den Conflict entftandenen Bedürfniſſe der katholiſchen Be— 
völferung und die von den päpftlien Unterhändlern kundgegebenen 
Wünſche zu befriedigen. 

Die durh die Depeihe des Cardinalftaatsfecretärs vom 
14. d. M. übermittelten Entſchließungen St. Heiligfeit beflage ich 
und fann fie nur aus zu hoch gefpannten Zielen oder aus einem 
Mißverftehen der Situation erklären. Wir find nicht in der Lage, 
in der Praris ein weiteres Entgegenfommen zu üben, noch weniger 
die Abfchaffung eines Gefeges ohne ben Landtag zu verfpredhen, 
jelhft wenn wir diefelbe wollten; zu dem Einen wie zu dem Anderen 
ift die Zuftimmung der gejeßgebenden Factoren erforderlih. An- 
genommen, wir wären mit dem päpftlihen Stuhle zu einer ihn 
befriebigenden Verftändigung gelangt, fo würden wir doch das 
Zugefagte nicht eher leiften fönnen, als bis der Landtag e& ge 
billigt hätte. Wenn die Curie ihrerfeits dagegen auftritt, daß die 
preußifche Regierung fi die Machtvollkommenheit verſchaffen will, 
ihr mehr als bisher entgegentommen zu können, fo habe ich dafür 
fein Verftändniß; jeden Falls fann diefe ablehnende Haltung auf 
das, was wir im eigenen Lande zu thun haben, feine Wirkung 
üben. Wir müffen fo regieren, wie die Geſetze es vorfchreiben, 
und werben diejenigen Veränderungen derfelben zu erreichen fuchen, 
welhe wir im Intereſſe unferer katholiſchen Mitbürger angezeigt 
und mit dem Wohle und den unveräußerlihen Rechten des Staates 
vereinbar finden. Die Art und Weife, wie diefes unfer Entgegen: 
fommen aufgenommen wird, muß uns den Eindrud machen, daß 
der Wille, mit uns zu einer Verftändigung zu gelangen, entweder 
nicht ernft ift oder in feiner praftifchen Bethätigung auf Kinder: 
nifje ftößt; anderen Falles wäre es ſchwer zu erflären, daß ber 
Papſt uns davon abräth, einen Weg zu betreten, der dahin zu 
führen beftimmt ift, die Bifchöfe und die regelmäßige, ausreichende 
Seelforge zurüczubringen, alfo das zu erfüllen, um mas e& dem 
Haupte ber römischen Kirche zu thun fein muß und nad) wieder- 
holten Neußerungen zu thun ift. Die Erklärung: Wenn bie 
preußiſche Regierung ber fatholifchen Kirche feinen anderen Vor— 
theil zugeftehen wolle, ala den, der in discretionären Gemalten 
liege, jo müfje bie in dem Breve vom 24. Februar ausgeſprochene 
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und gegen Em. Durchlaucht wiederholte Ankündigung als non- 
avenue betrachtet werben, rechtfertigt die Vorficht, mit welcher wir 
jene Ankündigung aufgenommen haben. Die ihr folgende Inter: 
pretation in der Depeſche des Carbinals Nina vom 23. März hatte 
diefelbe bereits in Betreff der Zeit und bes Umfanges ber Er: 
fülung auf ein unbefriedigendes Maß beſchränkt; jegt wird dieſelbe 
einfach zurüdgenommen. Mit derfelben Leichtigkeit würde das auch 
zu jeder jpäteren Zeit haben geſchehen fünnen. 

Wenn, wie der Carbinalftaatsfecretär andeutet, der Papft 
genöthigt fein würde, de faire connaitre aux catholiques l’issue 
des n6goeiations, fo find aud; wir nicht mehr in der Lage, die 
bisher von uns beobachtete Zurüdhaltung fortzufegen, da der Aus: 
gang der Verhandlungen nur durch Veröffentlihung des ganzen 
Verlaufs und aller Phaſen derfelben verftändlich werben Tann. 

Em. Durchlaucht wird aus den öffentlihen Blättern befannt 
fein, daß wir die in dem Staatsminifterialbefhluß vom 17. März 
beabfictigte Vorlage an den Landtag gebracht haben. Wir werden 
unfere Abfichten in ber Gefeggebung zu verwirklichen fuchen, ohne 
von ber Curie eine Gegenconceffion zu erhalten oder zu erwarten, 
lediglich im Intereſſe der katholiſchen Unterthanen Sr. Majeftät 
des Königs. Wenn dieſe Beftrebungen der Königlichen Regierung 
durch den Widerftand ber päpftlihen Partei im Landtage zu Fall 
gebracht werden, oder wenn bie Geiftlihfeit von ber ihr zu ge— 
währenden Möglichkeit, die Seeljorge zu üben, keinen Gebrauch 
machen follte, fo fönnen wir das nit ändern, willen uns aber 
au für die Folgen nicht verantwortlich. 

Em. Durchlaucht wollen Sich gefälligft nad) Anleitung diefes 
Erlaſſes gegen den Pronuntius ausfpreden. 

v. Bismard. 
Sr. Durchlaucht dem Kaiferlichen Botſchafter 
Prinzen Heinrih VII. Reuß, Wien. 


Da die preußifhe Regierung mit Rom zu einer Verftänbigung 
über die Bedingungen eines Friedensſchluſſes, der für feinen ber cons 
trahirenden Theile eine Demüthigung enthielt, nicht gelangen konnte, 
mußte fie verfuchen, dur einen Act der Landesgefegebung den aus 
den kirchenpolitiſchen Wandlungen der letzten Jahre hervorgegangenen 
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Beſchwerden der Fatholifchen Bevölkerung Abhilfe zu verfchaffen, fo weit 
es ohne Gefährdung der ftaatlihen Intereſſen gefhehen konnte. Sie 
brachte deshalb am 20. Mai 1880 an den Preußiſchen Landtag den 
nachfolgenden 


Entwurf eines Geſetzes, betreffend Abänderung der 20.5.1880. 
firhenpolitifden Gefege. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc., 
verorbnen, unter Zuftimmung beider Häufer des Landtages ber 
Monardie, mas folgt: 

Art. 1. 

Das Staatäminifterium ift ermächtigt, mit Königliher Ge: 
nehmigung: 

1. die Grundfäge feftzuftellen, nach melden der Minifter der 
geiftlihen Angelegenheiten von den Erforberniffen der 884 
und 11 im Gefeg vom 11. Mai 1873 dispenfiren, auch 
ausländif—hen Geiftlihen bie Vornahme von geiftlien Amts: 
handlungen ober die Ausübung eines der im $ 10 erwähnten 
Aemter geftatten kann; 

2. den nach den $$ 4, 8 und 27 im Geſetz vom 11. Mai 1873 
erforderlichen Nachweis wiſſenſchaftlicher Vorbilbung, fo weit 
berfelbe gegenwärtig durch Ablegung einer wiſſenſchaftlichen 
Staatäprüfung zu führen ift, anderweitig zu regeln; auch 

3. zu beftimmen, inwieweit und unter welden Vorausfegungen 
Perſonen, melde ausländifhe Bildungsanftalten befucht 
haben, von den in den $$ 1 und 10 des Gefeges vom 
11. Mai 1873 erwähnten Aemtern fern zu halten find. 

Art. 2. 

Die "Berufung an bie Staatsbehörde gegen Entſcheidungen 
der kirchlichen Behörden in Gemäßheit der SE 10 und 11 im 
Geſetz vom 12. Mai 1873, ſowie des $ 7 im Geſetz vom 22. April 
1875 fteht nur dem Oberpräfibenten zu. Die Berufung, ſowie 
der Antrag des Oberpräfidenten auf Einleitung des Verfahrens in 
Gemäßheit des $ 26 des Geſetzes vom 12. Mai 1873 fönnen bis zur 
Verkündigung des gerichtlichen Urtheils zurüdgenommen werben. 


Art. 3. 

In den Fällen des $ 24 im Gefeg vom 12. Mai 1873, 
fowie des $ 12 im Gefeg vom 22. April 1875 ift gegen Kirchen: 
diener fortan auf Unfähigkeit zur Belleivung ihres Amtes zu 
erfennen. 

Die Aberkennung der Fähigkeit zur Belleibung des Amtes 
hat den Verluſt des Amtseinlommens zur Folge. 


20. 5. 1880. 
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Iſt auf Unfähigkeit zur Bekleidung bes Amtes erfannt, fo 
finden die Vorfchriften des Gejeges vom 20. Mai 1874, des 
$ 31 im Geſetz vom 12. Mai 1873, fowie der $$ 13 bis 15 
im Geſetz vom 22. April 1875 entſprechende Anwendung. 


Art. 4. 

Einem Biſchof, welcher auf Grund der SE 24 ff. im Geſetz 
vom 12. Mai 1873 durch gerichtliches Urtheil aus feinem Amte 
entlafjen worden ift, kann von dem Könige bie ftantlihe An- 
erfennung ala Biſchof feiner früheren Diöcefe wieder ertheilt 
werben. 

Art. 5. 

In einem katholiſchen Bisthum, defien Stuhl erlebigt, oder 
gegen deſſen Bifchof durch gerichtlies Urtheil auf Unfähigkeit 
zur Belleidung des Amtes erfannt worden ift, Tann die Aus: 
übung bifhöflier Rechte und Verrihtungen in Gemäßheit des 
$1 im Gefeg vom 20. Mai 1874 demjenigen, welder den ihm 
ertheilten kirchlichen Auftrag darthut, auch ohne die im $ 2 vor: 
gefchriebene eidliche DVerpflihtung duch Beſchluß des Staats- 
minifteriums geftattet werben. 

In gleicher Weile Tann von dem Nachmeife der nah $ 2 
erforderlichen perfönlihen Eigenfchaften dispenfirt werben. 


Art. 6. 

Die Einleitung einer commifjarifhen Vermögensverwaltung 
in den Fällen des Art. 5 dieſes Gefetzes findet nur mit Er: 
mädtigung des Staatäminifteriums ftatt. Daſſelbe ift aud er: 
mädjtigt, eine eingeleitete commiſſariſche Vermögensverwaltung 
wieber aufzuheben. . 
Art. 7. 

Die Ausübung der in den $$ 13 ff. des Geſetzes vom 
20. Mai 1874 und in den Art. 4 ff. des Gefeges vom 21. Mai 
1874 dem Präfentationsberechtigten und der Gemeinde beigelegten 
Befugniß zur Wiederbefegung eines erledigten geiftlihen Amtes 
und zur Einrichtung einer Stellvertretung in demfelben findet 
nur mit Ermächtigung des Oberpräfibenten ftatt. 


Art. 8. 
Die Wiederaufnahme eingeftellter Staatsleiftungen kann außer 
in den Fällen der $6 2 und 6 des Gefehes vom 22. April 1875 
für den Umfang eines Sprengel8 durch Beſchluß des Staats: 
minifteriums, für einzelne Empfangsberechtigte durch Verfügung 
des Miniſters der geiftlihen Angelegenheiten widerruflich an- 
georbnet werben. 
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Art. 9. 

Die Verfolgung von Zuwiderhandlungen gegen die Straf- 
beftimmungen ber Gefege vam 11., 12. und 13. Mai 1873, 20. und 
21. Mai 1874 und 22. April 1875 findet nur auf Antrag des 
DOberpräfidenten ftatt. Die Zurüdnahme des Antrags ift zuläffig. 

Art. 10. 

Die Minifter des Innern und der geiftlihen Angelegenheiten 
find ermädtigt, die Errichtung neuer Niederlaffungen von Ge: 
noſſenſchaften, welche im Gebiete der preußiſchen Monarchie gegen: 

wärtig beftehen und fi ausſchließlich der Krankenpflege widmen, 
zu genehmigen, auch wiberruflih zu geftatten, daß gegenwärtig 
beftehende weibliche Genoſſenſchaften, welche ſich ausſchließlich der 
Krankenpflege widmen, die Pflege und Unterweiſung von Kindern, 
die ſich noch nicht im ſchulpflichtigen Alter befinden, ala Neben: 
thätigfeit übernehmen. 

Neu errichtete Niederlafjungen unterliegen der Aufficht des 
Staates in Gemäßheit des $ 3 im Gefeg vom 31. Mai 1875 
und fönnen dur Königliche Verordnung aufgehoben werden. 

Der Krankenpflege im Sinne des Geſetzes vom 31. Mai 1875 
ift die Pflege und Untermeifung von Blinden, Tauben, Stummen 
und Idioten, ſowie von gefallenen Frauensperfonen gleichgeftellt. 

Art. 11. 

Der Vorfig in dem Kirchenvorſtande von katholiſchen Kirchen: 
gemeinden (68 12 und 5 des Geſetzes vom 20. Juni 1875) kann 
durch Königliche Verordnung anderweitig geregelt werden. 


Am 28. Mai 1880 fand im preußifchen Abgeorbnetenhaufe die erfte 
Lefung des Entwurfs ftatt, Minifter v. Buttfamer leitete fie mit einer 
längeren Rede ein, in der er die verſchiedenen Phafen der Verband: 
lungen mit Rom bis zu ihrer durch den Staatäminifterialbeihluß vom 
17. März herbeigeführten Wendung barlegte und die Verantwortung 
für die Fortdauer der Spannung ber Curie zuwies, die auch in rein 
äußeren ragen jedes Zugeftändniß an den Staat verweigere. Auf die 
Vorlage felbft eingehend, entwidelte er die Motive, von denen fi bie 
Regierung bei Einbringung ihrer Vorlage habe leiten lafien, und ben 
Nugen, den fie fih von ihrer Annahme verfprehe. Cs handle ſich 
bei Erwägung der Möglichkeit, zu einem frieblichen Verhältnifje der 
Staatsgewalt zu den kirchlichen Organen wieber zu gelangen, haupt: 
jählih um drei große Geſichtspunkte: 1. um die Möglicfeit ber 
Wiederherftellung einer geordneten Diöcefanverwaltung, 2. um Abhilfe 
des eingetretenen Prieftermangels, und 3. um die Möglichkeit, die auf 
dem Gebiete der kirchenpolitiſchen Geſetzgebung täglich ſich vollziehenden 
Colliſionen und Gonflicte in einer ſchonenden, ben beiberfeitigen Inter: 


20. 5. 1880. 
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efien entſprechenden Weife möglichft zu milbern und zu befeitigen. Diejes 
Ziel könne in diefem Augenblid durch Teinerlei organifge Revifion der 
Maigefege — abgejehen von den in der Vorlage berührten Punkten — 
erreiht werben, ſondern nur baburh, daß die Vollsvertretung ſich 
entjhließe, fei es dauernd, fei es für eine UWebergangäperiobe, der 
Regierung außerordentliche Vollmachten zu geben und fie dadurch in 
den Stand zu fegen, gewiſſe Härten der Maigefeggebung durch Nicht: 
anmendung ber gefeglichen Beftimmungen zu befeitigen. 

Die Vorlage fand mweber bei den liberalen Parteien noch bei dem 
Gentrum Beifall, ja von Seiten des Centrums wurde fie auf das 
Lebhaftefte befämpft, da die Webertragung discretionärer Gewalt an 
die Regierung das Schickſal der katholiſchen Kirche in Deutfchland 
in die Willfür des jemeiligen Cultusminiſters lege. Nach längerer 
Debatte wurde der Gefegentwurf einer Commiffion von 21 Mitgliedern 
übermwiefen, die ihn in zwei Lefungen einer eingehenden Berathung 
unterzog. „Von vornherein gingen die Anſichten der Mitglieder in 
weſentlichen und principielen Punkten aus einander. Während auf der 
einen Seite die Vorlage der Staatsregierung vertheidigt und in ihren 
hauptſächlichſten Beftimmungen unter geringen Mobificationen acceptirt 
wurde, fand man auf ber anderen Seite Bedenken principieller Art, 
welde theils mehr vom formellen politifchen Standpunkte aus gegen 
die im Gefege von der Regierung verlangten Vollmachten als einem 
Ausnahmegejeg Einſpruch erhoben, theils, mehr in die materiellen Beftim: 
mungen eingehend, fid auf die Beforgniß gründeten, von den beftehenven 
Gefegen in michtigen Punkten zurüdzumeigen. Eine dritte Anſicht 
endlich machte ſich im pofitiven Gegenfag zu der zulegt erwähnten 
dahin geltend, daß ihr die definitive Einſchränkung der geltenden Gefege 
in ber Vorlage nicht weit genug gehe, daß principielle Aenderungen 
namentlid in Betreff der Straflofigfeit der Priefter bezüglich bes 
Spendens der Sacramente und des Meſſeleſens — Art. 9 — ein: 
treten müßten. Obgleih man fi in der Commiffion für die einzelnen 
Beftimmungen ber Regierungävorlage meift zu einer Mehrheit vereinigte, 
welche ſich aber, weil den Vertheibigern der Regierungsvorlage bei dem 
einen Artikel die Vertreter der dritten, bei dem anderen Artikel die 
der zweiten Richtung Hinzutraten, nicht aus einer conformen Majorität 
zuſammenſetzte, jo mar die nothwendige Folge, daß, felbft nachdem 
fih eine große Mehrzahl der Mitglieder für eine Friftbeftimmung be- 
züglich der Dauer des Geſetzes ausgeſprochen und demnad dem Geſetze 
einen proviforiihen Charakter gegeben hatte, die Regierungsvorlage 
ſchließlich doch mit 13 gegen 8 Stimmen abgelehnt wurde. Auch der 
principiell wichtige Art. 4 hatte nur eine Minorität von 9 Stimmen 
auf ſich vereinigt. Die Majorität fegte fi aus den beiden Meinungen 
zufammen, melde von diametral entgegengefegten Stanbpunften aus 
die Negierungsvorlage befämpft hatten, und felbft in der Minorität 
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waren in Betreff einzelner Beftimmungen nicht unweſentliche Differenzen 
zu Tage getreten” ). 

Ueber die Stellung, die die Staatöregierung dieſer Lage gegen- 
über einzunehmen haben werde, äußerte ſich Fürft Bismard befreundeten 
Abgeorbneten gegenüber folgender Maßen ?): 


Da die Commiffionsverhandlungen fein pofitives Ergebniß 
geliefert haben, werden die Berathungen des Plenums unter Zus 
grundelegung ber Regierungsvorlage ftattfinden, zu welcher bie 
Stellung der Staatsregierung meines Erachtens heute biejelbe 
bleiben muß, wie zur Zeit der Einbringung. Die Regierung hält 
fi für verpflichtet, unabhängig von Verhandlungen mit Rom ben 
tatholifchen Unterthanen des Königs alles Das zu gewähren, was 
ohne Schädigung der Gejammtinterefien des Staates gewährt 
werben fann. Diefer Gebanke ift durch die Vorlage zum Ausdrud 
gebracht worden. Es fann nicht erwartet werben, daß die Regie: 
rung ihre Anfiht über das Maß ber zuläffigen Conceffionen in 
den act oder zehn Tagen der Commiffionsberathungen geändert 
haben follte, da diefe Anſicht nicht auf augenblidlichen Erwägungen 
der parlamentariſchen Gonftelation, fondern auf der principiellen 
Erwägung ber Bebürfniffe und der unveräußerlihen Rechte des 
Staates beruht. Die Regierung kann fi in ihrer Schägung ber 
Bereitwilligfeit der einzelnen Fractionen, den Wünſchen ber Tatho- 
lichen Bevölkerung auch parlamentariſch entgegen zu fommen, ges 
täufcht haben; aber auch hiervon ift ein flricter Beweis durch die 
Commiffionsverhandlungen noch nicht geliefert; nur Plenarbeſchlüſſe 
tönnen ihn berftellen. Durch das Votum ber Mehrheit eines der 
beiden Häufer des Landtags kann die Regierung verfaffungsmäßig 
gehindert werden, der fatholifchen Bevölkerung diejenigen Con— 
cejfionen auf kirchlichem Gebiete zu machen, welche fie für ſtaatlich 
zuläffig Hält. Sie kann durd ein ſolches Votum genöthigt werden, 
auf die Ausführung der Abfihten, welche den Entwurf eingegeben 
und ihm die Königliche Genehmigung verſchafft haben, ganz oder 
theilweife zu verzihten. Sie wird natürlich den verfaffungsmäßig 
befundeten Willen des Landtags achten. Aber die Regierung würde 


+) Commijfionsbericht, allgemeiner Theil. 
2) „Norddeutſche Allgemeine Zeitung“ 1880 Nr. 272. 
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mit ſich felbft in Widerfpruch treten, wenn fie ihre in der Vorlage 
gemachten Anerbietungen oder einen Theil derfelben freiwillig 
zurüdnehmen und damit ihrerfeit8 die Verantwortung für die 
Verſagung der Conceffionen übernehmen wollte, welche fie ohne 
Schädigung des Staates im Intereſſe des teligiöfen Friedens vor 
drei Wochen gewähren zu Tönnen glaubte. Dem kirchlichen Be 
bürfniß ber fatholifgen Preußen weniger zu gewähren, als ihnen 
ohne Schädigung des Staates gewährt werden Tann, würde den 
Iandesväterlihen Intereſſen Str. Majeftät des Königs nit ent: 
iprehen. Die Regierung wird daher meines Erachtens an ber 
Vorlage fefthalten müffen, bis fie fi einer amtlichen Ablehnung 
derfelben buch eins der Häufer des Landtags gegenüber befinbet. 


Das Abgeordnetenhaus trat in die zweite Lefung der Regierungs: 
vorlage, die nad dem negativen Ergebniß der Commiffionsberathung in 
unveränderter Faffung zur Debatte gelangen mußte, am 18. Juni ein und 
führte fie in ſechs Sitzungen zu Ende. Bei den Abftimmungen wurben 
die Art. 1, 2, 7, 8, 11 verworfen, die Art. 3, 6, 10 unverändert 
angenommen, Art. 4 und 5 mit Amendements, Art. 9 in anderer 
Faffung und ein Art. 12 Hinzugefügt, der die Gültigkeit des Geſetzes 
— einige fpeciell aufgeführte Artikel ausgenommen — bis zum 1. Januar 
1882 erftredte. Die dritte Berathung der Vorlage, die am 26. Juni 
begann, führte zu einigen weiteren Abänderungen; die alfo mobificirte, 
richtiger verftümmelte Vorlage wurde am 28. Juni in namentlicher 
Abftimmung mit 206 gegen 202 Stimmen angenommen und erhielt, 
nachdem das Herrenhaus am 3. Juli den Befchlüffen des anderen 
Haufes faft einftimmig beigetreten war, am 14. Juli die Sanction 
des Königs !). 

Das Centrum hatte geſchloſſen gegen das Geſetz geftimmt. Seinem 
Beſchluſſe getreu, Feine Milderung der Maigeſetze anzunehmen, fonbern 
nur auf Grund der gänzlihen Aufhebung der kirchenpolitiſchen Geſetze 
Frieden mit dem Staate zu fließen, fehte e8 den Kampf gegen die 
Regierung des Königs fort, ließ fih durch Katholifenverfammlungen 
den Dank für feine Haltung in Reichs- und Landtag votiren und fuchte 
die Ultramontanen der Rheinlande zu beftimmen, der dur den Kaifer 
perfönlih zu vollziehenden Weihe des Kölner Doms fi demonjtrativ 
fern zu halten. Kaum war der Landtag am 28. Detober 1880 wieder 
zufammengetreten, jo ermeuerte ber Führer des Centrums auch die 
Eulturfampfbebatten. Am 9. December griff er die preußiſche Regierung 
in heftiger Rebe an, Hagte, daß fie den Gläubigen die kirchlichen Wohl: 


M Bol. Anhang Rr. 1. 
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thaten vorenthalte, und malte in düſteren Farben bie verderblichen Wir- 
tungen der Maigefege: die Bisthümer feien vermaift, junge Priefter, 
die fi dem geiftlihen Stande wibmen wollten, müßten ins Ausland 
gehen, genügender Nachwuchs beftehe nicht, an die taufend Pfarreien 
jeien erledigt, auf meilenmweiten Streden ein Priefter nicht mehr anzu: 
treffen. Der Verſuch einer Abhilfe, der im Gefeg vom 14. Juli 1880 
gemadt morben fei, habe nicht darin beftanden, der Kirche in allen 
weſentlichen Punkten irgenb welche Rechte zu gemähren, fondern darin, 
fie fortan von der Gnade des Minifterd abhängig zu machen. Nur ein 
jelbftverftändliches Net habe die Regierung auf Grund des Gefeges 
„huldreich“ gewährt, das Recht, daß angeftellte Geiftlihe dem Sterbenden 
die Sacramente bringen könnten; alles Andere ftehe auf dem Papier. 
Die Regierung habe weder den Geiftlihen und den Kirchen die gefperrten 
Einnahmen mwiebergegeben, noch den Kranfenpflegeorven die in dem Geſetz 
in Ausficht geftellten Erleichterungen gewährt. Er fündigte entfprechende 
Anträgedes Gentrums an und richtete zum Schluß an Minifterv. Puttkamer 
die Frage, ob es in ber Abficht der Regierung liege, die abgebrochenen 
Verhandlungen mit der Curie wieder aufzunehmen, oder ob Schritte 
geſchehen feien, das zu thun, eventuell wann fie beabfitigt würden. 
Minifter v. Puttlamer beflagte in feiner Antwort zunädit, daß 
der preußifhe Staat nad einem Jahre des Ringens, der Mühen und 
der Kämpfe in ber Beilegung der kirchenpolitiſchen Wirren nicht weiter 
gekommen fei, als thatſächlich geichehen, und wies die Verantwortung 
dem Lanbtage zu, der der Regierung die von ihr begehrte discretionäre 
Vollmacht verfagt habe. Aber er durfte doch auch contatiren, daß 
der von dem Abg. Windthorft fo gering geachtete Art. 5 des Gefeges 
vom 14. Juli 1880 in feiner Ausführung zu einer fehr großen Beruhi: 
gung ber katholiſchen Bevölkerung gedient habe, zumal da die fatholifche 
Vfarrgeiftlichfeit fich mit mufterhafter Hingebung die Ausführung dieſes 
Artikels angelegen fein laffe. Auf die Frage des Abg. Windthorft 
über den Stand der Verhandlungen mit der Curie antwortete er wörtlich: 
„Ich habe zu erflären, daß die Staatsregierung es mit ihrer Würde, mit 
der Würde der preußifhen Monarchie und mit der Gerechtigkeit der 
von ihr vertretenen Sache für erforderlich hält, einftweilen eine ruhige, 
zumartende Haltung einzunehmen, eine Haltung, welche gefennzeichnet 
wird durd die forigefeßte pflichtmäßige, aber, wie ich hinzufegen kann, 
thunlichſt ſchonende Ausführung der beftehenden Gefege. Die Staats: 
regierung wird, follte die Möglichkeit an fie herantreten, den Verſuch 
der Wiederaufnahme von Unterhandlungen zu machen, fi der Pflicht 
nit entziehen, mit Ernft und Aufrichtigkeit dieje Möglichkeit weiter 
zu erwägen und zu erörtern. Bis dahin muß fie ſchon das hohe Haus 
bitten, ihr das Vertrauen zu ſchenken, daß fie die ſchwere Verantwor- 
tung, die auf ihr in diefer Beziehung laſtet, mit Ausdauer, Muth und 
Energie fortzutragen beftrebt fein wird.” 
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Der Antrag Windthorft, der, von allen Mitgliedern des Centrums 
und von den Polen unterftügt, am 14. Januar 1881 im Abgeordneten: 
haufe eingebracht wurde, Tautete: 


Den Strafbeftimmungen der Gefege vom 11. Mai 1873 über 
die Vorbildung und Anftellung der Geiftlichen, vom 12. Mai 1873 
über die kirchliche Disciplinargemalt und die Errichtung des König: 
lichen Gerichtshofs für firchliche Angelegenheiten, vom 20. Mai 1874 
über die Verwaltung erledigter Zatholifcher Bisthümer, vom 
21. Mai 1874 wegen Declaration und Ergänzung bes Geſetzes 
vom 11. Mai 1873 über die Vorbildung und Anftellung von 
Geiftliden, und vom 22. April 1875, betreffend die Einftellung 
der Leiftungen aus Staatämitteln für die römifch-Tatholifchen Bis: 
thümer und Geiftlihen, unterliegt das Spenden der Sacramente 
und das Lefen der Meffe nicht. 


So harmlos der Antrag auf den erften Bli zu fein fhien, jo 
lief er doch auf nichts Anderes hinaus, als auf eine thatjächliche 
Befeitigung der Maigefege. Irgend ein geiftliher Nothftand, deſſen 
Vorausfegung und Begründung der Antrag bildete, war feit dem Geſetz 
vom 14. Juli 1880 nicht mehr vorhanden; alle Pfarreien, die entweder 
durch Tod ihrer ehemaligen Inhaber oder in Folge Wiberfeglichkeit 
derfelben gegen die Staatsgeſetze vorübergehend erledigt waren und in 
denen feither keine Seelſorge ausgeübt werden konnte, hatten durch 
Art. 5 dieſes Geſetzes fofort wieder ihren geregelten Gotteödienft befommen, 
und der Jubel und das Triumphgefchrei der klerikalen Preſſe über den 
Sieg, den die Kirche über ben gottlofen Staat bavon getragen habe, 
paßte ſchlecht zu den Klagen des Gentrums über die „himmelfchreiende 
Noth“ der katholiſchen Kirhe in Preußen. Der Antrag fam am 
26. Januar 1881 im Abgeorbnetenhaufe zur Verhandlung. Die con: 
fervative Partei brachte durch den Abg. Rauchhaupt dazu folgenden 
motivirten Antrag ein: 

In Erwägung, daß die baldige Beendigung des kirchenpolitiſchen 

Streites ein bringendes Bebürfniß für den Frieden und bie 

gefunde Entwidelung des Staates wie der Kirche ift, daß ins: 

befondere die Befeitigung bes Nothftandes, in meldem viele 
tatholifhe Gemeinden durch den Mangel einer geordneten Seel: 
ſorge ſich befinden, allen Ernſtes anzuftreben ift; 

in Erwägung jedoch, daß der Antrag des Abg. Dr. Winbthorft 

im Fall feiner Annahme die Gefahr nicht ausfhließt, daß damit 

eine Duelle weiterer Verwickelungen zwilhen Staat und Kirche 

geſchaffen und der erwünfchte Friede zwiſchen beiden mehr gefährdet 
als gefördert würbe; 

in enblicher Erwägung, daß die meitere Verfolgung des von 
der Königlichen Staatöregierung in dem Gefeßentwurfe vom 
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14. Mai 1880 betretenen Weges zur Zeit am meiften geeignet 
erſcheint, ein friebliches Verhaͤltniß zroifchen Staat und Kirche 
anzubahnen, 
über den Antrag bes Abg. Dr. Windthorft zur Tages: 
orbnung überzugehen. 


Beiden Anträgen entzog ber Minifter v. Puttkamer fo zu fagen 
ihr Fundament dur den zahlenmäßigen Nachmeis der Wirkungen des 
Geſetzes vom 14. Juli 1880. Bon den insgefammt 4604 katholiſchen 
Pfarreien waren vor Erlaß des Gejeges 1103 mit rund 2085000 Seelen 
nicht mehr ordnungsmäßig mit Pfarrern befegt. Seit Erlaß des Geſetzes 
hatten 953 Pfarreien mit 1913000 Seelen auf Grund von Art. 5 
dieſes Geſetzes eine regelmäßige ſeelſorgeriſche Pflege erhalten, fo daß 
150 Pfarreien mit rund 170000 Seelen übrig blieben, in denen zwar 
regelmäßige Seeljorge nicht ftattfand, von Zeit zu Zeit aber durch 
Geiftliche die Sacramente gefpenbet wurben. Unter dieſen Umftänden 
von einem bimmeljchreienben Nothftande fprechen zu wollen, mußte auch 
dem blöbeften Auge als eine maßloſe Uebertreibung erſcheinen, deren 
Motiv der Abg. v. Bennigfen richtig erkannte, wenn er fie mit dem 
Haß des Gentrums und der Curie gegen das evangelifche Deutfche Kaifer- 
thum in Verbindung bradte. Die Abftimmung ergab ſowohl bie 
Ablehnung der motivirten Tagesorbnung, ala bie Verwerfung des 
Windthorftihen Antrags, jo daß die Regierung aus dieſem Kampf 
als Siegerin hervorging. 

In Rom konnte man fih auf die Dauer ber Thatſache nicht 
verfchließen, daß der preußiſche Staat den ernftlihen Willen hatte, 
den geiftlihen Bebürfnifien feiner katholiſchen Unterthanen gerecht zu 
werben. Es durfte als ein erftes Zeichen einer Aenderung in der 
ſchroff ablehnenben Haltung der Curie gelten, wenn fie zu einer Wieder- 
befegung der verwaiſten Bifchofsftühle die Hand bot. Am 26. Februar 
1881 wählte das Domcapitel zu Paderborn auf Grund einer Autorifation 
des Heiligen Stuhles den Domcapitular Drobe zum Gapitelövicar und 
machte dem Gultusminifterium wie dem Oberpräfidenten von Weftfalen 
in ber ſchon vor Erlaf der Maigefege üblichen Weiſe Mittheilung von der 
geihehenen Wahl. Am 12. März vollzog das Domcapitel von Dsnabrüd 
die Wahl des Domcapitulars Höting zum Capitularvicar und erftattete 
gleichfalls die Anzeige. Beiden Gewählten ertheilte das Staatsminifte: 
rium die Anerkennung; es hob auch für Paderborn die commifjarifche 
Vermögensverwaltung auf und bispenfirte ſtillſchweigend die Gemählten 
von der Pflicht der Eivesleiftung. Dagegen verfagte dad Staatöminifte: 
rium der Wahl des Domcapitulard Lorenzi zum Capitelverwefer von 
Trier die Genehmigung, ba nad) der begründeten Ausfage des Regierung: 
präfibenten von Trier der Gewählte feinem ganzen Vorleben nad} feinerlei 
Bürgfhaft für die Möglichkeit eines frieblihen modus vivendi darbot. 
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Lorenzi übergab die Ordnung ber Angelegenheit dem Papfte, der 
römiſche Stuhl aber nöthigte ihn zur Refignation und ernannte nach 
Verftändigung mit der preußiſchen Regierung den bisherigen Erzpriefter 
Dr. Korum in Straßburg zum Biſchof von Trier. Diefer begab ſich 
am 26. Auguft von Straßburg nad Varzin, um mit Fürft Bismard 
perfönli Fühlung zu gewinnen, von dort nad Berlin, wo er mit 
Minifter v. Goßler, Puttkamers Nachfolger im Cultusminifterium (feit 
17. Juni 1881), Verhandlungen pflog, in Folge deren er am 29. Auguft 
die Königlide Anerfennungsurfunde erhielt und vom König officiell 
empfangen mwurbe. Der ftaatlihe Eid wurde ihm erlafien und das 
Sperrgefeg für Trier außer Kraft gefeht. 

Wenn die Curie, wie fie es hier bei der Wiederbeſetzung verwaiſter 
Biſchofsſtühle gethan hatte, thatſächlich ihrerfeit das Beſtreben zeigte, 
zu einem modus vivendi zu gelangen, fo entfiel für Fürft Bismarck 
jeder Grund, die Wiederaufnahme directer Beziehungen mit dem römiſchen 
Stuhle nicht zu verfuhen. Um das Terrain zu erfunden, mwurbe 
der deutſche Gefandte in Waſhington, Herr v. Schlöger, ber unter 
Graf Arnim Botjhaftöfecretär in Nom gemefen war und noch zu 
mehreren Würdenträgern der römiſchen Kirche Beziehungen unterhielt, 
im Juli 1881 nah Rom gefendet. Wie die „Norddeutſche Allgemeine 
Zeitung“ fpäter berichtete, erwuchs aus den vertraulichen Beſprechungen 
beiden Theilen die Hoffnung, in wichtigen Punkten zur Verftändigung 
über einen beiderſeits annehmbaren modus vivendi zu gelangen, ohne 
einem von beiden einen Verzicht auf die principiellen Gebote feiner 
Stellung zuzumuthen. Nachdem v. Schlözer über den Erfolg feiner 
vertraulihen Miffton dem Fürften Bismard mündlid Bericht erftattet 
hatte, wurde er Ende Auguſt abermals nad Rom gefandt, „um mit 
den kirchlichen Autoritäten diejenigen Punkte vertraulich zu befpreden, 
betreffs deren weitere Conceffionen zu machen feien“. Yon dem Ber: 
lauf dieſer Beſprechungen follte es abhängen, ob bie Regierung dem 
Landtage eine weitere kirchenpolitiſche Novelle vorlegen werde, die ihr 
discretionäre Vollmachten gewährte, dur Dispens von maigeſetzlichen 
Beftimmungen die friedliche Veilegung des kirchlich-politiſchen Streites 
herbeizuführen. Es war felbftverftändlic, daß die liberalen Blätter in 
der erneuten Annäherung des Reichskanzlers an den päpftlihen Stuhl 
einen Gang nad) Canoſſa ſahen, ebenfo ſelbſtverſtändlich, daß die Blätter 
der Centrumspartei rund und nett die totale Aufhebung der Maigeſetze 
verlangten und von einem modus vivendi, wie die Regierung ihn 
durh eine Vorlage erwähnten Inhalts zu ſchaffen beabfichtigte, Nichts 
wiſſen mochten: jene wollten nicht verftehen, daß ber ganze Culturkampf 
für den Fürften Bismard nur Mittel zum Zweck gewefen war, bie 
ftaatlihe Autorität der Fatholifchen Kirche gegenüber zur Geltung und 
Anerkennung zu bringen, diefe fürdteten den Untergang des Centrums, 
wenn es gelang, ben römiſchen Stuhl mit Uebergehung des Centrum 
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zum Friedensſchluß mit dem preußiihen Staat zu bewegen. Doch 
unbeirrt durch feine liberalen und klerilalen Gegner ging Fürft Bismard 
auf ber betretenen Bahn weiter. Am 9. September 1881 konnte die 
„Norddeutſche Allgemeine Zeitung” berichten, daß die Regierung dem 
Landtage über die MWiebererrichtung der preußiſchen Geſandtſchaft beim 
päpftlihen Stuhl eine Vorlage zu machen beabfihtige. Fürft, Bismard 
betrachtete dies nicht als eine dem römifchen Stuhle zu machende Con: 
ceffion, ſondern bezwedte damit nur ein Organ zu ſchaffen, mit deſſen 
Hilfe vorhandene und noch entftehende Divergenzen ohne Mißverſtändniſſe 
leiter, ala es bisher möglih war, zum Austrag gebradt merben 
Ionnten. Im weiteren Verlauf des Jahres wurde im Einvernehmen 
zwiſchen Staat und Kirche der vacante biſchöfliche Stuhl in Fulda befegt, 
für das erledigte Bisthum Breslau ein Oeneralvicar beftellt. Am 
Schluſſe des Jahres waren von den zwölf vorhandenen preußiſchen 
Biſchofsſitzen fünf (Culm, Ermeland, Hildesheim, Fulda, Trier) unter 
biſchöflicher Verwaltung, drei (Breslau, Osnabrüd, Paderborn) unter 
der Adminiftration von Bisthumsverwejern, vier (Köln, Poſen-Gneſen, 
Limburg, Münfter) in Folge richterliher Abfegung ihrer ehemaligen 
Inhaber unbejegt. 

Die Nachricht von der beabfihtigten Wieberbefegung des preußifchen 
Geſandtſchaftspoſtens in Rom rief in der liberalen und in ber prote- 
ftantifh-firhlien Preſſe lebhafte Beunruhigung Hervor. Der Abg. 
Virchow gab diefer Stimmung im Reichstag Ausdrud, indem er am 
30. November 1881 den Fürften Bismard um Auskunft über ben 
Stand der Verhandlungen mit Rom bat. Fürft Bismard fonnte, da 
es fih nit um ein Reichsintereſſe, fondern um eine fpeciell preußiſche 
Frage handelte, jebe Auskunft verweigern; allein er fühlte wohl felbft 
das Bebürfniß, den in der Preſſe verbreiteten überfriebenen Befürd: 
tungen burd ein Wort der Beruhigung entgegen zu treten, und erörterte 
deshalb in ruhiger und ſachlicher Weiſe die Gründe, aus denen er bie 
Wiederantnüpfung diplomatiſcher Beziehungen mit dem gegenwärtigen 
Papſte wünſchte und befürmortete. Einen Grund der Beunruhigung 
gab er nicht zu: „Wir wunſchen, daß .. . wir dem Frieden näher und 
näher fommen, und fo nahe fommen, wie es irgend mit der trabitio- 
nellen und ſeit Jahrhunderten den Gegenftand des Kampfes bildenden 
ftaatlihen Unabhängigkeit, auf die der Staat beftehen muß, verträglid, 
ift. Diefe Quadratur des Cirkels wird fih in Vollfommenheit niemals 
Iöfen laſſen und hat fi nie Löfen laſſen, aber wir hoffen, daß ein 
für beide Theile annehmbarer modus vivendi durch eine birecte Ver: 
tretung bei Rom möglich und nützlich iſt. Den Vorwurf der Incon—⸗ 
fequenz wies er mit der Bemerkung zurüd, daß ein Staatsmann nicht 
mie ein theoretiicher Narr bei vollftändig veränderter Situation dad: 
felbe thun fönne, was er vor fünfzehn Jahren gethan habe, und daß 
die Befriedigung ber gerechten Bebürfniffe der katholiſchen Unterthanen 


48 I Preußiſcher Landtag. 14. Januar bis 30. Juni 1886. 


eine Pflicht der Regierung fei, der fie fich auf die Dauer nicht entziehen 
Tonne. Er betonte ſcharf, daß für ihn bei dem ganzen fogenannten 
Culturlampf die religiöfe Seite nie in Betracht gelommen fei, ba er 
über die religiöfen Bedürfniſſe der katholiſchen Mitbürger nicht Richter 
fein fönne, fondern einzig und allein bie politifhe, und baß feine 
Schwenkung weſentlich durch den Abfall der liberalen Partei nothwendig 
geworben fei, der ihn gezwungen habe, in wichtigen Fragen des all- 
gemeinen Wohls fih der Unterftügung des Centrums zu verfihern. 
Die Thronrede, mit der am 14. Januar 1882 der Landtag 
eröffnet wurde, gab der Befriedigung bes Königs darüber Ausbrud, 
„daß es möglich geworben fei, in mehreren fatholifgen Bisthümern 
eine georbnete Verwaltung wieder herzuftellen, ſowie dringenden Noth- 
ftänden auf dem Gebiete der Seelforge Abhilfe zu gewähren, auch der 


Thätigkeit ber krankenpflegenden Genofjenihaften Erweiterung und 
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Erleichterung zu verſchaffen“, und kündigte „im weiteren Verfolg der im 
Intereſſe der fatholifchen Bevölkerung angebahnten friedlichen Geſtaltung 
der lirchenpolitiſchen Verhältniſſe“ eine Vorlage an, die beftimmt fei, 
das Gefeg vom 14. Yuli 1880, jomweit es mit Beginn des Jahres 1882 
außer Wirkfamfeit getreten war, wieder in Kraft zu fegen und zugleich 
in wichtigen Punkten zu erweitern. Weiter wurden vom Landtag die 
Mittel zur Dotirung des wieder herzuftellenden römiſchen Geſandtſchafts- 
poſtens erbeten. Die firhenpolitiihe Novelle, die dem Abgeorbneten- 
haus am 17. Januar vorgelegt wurbe, hatte folgenden Wortlaut: 


Art. 1. 
Die Art. 2, 3, 4 im Gefeß vom 14. Juli 1880 treten mit 
der Verfündigung des gegenwärtigen Gefeßes wieder in Kraft. 


. Art. 2. 

Einem Bifhof, welder auf Grund der $$ 24 ff. im Geſetz 
vom 12. Mai 1873 durch gerichtliche Urtheil aus feinem Amte 
entlafjen worben ift, kann von dem Könige bie ftaatliche Anerfen- 
nung als Bifchof feiner Diöcefe wieder ertheilt werben. 


Art. 3. 

Das Staatäminifterium ift ermädtigt, mit Königlicher Genehmi⸗ 
gung die Grundfäge feftzuftellen, nach melden der Minifter der 
geiftlihen Angelegenheiten von den Erforberniffen der $$ 4 und 11 
im Geſetz vom 11. Mai 1873 dispenfiren, auch ausländiſchen 
Geiftlihen die Vornahme von geiftlihen Amtshandlungen ober 
die Ausübung eines ber im $ 10 erwähnten Aemter geftatten Tann. 

Art. 4. 

An die Stelle des $ 16 im Geſetz vom 11. Mai 1873 tritt 

nachfolgende Beftimmung: 
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Der Einſpruch findet ſtatt, wenn dafür erachtet wird, 
daß der Anzuſtellende aus einem Grunde, welcher dem bürger: 
lichen ober ftaatöbürgerlihen Gebiete angehört, für die Stelle 
nicht geeignet fei, insbeſondere wenn feine Vorbilbung den 
Vorſchriften biefes Gefehes nicht entfprict. Die Gründe für 
den Einfprud find anzugeben. Gegen die Einfpruchserklärung 
kann innerhalb dreißig Tagen bei dem Minifter der geift: 
lichen Angelegenheiten Beſchwerde erhoben werben, bei deſſen 
Entſcheidung es bewendet. 


Art. 5. 


Das Staatminifterium ift ermädtigt, für beftimmte Bezirke 
widerruflich zu geftatten, daß Geiftlihe, welche im Uebrigen die 
geſetzlichen Erforderniſſe für die Ausübung geiftliher Amtshand- 
Iungen erfüllen ober von denjelben bispenfirt find, zur Hilfe: 
leiftung im geiftliden Amt ohne bie nad $ 15 des Geſetzes vom 
11. Mai 1873 erforderliche Benennung verwandt werben. 


Die Vorlage kam am 7. und 8. Februar 1882 zur erften Lefung. 
Wiederum zeigten fih die liberalen Parteien mie das Centrum ent: 
ſchloſſen, der Regierung die gemwünfchten biscretionären Vollmachten 
zu verfagen; die Confervativen fnüpften ihre Zuftimmung an die Be: 
dingung, daß eine Friftbeftinmung über bie Dauer ber biöcretionären 
Volimacht eingeſchaltet werde. Die Regierung, ald deren Vertreter 
Cultusminifter v. Goßler die Vorlage vertheidigte, verfprad für den 
Fall der Bewilligung der verlangten Vollmachten, daß fie fie in dem 
Sinne, in welchem fie erteilt worden, ausüben und von der fo er: 
reichten Stufe aus meitergehen werde; fie weigerte fi, ohne bis: 
eretionäre Vollmachten einer materiellen Revifion der Maigeſetzgebung 
näher zu treten, und verwarf principiell die vom Gentrum geforberte 
Vereinbarung einer firchenpolitiihen Gefeggebung mit Rom durd ein 
Eoncordat. Das Abgeorbnetenhaus vermochte fih bei den ſcharfen 
Parteigegenfägen, die in der Debatte zum Ausdruck gefommen waren, 
nicht fofort ſchlüuſſig zu machen und verwies die Vorlage deshalb zur 
Vorberathung an eine Commiffion. Total umgeftaltet kam fie aus der 
Commiffion wieder heraus. Die neue Faſſung, die fie erhalten Hatte, 
war das Werk eines Compromifjes, das die Parteien der Confervativen, 
des Gentrums und ber Polen mit einander geſchloſſen hatten. Art. 1 
wurde im Wortlaut der Negierungsvorlage angenommen, Art. 2 und 3 
erhielten neue Fafjung nad} den Anträgen des Abg. Rauchhaupt, Art. 4 
und 5 wurden geftrihen. Da die Commiffionsbefhlüffe auf den Partei: 
befchlüffen beruhten, fo fand ber Gefegentwurf in der Faſſung der 
Commiffion aud im Plenum die Majorität, trogdem Cultusminifter 
v. Goßler wiederholt einzelne Artikel des neugeftalteten Entwurfs als 

Dismards politifde Reden. ZIL 4 


17. 1. 1882. 


50 L Preußiſcher Landtag. 14. Januar bis 30. Juni 1886. 


für die Regierung unannehmbar bezeichnete. Das Herrenhaus trat den 
Beſchlüſſen des Abgeorbnetenhaufes mit einigen leichten Aenderungen 
der dort angenommenen Vorlage bei, und am 4. Mai genehmigte das 
Abgeordnetenhaus, dem die Vorlage zu nochmaliger Berathung verfafjungs- 
mäßig zugehen mußte, das neue kirchenpolitiſche Gefeg unverändert nad 
den Beſchlüſſen des Herrenhaufes. Am 31. Mai erhielt e8 die Sanction 
des Königs !). 

Mittlerweile war auch der Poften des preußifchen Gefandten in 
Rom wieder befegt worden. Am 1. Februar ging Herr v. Schlözer 
von Berlin als befignirter Gefandter nah Rom ab, am 4. April wurde 
er, nachdem der Landtag am 7. März die in den Etat eingeftellte 
Vofition bewilligt hatte, in aller Form zum Gefandten ernannt und 
überreichte am 24. April dem Papfte fein Beglaubigungsſchreiben. Zu 
einer Beſchleunigung des Ganges der Verjtändigung ſchien freilich die 
Wieverbefegung der Geſandtſchaft fürs Erfte nicht zu führen. Die Curie 
behandelte den Gefandten dilatoriſch. Bei der erften Audienz, die Herr 
v. Schlözer beim Papſte hatte (12. März), verfigerte Leo XIIT., 
daß, „menn es nur von ihm abhinge, ein Einvernehmen bereit in 
allen Punkten Hergeftellt wäre”, ohne indes zu fagen, mo das Hemm: 
niß zu ſuchen fei. Rundweg erllärte er, daß es ihm unmöglich fei, 
auf der Grundlage der discretionären Gewalten zu verhandeln, daß er 
dagegen zu jebem möglien Entgegentommen bereit fei, ſobald Herr 
v. Schlöger mit den nöthigen Inftructionen verfehen fein würde, um 
auf foliden Grundlagen (sur des bases solides) zu verhandeln. In 
Berlin berührte das Zaubern und Zögern der Curie offenbar peinlich, 
und eine halbamtliche Mittheilung der „Bolitifcden Correfpondenz” drohte 
fogar mit einer Wiederaufnahme des Culturfampfes, „nöthigen Falls 
in einem wirffameren Stile“, falls die Curie nad wie vor der Her: 
ftellung eine® modus vivendi auf Grund ber Thatſachen und ohne 
Erörterung ber principiellen Grundlagen des Streites ſich mwiberfeße. 
Es durfte als ein Zeichen der Entfchlofjenheit der Regierung, meitere 
Zugeftändniffe zunächſt nicht zu machen, angefehen werben, wenn bie 
Regierung im November 1882 ſich anfdidte, die feit mehr ala Jahres: 
frift beftehenden Vacanzen in dem von der Curie und dem Centrum 
verpönten Gerichtähofe für Firchlihe Angelegenheiten auszufüllen, nach: 
dem fie noch in den Debatten des Frühjahrs ſich nicht abgeneigt gezeigt 
hatte, an die Stelle der Berufung an den kirchlichen Gerichtshof Die 
Berufung an das Staatöminifterium oder an irgend eine andere richter: 
lie Inſtanz treten zu laſſen. Daß die Verhandlungen in Rom nicht 
von der Stelle rüden wollten, ließ fi auch aus den Worten erfennen, 
mit denen die Thronrede zur Eröffnung des Landtags am 14. November 
1882 der Wiederherſtellung der biplomatifchen Beziehungen mit dem 
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römiſchen Stuhle gedachte. Der König bezeugte, daß die Wieder: 
anknüpfung des diplomatifchen Verkehrs mit ber römischen Curie der 
Befeftigung freundlicher Beziehungen zu dem Oberhaupte der Zatholi: 
ſchen Kirche förderlich geweſen fei, und gab der Hoffnung Ausbrud, 
daß die verſohnliche Gefinnung, die feine Regierung zu bethätigen nicht 
aufhören werde, auch ferner günftigen Einfluß auf die Geftaltung der 
lirchenpolitiſchen Verhältnifje üben werde. Inzwiſchen werde die Re— 
gierung fortfahren, auf Grund der beftehenden Gefege und der ihr 
ertheilten Vollmachten den Bebürfnifien der katholiſchen Unterthanen 
auf kirchlichem Gebiete jede Rüdfiht angebeihen zu laſſen, die mit den 
Gefammtinterefien des Staates und der Nation verträglich fei. 

Die freundlich milden Worte des greifen Kaifers blieben nicht ohne 
Eindrud auf den Papft. Am 3. December 1882 richtete Leo XIII. 
folgendes Schreiben an den Kaiſer ): 

Majeſtät! Bei der unlängft ftattgehabten Eröffnung des Preußi: 
ſchen Landtags haben Em. Kaiferlihe und Königliche Majeftät geruht, 
Ihrem Volle Zeugniß von der Freude zu geben, melde Ihr Herz 
erfüllte über bie Befeftigung Ihrer freundſchaftlichen Beziehungen zu 
dem Oberhaupte der katholiſchen Kirche, die ber Wieberherftellung der 
diplomatiſchen Beziehungen zu banken find. Diefe für Uns fo ver: 
bindlichen Aeußerungen waren Uns im höchſten Grade willkommen und 
bewegen Uns, Em. Majeftät dafür befonderen Dank abzuftatten, was 
Wir mit Iebhaftefter Genugthuung Unferer Seele thun. Gleih von 
der Uebernahme des Pontificat8 an haben Wir in die edle und hoch— 
herzige Gefinnung Ew. Majeftät das Vertrauen gefegt, daß Wir den 
Völkern, melde Ihrem mächtigen Scepter gehorchen, die Ruhe des 
Gewiſſens und den religiöfen Frieden würden zurüdgegeben fehen, und 
jegt find Wir durch die Thatfache der wieber hergeftellten diplomatiſchen 
Beziehungen und die Theilnahme, melde Em. Majeftät an der Er: 
reihung eines fo hohen und fo ſegensreichen Zieles nehmen, in dieſem 
Glauben noch mehr beftärft worden. Em. Majeftät willen bei Ihrer 
hohen Einfiht und Ihrer langen Erfahrung, wie nothwendig es ift, 
die Völker dur die Befolgung der religiöfen Pflichten zu der Erfüllung 
derjenigen Pflihten zurüdzuführen, melde ihnen ala Staatsbürger und 
Unterthanen obliegen; heute zumal, wo bie Gejelliaft in ihren Grund: 
lagen erfdüttert ift. Wir fünnen Em. Majeftät verfihern, daß auch 
die fatholifche Kirche ganz befeelt von dieſem Geiſte ift, und fie befigt, 
wo fie nit auf Hindernifle ftößt, die foftbare Macht, denſelben eins 
auflößen und auszubreiten. Daher war e3 ftet3 Unfer lebhafteſtes Ver: 
langen, die Kirche aller Orten frei ihre Kraft entfalten zu fehen, zum 
Beften ver Völker und der Regierungen, und mit diefen zu ſolchem 
Zwecke friedliche und freundfcaftlie Beziehungen zu fnüpfen. Wenn 
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die gebieterifchen Pflichten des vor Gott und den Menfchen fehr ver: 
antwortungävollen apoftolifhen Amtes Uns zu der Forderung nöthigen, 
daß die neue Firchenpolitiiche Gefeßgebung in Preußen wenigſtens in 
den für das Beftehen und Leben der Fatholifchen Religion weſentlichſten 
Punkten in enbgültiger Weife gemilbert und berichtigt werde, fo werben 
Em. Majeftät, weit entfernt, darin einen Mangel guter und verföhn: 
licher Gefinnungen Unfererjeit3 zu erbliden, vielmehr anerkennen, daß 
Wir ſolches nur verlangen im Intereſſe des Friedens felbit, der Fein 
wahrer und dauerhafter fein kann, wenn er nicht auf fiherer Grund: 
lage beruht. Diefer Friedensſchluß wird, während er einem der heißeſten 
Wünfhe Unferes Herzens Rechnung tragen und die Seelen aller Ihrer 
Yatholifchen Unterthanen mit ftärkeren Banden an den Thron Em. Maje: 
ftät feſſeln wird, ohne Zmeifel auch die ſchönſte und köſtlichſte Krone 
Ihrer langen und ruhmreihen Regierung fein. Mit diefer Hoffnung 
fenden Wir zum Himmel die inbrünftigften Gebete für das Wohlergehen 
Ew. Mojeftät und Ihrer Kaiferlih Königlichen Familie. 

Der Kaifer antwortete dem Papfte am 22. December in folgendem 
Schreiben): 

Em. Heiligkeit danke Ich für das Schreiben, welches Sie unterm 
3. d. an Mich gerichtet haben, und erwidere von Herzen das Wohl: 
wollen, welches Sie darin für Mich zu erkennen gaben. Dafjelbe 
beftärkt mic) in der Hoffnung, daß Emw. Heiligkeit aus der Befriebi- 
gung, welche Sie mit Mir über die Herftellung und die Wirffamteit 
Meiner Gefandtihaft empfinden, einen neuen Beweggrund ent: 
nehmen würden, das feitherige Entgegenfommen Meiner Regierung, 
welches die Wieberbejegung der Mehrzahl der Biſchofsſitze ermöglicht 
bat, durch entſprechende Annäherung zu erwidern.. Ich bin der Mei- 
nung, daß eine folde, wenn fie auf dem Gebiete der Anzeige der 
Geiftliden-Ernennungen ftattfände, noch mehr in dem Intereſſe der 
katholiſchen Kirche, als in dem des Staates liegen würde, weil fie 
die Möglichkeit zur Befegung der im Kirchendienſt entftandenen 
Vacanzen bieten würde. Wenn Jh aus einem Entgegenfommen 
der Geiftlichfeit auf diefem Gebiete die Weberzeugung entnehmen 
fönnte, daß die Bereitwilligfeit zur Annäherung eine gegenfeitige 
ift, würde Ich die Hand dazu bieten können, ſolche Gefege, melde 
im Zuftande des Kampfes zum Schuge der ftreitigen Rechte des 
Staates erforderlich waren, ohne für die frieblihen Beziehungen 
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» 
dauernd nothwendig zu fein, einer wieberholten Erwägung im Land: 22. 12. 1882. 
tage Meiner Monarchie unterziehen zu lafien. 
Wilhelm. 
v. Bismard. 


Diefes Schreiben fand eine doppelte Beantwortung. Da es 
dur die Gegenzeihnung des erften Rathgebers der Krone zu einem 
Regierungsacte geworben war, fo fiel die amtliche Beantwortung dem 
Leiter der curialen Diplomatie, dem Staatäfecretär Jacobini?!), 
zu. Er richtete an Herrn v. Schlözer am 19. Januar 1883 folgende 
Note?): . 
Aus den Gemächern des Vaticans. 19.1. 1888. 

Das Antwortſchreiben Sr. Majeftät des Kaiſers von Deutichland 
an ben Heiligen Vater vom 22. v. M. ift mit ganz befonderem Wohl: 
gefallen aufgenommen worben; es befundet bafjelbe nicht nur von 
Neuem die verföhnligen Abfichten Sr. Majeftät und der Regierung 
Allerhochſtdeſſelben, fondern es ift au ein neuer Schritt zur Vereini— 
gung. Die Hauptfchwierigfeit, welche der letzteren entgegen fteht, ift 
Die preußifche Geſetzgebung in denjenigen Punkten, welche mit der gött⸗ 
lichen Conftitution der fatholifhen Kirche im Widerſpruch ftehen. Da 
nun jegt Se. Majeftät zu erklären geruht haben, Allerhöchſtdeſſen 
mädtige Mitwirkung eintreten laſſen zu fönnen, damit die genannten 
Geſetze von den gejeßgebenden Factoren von Neuem in Betracht gezogen 
werben, fobald die Anzeigepflict gewährt würbe, fo läßt fid nicht ver: 
fennen, daß zwiſchen den Wünſchen des Heiligen Stuhis und den Ab: 
fiten der Regierung in Berlin fih eine Annäherung vollzogen hat. 

Der Heilige Vater hatte fon in dem befannten Schreiben an den 
Erzbiſchof von Köln ausgefprodhen, daß er die Anzeigepflicht geftatten 
wolle, wenn auf dem Gebiete der Gefeggebung bie entſprechenden 
Reformen zu Stande gefommen wären. Um nun jeßt zu bezeugen, 
wel hohen Werth Se. Heiligkeit auf die im Kaiferligen Schreiben 
enthaltenen frieblihen Erflärungen legt und wie lebhaft er den Wunſch 
hegt, mit aller Bereitwilligfeit die Urfachen der Uneinigfeit zu befeitigen, 
auch ohne die vollftändige Prüfung aller der Kirche nachtheiligen Be: 
ftimmungen abzuwarten, ift er geneigt, einzumilligen, daß ſich dieſe 
Prüfung für jegt nur auf einige Punkte beſchränke, und daß bie 
Bewilligung der Anzeige gleichen Schrittes mit der Revifion der Geſetze 
erfolge. Derjelbe hat demnach dem unterzeichneten Carbinalftaatafecretär 
befohlen, zu erklären, daß den Bilhöfen die geeigneten Inftructionen 
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extheilt werben folen, um ber Regierung die neuen Titulare aller der 
jegt vacanten Parochien anzuzeigen, welche in diefelben mit canonifcher 
Anftitution eingefegt werben müßten, jobald — nachdem bei ven gejeg: 
gebenben Körperichaften Maßnahmen beantragt find, welde ausreichen, 
um bie freie Ausübung der firhliden Jurisdiction, ſowie 
die Freiheit der Erziehung und Snftruction des Klerus wirt: 
fam zu gewährleiften — diefe gejeggebenden Körperſchaften 
ihre Zuftimmung fund gegeben haben. Die Anzeige, welche für 
jegt zeitweilig auf den Fall der factiſchen Vacangen begrenzt fein würde, 
wird für die Zukunft einen ſtändigen Charakter gewinnen unter Formen, 
welde durch gemeinfames Uebereinfommen zu beftimmen find, fobald 
nur die Revifion der Gefege abgejhloffen fein wird. Der 
Heilige Vater, Sr. Majeftät aufs Tieffte zu Dank verpflichtet für die 
ihm fund gegebenen verſohnlichen Gefühle, ift der Ueberzeugung, daß 
Allerhöchſtdiefelben die dargelegte Entſchließung als einen neuen Bemeis 
des Geiftes der Freundfhaft und der Mäßigung, von welchem alle 
feine Handlungen gegen das Deutſche Reich von Beginn feines Ponti: 
ficat3 an geleitet waren, erachten, und daß Sr. Majeftät Regierung 
den großmüthigen Abfichten Allerhöchſtdeſſelben fich anſchließend mit ihm 
gleichen und feften Schrittes dem gewünfchten Ziele der Einigkeit zu: 
ftreben wolle. Se. Heiligkeit ift feft überzeugt, daß dieſe Einigkeit 
große Vortheile für die Lebensbedingungen der Kirche mie bes Staates 
hervorbringen, und die fatholifde Bevölkerung mit immer unverbrüd: 
liheren Banden ber Treue an den Thron und ihren Souverän nüpfen 
würde. Das ift es, mas ber unterzeichnete Cardinal die Ehre hat, 
Em. Excellenz mit dem Erſuchen mitzutheilen, davon Ihre Regierung 
in Kenntniß fegen zu wollen, indem er zugleich die Gefinnungen feiner 
ausgezeichneten Verehrung erneuert. 


Dem Kaifer antwortete Bapft Leo XIII. am 30. Januar 1883 
perfönli in folgendem Schreiben 1): 

Majeftät! Das Schreiben, welches Ew. Kaiferlide und Königliche 
Majeftät Uns im December legten Jahres durch ben Gefandten 
v. Schlöger zuftellen ließ, hat die Hoffnung, melde Wir feit langer 
Zeit hegten, durch volles Einvernehmen den religiöfen Zwiefpalt im 
Königreich Preußen einer Löfung zugeführt zu fehen, beftätigt. Das 
erhabene Wort Em. Majeftät, melde Sich geneigt zeigt, die Hand zu 
einer Abänderung ber gegenwärtigen Kirchengeſetzgebung zu bieten, läßt 
Uns den Friedensſchluß nicht mehr ferne erbliden. Wir ſprechen Em. 
Majeftät Unferen Dank und Unfere Genugthuung für diefe Geneigtheit 
aus. Wir haben darob dem Gefandten v. Schlözer durch den Cardinal 
Jacobini eine Note zuftellen Iafjen, melde, wie Wir glauben, bereits 
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zur Kenntniß Ihrer Regierung gebracht worden ift. Durch diefe Note 
wollten Wir die Regierung Em. Majeftät aufs Neue Unferes feften 
Willens verfihern, den Wir ſchon zu verſchiedenen Malen gezeigt haben, 
ven Bijchöfen die Anzeige derjenigen Perfonen an die Regierung zu 
geftatten, welche zu den Pfarrämtern berufen werben follen; und um 
Uns fo viel wie möglih den Anſichten und Wünfhen Em. Majeftät 
zu nähern, haben Wir auch Unfere Geneigtheit zu erkennen gegeben, 
eine völlige Aenderung der in Kraft befindlichen Gefege nicht abzu: 
warten, damit durch die verlangte Anzeige für die jetzt erlebigten 
Pfarreien gejorgt werde. Wir haben jedoch verlangt, daß man gleich: 
zeitig mit einer Aenderung der Mafregeln beginne, welche heute bie 
Ausübung der geiftlihen Macht und des geiftlihen Amts, ſowie ben 
Unterriht und die Ausbildung des Klerus verhindern, denn Wir 
glauben, daß diefe Aenderungen für das Leben der katholiſchen Kirche 
jelbft unentbehrlich find. Diefe verlangt, daß die Biſchöfe die Möglich: 
feit haben, die geweihten Diener zu unterrichten und fie unter ihrer 
Auffiht auszubilden, ſowohl den Lehren, wie dem Geifte der Kirche 
entipredend. Der Staat würde nicht weniger für feine eigenen Be: 
amten verlangen fönnen. In gleiher Weife ift eine verftändige Frei: 
heit in der Ausübung des kirchlichen Dienftes und Amtes für das Heil 
der Seelen eine unerläßliche Grundbedingung. Es würde umfonft fein, 
für die Pfarrftellen neue Inhaber zu ernennen, wenn biejelben fi 
jodann verhindert jähen, den Pflichten gemäß, welche ihnen das geift: 
tie Amt auferlegt, zu handeln. Sobald über dieſe Punkte eine Ver: 
ftänbigung hergeftellt ift, wird es bei gegenfeitigem guten Willen leicht 
fein, fih auch über andere nothwenbige Bedingungen zu verftändigen 
und einen wirklichen dauernden Frieden, das Ziel unferer gemeinfcaft: 
lichen Wünſche, zu fihern. Inzwiſchen bitten Wir Em. Majeftät, die 
wiederholten Ausdrüde der warmen Wünfche entgegen zu nehmen, welche 
Wir unaufhörlih für das Wohl Em. Majeftät und ber Kaiſerlichen 
und Königlihen Familie hegen. 


Durch diefen Briefwechſel von Perfon zu Perſon und Jacobinis 
Note an Herrn v. Schlöger waren die Grundlagen für neue Ver: 
handlungen gejhaffen. Am 20. März überreihte Herr v. Schlözer 
vie Antwort der preußifhen Regierung auf die Note Jacobinis. hr 
Wortlaut ift leider bisher nicht veröffentlicht worden, doch ließ die Curie 
darüber fo viel verlauten, daß die preußifche Regierung nicht allein zu 
einer Revifion der geſammten Maigefeggebung fi bereit erklärte, 
fondern aud der Curie anheimgab, ihre fpecielen Wünfde für eine 
ſolche Revifion ihr mitzutheilen. Die Antwort Jacobinis vom 7. April 
lautete ausweichend: die Curie verlangte immer neue Conceffionen des 
preußiſchen Staates und fträubte fi die Anzeigepflicht anzuerfennen, 
während doch der preußiſche Staat durch die entgegenfommende Hand: 


30. 1. 1888. 


5.5. 1888, 
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habung ber Geſetze und deren Milberung es der römiichen Curie wahr: 
lich leicht genug machte, auch für Preußen eine Pflicht anzuerkennen, 
die fie in anderen Staaten anſtandslos erfüllte. Die Antwort ber 
preußiſchen Regierung, die gleichzeitig auf den Inhalt der Jacobiniſchen 
Note ſchließen läßt, erging unter dem 5. Mai und lautete i): 

Durch die Note Sr. Eminenz des Herrn Cardinalftaatsfecretärs 
Jacobini vom 7. April d. 3. ift die Königliche Regierung von 
Neuem in der Ueberzeugung beftärkt worden, daß die Erfüllung 
der Anzeigepflicht im Princip von der Curie zugeftanden werben 
kann. Se. Heiligfeit will indes die Biſchöfe erft dann dazu 
ermächtigen, wenn bie preußiſche Regierung auf anderen kirchen⸗ 
politiihen Gebieten gewiſſe Gegenconceffionen gemacht haben wird. 
Die preußifche Regierung ift ihrerfeit® nach wie vor bereit, den 
römishen Wünfchen entgegen zu fommen, fobald mit der Erfül- 
lung ber gefeglichen Anzeigepflicht der Anfang gemacht fein wird. 
Es handelt ſich alfo in der Hauptſache um die Frage der Priori- 
tät derjenigen Zugeftändniffe, welche im Princip auf 
beiden Seiten ala möglich gedaht werden. Wenn die König- 
liche Regierung auf die Anzeigepflicht einen hervorragenden Werth 
legt, fo handelt es fi für fie einmal um die Ehrenfrage der 
Behandlung auf gleihem Fuße mit anderen Regierungen, welchen 
diejenige Mitwirkung der weltlichen Behörden bei Berufung katho— 
liſcher Geiftlihen jeder Zeit unbedenklich eingeräumt worden ift, 
welche Preußen verfagt wird. Aber abgefehen von diefer Form: 
frage bildet die Mitwirkung der weltlichen Autorität bei Weber: 
tragung geiftlicher Aemter die Vorbedingung für die Möglich: 
feit gemeinfamer Arbeit der weltlichen und geiftliden Behörden 
an ber Erhaltung und Befeftigung ihres Einvernehmens. Die 
Königliche Regierung fieht in der Anzeige und in den fi an die— 
selbe knüpfenden Verhandlungen der geiftlichen und weltlichen Organe 
die Vorbedingung und den Anfnüpfungspunft wohlwollenden Zu: 
ſammenwirkens berjelben; ohne Legteres hat die Anzeigepflicht 
für die weltliche Regierung mehr formalen als praktiſchen 
Werth. Der Staatsregierung werden in den meiften Fällen die 
anzuftellenden Priefter weniger genau befannt fein, als den geift- 
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lichen Behörden; die Regierung wird aljo da, wo fie feinen Wiber- 
ſpruch erhebt, deshalb doch feine Sicherheit haben, daß fie mit den 
neu anzuftellenden Geiftlihen auf Die Dauer in friedlichen Beziehungen 
bleiben wird. Die Anzeigepflidt und die vorgängige Erörterung 
einer Anftellung ift von hohem Werthe, wenn das Verfahren 
von dem Geifte friedlichen Zuſammenwirkens beider Theile getragen 
wird. Sie verliert aber an Wichtigkeit, wenn beide betheiligten 
Mächte — die meltlihe und geiftlihe — fi fämpfend oder doch 
ohne die Abfiht der gegenfeitigen Unterflügung gegenüber ftehen. 
Alsdann wird der Staat feine Sicherheit gegen unver: 
träglihe Beamte der Kirche mehr in Repreffiv- als in 
Präventivmaßregeln ſuchen müffen. Der Präventivmaßregel 
der Anzeigepflicht wird gerade aus dieſem Grunde von der preußiichen 
Regierung eine hohe Bedeutung beigelegt, weil fie für ein Syftem 
friedlichen Einverftändniffes unentbehrlich erfcheint. Findet Legteres 
nidt ftatt, jo fieht ji der Staat ſchließlich gendthigt, feine 
Beziehungen zur römifhen Kirche dauernd im alleinigen 
Wege feiner Geſetzgebung zu regeln. Er wird dann ben 
katholiſchen Preußen Alles zu gewähren haben, was mit dem unent⸗ 
behrlichen Maße ftaatlicher Autorität verträglich ift, über biefe Linie 
hinaus aber das weltliche Gefeg ungemildert durch Verftändigung 
mit geiftlihen Organen walten laflen. Dann wird fir den Staat 
die Anzeigepflicht nahezu entbehrlih. Er würde dann die Wahrung 
feiner Autorität und des confeffionellen Friedens durch eine repreffive 
Wirkung feiner Gefege zu erftreben haben. Die Königliche Regie: 
rung wünſcht auf diefen Weg nicht gedrängt zu werben, und 
würde ihn erft betreten, wenn fie die Hoffnung auf einen Erfolg 
der ſchwebenden Verhandlungen aufgeben müßte; fie hält an biejer 
Hoffnung feft, fo lange ihr die Ausfiht, ihre Rechte und Inter: 
effen bei Anftelung von Geiftlihen auf der Bafis ber Anzeigepflicht 
mitteld Verftändigung wahren zu fönnen, nicht abgefchnitten wird. 
In dieſem Sinne ift die Königliche Regierung bereit, der Curie 
die Geftattung der Anzeige durch Einſchränkung der Kategorien, 
für welche fie beanſprucht wird, zu erleichtern. Die Curie wird 
einen Beweis des ernftlichen Strebens der Regierung nad) friedlihem 
Zuſammenwirken barin erfennen, wenn bie Königlie Regierung 
ihre Geneigtheit ausipriht, im Wege der Gefegebung auf die 
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Anzeigepflicht bezüglich eines Theiles der Geiftlihen zu 
verzichten. Wenn die Königlihe Regierung die Weberzeugung 
bat, in ben fonftigen Fragen zu einer Verftändigung zu gelangen, 
jo würbe diefelbe bereit fein, wie es ſchon im Art. 4 der Vorlage 
von 1882 in Ausficht genommen war, die Zuftändigkeit bes Gerichts: 
hofs auf bem Gebiete ber Anzeige zu befeitigen und das Verlangen 
vorgängiger Benennung auf die mit Geelforge verbundenen Bene- 
ficien (benefices parochiaux), fowie auf die Pfarrverwefer und 
wegen der hohen abminiftrativen und politifhen Bedeutung wichtigen 
höheren Kirchenämter, Generalvicare, Decane u. ſ. w. zu befhränfen, 
die nicht beneficirten Hilfsgeiftlihen aber davon auszu: 
nehmen. Wenn Fürft Bismard hoffen dürfte, daß eine Gejegesvor: 
lage in biefer Richtung die Bereitiwilligfeit der Curie zur Geftattung 
der Anzeige herbeifüührte, jo würde derfelbe geneigt fein, eine ſolche 
bei Sr. Majeftät und beim Staatsminifterium zu befürworten. Es 
würde auf diefem Wege die Möglichkeit für die Geiftlichen 
geihaffen, da, wo jegt Seelforger mangeln, ohne Mitwirkung ber 
Regierung Abhilfe zu treffen und insbefondere das ungehinderte 
Mefjelefen und Spenden der Sacramente für alle Fälle zu fihern, 
indem biefe Functionen durch nicht beneficirte Hilfsgeiftliche ver- 
fehen werben könnten, fobald diefelben ohne Anzeige nur den 
allgemeinen geſetzlichen Erforberniffen für die Vornahme geiftlicher 
Amtshandlungen, wie beifpielsweife Indigenat, Borbildung und 
den fonftigen Bedingungen genügen, welchen alle Geiftlichen ber 
chriſtlichen Kirche dem Staate gegenüber zu entiprechen haben. Aus 
der Beilage zu der Note Sr. Eminenz vom 7. April d. J. bat 
die Königliche Regierung erfehen, daß das von ihr ſchon bisher 
geleiftete Entgegenfommen von ben Verfafler jener Beilage nicht voll- 
ftändig gewürdigt worden ift; fo ift das wifjenfchaftlihe Staatseramen 
bereits durch Art. 3 der Novelle vom 31. Mai 1882 virtuell befeitigt, 
fo find Knabenalumnate inzwifchen auf der Grundlage des gemeinen 
Rechts in Fulda und Paderborn bereits eingerichtet und der Eröff- 
nung von Priefterfeminaren zur praktiſchen Ausbildung ftehen erfenn- 
bare Schwierigkeiten unferes Wiffens nicht entgegen. Die König: 
liche Regierung ift überzeugt, daß die Divergenzen beider Theile 
fih auch in anderer Richtung geringer erweiſen werben, als fie 
feinen, wenn bie Curie fich dazu verftehen will, die Anzeigepflicht 
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in dem oben erwähnten eingefchränkten Maße erfüllen zu laſſen 
und dadurch den Boden praktifcher Verftändigung zu betreten. Es 
würde dann der Regierung möglich fein, über den Art. 5 der Vor- 
lage vom Januar 1882 hinauszugehen, auf die Conftituirung eines 
Widerrufsrechtes zu verzichten und ihrem Gefegentwurfe eine für 
die gefammte Monarchie beftimmte Faſſung zu geben, ohne bie 
Diftricte auszunehmen, in welchen die polnifhe Sprache herriät. 


Die preußiſche Regierung bewies aufs Neue dur) ihr Entgegen: 
kommen, wie ernſt es ihr mit dem Wunſche war, zu einem modus 
vivendi zu fommen. Indem fie fi) bereit erflärte, nicht nur für 
„beitimmte Bezirke”, nicht „widerruflich“ und nicht erft nach vorgängiger 
Beſchlußfaſſung durch das Staatöminifterium, fondern für den gefammten 
Umfang der Monarchie, dauernd und für alle nicht beneficirten Hilfs- 
geiftlihen von dem geſetzlichen Erforberniß der vorgängigen Anzeige 
abzufehen, verftand fie ſich zu einer weſentlich neuen, organifatorifchen 
Umgeftaltung ber Anzeigepfliht. Sie hielt eigentlich nur um ber ftaat: 
lichen Ehre willen daran feit, daß die Anzeigepflicht in beſchränktem 
Umfange durch die Curie anerkannt werde, und machte fein Hehl daraus, 
Daß fie von dem aus der Anzeigepflicht der kirchlichen Organe ihr er: 
wachſenden Einſpruchsrecht nur in ſchonendſter Weife Gebrauch zu maden 
beabfihtige. Die römiſche Curie gab ihre Antwort in einer Note 
Jacobinis vom 19. Mai. Statt eine pofitive Erklärung über die in 
der Note vom 5. Mai gemachten Vorſchläge abzugeben, erging fi der 
Staatsfecretär in Klagen über die Nictberüdfihtigung ber in feinen 
früheren Noten auf Wunſch der preußiſchen Regierung gegebenen Cr: 
läuterungen über Jurisdiction der Biſchöfe, Vorbildung der Priefter 2c.; 
ja, er weigerte fi, auf eine Erörterung bes preußiihen Vorſchlags 
aud nur einzugehen, fo lange die früheren Verhandlungen nicht ab: 
gewidelt feien ?). 

Die preußifhe Regierung that nun, mas fie in der Note vom 
5. Mai angelündigt hatte: fie trat am 5. Juni mit einer felbftänbigen 
Borlage vor den Landtag, die den fatholifhen Unterthanen Diejenigen 
Erleichterungen gewähren ſollte, die nad den Darlegungen der Note 
vom 5. Mai möglich waren, ohne weſentliche Intereſſen des Staates und 
feine Autorität zu ſchädigen. Diefe dritte Firchenpolitiiche Novelle lautete: 


Art. 1. 


Die Verpflichtung der geiftlichen Oberen zur Benennung des 
Gandidaten für ein geiftlihes Amt, ſowie das Einſpruchsrecht 
des Staates werben aufgehoben: 


1) Der Wortlaut der Note ift leider nicht veröffentlicht, dod gaben bie 
offieiöfen Blätter eine kurze Analyfe des Inhalts. 


5. 5. 1888. 


5. 6. 1888. 


5. 6. 1888. 
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1. für die Uebertragung von Seelforgeämtern, deren Inhaber 
unbedingt abberufen werben dürfen; 

2. für die Anordnung einer Stellvertretung oder einer Hilfe: 
Teiftung in einem geiftlien Amte. 


Art. 2. 


Auf Verweſer (Adminiftratoren, Proviforen 2c.) eines Pfarr: 
amts findet die Vorfchrift des Art. 1 nicht Anwendung. 


Art. 3. 

Die Zuftändigkeit des Königlichen Gerichtähofes für kirchliche 
Angelegenheiten zur Entſcheidung auf Berufungen gegen die Ein: 
ſpruchserklärung der Staatöregierung bei: 

1. Uebertragung eines geiftlihen Amts ($ 16 des Geſetzes 
vom 14. Mai 1873), 

2. Anſtellung ala Lehrer ober zur Wahrnehmung ber Dis: 
ciplin bei kirchlichen Anftalten, melde der Vorbildung der 
Geiftliden dienen ($ 12 bes Gefeges vom 11. Mai 1873), 

3. Ausübung von biihöflihen Rechten oder Verrihtungen in 
erlevigten fatholiigen Bisthümern (X 3 des Geſetzes vom 
20. Mai 1874) 

wird aufgehoben. 
Art. 4. 

An die Stelle des $ 16 im Geſetz vom 11. Mai 1873 tritt 
nachfolgende Bejtimmung: 

Der Einfprud findet ftatt 2c. (wie im Entwurf des Ge: 

feges von 1882, oben S. 40). 


Art. 5. 

Die Vorſchrift des Art. 5 im Gefege vom 14. Juli 1880 
wegen Straffreiheit der Vornahme geiftliher Amtshandlungen in 
erlebigten oder folden Pfarreien, deren Inhaber an der Aus: 
übung des Amts verhindert ift, kommt für alle geiftlihen Aemter 
und ohne Rüdfiht darauf, ob das Amt befeßt ift ober nicht, zur 
Anwendung. 

Art. 6. 

Die den Beftimmungen der Art. 1 bis 4 dieſes Gefeges ent: 
gegenftehenben Vorjchriften der Gejege vom 11. Mai 1873, vom 
20. Mai 1874 und 21. Mai 1874 werden aufgehoben. 


Die päpftliche Diplomatie ſcheint an die Möglichkeit einer neuen 
Vorlage an den Landtag ohne vorherige Verftändigung mit dem römi: 
ſchen Stuhle nit geglaubt zu haben; fie machte ihrem Aerger in einer 
Note vom 21. Juni 1883 Luft, die an dem Vorgehen der preußifchen 
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Regierung nad) dem Ausdruck der „Nordbeutichen Allgemeinen Zeitung” 
eine „anjpruchsvolle und nörgelnde Kritik“ übte und im Voraus den 
Gedanken befämpfte, als wäre ber Curie dadurch irgend melde Ber: 
pflihtung zu einem größeren Entgegenfommen auferlegt. Sie mußte 
fih dafür eine herbe Kritik gefallen laſſen, die um fo empfindlicher 
berührte, ala fie öffentlich in der „Norddeutſchen Allgemeinen Zeitung“ 
gegeben wurde. „Das taktiſche Manöver, welches in der geringjchäßigen 
Kritik des neuen Gefeges liegt" — fo ſchrieb das Blatt — „wird bie 
preußiſche Regierung nicht abhalten, die nächſten Schritte von römiſcher 
Seite abzuwarten, und wenn fie auöbleiben, ven betretenen Weg jelb: 
ftändigen Vorgehens auf dem Felde ihrer Gefeggebung weiter zu ver: 
folgen, jo weit es ihr thunlic und erforderlich erſcheint. Die veralteten 
diplomatifhen Künfte, wie fie in der aus dem faufmännifchen Verkehr 
entnommenen Bemäfelung gegnerifcher Angebote liegen, und melden 
die römifche Curie in ihren antifen Traditionen anhängt, find zu dur: 
fihtig, um auf das weitere Verhalten Preußens Einfluß zu üben. Es 
wäre nicht nur jchidlicher, fondern auch geſchickter geweſen, wenn bie 
jüngfte römiſche Note ungefchrieben geblieben wäre, zumal eine formelle 
Nöthigung, im jetigen Augenblid eine folde zu erlaflen, in feiner 
Weile vorlag. Die anſpruchsvolle und nörgelnde Kritit, welcher fie 
Ausdrud gibt, kann feine andere Wirkung haben als die, Preußen von 
weiterem Entgegenfommen abzufcreden, weil ein neuer Beweis für bie 
Unmöglicfeit, den anderen Theil zu befriedigen, damit geliefert wird.” 

Unterdes hatte im Abgeorbnetenhaus die Berathung der neuen 
Vorlage begonnen. Die erfte Lefung fand am 11. und 12. Juni ftatt. 
Die Parteien gaben durch ihre Führer ihre Stellung fund: die Con- 
fervativen begrüßten die Vorlage als einen weiteren Schritt zum 
Frieden, das Centrum erflärte fie in ber vorliegenden Geftalt für 
unannehmbar und ftellte eingehende Abänderungsanträge in Ausſicht, 
die Freiconfervativen fpraden fih für die Vorlage aus unter ber 
Bedingung, daß Art. 4 ungeändert zur Annahme gelange, die National: 
Liberalen behielten fi die definitive Entjcheidung über Annahme oder 
Ablehnung no vor, die Fortjhrittspartei, ber Parteiintereffen 
Die Rückſicht auf die Wunſche des Centrums empfahlen, Barteiprincipien 
aber die Fortfegung des Culturfampfs zur Pflicht machten, äußerte 
beſcheidene Zmeifel, ob es überhaupt möglich fein werde, im Wege ber 
Geſetzgebung einen Auögleih zu finden. Die Commiffion, der der 
Entwurf überwiefen wurde, berieth die Vorlage in zwei Lefungen. 
Gentrum und Confervative bildeten eine Mehrheit und vereinigten fi 
auf Grund der Abänderungsanträge des Centrums zu einer Umarbei- 
tung ber Regierungsvorlage. Unverändert angenommen wurden nur 
Art. 5 und 6, verworfen Art. 4, Art. 1 und 2 zu einem Artikel zu: 
fammengezogen, Art.3 dur einen Zufag ergänzt, durch den Die beiden 
legten Sätze des $ 16 im Gefeg vom 11. Mai 1873 aufgehoben wurben, 
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und Hinter Art. 5 murbe ein neuer Artifel eingefchoben folgenden 
Wortlauts: 
Die Strafbeftimmung des $ 4 im Geſetz vom 20. Mai 1874 

. findet nicht Anwendung auf die Vornahme einzelner Weihehand: 

ungen, melde von ftaatlid anerkannten Bifhöfen in erlebigten 

Diöcefen vollzogen werben. 

Das Abgeordnetenhaus nahm am 22. und 23. Juni in zweiter 
Leſung ben Gefegentwurf unverändert nad den Beſchlüſſen der Com: 
miffion an; die am Schluß der dritten Zefung (25. Juni) ftattfindende 
Abjtimmung über das ganze Gefeg ergab deſſen Annahme mit 224 
gegen 107 Stimmen. Das Herrenhaus trat am 2. Juli dem Beſchluß 
de3 Abgeorbnetenhaufes mit 64 gegen 16 Etimmen bei; am 11. Juli 
fanctionirte der König das Geſetz durch feine Unterſchrift, am 31. trat 
es in Kraft"). 

Am 1. Auguft traten die preußifchen Bifchöfe unter dem Vorfige 
bes abgefegten Erzbiſchofs von Köln in aller Stille in Mainz zufammen, 
um fi darüber zu berathen, melde Stellung die kirchlichen Oberen 
Preußens dem neueften kirchenpolitiſchen Geſetz gegenüber einzunehmen 
hätten. Einftimmig wurde ber Beihluß gefaßt, die geforderten Dis- 
penfe behufs Zulafjung einer großen Anzahl bisher nicht anerkannter 
Priefter zur Befegung der nunmehr von der Anzeigepflicht befreiten 
Hilfspriefterftellen einzuholen, jedoch erft diefen Beſchluß der Genehmi« 
gung des Papftes zu unterbreiten. Die Curie ließ lange genug auf 
ihre Entjdeidung warten. Erſt am 17. September konnte die „Ger- 
mania“ verfündigen, daß ber Papft im Einverftändniß mit den Be: 
ſchlüſſen der preußiſchen Biſchofsconferenz geftatten wolle, daß die von 
dem neueften kirchenpolitiſchen Gefege für Hilfspriefter geforberten Dis: 
penfe „für die Vergangenheit und nur für diefes eine Mal eingeholt 
werden bürften“. Bon einer Anerkennung der Anzeigepflicht binficht: 
lich der Pfarrer, die die preußiſche Regierung als Gegenleiftung für 
ihren Verzicht auf die Anzeige bei Hilfsprieftern erwartet hatte, war 
feine Rede, und der Uebermuth ber „Germania“ ging fo weit, zu er: 
flären, daß die Curie durch Annahme der in dem Gefe dargebotenen 
Erleihterung dem preußifhen Staate eine „große Conceſſion“ gemacht 
habe. Wenige Tage fpäter war daſſelbe Blatt in der Lage, mitzus 
theilen, daß der Papſt, um den Diöcefen der erilirten Biſchöfe die 
Wohlthaten der Dispenfation für die Seelſorge zu verfchaffen, an— 
georbnet habe, daß die Dispenfationsanträge nicht von den einzelnen 
Biſchöfen ausgehen follten, fondern von dem Biſchof von Kulm als 
Senior des preußiſchen Epifcopats für alle Diöcefen an den Cultus: 
minifter gerichtet würden. An und für fi wäre die preußifche Regie- 
tung in ihrem Rechte geweien, wenn fie Dispenfationganträge des 
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Biſchofs von Kulm, fo weit fie fih auf Hilfspriefter anderer Diöcefen 
bezogen, zurüdgewiefen hätte, da nad dem in Preußen geltenden Rechte 
fein Biſchof befugt ift, für eine andere Diöcefe rechtliche Handlungen 
vorzunehmen; da es ihr aber wirklich am Herzen lag, der Seelforge: 
noth in den fatholifhen Theilen des Landes abzuhelfen, fo ſah fie 
über diefen Punkt hinweg und ließ fi die eigenmädtige Anordnung 
des Bapftes gefallen, 

Aber je mehr die preußiſche Regierung ſich bereitwillig zeigte, 
alle gerechten Wunſche der katholiſchen Bevölkerung zu erfüllen, um fo 
mehr brängte das Gentrum zu meiterer Nachgiebigleit. Jedes Jahr 
ermeuerte der Abg. Windthorft feinen Antrag auf Straffreiheit des 
Meflelefens und des Sacramentfpendens, und wenn er ihn aud nie 
zur Annahme bringen fonnte, fo gaben doch die Debatten den Centrums⸗ 
vebnern Gelegenheit, immer aufs Neue die Leidenfhaften „aufzu: 
peitfchen“. Und doch lagen die Beweiſe der friedliebenden preußiſchen 
Kirchenpolitit vor Aler Augen. Trotz ber ablehnenden Haltung der 
Curie gegen die preußiſchen Friedensvorſchläge, die einen Umfchlag der 
Friedenspolitil wohl hätte rechtfertigen können, ſchritt die Befegung 
der verwaiften Diöcefen fort. Im Jahre 1882 wurde Osnabrück duch 
die Ernennung des Generalvicars Höting zum Biſchof definitiv beſetzt, 
und Breslau empfing in dem bisherigen Propft Herzog einen neuen 
Fürftbifchof, im Jahre 1883 wurde Biſchof Blum von Limburg, 1884 
Biſchof Brintmann von Münfter vom Könige begnadigt und in ihre 
Bisthümer wieder eingefegt. Ebenſo orbnete ein Beſchluß des Staats: 
minifteriumd die Wiederaufnahme ber eingeftellten Staatäleiftungen an 
die katholiſchen Bisthümer und Geiftlihen an, fo weit die Sperre auf 
Grund des Gefeges vom 22. April 1875 noch beftand, mit alleiniger 
Ausnahme der beiden Bisthümer Köln und Poſen, deren Inhaber noch 
nicht reftituirt waren. Es war nur die Confequenz ber biöherigen 
Haltung des Centrums, wenn der Abg. Reihenfperger am 18. Ya: 
nuar 1884 im Abgeorbnetenhaus geradezu die Wieberherftellung der 
im Jahre 1875 abgefchafften Kirchenartifel (15, 16, 18) der Preußi- 
ſchen Verfaflung beantragte, um dadurch den Staat zu dem Ausgangs: 
punkt des ganzen Streites zurüdzuführen und zu einem Canofjagang 
zu zwingen. Mit einer bei ihm fonft nicht gewohnten Energie lehnte 
Minifter v. Goßler das Anfinnen ab: Die Weigerung der Regierung, 
dem Antrag zuzuftimmen, felbft wenn er vom Abgeorbnetenhaufe ans 
genommen werben folle, beruhe nicht in dem Wortlaut des Antrags, 
fondern in der Auslegung, die die katholiſche Kirche den drei Artikeln 
zur Zeit ihrer Geltung gegeben habe und die num aud mieber bie 
Antragfteller ihnen geben wollten. Die Beftimmungen hätten ſtets zu 
Schwierigkeiten geführt, und fchon feit 1866, feit Erwerbung ber neuen 
Provinzen, habe man an Abhilfe gedacht. Die Wieberherjtellung der 
aufgehobenen Artifel würde ein ſchwerer politiiher Fehler fein. Die 
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von ben Rebnern des Centrums geforderte Begnadigung ber Erzbiſchöfe 
von Köln und Pofen werde feiner der gegenwärtigen Staatäminifter be: 
fürworten, da ihre NRüdberufung nicht im Intereſſe des Stantes liege, 
der einen dauernden Frieben, nicht aber einen folgen von einem Jahr zum 
anderen haben wolle. In Bezug auf die Verhandlungen mit Rom erklärte 
er, daß es fich nicht um Conceffionen handle, fondern daß die Regierung 
entfchloffen fei, einen felbftändigen Weg zu Verbeflerungen auf dem 
kirchlichen Gebiete einzufclagen. Solde Verbefjerungen feien auf allen 
Gebieten der Verwaltung bereit8 mit dem beiten Erfolge eingeführt; 
die Regierung werde damit fortfahren und wirklich vorhandenen Uebel: 
ftänden auch meiter abhelfen; nimmermehr aber werbe fie ſich Durch 
Anträge und Agitationen drängen laſſen, die durch die Geſetzgebung 
geſchaffene Grenze zwiſchen Staat und Kirche zum Nachtheil des Staates 
zu überſchreiten. Das Abgeordnetenhaus lehnte ſowohl den Antrag 
Neidenfperger, ala die von den Confervativen beantragte motivirte 
Tagesorbnung ab, zum großen Aerger des Gentrumd und der von ihm 
abhängigen Elerifalen Preffe, die der Regierung androhte, daß ſich das 
Gentrum nun aud bei den Wahlen mit der Fortſchrittspartei verbinden 
und in allen Fragen der Wirthſchaftspolitik Oppofition machen werbe. 
Angeblih, um „Klarheit in die Lage zu bringen“, brachte da Centrum 
einen neuen Antrag auf Aufhebung des Sperrgefeges ein und kündigte 
weitere Anträge für Freiheit des Meſſeleſens und der Sacrament: 
fpendung, fowie für eine allgemeine Revifion der Maigefege an. Diefer 
legtere Antrag wurde am 17. Mai vom Abgeorbnetenhaus mit 168 
gegen 116 Stimmen abgelehnt, nachdem Minifter v. Gofler aufs Neue 
erflärt hatte, daß alle weiteren Gonceffionen des Staates unterbleiben 
würden, jo lange die Regierung nicht die nöthigen Bürgſchaften habe, 
daß fie damit auch zu greifbaren Erfolgen gelange. Und an biefen 
Bürgichaften fehlte es völlig. Nicht eine einzige Conceffion ließ ſich 
die römifhe Curie abbringen. Die preußiſche Regierung hatte den 
Wunſch, die Diöcefen Köln und Pofen wieder zu bejegen; da ihr aber 
die abgefegten Erzbiſchffe Melchers und Ledochowski unannehmbar 
waren, fo erfuchte fie die Curie, ihnen die Abdankung aufzuerlegen und 
ſich wegen der Neubefegung beider Stellen mit der preußiſchen Regie: 
rung zu einigen. Aber felbft dazu vermochte ſich die Curie nicht zu 
entihließen. Ja, ala Ledochowski dem Papfte freiwillig feine De: 
miffion zuftellte, nahm Leo XIII. fie nicht an, obwohl er kurz vorher 
dem Garbinal durch Ernennung zum Secretär der Bittſchriften ein 
wirkliches Curienamt übertragen hatte, das feine Anmefenheit in Rom 
bedingte und feine Rüdfehr nah Pofen ausſchloß. Unter diefen Um: 
ftänden hatten weitere Verhandlungen wenig Zweck, und ber preußifchen 
Regierung blieb nah den Erfahrungen, die fie gemacht hatte, nichts 
Anderes übrig, als ruhig abzuwarten, ob ſich die Curie nicht doch 
endlich bereit finden lafjen werde, für alle Vorſchüſſe an Conceffionen, 
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die der preußifde Staat den preußiichen Katholifen gemacht hatte, 
irgend eine Gegenleiftung zu gewähren. Und daß dies ihr feſter Ent- 
ſchluß ſei, verfündigte ſowohl Fürft Bismard in der Sigung des 
Reichstags vom 3. December 1884, als der Antrag Windthorfts auf 
Zurüdnahme des fogenannten Erpatriirungögefeges zur Debatte ftand 
(vgl. Bd. X 280 ff.), als auch Minifter v. Goß ler in der Sigung des 
Abgeorbnetenhaufes vom 22. April 1885 bei Gelegenheit der Debatte 
über die Windthorftihen Anträge auf Aufhebung des Sperrgejeges 
vom 22. April 1875 und auf Straffreiheit des Meſſeleſens und der 
Sacramentipendung. Die Zurüdhaltung der preußifhen Regierung 
bemirtte, daß man in Rom menigftens in einem Punkte ihren Münfchen 
entgegenfam. Der Papft entband endlich Anfang Juli 1885 den Erz: 
biſchof Melders von Köln feines Amtes und berief ihn nad Rom, 
mo er am 26. Juli um Carbinal creirt wurde; im Einvernehmen mit 
der preußiſchen Regierung wurde ber biöherige Biihof von Ermland, 
Philipp Crementz, auf ben erzbifhöflichen Stuhl befördert, während 
zum Biſchof von Ermland der bisherige Generalvicar in Frauenburg, 
Dr. Thiel, gewählt wurde. Cine zweite Nachgiebigkeit bewies die 
Gurie Anfang des Jahres 1886, indem fie die Verzihtleiftung des 
Erzbiſchofs Ledochowski annahm und den Propft Julius Dinder, 
einen Deutfhen, zum Erzbifchof von Pofen ernannte, dem die preußiſche 
Regierung um fo weniger Grund hatte, die Beftätigung zu verfagen, 
je größer die Beftürzung über diefe Wahl in den polnijchen Kreifen war. 
Die nationalen Hoffnungen und Beftrebungen, denen Ledochowski Halt 
und Ziel gegeben hatte, erlitten durch die Wahl eines Deutfchen eine 
ſcharfe Zurüdweifung. 

Die preußifche Regierung nahm aus diejen Bemeijen einer im 
Batican herrichenden freundligeren Gefinnung Anlaß, ihrerfeits mit 
weiteren Vorſchlägen zur Milderung der Maigefege vor den Landtag 
zu treten. Am 14. Februar 1886 überfandte Minifter v. Goßler dem 
Herrenhaus die vierte firchenpolitifche Novelle folgenden Wortlauts: 


Art. 1. 


Zur Belleidung eines geiftlihen Amtes ift fortan die Ab: 
legung einer wiſſenſchaftlichen Staatsprüfung nicht erforderlich. 
Die entgegenftehenden Beftimmungen in den $$ 4 und 8 des 
Gefeges vom 11. Mai 1873, ſowie im Art. 3 des Gejehes vom 
31. Mai 1882 werden aufgehoben. 


Art. 2. 
Die Vorfchriften der FH 9 bis 14 im Geſetz vom 11. Mai 
1873 ftehen der Errihtung von Gymnafialconvicten Seitens der 
firhlihen Oberen nicht entgegen. 
Binmards politifge Reden. XII. 5 
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Daſſelbe gilt für die Errichtung von Comvicten für Etu: 
dirende an ben Univerfitäten und an denjenigen kirchlichen Eemi: 
narien, binfihtlih deren die geſetzlichen Vorausfegungen für den 
Erſatz des Univerfitätsftubiums erfüllt find. 

Solde Convicte unterliegen den allgemeinen geſetzlichen Be: 
ftimmungen über die Auffiht des Staats in Betreff der Unter: 
richts· und Erziehungsanftalten. 


Art. 3. 


Die Auffiht des Staats über die zur theologifc:praftifchen 
Vorbildung beftimmten Anftalten (Prediger: und Priefterfeminare) 
regelt fih fortan nad den allgemeinen gefeglichen Beftimmungen 
über die ftaatliche Auffiht in Betreff der Unterrichts: und Er: 
sziehungsanftalten. Die entgegenftehenden Vorfchriften in den 
$$ 9 bis 13 des Gefeges vom 11. Mai 1873 werben aufgehoben. 


Art. 4. 


Der $ 1 im Gefeg vom 12. Mai 1873 wird aufgehoben. 
Kirchendiener im Sinne des Gefeges vom 12. Mai 1873 
find nur ſolche Perfonen, welche die mit einem geiftlihen ober 
jurisdictionelen Amt verbundenen Rechte und Verrihtungen aus: 


üben. 
Art. 5. 


Die Vorfhrift des $ 2 Abſatz 2 im Geſetz vom 12. Mai 
1873 findet fortan nur Anwendung, wenn mit der Entfernung 
aus dem Amte der Verluft oder eine Minderung des Amts: 
einfommens verbunden ift. 


Art. 6. 
Der Königliche Gerichtshof für kirchliche Angelegenheiten wird 


aufgehoben. 
Art. 7. 


Die Berufung an den Staat findet fortan nur gegen folde 
Entſcheidungen der kirhlihen Behörden ftatt, melde die Ent: 
fernung aus dem firhlihen Amte verhängen und mit denen zu: 
glei) der Verluſt oder eine Minderung des Amtseintommens 
verbunden ift. J 

Art. 8. 


Eine Berufung an den Staat im öffentlichen Intereſſe findet 
fortan nicht ſtatt. 
Art. 9. 


Ueber die Berufung entſcheidet das Staatsminiſterium. 
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Art. 10. 


Wird die Berufung für begründet erachtet, fo ift bie an- 
gefochtene Entſcheidung, fo weit fie das bürgerliche Rechtsgebiet 
berührt, insbefondere den Verluft oder eine Minderung des Amts- 
einfommens einschließt, ohme rechtliche Mirkung. 

Die Entſcheidung des Staatsminiſteriums ift im Verwaltungs: 
wege vollitredbar. 

Art. 11. 


Die Beftimmungen über das Verfahren werden durch König: 
liche Verordnung getroffen. 


Art. 12. 


Im Fall des $ 37 im Gefeg vom 20. Juni 1875 findet 
fortan nur noch Beſchwerde an den Minifter der geiftlihen An: 
gelegenheiten ftatt. 

Art. 13. 


In den Fällen des $ 24 im Gefeg vom 12. Mai 1873, 
fowie des $ 12 im Gefeh vom 22. April 1875 ift fortan das 
Kammergericht ala höchſtes Landeögeriht für Strafſachen zur 
Verhandlung und Entfheidung zuftändig. Für das Verfahren 
verbleibt es bei den Beitimmungen des Abſchnitts III im Geſetz 
vom 12. Mai 1873. 

Art. 14. 


Die am Tage bes Inkrafttretens dieſes Geſetzes bei dem 
Königlichen Gerichtshof für Firhlice Angelegenheiten anhängigen 
Saden gehen in der procefjualifhen Lage, in welcher fie ſich 
befinden, auf das Staatäminifterium über, jo weit eine Zuftändig: 
Zeit deſſelben nah den Vorſchriften des gegenwärtigen Geſetzes 
begründet ift. 


Beigegeben war dem Gefegentmurf folgende allgemeine Begrün: 
dung: 


Die auf eine frieblichere Geftaltung der Beziehungen zwiſchen 
dem Staat und der Fatholifhen Kirche gerichteten Bemühungen der 


Regierung haben bisher ihren geſetzgeberiſchen Ausdrud in den, 


kirchenpolitiſchen Novellen vom 14. Juli 1880, 31. Mai 1882 
und 11. Juli 1883 gefunden. Bezwecken diefe Gejege im Wefent: 
lichen eine geordnete Didcefanverwaltung in den Bisthümern der 
Monarchie und, ſoweit der Staat dazu mitzuwirken in ber Lage 
if, eine genügende Seelforge in den fatholif—hen Pfarrgemeinden 
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herbeizuführen, fo haben die im Intereſſe der katholiſchen Unter— 
thanen St. Majeftät des Königs unausgejegt fortgeführten Er- 
mägungen der Staatsregierung fih zum Ziel gefeßt, durch eine 
Revifion der gejeglihen Vorſchriften über die Vorbildung des Klerus 
und über die kirchliche Jurisdiction die Anftände zu befeitigen, 
welche dem durch die Novelle vom 11. Juli 1883 neu geordneten 
Verfahren bei Beſetzung kirchlicher Pfründen noch im Wege fanden, 
und den geiftlihen Oberen die gewünfchte Freiheit der Bewegung 
in der Heranbildung des Klerus und in der Handhabung ber 
Disciplin über den Klerus infoweit zu gewähren, als dies mit dem 
Intereſſen des Staates verträglih if. Es war feit zwei Jahren 
die Abficht der Königlien Regierung, den Wünſchen der katho— 
liſchen Unterthanen Sr. Majeftät des Königs in diefer Weife ent- 
gegen zu fommen; fie ift daran verhindert worden durch den Um: 
ftand, daß das Zufammentreten der parlamentariſchen Körperfchaften 
in den legten Jahren jedes Mal von Vorgängen begleitet war, 
welde dem Eindrud Vorſchub geleiftet Haben würden, als ob fi 
durch Angriffe, Drohungen und harte Worte ein Drud auf die 
Regierung Sr. Majeftät üben laſſe, in Folge deſſen fie zu Ent— 
ſchließungen bewogen werden fönnte, welde fie freiwillig nicht 
gefaßt haben würde. Sie hat daher den gegenwärtigen Zeitpunft, 
wo ein Anlaß für eine folde Befürchtung nicht vorliegt, bereit 
willig benugt, um ihre Vorfchläge nicht länger zurüdzuhalten, und 
unterbreitet daher in der Hoffnung, bamit einen weiteren Schritt 
zur Herftellung befriedigender Zuftände zu fhaffen, den vorliegenden 
Gefegentwurf dem Landtage der Monarchie zu verfaffungsmäßiger 
Beſchlußnahme. 


Das Herrenhaus übertrug die Vorberathung des Geſetzentwurfs 
einer beſonderen Commiſſion von 20 Mitgliedern. An ihren Sitzungen 
nahmen von Seiten der Regierung Miniſter v. Goßler und Unter: 
ftaatsfecretär Dr. Lucanus Theil. Da Minifter v. Goßler die 
Vorlage nicht als eine bezeichnete, die unverändert angenommen 
werden müfje, ſondern jeden Amendirungsvorihlag mwohlwollend zu 
prüfen verſprach, fo gelangte eine größere Anzahl von Abänderungs- 
anträgen, die von katholiſcher Seite eingebradht wurden, innerhalb der 
Commiffion zur Annahme. Der Bericht der Gommiffion ftand zur 
Discuffion auf der Tagesordnung der 11. Sitzung des Herrenhaufes 
am 27. März 1886; eben ſchickte ih der Referent der Commiffion, 
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Adams, an, ben Bericht zu erftatten, ala Biſchof Kopp Abänderungs- 
vorſchläge einbrachte, durch die das Maß der vom Staate zu gewährenden 
Zugeftändnifle nod um ein Bebeutendes erhöht wurbe!). Auf Antrag 
des Prinzen zu Schönaid:Carolath beſchloß das Herrenhaus bie 
Rückverweiſung der Vorlage an die Commiffion, damit fie auch die neu 
eingebrachten Abänderungsvorſchläge in Berathung nehmen könne. Die 
Commiffion fam zu dem Beſchluß, dem Herrenhaufe die Ablehnung der 
Koppſchen Vorſchläge anzuempfehlen. Beeinflußt war dieſer Beſchluß 


’) Das Herrenhaus wolle beſchließen: 

1. Im Art. 1a (de Commijfionsentmurfd — $ 2 des Gejepes, |. An⸗ 
hang Nr. 4) den Abfag: 

Als Leiter und Lehrer können diejenigen Perſonen nicht 
angeftellt werben, melde ber Staat ala minder genehm be— 
zeichnet Hat” 

zu ftreigen. 
2. In den Art. 7 bis 14 bie Abfäge 1, 2, 3, 5 und 6 zu ſtreichen 
und an deren Stelle ald Abjag 1 treten zu laffen: 

„Die Beftimmungen des Abſchnitts II des Gefeges vom 
12. Mai 1873 über die Berufung an den Staat werben auf- 
gehoben." 

3. Im Zufegartitel 5 die Worte „in Nothfällen” zu ſtreichen. 

Die angefogtenen Art. 7 bis 14 de Commiffionsentwurfs lauteten: 

Die Beftimmungen des Abfhnitt IL des Gefeges vom 12. Mat 1873 werben 
aufgehoben, infoweit nicht Entſcheidungen Tirchlicher Behörden in Frage ftehen, 
welche die Entfernung aus dem firgliien Amt verhängen und mit benen zur 
glei) der Verluft oder eine Minderung des kirchlichen Amtseinkommens ver- 
bunden ift. 

Die Entſcheidung fteht dem Staatöminifterium zu. Sie erfolgt nur auf 
Antrag des Betroffenen und beſchränkt ſich auf die vermögensrechtlichen Wirkungen. 
Die Bolftredung erfolgt im Vermaltungsmege. 

Die Beftimmungen über das Verfahren werben durch Königliche Verord- 
nung getroffen. 

Im Fall des $ 37 im Gefey vom 20. Juni 1875 findet nur nod Bes 
ſchwerde an den Minifter der geiftlihen Angelegenheiten ftatt. 

Die am Tage des Intrafttretens dieſes Geſetzes bei dem Königlichen 
Gerichtshof für Firlie Angelegenheiten anhängigen Sachen gehen in ber 
procefjualifchen Lage, in welcher fie ſich befinden, auf das Staatsminifterium 
über, fo weit eine Zuftändigteit deſſelben nad) den Vorfchriften des gegen- 
märtigen Geſetzes begründet ift. 

Infomeit vorftehend nicht an Stelle des Königlichen Gerichtshofs für 
tirchliche Angelegenheiten das Stantsminifterium ober ber Minifter ber geift« 
lien Angelegenheiten zur Entſcheidung berufen find, bleibt die Regelung des 
weiter Erforberlihen der Anordnung ded Königs vorbehalten. 

Zufagartitel 5 lautete: Das Lefen ftiller Meffen und das Spenden ber 
Sterbefacramente in Nothfällen unterliegt nicht den Strafbeftimmungen der 
Gefege vom 11. Mai 1873, 12. Mai 1873, 21. Mai 1874 und 22. April 1975. 
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durch die Wahrnehmung, daß die römiſche Curie ihrerfeits Bedenken 
trug, bie vom Gtaate geforderte Anzeigepflicht generell zu gewähren, 
und in einer an den preußifchen Geſandten beim Vatican, Herm 
v. Schlözer, gerichteten Note des Cardinalftaatäfecretärs Jacobini 
vom 26. März nur die Mittheilung der Namen derjenigen Geiftlichen 
in Ausſicht ftellte, die nad Annahme des Gefegentwurfs und ber in 
Vorſchlag gebraten Abänderungen ala Pfarrer die Seelforge in den 
gegenwärtig vacanten Parochien auszuüben berufen werden würden. 
Um über die Intentionen der Curie volle Klarheit zu erlangen, berief 
die preußiſche Regierung Herrn v. Schlözer nah Berlin; das Er— 
gebniß ber Unterredung faßte der Gultusminifter v. Goßler in ber 
Sitzung der kirchenpolitiſchen Commiffion des Herrenhaufes vom 5. April 
1886 in folgender Erklärung zufammen: 

In der Commiffionsfigung vom 30. März d. 3. ift bei Be 
rathung der Abänderungsanträge (des Biſchofs Kopp) Seitens 
eines Mitgliedes mitgetheilt worden, daß die Commiſſionsbeſchlüſſe, 
wenn fie mit den gedachten Amendements zur Annahme gelangten, 
Seitens der Curie als ein erfreulicher Fortferitt in der Ent- 
widelung der kirchenpolitiſchen Verhältniffe betrachtet werden würden. 
Dagegen fei von der Curie die volle Erfüllung der Anzeigepflicht 
nicht zugeftanden, vielmehr nah Erlaß eines den Commiffions- 
beſchlüſſen und den Abänderungsanträgen entſprechenden Gejeges 
die Benennung nur in Anfehung ber zur Zeit vacanten Pfarreien 
in Ausſicht geftellt worden. 

Diefe Auskunft muß nad den der Königlihen Staatsregie- 
rung zugegangenen Informationen im Wefentlihen als richtig 
bezeichnet werden. Um über die Stellung, welde die päpftliche 
Eurie zu der jegigen Situation der Negierungsvorlage einnimmt, 
genaue Kenntniß zu erhalten, ift der biesfeitige Gefandte am 
Vatican hierher berufen worden. Aus feinen Darlegungen geht 
hervor, daß, wenn die Commiffionsbeihlüffe mit den am 26. v. M. 
vom Herrn Bifhof Kopp geftellten Amendements zur Annahme 
und gefeglihen Publication gelangen, ber Papſt alsdann geneigt 
fein wird, die Biſchöfe für die vacanten Pfarren mit den zur 
Anzeigepflicht erforderlichen Inftructionen verfehen zu laſſen und 
dieſes Zugeftändniß auch auf die zufünftigen Vacanzen auszudehnen, 
fobald der religiöfe Friede, wie Se. Heiligkeit feſt vertraue, her 
geftellt fein werde. Nach erfolgter Anzeige eines anzuftellenden 
Geiftlihen würde es der Regierung freiftehen, ihre Gründe für 
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die Ausfhließung des vom Biſchof vorgefchlagenen Individuums 
geltend zu maden, im Falle fie die Zulaffung beffelben wegen 
widtiger ihr nachgewiefener Thatſachen mit der öffentlihen Orb: 
nung für unverträglid erachte. 

Was die Stellung der Königlihen Regierung zu denjenigen 
Anträgen betrifft, welche nicht von ihr felbft ausgegangen ober in 
der Regierungsvorlage enthalten find, jo kann ich auch heute nur 
auf meine Erklärungen zurüdfommen, welche ic) in der Sigung vom 
30. März und bei früheren Gelegenheiten abgegeben habe. Die 
Staatsregierung wird über die Annehmbarkeit der gedachten Anz 
träge erft dann befinitiv ſich fhlüffig zu machen berufen fein, wenn 
ſich auf Grund der Verhandlungen beider Häufer des Landtags über: 
fehen läßt, welde Rüdwirktung auf unfere innere politifche Lage 
und auf die Stellung ber Mehrheit beider Häufer bes Landtags zur 
Königlichen Regierung die von dem Staatsminifterium Sr. Majeftät 
dem Könige anzurathenden Entjehließungen üben werben. Um bie 
Uebereinftimmung des Königs und ber beiden Käufer des Land- 
tags, welde durch Art. 62 der Verfaffung vorgefehen ift, vorzu— 
bereiten, hat Se. Majeftät der König das Staatsminifterium zu 
der urfprünglien Vorlage ermädtigt. Eine Aenderung in ber 
dadurch genommenen Stellung wird nur durch eine neue, von 
Sr. Majeftät in Uebereinftimmung mit dem Staatsminifterium 
gefaßte Entſchließung thunlih fein. Das letztere ift nicht ber 
Meinung, daß es angezeigt ſei, eine ſolche Allerhöcjfte neue Ent: 
ſchließung ſchon herbeizuführen, fo lange fi nicht ermeſſen läßt, 
welches die Beſchlüſſe des Herrenhauſes fein, und noch weniger, welches 
Ergebniß die Verhandlungen beider Häufer für die Geftaltung 
der urfprünglichen Vorlage haben werden. Die Königliche Regierung 
wird ihre Anträge auf anderweite Allerhöchfte Ermächtigungen nur 
mit Berüdfihtigung der Anfichten der Mehrheit beider Häufer des 
Landtags ftellen können und daher nicht berufen fein, ihre Ans 
fiten durch amtliche Kundgebungen feitzulegen und dadurch ber 
Entfliegung Sr. Majeftät, als eines ber drei Factoren unferer 
Geſetzgebung, vorzugreifen, fo lange fie nicht feltgeftellt hat, wie 
weit fie für die einzelnen Aenderungen, welde zu der Königlichen 
Vorlage beantragt werben, auf die Mitwirkung der beiden Häufer 
des Landtags rechnen darf. 
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Um legtere aber in den Stand zu fegen, ſich ihr Urtheil mit 
voller Kenntniß der Sachlage zu bilden, empfiehlt es fih nad 
Anficht der Staatsregierung, daß die Mitglieder Kenntniß haben 
von der Wirfung, welche die diesfeitigen Entfhließungen auf die: 
jenige der römifhen Curie eventuell ausüben werben. 

Zu diefem Behufe bin ich ermächtigt und beauftragt, dasjenige 
mitzutheilen, was nad Vorftehendem durch Beſprechung mit dem 
Gejandten am Vatican über die päpftlihen Intentionen ermittelt 
worden ift. 


Mittlerweile war die römifhe Curie zu der Einfiht gelommen, 
daß fie einlenfen müffe, wenn fie nicht das ganze Friedenswerk ge: 
fährden wolle, und fo erließ denn Garbinalftaatsfecretär Jacobini am 
4. April 1886 eine neue Note „aus den Kammern ded Vaticans“ an 
den Röniglien Gefhäftsträger in Rom, den Grafen Monts, in der er 
die Anerfennung ber unbedingten Anzeigepflicht für die Zukunft 
im Namen des Heiligen Stuhls verſprach, wenn die preußiſche Regierung 
fi zu einer durchgängigen Revifion der im Verlaufe des kirchenpoliti— 
ſchen Streites erlafjenen Culturfampfgefege bereit erkläre. Tiefe für 
den Fortgang ber Angelegenheit überaus wichtige Note hatte folgenden 
Wortlaut ): 


Y) Zur Vorgefhichte diefer Note ift die Erfldrung zu beachten, die Frhr. 
v. Solemader-Antmweiler ald Antwort auf einen Angriff bes in Aachen 
erſcheinenden ultramontanen Demagogenblattes „Echo der Gegenwart“ in der 
„Neuen Preuß. Zeitung“ vom 17. April 1886 veröffentlichte. Wir entnehmen 
ihr die folgende Stelle: 

„Für den 27. März ftand der kirchenpolitiſche Geſetzentwurf auf der Tages= 
ordnung des Herrenhaufes; am 26. Mittags waren mehrere Yatholif—e Herren- 
hausmitglieber, wovon drei ber betreffenden Herrenhauscommiffton, zwei andere 
der Centrumsfraction im Reichstage angehören, beim hohmürbigften derrn 
Biſchof Dr. Kopp behufs Beiprehung der Sadlage verfammelt; ſämmtliche An= 
wejende waren mit bem Herrn Biſchof darin einverftanben, daß die Commiffions= 
vorlage mit den brei bekannten Zufagamendements des Herrn Biſchofs feine 
Ausfiht auf Annahme im Herrenhaufe Habe, fals nicht eine dauernde Anzeige- 
pflicht gewährt merbe. Diefer gemwiffenhaften Ueberzeugung gab ber Herr Biihof 
in feinem und ber betreffenden Mitglieer des Haufe Namen nah Rom tele 
graphiſch Ausdrud, ohne daß irgend welde Bitte ober Rath an diefe einfache 
Mitteilung der Sachlage geknüpft wurde. Thatjächlich verwies das Herrenhaus 
am folgenden Tage bie Vorlage mit den Koppfhjen Amenbements in die Com- 
miffion zurüd, und wurden Letztere in ber Gommiffionsfigung vom 30. März 
abgelehnt, und gelangte erft nad) Eingang ber Note bes Cardinalftaatöfecretäre 
Jacobini vom 4. April die Commiffionsvorlage mit den betrefienden Amen- 
dementö im ber Eigung des Herrenhaufes vom 12. und 18. d, M. zur An- 
nahme.” 
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In der letzten Note vom 26. v. M. theilte der unterzeichnete 4. 4. 1886. 
Carbinalftaatsfecretär Sr. Excellenz dem preußiihen Herrn Geſandten 
mit, daß unmittelbar, nachdem ber gegenwärtige Gefegesvorichlag mit 
den befannten Veränderungen angenommen und verkündet fein würde, 
man die Bijhöfe anmeijen werde, der preußifhen Negierung die Namen 
derjenigen Geiftlihen anzuzeigen, melde beftimmt find, ala Pfarrer die 
Seelforge in den gegenwärtig vacanten Parochien auszuüben. Man 
fügte noch Hinzu, daß bie Anzeige auch auf die Zukunft, wo man 
hoffentlich den religiöfen Frieden erlangt haben wird, ausgedehnt werben 
fönne. Diefe Art des Verfahrens war durch die Erwägung veranlaft, 
daß, obwohl der vorliegende Gejegentwurf mit den legten Amendements 
weſentliche Verbeſſerungen enthält, deren Wichtigfeit man gern an: 
erfennt, trogdem nicht würde behauptet werden fünnen, daß der reli- 
giöfe Friede überhaupt erreicht fei, fo lange noch andere Beftimmungen 
der vorhergehenden Gejeggebung zurüdbleiben, deren in dem Gefeges: 
vorihlag nicht Ermähnung gethan ift. Deshalb hielt man daran feit, 
daß die Geftattung der Anzeige für die gegenwärtig vacanten Pfarreien 
einen großen Schritt bezeichnet auf dem Wege des Entgegenfommens, 
und daß man mit fortjchreitenden Vereinbarungen den Boden vorbereitet 
für den vollen religiöfen Frieden. Hierdurch wird die ftändige Er: 
laubniß der Anzeige auf eine Stufe geftellt mit demjenigen Zuftande 
vollftändiger religiöfer Ordnung, den der Heilige Stuhl recht gern fo 
bald als möglich verwirklicht ſehen würde. 

Die Katholiten ihrerfeit? würden es aud nit mit Befriedi: 
gung fehen, wenn ber Heilige Stuhl eine dauernde Erlaubni gäbe, 
bevor es ihnen vergönnt ift, ſich eines definitiven Friedens zu er: 
freuen. 

Es wird daher auf bie Erwägungen gerechnet, welche ſich aus der 
Natur der Sade ergeben und in den früheren Urkunden des Heiligen 
Stuhl3 ausgedrüdt find. 

Man hat jedoch von verfchiedenen Seiten und befonders Durch die 
letzte Aeußerung Er. Durchlaucht des Fürften v. Bismard erfahren, 
daß der gegenwärtige Geſetzesvorſchlag mit den legten Amendements 
fchwerli die parlamentarifhe Mehrheit zu feinen Gunften erlangen 
würde, wenn ber Heilige Stuhl nit zuftimmte, die ftändige Anzeige 
ſchon jegt zu geftatten. 

Der Heilige Vater, von dem Ernite biefer peinlichen Lage durd: 
drungen, würde, um bie beiberfeitigen Schwierigkeiten zu vermindern, 
der preußifchen Regierung vorfhlagen, daß fie die gegenwärtige Gefeges: 
vorlage ergänze, indem fie die Nevifion der früheren, in diejer Vorlage 
nit erwähnten Bejtimmungen hinzufüge, jo daß man der vollitändigen 
Herftellung des religiöfen Friedens ſicher jein Fönne. 

Die Verwirklichung dieſes Vorſchlags würde zur vollen Befriebi: 
gung bes Heiligen Vaters gereihen und würde mit wahrer Freude von 
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den Ratholifen aufgenommen werben, fo daß Se. Heiligkeit von jetzt 
an bie ftändige Anzeige geftatten würde. 

Wenn jebod unter den Umftänden die volle und unmittelbare 
Revifion der Gefehe in dem bargelegten Sinne nicht ausgeführt werben 
fönnte, jo ift der unterzeichnete Cardinalſtaatsſecretär ermächtigt, zur 
Kenntniß zu bringen, daß, fobald der Heilige Stuhl officiel die Ver: 
fiherung erhalten haben wird, daß man in nächſter Zufunft eine folde 
Reviſion unternehmen wird, der Heilige Vater alsbald die ftändige 
Anzeige gewährt in dem Sinne der Antwort, welche bereit in ber 
Note vom 26. März auf die von der preußiſchen Gefandtihaft in 
ihrem Schreiben von demſelben Tage geftellte dritte Frage ertheilt 
wurde. 

Die preußiſche Regierung wird in biefen legten Vorfchlägen eine 
neue Beftätigung der unmanbelbaren Sorge des Heiligen Vaters für 
die Erreichung des religiöfen Friedens erkennen, ebenjo wie feine hohe 
Bemühung in der Befeitigung der Hindernifje und in der Prüfung ber 
Mittel, welche den Frieden ſchaffen können. 

Hiernad hat der unterzeichnete Staatäfecretär die Ehre, Em. Hod: 
geboren die Gefühle feiner außerorbentlihen Hochachtung zu verfichern. 

2. Cardinal Jacobini. 


Mit Schreiben vom 8. April 1886 überfandte Cultusminifter 
v. Goßler diefe Note an den Präfidenten des Herrenhaufes, den Herzog 
von Ratibor, mit dem Erfugen, fie zur Kenntniß der Mitglieder des 
Herrenhaufes zu bringen. Er fügte in befonderer Anlage aus einer 
früheren, von dem Königlichen Gefandten aus eigenem Antriebe an: 
geregten und von Seiten ber preußiſchen Regierung nicht ala amtlih 
betrachteten Correſpondenz die Antwort bei, die der Carbinalftaatsfecretär 
dem Gefandten v. Schlözer auf deſſen Erfundigung nad den Be: 
dingungen, an welche der Heilige Stuhl die Ausführung der Anzeige: 
pflicht Inüpfen werde, ertheilt hatte. Sie lautete: 

„Was dann die dritte Frage anbetrifft, jo beabfichtigt der Heilige 
Stuhl, derfelben Regierung freies Feld zu lafjen, der Diöcefanbehörde 
gegenüber ihre Beweggründe für Ausſchließung des vorgeſchlagenen 
Individuums geltend zu machen, fobald fie feine definitive Einfegung 
in das betreffende Amt mit ber öffentlihen Orbnung unverträglich hält 
wegen einer ber Regierung befannten und beftätigten ernten That: 
füge.“ 

Durch die Note Jacobinis vom 4. April waren die Dinge wieder 
in die Bahnen zurüdgeleitet worden, in denen fie ſich vor der Note 
vom 26. März bewegt hatten, und mit der Hoffnung auf einen gebeih: 
lichen Fortgang der Frievenäbeftrebungen durfte man der zweiten Be: 
rathung bes Gefegentmurfs vor dem Plenum bes Herrenhaufes ent: 
gegenjehen. 
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Sie begann in ber 


13. Sitzung des Herrenhauſes 
Montag 12. April 1886. 


Zu derſelben erneuerte Biſchof Kopp feine Anträge, doch mit der Ab⸗ 
änderung, daß er unter Nr. 3 für Zufagartifel 5 folgende Faſſung 
vorſchlug: 
Das Meſſeleſen und Spenden der Sacramente unterliegt 
nicht den Strafbeſtimmungen der Geſetze vom 11. Mai 1873, 
12. Mai 1873, 21. Mai 1874 und 22. April 1875. 
Außerdem beantragte Herr v. Zolltowski: 
Das Herrenhaus wolle beſchließen: 
1. im Art. 1a Nr. 3 den Abfag: 
Die Wiedereröffnung der Seminare für die Erzdiöcefe 
Gnejen:Bofen und die Didcefe Kulm wird durch Königliche 
Verordnung beftimmt, 
2. in dem Zufagartifel 4 den Abjag: 
In der Erzbiöcefe Gnefen:Bofen und in der Diöcefe 

Kulm erfolgt die Regelung im Wege Königliher Ver: 

ordnung 

zu ftreichen. 
Dagegen bradten die Herren v. Bernuth und Dr. Befeler folgende 
Refolution in Vorſchlag: 
Das Herrenhaus wolle beſchließen: 

Der Königlichen Staatsregierung feine fortdauernde Bereit: 
willigkeit zu erklären, bei einer abſchließenden Revifion der 
kirchuchen Gefeßgebung, fo weit die unveräußerlihen Rechte des 
Staates diefelbe zulafjen, behufs Herbeiführung eines friedlichen 
Verhältniffes zu der römifch-Tatholifhen Kirche mitzuwirken, 
und erſucht die Staatsregierung, unter dieſer Vorausfegung 
und zu biefem Zwecke einen anderweiten Gefegentwurf vorzur 
legen. 

Die Dizcuffion eröffnete Berichterftatter Adams mit einer längeren 
Nebe, in der er die verſchiedenen Phaſen bezeichnete, durch bie bie 
Vorlage gegangen war, ehe fie zur abermaligen Verhandlung im 
Plenum gelangte. Konnte er auch nit Namens der Commiffion die 
Annahme der Koppfchen Anträge empfehlen, da ihr am 30. März ge: 
faßter Beſchluß auf Vermerfung lautete, fo gab er doch zu, daß ſich 
die Verhältniffe durch die Jacobiniſche Note vom 4. April jo geändert 
hätten, daß er perfönlic einer Annahme der Koppfchen Anträge nicht 
entgegen fei. Diefe Anträge felbft vertheibigte dann Biſchof Kopp, 
da nur duch ihre Annahme der Kirche die Freiheit zu Theil werden 
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12.4.1886. würde, deren jie fi) vor der Maigefegebung erfreut habe. Er wolle 
nicht unterfuhen, auf welder Seite die Schuld des Zerwürfniſſes liege, 
beiden Parteien, dem Etaate wie ber Kirche, fei der Friede nothwendig; 
aber dieſer Friede könne doc nur dann Dauer gewinnen, wenn der 
Staat, der Devife Suum cuique getreu, der Kirche die Rechte zurück- 
gäbe, die er im mißverftandenen Eifer ihr entrifjen habe. Conceſſionen 
made nicht der Staat der Kirche, fondern dieſe dem Staate. Herr 
Dr. Befeler erklärte ſich nicht principiell gegen die Milderung oder 
auch Befeitigung wirklich läftiger Veftimmungen der Maigefege, aber 
er tabelte an der Gefegeövorlage, daß fie das Staatsinterefje nicht 
überall wahre. Nach feiner geichichtlihen Weberzeugung fei ein wirt: 
licher, dauernder Friede zwiſchen der römiſch-katholiſchen Kirhe und 
dem Staate nicht möglich; aber das ſchließe nicht aus, daß ein fried- 
licher modus vivendi gefunden werde. Diefer aber fönne nur ge— 
wonnen werben, wenn man fic) ftet3 auf beiden Seiten des principiellen 
Gegenfages bewußt bleibe, Nichts verfchleiere und Nichts verftede, und 
mit dem Bewußtſein dieſes Gegenfages daran gehe, ihn in der prafti- 
ſchen Verwirklichung, fo weit möglih, zu beicränfen. Er mwünfche 
war, daß der Staat die ihm zukommenden Hoheitsrechte in kirchlichen 
Dingen ftets vorfichtig und mild ausübe, aber auch, daß er die be— 
rechtigten Machtmittel, die Gott ihm gegeben habe, nicht aus der Hand 
lafle, damit für den Fall des Gonflict3 fein Arſenal fih nicht leer 
erweife. Don diefer Bafis aus Fritifirte der Nebner hierauf die Bor: 
lage in ernfter und fachlicher Weife. Das Ergebniß feiner Erörterungen 
war die Behauptung, daß die Sade gegenwärtig fo verfahren fei, daß 
für Die Gefegebung in diefem Stadium kaum ein erwünſchter Erfolg 
zu hoffen fei; feine proteftantifche Wahrhaftigkeit gebiete ihm, gegen 
die Gefegesvorlage in jeder Geftalt mit oder ohne die Koppſchen An: 
träge zu ftimmen. Hierauf nahm Fürft Bismard, der während der 
Nede des Biſchofs Kopp im Haufe erfhienen war, das Wort zu 
folgender Rede*): 

Meine Herren, der Herr Vorredner ift als Mitglied diejes 
Haufes im Vergleich zu mir in der günftigen Lage, vollberedhtigt 
feiner perfönlihen Anſicht, und Nichts als diefer, ohne Rüdficht 
auf die Frage, welchen Eindrud fie auf Andersdenfende machen 
fann, Ausdrud zu geben. Ich bin durch meine minifterielle Stellung 
daran verhindert, das Gleiche zu thun; ich muß meine perſönlichen 
Anfihten mannigfah der Staatsraifon und der**) Rückſicht auf 
die Gefammtheit unferes Staatslebens unterordnen, und in dieſem 


*) E12. 1826. 
**) &t%.: unter. 
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Augenblid verbietet mir die Entfhließung des Staatsminifteriung, 
ſich die Entſcheidung über feine Stellung zur Vorlage und die 
Anträge an Se. Majeftät noch vorzubehalten, in bie Einzelheiten 
des Vortrages des Herrn Vorredners polemifh einzugehen. Ich 
ergreife vorzugsweiſe das Wort, weil ih zu dem Rüdblid auf 
die Vergangenheit und bie Entftehung der Geſetze, die uns be 
ichäftigen, eine bejondere Berechtigung habe, indem ich der Einzige 
unter ben jegigen Staatsminiftern bin, der bereits bei Erlaß der 
Kirchengefege im Amte war, und alſo ein gültiger Zeuge über bie 
Tendenzen und bie Abfihten, die bamit verbunden waren. Ich 
Tann aus diejem Umftande vielleicht auch den Beruf herleiten, als 
Vertreter der damaligen Intentionen der Regierung aufzutreten. 
In meiner Qualität als Zeuge will ich ganz beſonders eine Ver: 
wahrung einlegen gegen fo mande Irrthümer und Entftelungen, 
die in böswilliger Abfiht erfunden und in menſchlicher Dummheit 
geglaubt werben (Heiterfeit.) 


über die Tendenz und Bedeutung der Maigejege. IH habe ja 
überhaupt mit dem Uebelftande zu kämpfen, daß meine Gegner, 
um mir die Schuld an allen möglichen Uebeln der Welt aufbürden 
zu können, meinen Einfluß und meine Macht in weltlichen Dingen 
bei Weiten übertreiben; ihnen erwächſt daraus der Vortheil leicht: 
gläubigen Leuten gegenüber, bei jedem unerfreulihen Ereigniffe zu 
iagen, daß mir die Schuld daran hauptfählich beimohnt. Ich bin 
an ber Entftehung diefer Gejege nicht ala Reffortminifter betheiligt, 
auch nicht einmal als Minifterpräfident, wohl aber als Mitglied 
des Staatsminifteriums. Zu der Zeit, ala die Geſetze zuerft ent= 
ftanden, war Graf v. Roon Minifterpräfident ’). Ich bin nachher 
auch in der Lage geweſen, mich in inneren Angelegenheiten ver- 
treten zu laffen, weil die äußeren meine Thätigfeit voll und darüber 
hinaus in Anfprud nahmen, bis zu einer fpäteren Periode, auf 
die ich nachher zurückkomme. Indeſſen will ic) daraus nicht das 
Recht herleiten, mich von der Verantwortlichfeit Toszufagen; ich 
will meine Verantwortlichkeit nur dahin definiren, daß ich für die 
Richtung und für die Tendenz der Maigefege als Kampfgeſetze die 


») Bel. Bo. V 356 ff. 
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Verantwortlichkeit vollftändig mittrage, noch heute aufrecht halte 
und dafür einftehe, daß es nüglih und zweckmäßig war, Geſetze 


“ in biefer Richtung zu geben. Etwas Anderes ift die Verantwort- 


lichkeit für alle Einzelheiten diefer Gejege — die berühren bie 
Juriſten des Nefforts —, für alle Arabesken, für diejes techniſch 
vollendete Gebäude, in dem ich noch heute nicht alle Winkel fenne 
und welches genau durchzuſtudiren einen Mann von Fad) und mehr 
Zeit erforbert, als ih dazu habe. Aber einer Auslegung biefer 
ganzen Gefeßgebung, die heute in den öffentlichen Blättern fih 
breit macht, muß id) doch mit aller Beftimmtheit entgegen treten. 
Ta wird e8 fo dargeftellt, als ob die Maigefege nicht eine bedauer- 
liche Nothwendigkeit gemefen wären — wenn id) fage „Maigeſetze“, 


ſo weiß ich jehr wohl, daß nicht alle im Mai entftanden find, 


aber es ift einmal die übliche Bezeihnung —, fondern daß man 
in ihnen eine Art von Palladium des preußifchen Staates zu ver: 
ehren hätte, an das unter feinen Umftänden gerührt werben dürfe, 
wenn man nicht die Ehre des Staates verlegen wolle. 

Nun muß ich fagen, meine Herren, eine Ehrenfrage liegt hier 
in feiner Weife vor; fie hineinzubringen wird mit — ich weiß 
nit, wie viel Zeit und Kraft — namentlih von der Richtung 
verſucht, die man in dem Kirchenftreit vorzugsmeife*) als tertius 
gaudens duobus litigantibus ’) bezeichnen fann, in den Blättern 
der Fortfchrittspartei. Für die ganze Stellung der Fortſchritts— 
partei und für ihre Bedeutung ift es von ungeheurer Wichtigkeit, 
ob zwiſchen Staat und Kirche Streit oder Friede ift, und bie 
Fortſchrittspartei muß fi mit Händen und Füßen dagegen wehren, 
daß der Streit zwiſchen Zweien, an bem fie als Dritter ihre Freude, 
ihre Genugthuung, ihre Herrſchaft, ihre Unterftügung, ihre An: 
lehnung findet, irgendwie auch nur abgeftumpft oder gemäßigt 
werde. Bon diefen Hegereien, die Sache auf den Ehrenpunft 
zurüdzuführen, habe ih nur den einen Eindrud, daß man vom 
Feinde lernen fol. 

Ich bin in meiner Stellung zur Sache, kann ich wohl fagen, 
weſentlich befeftigt worden durch die leidenſchaftlichen und unwahren 


*) ©. 183a. 
) Der Dritte, der ſich freut, wenn bie beiden Andern fi) ftreiten. 
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Angriffe, welde die Möglichkeit von Concefionen der römiſchen 
Kirche gegenüber in den fortfchrittlichen Blättern erfahren hat. 
In meiner langen Amtszeit habe ich ftet? gefunden, daß ich auf 
dem rechten Wege bin, wenn bie fortfhrittlihen Blätter mic) an— 
greifen, und daß ic in ber Regel wohl thue, wenn ich felbit zu 
einer feften Meinung nicht gelangen kann, das Gegentheil von 
dem zu thun, was in den fortfhrittlihen Blättern fteht. 
(Heiterkeit. Bravo!) 

Es ift eine der äußerften Abfurbitäten, ein Beweis dafür, 
mas man ben Lefern diefer Blätter einbilden Tann, wenn man 
aus dieſer Sache eine Ehrenfrage macht. Bei Streitigleiten im 
Innern, unter Zandsleuten, befteht die Ehre der Regierung in 
ihrer Sriebfertigfeit, aber nicht in ihrer Händelmadherei. Bei Streit 
mit Fremden ift es ja etwas Anderes. Sind wir vor fünfzehn 
Jahren, wo wir nod) feine Kirhengefege hatten, etwa ehrlofe Leute 
geweſen? Fühlten wir uns erft geehrt, ſeitdem wir fie haben, und 
müſſen wir ihren Verluft als Verluſt unferer Ehre anfehen? Ya, 
wenn der Papft im Gefolge einer franzöfiiden Armee an unferer 
Grenze ftände, ober eine polnifche Armee im Sinne des Papftes 
gleichzeitig uns von Often bedrohte, dann fünnte man von Ehren- 
punkten jpreden, dann gälte es gegenüber der Gewalt, die der 
preußifchen Gejeßgebung angethan werben fol, bis auf den legten 
Mann und Ylutstropfen zu fechten. Aber die Gewalt, die hier 
der preußifchen Gejeßgebung angethan wird, entfteht ja nur aus 
dem verjöhnlihen*) Bedürfniß Sr. Majeftät des Königs, feinen 
fatholifhen Unterthanen näher zu kommen; ich will nicht jagen, 
ihnen gerecht zu werden, da ich nicht anerfennen würde, daß dies 
bisher nicht der Fall geweſen, aber die Hand zur Verfühnung zur 
reihen. Die Heßereien, die ſich auf den Ehrenpunft beziehen, 
glaube ich hiermit abgethan zu haben; ih kann ben Gegnern, die 
diefe Tonart anfchlagen, nur zeigen, daß gerade ihr Zorn mir den 
teten Weg in der Sache noch klarer vorgezeichnet hat. 

Die Maigejege waren, wie ſchon erwähnt, Kampfesgeſetze, 
womit ja felbftverftändlich gefagt ift, daß durch fie nit eine 
dauernde Inftitution habe geſchaffen werden follen, die mit ver— 


*) &o der StB, doch ift vielleicht zu leſen: perfönlichen. 
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faflungsartigem Anfehen ben preußifchen Staat beherrſchte. Sie 
waren eben Rampfesmittel, um zum Frieden zu gelangen. Wie 
diefer Friede beiaffen fein würde, hat damals mitten im Kampfe 
Keinem vollftändig Mar vorgeſchwebt. Daß aber die Friedensidee 
uns bei dem Entftehen der Maigejege von Haus aus vorgeſchwebt 
und uns nie verlafjen hat, zum Bemeife dafür erlaube ih mir, 
einige Stellen aus damaligen Reben von mir — id) würde auch 
jolde meiner Collegen anführen, möchte aber Ihre Zeit nicht zu 
viel in Anfpruch nehmen — zu citiren. Gleich bei ber erften, Die 
ich aufſchlage, muß ich nochmals hervorheben, daß ih nicht aus 
confeffionellen Rüdfichten, fondern aus politifchen in diefen Kampf 
zuerſt eingetreten bin, wie Sie aus dem kurzen Sag einer Rede 
vom 9. Februar '), gehalten im Abgeordnetenhaufe, erfehen werden; 
es ift das die erfte Bethätigung meiner Theilnahme an dem Kampfe, 
die ich habe auffinden können. Damals habe ih den Herren vom 
Centrum gejagt: 

Sie werden zum Frieden mit dem Staate leiter ge— 
langen, wenn Sie fi der welfifhen Führung entziehen 
und wenn Sie in Jhre Mitte namentlih welfifhe*) Pro- 
teftanten nicht aufnehmen, die gar Nichts mit Ihnen gemein, 
wohl aber das Bebürfniß haben, daß in unferem friedlihen 
Lande Streit entftehe, denn die welfiſchen Hoffnungen können 
nur gelingen, wenn Streit und Umfturz herrſcht. . . .) Ich 
fomme damit auf den britten Bundesgenoſſen, den Sie haben, 
der des GStreites und Kampfes bedarf, das find die Be- 
ftrebungen des polniſchen Adels. Thatfache ift, daß im AN 
gemeinen bie katholiſche Geiftlichfeit — auch deutiher Zunge — 
die Beftrebungen des polnifchen Adels, fi von dem Deutſchen 
Reihe und der preußifchen Monarchie zu löfen und das alte 
Polen in feinen früheren Grenzen wieder herzuftellen, be= 
günftigt, mit Wohlwollen behandelt, und das ift einer ber 
empfindlicften Punkte, in denen der Kampf von Seiten der 
katholiſchen Kirche gegen die Staatsregierung zuerft eröffnet 


*) S. 183b. 
') 1872. 
®) 30. V 260. 
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worden iſt, und wo jeder Minifter, der ſich feiner Verant— 

wortlichkeit bewußt ift, dahin fehen muß, daß der Staat in 

Bufunft davor bewahrt werde ?). 

Die Beihwerde, die wir gegen die geiftlihen Schul- 
infpectionen in den Provinzen haben, wo das Polniſche ge 
redet wird, ift die, daß fie die deutſche Sprache nicht zu ihrem 
gefeglihen Recht kommen laſſen, fondern dahin wirken, daß 
die deutfhe Sprade vernadläffigt und nicht gelehrt werde, 
daß der Lehrer, defien Schulkinder Fortſchritte in der deutſchen 
Sprache gemacht haben, von feinem Geiftlichen feine günftige 
Cenſur befommt ?). 

Dies gehört feinem Inhalte nach in eine andere Discuffion, 
die ja das Haus bald befchäftigen wird. Ich führe es hier nur 
an, um die Handhaben wieder in Erinnerung zu bringen, an 
denen ich wenigſtens in diefen jogenannten Gulturfampf hinein 
gezogen worden bin. Daneben beftand noch die Handhabe ber 
Kameradfhaft mit meinen übrigen Collegen. So lange man zus 
ſammen in einem Minifterium ift, Tann nicht Jeder die Punkte 
über dem i und die legten Wurzeln der Entſchließungen feiner 
Collegen fritifiren, man hat eben nicht die Meinungsfreiheit, von 
der ber Herr Dr. Bejeler Gebrauch macht, fondern man fteht feinen 
Kameraden bei und fit einen gemeinfamen Kampf aus. 

Ich bitte um Verzeihung, wenn ich noch einige weitere Säße 
aus älteren Aeußerungen verlefe, um zu beweijen, daß die Hoff: 
nung auf Frieden, das Bebürfniß, durch die Maigeſetze zum Frieden 
zu gelangen, uns ſchon damals nie verlaffen hatte, daß es alſo 
eine Entftellung der Thatſachen ift, von einem Ehrenpunft zu 
fpreden, der darin liegen fönnte, Etwas aufzugeben, was man 
überhaupt nur provijorifh in Ausficht genommen hat. Zunächſt 
möchte ich aber noch bemerken, daß ich mit dem Herrn Vorredner 
darin vollftändig einverftanden bin, daß der taufendjährige Kampf 
des Prieſterthums mit dem Königthum fi) durch einzelne Rejolu- 
tionen einzelner Häufer nicht zu einem definitiven Frieden wird 
umgeftalten laſſen, daß der definitive Frieden — fagen wir: nicht 


) 80. 2641. 
2) 80. V 266. 
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faffungsartigem Anfehen ben preußiichen Staat beherrſchte. Sie 
waren eben Kampfesmittel, um zum Frieden zu gelangen. Wie 
diefer Friede beichaffen fein würde, hat damals mitten im Kampfe 
Keinem volftändig klar vorgeſchwebt. Daß aber die Friedensidee 
uns bei dem Entftehen der Maigefege von Haus aus vorgeſchwebt 
und uns nie verlaffen hat, zum Beweiſe dafür erlaube ich mir, 
einige Stellen aus damaligen Reben von mir — id) würde auch 
ſolche meiner Collegen anführen, möchte aber Ihre Zeit nicht zu 
viel in Anſpruch nehmen — zu citiren. Gleich bei der erften, bie 
ich aufſchlage, muß ich nochmals hervorheben, daß ich nit aus 
confeffionellen Rückſichten, fondern aus politiſchen in diefen Kampf 
zuerft eingetreten bin, wie Sie aus dem furzen Sag einer Rebe 
vom 9. Februar !), gehalten im Abgeordnetenhaufe, erjehen werben; 
es ift das die erfte Bethätigung meiner Theilnahme an dem Kampfe, 
die ich habe auffinden können. „Damals habe ich den Herren vom 
Centrum gejagt: 

Sie werden zum Frieden mit dem Staate leichter ge- 
langen, wenn Sie fih der welfiſchen Führung entziehen 
und wenn Sie in Ihre Mitte namentlich welfifhe*) Pro: 
teftanten nicht aufnehmen, die gar Nichts mit Ihnen gemein, 
wohl aber das Bedürfniß haben, daß in unferem friedlichen 
Lande Streit entftehe, denn die welfiihen Hoffnungen können 
"nur gelingen, wenn Streit und Umfturz herrſcht. .. .) Ih 
komme damit auf den dritten Bundesgenofjen, den Sie haben, 
der des Gtreites und Kampfes bedarf, das find die Be- 
ftrebungen des polniſchen Adels. Thatfache ift, daß im All: 
gemeinen bie fatholifche Geiftlichfeit — auch deuticher Zunge — 
die Beftrebungen des polnifchen Adels, fi von dem Deutſchen 
Neihe und der preußifchen Monardjie zu löfen und das alte 
Polen in feinen früheren Grenzen wieder herzuftellen, be— 
günftigt, mit Wohlwollen behandelt, und das ift einer der 
empfindlicften Punkte, in denen der Kampf von Seiten der 
tatholifchen Kirche gegen die Staatsregierung zuerft eröffnet 


*) 2. 183b. 
») 1872. 
2) 90. V 260. 
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worden ift, und wo jeder Minifter, der ſich feiner Berant- 

wortlichkeit bemußt ift, dahin fehen muß, daß der Staat in 

Bufunft davor bewahrt werde ?). 

Die Beſchwerde, die wir gegen bie geiftliden Schul: 
infpectionen in den Provinzen haben, wo das Polnifche ges 
redet wird, ift die, daß fie die deutſche Sprache nicht zu ihrem 
geſetzlichen Recht kommen laffen, fondern dahin wirken, daß 
die deutfche Sprache vernachläſſigt und nicht gelehrt werde, 
daß der Lehrer, deflen Schulfinder Fortſchritte in der deutſchen 
Sprache gemacht haben, von feinem Geiftlihen feine günftige 
Eenfur befommt ?). 

Dies gehört feinem Inhalte nach in eine andere Discuffion, 
die ja das Haus bald befchäftigen wird. Ich führe es hier nur 
an, um bie Handhaben wieder in Erinnerung zu bringen, an 
denen ich wenigftens in diefen fogenannten Gulturfampf hinein- 
gezogen worden bin. Daneben beftand nod die Handhabe der 
Kameradſchaft mit meinen übrigen Collegen. So lange man zu= 
jammen in einem Minifterium ift, kann nicht Jeder die Punfte 
über dem i und die legten Wurzeln der Entſchließungen feiner 
Collegen fritifiren, man hat eben nicht die Meinungsfreiheit, von 
der ber Herr Dr. Befeler Gebrauch macht, fondern man fteht feinen 
Kameraden bei und fit einen gemeinfamen Kampf aus. 

Ich bitte um Verzeihung, wenn ich noch einige weitere Sätze 
aus älteren Neußerungen verlefe, um zu beweijen, daß die Hoff: 
nung auf Frieden, das Bedürfniß, durch die Maigefege zum Frieden 
zu gelangen, uns ſchon damals nie verlafien hatte, daß es alfo 
eine Entftelung der Thatſachen ift, von einem Ehrenpunkt zu 
fpredhen, der darin liegen fönnte, Etwas aufzugeben, was man 
überhaupt nur proviſoriſch in Ausficht genommen hat. Zunächſt 
möchte id} aber noch bemerken, daß ich mit dem Herrn Vorrebner 
darin vollftändig einverftanden bin, daß der taufendjährige Kampf 
des Prieftertfums mit dem Königthum fi) durch einzelne Refolu- 
tionen einzelner Häufer nicht zu einem befinitiven Frieden wird 
umgeftalten lafien, daß der befinitive Frieden — fagen wir: nicht 


) Bd. V 264 f. 
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nur zwifchen einem Deutſchen Kaifer und der fatholifhen Kirche, 
fondern der Frieden zwiſchen König und Priefter immer die 
Cirkelquadratur bleiben wird, der ınan nahe fommt, die man aber 
nicht volfftändig erreichen fann!), Im Jahre 1873 fagte ih in 
diefem Haufe: 

Der Kampf des Prieftertfums mit dem Königthum, ber 
Kampf in bdiefem Falle des Papftes mit dem Deutjchen 
Kaifer, wie wir ihn ſchon im Mittelalter gefehen haben, ift 
zu beurtheilen wie jeder andere Kampf: er hat feine Bünd- 
niffe, er hat feine Friedensſchlüſſe, er hat feine Haltepunkte, 
er bat feine Waffenftillftände. Cs hat friedliche Päpfte ge— 
geben, es hat fämpfende und erobernde gegeben ?). 

Alfo Sie ſehen auch da den Blid auf die Zufunft gerichtet, 
in der man hofft, zu einer Verftändigung zu gelangen. Noch be: 
ſtimmter liegt der Gedanke ausgebrüdt in der Aeußerung im Jahre 
1875, wo man fi doch ſchon in ziemlihen Zorn bineingefämpft 
hatte, das Auge aber dennoch unverrüdt*) auf ben Frieden ge 
richtet war; damals habe ich im Haufe der Abgeorbneten gejagt: 

Meine **) Verbindungen beſchränkten fi) auf den, wie 
gefagt, geſcheidten, jegt aber leider einflußlofen Cardinal 
Antonelli, indes bemahre ich die Hoffnung, daß der päpftliche 
Einfluß auf das Centrum ſich erhalten werde. 

Denn wie und die Gejchichte Friegerifche Päpfte und 
friedliche, fechtende und geiftliche zeigt, fo hoffe ih, wird doch 
auch wieder einmal demnädjt die Reihe an einen frieb- 
liebenden Papft fommen, ber bereit ift, aud andere Leute 
leben zu laſſen nad ihrer Art, und mit dem ſich Frieden 
ſchließen laſſen wird; darauf ift meine Hoffnung gerichtet, 
und dann hoffe ih, wiederum einen Antonelli zu finden, der 
einfichtsvol genug ift, um dem Frieden mit der weltlichen 
Macht entgegen zu fommen ?), 


*) StB.: unentrüdt. 

**) ©. 184n. 

2) Bel. Bd. IX 165. 

2) Rebe vom 10. März 1873, Bo. V 386. 
) Rebe vom 16. April 1875, Bb. VI 280. 
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Ueberall, auch damals im heftigften Kampfe, ift biefe Zu— 
fpigung auf den Frieden Hin, alfo die Natur der Maigefege als 
Kampfgefege, niemals aus den Augen verloren worden. Und doch 
hält man mir jegt vor — in den Blättern habe ic) es gelefen —, 

. feit Olmüg wäre dem Staate niemals etwas Unwürdigeres zu: 
gemuthet. Canoſſa ift das britte Wort, das mir vorgehalten wird. 
Aus derfelben Rede, in der ich äußerte, „Nach Canoſſa gehen wir 
nit” *), ein Wort, das ic) auch noch heute wieberhole, ergibt fh, 
wie biefes Canoſſa zu verftehen ift, was es für eine Tragmeite 
bat. Ich habe damals gejagt: 

Die Regierungen des Deutſchen Reiches fuchen emfig, 
fuchen mit der ganzen Sorgfalt, die fie ihren Tatholifchen 
wie ihren evangelifhen Unterthanen ſchulden, nad ben 
Mitteln, um in einer möglichft friedlichen, in einer bie con= 
fejfionelen Berhältniffe des Reiches möglift wenig er: 
fhütternden Weife aus dem jetigen Zuftande in einen an= 
nehmlicheren zu gelangen... °) 

Die Regierung ſchuldet den katholiſchen Mitbürgern, daß 
fie nicht müde werde, die Wege aufzuſuchen, auf denen bie 
Regelung der Grenze zwiſchen der geiftliden und ber melt- 
lien Gewalt, der wir im Intereſſe unferes inneren Friedens 
abfolut bebürfen, in ber ſchonendſten und confeffionell am 
wenigften verftimmenden Weife gefunden werben fünne?). 
Die Hoffnung, daß ein dem Frieden geneigter Papft zur 

Regierung gelangen werde, erfüllte ſich etwa drei Jahre nach der 
letzten Neußerung 9: ih berufe mich hier auf eine der erften Kund- 
gebungen bes Papftes Leo XIII. aus dem Jahre 1878 bald nad 
feinem Regierungsanttritt, diefelbe lautet: 

„So werben Wir für die deutſche Nation fortfahren zu 
wirfen inmitten der Hinderniffe aller Art; denn Unfere Seele 
wird niemals Ruhe finden, fo lange der kirchliche Friede in 
Deutſchland nicht wieder hergeftellt ift.” 


1) Rebe vom 14. Mai 1872, 8b. V 338. 
9) 8b. V 388. 

) 8b. V 340f. 

+) D. h. der oben erwähnten von 1875. 
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Ich glaube, meine Herren, dieſes Verlefene reiht hin, um 
jeden Gedanken daran zu entkräften, als hätten wir jemals die 
kirchlichen Rampfgefege als eine Bafis für die dauernde Zukunft 
des Reiches oder Preußens betrachtet. Im Sinne des Gefagten 
babe ich auch, jobald der jegige Papft zur Regierung fam, Ver: 
bindungen angelnüpft, die publici juris!) find. Wir haben in 
Kiffingen mit dem Nuntius Maſella Verhandlungen gehabt *), die 
alle Ausficht auf Erfolg verſprachen, bis zu dem Moment, wo der 
Gardinalftaatsfecretär Franchi eines plöglihen Todes ftarb und 
die Verhandlungen ſich vertagten‘). Ich habe mit dem jegigen 
Carbinalftaatsfecretär Jacobini in Gaftein verhandelt ), wir haben 
in Wien verhandelt, alfo wir haben an dem Frieden fortwährend 
unermüdlich gearbeitet, ohne weſentliche Erhigung der Gemüther 
vielleicht auf beiden Seiten. Bei der Entjchloffenheit jo vieler 
Parteien, die als tertii gaudentes °) neben ben Streitenben ftanden, 
haben wir wenig Fortſchritte gemacht. Es lag mir alfo nahe, zu 
verſuchen, was wir einfeitig im Entgegenfommen an die fatho: 
lichen Unterthanen bes Königs thun könnten, mit anderen Worten 
ausgebrüdt: was wir gratis und ohne Entgelt im Wege der Geſetz⸗ 
gebung thun könnten. In Folge des Studiums biefer Frage bin 
ich veranlaßt worden, au den Details der Maigefege näher zu 
treten, al3 mir bis dahin nad) meiner anderweitigen Beſchäftigung, 
die*) zu meinem engeren Reſſort gehört, überhaupt möglich geweſen 
war. Bei Prüfung des status quo ®), zu dem ber Kampf gelangt 
war, babe ich mich überzeugt, daß wir, wie das im Kampf ja 
immer geht, mandje feindlichen Gebietstheile occupirt hatten, die 
uns eigentlich ziemlich werthlos waren, wenn man näher zufchaute. 
Ich habe fie auf ihren Werth zu prüfen geſucht, um mir erft in 
meinem inneren Forum?) die Linie feftzulegen, bis zu der ih 


*) ©. 184b. 

N) Deffentlihen Rechts, d. 5. allbekannt, vgl. 8b. V 385, VIII 29, Xl 175. 185. 

5 31. Juli 5i8 16. Auguft 1878, vgl. Rede vom 3. December 1884 
80. X 293 f., oben ©. 8. 

®) Bol. 3b. X 295, oben ©. 10. 

#) 15. bis 19. September 1879, oben ©. 17. 

) Als Dritte, die ſich freuen, f. o. S. 78. 

) 2gl. Bd. IX 133, X 55. 290. 417. 

?) Derjelbe Ausbrud Bd. VIII 174, X 259. 
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glaubte, daß der König von Preußen feinen Fatholifhen Unter 
thanen gegenüber freiwillige, unentgeltlide Conceffionen machen 
önne, ohne feine eigene Autorität und bie ftaatlihen Sicherheiten 
und Rechte zu ſchädigen. Dabei mar auch zu erwägen, daß ein 
Kampf mit inneren Feinden noch andere Regeln hat als ein folder 
mit äußeren. Wenn man mit ausmärtigen Feinden fämpft, fo 
jagt man: Schade um jeden Schlag, ber vorbeifällt! Bei inneren 
Streitigfeiten muß man ſich bei jedem Schaden, den man dem 
Gegner thut, immer auch die Frage vorlegen, ob er im Verhältniß 
zu dem anderen Schaden fteht, den man abmehren mollte, mit 
anderen Worten: zu dem Nugen, den die Gegenpartei davon 
erwartet. In allen inneren Kämpfen foll wenigftens ein leitender 
Minifter das Ganze, die Folgen für das Ganze niemals aus dem 
Auge verlieren, und ic babe das aud in ſchwereren inneren 
Kämpfen als diefe, in Kämpfen, die dieſen vorhergingen, meines 
Wiffens niemals gethan. Nie bin ich Parteimann gewefen, id, bin 
immer der Mann des Staates und des Königs geblieben. 

Unter den Beftimmungen, die ic) für den Staat nad meinem 
perfönlichen Urtheile für minderwerthig halte, Liegt namentlich ein 
großer Theil derjenigen, welche fi auf die Erziehung und Anz 
ftellung der Geiftlihen beziehen, das, was der Herr Vorrebner 
bezeichnete als die Aufficht über die VBildungsanftalten, die Rechte 
des Staates den Prieftern gegenüber in feiner Jurisdiction, kurz 
und gut bie ganze Concurrenz, die in den Kirchengejegen von 
ſtaatlicher Seite gegenüber der römifhen Curie verſucht ift in 
Bezug auf die Leitung und Anftelung der fatholifhen Priefter. 
Von all diefen Beftimmungen fält für mich nad meiner privaten 
Meberzeugung ein großer Theil in das Gebiet defien, ih weiß im 
Augenblid feinen adäquaten Ausdrud dafür im Deutſchen, ber 
Engländer nennt e& wild goose chase, eine Jagd hinter wilden 
Gänſen zu Pferde, eine Jagd, die nie zum Ziele führt. Der 
katholiſche Priefter ift von dem Augenblid, wo er Priefter ift, ein 
einregimentirter Officier des Papftes; er würde an die Wand ge: 
drüdt und vernichtet werden, wenn er Priefter bleiben und in— 
zwiſchen gegen den Papit und gegen feinen Vorgejegten kämpfen 
wollte. Einen Priefter in feinem Widerftande gegen feinen Vor: 
gelegten beftärfen zu wollen, halte ih für ein Bemühen, das in 
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den wenigften Fällen einen Erfolg haben wird. Denfen Sie fi 
die uns näher liegende Stellung eines Dfficiers des Königs von 
Preußen, der von der Ungerechtigkeit des Krieges, in dem er mit- 
fechten fol, vollftändig überzeugt ift. Es wird darauf gar nit 
ankommen; er wird thun, was befohlen ift, und er würde ala 
Officier ehrlos, feine Stellung nicht haltbar fein, wenn er feiner, 
in feinen Augen befferen und richtigeren Weberzeugung über den 
Dienft, den er zu leiften hat, Ausdrud geben wollte. Es ift fehr 
fraglich, wie weit und ob fo weit, wie es in den Maigefegen ver- 
fucht worden ift, die Unterftügung eines katholiſchen Priefters gegen 
feinen Vorgefegten überhaupt theoretifch gehen follte; aber in Bezug 
auf den Effect ift es mir nicht zweifelhaft, daß die Maigefege 
ziemlich wirkungslos gewefen find. 

Außerdem, es ift Niemand gezwungen, Priefter zu werben. 
Jeder, der es wird, weiß, was ihm bevorfteht. Er weiß, daß er 
fih in die Botmäßigfeit einer Behörde von Vorgefegten begibt, 
deren Tendenzen, deren ganze Vergangenheit ihm ja gegeben ift 
ehr genau zu ftudiren. Er kann nicht Priefter werden, ohne daß 
er fehr genau weiß, was ihm bevorfteht; wenn er nachher nun 
Unannehmligfeiten erleidet und dann an bie weltliche Behörde 
kommt und fagt: Hilf mir! dann fage ih do nur: „Tu Tas 
youlu Hi⸗ (Schr richtigh 

Denn*) es ift feine Sache — warum wird er Priefter? 
Gezwungen ift er dazu nit. Wird er es einmal, dann muß er 
auch tragen, was daraus folgt — bis zu einem gewiſſen Grabe. 
Es geht ja nicht bis in die [hugloje Preisgabe gegen jede Gemalt- 
that: das wird auch nicht nöthig fein, es wird nicht jede Gemalt- 
that geübt werben. 

Aehnlich fteht es mit der Erziehung der Priefter. Wenn man, 
wie in diefem Kampfe, die Kirche als Gegner betradtet, fo ftärkt 
man doch nur ben Gegner, wenn man ihr einen gebilbeteren, befjer 
erzogenen Priefter liefert, als fie ihn würde liefern können. Von 
dem Augenblid, wo er Priefter ift, verliert man den Einfluß; das 





) S. 1850. 
) Du haft es gewollt, Citat aus Moliere, George Dandin I 9; vgl. 
Buchmann, Geflügelte Worte ©. 209. 
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Beftreben, auf den Priefter einen Einfluß von Seiten des Staates 
zu üben, von Seiten unferer Bureaufratie in Concurrenz zu treten 
mit den kirchlichen Vorgefegten bis zum Papft hinauf, das ift das 
potov deddog !) der ganzen Maigefeßgebung, das ift, was ben 
ganzen Beftrebungen des Staates etwas Nergerliches, Verbitterndes 
anbängt — ein Streben mit großen Mitteln nad) Heinen Erfolgen — 
und was, eine erhebliche Verftimmung und Erbitterung des Kampfes 
erzeugt, weil man ein, meiner Üeberzeugung nad, nad) der Natur 
der Dinge unerreichbares Ziel erftrebt hat. Das Mitreden in 
Bezug auf den Priefter neben der katholiſchen Kirche wird immer, 
wie man fagt, im Hintertreffen bleiben, um es parlamentarifch 
auszudrüden, immer in ber Minoritätslinie fich befinden. Naments 
li, wenn der Staat befehlend, beeinfluffend in Verbindung mit 
dem Strafrichter auftreten will, jo hat der geiftliche Vorgeſetzte 
des Priefters immer, wie man im gemeinen Leben fagt, die Wind: 
Tante, und der Staat ſchlägt damit einen Weg ein, auf dem er 
feine Macht niemals vollftändig wird entwideln können. Ich will 
gar nicht berühren, in wie weit dieſe meine Betrachtungen, die ih 
bei näherem Studium der Maigefege machte, praktiſch auf unfere 
Vorlage einwirken. Das ift eine cura posterior?). Ich will jegt 
nur im Gegenfag zu dem, mas ber Herr Vorredner gejagt hat, 
meine Weberzeugung begründen, daß die Kirchengejege auf dieſem 
Wege Ziele erftrebten, die fie nad der Natur der Sache nicht 
erreichen können, und daß deshalb dies ein Feld ift, auf dem ich 
perſönlich zu Concefjionen geneigt bin. Ob ich diefe Neigung 
amtlich werde bethätigen fünnen, weiß id noch nit. Auch der 
appel comme d’abus®), hat ber da, wo er am meiften zu Kaufe 
ift, in Franfreih, jemals eine Wirkung gehabt? Sie fehen heut 
zu Tage, daß er eingelegt wird, und wie ein Degenſtich ins Wafler, 
wie der Franzofe fagt, jpurlos vorüber geht. Cs ift, ich möchte fagen, 
wie mit dem Drdnungsrufe bei einer erregten parlamentariſchen 
Debatte. Er wird ruhig eingeftedt und man fpricht weiter. 

Wir haben vor Kurzem eine Sigung in einer anderen Ver— 


) Der Grundfehler, vgl. Bd. X 204. 
?) Spätere Sorge. 
) Berufung wegen Mißbrauchs der Amtögewalt. 
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ſammlung erlebt, wo achtzehn bis zwanzig Ordnungsrufe auf dieſe 

Weiſe vorübergingen. Biel andere Wirkung hat der appel comme 

d’abus aud nicht. Es ift ein Tadel, aber fein Recht, das jo werth— 

voll wäre, daß man um feiner Ausdehnung oder Einſchränkung 

willen verfucht fein follte, den Frieden im Lande zu verzögern. 
(Hört! Hört!) 

Ja, meine Herren, ich ſpreche bier als Mitglied des Herren- 

hauſes. Was ich als Minifter thue, weiß ich noch nicht 
(Heiterfeit.) 

und möchte durch meine Abftimmung nicht präjudicirt jein für die 

Entſchließung des Staatsminifteriums. Ich komme darauf noch 

weiter zurüd. 

Das Beduürfniß folder Gefetgebung und ſolchen Einfluffes 
auf die Priefter ift bei uns vielleicht ftärfer gewejen und ftärfer 
bervorgetreten wie in anderen Nationen, aus dem von mir immer 
beklagten Grunde, weil in dem Deutſchen das Nationalgefühl 
weniger entwidelt ift. Die ſpaniſchen, franzöfifhen, italieniſchen 
und irländiihen Prieſter bleiben immer Spanier, Staliener, 
Franzofen, Iren in erfter Linie und find erft in zweiter Linie 
Prieſter. Der deutſche Priefter ift, mas feiner Neligiofität alle 
Ehre mat, weil fein Nationalgefühl ſchwach entwidelt ift, in 
erfter Linie Priefter und dann erft*) Deutfcher ). Aber je geringer 
die Gemalt ift, die der nationale, der ftaatlihe Gedanke auf den 
Prieſter ausübt, um fo wirkungsloſer werden die Mittel fein, mit 
denen der Staat feine Gewalt ausüben wil. Gegen die Schäden 
hilft Nichts weiter, als die almählihe Kräftigung des National- 
bemußtfeins in jedem Deutſchen, auch in dem, der den Priefterrod 
trägt, in höherem Maße, als es bisher der Fall if. Ich habe 
bei Prüfung der Situation behufs Feftlegung der Linie, bis an 
die wir mit Conceffionen gehen fünnen, mid) überzeugt, daß Vieles 
von dem, was man für Säulen des Staates zu erklären geneigt 
ift, und im Kampfe deshalb ala ſolche behandelt, nur Stud: und 
Mauerpug ift, der für die Eriftenz des preußifchen Staates nicht 


*) ©. 185b. 
») Dal. Bo. V 265. 977 ff. 
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abfolut nothwendig, ja gerabezu entbehrlich fein würde; wir werben 
in unferer Sicherheit und in unferem Zufammenleben an ihm 
Nichts verlieren. Meine ganze Stellung zu der Frage darf feine 
confeſſionelle fein; fie ift eine rein politifhe. Ich kann in ber 
Stellung, in der id bin, nicht den Gefichtspunft irgend einer Con- 
feifion noch irgend einer Partei annehmen. Ich muß mid jo 
dazu ftellen, daß auch, wenn ich gläubiger Katholif wäre, ich als 
Minifterpräfident Sr. Majeftät dem König bafielbe vorfchlagen 
Tönnte, was ich jegt vorſchlage. Mein legter Vorgänger im Amte, 
der verewigte Fürft von Hohenzollern, war ja Katholif, und an 
ihn hätte ja leicht diefelbe Aufgabe herantreten können. Ih muß 
mid von den Eonfeffionen und bem Kampfeszorn der Parteien 
ganz unabhängig ftelen. Es ift nicht leicht, den Kopf in dem 
Maße kühl und klar zu halten von all dem Lärm bes Streites, 
der auf mich eindringt. Ich muß es aber verfuchen. 

Bei diefen Erwägungen bin ich in Verbindung mit meinem 
Herrn Collegen, dem Cultusminifter, zu beftimmten Vorſchlägen 
im Staatsminifterium gelangt, deren Niederſchlag Sie ſchließlich 
in der Regierungsvorlage vor ſich ſehen. Wir würden die darin 
beabſichtigte, umentgeltlich Herzuftellende Grenzlinie noch viel weiter 
vorrüden, wenn es möglich gewejen wäre, zwifchen den deutſchen 
und polnifhen Landestheilen einen Unterfchied in der Gefeßgebung 
zu maden. Die Rüdfiht auf die Thatfahe, daß die polniſche 
Geiſtlichkeit ihre kirchliche ‚Freiheit leider in hohem Maße ausgebeutet 
hat, um polnifde Nationalitätszwede, in unferem Sinne revolutio- 
näre Zmwede, zu befördern und zu begünftigen, hat es uns un— 
möglich erſcheinen laffen, in den polnifh redenden Landestheilen 
Manches zu bemilligen, was in den deutſch redenden feinen Anftoß 
bei uns gefunden haben würde. Ich bin auch geneigt, in dieſer 
Beziehung, nit in Bezug auf die jegige Vorlage, aber im Blick 
auf die Zufunft einer anderen Auffaffung Naum zu geben. Wenn 
es uns gelingt, den Polonismus auf dem Wege zu befämpfen, 
den wir neuerdings verfucht haben, fo gibt uns das einen Erfag 
für mande Streitmittel, die wir auf dem kirchlichen Gebiete nicht 
entbehren konnten, und ich glaube, einen milderen und weniger 
einem Kampf ähnlich fehenden Erjag, indem wir ſuchen, mit dem 
Mammon zu madhen, was mit dem Zwang des Gefeges nicht zu 
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maden war !). Alſo diefe Erwägung, der Hinblid auf eine ander: 
mweitige Hilfe gegen den Polonismus macht mich geneigt, in manchen 
Punkten weiter zu gehen, als dies bei Entftehung der Regierungs- 
vorlage mögli war. 

Nachdem wir uns über die Regierungsvorlage im Minifterio 
verftändigt und die Genehmigung St. Majeftät des Königs für 
diefelbe eingeholt Hatten, fragte es fi, melden Weg wir ein: 
ſchlagen wollten, um die Tendenzen berfelben zu verwirklichen, das 
beißt, um ben fatholifchen Unterthanen des Königs von Preußen‘ 
das richtige Verftändniß der Abfichten der Regierung zu eröffnen. 
€3 waren zwei Wege: einmal ber der einfachen gewöhnlichen Geſetz⸗ 
gebung, dann der der vorgängigen Verhandlung mit der römischen 
Curie. Ich habe den Ießteren aus mannigfahen Gründen vor: 
gezogen, — nicht daß ich eine zmeifeitige Verhandlung erftrebt oder 
geführt hätte, aber ich habe es für nüßlich gehalten, die Vorlage, 
die wir dem Preußifchen Landtage zu machen beabfichtigten, zur 
Kenntniß St. Heiligfeit des Papftes zu bringen und fein Urtheil 
darüber zu hören, ohne zu verfprechen, daß wir unfere Entſchließung 
dem Urtheil gemäß ändern würden. Ich*) habe biefem Weg den 
Vorzug gegeben, weil ih den Eindrud habe, daß ich bei dem 
Papſte Leo XII. mehr Wohlmollen und mehr Intereſſe für bie 
Befeitigung des Deutfchen Reiches und für das Wohlergehen des 
preußifhen Staates finden würde, als ich zu Zeiten in der Majorität 
des Deutſchen Reichstages gefunden habe. 

(Hört!) 

Ich halte den Papft für deutſchfreundlicher als das Centrum. 
Der Bapft ift eben ein weifer, gemäßigter und friebliebender Herr. 
Ob man das von allen Mitgliedern der Reihstagsmajorität jagen 
kann, laſſe ich dahingeftellt fein. 

(eiterkeit.) 

Der Papſt iſt außerdem nicht Welfe, er iſt nicht Pole und 

iſt auch nicht deutſchfreiſinnig. 
Heiterkeit.) 


*) ©. 1862. 
ij Hinbeutung auf den Geſetzentwurf, betreffend bie Beförberung deutſcher 
Anſiedelungen in den Provinzen Weftpreußen und Pofen, ſ. u. ©. 98 ff. 
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Er hat aud feine Anlehnung mit der Socialdemofratie. Kurz, 12.4. 1886. 
alle die Einflüffe, die im Parlament die Situation fälſchen, finden 
in Rom nit ftatt. Der Papft ift rein Katholif und nichts als 
Katholit. Dadurch, daß er es ift, werden ja eine Anzahl Schwierig. 
teiten an ſich geboren, aber die Schwierigkeiten werben nicht compli= 
cirt durch das Bedürfniß der Anlehnung und des Empfanges und 
der Vergeltung von Liebesdienften anderer Parteien. Der Papft 
ift frei und repräjentirt die freie fatholifche Kirche; das Centrum 
tepräfentirt die fatholifche Kirche im Dienfte des Parlamentarismus 
und ber Wahlumtriebe, und deshalb habe ich es vorgezogen, mich 
an den von allen Bunbesgenofien, die mit dem Centrum bie 
Majorität im Reichstage bilden, vollftändig freien Papft, an die 
Curie zu wenden, um dort bie Verftändigung*) zu fuchen, und ih 
bin aud entſchloſſen, in den weiteren Phafen auf diefem Wege 
fortzufahren, da id} von ber Weisheit und Friebensliebe Leo XII. 
mehr Erfolg für den inneren Frieden Deutſchlands erwarte, wie 
von den Verhandlungen im Reichstage, und weil id der Centrums: 
partei, fo wie fie jegt zufammengefegt ift, nicht gegenüber treten 
will, ohne den katholiſchen Preußen die Gemwißheit vorher zu geben, 
daß ih im Einverftänbniß bin mit dem Papft, der höchſten Autorität 
ihres Belenntniffes. Die Regierungsvorlage, für die treten wir 
natürli ein, fo wie wir fie eingebracht haben, unter allen Um— 
ftänden, aud wenn die Zuſätze, die fie in der Commiffion und 
durd die neueften Amendements erhalten hat, nicht die Genehmi- 
gung bes Hohen Haufes finden follten — die Regierungsvorlage 
enthält das, was die Staatsregierung geglaubt hat, unentgeltlich 
und freiwillig gewähren zu fünnen, und es ift unmöglich für die Re— 
gierung, das, was fie vor drei Monaten den**) Tatholifhen Preußen 
glaubte concebiren zu dürfen, mag es wenig oder viel fein, jeßt 
nicht geben zu wollen, weil man fich inzwifchen über weitergehende 
Sonceffionen geärgert und geftritten hat, — aljo für die Regierungs: 
vorlage tritt die Staatsregierung ganz unbedingt ein***) und richtet 
an jeben Einzelnen die Bitte, in ber Ablehnung ber verſöhnlichen 
Vorſchläge doch wenigftens nicht hinter die Vorlage zurüdzugehen, 
*) &t8.: Bertheidigung. 
**) SB.: dem. 
“) SB.: auf. 
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maden war). Alfo diefe Erwägung, der Hinblid auf eine ander- 
weitige Hilfe gegen den Polonismus macht mich geneigt, in manden 
Punkten weiter zu gehen, als dies bei Entftehung der Regierungs- 
vorlage möglich war. 

Nachdem wir uns über die Regierungsvorlage im Minifterio 
verftändigt und die Genehmigung Sr. Majeftät des Königs für 
biefelbe eingeholt hatten, fragte e8 fih, welchen Weg wir ein- 
ſchlagen wollten, um bie Tendenzen berfelben zu verwirklichen, das 
heißt, um den fatholifchen Unterthanen des Königs von Preußen 
das richtige Verftändniß der Abfihten der Regierung zu eröffnen. 
Es waren zwei Wege: einmal ber der einfachen gewöhnlichen Gefe- 
gebung, dann der der vorgängigen Verhandlung mit ber römischen 
Curie. IH habe den letzteren aus mannigfadhen Gründen vor: 
gezogen, — nicht daß ich eine zweifeitige Verhandlung erftrebt oder 
geführt hätte, aber ich habe es für nüglich gehalten, die Vorlage, 
die wir dem Preußifhen Landtage zu machen beabfitigten, zur 
Kenntniß Sr. Heiligfeit des Papftes zu bringen und fein Urtheil 
darüber zu hören, ohne zu verfprechen, daß wir unfere Entſchließung 
dem Urtheil gemäß ändern würden. Ich“)) habe diefem Weg den 
Vorzug gegeben, weil ich den Eindrud habe, daß ich bei dem 
Papſte Leo XII. mehr Wohlwollen und mehr Intereſſe für die 
Befeitigung des Deutſchen Reiches und für das Wohlergehen des 
preußifchen Staates finden würde, als ich zu Zeiten in der Majorität 
des Deutſchen Reichstages gefunden habe. 

(Hört!) 

Ich halte den Papft für deutfchfreundlicher als das Centrum. 
Der Papſt ift eben ein weiſer, gemäßigter und friebliebender Herr. 
Ob man das von allen Mitgliedern ber Reichstagsmajorität fagen 
Tann, laſſe ich dahingeftellt fein. 

(Heiterfeit.) 

Der Papft ift außerdem nicht Welfe, er ift nicht Pole und 

ift auch nicht deutfchfreifinnig. 
Heiterkeit.) 


*) ©. 186a. . 
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Er bat aud feine Anlehnung mit der Socialdemofratie. Kurz, 12.4. 1886. 
alle die Einflüffe, die im Parlament die Situation fälſchen, finden 
in Rom nit ftatt. Der Papft ift rein Katholif und nichts als 
Katholik. Dadurch, daß er es ift, werden ja eine Anzahl Schwierig- 
feiten an fi) geboren, aber die Schwierigkeiten werben nicht complis 
cirt durch das Bebürfniß der Anlehnung und des Empfanges und 
der Vergeltung von Liebesbienften anderer Parteien. Der Papft 
ift frei und repräfentirt die freie fatholifche Kirche; das Centrum 
tepräfentirt die katholiſche Kirche im Dienfte des Parlamentarismus 
und der Wahlumtriebe, und deshalb habe ich es vorgezogen, mich 
an den von allen Bunbesgenoffen, bie mit dem Centrum bie 
Majorität im Reichstage bilden, vollftändig freien Papft, an die 
Eurie zu wenden, um bort die Verftändigung*) zu ſuchen, und id 
bin auch entſchloſſen, in den weiteren Phafen auf diefem Wege 
fortzufahren, da ich von ber Weisheit und Friedensliebe Leo XIII. 
mehr Erfolg für den inneren Frieden Deutſchlands erwarte, wie 
von ben Verhandlungen im Reichstage, und weil ich der Centrums- 
partei, fo wie fie jegt zufammengefeßt ift, nicht gegenüber treten 
will, ohne den katholiſchen Preußen die Gemwißheit vorher zu geben, 
daß id im Einverftändniß bin mit dem Papft, der höchſten Autorität 
ihres Bekenntniſſes. Die Regierungsvorlage, für bie treten wir 
natürli ein, fo wie wir fie eingebracht haben, unter allen Ums 
ftänden, aud wenn die Zufäge, die fie in der Commiffion und 
duch die neueften Amendements erhalten hat, nicht die Genehmi- 
gung des Hohen Haufes finden follten — die Regierungsvorlage 
enthält das, was die Staatsregierung geglaubt hat, unentgeltlich 
und freiwillig gewähren zu können, und es ift unmöglich für die Re— 
gierung, das, was fie vor drei Monaten den**) katholiſchen Preußen 
glaubte concebiren zu dürfen, mag es wenig oder viel fein, jegt 
nicht geben zu wollen, weil man fi) inzwiſchen über weitergehende 
Conceſſionen geärgert und geftritten hat, — aljo für die Regierungs- 
vorlage tritt Die Staatsregierung ganz unbedingt ein***) und richtet 
an jeden Einzelnen die Bitte, in der Ablehnung der verſöhnlichen 
Vorſchläge doch wenigftens nicht hinter die Vorlage zurüdzugehen, 
*) StB.: Bertheidigung. 
**) StB.: dem. 
“r) StB.: auf. 
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auch ſchon um deshalb, weil es für die Regierung unbedingt noth- 
wendig ift, die freien Xeußerungen beider Häufer des Landtags zu 
diefer Frage zu hören, ehe fie ihre eigene Entſchließung faßt. Sie 
hat dur den Mund des Herrn Cultusminifters die Abſicht ſchon 
ausgeſprochen, ihre definitive Entſchließung zu vertagen ), und fie 
hat das in dem Bebürfniß gethan, fi) das Vertrauen derjenigen 
Richtungen und Parteien im Lande zu erhalten, zu denen fie ſelbſt 
Vertrauen hat bei ber Sicherftellung der Zukunft des preußifchen 
Staats wie bes Deutfhen Reichs; fie fann ſich der Gefahr nicht 
ausfegen, für national gefinnte Mitarbeiter ſolche eintaufchen zu 
müſſen und auf die Hilfe folder angewiefen zu fein, die zu Gunften 
der polnifhen Nationalität freimillig Partei genommen haben im 
Widerfprud mit ber deutſchen und mit den Bemühungen ber deutihen 
Regierung, die deutfhe Nationalität zu Fräftigen: fie würde nicht 
das Vertrauen haben auf einen Beiftand*), den fie dadurch gewinnen 
tönnte, daß fie ſich die Mittelparteien entfremdete**). Sie farın 
ihr Vertrauen für die Zufunft auf den Beiftand***), den fie dafür 
eintauſchen könnte, nicht begründen. 

Zur Vervollftändigung der Erklärung der Regierung habe ich 
nur noch hinzuzufügen, daß die Revifion ber Maigefege, von welcher 
die legte vömifche Note die Gewährung der vollen Anzeigepflicht 
abhängig macht, von der Regierung meiner Weberzeugung nad) 
ohne Schwierigkeit wird zugeſagt werden fünnen, 

(Hört! Hört!) 
da eine folge Nevifion jeder Zeit in der Abficht der Regierung 
ſowohl, wie, jo viel ich weiß, in der Abficht der meiften Parteien 
gelegen hat; es wäre ja geradezu tendenziös, wenn wir bie oft 
zugegebene Abficht, die Maigefege zu revidiren, das Entbehrliche 
auszufheiden und über Conceffionen zu verhandeln, gerade in diefem 
Teitiichen Augenblick zurüdziehen wollten. Nein, mo uns von ber 
Gegenfeite ein Angebot gemacht wird, fönnen wir dod unmöglich) 
jagen, jest wollen wir feine Revifion mehr, weil uns ein Preis 


*) StB.: Beſtand. 
+) 6. 186b. 
**+*) StB.: Stand. 
') In ber Erklärung des Cultusminiſters vom 5. April 1888, 0. ©. 70 ff. 
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angeboten wird. Alfo diefe Zufiherung zu geben, wird die Regie 
rung ohne Weiteres in der Lage fein. Ich will auf die Auslegung, 
die der Herr Vorrebner den Intentionen der Curie gab)), nicht 
weiter eingehen, als, indem ich die volle Weberzeugung ausfpreche, 
daß, wenn wir über ben Frieden verhandeln und ihm näher treten, 
von beiden Seiten Ioyal, ehrlich und mit Vertrauen verhandelt 
werden wird, daß wir unſererſeits diefelbe Zuverläffigfeit und 
Loyalität auf der anderen Seite vorausfegen, mit der wir folden 
Verhandlungen näher treten würden. Ich bitte Sie, meine Aeuße— 
tung vorzugsmeife anzunehmen als eine Richtigftelung der Aufz 
fafjung der Vergangenheit, über die ich ein claffiiher Zeuge fein 
darf, weil ich an ihr mitgenrbeitet Habe, und mir zu geftatten, daß 
ich über die Stellung, die die Regierung zu den einzelnen Punkten 
nehmen wird, mich demnächſt zu einem Zeitpunkt äußere, wo die 
Regierung in der Lage fein wird, zu überfehen, welches die Gefammt- 
wirkung in allen Parteien des Landes fein wird und bis zu welcher 
Linie der Conceffion zu gehen ihr die Majorität des gefammten 
Landes erlauben wird. Sie wirb bis zu diefer Grenze bereitwilligft 
gehen; es fann aber nicht verlangt werden, daß fie fi mit der 
Majorität aller Parteien in Unfrieden jegen follte. 

Nicht an der öffentlichen Meinung, jondern an dem Ausbrud 
der Stimmung des Volkes, wie er in den beiden Käufern des 
Landtages die Möglichkeit hat, fich amtlich zu erfennen zu geben, wird 
es fein, die Grenzlinie zu beftimmen, bis zu welder die Staats: 
tegierung gerne und bereitwillig gehen wird. 

Herr v. Kleift:Regom ſprach dem Fürften Bismard feinen und 
feiner Freunde Dank für die Stellung aus, die er zu ber Vorlage 
einnehme, und für feine Beftrebungen, aus einem Kampfe heraus zu 
Iommen, „ber Staat und Kirche gleichfam zerfleifchte, ja dem Staat 
vielleicht noch tiefere Wunden flug“. Er bat dringend bie liberalen 
Mitglieder des Herrenhaufes, die durch Herrn Dr. Befeler fi gegen 


') Dr. Befeler beftritt, daß die Note Jacobinid vom 4. April einen 
Fortſchritt Hebeute, wie der Verichterftatter der Commiſſion behauptet Hatte; 
denn fie erfenne zwar die Anzeigepfliht an, aber nicht das Einſpruchsrecht des 
Staates, und made auch dieſe Conceſſion von einer Revifion der kirchlichen 
Gefeggebung abhängig, aber doch auch nur einer ſolchen Nevifion, welche bie 
Curie für genügend zur Herftellung des völligen religiöfen Friedens anerfenne 
(StB. 1818). 
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die Vorlage ausgeſprochen hätten, ihren Widerſpruch fallen zu laſſen, 
um ber Regierung, die nur im Verein mit ben national gefinnten 
Varteien den Abſchluß des Firhlihen Kampfes mit Vertrauen in die 
Zufunft betreiben Tönne, die Weiterführung des Friedenswerkes zu 
ermöglihen. Fürft Bismard bemerkte Bierzu*): 

Ich muß dem Herrn Vorredner in einer feiner Anführungen 
wiberfprechen, weil ich glaube, daß diefelbe auf einem thatfählichen 
Irrthum beruht. 

Er hat gejagt, daß dur den Kampf, jo wie er bisher ver- 
laufen ift, der Staat feiner Meinung nach mehr gefhädigt fei als 
die Kirche. Das ift eine Anficht, die ich nicht theile; es Fünnte 
daraus fih der weſentliche Irrthum entwideln, als ob der Staat 
in den Anerbietungen, mit denen er der Kirche und feinen katho— 
liſchen Mitbürgern entgegentommt, irgend einer Nothlage Ausdruck 
gäbe, in der er fich befinde, ala ob fie nicht der reine Ausfluß des 
Friebensbebürfniffes Sr. Majeftät des Königs Seinen katholiſchen 
Unterthanen gegenüber wäre, von dem Augenblid an, wo ber 
Friebenswunfd von Rom aus unzmeideutigen Ausdrud gefunden 
bat. Der Herr Vorrebner wird ſich felbft überzeugen, daß diefe 
Auffaffung eine irrthümliche ift, wenn er auf die parlamentarifche 
Seite des gegenwärtigen Streits im Vergleich gegen frühere Zeiten 
zurüdblidt. Wie lange ift es her, daß wir in Preußen nit eine 
Situation gehabt haben, jo günftig wie die heutige im Abgeordneten: 
haufe! Die confervative Partei in ſich einig, in einer fruchtbaren 
Fühlung mit der nationalliberalen Partei, furz, die drei nationalen 
Parteien in einer großen Majorität und dem gegenüber das Bündniß 
von Centrum und Fortfhritt in einer Minorität. Diefen Zuftand 
bat fi) der Herr Vorredner **) nicht vergegenwärtigt. Ich kann im 
Augenblid nicht nachrechnen, wie lange es her ift, daß eine fo 
günftige parlamentarifche Lage in Preußen vorhanden war. Wenn 
irgend Etwas durd den Culturfampf Schaden gelitten hat, fo ift 
es das Deutfhe Reich und das Anfehen und die Wirkung des 
Reichstags. Das liegt aber auch nicht wefentlih am Culturfampf, 
fondern das liegt an ben Bundesgenofien, die das Centrum im 
Reich gefunden hat. Nehmen Sie an, daß im Reichstag das 


*) &t8. 189b. 
**) S. 1908. 
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Centrum baftände ohne die Fortfchrittspartei! Die Siege, die das 
Sentrum glaubt erfochten zu haben, find mit Siege der Fortfchritts- 
partei. Ohne diefen Bunbesgenofjen befände fi) das Centrum im 
Reichstage in derfelben Minorität wie im Preußiſchen Abgeorbneten- 
hauſe, ungeachtet der bedenklichen Bundesgenofien, die es außerdem 
zur Seite hat, in Geftalt der Socialdemofraten, der Elſaß-Lothringer 
Sranzofenfreunde und der Polen. Ungeachtet diefer bebauerlihen 
Verbindung würde es ohne die Fortichrittspartei die Majorität 
nicht haben. Alſo, was und biefe Unbequemlichkeiten im Reich 
verurſacht, lege ih nicht ſowohl dem Centrum zur Laft, ala ber 
Fortfehrittspartei, fo weit fie im Centrum vertreten ift, was ja 
ſehr bedeutend ift, und infomeit fie ſelbſtändig iſt. Die Fortſchritts— 
partei hat bie eigenthümliche Rolle gefpielt, daß fie im Anfang bes 
Kirchenftreites denfelben mit der größten Sorgfalt geſchürt hat und 
ihn jegt in jeder Weife verleugnet. Die ſchärfſten und erbittertften 
Neden im kirchlichen Streit find von Mitgliedern der Fortſchritts- 
partei gehalten worden, und nachdem fie das Feuer recht in Brand 
gebracht hatten und Staat und Kirche gegen einander verhetzt, 
gingen fie mit fliegenden Fahnen in das Lager des Centrums über 
und beſchoſſen den Staat von da aus. Sie benugten die Anlehnung, 
um unter dem Dedmantel der Kirchenpolitif ſtaats- und reichs— 
feindlie Politik mitzutreiben. Und biefe Partei ſpricht in ihren 
Organen jest von politifher Ehre. 
(Bravo!) 


Es fprahen no gegen die Vorlage Dr. Miquel, dafür 
Graf zur Lippe, alsdann wurde die Generaldiscuffion geſchloſſen. 


Die Specialberathung begann in ber 


14. Sißung des Kerrenhaufes 
Dienftag 13. April 1886 


und drehte ſich von vorn herein um die Frage der Anzeigepflicht. Ober- 
bürgermeifter Strudmann von Hilbesheim trat bei diefer Gelegen- 
heit jehr warm für die von Herrn v. Bernuth vorgefchlagene Rejo: 
Iution ein, da die Dinge thatfählih zu einem Abſchluß noch nicht reif 
feien. Die Jacobinifde Note vom 4. April mit ihrer Bezugnahme 
auf die angeblich nicht amtliche Aeußerung vom 26. März ermangelte 
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13. 4. 1886. 


13. 4. 1886. 


96 - I SPreußifcher Landtag. 14. Januar bis 30. Juni 1886. 


nad) feiner Meinung der vollen Klarheit, indem fie ungewiß laffe, in- 
wieweit bie Curie bei Anerfennung ber Anzeigepfliht ein Einſpruchs⸗ 
recht des Staates zu gewähren bereit fei. Der Carbinalftaatfecretär 
berufe ſich dabei auf Aeußerungen in früheren Urkunden des Heiligen 
Stuhleß, ohne diefe näher zu bezeichnen; und doch babe gerade in der 
Depeiche vom 23. März 1880 Cardinalſtaatsſecretär Nina ausdrücklich 
dem Staate das Einſpruchsrecht beftritten und bie Entfheibung in 
zweifelhaften Fällen für bie Biſchöfe oder den Papſt in Anfprud ge: 
nommen. Daß die klerikalen Kreife die Angeigepfliht, von der Jacobinis 
Note fprehe, nur in dem Sinne auffaßten, mie fie Cardinalftaats: 
fecretär Nina im Jahre 1880 interpretirt habe, bewies er aus Aeufe: 
rungen ber „Germania“. Er verlangte von dem Cultusminifter Aus: 
tunft, ob er irgendwie einen Anhaltspunkt und eventuell melden 
Anhaltspunkt er dafür babe, daß die Curie die Anzeigepfliht jegt 
anders al3 früher und zwar im Sinne der Maigefege auffafle. Hierzu 
bemerkte Fürft Bismard*): 

Ich nehme das Wort nur, um einen thatfählihen Itrthum 
zu berichtigen, zu welchem die Erflärung ber Staatsregierung, wie 
fie in der Commiffion abgegeben worden ift, Anlaß gegeben hat. 
Ich gebe zu, daß man diefelbe fo verftehen kann, wie der Herr 
Vorrebner fie verftanden hat, nämlich in Bezug auf die Note des 
Cardinalſtaatsſecretärs vom 26. v. M. Die Wendung, welche die 
minifteriele Erflärung braudt, Tann fo ausgelegt werden, als ob 
die Correfpondenz in ihrer Totalität, fpeciel auch diefe Note ein 
nicht amtliches Actenftüd wäre. Die Note des Cardinalftaatsfecretärs 
vom 26. März ift aber ein unzweifelhaft amtliches Actenftüd. 
Die Anregung, durch welche fie hervorgerufen worden ift, war eine 
nit amtlihe Anfrage, die der Königliche Gefandte in Rom aus 
eigenem Antriebe an den Cardinal gerichtet hat; der Cardinal hat 
darauf in biefer nach Form und Inhalt zweifellos amtlichen Note 
geantwortet. Ich wollte dies nur richtig ftellen, damit bei den 
weiteren Verhandlungen in biefem und, wie ih denke, im anderen 
Haufe fein Mifverftändniß beftehe. 

Dann hat der Herr Vorrebner eine Frage an den Herrn 
Cultusminifter gerichtet und um beren Beantwortung gebeten, eine 
Frage, die das Staatsminifterium nach der Zurüdhaltung, die es 
üh in dieſem Stabium der Verhandlung zur Pflicht gemacht hat, 


*) StB. 2068. 
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nicht zu beantworten gefonnen ift. Aber auch, wenn dieſe Zurüd- 
haltung nicht wäre, fo ift das Staatsminifterium doch nicht berufen, 
den Gefinnungen, Auffafjungen und Intentionen ber Curie feiner 
jeits eine beftimmte Auslegung unterzulegen. Das Staatsminifterium 
wird, wenn Differenzen über eine jolhe Auslegung entftehen ſollten, 
nad) feinen eigenen Auffaffungen fie zu behandeln und zu verfahren 
haben. Ich glaube niht, daß die Abfihten und Intentionen, bie 
der Herr Torredner bei dem Papfte befürchtet, zutreffend find, ih 
bin mehr geneigt, in der Beziehung den biſchöflichen, der Curie 
näher ftehenden Abgeorbneten!) für ben richtigen Interpreten der 
päpitlihen Intentionen zu halten. 
(Bravo!) 
Am allerwenigften möchte ich ein Blatt wie die „Germania“ als 
einen ſolchen Interpreten anfehen. 
(Lebhaftes Bravo!) 
Wenn die „Germania“ ein richtiger Interpret der Abfichten der 
Curie wäre, dann würde e8 weber mir noch irgend einem preußiſchen 
Minifter überhaupt einfallen, auch nur den Verſuch zu machen, den 
Frieden mit der Curie zu erftreben, 
(Bravo!) 
wir würden die Weberzeugung haben, wenn wir ihn gewonnen hätten, 
jo würbe er uns nicht gehalten werben. Die „Germania“ ift ein 
Organ von Leuten, die der Unzufriedenheit und bes Unfriedens im 
Lande bedürfen und deshalb den Unfrieden nach Möglichkeit ſchüren, 
ohne auf die Wahrheit bei diefer Aufgabe ftets die wünſchenswerthe 
Rüdfiht zu nehmen. Die „Germania“ will den Unfrieven, der 
Papft will den Frieden, fie find himmelmeit verſchieden von einander. 
(LZebhaftes Bravo.) 


Y) Bischof Kopp, der die Aeußerung der Note vom 26. März mit folgen⸗ 

den Sägen umſchrieben hatte: „Die Worte: 
nDer Heilige Stuhl beabſichtige der Regierung freies Feld zu laſſen, 

der Diöcefanbehörbe gegenüber ihre Beweggründe für Ausſchließung des 

vorgeſchlagenen Individuums geltend zu machen“ 
heißen fo viel: Die geiftlichen Oberen, bie Bifhöfe bürfen nicht eher eine befinis 
tive Belegung des Pfarramts vornehmen, biß fie von der Koniglichen Staats- 
regierung bie Bemeggründe kennen gelernt haben, die fie gegen biefe Anftellung 
geltend madt, und zweitens, bevor fie nicht biefe Bebenten beglichen haben“ 
(StB. 198b). 

Bismards politifhe Reden. KIL, 7 
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Der Gefegentwurf gelangte noch in diefer Sigung nad den Vor: 
ſchlägen der Commiffion, unter Annahme ber Koppſchen Anträge 1 
und 2 (Nr. 3 war zurüdgezogen worden) und unter Ablehnung ber 
v. Zoltowskiſchen Amendement? zur Erledigung; dad Ergebniß war 
Annahme in den Einzelabftimmungen, fomie in ber Gefammtabftimmung. 
Der Antrag v. Bernuth wurde zurüdgezogen. — Vgl. unten S.105 ff. 
zum 4. Mai 1886. 


16. Sitzung des Kerrenhaufes 
Donnerftag 15. April 1886. 


Der erfte von ben in der Thronrebe angefündigten und durch die 
national gefinnte Mehrheit des Abgeorbnetenhaufes durd Annahme des 
Antrags Achenbach (ſ. Bd. XI 407 ff.) im Voraus gut geheißenen 
Gefegentwürfe zum Schutze des Deutfchthums in den öftlichen Pro: 
vinzen ging bem Abgeordnetenhaufe unter dem 9. Februar 1886 zu. 
Diefer Entwurf eines Gefeges, betreffend die Beförderung 
deutfher Anfiedelungen in den Provinzen Weftpreußen und 
Poſen, lautete: 

§1. 


Der Staatsregierung wird ein Fonds von 100 Millionen 
Mark zur Verfügung geſtellt, um zur Stärkung des deutſchen 
Elements in den Provinzen Weſtpreußen und Poſen gegen poloni- 
firende Beftrebungen dur Anftevelung deutſcher Bauern und 
Arbeiter 

1. Grundftüde käuflich zu erwerben, 
2. ſoweit erforderlich, diejenigen Koften zu beftreiten, melde 
entftehen 
a) aus ber erftmaligen Einrichtung, 
b) aus ber erftmaligen Regelung ber Gemeinbe:, Kirchen: 
und Schulverhältniffe 

neuer Stellen von mittlerem oder kleinem Umfange ober 

ganzer Landgemeinden, mögen fie auf beſonders dazu an- 

gefauften oder auf fonftigen, dem Staate gehörigen Grund» 
ftüden errichtet werben. 


g2 
Bei Ueberlaffung der einzelnen Stellen ($ 1) ift eine an: 
gemefjene Schabloshaltung des Staates vorzufehen. 
Die Ueberlaſſung kann in Zeitpacht oder zu Eigenthum er= 
folgen. 
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ga. 
Die Beträge, melde der Staat ala Schabloshaltung ($ 2) 
erhält, fließen zu dem in $ 1 bezeichneten Fonds. 


4. 

Zur Bereitſtellung der Summe für die im $ 1 gebadhten 
Verwendungszwede find Schuldverſchreibungen auszugeben. 

Wann, durch melde Stelle und zu welden Beträgen, zu 
welchem Zinsfuße, zu melden Bedingungen ber Kündigungen 
und zu melden Curfen bie Schulbverihreibungen verausgabt 
werben follen, beftimmt ber Finanzminifter. 

Im Uebrigen fommen wegen Verwaltung und Tilgung der 
Anleihe und wegen Verjährung der Zinfen die Vorſchriften des 
Gefeges vom 19. December 1869 zur Anmenbung. 


SB. 

Die aus Anlaß der $$ 1 und 2 diejes Geſetzes ftattfindenden 
Acte der nicht ftreitigen Gerichtsbarkeit, einſchließlich der grund: 
buchrichterlichen Thätigfeit, find ftempelfrei. 


86 
Dem Landtage ift jährlich über die Ausführung der $$ 1 
bis 4 dieſes Gefeges Rechenſchaft zu geben. 


gr. 

Die Ausführung dieſes Gefeges wird, ſoweit ſolche nach den 
Beftimmungen des $ 4 nicht durch den Finanzminifter erfolgt, 
einer befonberen Commiſſion übertragen, melde dem Staats: 
minifterium unterftellt ift. 

Die näheren Beftimmungen über die Zufammenfegung biefer 
Commiffion, welcher je zwei Mitglieber der beiden Häufer des 
Landtags angehören follen, ſowie über den Sig, den Geſchäfts— 
reis und die Befugniffe der Commiffion erfolgen im Wege 
Königlier Verordnung. 


Das Abgeorbnetenhaus beſchäftigte fi mit dem Entwurf in erfter 


Leſung in ber 25. und 26. Sitzung am 22. und 23. Februar; nad) 
einer ziemlich erregten Debatte wurde bie Ueberweifung der Vorlage 
an eine Commiffion von 21 Mitglievern befglofien. Die Commiffion 
gab dem Gejegentwurfe folgende Faſſung: 


g1. 
„Der Staatöregierung“ bis „errichtet werben” im Mortlaut 
der Vorlage. 


15. 4. 1886. 
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Zufag der Commiffion: Mit der fäuflihen Ermwerbung 
von Örundftüden ift nur in dem Umfange vorzugehen, daß hin: 
länglie Mittel zur Beftreitung der nach Nr. 2 erforderlichen 
Koften übrig bleiben. 

g2 


„Bei Meberlafjung” bis „vorzufehen“ im Wortlaut der Vor: 
Tage. 

Alinen 2: Die Ueberlafjung Tann zu Eigenthum gegen 
Capital oder Rente, oder auch in Zeitpacht erfolgen. 


$ 2a. 

Erfolgt die Weberlafjung der Stelle gegen Uebernahme einer 
feften Geldrente (Rentengut), fo Tann die Ablösbarkeit der 
legteren von ber Zuftimmung beider Theile abhängig gemadt 
werben. 

Die Feftftelung des Ahlöfungsbetrages und der Kündigungs: 
frift bleibt der vertragsmäßigen Beftimmung überlaffen. Won 
den Rentenberehtigten barf jedoch ein höherer Ablöfungsbetrag 
ala der fünfundzwanzigfadhe Betrag der Rente nicht gefordert 
werben, wenn bie Ablöfung auf feinen Antrag erfolgt. 

Bei der Eintragung der Rente in das Grundbuch müfjen 
die Abreden über den Ausſchluß der Ablösbarfeit, fowie über 
die Feſtſtellung des Ablöfungsbetrags und der Kündigungafrift 
in das Grundbuch, eingetragen werben. ft das nicht gefchehen, 
fo gilt Dritten gegenüber die dad Grundftüd belaftende Rente 
als eine ſolche, melde von dem Verpflichteten nad fehsmonat: 
licher Kündigung mit dem zwanzigfahen Betrage abgelöft wer: 
den Tann. 

$ 2b. 

Den feften Gelorenten find gleich zu achten diejenigen feiten 
Abgaben in Kömern, welche nad dem jährlihen, unter An: 
wendung ber $$ 20 bis 25 des Abloſungsgeſetzes vom 2. Märı 
1850 ermittelten Marktpreife in Geld abzuführen find. 


$ 2c. 

Sofern bei Veräußerung einer Stelle gegen eine Rente der 
Eigenthümer des Rentengut3 vertragamäßig in feiner Verfügung 
dahin beſchränkt wird, daß bie Zuläffigfeit einer Bertheilung des 
Grunbftüds oder der Abveräußerung von Theilen defjelben von 
der Zuftimmung des Rentenberedhtigten abhängig fein fol, fo 
Tann die verfagte Einwilligung durch richterliche Entſcheidung der 
Auseinanberfegungsbehörde ergänzt werben, wenn die Zertheilung 
oder Abveräußerung im gemeinwirthichaftlihen Intereſſe wünſchens⸗ 
werth erſcheint. 
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$.2d. 

Iſt dem Erwerber eines Rentenguts vertragsmäßig die Pflicht 
auferlegt, die wirthſchaftliche Selbftändigfeit der übernommenen 
Stelle durch Erhaltung des baulichen Zuftandes darauf befind: 
licher oder darauf zu errichtender Gebäude, durch Erhaltung eines 
beftimmten landwirthſchaftlichen Inventars auf berjelben ober 
durch andere Leiftungen dauernd zu ſichern, fo kann der Ver: 
pflichtete durch richterliche Entſcheidung der Auseinanderfegungs: 
behörbe von feiner Verpflichtung befreit werben, wenn der Auf: 
reterhaltung der wirthſchaftlichen Selbſtändigkeit der Stelle 
überwiegende gemeinwirthſchaftliche Intereſſen entgegenftehen. 


$ 2e. 

Wird im Falle des $ 2c die Zuftimmung bes Renten: 
berechtigten ergänzt oder wird im falle des $ 2d die Befreiung 
des Verpflichteten ausgefprochen, fo fann der Rentenberedhtigte, 
wenn im Vertrage nicht etwas Anderes beftimmt ift, Die Ab: 
Löfung der ganzen Rente zum fünfundzwanzigfachen Betrage ver: 
langen. 

83. 


Die Beträge, welche der Staat als Schadloshaltung ($ 2) 
erhält, fließen — fomeit fie nicht aus der Veräußerung von 
Domainen und Forften herrühren — zu bem im $ 1 bezeichneten 
Fonds und find alljährlih in den Staatshaushaltsetat aufzu: 
nehmen. 

Nah Ablauf von zwanzig Jahren Tann über dieſe Ein: 
nahmen im Staatshaushaltsetat auch andermweit verfügt werben. 


4. 


$5. 

Die aus Anlaß der SE 1 und 2 diefes Geſetzes ftattfinden- 
den Acte ber nicht ftreitigen Gerichtsbarkeit, einfchließlih der 
grundbuchrichterlichen Thätigfeit, fonie das Verfahren vor ber 
Auseinanderſetzungsbehörde find ftempel: und foftenfrei. 


g6 

Dem Landtage ift jährlich über die Ausführung diefes Ge: 
ſetzes, insbeſondere über die erfolgten Anfäufe und Verkäufe, 
die Anfiebelungen ober deren Vorbereitung und die Verwaltung 
der angelauften Güter Rechenſchaft zu geben. 

Ueber die gefammten Einnahmen und Ausgaben des im $1 
genannten Fonds ift nach Maßgabe der für den Staatshaushalt 
beftehenden Vorſchriften Rechnung zu legen. 


Unverändert. 


15. 4. 1886. 


15. 4. 1886. 
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Alinea 1 unverändert. 

Alinen 2: Die näheren Beftimmungen über die Zufammen: 
fegung, den Sig, den Geſchäftskreis und die Befugniffe ber 
Commiffion erfolgen im Wege Königlicher Verordnung. 

Die perfönligen und ſächlichen Verwaltungsausgaben find 
aus dem im $ 1 genannten Fonds zu beftreiten. Diefelben find 
nah Maßgabe der durch Königliche Verorbnung getroffenen Ein: 
richtungen vom 1. April 1887 ab in ben Gtaatähaushaltsetat 
einzuftellen. 


In diefer Faffung fand der Entwurf, der dem Abgeorbnetenhaus 
in ber 54. und 55. Sigung am 1. und 2. April in zweiter Leſung 
vorlag, Annahme; die namentliche Abftimmung am Schluß der dritten 
Lefung (7. April) ergab die Annahme mit 214 gegen 120 Stimmen. 

Im Herrenhaus berichtete Oberbürgermeifter Miquel in der 
16. Sigung am 15. April 1886 Namens der mit der Vorberathung 
betrauten Commiffion, der nad; Beſchluß des Herrenhaufes vom 23. März 
der vom Abgeorbnetenhaus zu ermartende Gefegentwurf übermiefen 
worden war. Er empfahl die Annahme in der vom Abgeordneten: 
hauſe beſchloſſenen Faſſung. Gegen die Tendenz der Vorlage ſprach 
darauf Herr v. Koscielski; er erfannte die größte Schwierigkeit bei 
Ausführung des Gefeges in der Beſchaffung von Coloniften; fein recht⸗ 
ſchaffener Mann aus den deutſchen Landen werde fih in Polen an: 
fiedeln lafjen, nur Lumpe würden fommen, und das Rejultat werde 
fein, daß die in Polen bisher fremde Socialdemofratie auch bort-Ein- 
gang finde. Die Vorlage fei ohne jede Logik; fie wolle angeblich den 
böfen polnifhen Adligen treffen, treffe aber vielmehr die große Mafie 
der Heinen Leute, die durch die Parcellirung des polniſchen Großgrund: 
befiges brotlos werben würden. Die Regierung, die überhaupt Feine 
Verftändigung mit den polnifchen Unterthanen wünſche, denke bei ihrer 
Vorlage an eine Ausrottung des Polenthums, zwar nit mie in 
früheren Zeiten mit der rohen Gewalt des Schwertes, wohl aber mit 
der modernen Waffe des Geldes. Aber fie werde die Erfahrung 
maden, daß der Kampf gegen das Polenthum vergeblich fei. Der 
neue Schidjalsfchlag fei vielleicht für die Polen nöthig geweſen, damit 
fie im emigen Kampfe nicht ermatteten. Es fei zu bebauern, daß 
gerade ber große Staatsmann, der. die Geſchicke Europas leite, die 
Polen bedrohe, während dieſe doch gerade von ihm die Anerkennung 
der Wichtigkeit der polnischen Frage und ihre Löfung im Intereſſe 
Deutſchlands erhofft hätten. Gegen die Vorlage zu proteftiren, die 
der Annahme ſicher fei, unterlafle er, nur das wolle er conftatiren, 
daß der Regierung an einer Verftändigung mit ihren Unterthanen 
polnifcher Zunge Nicht? gelegen fei. 
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Fürft Bismard erwiderte hierauf*): 

Ich will mid nur auf eine kurze Erwiderung gegen die Dar- 
ſtellung, die ber Herr Vorrebner von ber Natur und der Trag- 
weite unferer Vorlagen gemacht bat, beſchränken. Er ftellt fie als 
weſentlich aggreffiv dar, als ob fie zur Ausrottung, wie er fi 
ausbrüdte, des polniſchen Elements beftimmt wäre. Ich glaube, 
er hat die Verhandlungen im anderen Haufe nit mit ber 
wünfchenswerthen Aufmerkjamfeit verfolgt, ſonſt würde es ihm 
nit entgangen fein, daß unfere Vorlagen weſentlich defenfiver 
Natur find. Wir wollen nit das Polenthum ausrotten, ſondern 
wir wollen das Deutſchthum davor ſchützen, daß es feinerjeits aus- 
gerottet werde. Es liegt die Thatſache vor, daß diefe Ausrottung 
nicht, wie der Herr Vorredner als die einzige Möglichkeit bezeichnete, 
durch Feuer und Schwert erfolgt — wie die Wenden ihrer Zeit 
vertilgt wurden —, fondern durch "die Mittel der Sanftmuth, der 
Säule, des Gottesdienftes, des religiöfen Unterricht? und durch 
das Uebergewicht der gefellihaftligen Stellung des Polonismus. 
Diefe Ausrottung ift eine langjame, unauffällige, welche aber feit 
der Befeitigung des Flottwellſchen Syftems durch ben Landtags— 
abſchied von 1842) doch fletig einen fortfchreitenden Weg zurüd- 
gelegt hat. Der Herr Vorredner hat zu Unrecht und ohne Grund 
das traurige Schickſal der polnischen Arbeiterbevölferung gefchildert, 
die nad feiner Behauptung da, wo ber Staat Güter erwerben 
werde, nun feine Verwendung weiter haben würde **). Wir haben 
feinen Ueberfluß an Arbeitern, namentlih an ländlichen; das zeigt 
noch immer der ftarfe Zuzug, der aus Ruſſiſch-Polen ftattfindet. 
Die Arbeiter polnifcher Nationalität werden auf den etwa an: 
gekauften Gütern reichlich ihre Verwendung finden. Es ift, ih 
wieberhole es, und es ift der einzige Grund, warum id) das Wort 
nehme, durchaus nicht die Tendenz ber Negierung, die polniſche 
Nationalität auszurotten ober überhaupt zu bejeitigen, ſondern fie 
will nur die Deutſchen davor ſchützen, daß fie noch weiter, als es 


*) StB. 245b. 
*) StB.: würben. 
2) Muß heißen: Bom 6. Auguſt 1841; abgebrudtt finbet ſich biefer Landtags ⸗ 
abſchieb in StB. AH. Anlagen Nr. 125 II Ar. 6 ©. 1318a/b. 


15. 4. 1886. 
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bisher in dreißig Friebensjahren geſchehen ift, unter der Wirkung 
unferer heutigen Berfaffungsinftitutionen, die von dem polniſchen 
Adel mit großem Gefhid für feine Zwecke ausgebeutet worden 
find, zurüdgedrängt, ausgerottet werben. Ich habe nur das Wort 
ergriffen, um den defenfiven Charakter unferer Vorlage zu vindi— 
ciren, und um als*) deren Beftimmung hinzuftellen, daß der unter 
der Führung der Geiftlihen und des Adels fortichreitenden Poloni— 
firung bes gemeinen Mannes in unferen polnisch fprechenden 
Zandestheilen ein Halt geboten werde, ein „Bis hierher und nicht 
weiter!” ) Wir wollen einen Damm deutſcher Bevölkerung biefem 
Polonifirungswerfe dadurch entgegenwerfen, daß wir die Zahl der 
in ben polnifhen Provinzen vorhandenen Deutſchen weſentlich 
vermehren, daß wir Maßregeln ergreifen, um uns zu ſchützen vor 
der Polonifirung Wir wollen nit den Polen ihre Nationalität 
nehmen, ſondern innerhalb des Deutſchen Reiches den, ich kann 
wohl jagen fcandalöfen Erſcheinungen für die Zukunft vorbeugen, 
daß in ganzen Gemeinden mit urdeutſchen Namen heut zu Tage, 
wie ſich aus den Maffenunterfchriften nachzählen läßt, fein Einziger 
mehr behauptet, deutſch zu fein, daß die Leute fein Deutſch mehr 
tönnen, während ihre Großväter noch jede Zumuthung, etwas 
Anderes als ein Deutjcher zu fein, als eine Kränfung aufnahmen 
und mit Entſchloſſenheit zurüdgemwiefen haben. Diefer allmählich 
frebsartig um fich frefienden Polonifirung der deutſchen Einwohner 
jener Provinzen hoffen wir durch dieſes Gefeg, durch die Ver: 
wendung der von uns geforderten Mittel einen Damm entgegen zu 
fegen und Halt zu gebieten. Aber von der Abſicht, die polnifche 
Bevölkerung auszurotten, ift dabei nicht die Rede, nur von der, 
die Deutfchen zu erhalten. GBravot) 


Ausführlich antwortete Herrn v. Koscielski Graf Franken— 
berg, dann wurde die Generaldiscuſſion geſchloſſen, und in der Special: 
berathung wurden bie einzelnen Paragraphen des Geſetzes, wie dieſes 
felbft in feiner Gefammtheit mit großer Majorität angenommen. Ebenſo 
fanden die anderen zum Schutze des Deutſchthums in den öſtlichen 


*) ©. 2468. 
’) Schiller, Räuber II 1 (vgl. Hiob 38, 11: „Bis hierher folft Du 
fommen und nicht weiter“); vgl. Bd. X 291. 
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Provinzen von der Regierung vorgeſchlagenen Gefegentwürfe (Geſetz⸗ 
entwurf, betreffend die Beftrafung von Schulverſäumniſſen im Gebiete 
der Schulordnung für die Elementarfäulen der Provinz Preußen, vom 
11. December 1815, und des Schulreglements vom 18. Mai 1805 für 
die niederen katholiſchen Schulen in den Städten und auf dem platten 
Sande von Schlefien und der Grafihaft Glatz; Gefegentwurf, betreffend 
die Errihtung und Unterhaltung von Fortbildungsfgulen in den Pro: 
vinzen Weftpreußen und Poſen; Gefegentwurf, betreffend die Anftellung 
und das Dienftverhältnig der Lehrer und Lehrerinnen an den öffent: 
lichen Volksſchulen im Gebiete der Provinzen Weftpreußen, Pofen und 
des Regierungsbezirks Oppeln) in ber vom Abgeorbnetenhaufe amen: 
dirten Form bie Zuftimmung bes Herrenhaufes. Fürft Bismard hat 
ſich an den Verhandlungen über diefe Entwürfe nicht betheiligt. 


65. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten 
Dienftag 4. Mai 1886. 


Nachdem die Firchenpolitiihe Novelle am 13. April 1886 im 
Herrenhaus angenommen worden war, that die preußiſche Regierung 
einen weiteren entgegenfommenden Schritt, indem fie mittel Note vom 
23. April!) dem Papfte die in der Note des Stantsfecretärs vom 
4. April gemwünfchte Zuficherung der Bereitwilligfeit zu einer weiteren 
Revifion der firchenpolitifchen Geſetze ausdrückte Qeo XII. empfand 
darüber eine große freude, und der Cardinalſtaatsſecretär Jacobini 
gab dieſem Gefühle in der nachfolgenden Note vom 25. April berebten 
Ausdrud: 

Aus den Gemächern des Vaticans 
25. April 1886. 

Nachdem der unterzeichnete Carbinalftaatsfecretär die ihm 
von ber preußiſchen Regierung als Antwort auf die legte Note 
des Heiligen Stuhls übergebene Note vom 23. d. M. zur Kennt: 
niß Sr. Heiligkeit gebradt hat, beeilt er fih, Em. Erxcellenz 
Folgendes mitzutheilen: 

Mit wahrer Genugthuung hat ber Heilige Vater vor Allem 
erfahren, daß der Vorfchlag des Heiligen Stuhles, eine weitere 
Nevifion der in der gegenmärtigen Vorlage nicht in Betracht 
gezogenen Gejebeftimmungen vorzunehmen, Seitens ber preußi: 


) Die Note ift nicht veröffentlicht. 


15. 4. 1886. 


4. 5. 1886. 
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ſchen Regierung ala ein Act der Verföhnung aufgefaßt worden 
ift, welcher dazu diene, ben religiöfen Frieden vollftändig her: 
auftellen. 

Die dem Heiligen Stuhl gemachte Zufiherung, zu dieſer 
Reviſion zu ſchreiten und in foldem Sinne eine neue Gejeh: 
vorlage an die Kammern zu bringen, konnte daher Sr. Heilig: 
keit nicht anders als erfreulich fein. 

Ebenfo ift der im Herrenhaufe für die neue Geſetzvorlage 
mit ben betreffenden Amendements erzielte Erfolg ein Gegen: 
ftand der Befriedigung für die erhabene Abſicht Sr. Heiligfeit 
geweſen. 

Und deshalb, um feine hohe Werthfhägung der oben an: 
gegebenen Vorgänge zu conftatiren, wie aud um ber preußifchen 
Regierung einen neuen und befonberen Beweis feines Vertrauens 
und feiner Willfährigfeit zu geben, hat ber Heilige Vater den 
unterzeichneten Cardinalſtaatsſecretär ermächtigt, derſelben Regie- 
rung mitzutheilen, daß es feine Abficht fei, daß die Anzeige für 
die gegenwärtig vacanten Pfarreien ſchon von jet ab beginne 
und daß fie ohne Verzögerung erfolge. 

Wenn Em. Ercellenz Ihrer Regierung die gegenwärtige 
Mittheilung macht, fo werden Sie nicht unterlaffen, den ber 
fonderen Werth derfelben hervorzuheben, namentlich in Beziehung 
auf die Herbeiführung des definitiven veligiöfen Friedens. 

8. Card. Jacobini. 


Dem Abgeorbnetenhaufe, das fich eben anfdicte, in die Berathung 
der Novelle einzutreten, gab Unterftaatsfecretär Dr. Qucanus am 
1. Mai Kenntnig von dieſer Note, in deren Zuficherungen die preußifche 
Regierung ein thatfächlihes Unterpfand der friebfertigen Gefinnung 
des apoftoliihen Stuhles erkennen zu dürfen glaubte. Zur erften 
Beratung ftand der Gefegentwurf in ber 65. Sigung am 4. Mai 1886. 
Als erfter Redner gegen die Vorlage trat Namens der nationalliber 
ralen Partei der Abg. v. Gneift auf, indem er die Bedenken hervor: 
hob, die es ihm und feinen Parteigenofjen unmöglih machten, für die 
Vorlage in ihrer gegenwärtigen Geftalt einzutreten. Diefe Bedenken 
bezogen fi auf drei Punkte: 1. die Befeitigung der Mitwirkung des 
Staats bei der Vorbildung der Geiftlihen, 2. den Verzicht des Staats 
auf die Ausübung unentbehrliher Majeftätsrehte, 3. die unglückliche 
Situation, in bie die von Preußen geforberte Anzeigepflicht in Folge 
der unklaren Neußerungen ber Curie über das Maß des dem Stante 
zu gewährenden Einſpruchsrechts gerathen fei. Demgemäß beantragte er 
die Berathung in einer Commiffion von 21 Mitgliedern. Im Namen 
des Gentrums erklärte darauf der Abg. Windthorft, daß feine 
Fraction beiglofjen habe, die Vorlage in ber vom Herrenhaufe be: 


Die päpftlide Note vom 25. April 1886. Debatte im Abgeordnetenhaus. 107 


ſchloſſenen Faſſung zu acceptiren; im Uebrigen werde fie fih an ber 
Discuffion nur infomweit betheiligen, als beſonders ftarfe Provocationen 
Ermwiderungen herauäforderten. Die Noten Yacobinis zu interpretiren, 
fei nicht Sache des Gentrums, fondern ftehe nur der Curie zu. Ex: 
freut fei er über die Lage, nicht weil er glaube, daß etwas Außer: 
ordentliches erreicht fei, fondern weil der ganze Verlauf beweife, daß 
es der Curie und der Regierung mit der Beendigung des Kampfes 
Ernft fei. Diefer Erklärung trat der Abg. v. Jazdzewski im Wefent: 
lichen bei, kündigte aber gleichzeitig an, daß die polnifchen Abgeordneten 
die vom Herrenhaufe abgelehnten v. Zöltomstifhen Anträge 
wegen Befeitigung der für die polnifchen Diöcefen angenommenen Aus: 
nahmebeftimmungen (f. o. ©. 75) wieder einbringen würden; bie 
confervative Partei gab durch den Abg. v. Rauhhaupt ihren Beſchluß 
kund, für die Beſchlüſſe des Herrenhaufes gefchloffen zu ftimmen. Der 
der nationalliberalen Partei angehörige Abg. Dr. v. Cuny begründete 
die ablehnende Haltung feiner Partei mit dem Mißtrauen gegen bie 
Curie, daß neue Nahrung gefunden habe durch bie legte Note Jacobinis, 
die weit hinter das zurücgehe, was bei den Verhandlungen im Herren: 
hauſe als bereits feſtſtehend von ber Staatäregierung betrachtet worden 
fei. Damals habe Biſchof Kopp erllärt, daß bie ftändige Anzeiger 
pflicht bewilligt fei, heute preife man Etwas, was für die Principien- 
frage abfolut werthlos fei: die Benennung zu den gegenwärtig vacanten 
Pfarreien, ala eine große Conceffion an und made babei den Por: 
behalt, fie zurüdzunehmen, wenn die geforberte Revifion der Gefeh: 
gebung nicht nah den Wünfcen der Curie ausfalle. Demnad ver: 
lange man vom Staate, fi) bezüglich der Revifion zu binden, während 
die Curie fi die volle Freiheit der Entſchließung vorbehalte. Nach 
feiner Anſicht werde der eingeſchlagene Weg nur zu neuen Kämpfen, 
aber nicht zum Frieden führen; fo lange die Kirche nicht das un: 
bedingte Einſpruchsrecht des Staat anerfenne, werde ber Kampf bei 
dem erften Verſuch, einen Einfprud zur Geltung zu bringen, aufs 
Neue entbrennen. Für den einzig richtigen Weg erklärte er es, alle 
drüdenden Beftimmungen der Maigefege im Wege ber einfeitigen ftaat: 
lichen Gefeggebung abzuftellen, ohne der Curie gegenüber Verpflich: 
tungen zu übernehmen. Jetzt griff Fürft Bismarck mit folgender 
Nede in die Discuffion ein*): 

Meine Herren, ih will nur mit wenigen Worten einem 
Irrthum in Beziehung auf zwei verfchiedene Seiten der Sache 
vorbeugen, der fih an eine Aeußerung bes Herrn Vorredners 
fnüpfen fönnte. Der Herr Vorrebner hat ein Mal gejagt, daß 
durch die neuefte Note des Cardinalftaatsfecretärs — ich weiß das 


*) StB. 1898b. 
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Datum im Augenblid nicht —, die geftern mitgetheilt worden ift, 
die Situation zum*) Nachtheil der Regierung hinter diejenige 
zurüdgebrängt worden fei, welde zur Zeit der Verhandlung im 
Herrenhaufe beftanden habe. Damals habe die Note vom 4.0. M. 
die ftändige Anzeige in Ausficht geftellt, während die jetzige Note 
fih nur auf die Anzeige in Bezug auf die jegt vacanten Pfarr: 
ftellen beziehe. Letzteres ift ja ganz richtig, aber dieſe jüngfte 
Note ift ja auch durchaus nicht der befinitive Abſchluß; es ift 
nit diejenige Erklärung, die wir von der Curie zu ermarten 
haben nad) der Zujage vom 4. April, die wir zu erwarten haben, 
nachdem das jet in Berathung befindliche Gefet verabſchiedet und 
promulgirt fein wird, fondern es ift, wenn man will, eine Ab: 
ſchlagszahlung, die von ber Curie geleiftet if in der Abficht, das 
gegenfeitige Vertrauen zu ftärken und das Mißtrauen, das bier ja 
gegen die Abſichten der Curie ausgeſprochen ift, abzuſchwächen durch 
eine theilweife Erfüllung. 

Man kann ja fagen, daß ebenfomohl die volle Anzeigepflicht 
hätte bewilligt werben fönnen; ja, wenn man in Rom volle Sicher: 
heit gehabt hätte, daß in diefem Haufe die Beſchlüſſe des Herren- 
haufes angenommen werben würden, es wäre bann nicht zweifelhaft 
gewefen,; daß die Regierung die Promulgation der Gefege geleiftet 
haben würde, und daß dann diejenigen Bedingungen, an die der 
Papſt die Bewilligung der vollen Anzeigepfliht gefnüpft hat, erfüllt 
werben würden. 

Wenn die Curte noch jegt in dieſem Augenblid einen entgegen- 
kommenden Schritt, eine theilweife Erfüllung ihrer Zufage, aber 
nicht die volftändige, für angezeigt gehalten hat, fo denke ich mir, 
fie hat bamitävielleicht auf eine möglichſte Einftimmigfeit der Ber 
ſchlüſſe dieſes Haufes hinwirken wollen; 

Heiterkeit.) 
fie hat vieleicht gehofft, daß nad} einem ſolchen Beweife von bona 
fides ) auch die Freunde des Herrn Vorredners das Mißtrauen, 
von dem er fich bejeelt erklärt, würden fallen laſſen —, ein Miß— 
trauen, das er gegen die Curie ausgeſprochen hat, das ich aber 


*) ©. 18998. 
') Ghrlijem Bertrauen, vgl. ®b. VII 226. 
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gegen Se. Heiligkeit den jegt regierenden Papft Leo XIII. in feiner 
Weile theile. (Bravo! im Centrum.) 

Im Gegentheil, ich habe Vertrauen zu ihm, ohne daß id 
deshalb von dem Herrn Vorrebner jo weit divergirte, daß ich zu 
den Beftrebungen der römifchen Hierarchie immer und unter allen 
Umftänden und in Bezug auf alle Perfonen Vertrauen gehabt hätte. 
Zu dem jet regierenden Papft aber habe ich Vertrauen. 

Ich will alfo hiermit dem Irrthum vorbeugen, als habe die 
Eurie in der jüngften Note eine Erfüllung der Zujage erblidt und 
erbliden können, die am 4. April für den Fall gegeben worden 
ift, daß diefes Gejeg promulgirt und außerdem von uns die Bu: 
ſage einer weiteren Revifion ertheilt fein würde, die ja inzwiſchen 
ertheilt worden ift. 

Der Herr Vorredner hat dann die zweite irrthümliche Voraus: 
fegung ausgeſprochen, daß die Autonomie der preußiſchen Gefeg- 
gebung durch irgend ein zmweifeitiges Geſchäft hier beſchränkt und 
beeinträdhtigt worden wäre. Wir haben feine Vorlagen machen 
wollen, wenn wir hätten befürdten müffen, daß durch fie der 
Zwed, uns dem Frieden näher zu bringen, von Haufe aus nicht 
erreicht werben könnte, daß jener Zwed vielmehr in Folge des 
Widerſpruchs der Curie abjolut abgejchnitten worden wäre. Daher 
haben wir fondirt, ob die Vorlagen, die wir zu machen beabfichtigten, 
als ein Entgegenfommen bei der Curie aufgefaßt und einen dem 
Frieden günftigen Eindrud dort machen würden, oder ob die Curie 
fi wiederum verpflichtet halten würde, gegen ein Entgegenfommen, 
das nicht alle ihre Wünſche und Forderungen erfüllte, ihrerfeits*) 
Front zu machen. Daß wir uns alfo vergewifferten, ift eine ganz 
natürliche diplomatifche Vorſicht. Außerdem ift es höchſt erfreulich 
gewejen, daß ſich daran ein Ideenaustauſch gefnüpft hat, der uns 
beiderſeits die Weberzeugung unferer friedlichen Gefinnung und das 
Maß von Vertrauen verliehen hat, das durchaus nothwendig ift, 
wenn wir zum Frieden kommen wollen. Denn, meine Herren, 
täuſchen wir uns über die Natur dieſes Friedens nit. Das ift 
ja fein Frieden wie zwiſchen zwei fremden Staaten, die mit 


*) ©. 1899b. 
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einander Krieg geführt haben und nachher bei dem Friedensſchluß 
nun bie Grenze fo und fo feftftellen — die liegt dann auf 122 Meter 
ganz genau feft, man weiß, wo fie liegt, die gegenfeitigen Ver— 
pflihtungen, Zahlungen, Räumungen, Alles dergleihen läßt fi 
ganz genau ausdrüden. Anders liegt die Sadhe, wenn man im 
Innern eines Landes und namentlih bei uns in Deutichland 
zwiſchen Staat und Kirche zu einem Friedensihluß gelangen will. 
Da können uns die gefeglihen Formen, zu denen wir fommen, 
an fi blutwenig helfen, fie liefern nur das Gefäß, in meldes 
die Stimmung und das Maß von Vertrauen, das herrſcht, der 
gute Wille derjenigen, an denen die Ausführung liegt, nachher die 
Füllung liefern; und dieſe Gefäße, die wir mit kirchenpolitiſchen 
Gefegen und deren Aenderung ſchaffen, ja, die fünnen gefüllt 
werden mit ber „Mil der frommen Denkungsart“ ), wenn auf 
beiden Seiten Wohlwollen, Wunſch nah Frieden und Vertrauen 
vorhanden ift; fie fünnen aber auch mit „gährend Dradengift” 
ſich füllen, fie mögen beſchaffen fein, wie fie wollen, wenn böfer 
Wille vorhanden ift. (Sehe wahr!) 


Der Friede, den wir erftreben, läßt fi in beftimmte Paragraphen 
nicht faffen. Die todten Paragraphen allein helfen uns wenig, es 
gehört dazu, daß von beiden Seiten in der Ausführung ber Be— 
fimmungen ein guter Wille vorhanden ift. Es muß nicht nur bei 
dem einen Papft und bei dem halben Dugend Bifchöfen, nein, es 
muß bei Hunderten, ja bei Taufenden von einzelnen Perfönlich- 
feiten, bie mitzuwirken haben bei der Erfüllung und Erhaltung 
und täglihen Beobachtung diefes Friedens, der gute Wille vor— 
handen jein, es muß das Vertrauen vorhanden fein und der 
Wunſch, fi gegenfeitig anzunähern, der Wunſch, eine Wieber- 
holung, einen Rüdfal in den Kampf nad; Möglichkeit zu meiden. 
Wenn diefer Wunſch nicht vorhanden ift, helfen uns alle unſere 
Beſchlüſſe, alle Befeitigungen von Maigefegen nit. Es wird 
Platz genug bleiben, um dem Zorn der Parteifämpfe die nöthigen 


') Schiller, Tell IV 8: 
In gahrend Dradengift haft du 
Die Milch der frommen Denkart mir verwandelt. 
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Schlachtfelder zu liefern. Cs fann deshalb auch nicht die Tendenz 
der neuen Vorlage fein, nun mit Sicherheit in ähnlicher Weife, 
wie der Frankfurter Friede oder der Hubertsburger Friede, einen 
feften, Maren Friedensſchluß zu ſchaffen, der fi a priori!) als 
folder ganz beftimmt verwerthen und überjehen läßt. Täuſchen 
wir uns darüber nicht, meine Herren, es bleibt jeder Friedens⸗ 
ſchluß ein modus vivendi®), das heißt ein Verſuch, mit einander 
in Frieden zu leben. Geht man in biefen Verſuch mit gutem 
Willen hinein, fo wird das friedliche Einleben mit jedem Tage 
leiter werben; geht man mit Zorn und Erinnerungen an vers 
gangene Kämpfe hinein, dann werben dieſe fehr bald wieder auf: 
leben. Die Aufgabe der Regierung ift deshalb nicht, Ihnen eine 
beftimmte Formel vorzufchlagen, welche das Geheimniß der Grenz⸗ 
linie zwiſchen Staat und Kirche in ihrem taufendjährigen Kampfe 
nun enthielte, fondern die Aufgabe ift, nad Möglichkeit die 
Stimmung der Gemüther loszulöfen von dem Kampfe der Ber: 
gangenheit und das Vertrauen allerſeits wieber zu erweden, von 
dem meiner Weberzeugung nad) Se. Heiligkeit der Papft durch die 
jüngfte Zuſage ber Leiftung der Anzeigepflict eine eclatante Probe 
gegeben hat. 

Ich“) möchte den Herm Vorredner bitten, doch dieje einmalige 
factifche Anzeige nicht zu unterfchägen; fie liefert den klaren Beweis, 
daß bie Curie der Meinung ift, daß fie ohne Schädigung ber 
Kirche die Anzeigepflicht überhaupt Ieiften fann, und was fie ein 
Mal leiften kann, wird fie auch ohne Schädigung der Kirche immer 
und dauernd leiften fönnen. Der Beweis ift hiermit geliefert, 
denn die römifhe Kirche Hat nicht die Gewohnheit, einzelne Aus: 
nahmen von den Regeln, die fie für unumftößlich hält, nad) Be: 
lieben zu machen, und am anderen Tage wieber eine andere Theorie 
aufzuftelen. Ich möchte alfo doc empfehlen, diefen Schritt nicht 
zu unterſchätzen, fondern auch unfererfeits zu tbun, was wir fönnen, 
um das Mißtrauen und den Kampfeszorn aus unferen eigenen 
Herzen [os zu werden und aud) dem Herzen ber Gegner nad) Mög- 


*) ©. 19008. 
") Bon vorn herein. 
?) &. 3b. V 387. 391, VIII 171, IX 165. 167, X 57. 291. 292. 
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lichkeit den Stachel zu nehmen. Wer nit Minifter ift, der kann 
fi) ja den Luxus erlauben, eine eigene Parteianficht öffentlih und 
amtlich zu vertreten ); in minifterieller Stellung, in der eines 
leitenden Minifters bin ich nicht in der Möglichkeit, mid auf einen 
Parteiſtandpunkt dauernd zu ftellen; ich fann vorübergehend den 
einen wie den anderen zu accentuiren für dad Vaterland für nüglich 
halten, aber ich fann dauernd Feiner Partei angehören, fondern 
ich muß mich immer fragen, was ift in diefem Augenblid, rebus sic 
stantibus ?), der Gefammtheit des Vaterlandes nüglich, zmedmäßig, 
was kann zu feinem Frommen dienen? — und danach werde ich 
meine Vorſchläge machen müfjen, unbeirrt durch die zum Theil 
bitteren und ungerechten Angriffe, denen ich felbft von Freunden 
ausgefegt bin, aber noch unbeirrter durch diejenigen Angriffe, die 
meine und der Regierung Gegner in biefem Kampfe und in jedem 
Kampfe gegen mich in der Preſſe und Deffentlichfeit ins Werk 
fegen. Diefe Angriffe verftehe ich vollkommen. Die freifinnige 
Partei verliert ja mit dem Culturfampf, um ihn kurz fo zu be 
zeichnen, die vierzig Points, die fie in der Partie dadurch immer 
vor hat gegen die Regierung, daß fie den Streit ſchon vorfindet, 
und ſich nur auf Seiten der Gegner ber Regierung zu ftellen 
braudt. Wenn man im Neihstage dazu die intranfigenten Ele= 
mente zählt, fo hat ja jeder Gegner der Regierung, jo lange der 
confeſſionelle Unfrieden dauert, einen folden Vorſprung, wie ich 
ihn eben mit der Vorgabe einer gewiſſen Anzahl Points bei der 
Billard- oder Schadhpartie bezeichnete. 

Alfo daß die Herren von ber fortſchrittlichen Preſſe in einen 
großen Zorn über die Möglichkeit gerathen, daß die Annehmlichfeit 
bes Kampfes gegen die Regierung ihnen genommen werben jolle, 
das begreife ih vollfommen. Sie find ja urfprünglid mit die 
ſchärfſten Förberer, wenn nicht die Urheber des ganzen confeffionellen 
Streites geweſen, (Hört! Hörtt) 


und nachdem fie ihn in recht helle Flammen angeblafen hatten, 
haben fie gefunden, daß fie eigentlich die preußifche Regierung doch 


2) Dgl. Bo. VI 125. 
) Wenn die Dinge fo liegen, vgl. Bd. XI 430. 
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noch mehr haſſen wie den Papft, und haben fih dann auf die 
andere Seite geftellt und find ihrem größeren Haſſe gefolgt ’). 
(Heiterfeit und Bemegung.) 


Ich möchte die Herren, welche das Vorgehen der Regierung 
tadeln, bitten, doch ihrerfeitd dasjenige ober diejenigen Geſetze 
genau zu bezeichnen, deren Abſchaffung wir beantragen, die fie*) 
aber für den preußifhen Staat abjolut und dauernd für unents 
behrlih halten, diefelben auszufondern und nachher zu fagen, 
vielleicht durch Amendements: Dies und Das müffen wir haben, 
ohne Das kann der preußifhe Staat nicht leben. Auf dergleichen 
Amenbements beabfichtige ih nicht einzugehen, fondern ehrlich zu 
verfuhen, ob wir den Frieden auf dem Wege, den wir jegt ein= 
geichlagen haben, finden oder wenigftens do **) ihm näher kommen, 
fo daß er Wurzel ſchlagen und fi entwideln fann. Wenn aber 
die Herren dann nachher die Weberzeugung erhalten, daß in dem 
Zuftand, der nad; Annahme der Regierungsvorlage oder vielmehr 
des Herrenhausbeichluffes eintreten wird, uns ein Gefeß fehle, das 
zum Wohl, zur Ehre und zur Würde des preußifchen Staates ganz 
unentbehrlich ei, — ja, meine Herren, dann wird ſich ja für die 
Wiederherftellung eines ſolchen Gefeges eben fo gut wiederum eine 
Majorität finden, wie fie fih im Jahre 1873 für die Daigefege 
überhaupt gefunden bat; wenn die Weberzeugung nit nur eine 
einzelne Marotte ift, werden die Herren, bie das glauben, doch in 
feiner Seffion ruhen, fondern die Wiederherftellung eines ſolchen 
Gejeges ihrerfeits anregen, und ift das wirklich richtig, ift es die 
Wahrheit, die fie***) vertreten, dann werden fie***) mit großer 
Wahrſcheinlichkeit die Mehrheit in diefem und dem anderen Haufe 
dafür finden. Es ift ja dann die Möglichkeit, den Culturfampf 
ganz von vorn anzufangen, nicht ausgefchloffen. 

Heiterkeit.) 


Es fann von mir nicht verlangt werden, daß ic) ihn nochmals 
wieder durchfechte; aber die Herren, die in unferer Vorlage irgend 


*) StB.: Sie. 
*") ©, 1900b. 
*) SB.: Sie. 
) 6.0.6.9. 
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ihn auf diefe Weife immer wieder ausziehen können. 

Es hat ſich eine, ich möchte fagen, komiſche Zeitungspolemif 
barüber erhoben, ob ich vor ſechs Jahren!) einmal das Bild ge: 
braucht hätte: wir wollten die Waffen nur auf dem Fechtboden 
nieberlegen, um fie jeden Tag mwieber aufnehmen zu fünnen. Nun, 
meine Herren, ich beftreite das nad) meinem inneren Gefühl und 
nad meinem Geihmad; ih kann ja nicht ale Worte im Ge— 
dächtniß haben, die ich feit ſechs Jahren gejagt habe; aber daß ich 


) Auf einer der parlamentarifhen Soireen im Reihäfanzlerpalais am 
4. Nai 1880 folte Fürft Bismard dem Abg. Völk auf deffen Frage, warum 
Falt gegangen fei, geantwortet haben: „Wir haben es eben mit einer anderen 
Nummer verſucht, aber verlaffen Sie fi darauf, es wird derſelbe Faden ge— 
fponnen“, ober wie die „Bolt“ am 6. Mai 1880 die Aeußerung wiedergad: 
„Wir wollen den Frieden mit der Kirche; wir wollen die Möglichkeit, die Ger 
fege, melde den Schuß bed Staates gegen bie Uebergriffe der Kirche bewirken, 
mild anmenben oder ganp ruhen laffen zu Iönnen. Wir wollen die Waffen 
auf dem Fegtboden nieberlegen, aber meggeben wollen wir fie nidt, Bir 
glauben, daß wir jegt Frieden erhalten werben, aber bie Zeit kann ſchnell 
wieder da fein, mo wir die Waffen brauchen.“ 

Als ein Stuttgarter Blatt im Jahre 1886 an dieſen Ausfprud) erinnerte, 
um daraus zu ermeifen, daß ed Fürft Bismard mit dem Frieden dod nicht 
Ernſt fei, verlangte die „Norbbeutihe Allgemeine Zeitung” den Nachweis, dab 
Fürft Bismard ben citirten Ausfprud) wirklid) gethan habe. Die „Liberale 
Correfpondenz” druckte darauf den Artitel der „Poft” vom 6. Mai 1880 ab. 
Hierzu bemerkte die „Norddeutſche Allgemeine Zeitung“ (Nr. 202, 1. Mai 1886): 
Es ift dies wiederum ein neues Beifpiel dafür, wie unangemefen es ift, auf 
Reporterberichte über geſellſchaftliche Unterredungen politiide Schlüffe aufzus 
bauen. Im Uebrigen aber ift durch den Wiederabdruck des „Poft“-Artitels 
vom 6. Mai 1880 Niits weiter conftatirt, als daß bie Priorität der publis 
eiftifhen Anwendung jener Redensart von dem „Fechtboden“ der „Pot“ und 
ihrem Gemwährämann gebührt. Unrichtig bleibt die Angabe deshalb doch, und 
wir können dies um jo mehr mit Sicherheit behaupten, als der Reichslanzler 
ſchon vor ſechs Jahren die ihm zugeſchriebene Neuerung ſprachlich und logiſch 
Tritifirt, für gefhmadlos erflärt und dabei bemerkt hat, daß das Wort „Fecht— 
boden“ in biefer Verbindung in feinem jpraglijen Repertorium nicht vorhanden 
fei, für ihn alfo die ihm zugefchriebene Redewendung als untergejhoben kenn— 
jeichne. Zu einer Berichtigung im diefem Punkte Hat natürlid niemals ein 
Bedürfniß vorgelegen, fo lange nicht durch bie Reprobuction nad) ſechs Jahren 
den fraglichen Worten eine Bebeutung über das Maß gelegentlicher gefclliger 
Unterpaltung hinaus beigelegt wurde. Der Gedane, weichet den Worten zu 
Grunde Liegt, ift damals in anderer und befferer Form von vielen Ceiten aud- 
geſprochen worden. In biefer Geftalt aber, mit der Wendung „Ferhtboden“, 
beftreitet ber Reichslongler heute wie vor ſechs Jahren, ihm jemals Ausbrud 
gegeben zu haben." 
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diefes Bild jemals gebraucht haben Tann, das beftreite ih. Was 
ein Fechtboden ift, ift mir von Göttingen her jehr genau bekannt. 
Heiterkeit.) 

Ich würde niemals auf den Gedanken kommen, da politiihe Waffen 
nieberzulegen. Diefes Bild habe ich nie gebraucht, e& befteht für 
mich nit. Eben fo wenig habe ich das Bild gebraucht von dem⸗ 
felben Faden, der in einer anderen Nummer weiter gefponnen wird. 
Ich bin nicht Spinner genug, um die Nichtigkeit dieſes Bildes 
aud nur zu verftehen. Alſo auch das ift unwahr und mir unter 
gelegt, um nachher herumzunörgeln in einer ganz frivolen und, 
ih muß fagen, abjolut lächerlihen Weife; wenn für folde, in 
geſellſchaftlichen Kreiſen gefallene Aeußerungen große Zeitungs- 
blätter noch ihre Spalten hergeben, — nun, fo Etwas begreift ſich, 
wenn es im Monat Juli oder Auguſt ift, aber jegt ift es doch noch 
nicht warm genug; (Große Heiterkeit.) 

das hat nur den Zwed, die Zeit todtzuſchlagen. 

Ich mache diefen Verſuch in dem von Sr. Majeftät dem König 
getheilten und angeregten Vertrauen nicht nur zu St. Heiligkeit 
dem Papft, fondern auch zu unferen Tatholifchen Landsleuten, daß 
fie ehrlich die Hand dazu bieten werden, auf dem Raume, welchen 
wir frei machen von dem Schutt, den die Maigejege darauf ge 
lafjien haben — denn Trümmer find fie ja nur noch —, den 
Friedenstempel mit uns errichten und die Friedenseihe mit uns 
ehrlich pflanzen, begießen und pflegen wollen. Ich meinerfeits 
werde aufrichtig die Hand bazu bieten. 

(Lebhaftes Bravo! im Centrum.) 
Führt uns das nicht zum Ziel, jo werden diejenigen, die das Heil 
des Staates und feine Sicherheit nur im fortgefegten und erneuten 
Kampfe finden, fobald fie eine parlamentariihe*) Mehrheit dazu 
aufbringen können, ja toto die!) in der Lage fein, eine ganz neue 
Auflage von Kirhengefegen, Kampfgefegen und Maigefegen zu 


*) ©. 1901a. 
?) An jedem Tage, vgl. 8b. VI413, VII 56, IX 13.289.852. 808, X 127. 
250. 254. 439. 
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maden; dann aber hoffe ich, daß fie etwas politifcher und weniger 
juriftifch ausfallen wie die vorigen, 
Heiterkeit.) 
die nur ein pretium affectionis !) haben; einen wirklichen factif—hen 
Werth kann ich demjenigen, was wir hier aufgeben, von meinem 
Standpunlte als Vertreter der preußiſchen Regierung nicht bei— 
legen; deshalb würde ich dankbar fein, wenn wir ohne zu große 
Polemik und au ohne Verweiſung an die Commiffion — denn 
das ift immer eine Alimentation der Polemik — die Vorlage fo, 
wie fie una vom Herrenhaufe einmal gekommen ift, gut oder 
fhleht, als einen Verſuch, von dem wir mit Gott eine Ent: 
wickelung unferes inneren Friedens, der uns bisher fehlte, er: 
warten, — als einen folden Verſuch acceptiren, und in gegen: 
feitigem Vertrauen diefen Boben getroft betreten. 
(Lebhafter Beifall vet? und im Centrum.) 


Nach dem Fürften Bismard begründete der Abg. Frhr. v. Zedlitz 
und Neukirch die Ablehnung der Vorlage Seitens der freiconferva: 
tiven Partei; ihm folgte aus der nationalliberalen Partei als dritter 
Neoner des Tages der Abg. Seyffardt. Er führte aus, daß bie 
Nationalliberalen die Wahrung ihres feit einem Jahrzehnt feitgehaltenen 
Parteiftandpunftes nicht für einen Lurus, fondern für Pflicht und 
Schuldigkeit hielten; fie ftünden theoretifch noch heute auf demfelben 
Standpunkt, den die Staatöregierung in ben fiebziger Jahren ein: 
genommen habe, daß der Staat allein ganz einfeitig die Grenzen 
zwiſchen Kirche und Staat zu ordnen habe. Nicht auf dem Wege der 
Abbrödelung, den ber Staat mit den vorgelegten Einzelnovellen be: 
treten habe, fondern nur dur eine organifhe Revifion der Maigefege 
fönne ein modus vivendi hergeftellt werben, und zu einer ſolchen fei 
die nationalliberale Partei bereit. Von irgend welchem Erfolg der 
bisherigen drei kirchenpolitiſchen Novellen fei in der Haltung der fatho: 
liſchen Bevölkerung Nichts zu fpüren; auch die vierte werde nur bie 
diplomatifchen Kreife befriedigen. Vertrauen zum Papfte könne man 
nit haben, und wenn ber Reichöfanzler von der Deutſchfreundlichkeit 
der Curie ſpreche, jo müfle er an Goethes Ausfprud erinnern: „Denn 
welcher Kluge fänd’ im Batican nit feinen Meiſter“. Als eine 
Fiction müfle er es betradhten, wenn der Reichskanzler von einem 
friedfertigen Papſte und von der Möglichkeit ſpreche, durch einen ſolchen 
das Centrum und die „Germania“ unſchädlich zu maden; ala eine 


') Liebhaber- d. h. Scheinwerth, vgl. Bd. VIII 110. 
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Illuſion, wenn er meine, daß überhaupt auf dem Wege von Con: 
ceffionen auf Firdenpolitiihem Gebiete e8 in abjehbarer Zeit möglich 
fein werde, die politifche Zufammengehörigfeit der Intereſſenverbrüde⸗ 
rung bed Gentrums zu lodern. Fürft Bismard ermiderte*): 

Ich will zunächft bemerken, daß ich mit meiner Aeußerung 
über den Luxus einer unabhängigen Meinung durchaus feine Kritik 
und feinen Tadel verbunden habe, fondern eher den Ausdrud einer 
Art von Neid über die Freiheit der Bewegung, die den Herren 
eigenthümlich ift, und auf die id) verzichten muß. Sodann muß ich 
aber aud einige Anfihten des Herrn Vorrebners richtig ftellen. 

Er fragt mid, ob ich denn wirklich Vertrauen habe zu den 
Mächten, mit denen wir contrahiren. Wir haben feinen Vertrag 
gemacht, wie ich ſchon vorhin bemerkte, ein Contrahiren ift nicht 
vorhanden, und wie weit ich Vertrauen habe, habe ich vorher auch 
gefagt: Ih habe Vertrauen zu bem jegt regierenden Papſt. Daß 
wir, daß auch ich wie jeder andere Kluge an Klugheit im Vatican 
meinen Meifter finde ?), beftreite ich hier gar nicht; ich ftrebe auch 
gar nicht, mit dem Vatican an Klugheit oder an Schlauheit zu 
wetteifern. Mein Ziel ift nur, auf einem Gebiete meinen Meifter 
nicht zu finden, auf dem der Fürforge für das Wohl meines 
eigenen Vaterlandes, 

(Bravo!) 


und in diefem Sinne handle ih, in diefem Sinne made id den 
Verſuch, den der Herr Vorredner ala eine Illuſion bezeichnet. 
Nun, ih bin Illuſionen jehr ſchwer zugänglich, ih made mir auch 
hier feine unbedingte Illuſion, indeffen ich will die Hoffnungen 
nit entmuthigen; aud; wenn ich ganz frei von jeder Illuſion 
wäre, fo würde mich dieſe Freiheit doch nicht von der Pflicht 
dispenfiren, diefen Verfuh, ob wir zum Frieden des Vaterlandes 
kommen können, zu machen. Wenn er nicht gelingt, dann werden 
wir andere Entſchließungen zu faſſen haben — ich habe das Ber: 
trauen, es werbe gelingen. 

Der Nahhall des Kampfes, der aus der Tonart des Herrn 


*) StB. 19058. 
3) Goethe, Taffo I 4, 3. 600 f.: 
Antonio: Denn welcher Kluge fänd’ im Vatican 
Nicht feinen Meifter? 
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Vorredners ſprach, ift mir vollftändig erflärlih und nicht uns 
ſympathiſch; ich könnte ihm theilen, wenn ich nicht Minifter wäre, 
aber da ich Minifter bin, muß ic) meine Gefühle*) und mich vor 
allen Dingen, aber wenn möglich auch meine Landsleute und Mit 
arbeiter loslöfen von dem Zufammenhange mit dem Kampfeszorn 
der Vergangenheit; ich möchte diefe jegige Situation frei machen 
von dem Einfluß der Erinnerung. 

Die Illuſion, daß wir bei diefer Gelegenheit nun die Grenze 
zwiſchen Staat und Kirche genau und dauernd juriſtiſch kenntlich 
und verbindlich für Jedermann würden feftlegen können, bie theile 
ich nicht, wie ich fehon in meinen erften Worten äußerte, indem 
ih daran erinnerte, daß der Friedensfhluß im Innern ein ganz 
anderer fei, wie der mit einer fremden Macht, wo man bie Grenzen 
feftlegt. Die Grenzen zwiſchen Staat und Kirche laſſen ſich nicht 
feftlegen, weil beide Theile von Haufe aus von verfchiedenen 
Ueberzeugungen dabei ausgehen. Die Grenze, die der Staat für 
eine gerechte hält, ift nothwendig und immer, nicht nur im Chriften: 
thum, fondern aud in heidniſchen Ländern, aud in jüdifchen 
Staaten, wo immer Priefter und König mit einander gefämpft 
haben, ftreitig gewefen und geblieben und wird es auch immer in 
ber Theorie bleiben. Es handelt fi nur darum, ob es uns nicht 
gelingen wird, das Gefühl, daß wir Alle Deutſche und Landsleute 
find, höher und ftärfer in uns lebendig zu machen ala das Gefühl, 
daß wir verſchiedenen Gonfeffionen angehören. 

(Lebhaftes Bravo! rechts.) 


Der Abg. Richter begann und endete feine Rede, deren Kern 
die Gründe der freifinnigen Partei für ihre Zuftimmung zu der Vor: 
lage enthielt, mit allerhand ſpitzigen und gehäjligen Bemerkungen gegen 
den Reichskanzler. Immer fünftlicher unterfcheide jegt der Reichskanzler 
in feiner Perſonlichkeit zwiſchen dem Minifter und dem Mitgliede einer 
parlamentariſchen Körperſchaft: im Herrenhaufe habe er gefagt, weil er 
Mitglied des Herrenhaufes fei und nit ala Minifter zu entſcheiden 
habe, ftimme er für die Vorlage, im Abgeorbnetenhaufe fage er, weil 
er Minifter fei und nicht Nationalliberaler, fo trete er für die Vor— 
lage ein. Die beiden Neußerungen ftänden mit einander im vollen 
Widerſpruch. Commiffionsverhandlungen wünfge oder befämpfe ber 


*) S. 1905b. 
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Reichskanzler, je nachdem er fih von ihnen Etwas verfprehe oder 
nicht verſpreche. Er, Richter, fei für die Vorlage; nad) feinem neu: 
lien Ausfprude, daß die Zuftimmung der Fortfcrittspartei zu einem 
Vorfhlage der Regierung ein Zeichen dafür fei, daß die Regierung 
auf falihem Wege ſich befinde, müfje der Reichskanzler confequenter 
Weife jegt feine eigene Vorlage befämpfen. Die Schuld am Ausbruch 
des Culturfampfs habe der Reichskanzler zu verſchiedenen Zeiten ver: 
ſchiedenen Parteien gegeben, wie er es benn überhaupt liebe, bie 
Schuld an allen Miferfolgen den Parteien aufzubürden, die mit ihm 
gegangen feien. Der freifinnigen Partei made er den doppelten Vor: 
wurf, erſt ihn zum Gulturfampf verführt und jegt ihn zur Aufgabe 
deſſelben gezwungen zu haben. Auf die Entftehung der Vorlage ein: 
gehend, ſchilderte er die langmierigen biplomatifhen Verhandlungen 
zwifchen der Regierung und der Curie, die bis in die Hleinften Details 
hineingegriffen und fi auf Paragraphen und Alineas, Erklärungen in 
der Gegenwart und Zufunft erftredt hätten. Der biplomatifche Noten: 
wechſel fei ergänzt worden durch Erklärungen des Minifterd in ber 
Commiſſion, Biihof Kopp habe dabei fungirt wie ein Nuntius ad hoc; 
die Herrenhauscommiffion habe gewiſſer Mafen den Chor gebildet, der 
zu den Gefängen der Helden in der Tragödie die Stimmung auf 
Seiten der Minderheit und der Mehrheit jedes Mal marlirte. Das 
Handeln und Feilſchen auf beiden Seiten fei nachgerade anmwibernd 
geworben. Und doch troß aller diplomatifchen Thätigfeit habe ber 
Reichskanzler nicht wie ſonſt raſche Erfolge davon getragen, und faum 
werbe er fünftig dieſen biplomatifchen Feldzug zu den größeren Er: 
folgen feiner diplomatifhen Kunft rechnen fönnen. Der richtige Weg 
würde gemejen fein, die Vorlage nicht erft an das Herrenhaus zu 
bringen, ſondern an das Ahgeorbnetenhaus, denn die Abgeorbneten ber 
latholiſchen Bezirke ſeien die natürlihen Unterhänbler über kirchen— 
politiſche Gefege. Aber vermuthlih habe der Reichskanzler gedacht, 
beſſer in feinen Verhandlungen vorwärts zu fommen, wenn er an zwei 
Stellen gleichzeitig verhandle, in Rom mit dem Papſte, hier mit dem 
Centrum. Den Papſt habe er mit Schmeiceleien überhäuft, den 
Führer des Gentrums dagegen fo viel ala möglich herabgefegt; aber 
die Unterfheidung zwiſchen Centrum und Papſt fei nur eine Fiction, 
in Wahrheit habe die Curie ftet3 in allen Phafen der Verhandlung 
genaue Fühlung mit dem Abg. Windthorft gehabt, fo daß der Reichs- 
Tanzler zulegt doch nur den Beſcheid Windthorfts erhalte. Fürſt 
Bismard ermiberte*): 


Der Herr Vorredner fieht natürlic) mit einer gemiffen Sorge 
und Kummer — id) erinnere an das Bild, wie der Zohgerber die 


*) St8. 1911b. 
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Felle fortfhwimmen fieft — auf diefe Vorlage und beren An- 
nahme; e8 geht ihm der fundus instructus ?) ber parlamentarifchen 
Taktik verloren, wenn, wie ich hoffe, der Frieden zu Stande fommt, 
dem er einen ſchmerzlichen Blid in feiner eben vollendeten Rebe 
gewibmet hat. Er hat dabei aus ber Frage das Gift tropfenmweile 
bherauszubrüden geſucht, das fi) in ber gegenwärtigen Situation 
nod finden läßt. Das ift ja natürlich nicht weiter verwunderlich, 
und id) möchte nur, daß Diplomaten von Fach und wirklich 
praktiſche Politiker Zeit hätten, die Rebe des Herrn Abgeordneten 
zu leſen, die er foeben gehalten; ich möchte meine Herren Collegen 
im Auslande darum bitten, jie ſich überfegen zu laſſen, damit fie 
fehen, mit was für Leuten, mit was für Anfichten, mit was für 
Welterfahrungen ich hier zu rechten und zu fämpfen habe. 
(Sehr gut! rechts.) 

Der Herr Abg. Richter Eritifirt mein diplomatifches Verfahren 
in einer Weife — id) möchte fagen, als wenn ein Zandpaftor eine 
diplomatifche Note zerpflüct mit feinen ländlihen Nachbarn. Er 
zählt auf, was ih für fhredliche, unglaubliche Dinge gethan habe, 
und was ift es ſchließlich? Die einfachſte, natürlichſte, höfliche 
Diplomatie habe ich getrieben. Ich habe dabei diejenigen Argu— 
mente verwandt, welche geeignet find, meine Wunſche zu unter— 
flügen; es find Noten gefchrieben worden, und ſchrecklich, die Noten 
haben Gründe gehabt, die darauf berechnet waren, das Biel zu 
erreihen, das die Regierung ſich geftedt hatte. Darüber hat der 
Herr Abgeordnete beinahe eine halbe Stunde zu meiner Heiterkeit 
und zur Heiterkeit jedes Diplomaten, der das leſen wird, geſprochen 
und damit bocumentirt, daß dasjenige, was im politiihen Leben 
tägliches Brot ift, ihm als etwas ganz unglaublid Schreckliches 
erſcheint, was er offen darlegen müffe, um die Schledhtigfeit der 
von ihm befämpften Regierung an den Pranger zu ftellen. Ich 
bin dem Herrn Abgeordneten recht dankbar, daß er fo feine Candide— 
Unbefanntihaft*) mit der Art, wie politiihe Gefhäfte überhaupt 
ſich entwideln, einmal öffentlich an den Tag gelegt hat. Es Tann 


*) &t8.: candide Unbelanntidaft; doch denkt Fürft Bismard offenbar 
an Canbide, den Helden des Voltaireſchen Romans, vgl. Bd. VIII 364, IX 411. 
) Der fefte Grund. 
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ihm unmöglich in feinem Anfehen im Lande förderlich fein, wenn 
man fieht, wie findli er die Verhältniffe auffaßt. 
(Bravo! und Heiterfeit rechts.) 


Der Herr Abgeordnete hat angenommen, ich hätte behauptet, 
er hätte mich feiner Zeit verführt). Nun, meine Herren, die 
Verführung ift mir immer in einer anderen äußeren Erſcheinung 


vorgefommen. (Große Heiterkeit.) 


€s*) ift nicht nöthig, ein heiliger Antonius zu fein, um da 
zu widerftehen. Aber abgefchredt hat er mich dies Mal auch nicht ?), 
aus Gründen, auf bie ih fommen werde: ich weiß ja, er muß jo 
ftimmen, wie er ftimmt, und thut auch ganz recht. 

Ich will mid; num noch bei Dem aufhalten, wofür ih ihm 
dankbar bin, das ift, daß er in feiner Kritif der biplomatijchen 
Seite diefer Sache auseinandergefegt hat, wie ſchwierig meine Auf- 
gabe, wie dornenvoll, wie reich an Opfern, Arbeit und Entfagung, 
wie fümmerlih mitunter der Erfolg war, wie wenig ermübet id) 
geweſen bin durch irgend einen Mißerfolg, wie ih diefe, meines 
Erachtens dem Vaterlande nügende Sahe immer von Neuem an— 
gefnüpft habe°). Ich bin dem Herrn Abgeordneten jehr dankbar, 


*) ©. 1912. 

ij Abg. Richter: „Der Here Reichslanzler Hat Heute wiederum die Frage 
aufgemorfen, wer ihn denn eigentlich verführt hat zu dem Culturkampf. Die 
Frage hat und ſchon wiederholt beihäftigt. Zuerft hörten mir, es fei ber 
Minifterialdirector Krätzig geweſen; dann kamen die Polen an die Reihe, nun 
werben wir angeführt, bie freifinnige Partei” 2c. (StB. 19068). 

2) Ag. Richter: „Ich bin für die Vorlage. Der Herr Reichskanzler 
bat neulich gefagt, er würde, wenn von unferer Seite man ſich für eine Vor 
lage ertlärte, daraus vielleicht entnehmen, daß er ſich auf unrichtigem Wege 
befinde. ... Ich erkläre alfo, für die Vorlage zu jein, felbft auf die Gefahr 
Bin, daß... der Herr Reichskanzler von ber Vorlage nunmehr zurüdtreten 
Zönnte” (StB. 19068). 

) Abg. Richter: „Man ift fonft gewöhnt, wenn man Kenntniß erhält 
von biplomatifcher Thätigleit und Actionen des Reichskanzlers mit auswärtigen 
Mächten, rafche Erfolge, entjdiedene Erfolge des Reihälanzlers zu fehen — bier 
blieb dad aus, Die Verhandlungen zogen ſich Monate lang hin, und wenn 
man fi auf den Stanbpuntt ftellt, von dem der Reichslanzler in diefen Ver- 
bandlungen ausging, jo mußte man fi fagen: Man madt fort und fort 
Gonceffionen, ohne Gegenconceifionen zu erlangen, und al8 er zulet eine erhielt, 
war fie bebingt und Tnüpfte an andere Gonceffionen an, bie der Kanzler noch 
in ber Bufunft machen follte. Wenn man diefen biplomatif—en Kampf vom. 
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daß er dieſe meine entfagungsvolle, ehrliche, gewiſſenhafte und ſehr 
häufig erfolglofe Arbeit der Deffentlichfeit auf diefe Weife geſchildert 
hat. Man glaubt ja leider jehr häufig, daß unfere Aufgaben 
leiter wären, als fie in der That find. 

Er hat mir dann vorgeworfen, daß ich dem Papfte ſchmeichle ?). 
Er fcheint gewünſcht und erwartet zu haben, daß ich den Papft 
meinerfeits brusquirte, ärgerte, kränkte und mit einer gewiſſen 
eulturfämpferifchen Grobheit dem Haupte der katholiſchen Kirche 
gegenüberträte, (Heiterkeit) 


Nun, daß er fi darüber wundert, daß ich mit einem fremden 
Souverain, mit dem wir in Freundſchaft leben wollen, mit dem 
wir Freundſchaft anftreben, in höfliden Ausdrücken jprede, das 
überraft mid; er ift ja felbft in berfelben Lage dem Herrn 
Abg. Windthorft gegenüber, dem fehmeichelt er, 

(Heiterkeit rechts.) 
mehr, als der Herr Abg. Windthorft" dem Herrn Abg. Richter 
ſchmeichelt. Und mit vollem Recht, denn er rechnet ja natürlich 
auf die Unterftügung dieſes einflußreihen Parteichef bei den 
nädften Wahlen. — 
(Sehr gut! Heiterkeit rechts.) 
(Ag. Richter: Sie noch viel mehr.) 
Ich bin leider nicht wählbar. 
Heiterkeit.) 

Aber es ift ganz natürlich, daß der Herr Abg. Richter, der ja 
in fractioneller Beziehung ein sujet mizte ?) ift, und der ohne Bei— 
Hilfe der Gentrumswähler in Hagen nicht gewählt worden wäre... 

(Sehr richtig! rechts.) 
(Abg. Richter: Iſt nicht wahr!) 
Es iſt ja ziemlich zweifellos, ich kann ja immer den Beweis an— 
treten. Einer der hervorragendſten Führer des Centrums hat das 


Standpunkte des Reichskanzlers äußerlich betrachtet ..., fo glaube ich nicht, 
daß ber Neigjäfanzler dieſen Feldzug ... zu ben gröheren Erfolgen feiner dipio⸗ 
matifhen Kunft fünftig reinen wird“ (StB 1909b). 

) Abg. Richter: „Je mehr der Herr Reichskanzler fo zu jagen den Bapft 
mit Schmeideleien überhäufte, um fo mehr hat er andererſeits e für angemeffen 
erahtet, bie Centrumäpartei herazufegen“ (StB. 19092). 

2) Bgl. Bd. IX 418. 429. 480. 
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in meiner Gegenwart einmal im Reichstage dem Herrn Abg. Richter 4. 5. 1886. 
ohne feinen Widerfpruch vorgeworfen mit der Drohung, man würde 

ihm die Subfidien entziehen, und dann würde er das nädfte Mal 

für Hagen nicht erfheinen. Der Herr Abg. Richter hat bei diefer 
Abftimmung feine Lehnspflicht zu leiften dem Souverain, von dem 

er als Abgeordneter abhängt und ber ihn verfhwinden laſſen kann 

in ber Verfenfung. Große Heiterkeit.) 


Deshalb wirkt die Zuftimmung des Herrn Abg. Richter dies Mal 
für mi) in feiner Weife abjchredend; ich weiß*) ja, warum er fo 
ftimmt, er Tann nit anders, wenn er Abgeordneter bleiben will. 

(Buruf des Abg. Richter: Ich bin in Berlin gewählt!) 
Warum haben Sie da) nit angenommen, ba gehörten Sie 
mehr hin. 

Ich glaubte, ih würde meine Blumenlefe noch weiter ver: 
vollftändigen können, aber ich fehe zu meinem Bedauern, daß ih 
mit meinen Notizen zu Ende bin. Vielleicht dauert die Discuffion 
noch lange genug, um aus dem ftenographifhen Bericht noch Ger 
Iegenheit dazu zu finden. Ich unterhalte mich zu gern mit dem 
Herrn Abg. Richter, namentlich wenn er fi in der Lage fieht, 
für das Centrum zu ftimmen. Es hat das ja für mich als Jäger 
gewiffe Erinnerungen ohne*Vergleih, wenn man in Verlegenheit 
Iommt, aus denen man fid) mit großem Gefhid und großer Ge: 
wandtheit — das kann ich nicht leugnen — herauszieht, aber fo 
ganz ohne Schwierigkeit und ohne Schaden an der Stellung do 
niit; ich glaube, der Herr Abg. Richter hätte im Intereſſe feiner 
Wiederwahl und feines Anfehens vor feinen Wählern befier gethan, 
gerabe in dieſer Sache, wenn er nit an feine Lehnspflichten mit 
großer Schärfe und Drohung gemahnt fein wollte, nicht das Wort 
zu ergreifen. Ich hätte es in feiner Stelle nicht gethan und wäre 
in biefer Situation lieber krank geworben. 

(Große Heiterkeit.) 

Es liegt ja in ber Zeit, es ift auch fein ungemohntes Mittel 

bei feinen Fractionsgenoffen bei anderen Gelegenheiten, daß man 


*) ©. 1912b. 
ij In Berlin. 
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nicht vorhanden ift; man hat dringende Gefchäfte oder wird unwohl. 
Bei diefer Gelegenheit wäre ich an des Abg. Richter Stelle unwohl 
geworben. 
(Heiterkeit rechts.) 
(Zuruf des Abg. Richter: Sehr ſchwach!) 
* (Ruf: Vertagen!) 


Das Haus beſchloß Hierauf die Vertagung der Verhandlung. 
Perſönlich bemerkte Abg. Richter: Meine Herren, der Herr Reichs: 
Tanzler hat mich in einer Weiſe perſönlich angegriffen, wie ich es ihm 
gegenüber nit thun fönnte, ohne der Cenfur bes Herm Präfibenten 
zu verfallen. Ich meinerſeits Tann darin mur feine Verlegenheit er: 
Tennen, mir etwas Sachliches zu erwibern (Oh! oh! rechts). Wenn 
ber Herr Reichskanzler es fo bargeftellt hat, ala ob ich irgenbmwie in 
meiner Haltung, in meiner Abftimmung von äußeren Verhältniffen, 
von etwas Anderem abhängig wäre, als von meiner inneren Weber: 
zeugung, fo fann id das nur mit derjenigen Mißachtung zurüdweifen, 
die folden Inſinuationen gebührt (Oho! Unruhe reits. — Bravo! 
lints.). Minifterpräfident Fürft Bismard*): 

Zu einer fahlihen Erwiderung gibt mir die Rebe des Herrn 
Abg. Richter nicht den mindeften Anlaß, dazu habe ich feinen 
Grund. Was die Mißachtung betrifft, in der ich bei dem Herm 
Abg. Richter ftehen follte — ich fann mir das kaum denfen —, 
fo will id) meine correfpondirenden Gefühle lieber verſchweigen, 
Meine Erziehung und meine parlamentarifhen Gewohnheiten 

(Oh! Oh! links.) 
erlauben mir nicht, ihnen den vollen Ausdrud zu geben. Der 
Herr Abg. Richter iſt ja mit mir fehr oft verfchiedener**) Meinung, 
aber er hat eine fo liebenswürbige, gewinnende Art, ſich auszu— 
drüden, daß ich im tiefften Herzen immer ein gemifjes Wohlwollen 
für ihn gehegt habe, namentlich wenn er fo antwortet wie heute, 
Heiterkeit.) 


Die Debatte erftredte ſich noch über die ganze folgende Sigung. 
Der Antrag auf Gommiffionsberathung wurde abgelehnt, die Vorlage 
vielmehr in ber vom Herrenhaus befchlofjenen Faſſung in zweiter und 


*) &t3. 19138. 
*) 6. 1913b. 
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dritter Lefung, am 7. und 10. Mai, angenommen; die letzte nament: 4. 5. 1886. 
liche Abftimmung ergab 259 Stimmen für, 109 gegen das Geſetz ?). 


An den weiteren Verhandlungen des Landtags hat fih Fürſt 
Bismard nicht betheiligt. Am 30. Juni ſchloß Minifter v. Butt: 
Iamer bie Sigungen beider Häufer durch Verlefung einer entſprechen- 
ven Allerhöchften Botſchaft. 
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Anhang. 


Geſetze, betreffend die Abänderung der kircenpolitifhen Gefehe. 
1. Gefeg vom 14. Juli 1880, 


Wir Wilhelm 2c. 2c. verorbnen, unter Zuftimmung beider Häufer 
des Landtags der Monardie, was folgt: 


Art. 1. 

In den Fällen des $ 24 im Geſetz vom 12. Mai 1873, ſowie 
des $ 12 im Geſetz vom 22. April 1875 ift gegen Kirchendiener fortan 
auf Unfähigkeit zur Bekleidung ihres Amts zu erkennen. 

Die Aberfennung ber Fähigfeit zur Bekleidung des Amts hat den 
Verluft des Amtseinkommens zur Folge. 

Iſt auf Unfähigkeit zur Belleidung des Amts erkannt, fo finden 
die Vorfgriften des Gefeges vom 20. Mai 1874, des $ 31 im Geſetz 
vom 12. Mai 1873, fowie der $$ 13 bis 15 im Geſetz vom 22. April 
1875 entſprechende Anwendung. 

Art. 2. 

In einem katholiſchen Bisthum, deſſen Stuhl erledigt, oder gegen 
deſſen Biſchof durch gerichtlihes Urtheil auf Unfähigkeit zur Bekleidung 
des Amts erfannt worden ift, kann die Ausübung bifhöfliher Rechte 
und Verrihtungen in Gemäßheit des $ 1 im Gefeg vom 20. Mai 1874 
demjenigen, welcher den ihm ertheilten kirchlichen Auftrag barthut, 
aud ohne die im $ 2 vorgefchriebene eidliche Verpflichtung durch Be: 
ſchluß des Staatsminifteriums geftattet werden. 

In gleicher Weife kann von dem Nachmeife der nad) $ 2 erforber- 
lichen perfönlihen Eigenschaften, mit Ausnahme des Erforbernifjes der 
deutfhen Staatsangehörigfeit, dispenfirt werben. 


Art. 3. 


Die Einleitung einer commifjarifchen Vermögensverwaltung in ben 
Fällen de3 Art. 2 diefes Gefeges findet nur mit Ermädtigung des 
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Staatöminifteriums ftatt. Daffelbe ift auch ermädtigt, eine eingeleitete 
commifjarifche WVermögensvermaltung wieder aufzuheben. 


Art, 4. 

Die Wiederaufnahme eingeftellter Staatäleiftungen kann, abgejehen 
von dem Falle des $ 2 des Geſetzes vom 22. April 1875, für den 
Umfang eines Sprengels durch Beſchluß des Staatsminiſteriums an- 
geordnet werben. 

Der Schlußfa des $ 6 deſſelben Gefeges findet finngemäße Anz 
wendung. 

Art. 5. 

Den Strafbeftimmungen der Geſetze vom 11. Mai 1873 und 
21. Mai 1874 unterliegen geiftlihe Amtshandlungen nit, welde von 
gefegmäßig angeftellten Geiftlihen in erledigten oder in folchen Pfarreien, 
deren Inhaber an der Ausübung des Amts verhindert ift, vorgenommen 
werden, ohne babei die Abficht zu befunden, dort ein geiftlihes Amt 
zu übernehmen. 

Die mit der Stellvertretung oder Hilfsleiftung in einem geiſtlichen 
Amte gefegmäßig beauftragten Geiftlihen gelten aud nad Erledigung 
diefes Amts als gefegmäßig angeftellte Geiftlihe im Sinne der Ber 
ftimmung im Abfaß 1. 

At. 6. 

Die Minifter de3 Innern und der geiftlihen Angelegenheiten find 
ermächtigt, die Errichtung neuer Nieberlaffungen von Genoſſenſchaften, 
melde im Gebiete ber preußiſchen Monarchie gegenwärtig beftehen und 
ſich ausſchließlich der Krankenpflege widmen, zu genehmigen, aud wider: 
ruflich zu geftatten, daß gegenwärtig beftehende weibliche Genofjen: 
ſchaften, welche ſich ausſchließlich der Krankenpflege widmen, die Pflege 
und Unterweifung von Kindern, die fi nod nicht im ſchulpflichtigen 
Alter befinden, als Nebenthätigkeit übernehmen. 

Neu errichtete Nieverlaffungen unterliegen ber Aufſicht des Staates 
in Gemäßheit des $ 3 im Geſetz vom 31. Mai 1875 und fönnen durch 
Königliche Verorbnung aufgehoben werden. 

Der Krankenpflege im Sinne de3 Geſetzes vom 31. Mai 1875 ift 
die Pflege und Untermeifung von Blinden, Tauben, Stummen und 
Idioten, ſowie von gefallenen Frauensperſonen gleichgeftellt. 


Art. 7. 
Die Beitimmungen dieſes Gefeges mit Ausnahme der Art. 1, 5 
und 6 treten mit dem 1. Januar 1882 aufer Wirkſamkeit. 
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2: Gefeg vom 31. Mai 1882. 


Art. 1. 


Die Art. 2, 3 und 4 im Gefege vom 14. Juli 1880 treten mit 
der Verkündigung des gegenwärtigen Geſetzes auf bie Zeit bis zum 
1. April 1884 wieder in Kraft. 

Art. 2. 

Hat der König einen Biſchof, gegen welchen auf Grund der $ 24f. 
des Geſetzes vom 12. Mai 1873 durch gerichtliches Urtheil auf Ent: 
lafjung aus feinem Amte erfannt ift, begnabigt, fo gilt derſelbe wieder 
als ftaatlih anerkannter Biſchof feiner Diöcefe. In fonftigen Fällen, 
in melden auf Grund der $$ 24 ff. des Geſetzes vom 12. Mai 1873 
oder des $ 12 des Geſetzes vom 22. April 1875 auf Entlaffjung aus 
dem Amte erkannt ift, werden bie Folgen der ergangenen Erkenntniſſe 
auf die Unfähigkeit zur Belleidung des Amtes und die im Art. 1 
Abf. 2 und 3 des Gefeges vom 14. Juli 1880 aufgeführten Folgen 
beſchränkt, infofern nicht inzwiſchen eine Wieberbefegung ber Stelle 
erfolgt ift. Art. 3 

tt. 3. 


Bon Ablegung der im $ 4 des Geſetzes vom 11. Mai 1873 vor: 
geſchriebenen wiſſenſchaftlichen Staatsprüfung find diejenigen Candidaten 
befreit, welche durch Vorlegung von Zeugniffen den Nachweis führen, 
daß fie die Entlaffungsprüfung auf einem deutſchen Gymnafium ab: 
gelegt, ſowie ein breijähriges theologiſches Studium auf einer deutſchen 
Univerfität oder auf einem in Preußen beftehenben kirchlichen Semi- 
nare, hinſichtlich deſſen die gefeglihen Vorausfegungen für den Erſatz 
des Univerfitätäftubiums durch das Studium auf dieſem Seminar er 
füllt find, zurüdgelegt und während dieſes Studiums Vorlefungen aus 
dem Gebiete der Philofophie, Geſchichte und deutſchen Literatur mit 
Fleiß gehört haben. Der Minifter der geiftlichen Angelegenheiten ift 
ermädtigt, auch im Uebrigen von den Erforbernifien des $ 4, ſowie 
von dem Erforbernifje des $ 11 des Geſetzes vom 11. Mai 1873 zu 
Dispenfiren, auch ausländiſchen Geiftlien die Vornahme von geiftlihen 
Amtshandlungen oder die Ausübung eines der im $ 10 erwähnten 
Aemter zu geftatten. 

Die Grundfäge, nad melden dies zu geſchehen Hat, find vom 
Staatsminifterium mit Königlier Genehmigung feftzuftellen. 

Art. 4. 

Die Ausübung der in den $$ 13 ff. des Gefehes vom 20. Mai 
1874 und in den Art. 4 ff. des Geſetzes vom 21. Mai 1874 den 
Präfentationäberedtigten und ber Gemeinde beigelegten Befugniß zur 
Wiederbeſetzung eines erledigten geiftlihen Amtes und zur Einrichtung 
einer Stellvertretung in demfelben findet ferner nicht ftatt. 
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3. Geſetz vom 11. Juli 1883. 


Art. 1. 

Die Verpflichtung der geiftlihen Oberen zur Benennung des Canbi- 
Daten für ein geiftlihes Amt, ſowie das Einſpruchsrecht des Staates 
erben aufgehoben 

1. für die Webertragung von Seelforgeämtern, deren Inhaber 
unbebingt abberufen werben bürfen; 

2. für die Anordnung einer Stellvertretung ober einer Hilfs- 
leiftung in einem geiftlihen Amte, fofern letztere nicht in der 
Beftellung des Verweſers eines Pfarramtes (Aominiftrator, 
Provifor u. f. m.) befteht. 

Art. 2. 

Die Zuftändigfeit des Königlichen Gerichtähofes für kirchliche An: 
gelegenheiten zur Entfgeidung auf Berufungen gegen die Einſpruchs- 
erklärung des Oberpräfidenten bei 

1. Uebertragung eines geiftlihen Amtes ($ 16 des Gejeges vom 
11. Mai 1873), 

2. Anftellung als Lehrer oder zur Wahrnehmung der Disciplin 
bei kirchlichen Anftalten, welche der Vorbildung der Geiftlichen 
dienen ($ 12 bes Geſetzes vom 11. Mai 1873), 

3. Ausübung von bifhöflihen Rechten oder Verrichtungen in 
erledigten katholiſchen Bisthümern ($ 3 des Geſetzes vom 
20. Mai 1874) 

wird aufgehoben. 

Die beiden legten Abſätze des $ 16 des Gefeges vom 11. Mai 
1873 werben aufgehoben. 

Art. 3. 

Die Vorſchrift des Art. 5 im Gefeg vom 14. Juli 1880 wegen 
Straffreiheit der Vornahme geiftliher Amtshandlungen in erledigten 
ober folhen Pfarreien, deren Snhaber an der Ausübung des Amts 
verhindert ift, fommt für alle geiftlichen Aemter und ohne Rüdficht: 
nahme darauf, ob dad Amt befegt ift ober nicht, zur Anwendung. 

Art. 4. 

Die Strafbeftimmung des $ 4 im Geſetz vom 20. Mai 1874 
findet nicht Anwendung auf die Vornahme einzelner Weihehandlungen, 
welche von ſtaatlich anerfannten Biſchöfen in erledigten Diöcefen voll: 
zogen werben. Art. 5 

tt. 5. 


Die den Beftimmungen der Art. 1 bis 4 dieſes Geſetzes entgegen: 
ftehenden Vorſchriften der Gejege vom 11. Mai 1873, vom 20. Mai 
1874 und 21. Mai 1874 werden aufgehoben. 
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4. Gefeg vom 21. Mai 1886. 


Art. 1. 

Zur Belleivung eines geiftlihen Amtes ift die Ablegung einer 
wiſſenſchaftlichen Staatsprüfung nicht erforberlih. Die entgegenftehen: 
den Beftimmungen in den $$ 4 und 8 des Gefeges vom 11. Mai 1873, 
ſowie im Art. 3 des Gefeges vom 31. Mai 1882 merben aufgehoben. 


Art. 2. 

An die Stelle des $ 6 des Geſetzes vom 11. Mai 1873 treten 
folgende Beftimmungen: 

Das theologifhe Studium kann auch an den zur wiſſenſchaftlichen 
Vorbildung der Geiftlihen geeigneten kirchlichen Seminaren, melde bis 
zum Jahre 1873 beftanden haben, zurüdgelegt werben. 

Zur Wiedereröffnung und Fortführung diefer Anftalten find: 

1. dem Minifter der geiftlihen Angelegenheiten die Statuten 
und ber Lehrplan einzureihen und die Namen ber Leiter und 
Lehrer, welche Deutſche fein müffen, mitzutheilen; 

2. ift der Lehrplan dem Univerfitätslehrplan gleichartig zu geftalten; 

3. es ift zur Anftellung an dieſen Anftalten die wiſſenſchaftliche 
Befähigung erforberlih, an einer deutſchen Staatsuniverfität 
in der Dißciplin zu lehren, für melde die Anftellung erfolgt. 

Diefe Seminare find nur für diejenigen Stubirenden beftimmt, 
melde dem Sprengel angehören, für den das Seminar errichtet ift. 
Hiervon kann jedod der Minifter der geiftlihen Angelegenheiten Aus- 
nahmen geftatten. 

Der Minifter der geiftlichen Angelegenheiten macht die zur wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Vorbildung geeigneten Seminare öffentlich befannt. 

Die Wiedereröffnung der Seminare für die Erzbiöcefe Gnejen- 
Poſen und die Diöcefe Kulm wird durch Königliche Verordnung beftimmt. 


Art. 3. 

Die firhlichen Oberen find befugt, Convicte für Zöglinge, melde 
Gymnafien, Univerfitäten und kirchliche Seminare, hinſichtlich deren die 
gejeglihen Vorausfegungen für den Erſatz des Univerfitätsftubiums 
erfüllt find, beſuchen, zu errichten und zu unterhalten. 

Dem Minifter der geiftlihen Angelegenheiten find die für bieje 
Convicte geltenden Statuten und die auf die Hausordnung bezüglihen 
Vorſchriften einzureichen, fowie die Namen der Leiter und Erzieher, 
welche Deutſche fein müſſen, mitzutheilen. 

Art. 4. 

Die kirchlichen Oberen find befugt, die zur theologiſch-praktiſchen 
Vorbildung beftimmten Anftalten (Prebiger- und Priefterfeminare) 
wieder zu eröffnen. 
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Dem Minifter der geiftlihen Angelegenheiten find die Statuten 
dieſer Anftalten und die für biefelben geltende Hausordnung einzu: 
reichen, fowie die Namen der Leiter und Lehrer, welche Deutiche fein 
muſſen, mitzutheilen. 

Art. 5. 

Die in den $$ 9 bis 14 des Gefeges vom 11. Mai 1873 ent: 
haltenen befonderen Vorfchriften wegen der Staatdaufficht über die in 
den Art. 2, 3 und 4 bezeichneten Anftalten werben aufgehoben. 


Art. 6. 
Der $ 1 im Gefeg vom 12. Mai 1873 wird aufgehoben. 
Kirchendiener im Sinne des Gefeges vom 12. Mai 1873 find 
nur folde Perfonen, welche die mit einem geiſtlichen ober jurisbictio: 
nellen Amt verbundenen Rechte und Verrihtungen ausüben. 


Art, 7. 
Die Vorſchrift des 5 2 Abſatz 2 im Geſetz vom 12. Mai 1873 
findet nur Anwendung, wenn mit der Entfernung aus dem Amte der 
Verluft oder eine Minderung des Amtseinkommens verbunden ift. 


Art. 8. 

Dem Minifter der geiftlihen Angelegenheiten find die Statuten 
und die Hausorbnung der Demeritenanftalten einzureichen, ſowie bie 
Namen der Leiter derfelben mitzutheilen. Am Schluffe jedes Jahres 
ift dem Minifter der geiftlichen Angelegenheiten ein Verzeichniß der 
Demeriten, welches deren Namen, die gegen fie erkannten Strafen und 
die Zeit der Aufnahme und Entlafjung enthält, einzureichen. 

Von einer Vermeifung in eine Demeritenanftalt für länger als 
vierzehn Tage ober einer Entfernung aus dem Amte ift dem Ober: 
präftbenten gleichzeitig mit der Zuftellung an ben Betroffenen Mit: 
theilung zu machen. 

Die in den $8 6 und 7 des Geſetzes vom 12. Mai 1873 ent: 
baltenen befonberen Vorſchriften wegen der Staatsauffiht werben auf: 
gehoben. ’ 

Art. 9. 

Der Königliche Gerichtshof für kirchliche Angelegenheiten (Ab: 

ſchnitt IV des Gefeges vom 12. Mai 1873) wird aufgehoben. 


Art. 10. 


Die Beftimmungen des Abſchnitts II des Geſetzes vom 12. Mai 
1873 über die Berufung an den Staat werden aufgehoben. 

Im Fall des $ 37 im Geſetz vom 20. Juni 1875 findet nur no 
Beſchwerde an ben Minifter der geiftlihen Angelegenheiten ftatt. 
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Art. 11. 


Der Art. 2 des Gefeßes vom 14. Juli 1880 tritt mit der Ver: 
tündigung des gegenwärtigen Geſetzes wieder in Kraft. 


Art. 12. 


Unter die Beftimmungen bed Geſetzes vom 13. Mai 1873 fällt 
die Verfagung lirchlicher Gnadenmittel nicht. 


Art. 13. 

Die Beftimmungen des Art. 6 des Gefeged vom 14. Juli 1880 
werben auögedehnt auf die Webernahme der Pflege und Leitung in 
Waifenanftalten, Armen: und Pfründnerhäufern, Rettungsanftalten, 
Afylen und Schutzanſtalten für ſittlich gefährdete Perſonen, Arbeiter: 
colonien, Verpflegungsanftalten, Arbeiterherbergen, Mägdehäufern, ſowie 
auf bie Webernahme der Leitung und Untermeifung in Haushaltungs- 
ſchulen und SHandarbeitsfgulen für Kinder in nicht fehulpflichtigem 
Alter, als Nebenthätigkeit der ausſchließlich Trankenpflegenden Orden 
und orbenBähnlichen Congregationen, melde im Gebiete der preußiſchen 
Monarchie gegenwärtig beftehen. 

Art. 14. 

In denjenigen Sandestheilen, in melden ber Vorfig im Vorftande 
einer latholiſchen Kirchengemeinde — Kirchenrath — nicht bereits vor 
dem Erlaß des Gefeßes vom 20. Juni 1875 einem weltlihen Mitglieve 
zuftand, geht der Vorfig auf den ordnungsmäßig beftellten Pfarrer und 
Pfarrverwefer, in Filialgemeinden auf die für diefelben orbnungsmäßig 
beitellten Pfarrgeiſtlichen über. 

In der Erzdiöcefe Gneſen-Poſen und in der Diöcefe Kulm erfolgt 
die Regelung im Wege Königliher Verordnung. 


Art. 15. 


Das Lefen ftiller Mefjen und das Spenden der Sterbefacramente 
unterliegt nicht den Strafbeftimmungen der Gefege vom 11. Mai 1873, 
12. Mai 1873, 21. Mai 1874 und 22. April 1875. 


I. 


Dentfder Reidstag. 


16. bis 20. September 1886. 
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Art. 11. 


Der Art. 2 des Geſetzes vom 14. Juli 1880 tritt mit der Der: 
Tündigung des gegenwärtigen Geſetzes wieder in Kraft. 


Art. 12. 
Unter die Beftimmungen des Geſetzes vom 13. Mai 1873 fältt 
die Verfagung kirchlicher Gnabenmittel nicht. 


Art. 13. 

Die Beftimmungen des Art. 6 des Geſetzes vom 14. Juli 1880 
werben auögebehnt auf die Webernahme ber Pflege und Leitung in 
Waifenanftalten, Armen: und Pfrünbnerhäufern, Rettungsanftalten, 
Afylen und Schuganftalten für fittlih gefährdete Perfonen, Arbeiter: 
colonien, Verpflegungsanftalten, Arbeiterherbergen, Mägdehäufern, ſowie 
auf die Webernahme der Leitung und Unterweifung in Haushaltungs- 
ſchulen und Handarbeitsſchulen für Kinder in nicht ſchulpflichtigem 
Alter, als Nebenthätigfeit der ausſchließlich krankenpflegenden Orben 
und ordensähnlichen Congregationen, welche im Gebiete ber preußifchen 
Monarchie gegenwärtig bejtehen. 


Art. 14. 

In denjenigen Landestheilen, in melden der Vorfig im Vorftande 
einer katholiſchen Kirchengemeinde — Kirchenrath — nicht bereit vor 
dem Erlaß des Gefeges vom 20. Juni 1875 einem weltlichen Mitgliede 
zuftend, geht der Vorfig auf den orbnungsmäßig beftellten Pfarrer und 
Pfarrverwefer, in Filialgemeinden auf die für diefelben ordnungsmäßig 
beftellten Pfarrgeiftlihen über. 

In der Erzdiöcefe Gnefen:Bofen und in der Diöcefe Kulm erfolgt 
die Regelung im Wege Königliher Verordnung. 


Art. 15. 
Das Lefen ftiller Meflen und das Spenden ber Sterbefacramente 


unterliegt nicht den Strafbeftimmungen der Gejege vom 11. Mai 1873, 
12. Mai 1873, 21. Mai 1874 und 22. April 1875. 


I. 


Deutſcher Reidstag. 


16. bis 20. September 1886. 


ostzeso, Google 


Gröffnungsfißung des Deutſchen Reichstags 
Donnerftag 16. September 1886. 

Rede des Stellvertreter des Reichskanzlers, Staatöminifterd 16. 9. 1886. 
v. Boetticher ): 

Geehrte Herren! 

Se. Majeſtät der Kaiſer haben mich zu beauftragen geruht, 
den Reichstag zu eröffnen. 

Die Berufung beffelben ift zu dem Zwecke erfolgt, um Ihnen 
das mit der Königlich fpanifhen Regierung vereinbarte Ablommen 
über die Verlängerung bes am 12. Juli 1883 zwiſchen dem 
Deutfchen Reihe und Spanien abgeſchloſſenen Handels- und Schiffe 
fahrtsvertrages vorzulegen, deffen Geltung mit dem 30. Juni 1887 
abläuft. Die wegen Verlängerung dieſes Vertrages getroffene 
Vereinbarung wird Ihnen unverzüglich mit dem Antrage zugehen, 
derfelben Ihre verfafungsmäßige Zuftimmung zu ertheilen. 

Nach der übereinftimmenden Auffaffung der verbündeten Re— 
gierungen entjpricht die Verlängerung des Vertrages **) den Inter⸗ 
eifen und Wünfchen unferes Handels und unferer Gemwerbthätigfeit. 
In den beteiligten Kreifen aber wird im Intereſſe ber gefchäft- 
lichen Dispofitionen Werth darauf gelegt, fo bald wie möglich 
jede Ungewißheit über die Fortdauer bes Vertrages ausgeſchloſſen 
zu fehen. Um bie rechtliche Geltung der vereinbarten Verlängerung 
endgültig ſicher zu ftellen, Hat daher die Ratification berfelben 
ohne Verzug in Ausſicht genommen werden müfjen. 


*) StB. 1a. 
*) ©. 1b. 


16. 9. 1886. 
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Die verbünbeten Regierungen würden, eben jo wie fie hierzu 
im Jahre 1883 bereit waren, geneigt geweſen fein, die Ratification 
herbeizuführen, ohne zuvor den Reichstag zu verfammeln, in ber 
Hoffnung, daß ihnen für dies Verfahren die Indemnität ohne 
Anftand nachträglich bewilligt werden würde. Nach der Aufnahme 
indeſſen, welche das damals beobachtete Vorgehen in der publi- 
ciſtiſchen Beurtheilung und insbefondere bei den darauf folgenden 
Verhandlungen des Reichstags gefunden hat!), find fie der Meinung, 
daß es für fie geboten erfcheint, den von der Berfafjung vor: 
gezeichneten Weg genau einzuhalten, ben befinitiven Abſchluß des 
Vertrags aber nicht bis zum nächſten regelmäßigen Zufammentritt 
bes Reichstags in Unſicherheit laſſen zu follen. 

Auf Befehl Sr. Majeftät des Kaifers erkläre ih im Namen 
der verbündeten Regierungen den Reichstag für eröffnet. 


Der Reichstag erledigte feine Aufgabe in drei Sitzungen und 
wurde am 20. September 1886 von Staatsminifter v. Boettiher 
dur Verlefung einer Allerhöchften Botſchaft wieder gefchloffen. 


>) Dgl. 8b. IX 455 f. 





II. 


Deutſcher Reichstag. 


25. Movember 1886 bis 14. Zannar 1887. 


ostzeso, Google 


Gröffnungsfißung des Deuffchen Reichstags 
Donnerftag 25. November 1886. 

Rede des Stellvertreters des Reichskanzlers, Staatsminiſters 25. 11. 1886. 
v. Boettiher*): 

Geehrte Herren! 

Se. Majeftät der Kaifer Haben mich zu beauftragen geruht, 
den Reichstag im Namen der verbündeten Regierungen zu eröffnen. 

Die wichtigfte Aufgabe, welche den Reichstag beichäftigen wird, 
ift die Mitwirkung bei der ferneren Sicherftellung der Wehrkraft 
bes Reiches. 

Dur das Gejeg vom 6. Mai 1880 ift die Friedenspräfenz- 
ftärfe des Heeres bis zum 31. März 1888 feftgeftellt worden. Der 
Beftand unferes Heerweſens bedarf daher der Erneuerung feiner 
gejeglihen Grundlage. In der Armee liegt die Gewähr für den 
dauernden Schuß der Güter des Friedens, und wenn aud bie 
Politit des Reiches fortgejegt eine friedliche ift, fo darf Deutich- 
land doch im Hinblid auf die Entwidelung der Heereseinrichtungen 
unferer Nachbarftaaten auf eine Erhöhung feiner Wehrkraft und 
insbejondere ber**) gegenwärtigen Friedenspräfenzftärfe nicht länger 
verzichten. Es wird Ihnen eine Gefegvorlage zugehen, nach welcher 
diefe Heeresverftärkung bereits mit dem Beginn des neuen Etats- 
jahres eintreten fol. Se. Majeftät der Kaiſer hegt in Weberein- 
fimmung mit den verbündeten Regierungen die Zuverfiht, daß 
die Nothwendigfeit diefer im Intereſſe unferer nationalen Sicher: 
heit unabweisfihen Forderung auch von der Geſammtheit des 


*) StB. 1a. 
”) 6. 1b. 


25. 11. 1886. 
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deutihen Volkes und jeiner Pertreter mit voller Entſchiedenheit 
anerfannt werben wird. 

Eine zweite Vorlage, welche Sie beſchäftigen wird, betrifft 
die Fürforge für die Wittwen und Waifen der Angehörigen bes 
Neichöheeres und der Naijerlihen Marine. Das Bedürfniß diefer 
Zürforge if bereits früher anerfannt worden. Die verbündeten 
Regierungen glauben nunmehr auf das Zuftandeflommen dieſes 
Geſetzes um fo fiherer rechnen zu dürfen, als die neue Vorlage 
den binfitlih einzelner Modalitäten im Reichstag geäußerten 
Wunſchen weſentlich entgegenfommt. 

Bei der Bemeſſung der durch dieſe Vorlagen bedingten Mehr: 
foften, wie des im Reichshaushaltsetat veranſchlagten Ausgabe- 
erforderniſſes überhaupt find die Rüdfichten auf die financielle Lage 
nit außer Acht gelaffen. Gleihwohl wird fi eine Erhöhung 
der Matricularbeiträge und ber im Wege des Credits bereit zu 
itellenden Mittel nicht vermeiden laflen. Neben der durch die Ver: 
ſtärkung unſerer Wehrfraft zu Waſſer und zu Lande gebotenen 
Vermehrung der Ausgaben und den auf rechtlicher Verpflichtung 
beruhenden Mehraufmendungen auf dem Gebiete der Reichsſchuld 
und bes Penfionswejens bedarf ein bedeutender Ausfall an Zuder- 
fteuer aus dem Borjahre der Deckung. 

Unter diefen Umftänden dauert das dem Reichstage wiederholt 
bargelegte Bebürfniß einer anderweiten Vertheilung ber Laften 
durch Vermehrung der indirecten Steuern*) nicht nur fort, fondern 
dafjelbe wird in Folge der Erhöhung der Matricularumlagen noch 
bringliher empfunden werben als bisher. Gleihwohl haben die 
verbündeten Regierungen 'aus den vom Neichötage über ihre bis— 
herigen Steuervorlagen abgegebenen Boten den Eindrud gewinnen 
müffen, daß ihre einftimmige Weberzeugung von ber Nothwendig- 
teit einer Aenderung in der Art der Beſchaffung des öffentlichen 
Geldbedarfs von der Mehrheit der Bevölferung und ber Vertretung 
derfelben zur Zeit nicht in dem Maße getheilt wird, daß überein: 
fimmende Beſchlüſſe der beiden gefeßgebenden Körperfchaften des 
Reiches mit mehr Wahrigeinlichleit wie im Vorjahre in Ausficht 
genommen werben könnten. 
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In der Erwägung, daß die Regierungen fein anderes Inter: 
eſſe haben, als das der Nation, verzichtet Se. Majeftät der Kaifer 
darauf, die eigene Weberzeugung von der Nothmwendigfeit ber bis— 
ber vergebens erftrebten Steuerreform von Neuem zur Geltung zu 
bringen, jo lange das Bebürfniß nicht auch im Volke zur An— 
erfennung gelangt fein und bei den Wahlen feinen Ausbrud ge: 
funden haben wird. " 

Die Weiterführung der auf Grund der Allerhöchften Botſchaft 
vom 17. November 1881 in Angriff genommenen jocialpolitifchen 
Gefeggebung liegt Sr. Majeftät dem Kaifer und Seinen hohen 
Bundesgenoſſen unabläffig am Herzen. Mögen aud) einzelne Ber 
fimmungen der über die Kranken- und Unfallverfiherung erlafjenen 
Geſetze verbeilerungsfähig fein, fo darf doch mit Genugthuung 
anerfannt werden, daß die Wege, welhe das Deutſche Reich auf 
dieſem Gebiete, anderen Staaten voran, zuerft befchritten hat, ſich 
als gangbar erweifen, und daß bie neuen Einrichtungen im Al- 
gemeinen fi bewähren. Die nächte Aufgabe für die Entwidelung 
biefer Einrichtungen befteht darin, die Wohlthaten der Unfallver— 
fiderung auf weitere Kreife der arbeitenden Bevölkerung zu er: 
ftreden. Zu diefem Zwede werden Ihnen zwei Gejegentwürfe 
vorgelegt werben. Der eine regelt die Unfallverfiherung für die 
Seeleute, der andere für die bei Bauten befchäftigten Arbeiter, 
joweit diefelben von der bisherigen Gefeggebung noch nicht erfaßt 
worden find. Erft wenn die Unfalverfiherung der Arbeiter hier: 
durch in einem weiteren erheblichen Maße der Durchführung näher 
gebracht fein wird, kann dazu übergegangen werden, auf der Grund- 
lage der neu geſchaffenen Organifationen den arbeitenden Claſſen 
ein entiprehendes Maß der Fürforge auch für den Fall des Alters 
und der Invalidität zuzuwenden. Zur Erreichung dieſes Zieles 
aber werden Aufwendungen aus Reichgmitteln erforderlid) werden, 
welche bei unferer derzeitigen Steuergefeßgebung nicht verfüg- 
bar find. 

In voller Würdigung der Bedeutung des Handwerkerftandes 
für die allgemeine fociale Wohlfahrt find die*) verbündeten Re— 
gierungen mit Intereſſe den Beftrebungen gefolgt, durch welde 


*) 6. 2b. 


25. 11. 1886. 


25. 11. 1886. 
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das deutfche Handwerk feine corporativen Verbände zu flärfen und 
feine wirthſchaftliche Lage zu heben trachtet. Ueber die Wege, 
welche die Gefeggebung in biejer Richtung einzufchlagen Hat, 
ſchweben Erwägungen, melde zur Zeit noch nicht zum Abſchluß 
gelangt find, melde aber die Ausficht eröffnen, daß es gelingen 
werde, zu einem ben beredtigten Intereſſen dieſes Standes ent: 
ſprechenden Ergebniß zu fommen. 

Die gefeglich vorgejchriebene Nevifion des Servistarifs und 
der Claffeneintheilung der Orte ift in der legten Geifion bes 
Reichstags nicht mehr zum Abſchluß gekommen. Die darauf be- 
zügliche Vorlage wird Ihnen daher aufs Neue zur Beſchlußfaſſung 
zugehen. 

Auch der in der vorigen Seffion nicht zur endgültigen Be: 
rathung gelangte Gejegentwurf über die Errichtung eines Semi: 
nars für orientaliihe Sprachen wird alsbald wieder eingebracht 
werben. 

Der Reichstag hat feinen auf eine Ermäßigung der Gerichte- 
gebühren und eine Revifion der Gebührenordnung für Rechts: 
anwälte gerichteten Wünfchen wiederholt Ausdrud gegeben. Die 
angeftellten Ermittelungen haben, abgejehen von einzelnen Be- 
ftimmungen des Gerichtsfoftengefeßes über die Werthfeftiegung, 
das Bedurfniß einer Aenderung ber beftehenden Gerichtstoftenfäge 
nicht erkennen laflen. Dagegen theilen bie verbündeten Regie: 
rungen die Anfiht, daß die Gebührenordnung für Rechtsanwälte 
ohne Beeinträdhtigung ber berechtigten Intereſſen dieſes Standes 
in einigen Anfägen eine Ermäßigung erfahren fann. Es wird 
Ihnen daher ein entiprechender Gefegentwurf vorgelegt werden. 

Die Beziehungen des Deutſchen Reiches zu allen auswärtigen 
Staaten find freundlich und befriedigend. Die Politik Sr. Maje- 
ftät des Kaifers ift unausgefegt dahin gerichtet, nit nur dem 
deutichen Volke die Segnungen des Friedens zu bewahren, fondern 
aud für die Erhaltung der Einigkeit aller Mächte den Einfluß im 
Rathe Europas zu verwerthen, welcher der deutfchen Politit aus 
ihrer bewährten Friedensliebe, aus dem durch dieſe erlangten Ver— 
trauen anderer Regierungen, aus dem Mangel eigener Intereſſen 
an ſchwebenden Fragen und insbefondere aus ber engen Freund: 
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Schaft erwähft, welche Se. Majeftät den Kaifer mit den beiden 
benachbarten Kaiferhöfen verbindet. 

Auf Alerhöhften Befehl Sr. Majeftät des Kaifers erkläre ih 
im Namen der verbündeten Regierungen den Reichstag für eröffnet. 


Erhöhung der Friedenspräfenzflärke des deuffchen 
Keeres. 


Dem Frieden Europas drohte im Jahre 1886 von zwei Seiten 
Störung, von Rufland und von Frankreich. In Rußland ſchürte ſchon 
feit längerer Zeit eine panſlawiſtiſche Partei die Leidenſchaften des 
Volle gegen Deutihland, in Frankreich wurde der Gedanke eines 
Revanchekrieges von der Patriotenliga ſorglich gepflegt und Alles zur 
Ausführung vorbereitet, feit am 7. Januar 1886 dag Ariegaminifterium 
General Boulanger übernommen hatte, in dem die Batrioten und Chauvi« 
niften ben Räder Frankreichs gefunden zu haben meinten. Wie ſchon 
fo oft in früheren Zeiten, fo ſchien aud dies Mal die orientalifche 
Frage den Anlaß zum Kriege bieten zu follen, der, wenn er einmal 
zum Ausbruch kam, fider nicht auf Rußland und die Staaten ber 
Balfanhalbinfel beſchränkt blieb, fondern auch die anderen europäiſchen 
Mächte in Mitleidenſchaft ziehen mußte. 

Der Berliner Vertrag hatte das Fürſtenthum Bulgarien gefchaffen, 
freilich in engeren Grenzen, als ber Friede von San Stefano beftimmt 
hatte, denn Oftrumelien blieb der Pforte untertban. Die Berreißung 
des Landes hatte bei Rußland großen Wiberftand gefunden und war 
ſchließlich nur dur die drohende Haltung Englands erzwungen worden, 
das die Schaffung eines großbulgarifhen Reiches als eine Gefährbung 
feiner eigenen Intereſſen betrachtete. Rußland hatte nachgegeben, auf 
feine Abfiht aber, Bulgarien und Dftrumelien zu einem Staate zu 
verjchmelzen, darum nicht verzichtet. Da Bulgarien vorausfihtlihd — fo 
rechnete man in Rußland — nie zur Selbftänbigfeit kam, fondern 
immer ein ruffifcher Lehnsſtaat blieb, jo behielt Rußland die Möglich: 
feit, bei günftiger Gelegenheit bie oftrumelifche Frage doch nod in 
feinem Sinne zu löfen. Aber die Vorausfegung, daß die Bulgaren 
niemals die Dankbarkeit vergefien würden, die ihre ruffiichen Befreier 
als ein gutes Recht in Anfprud nahmen, erwies fih als faljh. Das 
von Rußland ſelbſt großgezogene Nationalgefühl der Bulgaren ertrug 
ungern bie ruffifhe Einmifhung in die Ordnung und Verwaltung des 
Fürftentfums, und je mehr die Abficht Rußlands hervortrat, Bulgarien 
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troß der Autonomie, die ihm der Berliner Vertrag zugeitanden hatte, 
nit aus den Händen zu laſſen, deſto mehr fühlten fi die Sym: 
pathien der Bulgaren für die Befreier ab. Unter der Bevölkerung 
Oftrumeliens, das feine Trennung von Bulgarien ſchwer empfand, Hielt 
Rußland dur feine Agenten die Unzufriedenheit mit den Stipulationen 
des Berliner Vertrags aufrecht und unterftügte die unitarifche Bewegung 
in ber Hoffnung, fie im rechten Augenblide feinen Intereſſen nugbar 
zu maden. Aber es blieb der Geifter, die es gerufen Hatte, nicht 
Herr. Am 18. September 1885 brach ohne ruffiihes Zuthun in 
Philippopel die Revolution aus. Die Aufftändifhen nahmen ben türfi- 
ſchen Generalgouverneur gefangen, bilbeten eine von allen 2ocalver- 
waltungen alabald anerkannte proviforife Regierung und wendeten 
fi mit der Bitte um Schutz an den Fürften Alegander von Bulgarien. 
Diefer erſchien alsbald in ber oftrumelifgen Hauptftabt, ward zum 
Fürften der Provinz proclamirt und übernahm bie Regierung bes ver: 
einigten Bulgarien mit dem Titel eines Yürften beider Bulgarien. 
In einem Rundſchreiben theilte er den Großmächten bie vollendete 
Thatſache mit und bat fie, den neuen Stand der Dinge nicht bloß 
ſelbſt anzuerkennen, fondern aud bei dem Sultan dahin zu mirfen, 
daß er die Einigung beider Länder gutheiße. Alle europäiihen Mächte 
waren gleihmäßig von dem Ereigniß überrafcht, am meiften Rußland, 
das plöglih ale Fruchte feines Sieges ſich entriſſen ſah. Die Cabinete 
fahen in dem Vorgehen des Fürften eine Verlegung des Berliner Ver— 
trags und verlangten die unverzügliche Wiederherftellung des status quo 
ante, vornehmlich das Gabinet von St. James, das anfangs die bulga: 
tifche Revolution auf ruffiihe Machinationen zurüdführte und den Fürften 
Alerander nur als ein Werkzeug des ruſſiſchen Ehrgeizes betrachtete. 
Als die Haltung Rußlands unzweifelhaft ergab, daß es den oftrumeli- 
ſchen Vorgängen durchaus fern ftand und der früher betriebenen Einigung 
beider Bulgarien zuwider war, änderte England feine Haltung und agitirte 
bei den befreundeten Höfen für die Anerkennung des Gejdehenen. 
Der neue bulgariſche Staat mußte alöbald feine Eriftenz gegen 
die Angriffe feindlicher Nachbarn, der Serben und der Griechen, 
vertheidigen, die eine Verſchiebung der Machtverhältniffe auf der 
Balkanhalbinfel zu Gunſten Bulgarien nit dulden mollten und ent: 
weder die Wieberherftellung des früheren Zuſtandes oder eine dem 
Erwerb Oftrumeliens entfprechende territoriale Entfhädigung verlangten. 
Auch die Pforte rüftete ihre Truppen, um eventuell mit Gewalt die 
verlorene Provinz zurüdzuerobern. Während aber die Großmädhte, 
aus Furcht, ganz Europa in Krieg zu ftürzen, das Schwert in der 
Scheide ließen, fritt Serbien am 13. November 1885 zur Kriegs: 
erflärung. Che noch der Fürft aus Philippopel nah Sophia gelangte, 
mar ſchon Bulgarien bis in die Nähe ber Hauptftabt in Feindes Hand; 
aber mit dem Erſcheinen des Fürften änderte fich die Lage der Dinge. 
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Die Begeifterung für die nationale Sache erſetzte bei den ungeübten 
bulgariſchen Milizen den Mangel an militärifcher Schulung, und unter 
der Führung ihres Fürften jagten die Bulgaren die Serben nicht 
bloß aus dem Lande hinaus, fondern drangen auch in Serbien felbft 
ein, bis Oeſterreichs Kriegsdrohung ihrem Siegeszug Einhalt gebot. 
Der Eindrud der bulgarifhen Siege war ein gewaltiger; in England, 
Defterreich, Deutſchland regten ſich die Iebhafteften Sympathien für den 
tapferen Fürften und fein muthiges Vol, und die öffentliche Meinung 
forderte ftürmifh die Anerkennung Alerander® und ber Union Bul: 
gariend. Für die Gabinete aber fonnten derartige Gefühlswallungen 
nicht maßgebend fein, am wenigſten für den Leiter der beutichen Politik, 
dem in erfter Linie die ſchwierige Aufgabe zufiel, den Frieden unter 
ven intereffirten Mächten aufrecht zu erhalten. Der gegebene Rechts: 
boden war ohne Zmeifel der Berliner Vertrag; alle perfönlihen Sym: 
pathien für ben muthigen Fürften und die kleine bulgarifhe Nation 
mußten hinter der einen großen Pflicht zurücktreten. Die deutſche 
Politik vertrat in der bulgarifchen Frage überall das ruffiiche Intereſſe, 
ſoweit nit bie freundfhaftlihen Beziehungen zu Defterreih dadurch 
gefährbet wurden, und erwarb fih an und für fi dadurd einen An: 
ſpruch auf den Dank Rußlands. Aber in Rußland erſchien Deutfd: 
lands freundnahbarlihe Haltung mehr im Lichte platonifcher Liebe, 
fein Eintreten für eine frieblihe Löfung der bulgarifgen Frage wie 
ein Zwang auf die Actionzfreiheit Rußlands, feine loyalen Bemühungen 
zu Gunſten der Wiederherftellung des durch den Berliner Vertrag be: 
gründeten Zuftandes wie eine Heudelei, die dem Fürften Alerander 
Zeit verſchaffen follte, feine Stellung zu befeftigen. Es nüßte Nichts, 
daß Deutſchland ſich nicht rührte, ald der Battenberger durch eine ruſſiſche 
Intrigue am 21. Auguft 1886 von feinen eigenen Truppen gefangen 
genommen und über die Grenze auf ruffiihes Gebiet geſchafft worden 
war; baß es ruhig gefhehen ließ, wie der von feinen Getreuen zurüd: 
gerufene Fürft durch die ſchroffe Zurückweiſung feiner demüthigen 
Unterwerfung unter den Czaren gezwungen wurde, abzubanfen; daß 
es feinen Einſpruch gegen bie aller Humanität hohniprechende Re: 
gierungsweiſe des General Kaulbars erhob und niemals Rußland 
in feinem Beftreben, feinen Einfluß in Bulgarien wieder herzuftellen, 
Hinderniſſe bereitete: für alle Mißerfolge Rußlands madte die pan: 
flamiftifche Preſſe Deutſchland verantwortlich, deſſen führende Autorität 
die ruffiihen Staatsmänner nur mwiberwillig anerfannten. Dem Wuth: 
geheul der Panflamiften antwortete ald Echo das Revandegefchrei der 
franzöſiſchen Chauviniften. So verſchieden auch fonft Beftrebungen und 
Ziele beider Parteien fein mochten: einig waren fie im Haſſe gegen 
Deutſchland, und an der Leidenfchaft der einen erhitzte fi der Zorn 
der anderen. " 

Unter biefen Verhältniffen gebot die Vorfiht, bei Zeiten das 
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Deutſche Reich militärifh fo meit zu Fräftigen, daß es einem gleich- 
zeitigen franzöſiſchen und ruffiichen Angriff gewachſen war, deshalb 
wurde mitteld Schreibens des Stellvertreters des Reichäfanzlers, Staats: 
miniſters v. Boettiher, dem Reichstage am 25. November 1886 
nachfolgender Entwurf eines Gefeges, betreffend die Friedens: 
präfenzftärfe des deutfchen Heeres, unterbreitet: 


sı. 

In Ausführung der Art. 57, 59 und 60 der Reichverfaflung 
wird bie Friebenspräfenzftärfe bed Heeres an Mannſchaften für 
die Zeit vom 1. April 1887 bis zum 31. März 1894 auf 
468409 Mann feftgeftellt. Die Einjährig-Freimilligen kommen 
auf die Friebenspräfenzftärfe nicht in Anrechnung. 


g2 

Vom 1. April 1887 ab werben die Infanterie in 534 Ba 
taillone, die Cavallerie in 465 Escadrons, die Felbartillerie in 
364 Batterien, die Fußartillerie in 31, die Pioniere in 19 und 
der Train in 18 Bataillone formirt. 

g3. 

Die Art. I $ 1 und 2 bes Gefeges vom 6. Mai 1880, 
betreffend Ergänzungen und Aenderungen des Reichsmilitärgeſetzes 
vom 2. Mai 1874, und die no in Geltung befindlihen, auf 
die Zahl der Truppentheile Bezug habenden Beftimmungen bes 
$ 2 de8 Reichsmilitärgeſetzes vom 2. Mai 1874 treten mit dem 
31. März 1887 außer Kraft. 

s4 

Gegenwärtiges Gefeg kommt in Bayern nad näherer Be- 
ftimmung bes Bündnifvertrags vom 23. November 1870 unter 
II $ 5, in Württemberg nach näherer Beftimmung der Militäre 
convention vom 21./25. November 1870 zur Anmenbung. 


Beigegeben war dem Gefegentwurf folgende 


Begründung. 


Die Friedenspräfenzftärke des deutfchen Heeres ift zulegt durch 
Gefeg vom 6. Mai 1880 geregelt und hierbei für bie Zeit vom 
1. April 1881 bis 31. März 1888 auf 427274 Mann, d. h. auf 
1 Procent der nad) der Iegtvorhergegangenen Volkszählung (1. Des 
cember 1875) ortsanwefenden Bevölferung feftgeftelt worden. 
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Gegliedert ift das Heer in 
483 Ynfanteriebataillone, 
20 Sägerbataillone, . 
465 Escadrong, 
340 Batterien mit 1404 befpannten Geſchützen, 
31 Fußartilleriebataillone, 
19 Pionierbataillone, 
2 Eifenbahnbataillone, 
18 Trainbataillone. 

Treu feiner Beftimmung bildet biefes Heer die Bildungsfchule 
des deutſchen Volles für den Krieg; feine Kriegstüchtigfeit bilbet 
die hauptſäãchlichſte Gewähr für die Sicherheit und Machtſtellung 
des Reihe. Eine ſchwere Täufhung würde es aber fein, wenn 
das Bemußtjein, eine ftarfe und friegsbereite Armee zu befigen, 
die Gefahren unterſchätzen ließe, welche Deutſchland aus feiner 
von allen Seiten einem Angriff ausgefegten Lage erwachſen. Denn 
nur der Vergleih mit der Kriegsmacht der benachbarten Staaten 
gibt einen Anhalt für das Maß der eigenen Stärfe. Kaum hat 
es eine Zeit. gegeben, in welcher die Beftrebungen, die Wehrkraft 
nachhaltig zu feftigen und zu fteigern, fo allgemein hervorgetreten 
find, als die jüngft verflofjene und die gegenwärtige. Freilich ift 
die deutfche Kriegemacht unter dem zwingenden Drud der äußeren 
Verhältniſſe gleichfalls gewachfen; das Heer verftärkte fi von 
378069 (1870) im Jahre 1871 auf 401059 und feit 1881 auf 
427274 Mann; die Marine in den gleichen Jahren von 5744 auf 
10451 (1880) bezw. 13892 (1886) Köpfe, aber troß diefer Ver— 
mehrung kann es feinem Zweifel unterliegen, daß die militärifche 
Lage mehr und mehr zu unferen Ungunften ſich verſchiebt. 

Hiermit läuft das als Frucht eines glorreihen Krieges neu 
erftandene Deutſche Neih für eine abfehbare Zeit Gefahr, bei 
einem drohenden europäifchen Conflict nicht mehr feine ber Er- 
haltung des allgemeinen Friedens dienende Politif nachdrucksvoll 
führen zu fünnen, es ift fogar, wenn auch für uns der Krieg un— 
vermeiblich werben follte, die faum errungene Selbftänbigfeit des 
Reichs bedroht. Einer gewiſſenhaften Vergleihung unferer Heeres- 
madt mit derjenigen unſerer Nachbarftanten bedarf es daher 
mehr als je, und fein fein Vaterland liebender Deutſcher wird 
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die danach für uns fi ergebenden Nothwendigkeiten verfennen 
fönnen. 


Frankreich hat nach dem Feldzuge 1870/71 troß geringerer 
Bevölferungsziffer ein ftärkeres Friedensheer als Deutſchland auf: 
geftellt und dafjelbe, welches 1870 358846 Mann (0,»s Procent 
der Bevölkerung) betrug, 1880 auf 444477 (1,ı8*) Procent der 
Bevölkerung), 1886 auf 471811 Mann (1,22*) Procent der Be: 
völferung) — ausſchließlich Dfficiere ꝛc. — gebradt. 

Seine Infanterie gliedert fi gegenwärtig in 649 Batail- 
Ione (2939 Compagnien, 294927 Mann), feine Feldartillerie in 
446 Batterien mit 1856 befpannten Gefhügen und 851 befpannten 
Munitionswagen. Diefe ſchon feit dem Kriege 1870 in erheblichftem 
Maße vermehrte Waffe hat auch in den legten Jahren noch eine 
Steigerung der Kriegsbereitfhaft durch Dislocation und Vermeh— 
zung um 54 befpannte Gefchüge erfahren, fo daß wir auf diefem 
Gebiet zu befonderer Aufmerkfamfeit genöthigt jind. 

Ein Gefegentwurf, welcher zur Zeit der Berathung unterliegt, 
bezweckt erweiterte, Friegsgemäßere Cadresbildung und einen ferneren 
Zuwachs von ungefähr 44000 Dann. Diefe erneute Verſtärkung 
des Heeres fällt aber um fo mehr ins Gewicht, als die Marine an 
Mannfchaften bereits 67336 Mann zählt. 


NRufland hat feit dem legten orientaliſchen Kriege die Armee 
vollftändig reorganifirt und für feine numerifch überlegenen Streit: 
träfte durch Vermehrung des fechtenden Standes und fyftematifchen 
Ausbau der Eijenbahnen gleichzeitig erhöhte Kriegabereitihaft und 
erleichterten Aufmarſch geſchaffen. Die Friedenscadres der für 
einen europäifhen Krieg zunächſt beftimnıten regulären Truppen 
find um 256% Bataillone, 90 Escadrons und 35 Batterien ge: 
fliegen. Die gefammte ruffiihe Infanterie und Feldartillerie um— 
faßt 984’; Bataillone mit 547450 Mann (ausfhlieglih Offi⸗— 
ciere 2c.) und 395F Batterien mit 1736 Geſchützen und 160 be— 
fpannten Munitionswagen. 

Die Seitens der europäifhen Lanbestheile mit Wehrpflicht, 


*) Nach Abrechnung der gemorbenen Truppen 1880: 1,1. Procent, 1886: 
1,7 Brocent. 
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ausfhließlih Finnland, im Frieden aufgebrachte Truppenzahl be 
rechnet ſich als Procentfag der begüglichen Bevölkerung wie folgt: 
1870 . . . 1,02 Procent 
1880... Le „ 
1886 ...0,. „ 

Der weitere Ausbau der Flotte, melde einen Mannfchafts- 

ftand von 26272 Köpfen erreicht hat, wird mit raftlofem Eifer 
- betrieben. 

Angefichts diefer Verhältnifje, welde um fo ernfter ins Auge 
gefaßt werden müffen, als Deutſchland, in Anbetracht der erforder: 
lichen Bereitfhaft nach mehreren Seiten, nicht die Streitmittel 
nur eines einzelnen Nachbarftaates in Rechnung ziehen kann, er 
wächſt die Nothwendigfeit, die Organifation und Stärke des deut— 
Then Heeres ber veränderten Situation anzupafien und Abhilfe: 
maßnahmen jo bald als möglich eintreten zu laffen. 

Allerdings legt die erforderliche Vermehrung unferer Streit 
kräfte dem Reich neue Opfer auf; aber nachdem unſere Nachbarn 
ſich zu gleihen und größeren Opfern entſchloſſen haben, um ihre 
Aggreffiofraft uns gegenüber zu verftärken, haben wir nur die 
Wahl, ob wir diefe neuen Opfer auf und nehmen oder den Grad 
der Sicherheit Deutſchlands vermindert jehen wollen, welcher auf 
den bisherigen Verhältniffen beruht. 


Die Ausgaben Deutfhlands für feine Kriegsmacht (Heer 
und Marine) beziffern fi 
1870 auf . . 272478397 Mart 


1880 „ . . 403425826 „ 
1886 „ 446288673 „ 
d. h. für den Kopf der Bevölkerung 
7,05 Mark 
89 „ 
95, 
In Frankreich wurden für den gleichen Zweck 
1870 . . . 397856000 Mark 
1880. . . 766096000 


” 


18866 . . . 826616000 „ 
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verauögabt, d. 5. für ben Kopf ber Bevölferung 


10,35 Mark 
20,2 5 
al, „ 


Rußland, welhes den Unterhalt der aus Finnland fi er- 
gängenden Truppen aus Mitteln biefes Landes, denjenigen ber 
irregulären Truppen aus einer befonderen Caſſe (Caſſe ber irregu- 
lären Truppen) beftreitet und für weitere militärifhe Bedürfniſſe 
über eine große Zahl befonderer Fonds (Cafernenfonds 2c.) ver 
fügt, hat gleichwohl noch ein Kriegsbudget von 785906259 Mark; 
diefe Summe repräfentirt gegen 1870 bezw. 1880 eine Steigerung 
von 279 bezw. 87 Millionen Mark. 

Es dürfte von Intereffe fein, aud) den Procentfag des Budgets 
(nah Abzug der Schuldenverzinfung) kennen zu lernen, der in 
jedem ber drei vorgenannten Ränder durch die Gefammtkoften der 
Heeresverwaltung in Anfprud genommen wird. Für Franfreid 
und Rußland läßt ſich derfelbe ziemlich zutreffend beredinen und 
ftellt ſich hiernach 

1880 1886 
Frankreich.. . . . . 35,38 Procent 40, 46 Procent 
Rußland (ohne Finnland). 49,07 „ 40 


Für Deutſchland läßt fi eine gleiche, auf Genauigkeit Ans 
ſpruch machende Berechnung um deswillen nicht aufftellen, weil 
die Zufammenftellung eines Gefammtbudgets nicht nur das Budget 
des Deutfchen Reichs, fondern auch die Budgets ſämmtlicher ein 
zelnen Bundesſtaaten mit berüdfichtigen müßte, letztere theilweiſe 
nad ganz verfchiebenartigen Grundfägen aufgeftellt find und über 
dies die aus dem Syſtem der Selbftverwaltung ſich ergebenden 
Ausgaben der Provinzial und Gemeinbeverbände nicht mit ent 
halten. " 

Einen zum Bergleich geeigneten Anhalt bieten indeſſen die 
Verhältniſſe des größten Bunbesftaates. Werden ben gefanmten 
Staatsausgaben des Preußiihen Staates diejenigen Ausgaben 
gegenübergeftellt, welche das Seitens Preußens allein aufzuftellende 
Militärcontingent erfordern würde, jo ergibt fih, daß letztere be— 
trugen: 


” 
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1875... .. . 27,06 Procent 
188081... .. 26,0 „ 
188586... 2. 26,04 „ 


Den Vorausfegungen des Gefeges vom 6. Mai 1880 würde 
es allerdings entſprochen haben, wenn die Frage der Vermehrung 
unferer Streitkräfte erfi zum 1. April 1888 der Verwirklichung 
zugeführt worden wäre, aber mit Rüdfiht auf die jenfeits unferer 
Grenzen eingetretenen Verhältniffe kann eine Verfpätung der Ent 
ſchließung verhängnißvoll werben. 

Es ſcheint daher geboten, mit den entſprechenden Maßregeln 
nit bis zum Ablauf der Dauer des gegenwärtig gültigen Geſetzes 
zu warten. Allerdings zeigt ſich hierbei, daf eine Periode von 
fieben Jahren nicht unter allen Umftänden für die Weiterentwide- 
Yung unferer Wehrfraft maßgebend fein Tann, aber andererfeits 
Täßt fi) doch aus ber gegenwärtigen Lage fein Grund entnehmen, 
einer neuen Gefegesvorlage von Haufe aus eine geringere Gültig- 
Teitsfrift zu geben. Denn der Erfolg einer jeben derartigen Maß- 
regel ift bei unferem Wehriyftem durch eine Reihe von Jahren 
ungeftörter Entmwidelung bedingt. Daher ift eine fiebenjährige 
Periode immerhin ein nicht ungeeigneter Anhalt für umgeftaltende 
Gejegesvorlagen. 

Von diefen Gefihtspunften geht bie gegenwärtige Vorlage 
aus und ſchlägt demgemäß vor, die Friebenspräfenzftärfe bes 
deutſchen Heeres ſchon vom 1. April 1887 ab und für die Zeit 
bis zum 31. März 1894 auf 468409 Mann (ausſchließlich ber 
Einjährig: Freiwilligen), d. 5. gegen jegt um 41135 Köpfe zu er 
höhen. 

Zu den einzelnen Beſtimmungen derſelben iſt noch Nach— 
ſtehendes zu bemerken: 

Bu $1. 

Die Zahl von 468409 Mann entfpriht einem Procent ber 
nad der Zählung vom 1. December 1885 ortsanmefenden Bes 
völferung und überfteigt hiernach nicht das bisher maßgebend ge— 
weſene Verhältnig. Die jährliche Mehreinftellung von 13000 bis 
14000 Rekruten ftößt auf feine Schwierigfeiten, da, wie bie im 
Zuni d. 3. vorgelegten „Ueberſichten der Ergebniffe bes Heeress 


25. 11. 1886. 


25. 11. 1886. 


152 III. Deutſcher Reichstag. 25. November 1886 bis 14. Januar 1887. 


ergänzungsgefchäfts für das Jahr 1885” ermeilen, ber Beſtand 
ber überzählig Gebliebenen rund 20000 Köpfe beträgt, wobei noch 
in Betracht fommt, daß ein Theil der Militärpflichtigen nur um 
deswillen der Erjagreferve I. Clafle überwiefen wird, weil die 
Erjagbehörden bei dem Ueberfluß an tauglichen Mannſchaften in 
der Lage find, nur bie förperlih Brauchbarſten zur gewöhnlichen 
Aushebung zu befigniren. 

Es könnte no in Frage kommen, ob die den Endzwed ber 
Vorlage bildende Vermehrung der für den Kriegsdienft vollfommen 
ausgebildeten Mannſchaften nicht dadurch anzuftreben wäre, daß 
unter entſprechend ftärferer Recruteneinftellung innerhalb der biß- 
herigen $riedenspräfenzftärfe eine Verkürzung ber Dienftzeit der 
Fußtruppen bei den Fahnen eingeführt wird. 

Aber ganz abgefehen davon, daß diefe Dienftzeit bei der In— 
fanterie durchfchnittlih überhaupt nur 2 Jahre 4! Monate be- 
trägt, und daß wir hinfichtlih ihrer gefeglichen und thatſächlichen 
Dauer den uns benadhbarten Großftaaten nachſtehen, jo zwingt die 
numeriſche Weberlegenheit, gegen welche Deutſchland vorausſichtlich 
in einem künftigen Kriege zu kämpfen haben wird, des Weiteren 
dazu, die fehlende Zahl möglichſt durch die Güte der Ausbildung 
zu erfegen. Hiernach ftellt fi eine Verfürzung der Dienftzeit um 
fo mehr als unmöglid) heraus, als bei der Schnelligkeit, mit welcher 
Kriegserflärung und erfte Waffenentfheidung auf einander folgen 
werben, die Gelegenheit, Lücken der Ausbildung nachzuholen, nicht 
gegeben ift. 

Zug 2 


Die Heeresverftärfung joll in erfter Linie der Infanterie zu 
Gute kommen. Es dedt ſich hierbei in glüdlichfter Weile das 
militärifche Erforderniß mit dem Beftreben, die nicht zu umgehen: 
den Geldopfer fo niedrig als möglich zu halten. Nichtsdeftoweniger 
haben doch aud namhafte Vermehrungen für die Felbartillerie, 
die Eifenbahntruppen und ben Train vorgefehen werden müffen. 
Die Fußartillerie und die Pioniere haben nur infomeit VBerüd- 
fihtigung erfahren, als dies durch locale Bedürfniſſe, beziehungs- 
weije die Reorganifation des Militärtelegraphenwejens geboten ift; 
die Forderungen für die Cavallerie beſchränken fi darauf, daß 
für diefe Waffe die Necrutenvacanz in Wegfall kommen joll. 
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Es follen neu errichtet werben: 
Stäbe: 
2 Divifionsftäbe, 4 Infanteriebrigabeftäbe und 1 Cavallerie- 
brigadeftab zwecks Errichtung je einer 3. — der 32. und 33.— 
Divifion beim 12. (Königlich fähfifchen) und 15. Armee: 
corps unter gleichzeitigem Fortfall des beim 12. (Königlich 
fähfifchen) Armeecorps beftehenden Cavalleriebivifiongftabes; 
Snfanterie: 
5 Regimenter (4 preußifche, 1 ſächſiſches), 
15 Bataillone (15 preußiſche); 
Jäger: 
1 Bataillon (1 ſächſiſches); 
Felbartillerie: 
21 Abtheilungsftäbe (16 preußifche, 2 bayrifhe, 1 ſächſi— 
ſcher, 2 württembergifche), 
24 Batterien (17 preußilche, 2 bayriſche, 3 ſächſiſche, 2 würt- 
tembergifche); 
Eifenbahntruppen: 
3 Bataillonsftäbe (2 preußiſche, J bayrifcher), 
9 Compagnien (6 preußifche, 1 bayrifche, 1 ſächſiſche, 1 würt⸗ 
tembergifche) ; 
Pioniere: 
1 Compagnie (1 preußiſche); 
Train: " 
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14 Compagnien (12 preußiihe, 1 ſächſiſche, 1 mürttem- 


bergiiche). 

Was von dem Mannſchaftszuwachs nicht für die vorbezeich- 
neten Truppenformationen benöthigt wird, fol zur Etatsverftärfung 
bereits vorhandener Truppentheile verwendet werden, welch letztere 
namentlih für die Infanterie in ſehr erheblihem Umfange in 
Ausfiht genommen ift. 

Während für die eben bezeichnete Etatsverftärfung aud) Rück— 
fihten der Ausbildung maßgebend find, wird die Aufftellung ber 
Neuformation theils durch die unzulängliche Zahl der Friedens: 
cadres (Infanterie und Feldartillerie), theils durch die Sicher— 
ftellung der Mobilmachung (Eifenbahntruppen, Pioniere und Train) 
bedingt. Die Errichtung der 32. Divifion begründet fi durch das 
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25.11.1886. Anwachſen der Stärke des 12. (Königlich fächfifhen) Armeecorps, 
weldes fortan 12 Infanterieregimenter und 3 Jägerbataillone 
zählen fol, diejenige ber 33. Divifion durch die beim 15. Armee= 
corps beftehenden befonderen Verhältniffe. 

Im Intereſſe möglichfter Koftenverminderung wird vorge— 
lagen, 15 der neu zu formirenden Infanteriebataillone nicht in 
Regimenter zufammenzufaffen, fondern als vierte Bataillone bereits 
beftehenden Regimentern zuzutheilen. 


Zu $ 3. 

Es erſcheint zwedmäßig, diejenigen Beftimmungen aus dem 
Reichsmilitärgeſetz auszuſcheiden und in ein befonderes, das gegen- 
wärtige, Geſetz zufammenzufafien, welche je nach bein hervortreten- 
den Bebürfniß einem Wechſel unterliegen. 





Die Koften der durch die gegenwärtige Gefegesvorlage vor- 
geſchlagenen Heeresverftärkung find veranfhlagt: 
I Fortdauernde Ausgaben (ausſchließlich Penfionsfonde): 


Preußen . . . 17820000 Mark 
Sadlen. . . . 2350000 „ 
Württemberg . . 630000 „ 


20800000 Mark 
Dazu für Bayern 
(8938:37197). 2202072 , 
im Ganzen 23002072 Marf 
rund 23000000 „ 
II. Einmalige Ausgaben: 
Preußen 


an im Ganzen rund 24200000 Mark. 
Bayern 
Unter den einmaligen Ausgaben find diejenigen, welche durch 
eine entfpredhende Erweiterung der Cafernirung, fowie durch etwaige 
Magazinbauten und Unterfunftsräume für Material erforderlich 
werden, nit mit veranſchlagt. 
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In der 5. Sigung des Deutſchen Reichstags, Freitag 3. December 3. 12. 1886. 
1886, leitete der Kriegäminifter Bronfart v. Schellenborff bie 
erfte Berathung des Entwurfs mit einer Rebe ein, deren Zweck mar, 
die Dringlichkeit der Vorlage zu ermeifen nicht auf Grund einer augen: 
blicklich drohenden Kriegägefahr, fondern durch den Hinweis auf die 
Erhöhung der Friebenzpräfenzftärle der Nachbarſtaaten Frankreich und 
Rußland, die dem Deutfchen Reihe eine ähnlihe Maßregel zur Pflicht 
made. Da bie verftärkte Recrutirung ſchon mit dem 1. April 1887 
erfolgen follte, jo bat er um möglichfte Beſchleunigung der Berathung 
in Plenum und Commiffion, damit die verbündeten Regierungen noch 
vor Eintritt der Weihnachtöferien des Reichstags eine — wie er zuver: 
ſichtlich hoffte — günftige Antwort erhielten. Gegenüber der wieber: 
Holt geäußerten Meinung, daß die Regierungen die in der Vorlage 
geforderte Fetfegung ber Friedenspräſenz auf fieben Jahre (das fo: 
genannte Septennat) nicht ernſtlich feitzuhalten beabfidtigten, ſondern 
auch mit einer Bewilligung auf Fürzere Frift fi begnügen würden, 
wenn ber Reichstag die Erhöhung der Heeresftärfe von ber Bedingung 
einer Friftverfürzung abhängig made, betonte er den Entſchluß der Re: 
gierungen, fi auf einen Handel biefer Art nicht einzulafien, da das . 
Septennat das Ergebniß eines Compromiſſes zwiſchen dem Vorſchlag 
der verbündeten Regierungen und ben Stimmungen ber Majorität des 
Reichstags fei, das die Regierungen aufrecht zu erhalten ſich entfchlofien 
hätten, um nicht die Vorlage unnöthiger Weife noch mit einem Ge: 
wichte zu behängen, das ihre Annahme erſchweren ober in Frage ftellen 
könnte. Der Abg. Richter führte aus, daß bereits die früheren 
Septennatövorlagen mit denfelben Gründen empfohlen worden jeien, 
wie die gegenwärtige. Wiederum weile man auf die Heeresverftärfungen 
in Rußland und Frankreich hin, um die Vorlage zu rechtfertigen; aber 
ſowohl die Denkſchrift, wie bie Rebe des Kriegsminifters ließen feinen 
Zmeifel, daß die Erhöhung der Friedenspräſenz nicht durch eine un: 
mittelbare Kriegsgefahr geboten fei. Wäre letzteres der Fall, jo würbe 
der Reichstag ohne Unterſchied der Parteien einmüthig und ohne An— 
fand Hunderte von Millionen zur Rüftung und Mobilmahung des 
ganzen Heeres bemilligen, fo aber habe der Reichstag ernſtlich bie 
Höhe der Belaftung zu prüfen, die dem beutfchen Volke auferlegt 
werden folle, und zu folder Prüfung, die nur innerhalb einer Com: 
miffton gefchehen könne, bebürfe man vor allen Dingen einer längeren 
Zeit. Er bemängelte ſodann, daß in der Denkſchrift das Bundniß mit 
Defterreich nicht genügend berüdfichtigt fei, und beftritt die Zahlen- 
angaben über die Heeresfſtärke der Nahbarftaaten und deren Wachs— 
tum. Auf Grund der von ihm gefammelten ftatiftifchen Angaben 
behauptete er, daß Deutſchland jedem ber beiden Staaten numeriſch 
minbeften® gleich, durch die Qualität feiner Truppen aber überlegen fei. 
Einen größeren Theil feiner Rede widmete er der Frage der Dienftzeit. 
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Die geſetzliche Einführung der zweijährigen Dienftzeit, bie alte 
Forderung der Fortfchrittspartei in den Jahren des Conflicts, bezeich- 
nete er als das nothwendige Aequivalent für jede Erhöhung ber 
Friedenzpräfenz, der Bewilligung auf fieben Jahre ftellte er die Yorbe- 
zung jährliger Feftfegung des Militäretats gegenüber, wenn 
er aud) eine Feitfegung auf längere Frift, jedoch nicht über drei Jahre 
hinaus, als vereinbar mit den conftitutionellen Rückſichten anerfannte. 
In der Erwiderung des Kriegäminifterd Bronfart v. Schellendorff 
fiel am meiften die Bemerfung auf, daß die Entſchließung der ver: 
bünbeten Regierungen, dem Reichstag eine Vorlage zu machen, die 
vom 1. April 1887 ab Gültigkeit haben ſolle, erft in ben allerlegten 
Tagen vor Berufung des Reichstags gefaßt worden fei, woraus ge: 
ſchloſſen werben Fonnte, daß die Vorlage weit mehr, als die Denkſchrift 
erjehen ließ, durch die Rüdfiht auf politiſche Verwidelungen in einer 
abfehbaren Zukunft veranlagt war. Nachdem der Abg. Graf Saldern: 
Ahlimb-Ringenwalde die Bereitwilligfeit der Confervativen, Die 
Forderungen der Vorlage zu bemilligen, ausgeſprochen hatte, entwidelte 
der Abg. Payer den Standpunkt der Volkspartei. Wie der Abg. 
Richter fand er die fchriftliche und mündliche Begründung, die Der 
Vorlage bisher zu Theil geworden war, fo bürftig, daß fhon aus 
diefem Grunde eine Commijjionsberathung nothwendig fei. Gegen das 
Septennat machte er geltend, einmal, daß die Reichsverfaſſung Pie 
jährliche Berilligung der Ausgaben als Grundfaß anerfenne, anderer: 
feit3, daß die Regierungen felbft die Bewilligung auf fieben Jahre als 
unprattiih erfannt haben müßten, indem fie mit der Einbringung Der 
Vorlage nicht bis zum Ende der noch laufenden Frift gemartet hätten. 
Gegen die Erhöhung der Friedenspraͤſenz hatte er nicht allzuviel ein- 
zuwenden, da fie eine wirkliche Durchführung der allgemeinen Wehr: 
pfliht anbahne, aber er forderte einen Ausgleich für die Mehrbelaftung 
des Volfes in ber Herabfegung der Dienftzeit. Unter heftigen Aus: 
fällen gegen die ausmärtige Politit des Deutſchen Reichs, die immer 
mehr das Vertrauen bes deutfchen Volks verliere, und Bulgarien gegen: 
über eine Unthätigfeit gezeigt habe, die mit den lebhaften Syinpathien 
des Volks für Fürft und Land im Widerſpruch gemefen jei, gab 
er ber Mißftimmung feiner Parteigenofien über den Mangel ein- 
gehender diplomatiſcher Informationen Seitens des Auswärtigen Amtes 
Ausdruck. 

Am zweiten Tage der Verhandlung, Sonnabend 4. December 1886, 
ſprach zuerft der Abg. Windthorft im Namen des Gentrums. Er 
begann mit zmei Worbemerfungen. Erftens verfiherte er Namens feiner 
Freunde, daß ihnen fein Opfer zu groß fein werde, wenn das Vater: 
land in irgend welcher Weife in Gefahr fei, zweitens erklärte er, daß er 
mit Allem, was er heute fage, weder fi noch feinen Freunden für die 
fernere Discuffion und Abftimmung präjudicirt haben wolle. In der 
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Vorlage unterſchied er ein Doppeltes, die Forderung der alten Präfenz 
und die Erhöhung derſelben. An dem Beftehenden zu rütteln, fei nicht 
feine Abſicht, die Notwendigkeit einer. Vermehrung aber fei noch nicht 
nachgewieſen. Denn jelbft wenn man eine ziffermäßige Ueberlegenheit 
der Nachbararmeen zugebe, jo jei doch ſicher, daß die deutſche Armee 
allen anderen durch ihre fefte Gliederung, muftergültige Leitung und 
die Kraft der monardifchen Einrichtungen überlegen und aud in ihrem 
gegenwärtigen Beftande allen Fährniſſen gewachfen fei. Auffallend fei, 
daß eine fo wichtige Vorlage unter Hinweis auf die ausmärtigen Ber 
siehungen eingebracht werde, ohne daß der Leiter der Auswärtigen 
Angelegenheiten entweder perfönlih anmefend oder durch einen autori- 
firten Subftituten vertreten fei. Man laſſe den Deutſchen Reichstag 
im Dunkeln über die auswärtigen Beziehungen des Deutſchen Reis; 
wenn dieſe aber jo günftig feien, wie die Thronrebe fage, wozu dann 
die Heereöverftärfung? In Paris habe man Anderes zu thun ala an 
den Krieg zu denken, und Boulangerd Vorlagen feien nur darum fo 
fhnel angenommen worden, weil man fi dur bie deutſche Militär: 
vorlage beunruhigt gefühlt habe. Er ftellte in Ausſicht, daß er in 
der Commiffion mit dem Herrn Kriegäminifter ein „feſtes“ Examen 
über die auswärtige Lage abhalten werde; von dem Ergebniß dieſer 
Prüfung werde die Entſcheidung des Reichstags abhängen. Das Noth: 
wenbige werde ber Reichstag zugeftehen, mehr aber nidt, da ber 
Niedergang des wirthſchaftlichen Zuftands in Deutſchland in Verbin: 
dung mit dem faum noch erträgli—hen Steuerdrud eine Mehrbelaftung 
nur in dem dringenden Falle unmittelbarer Kriegsgefahr geftatte. Von 
einer Bewilligung auf fieben Jahre könne gar nicht die Rebe fein, er 
halte es für richtig, die Ausgaben für das Militär genau jo wie alle 
anderen Bubgetpofitionen zu behandeln, das heißt: fie alle Jahre zu 
prüfen und jedes Jahr zu bemilligen. Der Reichstag fünne dann 
temperirend, mahnend auf die Regierung einwirken und eventuell auch 
Abſtriche machen. Als Webergang zur einjährigen Bewilligung fei bie 
Bewilligung auf eine Legislaturperiode nicht abzumeilen, falls das 
Zuftandefommen einer Vereinigung mit der Regierung davon abhänge. 
Sehr vermißte der Abg. Windthorft einen Hinweis auf die Hilfe, 
die Defterreih:Ungarn im Falle eines Angriffs Rußlands ober Frank: 
reichs auf Deutfchland gemähren fünne; wenn das Bundniß Deutſch- 
lands mit Defterreich nicht kräftiger ſich geftalte, als bisher, fo werde 
die Zeit fommen, wo man es bedauern werde, das fefte Verhältniß, 
in dem Defterreih zur Zeit des Deutſchen Bundes mit Deutfchland 
geftanden Habe, nicht mehr zu haben. Die Heeresvermehrung, die bei 
jedem Septennatsablauf vorgenommen worden fei, müffe auch nad} ihrer 
financiellen Seite gewürdigt werben. Jede Vermehrung auf deutfcher 
Seite ziehe Vermehrungen auf Seiten der Gegner nad fih, und fo 
fpige fi die ganze Angelegenheit zu der Frage zu, melde Nation am 
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längften das Geld für die militäriſchen Formationen aufbringen Tönne. 
Unmöglid könne ein Volt fih fo ftarf machen, daß es Coalitionen 
gewachſen fei, deshalb müfje die Diplomatie dafür forgen, Coalitionen 
mit Coalitionen zu befämpfen, und ber für Deutſchland gegebene 
Bundesgenoſſe fei Defterreih:Ungarn. Principiell erklärte fi auch ber 
Abg. Windthorft für eine zweijährige Dienftzeit, die Frage, ob ihre 
Einführung unter den gegenwärtigen Verhältnifien thunlich fei, werde 
in der Commiffion zu erörtern fein. — Mit warmen Worten empfahl 
der Abg. Graf Moltke die Vorlage. 

„Den kann e8 ja beflagen,” fagte er, „daß wir genöthigt 
find, einen großen Theil der Einnahmen des Reihe, anftatt auf 
den Ausbau im Innern, für die Sicherheit nach außen zu ver- 
wenben; bas wird aber bedingt durch allgemeine Verhältniffe, die 
wir abzuändern ganz außer Stande find. Meine Herren, ganz 
Europa ftarrt in Waffen. Wir mögen ung nad) links oder nad 
rechts wenden, fo finden wir unfere Nachbarn in voller Rüftung, 
in einer Rüftung, die jelbft ein reiches Land auf die Dauer ſchwer 
nur ertragen kann. Das drängt mit Naturnothwendigleit auf 
baldige Entſcheidung Hin und ift der Grund, weshalb die Ne 
gierung ſchon vor Ablauf des Septennats eine Verſtärkung ber 
Armee verlangt. Aus den die Regierungsvorlage begleitenden 
Motiven erfehen Sie, wie fehr wir hinter den Rüftungen der 
übrigen Großmächte zurüdgeblieben find. Sie erfehen daraus, 
daß von allen großen Armeen die unferige noch die mindeft Loft: 
fpielige ift, daß fie weniger als irgend eine anbere auf der Ge: 
fammtbevölferung laftet und daß beifpielsweife Frankreich nahezu 
das Doppelte an feine Armee wendet, wie wir. Noch in biejen 
Tagen find die ſehr erheblichen Anforderungen bes franzöfifchen 
Kriegsminifters in den Kammern anftandelos bewilligt worden. 
Man hat nun die Richtigkeit diefer Zahlenangaben in Abrede ge: 
ftellt. Ja, meine Herren, hier im Plenum können wir unmöglich 
die Rechnung aufmaden; das wird ſich in der Commiffion finden. 
Ich halte die Angaben für richtig, denn fie gründen ſich auf bie 
beften Nachrichten, die wir haben können. — Man hat uns nun 
den Rath gegeben, ung mit Frankreich zu verftändigen. Ja, das 
wäre gewiß ſehr vernünftig; es wäre ein Segen für beide Nationen 
und eine Bürgſchaft für den Arieden in Europa. Wenn es nun 
aber nicht gefchieht — & qui la faute? Go lange die öffentliche 
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Meinung in Frankreich ungeflüm die Zurüdgabe zweier weſentlich 4. 12. 1886. 
deutſcher Provinzen fordert, während wir feſt entichloffen find, 
fie niemals herauszugeben (Lebhaftes Yravo!), fo wird eine Ver- 
ſtändigung mit Frankreich kaum möglich fein. — Man hat dann 
bingewiefen auf unfer Verhältniß mit Defterreih. Diejes Bundniß 
ift ein fehr werthvolles; aber es ift ſchon im gemöhnlichen Leben 
nicht gut, ſich auf fremde Hilfe zu verlaffen, ein großer Staat 
eriftirt nur durch feine eigene Kraft (Bravo! reits). — Wenn 
ich recht verftanden habe, fo wurde behauptet, daß die Vorlage 
der Regierung fih nur auf die Friedenspräfenz, nicht auf bie 
Kriegspräfenz, d. 5. die Kriegaftärfe, bezöge. Meine Herren, bie 
Vorlage fordert allerdings eine Etatserhöhung für gewiſſe Truppen- 
theile, die nahe der Grenze vielleiht berufen find, gleich im erften 
Augenblid des Kriegs in Action zu treten. Dadurch wird die 
Kriegsſtärke in feiner Weife vermehrt, es vermindert ſich nur bie 
Zahl der nachzuſendenden Neferven; aber die Vorlage fordert ja 
ausdrüdlih und hauptſächlich die Aufftellung neuer Cadres, und 
die werden allerdings die Kriegaftärfe vermehren. Die Cadres von 
31 neuen Bataillonen vermehren die Kriegaftärke um 31000 Mann. 
— Dann hat man auch wieber die zweijährige Dienftzeit in An- 
regung gebracht. Ja, meine Herren, ich gehe nicht näher darauf 
ein; die Sade ift früher gründlich beſprochen worden. Bei ber 
gegenwärtigen politiiden Lage unjer ganzes bisheriges Militär- 
ſyſtem über den Haufen zu werfen und ein neues einzuführen, 
das würde doch ein bedenkliches Erperiment fein (Sehr richtig). — 
Zweijährige Dienfzeit haben wir eigentlich ſchon; da nod eine 
weitere Herabfegung herbeizuführen, das würbe eine Vermehrung 
der Ziffer und eine Verſchlechterung der Qualität fein, und damit 
iſt uns nicht gebient. Im Gegenteil, unfere befte Sicherung be— 
ruht eben in der Vorzüglichleit unferer Armee. — Es ift dann 
mit vollem Recht aud die financielle Seite der Frage in Betracht 
gezogen worben. Ja, meine Herren, ich verfenne gewiß nicht bie große 
Wichtigfeit einer guten Finanzlage — nicht eigentlih im Kriege, 
da, wo es ſich um Kämpfe und Entſcheidungen handelt, wo nad) 
dem Ausſpruch des deutſchen Landsknechts „Patronenhülfen die 
gangbarften Papiere” fein werben, ba, meine Herren, hört bie 
Rüdficht auf die Finanzlage auf; aber außerordentlich wichtig ift 
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fie für die Vorbereitung zum Krieg, für gute Ausrüftung 
der Truppen, für Anlage von Befeftigungen, für zwedmäßig ge 
führte Eifenbahnen. Ein unglüdlicher Krieg zerftört auch die befte 
Finanzwirthſchaft; die Finanz muß eben durch die Armee gefichert 
fein. — Meine Herren, ich glaube, daß wir durch eine Reihe von 
Jahren ſchon uns haben davon überzeugen fönnen, da wir eine 
umſichtige, redliche und fparfame Armeevermaltung haben (Sehr 
richtig"). Auch die jegt in Rede ftehende Vorlage ift weſentlich 
durch Rückſichten auf Sparſamkeit beftimmt. Man hat darauf 
verzichtet, ſchon im Frieden, wie dies außerordentlich wünfchens- 
werth wäre, alle unfere Gefchüge beſpannt zu haben, wie das bei 
unferen Nachbarn der Fall ift. Die Vermehrung bezieht ſich 
wejentli auf die Infanterie, als die mindeft foftfpielige Waffe. 
Die Hälfte der neu aufzuftellenden Bataillone wird bereits beftehen- 
den Negimentern angefchloffen, um die Stäbe für Regimenter zu 
ſparen. Kurz, meine Herren, es ift nit das militäriſch abſolut 
Wünfhenswerthefte, fondern das financiell Erreihbare dabei ins 
Auge gefaßt worden. — Und dann, meine Herren, diefe Forde— 
rung, die an das Land geftelt wird, — fie wirb geftellt, um den 
bisher mühſam aufrecht erhaltenen Frieden in Europa, wenn e& 
möglich ift (Hört! hört!), auch ferner nod zu ſichern. Ich meine, 
wenn wir diefe Vorlage ablehnen, fo involvirt das eine jehr ernfte 
Verantwortlichkeit, vielleiht für das Elend einer feindliden In— 
vafion, eine Verantwortung, die, von hundert Schultern getragen, 
dennoch für jeden Einzelnen ſchwer genug wiegen muß. Durch 
große Opfer haben wir erreicht, was alle Deutfchen feit jo vielen 
Jahren erfehnt Haben: wir haben das Rei, wir haben bie Ein- 
heit Deutſchlands. Möchten wir auch die Einigkeit der Deutichen 
in einer folhen Frage haben, wie fie hier vorliegt. Die ganze 
Welt weiß, daß wir feine Eroberungen beabfihtigen. Mag fie 
aber au willen, daß wir das, was wir haben, erhalten wollen, 
daß wir dazu entſchloſſen und gewappnet find“ (Lebhaftes Bravo!). 


Der Abg. Grillenberger, als Vertreter der focialbemofrati- 
ſchen Partei, fpra ſich für ftricte Verwerfung der Vorlage aus, denn 
der Zweck, Deutſchland militärifh zu ftärken, Tonne mit geringeren 
Mitteln und auf anderem Wege erreicht werden, nämlich durch Ber: 
fürzung der Dienftzeit auf ein Jahr; die einjährige Dienftzeit werde 
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dann leicht den Uebergang zum Volfsheer ermöglichen. Zu einem 
Feldzug gegen „unferen wirklichen Tob: und Erbfeind” Rußland ftellte 
er bie Hilfe aller feiner Parteigenofjen in Ausfiht, um fo mehr tadelte 
er bie ruſſenfreundliche Politit der deutſchen Reichsregierung, die haupt: 
fählih ihren Grund in der ausgefprochenen Polenfeindlicfeit des 
Fürften Bismard habe. In Bezug auf die Septennatöfrage erklärte 
er, daß feine Partei fi weder auf eine Bewilligung für fieben, noch 
auf eine ſolche für drei Jahre einlaffen fönne, fondern die jährliche 
Feſtſetzung des MilitäretatS als verfafjungsmäßig zu fordern berechtigt 
fei. Die nationalliberale Partei ſprach fih durch den Mund des Abg. 
Marquardfen, die freiconfervative Partei duch den Abg. Frhrn. 
v. Wöllmarth:Lauterburg zu Gunften der Vorlage aus; im Auf: 
trag der welfiſchen Partei entwidelte der Abg. Frhr. Langmwerth 
». Simmern die Gründe, aus denen die Welfen nicht im Stande 
jeien, für die Vorlage zu ftimmen. Er beftritt eine von Frankreich 
drohende Gefahr und gab dem Mißtrauen gegen die Führung der 
deutſchen Politik Ausdruck, die fein beftimmtes und klares Bild zeige. 
Von Seiten der Regierungen widerlegte Kriegsminifter Bronfart 
v. Schellendorff die von den Rednern des Centrums und der 
ſocialdemokratiſchen Partei erhobenen Einwendungen gegen die Heered: 
vorlage. Schließlich wurbe bejcloffen, den Entwurf einer Commiffion 
von 28 Mitgliedern zur Vorberathung zu übermeifen. 

Die Verhandlungen in der Commiffion begannen am 9. December 
1886. Die Generalbiscuffion eröffnete der Kriegäminifter Bronſart 
v. Schellendorff mit einer eingehenden Darlegung, die als Er: 
gänzung der im Plenum des Reichstags gemachten Mittheilungen an: 
zufehen war. Nah dem Commiffionsberiht führte er etwa Folgen: 
des aus: 

Was die auswärtige Lage ambelange, fo fei es nicht feines 

Amtes, fi über die einfchlägigen Verhältniffe zu äußern; er 
habe die Vorlage, wie fie lediglich aus einer militärifchen Noth: 
wendigkeit entftanden fei, aud nur unter den rein militäriſchen 
Geſichtspunkten zu verfechten. Bezüglich des wiederholt gemachten 
Hinweiſes auf die Bundesgenoſſenſchaft Defterreih:Ungarns wolle 
er hierbei die Anführung nicht unterlaffen, daß biefer Staat 
trog ber Bevölferungsziffer von circa 38 Millionen Einwohnern 
(Bählung von 1881) nur ein Friebensheer von 281497 Mann 
unterhalte und daß dieſe verhältnigmäßig geringe Präfenzaiffer 
einen Anhalt für den Umfang des im Kriegäfalle von ihm zu 
erwartenden Kräfteaufgebot3 gebe. 

Nachdem er hierauf die Angaben des Abg. Richter in feiner 
Rede vom 3. December 1886 berichtigt ober widerlegt Hatte, be 
gründete er die in der Vorlage gemachten Forderungen in folgenden 
Sägen: 
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Die Normirung der Friedenspräfenzftärfe auf 1 Procent ber 
ortöanwefenden Bevölkerung entfpricht ber bisherigen; fon ber 
alte Deutſche Bund hatte diefen Satz. Bei Errichtung des 
Norddeutihen Bundes im Jahre 1867 wurde fogar von der 
Bevölferungsziffer beffelben Jahres (1867) auögegangen, während 
die Gefegesvorlage von der Bevölferungsziffer des Vorjahres 
(1885) ausgeht. Die einzelnen Forderungen begründen ſich, 
was zunädft die Neuformationen anbelangt, durch die befonderen 
Verhältnifje des XV. Armeecorps (33. Divifion) beziehungsmeife 
durch die Stärke des Königlich Sächſiſchen Militärcontingents 
(32. Divifion). Für die Errichtung vierter Bataillone ift neben 
anderen näher erörterten Vortheilen auch die größere Billigkeit 
geltend zu maden. Die Neuformationen der Feldartillerie be- 
gründen fi durd das Verhäliniß der in Ausſicht genommenen 
Vermehrung der Infanterie. Die Vermehrung ber Eifenbahn: 
truppen ift durch Mobilmahungsrüdfichten bedingt; die neu zu 
errihtende Pioniercompagnie fol fpeciellen Zweden dienen und 
ift in Folge Neuorganifation des Militärtelegraphenwefens noth: 
wendig geworben. Die weiterhin beantragten Verſtärkungen ver 
vorhandenen Cabres haben gegenüber der Errichtung neuer Cadres 
den Vorzug erheblich geringeren Mehrerforderniſſes. Nothwendig 
find fie, um endlid die Mannſchaftszahl zu gewinnen, welche 
für die volle planmäßige Füllung unferer Kriegsformationen be— 
nöthigt werden. 

Was nun die Dauer ber feftzuftellenden Friedenspräſenz ⸗ 
ziffer anbelangt, fo macht es die Ruͤckſicht auf die ruhige und 
jtetige Entwidelung unfere Heeres unbedingt nothwenbig, bie: 
felbe auf möglichſt lange Zeit zu bemeſſen. Im Hinblid hierauf 
wäre eine Berilligung ohne Zeitbeſchränkung gewiß das Befte; 
da hierfür aber bei der Majorität des Reichstags Feine Neigung 
befteht, fo hoffen die verbünbeten Regierungen mit dem Septennat 
auszufommen. Wenn gegen letteres angeführt wird, daß bie 
Gefegesvorlage, indem fie dem Ablauf des Septennats vorgreifen 
will, ja felbft die Zeitdauer als zu hoch gegriffen anerfenne, fo 
wolle er nur bemerken, daß die Aenderung, melde die Regie: 
rung dem Septennat 1880 gegeben hat, nur um ein Viertel 
ſchwächer war, und daß gleihwohl damals der Wiederholung 
des Septennats zugeftimmt worden ift. 

Aus der Mitte der Commiffion wurden zwei Hauptgefihtspunfte 
hervorgehoben, der politifhe und der militärifhe. Da ber Kriegs: 
minifter eine jede auf die auswärtigen Verhältniffe zielende Neuerung 
abgelehnt hatte, wurde in ber Commiffion dem lebhaften Bedauern 
darüber Ausbrud gegeben, daß das Auswärtige Amt gar nidt bei den 
Berathungen vertreten fei. Man vermißte den Nachweis dafür, dag 
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die Lage feit 1880 ſich verändert habe. Ganz unklar feien die Be— 
ziehungen zu Defterreih. Man müfle fih daher darüber beſchweren, 
daß das Parlament über die politiihe Lage nicht informirt werde. 
Da dieſe Klagen fi wiederholten, verlas Kriegaminifter Bronfart 
v. Schellendorff in der vierten Sigung der Commiffion am 13. De- 
cember folgende Erklärung: 

Erklärungen ber Regierung in Bezug auf unfere auswärtigen 
Beziehungen können nur in verantwortlich feftgeftelltem Wortlaut 
abgegeben werben und Nichts enthalten, was nicht auch in öffent: 
licher Sigung amtlich erklärt werden könnte. Auch wenn ber Herr 
Reihslanzler in Berlin anweſend wäre, würde er nicht in ber 
Lage jein, vor der Commiffion Erklärungen über die Beziehungen 
anderer Staaten zu uns und unter einander abzugeben, welde 
nicht ſchon befannt wären, weil weitergehende Darlegungen über 
intimere Beziehungen und bie mögliche Politik der einzelnen Mächte 
nicht gegeben werben können, ohne die Friedenspolitif, welche wir 
treiben, zu erſchweren und zu ſchädigen. Die Situation ift nicht 
fo weit gereift, um von deutfcher Seite her amtlich und öffentlich 
befprochen zu werden. Wenn die öffentlich befannten, von ben 
verbündeten Regierungen als zwingend angejehenen Gründe für 
die Militärvorlage, ſowohl nad der militärifhen als nach ber 
politifhen Seite hin, der Commiffion nicht genügen follten, jo 
kann der Herr Reichskanzler Ihnen aus dem Gebiete ber bisher 
nit öffentlich befannten diplomatiſchen Situation Nichts Hinzu- 
fügen, was gegenwärtig ohne Schaden für unfere auswärtigen 
Beziehungen und für den allgemeinen Frieden gejagt werben 
fönnte. 

In der eigentlichen Debatte beſchränkten ſich die Vertreter der 
Militärverwaltung auf die rein militäriihe Seite der Vorlage; fie 
wieſen nah, daß die Stärfe und die Entwidelungsverhältnifje der 
Armeen Deutſchlands einerfeit3 und Rußlands, namentlih aber Frank: 
reichs anbererjeits mit Nothmwendigfeit dahin führen müßten, daß man 
in Deutſchland durch Erhöhung der Friedensftärfe au eine höhere 
Kriegaftärke ficherftelle. Diefen Ausführungen gegenüber fand bie 
Dppofition ihre Aufgabe darin, die Bahlenangaben zu bemängeln und 
die darauf gegründeten Schlüffe anzugreifen. Vornehmlich that dies 
der Abg. Richter. Nah dem Commiffionsberichte führte er etwa 
Folgendes aus: Ueber auswärtige Verhältnifie Näheres zu erfahren, 
wäre ja an fi wünſchenswerth, in Verbindung mit der Berathung 
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der Militärvorlage aber lege er darauf weniger Werth, weil die Nor: 
Inge dauernde Verhältnifje ins Auge faſſe. Abgefehen von einer außer: 
orbentlihen Aushebung, worüber man noch Nichts vernommen, ver: 
mehre die Vorlage bis zum nächſten Herbft die Kriegsſtärke durdaus 
nicht, fondern bewirke nur eine andere Vertheilung bereits vorhandener 
Mannſchaften. Für geroiffe Formationen, die auch ſchon jegt im Mobil: 
machungsfall fofort gebildet werden könnten, würden Friedenscadres 
geihaffen. Auch der Wunfc der Befchleunigung für die Berathung der 
Vorlage erkläre fih nur aus dem Beſtreben, die anderweitige Ver: 
theilung in den Liſten ſchon bis zum Beginn des neuen Verwaltungs: 
jahres zu beendigen. Was ‚die Wehrverhältniſſe Oeſterreich-Ungarns 
betreffe, jo feien diefelben doch nicht mehr diejenigen von 1866. Auch 
dort fei die allgemeine Wehrpflicht und unfere Organifation in ber 
Hauptſache durchgeführt. Die öfterreihifch:ungarifche Wehrfraft verhalte 
ſich zur beutfchen mie zwei zu drei, eine Allianz mit Defterreih-Ungarn 
werde aljo die deutſche Macht im Verhältniß von drei zu fünf erhöhen. 
In Defterreih:Ungarn fei die Friedenspraſengſtarke geſetzlich durchaus 
nicht feſtgelegt, ſondern hänge von der jährlichen Budgetfeſtfetzung ab. 
Trogdem die bulgarifhe Frage Oeſterreich-Ungarn näher angehe als 
das Deutſche Reich, habe man in Peſt eine Erhöhung der Präfenz 
nit verlangt, fondern ſich mit wenigen Millionen für die befchleunigte 
Einführung des Repetirgewehrs begnügt. Im weiteren Verlaufe feiner 
Rede beanftandete der Abg. Richter die mitgetheilte Statiftif über 
die Stärke der Auöhebung in Frankreich und Deutſchland. Die in 
dem Jahreöberiht über die Nefultate des Erſatzgeſchäftes angeführte 
deutſche Aushebungsziffer ſei höher als die in der jeßt mitgetheilten 
Statiſtik ftehende Ziffer; feit 1879 habe ſich die deutſche Aushebung 
um 16000 Mann jührlid erhöht. Andererfeit3 feien alle Ziffern über 
die franzöſiſche Aushebung in den Löbellſchen Jahrbüchern geringer, 
als in den dem Reichstag mitgetheilten Berichten. In Wahrheit fei 
die deutſche Aushebung etwas ftärfer als die franzöfiihe, abgefehen 
davon, daß bei uns noch die Ausbildung der Erfagreferve hinzufomme. 
Daß in Frankreich die Zahl der angeworbenen Truppen für afrifanijde 
und afiatifhe Expeditionen in den letzten Jahren erhöht worden fei, 
Tonne für Deutſchland nicht in Betracht fommen. Bei der franzöfiigen 
Aushebung werde für die Infanterie ein Drittel nur zu zehmmonat- 
licher Dienftzeit eingeftellt, bei der Artillerie jogar die Hälfte. Während 
man beutfcherfeits Soldaten mit fo kurzer Dienftzeit einen erheblich 
geringeren Werth beimefje, behandle man fie doch beim Vergleich der 
Aushebungsziffern als gleihwerthig. Bei der Berechnung einer neun: 
undzwanzig: bis breißigmonatliden Dienftzeit, wie fie in Frankreich 
nad dem Boulangerfhen Project eingeführt werben folle, habe bie 
Militärvermaltung dasjenige Contingent, welches künftig nur zwei Jahre 
dienen folle, außer Betracht gelaffen. Der Ausſchuß des gefeßgebenden 
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Körper in Paris habe fich vorbehalten, die Höhe biefes zweijährigen 
Contingents im jährlichen Budget zu beftimmen. Mit einem ähnlichen 
Vorbehalt Seitens des Reichstags werde die Militärvermaltung ficher 
nicht zufrieden fein. Aber man berufe ſich auf das franzöfifche Mufter 
nur dann, wenn es zu ben Plänen der Regierung paſſe, ziehe aber 
nicht daraus die Confequenzen für unfere Anfchauungen. Mafgebend 
fönne nur der Vergleich der Kriegaftärke in Frankreih und Rußland 
von jegt und 1880 fein, benn unfere Präjenzerhöhungen im Jahre 1880 
jeien damals als völlig ausreichend erachtet worden im Verhältniß zu 
den Nahbarftaaten. Redner erläuterte darauf im Einzelnen, daß in 
der That in Frankreich jeit 1880 nur 8 Infanteriebataillone, und 
zwar nur in Algier, errichtet worden feien, fritifirte alsdann abfällig 
den ftatiftifchen Vergleich der franzöfifchen und der deutfchen Infanterie 
und kam zu dem Schluffe, daß in Deutfchland nicht 11000 Mann 
Infanterie weniger, jondern 10000 Mann mehr als in Frankreich im 
Frieden unterhalten würden. Die deutſche Militärverwaltung rechne 
bei den franzöfifchen Ziffern immer nur mit der budgetmäßigen, nicht 
mit der thatjächlihen Stärfe, die in Folge umfafiender Beurlaubungen 
viel geringer fei. Die Behauptung, daß feit 1880 die franzöfiiche 
Compagnie von 83 auf 90 Mann erhöht worden fei, ftehe in biefer 
Allgemeinheit mit allen anderen Nachrichten im Widerſpruch. Aller: 
dings jei nach unferem Vorgange feit 1880 die Aushebung für die 
Infanterie in Frankreich verftärkt worden, aber nur, indem man das 
Contingent der Mannſchaften mit zehnmonatlicher Dienftzeit erhöht habe 
unter gleichzeitiger Verringerung des Contingent? mit mehrjähriger 
Dienftzeit, fo daß die ftärkere Aushebung eine erhöhte Präſenz nicht 
zur Folge gehabt habe. Das Boulangerſche Project, das ſchon feit 
Monaten vor dem Ausfhuß ſchwebe und in Frankreich durdaus nicht 
günftig aufgenommen worben fei, werbe wahrſcheinlich durch die deutſche 
Vorlage wieder flott gemacht werben. Deuiſchland dürfe mit dem 
Hinauffchrauben der Friebenspräfenz den Franzofen nicht vorangehen, 
fondern müffe fih nur damit begnügen, mit den Franzofen Schritt zu 
halten, falls dort die Erhöhung beſchloſſen werden ſollte. Aud in 
Hinſicht Rußlands könne allein der Vergleih mit der Heeresftärfe von 
1880 maßgebend fein, ba deutſcherſeits bei der Heereöverftärfung von 
1880 bereit3 die vorhergegangene ruſſiſche Heeresverſtärkung, ins— 
befondere diejenige nach dem orientaliſchen Kriege in Betracht gezogen 
worden fei. Man könne dem Reichstag doch nicht biefelben Ziffern 
zwei Mal in Rechnung ſtellen. Freilih, wenn die Regierung bie 
ruffiichen Ziffern von 1880 zur Vergleichung mit denen von 1886 gäbe, 
fo würde fi daraus eine erheblihe Ermäßigung der Friebenspräjenz: 
ftärfe ergeben und eine nur unerhebliche Veränderung des Aushebungs- 
contingents. Die Infanterie fei nur um 40 Bataillone, davon 3 im 
europäiihen Rußland, vermehrt worden. Der in der Denkſchrift an: 
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geführten Verſtärkung der ruffifhen Armee feit dem orientalischen 
Kriege um 256 Bataillone, 90 Escadrond und 35 Batterien ftehe nur 
eine Erhöhung der Friedenspräfenz um 38000 Mann gegenüber, woraus 
fi ergebe, daß die Vermehrung der Bataillonszahl nur duch Ver: 
minderung der Compagniezahl und der Friedenspräfenz ber Cadres 
erfolgt fei. Man berufe fi darauf, daß 1 Procent der Bevölkerung 
ala Friedensſtärke ſchon zur Zeit des Deutfhen Bundes gegolten habe, 
aber felbft Preußen habe diefes eine Procent nie inmegehalten, aud 
unmittelbar vor 1870 fei diefe Friedensſtärke in Norbbeutichland nicht 
eingehalten worden. Schließlich ftellte der Redner eine Reihe von 
Fragen in Bezug auf die neuen Cadres und bie beabfichtigte Präfenz: 
erhöhung. In die Widerlegung der Ausführungen des Abg. Richter 
und die Klarftellung verfchiedener als unklar bezeichneten Punkte theilten 
fih der Kriegsminifter, der mehr die allgemeinen Verhältnifie erörterte, 
und der als befonderer Commiſſar des Bundesraths mit anweſende 
Major Haberling, der eingehend die ziffermäßigen Grundlagen er: 
läuterte. Auf eine Neplif des Abg. Richter, die im Wefentlichen 
frühere Behauptungen wieberholte, folgte noch ein Mal eine längere 
Ermwiderung des Kriegsminiſters; aber wenn aud die deutſch-freiſinnige 
Partei einer mäßigen Erhöhung der Friedenspräfenz an fih nicht 
entgegentreten wollte, jo mar fie doch von der Nothwendigkeit einer 
Feftftellung des Militäretats auf eine fiebenjährige Friſt nicht zu 
überzeugen; nur zu einer Feftitellung auf drei Jahre erklärte fie ſich 
ereit. 

Das Ergebniß der Specialdiscuffion war die Ablehnung des $1 
der Vorlage, die Erhöhung des Friedenspräfenzftandes für die Zeit vom 
1. April 1887 bis 31. März 1894 auf 468409 Mann. $ 2 der Vor: 
lage wurde nad) dem Compromißvorſchlage des Centrums und der 
Deutfchfreifinnigen durch folgende Faſſung erſetzt: 


Vom 1. April 1887 ab werben die Infanterie in 518 Ba: 
taillone, die Gavallerie in 465 Escadrons, die Felbartillerie in 
364 Batterien, die Fußartillerie in 31, die Pioniere in 19 und 
der Train in 18 Bataillone formirt. Außerdem können von 
dem gleihen Tage an bis zum 1. April 1888 16 Ba: 
taillone Infanterie formirt werben. 


Mit anderen Worten: Die Mehrheit der Commiffion ſchlug die Er: 
höhung der Friedenspräfenz für das letzte Jahr des laufenden Septen: 
nats auf 441200 Mann vor und geftattete den verbündeten Regie: 
tungen auf ein Jahr die in der Vorlage auf fieben Jahre geforderte 
Heeresftärfe. 883 und 4 der Vorlage wurden unverändert angenommen, 
dazu noch zwei Refolutionen folgenden Wortlauts: 
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I 


Den Herrn Reichskanzler zu erfuchen, zu veranlafien, daß dem Reichs⸗ 
tage baldmöglichft ein Nachtrag zum Etat pro 1887/88 vorgelegt 
werde, in weldem: 

a) unter den „Fortdauernden Ausgaben“ diejenigen For⸗ 
derungen eingeftellt find, welche als dauernde Ausgaben 
zur Bildung von 

5 Regimentern Infanterie, 

24 Batterien Feldartillerie, 

9 Compagnien Eifenbahntruppen, 

1 Compagnie Pioniere, 

14 Compagnien Train, 
fowie den mit diefen Neuformationen in Verbindung ftehen: 
den Stäben erforderlich find, 

b) unter den „Einmaligen Ausgaben” außer den dur 
die unter a aufgeführten Formationen benöthigten ein: 
maligen Ausgaben noch eine Pauſchalſumme eingeftellt ift 
zu temporären $ormationen bis zur Höhe von 16 Ba: 
taillonen, fowie zur Etatsverſtärkung bereits vorhandener 
Truppentheile, falls ſolche Formationen bezw. CEtatäver: 
ftärfungen in Anbetracht der Geftaltung der politiſchen 
Verhältniffe unabweislich erſcheinen follten. 


Io. 


Die Erwartung auszuſprechen, daß bei den vorzunehmenden For: 
mationen und Ctatäverftärfungen die Einberufung von Dis: 
pofitionsurlaubern fo meit wie möglich eingeſchränkt und aud 
für die Zukunft auf eine möglichſte Erleichterung der militär: 
pflihtigen Mannſchaften durch Einſchränkung der thatſächlichen 
Dienſtzeit Bedacht genommen werde. 


Die Feſtſtellung des Berichts der Commiſſion erfolgte am 7. Januar 
1887, nachdem am 5. Januar die zweite Leſung ſtattgefunden hatte. 
Mittlerweile Hatten die Schwierigfeiten, die die aus Freifinn, Centrum 
und GSocialdemofratie gebilvete Goalition den Vorſchlägen ber ver: 
bünbeten Regierungen entgegenftellte, im beutfchen Volke eine lebhafte 
Bewegung zu Gunften der Militärvorlage hervorgerufen. Nicht weniger 
als 1052 Petitionen mit 142334 Unterfgriften gingen beim Reichstag 
für Annahme des Entwurfs ein, dagegen nur 9 Refolutionen (ohne 
Unterfchriften), Beihlüffe von Verfammlungen, in denen man fih gegen 
jede Steigerung der Militärlaft aus Rüdficht auf die wirthſchaftliche 
Zage des deutſchen Volkes erklärt hatte. Da von katholiſcher Seite in 
der Commiffion der Antrag auf Befreiung der Theologen der drift: 
lichen Belenntnifje vom Militärdienft geftellt worden war, gingen aud 
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zahlreiche Petitionen aus theologifc;:proteftantifchen Kreifen ein, in denen 
der Reichstag beftürmt wurde, dem Antrag auf Befreiung der Theo: 
logen von der Militärpflicht feine Zuftimmung zu verfagen. Für bie 
Entſcheidung im Plenum des Reichstags fam es vor Allem auf die 
Haltung des Centrums an; machte es fi die Anträge feiner in die 
Commiffion entfendeten Mitglieder zu eigen, fo mußte bei der ſtarken 
Unterftügung, die es von den auf der Linken ftehenden Parteien empfing, 
der Vorſchlag der verbündeten Regierungen fallen. Fürft Bismard, 
der aus Gründen der auswärtigen Politif die Heeresverftärfung für 
nothwendig hielt, im Intereſſe eines ſtarken Kaiſerthums aber auch 
nicht darein willigen durfte, durch Aufgabe des Septennats das deutſche 
‚Heer, feinen Beftand und feine Stärke von den jeweilig wechſelnden 
Majoritäten des Reichstags abhängig zu maden, wandte fih an den 
Papſt mit der Bitte, die Abftimmung des Centrums zu Gunften der 
Vorlage der verbündeten Regierungen zu beeinflufien. Das Centrum, 
das fo oft erklärt hatte, daß es in Allem den Wünfchen des Heiligen 
Vater? Rechnung trage, mußte einer directen Willensäußerung bes 
Papſtes Folge leiften, wenn es fernerhin ala eine fatholiihe Partei 
angefehen fein wollte. Papſt Qeo XIII., der die volle Herftellung des 
firhlihen Friedens in Deutſchland herbeifehnte und dem leitenden 
Staatsmann des Deutſchen Reiches gern gefällig war, wenn er durch 
eine Conceffion auf politiidem Gebiete kirchliche Zugeftändniffe erlangen 
Tonnte, ließ am 3. Januar 1887 durch den Carbinalftaatfecretär 
Yacobini an den apoftolifchen Nuntius in Münden di Pietro folgende 
Note ergehen !): 

„Aus meinem Telegramm vom 1. d. M. haben Sie erfehen, 
daß allernächſtens der Entwurf zur ſchließlichen Revifion der preußiſchen 
Tirchenpolitiihen Gejege vorgelegt werden wird. Man hat darüber 
ganz kürzlich formale Zufiherungen erhalten, welche die früheren, dem 
Heiligen Stuhl zugegangenen Nachrichten beftätigen. Sie fönnen fomit 
den Herrn Windthorft in biefer Hinficht beruhigen und die Zmeifel, 
melde berfelbe in feinem, Ihrem legten geſchätzten Berichte beigefügten 
Schreiben ausgeſprochen hat, zurüdmeifen. Im Hinblid auf dieſe nahe 
bevorftehende Revifion der Kirchengeſetze, welche — mie Grund ift an: 
zunehmen — befriedigend ausfallen wird, wünſcht der Heilige Water, 
daß das Centrum die Vorlage des militärifhen Septennats 
in jeder bemfelben möglihen Weife begünftige. Es ift hin— 
länglich befannt, daß die Regierung auf die Annahme dieſes Gefeges 
den größten Werth Iegt. Wenn es nun in Folge deſſen gelingen 
follte, die Gefahr eines nahen Krieges zu befeitigen, fo würde das 
Centrum fi fehr verdient gemacht haben um das Vaterland, um die 
Humanität und um Europa. m entgegengefegten alle würde man 
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nicht verfehlen, ein feindliches Verhalten des Centrums als unpatriotiſch 
zu betrachten, und eine Auflöfung des Reichstags würde auch dem 
Centrum nicht unerhebliche Verlegenheiten und Unficherheiten be: 
reiten. Dur Zuftimmung des Gentrums zu der Septennatävorlage 
würde aber die Regierung den Katholifen, wie auch dem Heiligen 
Stuhl immer geneigter werben, und auf die Fortdauer der friedlichen 
und gegenfeitig vertrauenävollen Beziehungen zu der Berliner Regie: 
rung legt der Heilige Stuhl feinen geringen Werth. Sie wollen daher 
die Führer des Centrums aufs Lebhaftefte dafür intereffiren, daß fie 
ihren ganzen Einfluß bei ihren Collegen anwenden und biejelben ver: 
fihern, daß fie durch Unterftügung des Septennats dem Heiligen Vater 
eine große Freude bereiten und daß das für die Sache ber Katholiken 
ſehr vortheilhaft fein wird. Menn dieſe Letzteren auch in Folge der 
neuen Militärgefege immerhin neuen Laften und Beſchwerlichkeiten ent: 
gegengehen, jo werben fie andererſeits entſchädigt werben durch den 
volftändigen religiöfen Frieden, welcher doch das Höchſte aller Güter 
ift. Indem ich vorftehende Betrachtungen Ihrem Tacte und Ihrer 
Umſicht anvertraue, bin ich überzeugt, daß Sie den in Betracht zu 
siehenden Perfonen und Verhältnifjen gegenüber davon Gebrauch machen 
werben.” 

Der Nuntius theilte den Wunſch des Papſtes brieflich dem Frhrn. 
v. Srandenftein mit und erfudhte ihn, davon dem Führer des 
Centrum, dem Abg. Windthorft, zu biscreter Verwendung Kenntniß 
zu geben, diefer aber hielt es aus taftifhen Gründen für 
gerathen, den Wunſch des Bapftes feinen Parteigenoſſen 
zu verheimlihen, fo daß das Gentrum geſchloſſen dem von feinen 
Führern empfohlenen Antrag zuftimmte und in völliger Unfenntniß der 
Intentionen des Heiligen Stuhles in die zweite Leſung des Entwurfs 
eintrat, die in der 


18. Sißung des Deutfchen Reichstags 
Dienftag 11. Januar 1837 
begann. Zu dem von der Gommiffion bejchlofienen Gefegentwurf 
wurden eine Reihe von Abänderungsanträgen eingebracht, die ſchon 


in der GCommiffion zur Beſprechung gefommen waren, bort aber eine 
Mehrheit nicht hatten erlangen können. 


1. Abänderungsantrag der Abg. P. Reihenfperger und 
Schr. v. Heeremann. 


Der Reichstag wolle bejcließen: 
Hinter dem $ 3 als neuen Paragraphen einzufhalten: 
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11.1. 1887. $ 3a. 

Dein $ 10 des Gefeges vom 6. Mai 1880, betreffend 
Ergänzungen und Aenderungen bed Reichsmilitärgeſetzes vom 
2. Mai 1874, wird als zweiter Abſatz eingefügt: 

Diejenigen Wehrpflictigen, welche fi dem Stubium 
der Theologie einer mit Corporationsrechten innerhalb des 
Gebiete des Deutfchen Reichs beftehenden Kirche oder Reli: 
gionsgefellfehaft widmen, werben während ber Dauer dieſes 
Studiums bis zum 1. April des Kalenderjahres, in welchem 
fie das 26. Lebensjahr vollenden, von der Einftellung in 
den Militärdienft vorläufig zürüdgeftellt. Haben diefelben 
bis zu ber vorbezeichneten Zeit auf Grund beftandener 
Prüfung die Aufnahme unter die Zahl der zum geiftlichen 
Amte berechtigten Candidaten erlangt, beziehungsweiſe bie 
Subdiaconatsweihe empfangen, fo find fie gänzlich von der 
Militärbienftpflict befreit. 


2. Unterantrag des Abg. Frhrn. v. Maltzahn-Gültz zu 
dem Abänderungsdantrag ber Abg. Reihenfperger und 
Schr. v. Heeremann. 


Der Reichstag wolle beſchließen: 
Für den Fall der Annahme des Antrags Dr. Reihenfperger 
und Dr. Frhr. v. Heeremann in dem vorgefchlagenen neuen 
Paragraphen 
a) hinter den Worten: 
„diejenigen Militärpflichtigen” 
die Worte einzufgalten: 
„tatholifher Confeſſion“; 
b) und demgemäß die Worte: 

„einer mit Corporationsrechten innerhalb des Gebiets des 
Deutihen Reichs beftehenden Kirche oder Religions: 
geſenſchaft · 

und die Worte: 

„auf Grund beſtandener Prüfung die Aufnahme unter die 
Zahl der zum geiſtlichen Amte berechtigten Candidaten 
erlangt, beziehungsweiſe“ 

zu ſtreichen. 


3. Anträge der deutſchfreiſinnigen Partei. 
a) Anträge des Frhrn. v. Stauffenberg: 
I 


Der Reichstag wolle beſchließen: 
$1 wie folgt zu faſſen: 
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Zur Ausführung der Art. 57, 59 und 60 der Reichsver⸗ 
faflung wird die Friebenspräfenzftärfe des Heeres an Mann: 
ſchaften für die Zeit vom 1. April 1887 bis 31. März 1890 
auf 441200 Mann feftgeftellt. Für die Zeit vom 1. April 
1887 bis 31. März 1888 Tann eine Erhöhung der Präfenz- 
ftärfe auf 454402 Mann eintreten. Die Einjährig:Freimilligen 
kommen auf die Präfenzftärke nicht in Anrechnung. 

Die orbentlihe Recruteneinftellung bei der Infanterie 
erfolgt im Januar, fofern nicht bei der Etatäfeftjegung ein 
früherer Einftellungstermin vereinbart wird. 

D. 
Der Reichstag wolle beſchließen: 
Für den Fall der Ablehnung des Antrags sub I: 
in $ 1 der Regierungsvorlage 
a) ftatt „31. März 1894” zu fegen: 
„31. März 1890" ; 
b) in Zeile 4 vor dem Worte „auf“ zu fegen: 
„bis“. 
b) Antrag des Abg. Richter: 
Der Reichstag wolle beſchließen: 
Für den Fall der Ablehnung des Antrags sub I: 
in $ 1 der Regierungsvorlage eventuell folgenden Zufag an: 
zunehmen: 
„Die ordentliche Recruteneinftellung” 2c. wie oben. 
c) Refolution des Abg. Ridert: 
Der Reihötag wolle beſchließen: 
Den Bundezrath zu erfuden: 
dem Reichstage eine Vorlage zu madhen, durch melde zur 
Dedung der durch das Gefeg, betreffend die erhöhte Friedens: 
prãſenzſtärke des Heeres, erwachſenden Mehrfoften eine Reichs: 
einfommenfteuer nad) folgenden Grunbfägen eingeführt wird: 
1. Die Reichseinfommenfteuer wird erhoben vom reinen Ein: 
lommen aus Gapitalvermögen, Grundeigentum, Gewerbe: 
betrieb, öffentlicher oder privater gewinnbringender Be: 
ſchäftigung, Renten ober fonftigen jtehenden Bezügen. 
2. Der Reichseintommenfteuer find alle Einfommen von mehr 
ala 6000 Mark unterworfen. Diefelbe beträgt einen be: 
ftimmten, von Ye Procent ab auffteigenden Procentjag 
defielben. 
3. Die Zahl der zu erhebenden Monatsraten der Reichs: 
eintommenfteuer wird jährlih durch das Reichshaushalts- 
geſetz feſtgeſtellt. 
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11.1.1887. 4. Antrag ber confervativen Fractionen und ber national: 
liberalen Partei. 
Der Reichstag wolle beſchließen: 
in $2 die Zahl „518“ durch „534” zu erfegen und Sap 2: 
„Außerdem“ bis „werden“ zu ftreichen. 


5. Anträge des Gentrums. 
I 
Der Reichstag wolle beſchließen: 
den $ 1 des Geſetzes, betreffend bie Friedenspräſenzſtärke des 
deutſchen Heeres, in folgender Fafjung anzunehmen: 
gı 
Zur Ausführung ber Art. 57, 59 und 60 ber Reichsver⸗ 
faſſung wird die Friedenspräfenzftärfe des deutſchen Heeres an 
Mannfgaften für die Zeit vom 1. April 1887 bis zum 31. März 
1890 auf 441200 Mann feftgeftelt. Für die Zeit vom 1. April 
1887 bi3 zum 31. März 1888 fann eine Erhöhung der Präfenz- 
ftärfe bis auf 468409 Mann eintreten. Die Einjährig-Frei- 
willigen fommen auf die Präfenzftärfe nicht in Anrechnung. 
ı. . 
Der Reichstag wolle beſchließen: 
für den Fall der Annahme des Antrages IIa des Abg. Frhrn. 
v. Stauffenberg: 
in $ 2 der Commiffionsbefhlüffe in der vorlegten Zeile ftatt: 
nl. April 1888” zu fegen: 
„31. März 1890". 
6. Anträge der Volkspartei. 
a) Antrag des Abg. Bayer. 
Der Reichstag wolle beſchließen: 
für den Fall der Annahme des Antrags I Fehr. v. Stauffen- 
berg: 
ftatt „1890 zu fegen „1888 und ftatt: „Für die Zeit vom 
1. April 1887 bis zum 31. März 1888 zu feßen: „Für 
diefelbe Zeit”. J 
b) Antrag des Abg. Mayer. 
Der Reichstag wolle beſchließen: 
Für der Fall der Annahme der Refolution II der Beſchlüſſe ber 
VI. Commiffion ftatt der Worte: „und auch für die Zukunft“ zu jegen: 
„und für die Zukunft auf Herabſetzung der Dienftzeit bei ber 
Infanterie auf zwei Jahre, jeden Falls aber zunädft“. 
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Die zweite Lefung eröffnete der Referent der Commiffion, Abg. 
Fehr. v. Huene. Indem er unter Hinweis auf den erftatteten jchrift: 
lichen Bericht ablehnte, über den Verlauf der Commiffionsverhandlungen 
fih mündlich eingehend zu äußern, conftatirte er nur, daß über $ 1 
der Negierungsvorlage eine Verftändigung in der Commilfion nicht 
ftattgefunden habe. Die mehreren Anträgen zu Grunde liegende Ab: 
fit, irgend einen $ 1 der Vorlage herzuftellen, habe zwar principiel 
die Sympathie der Commiffion, allein da feiner biefer Anträge in ber 
Commiffion die Majorität erlangt habe, fo könne er als Referent zu 
feinem derfelben Stellung nehmen. Nachdem hierauf Abg. Buhl über 
die eingelaufenen Petitionen berichtet hatte, nahm Abg. Graf Moltke 
das Wort zu folgender ernften Mahnung: 

Meine Herren, Niemand von uns täufcht fi wohl über den 
Ernſt der Zeit, in welcher wir uns befinden. Alle größeren euro- 
päifhen Regierungen treffen eifrigft Vorkehrungen, um einer uns 
geroiffen Zufunft gerüftet*) entgegen zu gehen. Alle Welt fragt fi: 
Werden wir den Krieg befommen? Nun, meine Herren, ich glaube, 
daß fein Staatslenker freiwillig die ungeheure Verantwortung auf 
fi) nehmen wird, die Brandfadel in den Zündftoff zu werfen, welcher 
mehr ober weniger in allen Ländern angehäuft if. — Starke 
Regierungen find eine Bürgſchaft für den Frieden. Aber die Volks— 
leidenſchaften, der Ehrgeiz der Parteiführer, die durch Schrift und 
Wort mißgeleitete öffentliche Meinung, das Alles, meine Herren, 
find Elemente, welche ftärfer werben können als der Wille der 
Regierenden; haben wir doch erlebt, daß jelbft Börfenintereffen 
Kriege entzünbeten. — Wenn nun in diefer politifhen Spannung 
irgend ein Staat in ber Lage ift, für die Fortdauer des Friedens 
zu wirken, fo ift es Deutichland, welches nicht direct in den Fragen 
betheiligt ift, melde die übrigen Mächte aufregen, Deutſchland, 
welches feit dem Beftehen bes Reichs gezeigt hat, daß es feinen 
jeiner Nachbarn angreifen will, wenn es nicht von ihm felbft dazu 
gezwungen wird. — Aber, meine Herren, um dieſe ſchwierige, 
vielleicht undankbare Vermittlerrolle durdhzuführen, muß Deutfch- 
Iand ſtark und Friegsgerüftet fein (Bravo! rechts). Werben wir 
dann gegen unferen Willen in den Krieg verwidelt, jo haben wir 
auch die Mittel, ihn zu führen. Würde die Forderung der Re— 
gierung abgelehnt, meine Herren, dann, glaube ich, haben wir den 


*) Ergänzung bed Herausgebers. 
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Krieg ganz ſicher (Hört! hört! rechts.). — Es ift ja nun erfreu- 
lich und wird feine Wirkung nad außen nicht verfehlen, daß von 
den großen Parteien dieſes Hauſes feine ift, melde, ungeachtet 
mander verſchiedenen Anſichten in inneren Angelegenheiten, der 
Regierung die Mittel verweigern wird, melde fie nad) gewiflen- 
bafter Erwägung von uns für die Vertheidigung nah außen 
fordert, nur über die Zeitdauer ber Bewilligung find die Anſichten 
fehr abweichend von einander. Da möchte ih nun nochmals daran 
erinnern, daß die Armee niemals ein Proviforium fein kann 
(Sehr richtig! rechts.). Die Armee ift die vornehmfte aller In— 
fitutionen in jedem Lande; denn fie allein ermöglicht das Beftehen 
aller übrigen Einrichtungen (Sehr richtig! rechts.), alle politiſche 
und bürgerliche Freiheit, alle Schöpfungen der Cultur, die Finanzen 
ftehen und fallen mit dem Heere (Sehr richtig! rechts.). Meine 
Herren, Bewilligungen auf kurze Frift, fei es auf ein, fei es auf 
brei Jahre, helfen uns nit. Die Grundlage jeder tüchtigen mili- 
tärifhen Organifation beruft auf Dauer und Stabilität; neue 
Cadres werden erft wirkfam im Verlauf einer Reihe von Jahren. 

Meine Herren, ich glaube, ich darf fagen, baß heute bie 
Augen Europas auf diefe Verfammlung gerichtet find (Sehr richtig! 
rechts.), auf die Beſchlüſſe, welhe Sie in einer fo hochwichtigen 
Angelegenheit faflen werden. Ich wende mich an Ihren patriotiz 
ſchen Sinn, wenn id Sie bitte, die Regierungsvorlage unver: 
fürzt und unverändert anzunehmen. Zeigen Sie der Welt, 
daß das Volk und die Regierung einig find, und daß Sie, meine 
‚Herren, bereit find, jedes Opfer, auch das Opfer einer abweichenden 
Anficht, zu bringen, wenn es fi um die Sicherung des Bater: 
landes handelt (Lebhaftes Bravo! redts.). 

Hierauf begründete der Abg. Frhr. v. Stauffenberg die deutſch⸗ 
freifinnigen Anträge. Er proteftirte gegen den Vorwurf der Nörgelei, 
den man der Mehrheit der Commiffion gemacht Habe, rechtfertigte die 
Teilung in eine dauernde und eine temporäre Berilligung mit ber 
von ber Militärverwaltung felbft Fundgegebenen Abficht, eventuell in 
fpäterer Zeit eine Rüdbildung vorzunehmen, und verwendete ſich zum 
Schluffe ganz beſonders für jährliche Bewilligung des Heeresetatd, um 
die Berathungen darüber Fünftig weniger ſchwierig und aufregend zu 
maden. Die dreijährige Bewilligung bezeichnete er ala die äußerfte 
Grenze des feiner Partei möglichen Entgegenkommens. Nach einer 
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Turzen Debatte über die Geſchäftsordnung, die der Abg. Richter ver: 
anlaßt Hatte, erteilte der Präfident dem Referenten der Commiffion 
das Wort zu $ 2 der Vorlage, ala ber inzwiſchen im Haufe erſchienene 
Reichskanzler Fürft Bismard fih erhob*): 

Ich bitte den Herrn Referenten um Entſchuldigung; ih hatte 
icon vorher bei meinem Eintritte um das Wort gebeten. 

PVräfident: Der Herr Reichskanzler hat das Wort. 

Reichskanzler Fürft Bismard**): 

Die verbünbeten Regierungen haben durch ihre Vorlage ber 
Ueberzeugung Ausbrud gegeben, daß die Wehrkraft des Deutichen 
Reiches jo, wie fie augenblidlich beſchaffen ift, dem deutſchen Volfe 
nicht diejenige Bürgſchaft für die Vertheidigung des Reichsgebietes 
gewährt, auf welde die Nation ein unverjährbares Recht hat. 
Diefe Ueberzeugung ber verbündeten Regierungen ift begründet 
durch das Urtheil, durch das einftimmige Urtheil aller militärischen 
Autoritäten in Deutſchland, Autoritäten, deren Competenz in ganz 
Europa jonft anerfannt wird mit der alleinigen Ausnahme bes 
Deutſchen Reichstags, 

(Bewegung. Ohol Linke.) 
10***) dem militärifchen Urtheile diefer Autoritäten, die, ich wieder: 
hole es, fi ber Anerkennung Europas erfreuen, dasjenige der 
Herren Richter, Windthorft, Grillenberger entgegen getreten ift. 
Suruf: Mh) 

— Meine Herren, ift das ein Irrthum, fo müßten die Drud: 
berichte, die ich zu Haufe gelefen habe über Ihre Verhandlungen, 
doch unrichtig fein. Ich habe fie hier; aber ich will Ihre Zeit 
weiter nicht aufhalten durch Bezugnahme darauf. 

Es handelt fi} hier vorwiegend um bie militäriiche Vorlage. 
Ih kann nun in ber That nicht glauben, daß die Herren, die id 
eben nannte, jo weit gehen follten, ihr eigenes Urtheil in mili: 
tärifhen Fragen über das des Feldmarſchalls Grafen Moltke, den 
wir hier fehen, über das eines Friegserfahrenen Kaifers, über das 
ſämmtlicher deutfcher Generalftäbe und Kriegsminifterien zu ftellen. 


*) StB. 3858. 
**) StB. 3353. 
=.) &, 8356. 
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Krieg ganz fiher (Hört! Hört! rechts.). — Es ift ja nun erfreu- 
lich und wird feine Wirkung nad außen nicht verfehlen, daß von 
den großen Parteien diefes Haufes feine ift, melde, ungeachtet 
mandjer verſchiedenen Anfichten in inneren Angelegenheiten, ber 
Regierung die Mittel verweigern wird, melde fie nad) gemifjen: 
after Erwägung von uns für die Vertheidigung nach außen 
fordert; nur über die Zeitdauer der Bewilligung find die Anfichten 
fehr abweichend von einander. Da möchte ih nun nochmals daran 
erinnern, daß die Armee niemals ein Proviforium fein kann 
(Sehr richtig! rechts.). Die Armee ift die vornehmfte aller In— 
ftitutionen in jedem Lande; denn fie allein ermöglicht das Beſtehen 
aller übrigen Einrihtungen (Sehr richtig! rechts.), alle politifche 
und bürgerliche freiheit, alle Schöpfungen der Cultur, die Finanzen 
ftehen und fallen mit dem Heere (Sehr richtig! rechts.). Meine 
Herren, Berilligungen auf kurze Frift, fei es auf ein, fei es auf 
drei Jahre, helfen uns nicht. Die Grundlage’ jeder tüchtigen mili- 
tärifhen DOrganifation beruht auf Dauer und Stabilität; neue 
Cadres werben erit wirkſam im Verlauf einer Reihe von Jahren. 

Meine Herren, ich glaube, ich darf jagen, daß heute die 
Augen Europas auf diefe Verfammlung gerichtet find (Sehr richtig! 
rechts.), auf die Beſchlüſſe, welche Sie in einer fo hochwichtigen 
Angelegenheit fafjen werden. Ich wende mid an Ihren patriotis 
ſchen Sinn, wenn id) Sie bitte, die Negierungsvorlage unver: 
fürzt und unverändert anzunehmen. Zeigen Sie der Welt, 
daß das Volf und die Regierung einig find, und daß Sie, meine 
‚Herren, bereit find, jedes Opfer, auch das Opfer einer abweichenden 
Anficht, zu bringen, wenn es ſich um die Sicherung des Vater: 
landes handelt (Lebhaftes Bravo! rechts.). 

Hierauf begründete der Abg. Frhr. v. Stauffenberg die deutſch⸗ 
freifinnigen Anträge. Er proteftirte gegen den Vorwurf der Nörgelei, 
den man ber Mehrheit der Commiffion gemacht habe, rehtfertigte die 
TIheilung in eine dauernde und eine temporäre Bewilligung mit ber 
von ber Militärverwaltung felbft fundgegebenen Abfiht, eventuell in 
fpäterer Zeit eine Rückbildung vorzunehmen, und verwendete fi zum 
Schluſſe ganz beſonders für jährlide Bewilligung des Heeresetatd, um 
die Berathungen darüber fünftig weniger ſchwierig und aufregend zu 
maden. Die dreijährige Bewilligung bezeichnete er ald die äußerfte 
Grenze des feiner Partei möglichen Entgegenfommend. Nach einer 
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kurzen Debatte über die Gefhäftorbnung, die der Abg. Richter ver: 
anlaßt hatte, ertheilte der Präfident dem Referenten der Commiffion 
das Wort zu $ 2 der Vorlage, ala der inzwifhen im Haufe erfchienene 
Reichskanzler Fürft Bismard ſich erhob*): 

Ich bitte den Herrn Referenten um Entſchuldigung; ich hatte 
ichon vorher bei meinem Eintritte um das Wort gebeten. 

PVräfident: Der Herr Reichskanzler hat das Wort. 

Reichskanzler Fürft Bismard**): 

Die verbündeten Regierungen haben durch ihre Vorlage ber 
Meberzeugung Ausdrud gegeben, daß die Wehrkraft des Deutſchen 
Reiches jo, wie fie augenblicklich beſchaffen ift, dem deutichen Volke 
nicht diejenige Bürgſchaft für die Vertheidigung des Reichsgebietes 
gewährt, auf melde die Nation ein unverjährbares Recht hat. 
Diefe Ueberzeugung der verbündeten Regierungen ift begründet 
durch das Urtheil, durch das einftimmige Urtheil aller militärifchen 
Autoritäten in Deutſchland, Autoritäten, deren Competenz in ganz 
Europa ſonſt anerfannt wird mit der alleinigen Ausnahme bes 
Teutihen Reichstags, 

(Bewegung. Ohol links.) 
wo***) dem militärifhen Urtheile diefer Autoritäten, die, ich wieder: 
hole es, fich der Anerkennung Europas erfreuen, dasjenige ber 
Herren Richter, Windthorft, Grillenberger entgegen getreten ift. 
(Zuruf: AB!) 

— Meine Herren, ift das ein Irrthum, fo müßten die Drud- 
berichte, die ih zu Haufe gelefen habe über Ihre Verhandlungen, 
doch unrichtig fein. Ich Habe fie hier, aber ich will Ihre Zeit 
weiter nicht aufhalten duch Bezugnahme darauf. 

Es handelt fi hier vorwiegend um die militäriihe Vorlage. 
IH kann nun in der That nicht glauben, daß die Herren, die ih 
eben nannte, fo weit gehen follten, ihr eigenes Urtheil in mili 
tärifchen Fragen über das des Feldmarſchalls Grafen Moltke, den 
wir hier ſehen, über das eines friegserfahrenen Kaifers, über das 
ſämmtlicher deutſcher Generalftäbe und Kriegsminifterien zu ftellen. 


*) StB. 8358. 
”) StB. 3358. 
“) 6, 3856. 
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Es ift doch faum möglich, daß ein noch) fo einfichtiger und an jeine 
Einfiht glaubender Eivilift der Meinung fein könnte. Ich bin 
aljo genöthigt, anzunehmen, daß die Herren in ihrer Oppofition 
gegen die Vorlage noch andere Gründe haben ala die Zweifel an 
der Autorität des militärifchen Urtheils derjenigen Stellen, die id) 
namhaft gemacht habe. Murten.) 


— Aus dem leifen Murren im Hintergrunde ziehe id) den Schluß, 
daß Sie bei dieſer meiner Andeutung etwas ganz Anderes ver- 
muthen, als ich zu fagen beabfichtige. Ob das ein Zeichen ift, 
daß irgend Jemand ſich getroffen fühlt von der anderweiten Ber: 
muthung, laſſe ih hier unentſchieden, das ift mir auch gleichgültig. 
Ich fürdte aber, Sie fegen bei den Regierungen andere Motive 
für deren Antrag voraus ald wie das ausfhließlihe Bedürfniß 
unferer befenfiven Wehrkraft. Es find ja in der Preffe Aeuße: 
tungen gefallen, als ob biefe ganze Militärvorlage feinen Zweck 
weiter hätte, als unter falſchen Vorwänden Steuern, Geld, zu er— 
heben. Das war der Fall in denfelben entlegenen Theilen der 
Preßpolitik, wo die abenteuerlichften, die kindiſchſten Gerüchte, wenn 
fie über Nacht ausgefchrieen werden, fofort Glauben finden. Es 
ift das ein fo abjurder Gedanke, daß wir mit einer Forderung 
von 20 bis 30 Millionen eine Grundlage für neue erorbitante 
Steuervorfhläge gewinnen wollten, daß ich mich weiter gar nicht 
damit aufhalte. Was den moralif—hen Werth einer ſolchen In— 
finuation betrifft und ihre Bedeutung, jo will ich doch nur darauf 
aufmerffam machen, daß fie ungefähr in gleicher Linie ftehen würde 
mit der anderen, wenn wir fagen würden, ber Wiberftand gegen 
unfere Vorlage fei eingegeben von dem Wunfche, daß Deutichland 
im nächſten Kriege nicht glüdlich fein möge. 
( Murren.) 

— Das ſteht ungefähr auf derſelben moraliſchen Höhe wie ihre 
Verdächtigungen ¶Nurren.) 


— nicht Ihre, ſondern die Preßverdächtigungen gegen die Inten— 
tionen der Regierung. Jene andere Verdächtigung hat doch noch 
mehr Haltbarkeit, da ſich nicht leugnen läßt, daß es viele Ein— 
wohner Deutſchlands gibt, die das Deutſche Reich und feine Fort: 


Motiv des Widerſpruchs gegen bie Vorlage. Deutſchlands Friedenspolitit. 177 


eriftenz negiren. Ich fomme vielleiht auf diefe Frage nachher 
noch weiter zurüd. 

Ein glaubliheres Motiv, daß die Regierungen und namentlich 
die Vertreter des Kaifers ihre Pläne nicht eingeftehen, könnte in 
der Richtung gefucht werben, daß eine Verftärtung bes deutichen 
Heeres etwa gewollt werde aus denſelben Gründen, aus benen 
mander eroberungs= oder friegsluftige Monarch eine ftarke Armee 
erftrebt bat, nämlich in ber Abfiht, demnächſt einen Krieg zu 
führen, fei es um beftimmte Zwecke durchzuſetzen, fei es um irgend 
Etwas zu erobern, fei es des Preftiges und des Bebürfniffes wegen, 
fih*) in die Angelegenheiten anderer Mächte vorwiegend einzu= 
mifhen, aljo zum Beifpiel die orientalifhe Frage von hier aus 
zu reguliren. Ich glaube aber, auch dies wird als vollftändig un— 
begründet gefunden werden von Jedem, der Darüber nachdenft, wie 
friedliebend die Politik Sr. Majeftät des Kaiſers bisher feit 
ſechszehn Jahren geweſen if. Es ift ja wahr, der Kaiſer hat ſich 
genöthigt gefehen, zwei große Kriege zu führen, aber dieſe beiden 
Kriege waren ein uns überfommenes zwingendes hiſtoriſches Er- 
gebniß früherer Jahrhunderte. Sie werden die Thatſache nicht 
beftreiten, daß der Gordifche Knoten, unter deſſen Verſchluß die 
nationalen Rechte der Deutſchen lagen?), das Recht, als große 
Nation zu leben und zu athmen, nur durd das Schwert gelöft 
werden Tonnte — . 

(Buftimmung.) 
leider, und daß auch der franzöfifche Krieg nur eine Vervollftändi- 
gung der kriegeriſchen Kämpfe bildete, durch welche die Herftellung 
der beutihen Einheit, das nationale Leben der Deutſchen geihaffen 
und fidhergeftellt werden mußte. Alſo man kann daraus nicht auf 
Triegerifhe Gelüfte ſchließen. Wir haben feine Friegerifchen Be— 
dürfniffe, wir gehören zu den — was ber alte Fürft Metternich 
nannte: jaturirten Staaten, wir haben feine Bebürfniffe, die wir 
durch das Schwert erfämpfen könnten; und außerdem wenn das 
der Fall wäre, jo bliden Sie doch auf die friedliebende Thätig- 
feit — und ich fage das ebenſo gut nad dem Auslande wie hier 


*) ©. 3368. 
2) Del. 8b. IX 113 f. 
Bismards politiihe Reben. XII. 12 
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zu bem Reichstage — ber Kaiſerlichen Politik in den legten feche- 
zehn Jahren. 

Nah dem Frankfurter Frieden war unfer erftes Bebürfniß, 
den Frieden mögliäft lange zu erhalten und zu benugen, um das 
Deutſche Rei zu confolidiren. Dieſe Aufgabe war feine leichte. 
Im Reichstage felbft ift uns damals vorgehalten worden als ein 
Vorwurf über die Ergebnifje unferer Politik — weil wir den Muth 
gehabt hatten, für Deutichlands Einigkeit zu Tämpfen —, daß wir 
eine Situation geſchaffen hätten, in der der nächſte Krieg wahr- 
ſcheinlich ſehr nahe bevorftehend fein würde. Man ſprach damals 
von vier, fünf, vielleicht drei Jahren, die es dauern würbe bis 
zum nächſten Kriege. Meine Herren, e8 ift gelungen, wenn auch 
nicht ohne ftarke Gegenftrömungen zu überwinden, den Frieden feit 
ſechszehn Jahren zu erhalten. Unfere Aufgabe haben wir zuerft 
darin erfannt, die Staaten, mit denen wir Krieg geführt hatten, 
nad Möglichkeit zu verjöhnen. Es ift uns dies vollftändig ge- 
lungen mit Defterreih. Die Abfiht und das Bedürfniß, dahin zu 
gelangen, beherrſchten bereits die Friedensverhandlungen in Nikols- 
burg im Jahre 1866, und es hat ung ſeitdem nie das Veftreben 
verlaffen, die Anlehnung an Defterreich wieder zu gewinnen, bie 
wir vor 1866 nur ſcheinbar und bucftäblich Hatten, die wir jet 
in der Wirklichkeit volftändig befigen. 

(Bravo! rechts.) 
Wir ftehen mit Defterreih in einem fo ficheren und vertrauens— 
vollen Verhältniffe, wie es weder im Deutfchen Bunde troß aller 
geſchriebenen Verträge, noch früher im Heiligen Römifhen Reiche 
jemals der Fall gewefen ift, " 

(Bravo! rechts.) 
nachdem wir uns über alle Fragen, die zwiſchen uns ſeit Jahr- 
hunderten ftreitig geweſen find, in gegenfeitigem Vertrauen und 
gegenfeitigem Wohlwollen auseinanbergefegt haben. 

Es war die Ausfühnung mit Oeſterreich aber nicht allein das 
Biel, weldes unfere Friebenspolitif erftrebt hat. Wir haben uns 
erinnert, daß die Freundſchaft der drei großen öftlihen Mächte in 
Europa, wenn fie auch mandje verdrießliche Folgen für die öffent: 
liche Meinung und andere Staaten gehabt haben mag, dod Europa 
über dreißig Jahre lang den Frieden bewahrt hat, den Frieden 
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in einer Epoche, in ber die Quellen entftanden find, die den Wohl- 
fand, den wirthſchaftlichen Aufſchwung, die gefammte wiſſenſchaft⸗ 
Lie, tednifhe*) und wirthſchaftliche Entwidelung Europas be— 
frudtet und befördert haben. Die Duellen davon liegen in dem 
Zeitraum, in weldem die übelberufene Heilige Allianz ') uns den 
Frieden erhalten Hat. Es wird das Jedermann unmwiberleglich 
einleuchten, der einen Vergleich zieht zwiſchen unſerer heutigen 
wirthſchaftlichen Situation von 1886 und zwiſchen dem Maße von 
Wohlhabenheit und civilifatorifher Entwidelung, das in ganz 
Europa, namentlid aber in Deutihland, im Jahre 1816 herrſchte. 
Der Unterſchied ift ein fo ungeheurer, wie er faum je in früheren 
Jahrhunderten in einer gleihen Epoche ftattgefunden hat; ber Fort- 
ſchritt zum Günftigen, zur Wohlhabenheit der Gejammtheit ift ein 
gewaltiger geweſen. 

Nun, id) weiß nicht, ob es uns gelingen wird, wiederum eine 
Friedensepoche von derjelben Länge, das heißt von mehr als dreißig 
Jahren, berzuftellen. Unfere Bemühungen dazu find aufrichtig; 
vor Allem aber brauchen wir dazu ein ſtarkes Heer, ein Heer, das 
ftarf genug ift, um unfere eigene Unabhängigkeit ohne jeden Bundes: 
genofien ſicher zu ftellen. 

(Sehr richtig!) 
In Anbetraht diefer Wirkung der früheren Freundſchaft der drei 
großen öftliden Höfe haben wir nicht bloß die Ausföhnung mit 
unferem früheren Gegner, fondern auch die Neubegründung ber 
Freundſchaft zwifhen den jetzigen drei Kaiſermächten als unfere 
Aufgabe betrachtet. Unfere eigenen Beziehungen zu Rußland waren 
dabei nicht ſchwierig. Unfere Freundfhaft mit Rußland hat in 
der Zeit unferer Kriege gar feine Unterbrechung erlitten und ift 
auch heute über jeden Zweifel erhaben. 


(Hört! Hört!) 
Wir erwarten von Rußland durchaus weder einen Angriff, noch 
eine feindfelige Politit. — Wenn id das fo unbefangen aus— 


ſpreche, fo kann ich der Vorlage dadurch möglicher Weife die 
Stimmen der polniſchen Abgeordneten entfremben, bie fonft ja 


S. 886 b. 
) Vom 26. September 1815. 
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doch ganz gewiß für die möglichfte Stärkung. der deutſchen Macht 
gegen ruſſiſche Angriffe flimmen würden, da fie bei einem ruffi- 
ſchen Siege Nichts zu erwarten haben. Aber ih muß doch der 
Wahrheit die Ehre geben und jagen: Alle die Motive für die Vor: 
lage, die man aus unferen Beziehungen zu Rußland entnommen 
hat, find nach meiner politifhen Auffaſſung Hinfälig. Wir leben 
mit Rußland in derjelben freundigaftlihen Beziehung wie unter 
dem hochfeligen Kaifer‘), und biefe Beziehung wird unfererfeits 
auf feinen Fall geftört werden. Was hätten wir denn für ein 
Sntereffe, Händel mit Rußland zu Juden? Ich fordere Jeden 
heraus, mir eins nachzuweiſen. Die bloße Raufluft kann uns doch 
unmöglich dazu bringen, mit einem Nachbar, der uns nicht ans 
greift, Händel zu ſuchen. Solchem barbarifchen Inſtincte find die 
deutſchen Regierungen und die deutſchen politifhen Auffaflungen 
unzugängli. Alſo unfererfeits wird der Friede mit Rußland nicht 
geftört werden, und daß man uns von ruffifher Seite angreifen 
werde, glaube ih nit. Ich glaube auch nit, daß man von 
ruſſiſcher Seite nah Bündniffen fuht, um in Verbindung mit 
Anderen uns anzugreifen, oder daß man von Schwierigkeiten, die 
wir auf anderer Seite haben fünnten, den Gebraud machen würde, 
uns mit Leichtigkeit anzugreifen. Der Kaifer Alerander III. von 
Rußland hat jeder Zeit den Muth feiner Meinung gehabt, und 
wenn er mit Deutfhland in unfreundlicde Beziehung zu treten be- 
abſichtigte, jo ift er der Erfte, der dies jagen und zu erfennen 
geben würde. Das Vertrauen kann Jeber zu ihm haben, der die 
Ehre gehabt hat, ihm irgendwie näher zu treten. Alle Argumente 
alfo, die für umfere Vorlage daraus entnommen find, daß wir 
einer Coalition von Frankreih und Rußland gegenüber zu treten 
haben. würden, die afjumire ich meinerfeits nicht, und unfere Stärke 
ift darauf ja auch nicht zu berechnen. Wir fünnten fie ebenfo gut 
auf eine Coalition zu Dreien, wie fie im fiebenjährigen Kriege*) 
gegen ums ftattgefunden hat, berechnen wollen, denn die Möglich 
feit ift ja nicht auszufchließen, daß wir, wie Friedrich der Große 
im fiebenjährigen Kriege die Errungenfchaften der beiden erften 


*) ©. 337. 
) Aierander II. 


Deutſchlands Stellung zu Rußland. Kriegätreibereien ber Preſſe. 181 


ſchleſiſchen Kriege zu vertheidigen hatte, auch unfere Errungen= 
ſchaften in einem nod größeren Kriege als in ben vorhergehenden 


zu vertheidigen haben würden, — womit ich Übrigens nicht auf 
das Septennat anfpielen will. 
Heiterkeit.) 


Ich meine nur, die Analogie zwijchen ben beiden erften ſchleſiſchen 
Kriegen und dem großen Rampfe, in dem König Friebrich II. feine 
Errungenfhaften gegen große Coalitionen zu vertheidigen hatte, 
(und unferer Lage)*) ift Hiftorifch nicht ganz zu verwerfen; für 
den Augenblid aber liegt fie nit vor, — es müßten große Ver- 
änderungen in den Gonftellationen eintreten, ehe dergleichen zu be: 
fürdten wäre. Wir werden Händel mit Rußland nicht haben, 
wenn wir nicht bis nad) Bulgarien gehen, um fie dort aufzufuchen. 
Heiterkeit.) 

Es ift merkwürdig, daß die Preſſe derjelben Partei, die jebt 
ber Berftärkung unferer Armee wiberfpriht, vor wenigen Monaten 
alles Mögliche gethan hat, um uns in einen Krieg mit Rußland 


zu vermideln. (Sehr riätig! rechts) 


Diefe Uebereinftimmung ift in der That eine auffällige. Ih habe 
vorher gefagt, daß ich auf die Frage, über die dort gemurrt worden 
ift, vielleicht zurüdfommen würde; ih will es nur mit diefer An- 
Deutung: es ift das auffällig. 

Damals bin ich ganz erftaunt geweſen, zu Iefen, mit welden 
leidenſchaftlichen Argumenten Seitens ber oppofitionellen Prefle 
auf einen Bruch mit Rußland bingearbeitet wurde; — id) habe 
ein ganzes Convolut von Zeitungsausfchnitten aus ber Zeit aus 
dem „Berliner Tageblatt”, aus der „Freifinnigen Zeitung“, aus 
der „Volfszeitung”, aus der „Germania“ vor allen; eines**) über- 
bietet immer das andere an Beihimpfungen der Regierung, weil 
fie nit für Bulgarien und feinen damaligen Fürſten) Rußland 


*) Ergänzung bed Herausgeberd; Fürft Bismarck nennt nur das eine 
Glied der Analogie. 

**) Nämlih: Blatt. 

1) Alerander, der in ber Nacht vom 20. zum 21. Muguft 1886 durch 
eine Berjhmörung ber ruſſiſchen Partei unter den bulgarifhen Dfficieren über- 
fallen und an bie ruſſiſche Grenze geſchleppt worden war und am 7. September 
abgebantt Hatte. 
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gegenüber den Handſchuh aufnehmen wollte. Der erfte*) aus 
dem „Berliner Tageblatt” fängt glei damit an: 

Wenn die Grundlagen des europäiſchen Friedens ber- 
artig erfehüttert find, daß derfelbe nur durch ein Mittel er- 
halten werben kann, welches die Moral in den Völkern unter- 
gräbt, dann ift doch eine Frage beredhtigt, ob nicht ein ge 
funder Krieg einem fo krankhaften Frieden vorzuziehen jei. 

(Heiterkeit rechts.) 
So waren die Herren damals geftimmt. — Die „Germania“ 
predigt nicht fo geradezu den Krieg, aber fie ift ihrer Natur nad 
viel fhärfer und bitterer in den Beſchimpfungen der Regierung 
über ihre Feigheit. 

Nun, meine Herren, als ih das gelefen habe, ich muß fagen, 
bat es mir zunächſt den Eindrud von Heiterkeit gemacht; ich habe 
diefe ganze Preßhegerei lächerlich gefunden, die Zumuthung, daß 
wir nad) Bulgarien laufen follten, um „hinten weit in ber Türkei”), 
wie man früher zu fagen pflegte, die Händel zu ſuchen, bie wir 
bier nicht finden Tonnen. Ich Hätte geradezu verdient, wegen 
Landesverraths vor Gericht geftellt zu werden, wenn id) auch nur 
einen Augenblid auf ben Gedanken hätte fommen können, mic 
auf diefe Dummheit einzulafen, 

(Große Heiterkeit.) 
und es hat mic) damals auch wenig verdroffen; wir waren ja die 
Herren, zu thun und zu laffen, was wir wollten. Es hat mic 
nur tief betrübt, einen folden Aufwand von Pathos in der deut: 
ſchen Preffe zu finden, um uns womöglih mit Rußland in Krieg 
zu verwideln. Als ich diefe Declamationen **) zuerft las — fie 
find zum Teil weinerlih, zum Theil pathetiih —, fo fiel mir un- 
willkürlich die Scene aus „Hamlet“ ein, wo der Schaufpieler decla= 
mirt und Thränen vergießt über das Schidjal von Hekuba — 


*) Ergänze: Zeitungsausſchnitt: StB.: Das erfte. 
**) ©. 887b. 
) Bgl. Goethe, Fauft I 2 (Vor dem Thore) B. 507—510: 
Nichts Beſſers weiß id mir an Sonn» und Feiertagen, 
Als ein Geſpräch von Krieg und Kriegögefchrei, 
Wenn Hinten weit, in der Türkei, 
Die Völker auf einander ſchlagen. 
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wirkliche Thränen, — und Hamlet jagt — ich weiß nicht, wendet 
er den Ausdrud an, ber dur Herrn Virchow das parlamen- 
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„as bin ih für ein Schuft?” ober benußt er ein anderes Bei- 
wort? — furz und gut, er jagt: „Was ift ihın Hekuba?“) — 
Das fiel mir damals fofort ein. Was follen diefe Declamationen 
beißen? Was ift uns denn Bulgarien? Es ift uns vollftändig 
gleihgültig, wer in Bulgarien regiert, und was aus Bulgarien 
überhaupt wird, — das wieberhole ich hier; ich wiederhole Alles, 
was ich früher mit dem viel gemißbraucdhten und tobtgerittenen 
Ausdrud von den Knochen des pommerfchen Grenabiers gejagt 
babe): die ganze orientalifhe Frage ift für uns feine Kriegs» 
frage. Wir werden uns wegen bdiefer Frage von Niemand das 
Leitſeil um den Hals werfen laſſen, um uns mit Rußland zu 


brouilliren. (Bravo! rechts) 


Die Freundſchaft von Rußland iſt uns viel wichtiger als die von 
Bulgarien und die Freundſchaft von allen Bulgarenfreunden, die 
wir hier bei uns im Lande haben. 

(eiterkeit rechts.) 

Ich kann alſo wohl ſagen, die Hoffnung, die ich an das Ge— 
lingen des Beſtrebens knüpfte, die drei Kaiſermächte wieder zu 
einigen, welche ich zuerſt faßte, als es erreicht war, die Monarchen 
hier in Berlin im Jahre 1872 zuſammenzubringen?ꝰ), — bie hat 
fi infoweit verwirklicht, daß wir weit entfernt find von der Wahr: 


) Shafefpeare, Hamlet IT. Aufzug 2. Scene: 
Hamlet: D, welch ein Schurk' und nied'rer Sclav’ bin ih! 

Iſt's nicht erftaunlid, daß der Spieler hier 
Bei einer bloßen Dichtung, einem Traum 
Der Leidenfhaft, vermochte feine Seele 
Rach eignen Borftellungen jo zu zwingen, 
Daß fein Gefiht von ihrer Regung blaßte, 
Sein Auge naf, Beftürzung in den Mienen, 
Gebroch'ne Stimm’, und feine ganze Haltung 
Gefügt nad) feinem Sinn. Und alles bad um Nichts! 
Um Helubal 
Was ift ihm hekuba, was ift er ihr, 
Daß er um fie fol weinen? ꝛc. 

2) Bol. 8b. VI 461. 

®) Bel. Kohl, Biämardregeften II 52, zum 5. bis 11. September 1872. 
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ſcheinlichleit, mit Lefterreih oder mit Rußland in Händel zu 
tommen; es liegen gar feine directe Motive vor, die unjeren Frieden 
mit diejen Beiden gefährden könnten. Aber der Schuß, den der 
Frieden durch dieſe Verbindung zu Dreien — id möchte jagen, 
durch das trianguläre Carré, weldes bie drei Kaiſerreiche unter 
fi formiren, wenn der Ausdrud nicht unfinnig wäre — gewinnt, 
ift eben ftärfer zu Dreien als zu Zweien, — und die Schwierigfeit 
der Aufgabe liegt nicht darin, unjeren Frieden mit Defterreich oder 
Rußland zu erhalten, fondern den Frieden zwiſchen Defterreich und 
Rußland. Dort liegt die Sache anders. Es gibt wirklich rivali= 
firende und mit einander concurrirende Intereſſen, die diefen Beiden, 
unferen Freunden, die Erhaltung des Friedens unter ſich ſchwie— 
riger madhen, als es für uns mit Jedem von ihnen if. Es ift 
unfere Aufgabe, dieje Schwierigkeit nad "Möglichkeit zu ebnen, in 
beiden Gabineten der Anwalt des Friedens zu fein gegenüber den 
Erregungen publiciftiicher oder parlamentariſcher Natur. Ich brauche 
diefe Erregungen nicht näher zu bezeichnen; die Preſſe beiber 
Länder und der Parlamentarismus des einen bavon bilden die 
Gegenftrömungen und Schwierigkeiten, mit benen wir bei unferen 
Bemühungen, fie zu überwinden und den Abvocaten des Friedens 
in beiden Gabineten zu machen, rechnen müſſen. Wir laufen dabei 
Gefahr, daß wir in Defterreih und noch mehr in Ungarn als 
ruſſiſch bezeichnet und in Rußland für öfterreichifch gehalten werben. 
Das müflen wir uns gefallen laſſen; wenn es ung gelingt, dem 
eigenen Frieden und ben Europas zu erhalten, jo wollen wir uns 
das aud gern’ gefallen laffen. 

Nicht minder aufrichtig und angeftrengt find unfere Be 
mühungen gemwefen, nad) dem franzöfifhen Kriege die Verföhnung 
mit Frankreich herbeizuführen; ob fie ganz fo glücklich geweſen 
find wie im Often, das weiß id nit. Wenn wir mit den Ber 
hältniſſen im Often allein zu rechnen hätten, fo würden diefelben 
uns nit zu einer Vorlage biejer Art- beftimmt haben. Bezüglich 
Frankreichs liegt es aber anders; ic Tann ja nur nach meinem 
politifhen Urtheile ſprechen, aber ich kann für mic) geltend machen, 
daß ich feit — ich“)) glaube — jegt fehsunddreißig Jahren in der 
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großen europäiſchen Politik thätig bir, und daß ich mich auf 11.1. 1887. 
mande Epochen und Vorgärige berufen fann, in denen mein poli- 
tifches Urtheil das richtige geweſen ift und namentlich richtiger als 
das der parlamentariſchen Oppofition, die id) mir gegenüber fand. 
(Sehr richtig! rechts.) 

Die Frage, wie wir mit Franfreih in der Zufunft ftehen 
werden, ift für mich eine minder ſichere. Ich habe nicht das Be— 
bürfniß, alle europäiſchen Mächte durchzugehen; ich ſpreche von 
Italien und England gar nit, weil gar fein Grund vorliegt, 
daß wir für beide Regierungen und fie für uns gegenfeitig nicht 
das größte Wohlmollen haben follten. Unfere Beziehungen zu den 
beiden find der Art, daß ich fie hier nit mit in Betracht ziehe 
bei der Vermehrung unferer Streitkräfte, — fie find in jeder Hin- 
fiht freundſchaftlich. Zwiſchen uns und Frankreich ift das Friedens: 
werk deshalb ſchwer, mweil da eben ein langmwieriger hiftoriicher 
Proceß in der Mitte zwiſchen beiden Ländern liegt: das ift die 
Biehung der Grenze, die ja zweifelhaft und ftreitig geworden ift 
von dem Zeitpunkt an, wo Frankreich feine volle innere Einigkeit 
und Königliche Macht, ein abgeſchloſſenes Königthum, erreicht hat. 

Das Infrageftellen ber deutſchen Grenze hat angefangen, 
wenn wir es rein im hiſtoriſchen, pragmatiſchen Zufammenhang 
auffaffen wollen, mit der Wegnahme der drei Bisthümer Meg, 
Toul und Verdun ). Das ift eine vergeffene Thatſache, und id) 
erwähne fie nur des Hiftorifhen Zufammenhanges wegen. Wir 
beabfichtigen weder Toul noch Verdun wieder zu erobern, und 
Meg befigen wir ja. Aber ſeitdem hat doch faum eine Generation 
in Deutſchland gelebt, die nicht genöthigt geweſen ift, den Degen 
gegen Frankreich zu ziehen. Und ift dieje Epoche des Grenzlampfes 
mit der frangöfifchen Nation nun heute definitiv abgefchloffen, oder 
ift fie es nicht? Das können Sie jo wenig wifjen wie ih. Ich 
kann nur meine Vermuthung dahin ausſprechen, daß fie nicht 
abgeſchloſſen ift; es müßten ſich der ganze franzöſiſche Charakter 
und bie ganzen Grenzverhältniffe ändern. " 

Wir haben unfererjeits Alles getban, um die Franzofen zum 
Vergeſſen des Geſchehenen zu bewegen. Franfreih hat unfere 
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Unterftügung und unfere Förderung in jedem feiner Wünfche ge 
habt, nur nicht in demjenigen, der ſich auf eine mehr oder weniger 
lange Strede von Rheingrenze richten Tonnte; weder im Elſaß 
noch weiter unten fönnen wir das zugeben. Aber wir haben uns 
tebli bemüht, im Webrigen Frankreich gefällig zu fein und daſſelbe 
zufrieden zu ftelen, wie wir können. Wir haben unfererjeits ja 
nit nur feinen Grund, Frankreich anzugreifen, fondern aud ganz 
fier nicht die Abficht. Der Gedanke, einen Krieg zu führen, 
weil er vielleicht fpäterhin unvermeidlich ift und fpäterhin unter 
ungünftigeren Berhältniffen geführt werden könnte, hat mir immer 
fern gelegen, und ich habe ihn immer bekämpft. 
(Bravo!) 
Ich bin dagegen gemwejen im Jahre 1867, die Luremburger Frage 
aufzunehmen, um ben Krieg mit Frankreich zu führen. Luxem— 
burg war gewiß des Krieges mit Frankreich nicht werth, und 
namentlid nicht unfer zweifelhaftes Garniſonrecht, nachdem der 
Bund erlofhen war‘). Es konnte damals nur auf die Frage an- 
fommen, ob wir den Krieg nicht fpäterhin doch führen müßten, 
und da fagte ih: Das ift vielleicht möglich, ich kann das aber fo 
genau nicht wiffen, ich kann ber göttlichen Vorſehung nicht fo in 
die Karten jehen, daß ich das vorher wüßte. 
(Bravo!) 

Mein Rath wird nie dahin gehen, einen Krieg zu führen deshalb, 
weil er fpäter vieleicht doch geführt werden muß. Er fann vielleicht 
nad) Gottes Willen, wenn er fpäter geführt wird, unter für uns 
günftigeren Verhältniffen geführt werben*), wie das mit Frankreich 
der Fall geweſen ift?). Wir haben 1870 mit günftigerem Erfolge 


*) S. 338b. 

vol. Bo. III 264 ff. 

”) Bgl. die Aeußerung Bismarcks in einem Rundſchreiben an die Ber- 
treter bed Norbbeutichen Bundes vom 29. Juli 1870: „Ich mar nicht der 
Meinung berjenigen Polititer, welche bazu riethen, dem Kriege mit Franfreid) 
deshalb nicht nad) Kräften vorzubeugen, weil er doch unvermeiblid fe. So 
ſicher durchſchaut Niemand die Abfichten göttlicher Vorſehung bezüglich ber ur 
tunft, und ich betrachte aud einen fiegreihen Krieg an fi) immer als ein 
Uebel, welches die Staatäfunft den Völkern zu erfparen bemüßt fein muß. Ich 
durfte nicht ohne bie Möglichfeit rechnen, bak in Frantreichs Berfaffung und 
Politit Veränderungen eintreten Tönnten, melde beide große Nachbarvoͤlker über 
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gefhlagen, als wir 1867 gekonnt hätten; aber es wäre doch ebenfo 
gut möglich geweſen, wenn der Kaiſer Napoleon früher geftorben 
wäre, baf ber Krieg uns ganz eripart geblieben wäre. 

Aljo das führe ih nur an, um meine Weberzeugung zu be= 
gründen und aud Anderen im Auslande glaublich zu machen, daß 
wir Frankreih niemals angreifen werden. Wenn die Franzofen 
fo lange mit uns Frieden halten wollen, bis wir fie angreifen, 
wenn wir deſſen fiher wären, dann wäre ber Friede ja für immer 


geſichert. Eebhafter Beifall.) 


Was ſollten wir denn von Frankreich erſtreben? Sollten wir noch 
mehr franzoſiſches Land annectiren? Ich bin ſchon — ih muß 
das aufrichtig ſagen — 1871 nicht ſehr geneigt geweſen, Metz zu 
nehmen, ich bin damals für die Sprachgrenze geweſen. Ich habe 
mich aber bei den militäriſchen Autoritäten erkundigt, bevor ich 
mich endgültig entſchloß. Es war — wenn Sie mir dieſe hiſto— 
riſche Epiſode verſtatten wollen — Herr Thiers, der mir ſagte: 
„Eins können wir nur geben, entweder Belfort oder Metz; wenn 
Sie beide haben wollen, dann wollen wir jetzt nicht Frieden 
ſchließen.“ Ich war damals ſehr in Sorge vor der Einmiſchung 
der Neutralen und hatte mich ſchon ſeit Monaten gewundert, daß 
wir nicht einen Brief von dieſen bekamen. Ich wünſchte dringend, 
Daß Thiers nicht genöthigt werden ſollte, nach Bordeaur zurüd- 
zugehen, um vielleicht den Frieden wieder rüdgängig zu maden. 
Ich habe mich darauf mit unferen militärifhen Autoritäten und 
namentlid mit meinem vor mir figenden Freunde?) beſprochen: 
Können wir darauf eingehen, eins von beiden zu miffen? — und 
babe darauf die Antwort erhalten: Belfort ja! Mes iſt 100 000 Mann 
werth; die Frage ift die, ob wir 100000 Mann ſchwächer fein 
wollen gegen die Franzofen, wenn der Krieg wieder ausbricht, oder 
nit. Darauf habe ich gejagt: Nehmen wir Meg! 
Heiterkeit.) 
Sie ftehen jegt, meine Herren, vor berfelben Frage, ob Sie, wenn 


die Rothwendigkeit eined Krieges hinweggeführt hätten, — eine Hoffnung, welder 
jeder Auffhub des Bruchs zu Gute lam.“ 
) v. Moltke. 
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der Krieg mit Frankreich vielleicht in fieben Jahren wieder aus— 
bricht, 100000 Mann ſchwächer fein wollen oder nicht. Mit an- 
deren Worten: Es ift ganz von derſelben ſchweren Bedeutung für 
unfere zulünftige Sicherheit, ob Sie Met aufgeben wollen, als ob 
Sie uns 100000 Mann verweigern, bie durch die jährlie Aus: 
bildung von 16000 Mann Soldaten geſchaffen werben follen bis 
dahin, wo der Krieg möglicher Weife ausbricht. Alfo wenn Sie 
vorziehen, daß wir den Franzofen fagen: Seid doch gut, wir geben 
Eud Mes, wenn Jhr ferner ftile figen wollt, — fo ift das un- 
gefähr bafjelbe, als wenn Sie uns jeßt die Verſtärkung der Armee, 
bie wir nach unferem militärifchen Urtheil zu gebrauchen glauben, 
verjagen. Bewegung.) 
Alfo ich wieberhole: Wir werden Frankreich nicht angreifen, 
unter feinen Umftänden. Es gibt viele Franzofen, die darauf 
warten, weil fie lieber einen Vertheidigungskrieg ala einen An- 
griffskrieg führen wollen, weil es Viele gibt, bei denen der fran- 
zöftfche Angriff auf Deutichland nit populär iſt. Sie werden, 
wer von Ihnen bie franzöfifche Geſchichte Eennt, mir Recht geben, 
daß die Entſchließungen Frankreichs in ſchweren Momenten immer 
durch energiſche Minoritäten und nit durch die Majoritäten und 
das ganze Volk bewirkt worden find’). Diejenigen, die den Krieg 
mit uns wollen, die ſuchen einftweilen nur die Möglickeit, ihn mit 
möglicfter Kraft zu beginnen. Ihre Aufgabe ift, le feu sacre 
de la revanche?) zu unterhalten, die Aufgabe, die Gambetta dahin 
befinirte: Ne parlez jamais de Ia guerre, mais pensez-y toujours®)! 
— und das ift auch heute noch die Signatur ber franzöfifchen 
Eituation. Man fpriht nicht davon, man ſpricht nur von der*) 
Befürchtung, von Deutſchland angegriffen zu werben. Diefe Be— 
fürdtung ift unwahr, und wer fie in Frankreich ausſpricht, weiß, 
daß er die Unwahrheit jagt. Wir werden Frankreich nicht an— 
greifen. J 
Nichtsdeſtoweniger wird damit dem friedliebenden Franzoſen 


) ©. 8394. 

N Bgl. Bd.VI 342. 

*) Das heilige Feuer der Rache. 

) Sprecht niemals von dem Kriege, aber denkt immer baran. 


Vollsthumlichteit eines Krieges mit Deutfchland in Frankreich. 189 


Jacques Bonhomme?), der lieber feinen Ader baut, als in ben 
Krieg zieht, vorgeredet, daß der ruchloſe Deutſche es ift, der ihm 
mwomöglid — id weiß nicht was abnehmen wollte. Die Frans 
zofen haben ja gar Nichts, was für und irgendwie begehrenswerth 
wäre. Das fortwährende Unterhalten und Schüren diefes feu sacre 
ift mir im höchſten Grade bebenklih. Ich habe das fefte Ver- 
trauen zu ben friedlihen Gefinnungen ber gegenwärtigen franz 
zoſiſchen Regierung. Die Herren Goblet und Flourens find nicht 
Die Leute, die den Krieg mit uns wünſchen; fie haben bie Abficht, 
ehrlih mit uns zu leben. Ebenfo war e8 mit der früheren Re: 
gierung Freycinet ober Ferry; alle diefe Herren waren frieblid, 
To lange fie am Ruder waren. Und wenn Sie mir deren Regi— 
ment auf längere Zeit verbürgen könnten, jo mwürbe ich fagen: 
Sparen wir unſer Gelb! — Aber fparen wir es nicht für den Fall, 
daß wir vielleicht feindliche Contributionen zu zahlen haben! Wie 
die Sachen liegen, kann mich diefes Vertrauen auf bie frieblihen 
Gefinnungen ber franzöfifgen Regierung, auf bie friedlichen Ge— 
finnungen eines großen Theils der franzöfiichen Bevölkerung aber 
nidt bis zu dem Grabe von Sicherheit einwiegen, daß ich fagen 
könnte: Wir haben einen franzöfifchen Krieg gar nicht mehr zu 
fürdten. Nach meiner Weberzeugung haben wir ihn zu fürdten 
Durch den Angriff Frankreichs; ob in zehn Tagen oder in zehn 
Jahren, das ift eine Frage, die id) nicht entſcheiden kann; das 
Hängt ganz ab von ber Dauer der Regierung, bie gerade in Frank: 
reich ift. 

Als die legte Regierung, die Regierung Freycinet, zum Rüd- 
tritt genöthigt wurde, — hat vierundzwanzig Stunden vorher 
Jemand eine Ahnung davon gehabt? Ich wenigftens nicht, und 
ich glaube, daß ich ziemlich gut unterrichtet war. Kat nachher acht 
oder vierzehn Tage lang hier irgend Jemand gewußt, wer in 
Frankreih ans Ruder kommen würde? In welcher Verlegenheit 
die Parteien mit ihrer Parlamentsherrfhaft waren, um zu be 
flimmen, wer nun regieren follte, das haben wir Alle gewußt; 
aber was daraus werden würde, das hat Keiner vorherfagen können. 


?) Jacques Bonhomme, Collectivbezeichnung für bie franzöſiſche Land⸗ 
Senöfferung. 
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Es konnte auch noch anders kommen, es konnte auch ein weniger 
friedliches Cabinet als das des Herrn Goblet aus biefer Krifis 
hervorgehen. Es ift an jedem Tage möglich, daß eine franzöſiſche 
Regierung ans Ruder kommt, deren ganze Politik darauf berechnet 
ift, von dem feu sacr& zu leben, das jegt fo forgfältig unter ber 
Aſche unterhalten wird. Darüber können mich auch feine fried- 
lichen Berfiherungen, feine Reden und feine Redensarten voll- 
ftändig beruhigen — eben fo wenig, wie id) weiß, was ich damit 
machen foll, wenn uns hier im Parlament verfigert wird: Wenn 
die Gefahr eintritt, dann Tonnen Sie auf den legten Thaler 
rechnen, dann ftehen wir mit Gut und Blut ein. Das find Worte, 
damit Tann ich Nichts machen. Worte find feine Soldaten, und 
Reden find feine Bataillone, und wenn wir den Feind im Lande 
haben und wir lefen ihm dieſe Reben vor, dann lacht er uns aus. 
(Heiterleit recht.) 

Ich bin alfo der Meinung, daß der Hiftorifche Proceß, der 
feit drei Jahrhunderten zwiſchen uns und Frankreich ſchwebt, nicht 
beendigt ift, und baß wir darauf vorbereitet fein müffen, ihn von 
franzöfifcher Seite aus fortgefegt zu fehen. Wir find gegenwärtig 
im Befig des ftreitigen Objects, wenn ich das Elſaß als folches 
bezeichnen fol. Wir haben gar feinen Grund, darum zu kämpfen; 
daß Frankreih nad deſſen Wiebereroberung nicht ftrebt, kann 
Keiner behaupten, ber fi irgendwie um bie franzöfifche Preſſe 
befümmert. Hat es ſchon irgend ein franzöfifhes Minifterium 
gegeben, welches hat wagen bürfen, öffentlich und bebingungalos 
zu fagen: Wir*) verzichten auf bie Wiedergewinnung von Eljaß- 
Lothringen, wir werben barum nicht Krieg führen, wir acceptiren 
bie Situation bes Franffurter Friedens gerade fo, wie wir bie 
Situation des Parifer Friedens im Jahre 1815 acceptirt haben, 
und wir beabfichtigen feinen Krieg wegen Elfaß zu führen — gibt 
es in Frankreich ein Minifterium, welches den Muth hätte? Nun, 
warum gibt e& das nicht? An Muth fehlt es ben Franzoſen doch 
fonft nit! Cs gibt das deshalb nicht, weil die öffentlicge Mei- 
nung in Frankreich dagegen ift, weil fie gewiffer Maßen einer mit 
Dampf bis zur Erploſion gefüllten Maſchine gleicht, wo ein Funke, 
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eine ungefhidte Bewegung hinreichen fann, um das Bentil in bie 11. 1. 1887. 
Luft zu fprengen und — mit anderen Worten — einen Krieg 
berzuftellen. Es wird das Feuer fo forgfältig geſchurt und ge- 
pflegt, daß man bie Abfit, es zunächſt nicht und auch nach menſch⸗ 
lichem Gedenken nicht zu benugen, um es ins Nachbarland hin- 
einzuwerfen, in feiner Weife vorauszufegen berechtigt ift. 

Nun ift ja die Frage: Iſt die Möglichkeit, daß wir von Frank 
reich angegriffen werben, an ſich ein ausreichender Grund, um 
biefe Vorlage zu bemilligen? Ich Habe bei meiner Motivirung 
feine Coalitionen, feine Combinationen und Gonjecturen im Auge, 
ſondern die einfache Möglichkeit, daß wir. und Franfreih uns ohne 
Bunbesgenoffen im freien Felde einander gegenüber ftehen. Schon 
wenn ber Krieg ausbräche, würde die Galamität eine große. Be: 
denfen Sie, was allein der ausbrechende Krieg, ganz unabhängig 
von dem Ausgange beflelben, zu fagen hat! Unfer ganzer Handel 
zu Lande und zur See, unfere ganzen inbuftriellen Unternehmungen 
würden ſämmtlich Iahmgelegt fein; — ich braude das wohl nicht 
zu ſchildern, Sie haben es felbft erlebt. Diefe Calamität, da 
der Krieg ausbrechen fönnte, wird vielleicht gefördert, wenn ber 
Krieg leicht erſcheint, wird verhindert, wenn der Krieg ſchwer er: 
ſcheint. Je ſtärker wir find, deſto unwahrſcheinlicher ift der Krieg. 
Die Wahrſcheinlichkeit eines franzöfifchen Angriffs auf uns, die 
heute nicht vorliegt, tritt ein, wenn unter dem Eintritt einer an- 
deren Regierung, als die heutige, Frankreich irgend einen Grund 
bat, zu glauben, daß es ums überlegen fei. Dann, glaube ich, 
ift der Krieg ganz ſicher. Diefe Ueberzeugung kann beruhen auf 
Bündniffen, die Frankreich hätte. Ich habe vorhin‘) entwidelt, 
daß ich nicht glaube, daß folge Bündniffe ftattfinden werden; es 
ift eine Aufgabe der Diplomatie, danach zu ftreben, daß dies ver- 
hindert werde, ober Gegenbünbniffe zu haben, wenn dies eintritt. 
Ich will bloß das Duell zwifhen uns und Frankreich ins Auge 
faſſen. 

Das kann alſo eintreten, ſobald Frankreich ſtärker iſt als wir: 
einmal durch Bündniffe oder auch durch die Ueberlegenheit feiner 
Bewaffnung. Dieſe rein techniſche Frage überlaffe ich meinem 
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militärifhen Collegen; ungeachtet der Uniform, die ich trage, fällt 
es mir nicht ein, habe ich nicht die Unbejcheidenheit, meine Autorität 
in dergleichen Sachen über die der Herren zu ftellen. 
Heiterkeit.) 

Aber wenn die Franzofen glauben, daß entweder ihre Armee zahl: 
reicher if, daß die Maffe ihrer ausgebildeten Soldaten zahlreicher 
ift als die der unfrigen, daß ihre Artillerie zahlreicher ift, oder 
vielleicht, daß ihr Gewehr befier ift — wie es 1870 befjer war —, 
oder daß ihr Pulver beffer ift, weil fie das richtige Pulver zu 
einem Meinfalibrigen, ſchnellſchießenden Gewehr früher haben als 
wir ....*) — das find Alles Sachen, die unter Umftänden bie 
Entſchließung der franzöfifchen Regierung für den Krieg beftinmen 
können; denn fobald fie glauben, zu fiegen, fangen fie den Krieg 
an. Das ift meine fefte, unumftößliche Weberzeugung, und Sie 
mögen mehr Erfahrungen in der Politit und im Urtheil haben 
ala ih, — ich kann nur nad) meiner Ueberzeugung handeln. 

Ich fage alfo: Wir müffen auf den Fall eingerichtet fein, 
daß mir in einem ſolchen Krieg unterliegen follten; ja, id bin 
nicht furchtſam genug, das vorauszufehen; aber die Möglichkeit **) 
kann doch Niemand beftreiten. Bis jet find es nur muthige 


Eiviliften, (Heiterfeit.) 


die meinen, feiner Verftärfung zu bedürfen; diejenigen Generäle 
und Heerführer, diejenigen Feldherren unter unferen Souveränen, 
die perſönlich Fühlung mit der franzöfiihen Klinge gehabt haben, 
die find durchaus anderer Meinung. Wenn fo furdhtloje Leute 
der Meinung find: Wir brauchen, um den nädjften Krieg mit 
Frankreich fiher zu beitehen, um der franzöfiichen Armee eben- 
bürtig zu fein, die und die Verftärtung, — dann finde id es 
einen traurigen Muth, dem gegenüber zu jagen: Sie irren fich, 
wir brauden fie nicht, wir find fo ftarf genug. Ich fage: einen 
traurigen Muth, weil diefes mich einiger Maßen an den miles 
gloriosus?) erinnert, der jagt: Wir fehlagen die Franzofen auch 


*) Der Saf ift abgebrochen, feine Ergänzung aus dem Folgenden leicht. 

*) ©. 3408. 

) Ruhmredigen Soldaten. Miles gloriosus ift ber Titel einer Komödie 
des Plautus. 
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fo wie fo. Meine Herren, da irren fie*) fi, die parlamentari= 
ſchen Strategen! Sie unterfhägen die Macht von Frankreich: 
Frankreich ift ein großes, mächtiges Land, ebenfo mächtig wie wir, 
Frankreich hat ein kriegeriſches Volt und ein tapferes Volk und 
hat jeder Zeit geſchickte Heerführer gehabt. Es ift ein Zufall, wenn 
fie uns unterlegen find. Sie unterfhägen die Franzofen in ber 
allerirrthümlichſten Weife, und es wäre eine Ueberhebung, zu fagen, 
daß Franfreih an und für ſich ala geſchlagen zu betrachten wäre, 
wenn e3 uns gegenüber fteht. 

Wenn aber die Saden jo zweifelhaft find nad dem Urtheil 
der competenten Behörden, wenn die Möglichkeit überhaupt nad 
menſchlicher Berechnung vorhanden ift, daß wir gefchlagen werden 
fönnen, — ja, meine Herren, dann find die Folgen eines unglüd- 
lichen Krieges doch zu traurig, als daf irgend Jemand, wenn fie 
eintreten, die Verantwortung für ein foldes Votum tragen Fönnte, 
Es ift viel von minifterieller Verantwortlichfeit die Rede, aber ich 
Habe nie gehört — vielleicht wird es ber Zufunft vorbehalten, 
ſolche Gefege einzuführen —, daß auch Abgeordnete, welde an 
Beſchlüſſen theilnehmen, die ihr Land ins Unglüd führen, einer 
Berantwortlichfeit dafür vor dem Richter unterliegen. 

(Bravo! rechts.) 
Wenn fie bewußter Weife unſer Land für den Krieg ſchwächen, 
dann halte ich ein ſolches Geſetz für ein Bebürfniß; ich werde be 
antragen, baß es eingebradt wird. Wenn wir unterliegen — ih 
wage diefen Gedanken ja gar nicht auszudenfen; aber die Mög: 
dichfeit werden Sie mir bod nicht beftreiten, daß eben fo gut, wie 
wir allein Frankreich geichlagen haben im Jahre 1870, Frankreich 
fiegreih fein fann, nachdem es feine Armee verdoppelt, feine 
Reſerven verdreifacht hat und mit der größten Bereitwilligfeit und 
Hingebung der Regierung jede Koften bemilligt hat, ohne auch nur 
je eine Secunde darüber zu discutiren. Ich erinnere Sie daran, 
daß mit gewiſſem Mitleid die franzöfiihen Blätter auf die Vor— 
gänge im Deutf—en Reichstag, und mit was für Schwierigkeiten 
die deutiche Regierung zu fämpfen hätte, wenn fie ihr Vaterland 
färfen wollte, hingebeutet haben. Frankreich ift aljo unendlich 


) StB.: Sie. 
Bismardz politiige Reden. XII. 18 
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viel ftärfer, ala es gewefen ift. Wenn wir es ein Mal gefchlagen 
haben, fo liegt darin gar feine Bürgichaft, dak wir es wieder 
lagen werben; wir müffen dieſe Bürgfchaften, fobald fie nach 
dem Urtheil unferer competenten Militärbehörben unzulänglich find, 
verftärfen. Wenn fie unzulängli blieben, und wenn wir ge— 
{lagen würden, wenn ber ſiegreiche Feind in Berlin fände, wie 
wir in Paris geftanden haben, wenn wir genöthigt wären, feine 
Bedingungen des Friebens anzunehmen, — ja, meine Herren, 
welches*) würden dann diefe Bedingungen fein? 

Ich ſpreche gar nicht von der Gelbfrage, obſchon die Frans 
zofen jo glimpflic mit uns nicht verfahren würden, wie wir mit 
ihnen verfahren find; ein jo gemäßigter Sieger wie der chriſtliche 
Deutſche ift in der Welt nicht mehr vorhanden. Wir würden die- 
felben Franzofen uns gegenüber finden, unter deren **) Herrſchaft 
wir 1807 bis 1813 gelitten haben, und die uns ausgepreßt haben 
bis aufs Blut, — wie die Franzoſen jagen: Saigner & blanc, das 
beißt fo lange zur Ader laffen, bis die Blutleere eintritt, damit 
der niebergemworfene Feind nicht wieder auf die Beine fommt und 
in den nächſten breißig Jahren nicht wieder an die Möglichkeit 
denken kann, fi dem Sieger gegenüber zu ftellen. Das hätten 
wir, wenn wir eben nur die Staateraifon, und nicht aud die 
Hriftlihe Gefinnung, zu Rathe zögen, wie das friegführende Frank- 
reich das gewohnt ift, 1870 eben fo gut thun können, wie Napoleon 
es im Jahre 1807 und fpäter gethan hat. Wenn Sie die Erz 
zählungen der alten Leute aus jener Zeit lefen, wenn Sie, wie 
ih noch in meiner Kinderzeit, unmittelbar die Erzählungen ber 
Bauern, Landleute und Gutsbefiger über die Leiden der Fremd— 
herrſchaft im Lande angehört hätten, — ich glaube, Sie würden 
auch ängftlicher fein vor der entfernteften Möglichkeit, daß ähnliche 
Zuſtände wieder eintreten könnten. 

Aber „das Geld ift ja das Wenigfte”Y); man würde dafür 
forgen, daß das Deutſche Reich fo ſtark nicht bleibt, wie es ift. 


*) &tB.: was. 
”") 6. 340b. 
’) Leffing, Nathan der Weile, II. Aufz. 9. Aufte. 8. 1474 f.: 
Gelb Bin, Gelb her! 
Daß iſt das Menigfte. 
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Man würde, von der Rheingrenze ausgehend, uns vom Rhein fo 
viel adnehmen, wie man könnte; ich glaube nicht, daß man fi 
mit Elfaß-Lothringen begnügen würde, man würde ein alterum 
tantum ?) dazu verlangen ben Rhein abwärts. Auch das würde 
nicht genügen; man würbe vor allen Dingen bie Herfiellung des 
Königreichs Hannover verlangen. 

(Bemwegung.) 
Allein auf diefem Wege und auf feinem anderen ift das, 
was mir einer von ben Herren Welfen?) fagte, die Herftellung 
des welfifhen Staates auf gefegmäßigem Wege, möglid; denn 
der Friedensvertrag, den wir mit Frankreich — wenn wir über: 
wunden find, mit dem Sieger — abſchließen, fommt ja in bie 
Gefegfammlung, (Heiterfeit.) 


und dann ift Hannover auf gefegmäßigen Wege hergeftellt. Wir 
würben Schleswig ganz ohne Zweifel an Dänemark verlieren. Uns 
in Bolen läftige und erfchwerende Bedingungen aufzuerlegen, ift jo 
lange recht ſchwierig, als man nicht mit Rußland einverftanden 
ift, und dieſes Einverftändniß, glaube ih, liegt fehr fern für 
Frankreich. Aber man lönnte doch uns immerhin die Bedingung 
auferlegen, daß Frankreich Garant*) derjenigen Rechte ift, welche 
der König von Preußen feinen polnifhen Unterthanen zu gewähren 
hat. Man könnte in diefer Garantie noch weiter gehen nah an— 
deren Richtungen. J 

Ich will das nicht weiter verfolgen; ich will Ihnen bloß die 
Möglichkeit ſchildern, der wir bei einem unglücklichen Kriege aus— 
gefegt find. Halten Sie das für übertrieben? Meine Herren, 
Sie kennen die Zukunft doch nicht; was die Entſchließungen eines 
fupponirten franzöfifhen Sieger fein würden, das fönnen Sie 
doch unmöglich wiffen. Wir würden, wenn wir jegt von Neuem 
von Frankreich angegriffen würden und uns noch überzeugen müßten, 
daß wir nie und unter feinen Umftänden Ruhe haben, ähnlich ver: 
fahren, wenn wir wieder als Sieger in Paris find. Wir würden 
uns bemühen, Frankreich auf dreißig Jahre außer Stand zu fegen, 

*) StB.: Gerant. 


3) Das Doppelte. 
#) Der Ag. Windthorſt. 
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uns anzugreifen, und uns in den Stand zu fegen, daß wir gegen 
Frankreich mindeftens für ein Menſchenalter vollſtändig gefichert find. 
Der Krieg von 1870 würde ein Kinberfpiel fein gegen den von 1890 
— id weiß nicht, wann — in feinen Wirkungen für Frankreid. 
(Bravo!) 

Alfo das wäre auf der einen Seite wie auf der anderen Seite 
das gleiche Beftreben; Jeder würde verfuchen de saigner à blanc. 

Nun, meine Herren, ih fann mir danach nicht denken, wer 
überhaupt ſich ftarf genug fühlt, die Verantwortung für die Mög- 
lichkeit des Eintritts folher Zuftände zu übernehmen. Die*) ver- 
bünbeten Regierungen find es ganz ſicher nicht; die werden bie 
Verantwortlichfeit dafür nicht tragen. Die verbündeten Regie- 
rungen haben — nad) dem Eingang zur Bundesverfaffung ift der 
oberfte Zweck des Bundes der Schuß des Bundes und des Bundes- 
gebietes — fie haben dem Volk gegenüber die Verantwortlichkeit 
dafür, daß diefer Schuß jeder Zeit vorhanden ſei; der kann nicht 
improvifirt werben je nad) dem Belieben einer parlamentarifchen 
Maojorität duch ein Budgetvotum, der muß bauernd vorhanden 
fein, der ift eine fundamentale Jnftitution unferer deutſchen Ein: 


richtungen. (Bravo! rechts.) 


Und die verbündeten Regierungen ſind feſt entſchloſſen, die Ver— 
antwortung dafür nicht zu tragen, ſondern ſich mit dem vollen 
Gewicht ihrer Autorität und ihrer verfaſſungsmäßigen Rechte dafür 
einzuſetzen, daß Deutſchland nicht minder geſchützt bleibe, als es 
ſeinen Kräften nach ſein kann. Das, was einſtweilen nach dem 
militäriſchen Urtheil für dieſen Zweck als Bebürfniß bezeichnet 
worden iſt, ſind 40000 Mann zur Verſtärkung der Grenzbeſatzungen 
gegen den erſten Anlauf und eine Steigerung der Zahl ausgebildeter 
Soldaten, die wir im Lande haben, um jährlich etwa 16000 Mann; 
alſo in der Dauer eines Septennats um beinahe 120000 Mann, 
in der Dauer der zwölfjährigen Dienftzeit um beinahe 200000 Mann. 
100000 Mann find eine Armee, und wenn der Krieg fpäter aus: 
bricht, fo find wir um fo viel ftärker; es ift ein Gewicht, das 
einen Krieg und bie entſcheidende Schlacht feinerfeits zu entfcheiden 


*) 6. 341la. 
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vermag, ob wir 100000 Mann mehr haben. Wollen Sie bie 
BVerantwortlichkeit dafür tragen, daß dies Gewicht nicht zur Ver— 
fügung feit Wir wollen es nicht, und ich bin überzeugt, es wird 
uns möglid fein, es zur Verfügung zu erhalten, mag Ihr Votum 
ausfallen heute, wie Sie wollen. 

(Bravo! rechts.) 

Ob biefe Einrichtung nun für längere oder kürzere Zeit ge 
troffen werben joll, das ift eine Frage, auf deren Gebiet ſich die 
Discuffion in ber jüngften Zeit ja vorwiegend bewegt hat. Wir 
haben fie auf fieben Jahre verlangt aus feinem anderen Grunde, 
als weil bie Ziffer von fieben Jahren die Grundlage eines früheren 
Compromifjes war; weil wir der Ueberzeugung find, daß das con- 
fitutionelle Leben überhaupt aus einer Reihe von Compromiffen be— 
ſteht), und weil wir gern an ein früheres Compromiß anknüpfen, 
fo haben wir e8 unverändert aufrecht zu erhalten gefucht. Jede Ziffer 
ift mehr oder weniger willfürlih. Je länger die Dauer ift, um 
defto größer ift die Zahl der ausgebildeten Soldaten, die in Aus— 
fiht genommen wird, und um fo weiter von uns entfernt liegt 
bie innere Gefahr, daß wir in Krifen und Streitigkeiten über dieſe 
Frage gelangen. Es kann ja Niemand entgehen, daß jedes Mal, 
wenn e3 fih darum handelt, auf Grund des Art. 60 der Ver: 
faffung?) ein neues Gefet über die Präfenzzeit zu machen, ſich 
aller unferer Schichten und Parteien eine gewiſſe Aufregung be= 
mädjtigt, die bebauerli und unter Umftänden aud) eine gefährliche 
iſt. Es entfteht jedes Mal aus der Discuffion diefer Frage eine 
gewiſſe Kriſis — ih will nicht fagen ein Conflict, aber die Be— 
jorgniß vor einem Conflict. Es entfteht jedes Mal die Frage: 
Mas ift denn Rechtens, wenn eine Vereinbarung nicht zu Stande 
tommt? — Nun, ich glaube, der Reichstag wird ſich nicht Darüber 
beſchweren können, daß der Bundesrath bisher einen zu weitgehen- 
den Gebrauch gemacht hätte von feinem zweifellofen verfafjungs> 
mäßigen Rechte, jedem Gefegentwurfe, der ihm vom Reichstage 


1) gl. 8b. II 81. 87. 302, III 100. 116, IV 18. 80 f., IX 232, X 271. 

2) Art. 60 der Reichsverfaffung · Die Friebenspräfenzftärte des beutfchen 
Heeres wird bi zum 91. December 1871 auf 1 Procent ber Benölterung von 
1867 normirt ... Für bie fpätere Zeit wirb bie Friebenspräfengftärfe bes 
deeres im Wege ber Reichögefeggebung feftgeftellt. 
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11.1.1887. zugeht, feine Zuftimmung zu verfagen — auch ſolchen Gefegent- 


vwürfen, deren Zuftandefommen in der Verfaſſung vorausgefegt ift. 
Der Bundesrath hat von diefem zweifellofen Rechte, der voll: und 
gleihberechtigte Factor der Gefetgebung zu ſein ), von der That- 
ſache, daß fein Budgetgefeg ohne feine Zuftimmung zu Stande 
tommen fann, von der Thatfahe*), daß Fein Geſetz über eine 
Präfenzzahl ohne feine Zuftimmung zu Stande kommen kann, nie 
einen unbequemen Gebrauch gemadt; er ift, wie der Kaufmann 
zu fagen pflegt, coulant in diefer Beziehung gewejen. Wir haben 
Vorlagen recht unerfreulich verfünmert und verändert zurüdfommen 
fehen, wir Haben es ruhig hingenommen; aber es gibt im Intereſſe 
des Vaterlandes Grenzen, über bie der Bundesrath babei nicht 


dinausgehen kann. Gehr riätig! rechts.) 


Eine ſolche Grenze zu ziehen iſt die Sorge, die in erſter Linie 
den verbündeten Regierungen obliegt, wenn die auswärtige Sicher: 
heit des Deutſchen Reiches in Frage fteht. 
(Bravo! rechts.) 
Sobald die ins Spiel fommt, werden wir haarſcharf in der Be 
nugung unferer verfaffungsmäßigen Rechte gegenüber Ihren Bes 
folüffen fein. Und ein Beihluß, der das Deutſche Reich wehr⸗ 
loſer macht, ald es nad) unferer Weberzeugung fein könnte, hat nie 
auf die Zuftimmung der verbündeten Negierungen zu rechnen. 
(Bravo! rechts.) 
Daß bei den Verhandlungen einer fo wichtigen Frage, bei der es 
fih gewiffer Maßen um Kopf und Kragen für Deutfchland handelt, 
daß dabei der Bundesrat fo coulant und entgegenfommend jein und 
ein Auge zudrüden wird und die Punkte auf das i (nicht) **) jegen 
wird, das erwarten Sie in einer folden Frage niht! Warum 
wollen Sie nun ſolche Krifen vervielfältigen, indem Sie fie wos 
möglich alle Jahre herbeiführen oder dod alle drei Jahre? Wir 
haben eine Abneigung gegen folde Krifen und Conflict. Wir 
wünſchen Compromiffe und halten an dem Compromiß von früher 
feft, und deshalb haben wir das Septennat vorgeichlagen. 
*) ©. 341b. 


**) Iſt zu ftreichen. 
») 2gl. 8b. V 39 ff, VIII 349, X 258. 272. 282, XI 304. 
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Wenn daſſelbe abläuft, jo fommt immer die Frage: Was ift 
denn Rechtens, wenn über das Präfenzgefeg nad Art. 60 feine 
Vereinbarung ber beiden Factoren der Geſetzgebung ftattfindet? 
oder was ift denn Nechtens, wenn über das Budget feine Verein— 
barung beider Factoren herbeigeführt wird? Die zweite Frage 
will ich gar nicht berühren; fie liegt nicht vor, und ich halte es 
nad) meiner diplomatischen Gewohnheit nicht für nöthig, mich mit 
Fragen zu beſchäftigen, die augenblicklich nicht brennend find. Ich 
will bloß jagen: Was ift Nechtens, wenn wir über die Präfenz- 
ziffer uns nicht einigen? Hört deshalb die Armee auf, zu exi— 
ftiren? Das werden Sie jelbft nicht behaupten wollen. Dann 
treten diejenigen Beftimmungen der Berfaffung wieder in volle 
Kraft, die durch das auf Grund der Zufage von Art. 60 gegebene 
Geſetz beſchränkt find. Das Gefeg auf Grund des Art. 60 zieht 
die obere Grenze der Zuläffigfeit der Präjenzziffer; der Kaifer 
Tann nicht darüber hinausgehen. Nach diefem Geſetze dauert fie 
noch bis zum nächſten Jahr, 1888; wenn diejes Geſetz ſchwindet, 
ein neues nit zu Stande kommt, dann find wir weit entfernt 
davon, daß diefe Grenze finft oder die Armee verſchwindet, fon= 
dern e& fteigt bie obere Grenze ber berechtigten Präſenzſtärke ber 
Armee bis zu dem Sage bed Art. 59 der Verfaſſung: 

Jeder wehrfähige*) Deutiche hat drei Jahre lang bei 
der Fahne zu dienen '). 
Das ift dann unfere Präfenzziffer, 
(Heiterkeit rechts.) 


bie wir erreichen dürfen. Das ift eine financielle Unmöglichkeit, 
eine militärische Unbequemlichfeit, und deshalb hat die Verfafjung, 
ſchon bevor das Verſprechen im Art. 60 entftand, durch den vierten 
Abjag des Art. 63 das Moderamen?) gegeben, daß der Kaifer 


*) St8.: mehrpflichtige. 

V Art. 59 ber Reihöverfaffung lautet: Jeder wehrfähige Deutſche gehört 
fieben Jahre lang, ... dem ftehenden Heere — und zwar bie erften brei Jahre 
bei den Fahnen, die legten vier Jahre in der Reſerve — und bie folgenden 
fünf Lebensjahre der Landwehr an ꝛc. 2. (rt. 59 ift durch Gefeg vom 
11. Februar 1888 in einzelnen Beftimmungen abgeändert.) 

) Mäßigungsmittel. 
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zugeht, feine Zuftimmung zu verfagen — auch folden Gefegent- 
würfen, deren Zuftandelommen in der Verfaffung vorausgefegt ift. 
Der Bundesrath hat von diefem zweifellofen Rechte, der voll- und 
gleichberechtigte Factor der Gefeßgebung zu fein?), von der That- 
ſache, daß fein Budgetgefeg ohne feine Zuftimmung zu Stande 
fommen fann, von der Thatjahe*), daß fein Gefeg über eine 
Präfenzzahl ohne feine Zuftimmung zu Stande foınmen Tann, nie 
einen unbequemen Gebrauch gemadt; er ift, wie der Kaufmann 
zu fagen pflegt, coulant in biefer Beziehung geweſen. Wir haben 
Vorlagen recht unerfreulich verfümmert und verändert zurüdtommen 
fehen, wir haben es ruhig hingenommen; aber e8 gibt im Intereſſe 
des DVaterlandes Grenzen, über die der Bundesrath babei nicht 


hinausgehen kann. (Sehr richtig! rechts.) 


Eine ſolche Grenze zu ziehen ift die Sorge, die in erfter Linie 
den verbünbeten Regierungen obliegt, wenn die auswärtige Sicher: 
heit des Deutſchen Reiches in Frage fteht. 
(Bravo! rechts.) 
Sobald die ins Spiel fommt, werden wir haarjcharf in der Ber 
nugung unferer verfafjungsmäßigen Rechte gegenüber Ihren Be— 
Thlüffen fein. Und ein Beſchluß, der das Deutſche Reich wehr⸗ 
lofer macht, ala es nach unferer Weberzeugung fein könnte, hat nie 
auf die Zuftimmung der verbündeten Negierungen zu rechnen. 
(Bravo! rechts.) 
Daß bei den Verhandlungen einer fo wichtigen Frage, bei der es 
fi gemwiffer Maßen um Kopf und Kragen für Deutichland handelt, 
daß dabei der Bundesrath jo coulant und entgegenfommend jein und 
ein Auge zubrüden wird und die Punkte auf das i (nicht) **) jegen 
wird, das erwarten Sie in einer ſolchen Frage niht! Warum 
wollen Sie nun ſolche Kriſen vervielfältigen, indem Sie fie wo- 
möglich alle Jahre herbeiführen oder doch alle drei Jahre? Wir 
haben eine Abneigung gegen folde Krifen und Conflict. Wir 
wünſchen Compromiffe und halten an dem Compromiß von früher 
feft, und deshalb haben wir das Septennat vorgeſchlagen. 
*) ©. 341b. 


**) ft zu ftreichen. 
») 2gl. 8b. V 39 ff., VIII 349, X 258. 272. 282, XI 304. 
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Wenn daſſelbe abläuft, jo kommt immer die Frage: Was ift 
denn Rechtens, wenn über das Präfenzgefeg nah Art. 60 feine 
Vereinbarung der beiden Factoren der Gefeßgebung ftattfindet? 
ober was ift denn Rechtens, wenn über das Budget Feine Verein- 
barung beider Factoren herbeigeführt wird? Die zweite Frage 
will ich gar nicht berühren; fie liegt nit vor, und ich halte es 
nad) meiner diplomatijchen Gewohnheit nicht für nöthig, mich mit 
Fragen zu beichäftigen, die augenblicklich nicht brennend find. Ich 
will bloß jagen: Was ift Rechtens, wenn wir über die Präjenz- 
ziffer uns nicht einigen? Hört deshalb die Armee auf, zu eri- 
ftiren? Das werden Sie felbft nicht behaupten wollen. Dann 
treten diejenigen Beftimmungen der Verfaffung wieder in volle 
Kraft, die durch das auf Grund der Zufage von Art. 60 gegebene 
Geſetz beſchränkt find. Das Gefeg auf Grund des Art. 60 zieht 
die obere Grenze der Zuläffigfeit der Präjenzziffer; ber Kaiſer 
Tann nit darüber hinausgehen. Nach diefem Gejege dauert fie 
nod bis zum nächſten Jahr, 1888; wenn dieſes Geſetz ſchwindet, 
ein neues nit zu Stande fommt, dann find wir weit entfernt 
davon, daß diefe Grenze finft oder die Armee verfchwindet, fon= 
dern es fteigt die obere Grenze ber berechtigten Präfenzftärfe der 
Armee bis zu dem Sage des Art. 59 der Verfaffung: 

Jeder wehrfähige*) Deutſche hat drei Jahre lang bei 
der Fahne zu dienen '). 
Das ift dann unfere Präfenzziffer, 
“ (Heiterkeit rechts.) 


die wir erreihen dürfen. Das ift eine financielle Unmöglichkeit, 
eine militäriſche Unbequemlichkeit, und deshalb hat die Verfaffung, 
ſchon bevor das Verſprechen im Art. 60 entftand, durch den vierten 
Abfag des Art. 63 das Moderamen?) gegeben, daß der Kaifer 


*) StB.: wehrpflichtige. 

) Art. 59 ber Reichsverfafſung lautet: Jeder wehrfähige Deutſche gehört 
fieben Jahre lang, ... dem ftehenden Heere — und zwar bie erften brei Jahre 
bei ben Fahnen, die legten vier Jahre in ber Reſerve — und bie folgenden 
fünf Lebensjahre der Landwehr an ꝛc. 2c. (Art. 59 ift durch Gefeg vom 
11. Februar 1888 in einzelnen Beftimmungen abgeändert.) 
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den Präfenzftand der Contingente des Reichsheeres beftimmen fol '). 
Alſo der Kaifer ift dann der Moderator ?), der allein zu jagen hat, 
wie hoch unter dem von Art. 59 gegebenen Präfenzftand der letztere 
fein fol. Wenn wir*) nah Kaiferliher Machtvolllommenheit 
firebten, dann wäre diefer Zuftand für uns außerordentlich erwünfcht, 
und wir fönnten nur fagen: Stellen Sie die Sache fo kurz wie 
möglih, es ift zu bedauern, daß das Frühjahr 1888 nicht ſchon 
da ift, dann würden wir uns wahrſcheinlich nicht einigen können 
über den Inhalt des Geſetzes, welches auf Grund von Art. 60 
gemacht werben foll, und es würde dann ber alte verfaſſungs— 
mäßige Zuftand wieder eintreten. 

Es ift auch dann nicht die Möglichkeit, duch das Budgetrecht 
im Ausgabeetat bem entgegen zu wirken; denn in dem vierten und 
legten Alinea des Art. 62 ift ausdrüdlich gefagt worden: 

Bei der Feftftelung des Militärausgabeetats wird die 
auf Grund diefer Verfaſſung geſetzlich feftftehende Organi— 
fation des Reichsheeres zu Grunde gelegt. 

Sie fünnten uns alfo, ohne Ihrerſeits fih vom Boden ber Ber: 
fafjung zu entfernen, gar nicht verweigern, wenn eine Präfenz- 
ziffer überhaupt nicht nach Art. 60 der Verfaſſung gejeglich feft- 
gelegt ift, das Ausgabebudget dementipredhend -einzurichten. 

Wenn alfo feine Verftändigung, die für die verbündeten Re: 
gierungen annehmbar ift im Hinblid auf die äußere Sicherheit 
des Deutihen Reiches, zu Stande fommt, fo liegt durchaus fein 
Zuftand vor, in dem die deutſche Armee von ber Bildfläche zu 
verſchwinden hätte; fondern es tritt ganz einfach die größere Kaifer: 
liche Machtvollkommenheit, die die Verfafjung ftipulirt, wieder in 
Kraft. Um dem Reichstage die Mitwirkung dabei zu bewahren, 
ift der Art. 60 geſchaffen, und ift das Geſetz verfproden, das bie 
Präfenzftärle, die der Kaifer nicht überjehreiten darf, mit Zus 
ſtimmung des Reichstags, das heißt durd ein Gefeß, feftitellen 
fol. Diefe Bindung eriftirt augenblidli bis 1888 und eriftirt 
nur durch diefes Geſetz. Lefen Sie in allen Ihren gefinnungss 


*) ©. 3422. 

') Art. 68 Abſ. 4: Der Raifer beftimmt ben Präfenzftand, bie Glieberung 
und Eintheilung der Gontingente bed Reichäheeres ꝛc. 

2) Derjenige, welder dad Maß feftjegt. 
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befreundeten Rechtsbüchern darüber nah: Rönne, Laband, leſen 11.1. 1887. 
Sie Andere — Sie werden immer finden, daß die Mitwirkung 
bes Reichstags, der Einfluß des Reichstags auf bie Höhe bes 
Heeres allein beruht auf ber Fortdauer der Gefege, die auf Grund 
von Art. 60 gemacht werben, und die dem Kaifer in feiner Macht: 
vollkommenheit eine niedrigere Grenze ziehen, ala er nad) der Ver— 
faffung haben würde. 

Meine Herren, das ift doch eigentlich gar fein Grund, warum 
Sie fo lüftern nad Krifen find und alle drei Jahre, ja fogar jedes 
Jahr denjelben Streit haben wollen, ob das deutſche Heer beftehen 
Toll oder nicht; denn wenn Sie in diefem Streite anderer Meinung 
bleiben als die verbündeten Regierungen, fo würde Ihre Meinung 
nah dem Inhalte der Verfaſſung von Feiner durchſchlagenden 
Wirkung fein. Sie compromittiren fi ganz ohne Noth darüber 
in einer Richtung, in der Ihren Willen durchzuſetzen Sie nicht die 
Macht haben, weil Sie das verfaflungsmäßige Recht nicht haben. 
Sie haben die Verfafjung nicht gelefen, wenn Sie glauben können, 
daß es Ihnen möglich ift, in jedem Jahre durch das Budget die 
Heeresftärke feftzuftellen ohne Rüdfiht auf den Kaifer und auf fein 
Recht, welches auf Art. 5 der Verfaffung beruht, und demzufolge 
er befugt ift, in Sachen der Militärgejege jeder Zeit an benfelben 
Einrihtungen, wie fie bisher beftehen, feftzuhalten: „Wei Gefebes: 
vorſchlägen über das Militärwefen, die Kriegsmarine und die im 
Art. 35 bezeichneten Abgaben*) gibt die Stimme des Präfidiums 
des Bundesraths bei Meinungsverfhiedenheiten deſſelben den Aus— 
ſchlag, wenn fie ſich für Aufrechterhaltung der beftehenden Ein- 
richtungen ausfpriht” ). Die beftehende Einrichtung ift bo immer 
die Präfenzziffer des vorigen Jahres und würde in Folge des aus: 
fchlaggebenden Votums bes Kaifers immer in Geltung bleiben, 
ſelbſt wenn, was nicht denkbar ift, die Majorität des Bundesraths 
dagegen ftimmte. Die verbündeten Regierungen werben aber voll: 
fommen einftimmig fein, und ein foldhes Gefeg wird nie und in 
feinem Jahre zu Stande kommen, welches uns eine unzulänglide 
Armee dur das Budget octroyiren wollte. Ich weiß nicht, warum 


*) StB.: Angelegenheiten. 
’) Wortlaut des Art. 5 der Reichäverfafiung. 
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Sie*) ein Bebürfniß haben, diefe Krifen, die fi baran knüpfen, 
häufiger hervorzurufen, als fie nah dem Compromiß alle fieben 
Jahre ftattfinden. Wir haben diefes Bedürfniß nicht; wir wunſchen 
feine Krifen und feine Conflicte, wir wünfdhen an dem Compromiß 
feftzuhalten, das ba ift. Weber biefes hinaus werden wir und aber 
nit treiben laflen. Wir halten unbedingt an dem vollen Septennat 
feft und an der ganzen Vorlage, wie wir fie gemadt haben, und 
weichen feinen Nagel breit davon ab. 
(Bravo! rechts.) 


Das deutfche Heer ift eine Einrichtung, die von den wechſelnden 
Majoritäten des Reichstags nicht abhängig fein kann. Wer bürgt 
uns denn dafür, daß eine Majorität, die fi) auf fo heterogene 
Weiſe zufammenfegt wie die jegige, eine dauernde fein werde? Daß 
die Firirung der Präfenzftärfe von der jedesmaligen Conftellation 
und Stimmung des Reichstags abhängen follte, das ift eine abfolute 
Unmöglichkeit. Streben Sie doch nicht nah folden Phantafie- 


gebilden, meine Herren! 
(Bravo! redht3.) 


Ohne unfer deutſches Heer, eine der fundamentalften Hauptein- 
richtungen und Grundlagen, ohne das Bedürfniß der gemeinfamen 
Vertheidigung gegen auswärtige Angriffe, wäre der ganze Bund, 
auf den das Deutfche Reich beruht, gar nicht zu Stande gefommen. 
Vergegenmwärtigen Sie fi das immer, wenn Sie dieſe Haupt- 
bedingung feiner Eriftenz ihm unter den Füßen wegziehen und es 
gefährden; denn geſchützt fein wollen wir Affe, auch Ihre Wähler, — 
rechnen Sie darauf! 

Der Berfuh, der mit diefen Anträgen gemacht worden ift, 
den Stand des Heeres von den wechſelnden Majoritäten und ben 
Beihlüffen des Parlaments abhängig zu machen, alfo — mit 
anderen Worten — aus dem Kaiferlihen Heer, das wir bisher in 
Deutſchland haben, ein Parlamentsheer zu maden, ein Heer, für 
deſſen Beftand nit Se. Majeftät der Kaiſer und die verbündeten 
Regierungen, jondern die Herren Windthorft und Richter zu forgen 


haben, (Heiterkeit Tinte.) 


*) ©. 342b. 
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wird nicht gelingen. Mit anderen Worten: Diefes Streben, wenn 
Sie es haben, liegt ganz außerhalb aller Möglichkeit, und bie 
Thatſache, die bei diefen Verhandlungen zur Kenntniß gefommen, 
daß es bei uns Leute gibt, die darnach ftreben, die das für mög- 
lich halten, verpflichtet uns allein ſchon, über diefe Frage an das 
Voll, an die Wähler zu appelliren, ob das wirklih die Meinung 
der Wähler ift. — 

(Bravo! rechts. — Aha! line.) 
Ja, meine Herren, „Aha!“ haben Sie denn daran gezmweifelt — 
das wäre ja vollfommen wunderlich —, 
. Heiterkeit.) 
daß wir an bie Wähler appelliven werben, um zu erfahren, ob es 
wirklich der Wille der Wähler iſt, daß die Vertheidigungsfähigfeit 
Deutfhlands von ber jedesmaligen Abftimmung des Parlaments 
in jedem Jahr abhängt, daß die Hälfte der Armee entlaffen werden 
Iann, daß die Armee reducirt werben Tann auf den einjährigen 
Dienft, auf das, was die Socialdemofraten noch bemwilligen? Cs 
iſt ja aud eine focialdemofratiihe Majorität in diefem Haufe 
möglid. — Es kann unmöglih der Wille der deutfhen Nation 
fein, daß fie auf diefe Weife in ihrer Wehrhaftigkeit, in der Sicher- 
heit im eigenen Heere abhängig fein foll von den jedes Jahr 
wechſelnden Majoritäten des Parlaments. Es liegt das ganz außer: 
halb der Verfaflung, und die verbündeten Regierungen wünſchen 
zu einem neuen Compromiß zu gelangen, aber zu einem fieben- 
jährigen, zu feinem fürzeren. Wir wollen die Krifen und die 
Gefahr der Eonflicte nicht häufen, und*) wir wollen den Gedanken 
nicht auffommen laffen, als wären Sie überhaupt berechtigt, ein 
feitig ohne bie Mitwirkung des Bundesraths und des Kaifers über 
den Beftand des deutſchen Heeres zu verfügen. Gegen dieſen 
Gedanken allein würden wir fhon an die Wähler appelliven, ob 
dies der Wille bes Volkes ift; und die verbündeten Regierungen 
find ihrerfeits entſchloſſen, mit dem ganzen Gewicht ihres Einflufjes 
im Reihe und im Volke für die Aufrechterhaltung der Wehr: 
haftigkeit Deutfchlands und bes Heeres einzutreten. 
— (Bravo!) 


*) ©. 3438. 
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Von Sr. Majeftät dem Kaifer werden Sie doch unmögli er 
warten, daß er in feinem neunzigften Zebensjahre nun das Wert 
desavonirt und zu feiner Zerſetzung mitwirken foll*), dem er bie 
legten dreißig Jahre feines Lebens gewidmet hat, der Schöpfung 
des Deutfhen Reiches. Wenn Sie das glauben, wenn Sie irgend 
duch Ihr Verhalten uns die Ueberzeugung geben, daß Sie dahin 
ftreben**), wenn Sie nicht dur eine baldige und vollftändige 
Annahme unferer Vorlage die Sorge ber verbünbeten Regierungen 
um bie Wehrhaftigkeit Deutſchlands befriedigen, dann ziehen wir 
es vor, die Unterhandlungen mit einem anderen Reichstage, als 
den ich hier vor mir fehe, mit Ausſicht auf mehr Erfolg fortzufegen. 
(Bravo!) 
Und dieſer Entſchluß liegt feiner Ausführung fehr viel näher, als 
Sie annehmen. Wir werden uns nicht auf lange Verhandlungen 
mehr einlaffen, fondern die Gefahr, in die wir das deutſche Volk 
durch Verfchleppung und Verzögerung möglicher Weife jegen können 
— ih fage nicht: nothwendiger Weife —, wird uns zwingen, 
darüber bald eine Gemißheit zu haben ober bald mit anderen 
Reuten zu reden, die uns Gewißheit geben. 
(Lebhaftes Bravo.) 


Nach dem Reichskanzler nahm der Referent der Commiffton, Abg. 
v. Huene, das Wort, um die Commiffion gegen die Vorwürfe in 
Schuß zu nehmen, die in den Ausführungen des Reichskanzlers gefunden 
werben könnten. Der Reichskanzler behaupte, der Reichstag wolle die 
Mittel verweigern, die Armee kriegstüchtig zu erhalten, ja er gehe 
darauf aus, bie Armee zu zerfegen, während er im Gegentheil materiell 
Alles zu bemilligen bereit fei und nur die Zeitfrage, die der Reichs: 
Tanzler ſelbſt als mwillfürlih bezeichnet habe, anders normiren wolle 
als die Regierungsvorlage. Er empfahl $ 2 der Commiffionsvorlage 
zur Annahme. Fürft Bismard ermiberte***): 


Der Herr Referent ift im Irrthum, wenn er annimmt, ich 
hätte die Abficht gehabt, die Commiffion anzugreifen und fpeciell 
den Herrn Referenten. Ich bin dazu um fo weniger im Stande 


*) St2.: mil. 
**) Grgänze: bad Heer aus einem Kaiferlihen zu einem Parlamentöheer 
zu maden. 
**) StB. 343a. 
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geweſen, als es mir nicht möglich geweſen ift, ben Bericht der 
Commilfion überhaupt bisher kennen zu lernen. 

(Hört! Hört! — Bewegung.) 
Ja, meine Herren, Sie unterfhägen die Gefchäfte, die ich habe. 
Außerdem muß ich fagen, daß mir der Commiſſionsbericht, und 
damit die Möglichkeit, ihn kennen zu lernen, nicht früher zugegangen 
ift, als heute früh im Bette, da habe ich ein Convolut von 64 ge— 
drudten Seiten erhalten, und ich habe ſeitdem nicht die Mög— 
lichkeit gehabt, dafjelbe durchzuleſen; ich habe eine Menge anderer 
Nebengeichäfte, das werden Sie mir zugeben, 

Heiterkeit.) 

außerhalb meiner Reihstagsthätigkeit. — Alfo der Gedanke, die 
Commijfion und vor Alleın den von mir verehrten Herrn Referenten 
anzugreifen, hat mir ganz außerordentlich fern gelegen. 

Was der Herr Referent fonft angeführt hat, daß ich eine 
Kritif über die Gegner gefällt hätte, das beruht ja doch auf ein- 
zelnen Meinungsverfchiedenheiten. Was ift Wehrhaftigkeit? Und 
warn ift Wehrhaftigfeit vorhanden? ft darüber die Commiffion 
oder der Generalftab hier die entjcheidende Behörde! Wenn der 
Herr Referent uns fein Referat gemacht hätte mit einem Art. 1 
in der Tafche, der in dem Entwurf weggefallen ift, dann hätte 
das Ding mehr Hand und Fuß. Aber was ift denn das Referat? 
Es ift ja die Schuld von Niemand; es ift die Schuld der Divergenz 
der Anfihten, daß der Kopf, das eigentlich Entſcheidende ber Bor: 
lage, gar nicht hier zu unferer Entichliegung kommt. Darüber 
kann ich aber dem Herrn Referenten und auch felbft der Commiffion 
gar feine Vorwürfe machen; denn id fann die Commiffion von 
der Nothmwendigkeit, heterogen zufammengejeßt zu fein, die in der 
Bufammenfegung bes Reichstags liegt, nicht befreien. Alfo das 
ift ein Unglüd, aber fein Vergehen. 

(Heiterfeit rechts.) 

Hierauf empfahl der Abg. Hobrecht die Annahme der Regie: 
rungsvorlage, deren ziffermäßige Grundlagen durch die Verhandlungen 
in ber Commiffion fih als durchaus zuverläffig erwieſen hätten. Nur 
theilweis die Forderung ber Regierungen zu bemilligen, Tönne Niemand 
verantworten gegenüber den Gründen, mit benen die Regierungen bie 
Erhöhung der Gefammtftärfe der Armee motivirt hätten. Auf bie 
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Zeitfrage übergehend, ſprach er ſich entſchieden gegen eine Bewilligung 
des Armeebudgets auf furze Frift aus, da bei einer Bewilligung auf 
drei Jahre die Frage der Stärke unferes Heeres nothmendig zum 
Hauptgegenftand der regelmäßigen Wahllämpfe werben mwürbe, bie 
jährliche Bewilligung aber den Reichstag unvermeiblih andauernd in 
einen Gegenfag zu den Intereſſen des Heeres bringen werde. Die 
Einbringung der Vorlage vor Ablauf des Septennats, die an und für 
ſich im Widerfpruc mit der Verſicherung zu ftehen ſcheine, daß feine 
augenblidlih drohende Gefahr fie veranlaßt hätte, erklärte er ſich aus ber 
Natur des geipannten Verhältnifjes mit Frankreich und den fieberhaften 
Vorbereitungen zu einem Kriege, die in Frankreih gemacht würben, 
mo „ein immer größerer Theil deſſen, was zur Vorbereitung und Ein- 
leitung des Entiheidungsfampfes nothwendig ift, der militäriſchen 
Manöver, der Aufmarfhbewegungen, kurz alles deſſen, mas früher 
zum Kriege felbft gehörte, was auch vor noch gar nicht langer Zeit 
Monate des erklärten Kriegs in Anfprud nahm, in den fogenannten 
Frieden verlegt iſt.“ Fürft Bismard nahm aus diefer Hindeutung 
auf die franzöfiihen Kriegsrüftungen Anlaß, feine erfte Rede durch 
folgende Aeußerung zu ergänzen*): 

Ich babe in der Hauptſache no mal um das Wort gebeten, 
um eine Vergefjenheit wieder gut zu machen, bie id} vorher bei 
der Neichhaltigfeit des Stoffs begangen habe. Ich habe die Fälle, 
in denen wir meiner Anfiht nah unter Umftänden einen Angriff 
von Frankreich zu erwarten haben, nicht jo volftändig Hargeftellt, 
wie ich beabfichtigte; ich habe nur den Fall erwähnt, daß eine 
franzöfifde Regierung ans Ruder fommen könnte, die glaubte, uns 
an Rüftungen und Kraft fo weit überlegen zu fein, daß fie des 
Sieges ſicher wäre, — wenigftens diefelbe Sicherheit hätte, welche 
die franzöfifhe Armee im Jahre 1870 Hatte, als fie gegen uns in 
den Krieg zog; ich habe aber einen anderen Fal, bei dem eine 
ſolche Siegesfiherheit gar nicht fo abfolut notwendig ift, und den 
ich erwähnen wollte, übergangen, einen Fall, der doch aud ein 
ziemlich breites Feld in den Conjuncturen**) einnimmt, die wir 
maden müfjen, wenn wir auf Alles gerüftet fein wollen. Das 
ift der Fal, daß ähnlich wie unter dem dritten Napoleon bie 


*) StB. 346a. 

**) So ber StB. Dafür „Conjeeturen” zu leſen, ift kaum nothwendig, 
wenn man „Gonjunctur” im Sinne von: „Aufftellung möglicher Fälle“ 
nimmt. 
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Unternehmungen nad) außen Hin als ein Sicherheitsventil für die 11.1. 1887. 
inneren Angelegenheiten dienen follten, 

(Sehr richtig! rechts.) 
daß man im Innern gemiffer Maßen nicht mehr weiß, mo aus 
nod) ein, daß man in der Verlegenheit ift, aus der man ſich da= 
durch zu ziehen ſucht, daß man auf feinen friebliebenden Nachbar 
einhaut. Es wäre das namentlich ja möglich, wenn in Frankreich 
eine Regierung von militärifhen Neigungen ans Ruder fäme. 

(Hört! Hört! rechts.) 
Ich will nod gar nicht jagen: eine militärifche Dictatur, aber doch 
eine Regierung, die fi fagte: Jh weiß nicht, ob wir uns, wenn 
wir lediglich die inneren Fragen anfehen, hier werden halten 
Tönnen; wenn es und aber gelingt, einen populären Krieg zu ent 
zünden, fo haben wir immer noch die Chance, daß wir uns halten, 
wenn wir fiegen; werden wir geſchlagen, dann ift es nicht ſchlimmer, 
als wenn wir fo zur Abtretung‘) genöthigt werden, und wir haben 
dann wenigftens bie ganze große Tragfähigfeit des franzöſiſchen 
Patriotismus*), der auch für eine geſchlagene Regierung unter 
Umftänden Partei nimmt, und der fich entzündet, wenn Frankreich 
im Kriege ift. In Frankreich ift eine Redensart: Diefer Regierung 
feinen Groſchen, und mwenn ber Feind auf dem Kreuzberg fteht! 
— ja abſolut unmöglich. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Da ftellt ſich jeder Franzofe; der päpftliche Zuave und der Social- 
demofrat dienen Alle unter einem Regiment, fowie das Vaterland 
in Gefahr iſt. Bei uns — ih kann's nicht finden! 

(Unruhe im Centrum und links.) 

— Doh? Glauben Sie? Ich will es abwarten. 

Alfo diefe Möglichkeit liegt doch aud) vor. Wenn Napoleon IN. 
den Feldzug 1870 gegen uns, einen großen und ſchweren Krieg, 
der ihm ben ‚Thron koftete, — in Feiner Weiſe durch das Ausland 
genöthigt, unternahm, Iebigli weil er glaubte, daß das feine 
Regierung im Inlande befeftigen würde, — warum follte dann 


*) ©. 346 b. 
3) Im Sinne von Rücktritt, 
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nicht zum Beifpiel der General Boulanger, wenn er ans Ruber 
käme, dafjelbe verſuchen? 
(Sehr richtig! recht.) 
Ich würde ihm gar nicht einmal ein Verbreden daraus machen, 
ich würde ihn gar nicht einmal beſchuldigen, daß er dabei perjön- 
lichen Inftincten folge; ich würbe immer annehmen, was id) von 
jedem franzöſiſchen Officer vorausfege — und aud von jedem 
deutſchen natürlih —, daß er glaubte, auf diefe Weife feinem 
Vaterlande beffer zu dienen, ala wenn er es unterließe. Ich würde 
ihm perfönlid einen Vorwurf nicht machen. Aber das kann uns 
nit abhalten, uns aud für den Fall einzurichten, daß Frankreich 
uns nicht überlegen zu fein glaubt, aber doch die Chance ausnugen 
will, ob eine Regierung ſich nicht durch einen Krieg noch halten 
kann, wenn fie duch den Frieden nicht haltbar wäre. Napoleon 
hat das gemacht; warum follte es fein Nachfolger nicht machen, 
wenn wir uns eine Militärdictatur in Frankreich ala möglich denfen 
— und fie ift fo oft dageweſen —, warum follte es nicht fein? 
Nachdem ich einmal das Wort genommen habe, möchte ih 
dem Herrn Vorredner noch auf eine Frage erwidern, die er fih 
nicht angeeignet hat, aber die er doch wiederum geftellt hat: warum 
eigentlich das Ende des Septennats nicht abgewartet werde‘). Nun, 
es ift ja das eigentliche Septennat an fi) do mit der Augmen- 
tation, die wir haben wollen, nur eine Berechnung auf eine Zu: 
funft, die wir möglihft fern wünſchen, der gegenüber wir aber 
gewappnet fein müflen. Aber Eins glauben wir gleich vom 1. April 
1887 in Ausficht nehmen zu follen: das ift die Verftärfung unjerer 
Grenzbewadhungen, bie ftärkere Befegung der Vogefen:, Jura: und 
anderer Päſſe und namentlih auch der Schwarzwalbpäfie gegen 
den möglichen Einbrud) über das, was wir die Trouse*) de Belfort 
nennen. Diefe Verftärkung ſchon vom 1. April diefes Jahres ab 
in Wirkſamkeit treten laffen, das können wir budgetmäßig nicht, 
wenn wir nit Ihre Bewilligung haben; die Mittel dafür, um fo 


*) ©t8.: tracee. 

) Abg. Hobrecht: „Man fragt nun: Warum, wenn es fi um eine 
Mafregel handelt, die erft jo lange und allmählich wirken fol, warum wird 
auf ihre fehleunige Erledigung in diefem Maße gedrungen, warum wirb bad 
Ende bes Septennats nicht abgemartet?" (StB. 345a/b). 
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viel mehr Urlauber, Dispofitionsurlauber heranzuziehen, haben wir 
nit. Wenn durch eine Auflöfung, die dazmwifchenträte, die Zeit 
vergehen follte, fo mwürbe die Negierung vielleicht ſich genöthigt 
fehen, von den Mögligkeiten, die ihr das Militärgefeg bietet, 
momentan, weil fie fürchtet, Die Kriegsgefahr zu verftärken, Gebrauch 
zu madhen, und nachher die Indemnität dafür zu fordern haben. 
Ich habe vorher ſchon gefagt, der Ausbruch des Krieges kann zehn 
Jahre dauern, er kann aber auch in zehn Tagen eintreten. Wenn 
er nun in zehn Wochen eintritt, dann müßten wir ſchon bie 
40000 Mann zur Verfügung haben, und felbft wenn wir uns mit 
dieſem Reichätage über Das, was wir für unentbehrlich halten für 
Die Sicherheit Deutfehlands, nicht einigen follten, würden wir do *) 
gewiſſe Vorkehrungen ſchon treffen müflen, wenn gegen unfere 
Ueberzeugung das gegenwärtige friedlich gefinnte Minifterium in 
Frankreich früher abtreten follte, als wir wünſchen. Wir wünſchen 
ihm eine möglihft lange Dauer, weil wir glauben, daß, fo lange 
Dies Minifterium dauert, wir Friedensftörungen nicht zu befürchten 
haben. Sie können mir darauf vielleiht mit einigem Recht ers 
widern: Wenn eine fo wichtige Frage vorliegt, wo die Sicherheit 
Des Reichs auf dem Spiele fteht, dann hätte man die Bevölkerung 
Thon früher darauf vorbereiten müffen, vieleicht ſchon vor zwei 
Sahren bei den Wahlen. Wir hatten aber immer nod die Hoff: 
nung, daß es uns gelingen würde, die Stimmung in Frankreich 
zu bejänftigen; nachdem wir indes ſechzehn Jahre uns vergeblich 
bemüht haben, die Revandeideen zu beruhigen, und abgemartet 
haben, ob nicht endlich eine Regierung fi fände, die den Muth 
und die Kraft habe, den status quo '), wie er ift, als einen dauernden 
zu acceptiren, haben wir uns ſchließlich doch fagen müflen, daß es 
love’s labour’s**) lost?) wäre, daß unfere Liebesbemühungen ganz 
umſonſt gewejen find. Wir haben uns ſchwer dazu entichloffen, 
und diefe ganze Yeußerung, die ich heute ausſpreche, hätte ich lieber 
zurüdgehalten; wenn fie nicht nothwendig gewejen wäre, um bie 
Zuftimmung bes Reichstags zu gewinnen, wäre e8 mir lieber 


*) ©. 3472. 
**) St8.: labor. 
) ®gl. Bd. IX 138, X 55. 290. 417. 
”) Berlorene Liebesmüh, Titel eined Sholeſpecreſchen — 
Bitmards poliniſche Reden. XII. 
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geweſen. Ich weiß aud nit, ob ich fie gewinnen werde. Sie 
hätten aljo vielleicht verlangen können, wir hätten früher auflöien 
follen, ad hoc?) für diefe Frage, damit die Wähler in der Lage 
ſeien, zu wiffen bei den Neuwahlen: Es hanbelt ſich darum, ob die 
Sicherung gegen auswärtige Angriffe verftärft werden foll oder ob 
fie nur die gegenwärtige unzulängliche bleiben fol. Es ift ganz 
richtig, man muß für eine jo wichtige Frage eigentlich vorher auf: 
löfen und die Neuwahlen ad hoc?) veranlafien. Wir find über- 
Haupt viel zu ängftlih in Bezug auf die Auflöfungen. 
Heiterkeit.) 
In England löſt man jeden Tonnerstag?) ein Parlament auf, 
wenn man glaubt, mit dem Nachfolger fic} leichter verftändigen zu 
können als mit dem gegenwärtigen. Darauf bin ich jedoch nicht 
gekommen. Ich reine auf gemeinfame Arbeit, nicht auf Parteis 
einflüffe. Unterblieben ift die Auflöfung hauptſächlich deshalb, weil 
wir gar nicht darauf gefaßt waren, daß diefe mäßigen Forderungen 
für die Verftärfung der Wehrkraft überhaupt auf Widerftand ftoßen 
würden. Hätten wir das vorher mit einiger Sicherheit willen 
fönnen, jo hätten wir allerdings mehr Zeit gewonnen, wenn wir 
uns in einer Kaiferlihen Proclamation an das Volk gewandt hätten, 
auf die Bedenken der militäriſchen Autoritäten darin aufmerkſam 
gemacht und die*) Wähler Mar vor die Frage geftellt hätten: Wollt 
Ihr, daß Deutichland ftärker geſchützt werde, als es bisher geweſen 
ift, oder molt Ihr es nicht? Das ift nicht gefchehen. Es wird 
aber unzweifelhaft geiehen müſſen, wenn Sie uns nit in den 
Stand fegen, diefen Schuß zu verwirklichen. 
(Bravo! rechts.) 


Der Abg. Windthorft hielt wegen der angelündigten Auflöfung 
des Reichstags bei Nichtannahme des Septennats eine gründliche Tis- 
cuffion aus dem Grunde für wünſchenswerth, damit das Volk wife, 
worum es fi handle. Er beftritt zunächſt die beiden ihn perſönlich 
betreffenden Äeußerungen des Reichskanzlers, nämlich: 1. daß er fein 
Urtheil über das ber militärifhen Autoritäten fege, 2. daß er bie 


*) StB.: ben. 

1) Hier fo viel wie: eigen, Bloß; vgl. Vd. VII 392, XI 51. 808. 
2) Hier fo viel wie: ausbrüdlich zu biefem Zwech 

?) Das heißt: jeder Zeit und ohne Bedenlen. 
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Wiederherſtellung des Königreichs Hannover von franzöſiſcher Hilfe 
erhoffe. Die langen Debuctionen des Reichskanzlers fand er ziemlich 
zwecklos. Die erbrüdende Majorität des Reichstags fei bereit, bie 
volle Forderung zu genehmigen, und die Differenz zwiſchen ver Re: 
gierung und ber Reihstagsmajorität liege lediglich darin, daß die Re— 
gierung einen Termin von fieben Jahren verlange, während der Reichs: 
tag nur drei Jahre bemilligen wolle. Mit der Beſchränkung auf brei 
Sahre verbinde der Reichstag nicht die Abſicht, nad Ablauf der drei 
Jahre einen Theil des Heeres zu befeitigen, fondern er wolle ſich nur 
das Recht wahren, nah drei Jahren zu prüfen, ob eine Reduction 
möglid fei, und mit Rüdfiht auf die ungünftige wirthſchaftliche Lage 
des Volfs auf eine folde zu dringen, wenn bie geforberte Vermehrung 
nicht mehr nöthig fei. An und für fich fei die jährliche Bewilligung, 
wie fie die Preußische Verfaflung fenne, für jede Regierung die beite 
und auch mit den menigften parlamentarifhen Schwierigkeiten verbunden. 
Selbft die Erneuerung des Militärbeftandes nad Ablauf des Septen- 
nats auf weitere fieben Jahre würde anftandslos geſchehen, wenn nicht 
jedes Mal eine Heeresvermehrung gefordert und damit die Perfonen 
und die Steuerfraft des Volfs ftärfer belaftet würden. Niemand wolle 
Deutichland wehrlos mahen, innere Streitigkeiten würden bei einem 
Angriff des Auslands fofort vergeffen fein. Die Nothwendigkeit einer 
Vermehrung der Heeresftärfe habe der Reichskanzler eigentlih nur aus 
unferem Verhältniß zu Frankreich motivirt, aber da ſich dieſes nad 
feiner eigenen Schilderung feit dem Frankfurter Frieden in gar Nichts 
geänbert habe, fo werde dadurch bewieſen, daß bie im Jahre 1880 
bewilligte Heereövermehrung aud jet noch genüge, namentlich mit 
Rückſicht auf die Rückendeckung, die Deutſchland — bei ber zwiſchen 
dem Deutſchen Reich und Rußland beftehenden Freundihaft — von 
Nußland zu gemärtigen habe. Sehr befriedigt erflärte fi der Abg. 
Windthorft von den Neuerungen des Reichskanzlers in Bezug auf 
die Beziehungen ber drei Kaiſermächte zu einander. Aber neu fand 
er die Doctrin, daß Deutihland im Drient feine Intereſſen habe; nad) 
feiner auf die Geſchichte gegründeten Anſchauung fielen die deutſchen 
Intereſſen im Often mit den öſterreichiſchen „voll und ganz“ zufammen. 
Das Recht der Auflöfung ftehe der Regierung nach der Verfaffung zu; 
Zomme durch Neuwahlen ein Reihötag zufammen, der Allem, was der 
Neichöfanzler wolle, zuftimme, fo werde er fih in den Willen des 
Volks ſchicken, müfje aber fragen, wozu denn die ganze Mafchinerie da 
fei, wenn fie bloß beftimmt fei, „kopfzunicken“. Cr werde getroft in 
die Neuwahlen eintreten, aber doch mit tiefem Schmerz darüber, daß 
die Regierungen um ber Zeitfrage willen eine Auflöfung herbeigeführt 
hätten. Zum Schluß betonte er no ein Mal die Einmüthigfeit aller 
Parteien im Falle eines Angriffs von außen, und wiederholte die 
Behauptung, daß die Majorität Alles bewillige, „jeden Mann, jeden 
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Groſchen“, und an diefe Bewilligung nur die Bedingung knüpfe, 
nad drei Jahren wieder prüfen zu dürfen. Firft Bismard er- 
mwiberte*): 

Die Rede des Herrn Vorrebners war in der Hauptſache eine 
Widerlegung der Behauptung, mit ber er fie einleitete, nämlich 
der Behauptung, daß er viel zu beſcheiden wäre, um fein mili- 
täriſches Urtheil gegenüber dem des Feldmarſchall Moltke ins Ge— 
wicht zu legen‘). Die ganze Rebe hat doch eigentlich eine Tragmeite 
nur, wenn angenommen wird, daß in militärifchen Dingen, in der 
Beurtheilung der Frage, ob Das, was Sie bewilligen wollen, der 
Forderung äquivalent ift, in der Veurtheilung der Frage, was 
damit zu leiften ift — wenn in dieſen Fragen der Abg. Windthorft 
dem Grafen Moltke, wie man jagt, „über“ if. Wenn das ber 
Fall ift, ja, dann hat das Alles Hand und Fuß, was der Herr 
Abgeordnete foeben gefagt hat. Wenn aber Das, was ich hier kurz 
mit „Graf Moltke” **) bezeichne, das heißt die Gefammtheit mili- 
tärifher Autoritäten, die für die Vorlage eintreten, wenn bie Recht 
haben, fo ift eben die Sicherheit, die wir ſuchen, nur in der vollen 
Vorlage zu finden und nicht in Dem, was die Herren ung anbieten. 
Den Unterfdieb zwifchen dem Angebot und der Forderung nad= 
zuweiſen, das überlaffe ih den militäriihen Autoritäten, darüber 
bin ich nicht fo competent. 

Sm Uebrigen gibt mir der Abg. Windthorft doch Veranlaffung 
zu manden Kritiken und Vermahrungen gegen Das, was er gefagt 
bat. Er hat gejagt, wenn gewiſſe Verhältniffe eintreten, das heißt, 
wenn Hannibal ante portas®) fid) befände, dann würde er ih 
weiß nicht was thun; ja — dann würde man ben Beweis liefern, 


2) Abg. Windthorft: „Der Herr Reichskanzler hat gemeint, ich maße 
mit anderen Mitgliebern dieſes Haufes mir ein Urtheil an, weldes nur Militär« 
auctoritäten fafjen können. Diefe Behauptung ift eine abfolut irrige ... Ich 
habe gerade ſehr Mar und fehr beftimmt in der Commiffion gefagt und bleibe 
dabei: Ich bemillige der Regierung jeben Mann und jeden Groſchen. Ich 
meine, daß das eine Anerkennung ber militäriihen Auctorität ift, wie fie 
vollendeter nicht gedacht werden kann“ (StB. 347b). 

) Hannibal vor den Thoren (Roms) (vgl. Livius XXIII 16), bei ben 
Römern ſprichwortliche Wendung für eine ben Staat dedrohende Gefahr, vgl. 
Ciceros 1. Philippiſche Rede 5, 11. 
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daß es in Deutſchland feine Parteien gebe‘). — Es wäre mir 
viel lieber, wenn Sie heute ſchon den Beweis liefern wollten, 
Heiterkeit.) 


daß es in Deutichland Feine Partei gibt, fondern daß, wenn es 
ſich um die Vertheidigung des Landes, feine Unabhängigkeit gegen 
das Ausland, ‚feine Sicherheit handelt, hier Alles fo einig ift wie 
in Frankreich und Italien, daß dann gar nicht viel gemäfelt und 
genörgelt, fondern einfach Das, was die militärifhen Autoritäten 
des Landes für unentbehrlich halten, bewilligt wird. Wenn biejes 
Maß von Patriotismus bei und vorhanden wäre, dann würde ih 
gar nicht weiter das Wort ergriffen haben. 

Dann hat der Herr Abgeordnete gefagt, wir löften auf wegen 
der Frage, ob das Ganze, was er zu bemilligen behauptete, auf 
ein ZJahr*) oder auf drei Jahre bewilligt werde — überhaupt 
wegen der Zeitfrage*). Das ift doch nicht ganz richtig. Wenn 
wir auflöfen, das heißt, wenn Sie die Vorlage ablehnen — daß 
wir dann auflöfen, darüber, habe ich doch gehofft, jedes Miß- 
verftändniß zu befeitigen durch meine erfte Neußerung —, 

(Heiterkeit) 
aljo wenn wir auflöfen, fo ift es nicht wegen ber Zeitftage, 
ſondern wegen der Principienfrage, ob das Deutſche Rei durch 
ein NRaiferliches Heer oder durch ein Parlamentsheer geſchützt 


werben fol! 
(Lebhaftes Bravo! rechts. Oh! oh! Links.) 


*) „ein Jahr" iſt wohl nur ein Verſprechen für: „Jieben Jahre”, denn 
darauf hatte fih die Streitfrage zugefpigt. 

N) Abg. Windthorft: „Das Vaterland wehrlos machen — das mollen 
wir nit, dad wil Fein Deutfger, und im Auslande möge man ſich nur 
nicht einbifden, daß etwaige innere Streitigkeiten von uns nicht fofort vergefien 
werben würden, wenn das Ausland uns angreift" (StB. 3490). „An dem 
Tage, wo man und in der ruhigen Arbeit ftört, wird dad Ausland fehen, daß 
e3 in Deutf—land Feine Parteien gibt" (StB. 350b). 

) Ag. Windthorft: „Ich gehe ganz getroft und wohlgemuth in die 
Wahlen hinein, aber ich thue es mit tiefem Bedauern und mit tiefem Schmerz. 
Nicht wegen der Auflöfung und des in Folge deſſen ſich entwidelnden Sports — 
nein, diefer Schmerz hat darin feinen Grund, daß die Regierungen um ber 
Frage willen, ob der Reichstag nad drei Jahren das Recht Haben foll, ſich 
nod einmal um die Sade zu Tümmern, die Auflöfung ... herbeiführen“ 
(StB. 350). 
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Das ſchreiben wir auf unfere Fahne bei der Auflöfung; ob die 
wechſelnde Majorität, die ih nur als die Majorität Windthorft- 


Richter Gufe: Grillenberger) 


bezeichnen kann — ich möchte das Uebrige, was zur Verfügung, 
zur vaſallitiſchen Verfügung des Herrn Windthorſt ſteht, gar nicht 
weiter aufzählen —, ob die alle Jahre oder alle zwei oder drei 
Jahre darüber beſtimmen ſoll, ob Deutſchland ſeine Armee, wie 
ſie in der Verfaſſung grundrechtlich niedergelegt worden iſt, be— 
halten ſoll oder ob ſie reducirt werden kann, darüber werden wir 
abſtimmen, darüber werben wir wählen. 

(Zuruf: Marine!) 
— Nun, meine Herren, die Marine ift nie angefochten worden, 
fie hat immer ein liberales Wohlwollen für ſich gehabt"). Sie 
hat von Anfang an zum Beifpiel den Herrn Abg. Ridert für fi 
gehabt; das ift body ſchon Etwas werth. 

(Heiterkeit rechts.) 

Der Abg. Ridert hat früher den General v. Stoſch als Chef 
der Marine in einer Weife unterftüßt ...?) — ja, wenn er ben 
Kriegsminifter fo unterftügte, jo würden wir aud in Bezug auf 
die Landarmee ein anderes Vertrauen zum Reichstag haben können. 
Unfer Vertrauen ift überhaupt *) zum Reichstag vor Jahren größer 
geweſen, es hat allmählich abgenommen). Es hat den ſchwerſten 
Stoß befommen, als wir in diefem Reichstag eine polnifhe Majorität 
gegen deutſche Intereſſen erlebten. 

(Oh! Ohl links.) 
Es hat den ſchwerſten Stoß befommen durch einen Eingriff zu 
Gunften der polnifhen Nationalität in die Unabhängigfeit der 
preußifchen Verwaltung ). Da, meine Herren, habe ih die Hoff: 
nung auf Sie aufgegeben; wir hätten damals auflöfen jollen wegen 


*) ©. 851b. 

?) Dal. 8b. X 209. 

®) Der Sap ift abgebrogen. Zur Sade vgl. die Weußerungen über ein 
Minifterium v. Stoſch Bd. X 209. 212. 265. 

®) Bl. 3b. 1X 111 ff. 126. 368, X 261, XI 85. 861. 

H Vol. Bd. XI 297 ff. 
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Ihres Polonismus, dann wäre der ganze Bulgarismus nachher 
nicht gefommen. (Heiterteit.) 


Ich bin der Sache nur deshalb nicht näher getreten, weil wir den 
Polonismus noch eine Zeit lang aushalten können; aber Wehr: 
Tofigkeit können wir nicht zehn Minuten aushalten. Werden wir 
da an die Wand gebrüdt, fo werden wir uns wehren mit 
der ganzen Entfchloffenheit, die uns das Gefühl einer gerechten 
Sade gibt. 

Der Herr Abgeordnete hat gemeint, wir verlangten durch die 
Auflöfung, daß Männer gewählt werben follten, die Alles unter- 
ſchrieben, die Alles acceptirten, was ber Reichskanzler will). Das 
ift ja eine Webertreibung, die ih von dem Herrn in feinen Jahren 
doch faum noch vermuthet hätte. 

(Heiterkeit rechts.) 
Uebertreibungen laſſen fi} bei jugendlichen Leuten rechtfertigen, 
aber fo alt, wie wir Beide find, follten wir uns doch mit der— 
gleihen verfchonen. Es kommt uns nur darauf an, Leute gewählt 
zu ſehen, die mit demfelben Patriotismus, mit derfelben Zurüd- 
ftelung der Parteifragen gegenüber der Frage des Patriotismus 
für unfere Wehrhaftigfeit ftimmen, wie das in allen anderen 
Ländern, mit alleiniger Ausnahme von Deutſchland, der Fall ift, 
ſoweit parlamentariſche Einrichtungen beftehen. 
(Oh! oh! links. Bravo! rechts.) 

Die Nörgelei des Parlaments gegenüber Forderungen der Regierung, 
die der Sicherheit des Landes gelten, ift nur eine echt deutſche 
Eigenthümlichfeit; ich weiß nicht, ob ich ihr verfallen würde, wenn 
ich Abgeordneter wäre; ih glaube nicht. Meine Herren, Sie find 


) Abg. Windthorft: „Daß die Regierung uns auflöfen Tann, das finde 
ich ganz Mar und beftimmt in der Verfafjung, und ich meinestheild habe bereits 
beim Beginn der Reichstagsſeſſion gefagt: Löſen Sie uns doch auf! Dann wird 
fi ja zeigen, wie die Sache fteht. Wil das deutſche Volk bann hierher eine 
genügende Zahl von Männern ſchicken, die unbedingt thun, was ber Reida- 
Tanzler will, jo bat das deutſche Volk dazu ein Recht, ich Tann bad gegebenen 
Falls beflagen, aber ich habe feine Urſache, irgendwie darüber zu Magen. Dann 
aber, meine ich, Zönnte dad Volk eben fo gut fagen: Wozu biefe Koften, wozu 
dieſer ganze embarras, wenn die ganze Maſchinerie nur beftimmt ift, um ſchließ⸗ 
lich Topfzuniden?" (StB. 3496/3508). 
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damit auf einen falſchen Strang gerathen ; überhaupt, ich rathe Ihnen: 
Bremfen Sie fo früh wie möglih. Die politifchen Wege find nicht 
fo, wie wenn man fi auf freiem Felde zu Fuß begegnet. Da ift 
das Ausweichen unter Umftänden nicht mehr möglid, und namentlidy 
nicht mehr möglich, wo e& fi um unfere Sicherheit handelt. 

Der Herr Abgeordnete hätte gewunſcht, daß die deutſche Politik 
ganz und voll mit Defterreich ginge; er hat das nachher nad) ber 
Richtung noch erläutert, daß wir uns für*) die orientaliſche Frage 
mehr intereffiren follten, ala wir bisher gethan haben‘), Meine 
Herren, unfere Beziehungen zu Defterreih beruhen auf dem Ber 
wußtfein eines Jeden von uns, daß die volle großmächtliche Eriftenz 
des Anderen eine Nothwendigfeit für den Einen ift, im Intereſſe 
des europäifchen Gleichgewichts; aber fie beruhen nicht auf der 
Grundlage, wie man es im ungarijhen Parlament unter Um— 
ftänden ausgelegt bat, daß eine von beiden Nationen fi) und ihre 
ganze Macht und Politit vollftändig in den Dienft der anderen 
ftelen fanı. Tas ift ganz unmöglid. Es gibt fpecififch öfter- 
reichiſche Intereſſen, für die wir uns nicht einfegen können; es 
gibt ſpecifiſch deutſche Intereffen, für die Oeſterreich fi nicht ein— 
fegen kann. Oeſterreich hat das Intereſſe, daß Deutſchland ale 
große, volle und ftarfe Macht erhalten bleibt; Deutichland hat 
daſſelbe Intereſſe in Bezug auf Defterreih; aber wir fönnen uns 
nicht unfere Sonderintereffen gegenfeitig aneignen. Wir**) haben 
von Defterreich niemals verlangt und haben auch feinen Anſpruch 
darauf, daß es ſich in unfere Händel mit Frankreich mifhe. Wenn 
wir Schwierigkeiten haben mit England in Colonialfragen, oder 
wenn wir mit Spanien über Qumpereien wie die SKarolinen in 
Händel. fommen?), * (Heiterkeit.) 


*) StB.: um. 
S. 8528. 

) Abg. Windthorſt: „Daß wir abſolut gar keine Intereſſen im Drient 
haben ſollen, das iſt mir eine ganz neue Doctrin. Ich bin aufgewachſen in 
der Anſchauung der Geſchichte, der Staatsmänner, der Generale, daß allerdings 
Deutſchland als Ganzes in jeber Hinfiht und beſonders in mercantiler ein 
weſentliches Intereſſe habe, daß im Drient nicht die Deutſchen ausgeſchlofſen 
ſeien. Unfere Intereffen fallen in biefer Richtung nad meiner Ueberzeugung 
mit ben öfterreigjifhen Intereffen voll und ganz zufammen" (StB. 349b). 

2) Die Hiffung der deutfhen Flagge auf der zu der Rarolinengruppe 
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haben wir nie an Defterreih einen Anſpruch gemacht auf Grund 
unferes freundſchaftlichen Verhältniffes. Soweit es fi um unfere 
beiberfeitige Eriftenz als volle, freie und mächtige Großftaaten 
handelt, fo weit vertreten wir gegenfeitige Interefien. Aber was 
Defterreih in Konftantinopel für Intereffen hat, das wird Defter: 
reich allein zu beurtheilen haben; wir haben bort feine, — ih 
wieberhole das. Wenn der Herr Abg. Windthorft einmal mein 
Nachfolger fein wird, dann wird er ja enticheiden Tönnen, baß 
wir in Konftantinopel Intereſſen haben, die ung unter Umftänden 
einen fo ſchweren Krieg wie ben mit unferem zweihundertmeiligen 
Grenznachbar, Rußland, ertragen laſſen können; wir hätten naher 
doch dafür die Genugthuung, daß am Bosporus das Regime 
herrſchte, das wir gewollt und gewünſcht haben; bafür können wir 
ſchon ein paar hunderttaufend Menfchen und ein paar Milliarden 
opfern! Denn, glauben Sie doch nit, daß, wenn man folde 
Politik einmal falſch inftradirt, man auf jeder Station umkehren 
ann; das ift nicht möglid. Wenn wir einmal das gegenfeitige 
Mißtrauen erweden, dann geht e8 au, wenn Keiner von Beiden 
fih blamiren will, unaufhaltfam vorwärts. Die Politif zweier 
Großſtaaten neben einander fann man vergleihen mit ber Lage 
zweier Reifenden, die einander nicht fennen, in einem wüften Walde, 
von denen feiner dem anderen vollftändig traut; wenn ber eine 
die Hand in die Tafche ftedt, dann fpannt der andere ſchon feinen 
Revolver, und wenn er den Hahn des erften Inaden hört, feuert 
er ſchon Y. So ift es bei Mächten, von denen jede Einfluß auf 
die Entfheidungen der anderen hat; da muß man das erfte Miß— 
trauen und die erfte Verſtimmung ber anderen fehr forgfältig ver- 
meiden, wenn man bie Freundfchaft bewahren wil. Das Alles 
wird der Herr Vorrebner beffer wiſſen als ih, wie ich überhaupt 


gehörigen Infel Yap (24. Auguft 1885) rief in Spanien, das unbegrünbete 
Rechtsanſpruche auf bie Inſein erhob, eine lebhafte, von England gefgürte 
vdeutfchfeinbliche Bewegung hervor, die am 4. September fogar zu Böbelangriffen 
auf das deutſche Gefandtihaftsgebäude in Madrid führte. Der deutich- 
ſpaniſche Streit wurbe durch die päpftliche Bermittelung, die Fürft Bismard 
angerufen hatte, am 17. December 1885 geſchlichtet. — Zu dem Worte 
„Zumperei” als einem dem Fürften Bismard nicht geläufigen Ausbrud vgl. 
Bd. VII 263. 
”) Boi. 8b. VIII 144. 
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bebaure, daß er den Plag, den id) einnehme, nicht einnimmt; aber 
ih kann gegen den Willen bes Kaifers nicht auffommen. 

Der Herr Abgeordnete hat ferner gefagt, was wir denn zu 
befürchten hätten, wenn Rußland unfer Verbünbeter ſei). Ich 
weiß nicht, woher er weiß, daß Rußland unfer Verbündeter if. 
Denn er geheime Nachrichten aus Petersburg hat, daß Rußland 
mit uns ein Bündniß gegen Frankreich abſchließen will, jo würde 
ih ihm dankbar fein, wenn er mir das mittheilen wollte; das 
wäre patriotifcher, ald hier in die Deffentlichkeit ſolche Nachrichten 
zu lanciren, die ih für irrthümlich halte. Ich habe geftern noch 
die Ehre gehabt, mit dem ruffifchen Botfchafter zu Mittag zu eſſen; 
mir hat er Nichts davon gefagt, daß er ein Bündniß vorfchlüge. 
Ich habe mein Vertrauen dazu ausgeiproden, daß Rußland uns 
nicht angreife und nit confpirire mit anderen Mächten, daß es 
fein Bündniß gegen uns ſuche. Wir haben aber auf fein Bündniß 
zu reinen, wenn wir mit Frankreich fämpfen. Das ift alfo eine 
irrthümliche Nachricht, zu deren zeitiger Widerrufung ich durchaus 
genöthigt bin. 

Der Herr Abgeorbnete hat ferner gejagt, das Verhältniß zu 
Frankreich ſei 1881 ſchon dafjelbe gewefen*). Nun, meine Herren, 
das will ich politifch nicht beftreiten — wir haben immer friedliche 


9) Ag. Windthorft: „Wir haben in ber Commiſſion ber ruſſiſchen 
Armee eine ganz andere Bedeutung beilegen gehört, als es jegt nad den Er— 
Härungen des Heren Neihölanzlerd berechtigt erfcheint, denn jegt können wir 
uns ja nur freuen, wenn die ruffiſche Armee in ber allergrößten Stärke bafteht, 
fie ift ja unfer fefter Verbünbeter und wird unter allen Umftänden ung eine 
ſtarke Rüdendedung geben, wenn die Chauviniften an der Seine wider Erwarten 
und wider ihr Intereffe uns anzugreifen Miene machen follten" (StB. 3498). 

Abg. Windthorft: „Der Herr Reichskanzler hat die Nothwendigkeit 
einer Vermehrung der Heereäftärfe eigentlich nur aus unferem Berhäftniß zu 
Frankreich motivirt. Diefes Verhältniß war aber nad ben Schilderungen des 
Herrn Reichskanzlers feit dem Frieden von Frankfurt bisher immer bafjelbe, 
ift in gar Nicht® geändert. Ich bin überzeugt, daß alfe nad) einander folgenden 
Regierungen in Frankreich gedacht haben und denken: Wenn ſich eine Gelegen: 
heit Bietet, werden mir Glfaß und Zothringen wieder Holen ... Und dad 
— denn dad wußte ber Herr Reichslanzler ganz beftimmt — wurde auch bamald 
im Jahre 1880 und gefagt, wenn das Alles, was damals von der Regierung 
für das Heer mehr verlangt wurbe ..., bewilligt wird, dann find wir gegen 
Frantreid) gefihert ... Was ift nun ingwiſchen gefehen, daß bie Damals für 
audreichenb erfläcte Heeresftärte Heute nicht mehr genügt?” ıc. (StB. 3498). 
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Minifterien gehabt —, aber militärifh ift die Sade doch ganz 
anders. Die franzöfifhe Armee war 1881 nicht fo fehlagfertig 
und nicht fo ſtark wie heute; fie war es noch weniger 1874. Wir 
find auch nicht die Leute, die gleich auf den erſten Eindrud, daß 
die Franzofen ein paar Bataillone mehr einziehen, nun an ben 
Reichstag gehen und fagen: Der bedroht uns, wir verlangen 
mehr, — fondern wir warten unfere Zeit ab. Wir haben in ben 
legten jechzehn*) Jahren — 1875 entftand ein falſcher Kriegs: 
lärm, das Ergebniß einer fünftlih aufgebauſchten Intrigue ) — 
nie bie Abſicht gehabt, Franfreih anzugreifen, in ben ganzen 
ſechzehn Jahren aud nicht einen Augenblid; es ift eine elende 
Züge gewefen, bei ber fremde Intriganten thätig waren, daß wir 
jemals die Abficht gehabt hätten. Aber die franzöfifhe Armee ift 
doch feit der Zeit eine ganz andere geworden. Das ift wieder 
eine Frage, in der es darauf ankommt, zu entfcheiden, ob in dem 
Urtheil über die Leiftungsfähigfeit der franzöſiſchen Armee ber 
Graf Moltfe oder Herr Windthorft der Competentere fei, und eine 
Widerlegung des Einleitungsfages des Abg. Windthorft, daß er 
fi mit dem Grafen Moltke nit in Parallele ftelen wolle. 

Herr Windthorft Hat an einer anderen Stelle gejagt und 
wiederholt, er glaube, daß wir Frankreich nit nur gewachſen, 
Sondern auch überlegen feien?). Ich wiederhole, der Herr Ab: 
geordnete wird doch nicht in die Rolle eines miles gloriosus ?) 
verfallen wollen und mit dem fiheren Siege über Frankreich hier 
in biefen Räumen prahlen. Wenn fo gewiegte Strategen, wie 
in ben Regierungskreifen vorhanden find, dem widerſprechen und 
jagen: Es ift nicht unzweifelhaft, — dann würbe id) doch an Stelle 
des Abgeordneten, falls er wirklich glaubt, daß der Graf Moltke 
dieje militärifhen Sachen beſſer verfteht, auf dies Thema nicht 
mehr zurüdtommen. 

Alfo daß das Verhältnig zu Frankreich militärifh nicht mehr 
daſſelbe ift, das überlafje ich unſeren militärifchen Autoritäten zu 


*) ©. 352b. 

) 2gl. 8b. VI 342. 

) Abg. WindtHorft in der 6. Sigung des Reichstags am 4. December 
1886, StB. 91n. 

) S. o. ©. 192. 
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beweifen. Den Angriff Frankreichs, muß ich fagen, ermuthigen 
dieſe Verhandlungen fon. Welde materielle Macht hinter den 
Abg. Windthorft und Richter fteht, inwieweit das unfere Actionen 
lähmt, darüber hat ein Franzoſe, namentlich in der Provinz, ein 
ſehr unvollftändiges Urtheil, und die Möglichkeit, daß ber Krieg 
entfteht, weil man uns unterſchätzt, ift durch die Verſchleppung der 
Verhandlungen, die in anderen Parlamenten in acht Tagen, in 
drei Tagen, in zwei Stunden erledigt würben, 
(©o! Tina.) 
ſchon erheblich gefteigert. Wenn wir jegt die franzöſiſchen Angriffe- 
neigungen ermuthigt haben, dann weife id} den Herren, die uns 
fo lange aufgehalten haben, fehon einen erheblichen Antheil an 
ber Verantwortung für die Calamität eines ausbrechenden Krieges zu. 
(Bravo! rechts. Unruhe links und im Centrum.) 


Der Herr Abgeorbnete hat ferner — er hat die financielle 
Frage nur leicht geftreift — Bezug genommen auf die ſchwere 
Lage, in der wir uns doch bejonders hüten follten‘)., Zu deren 
Beleuchtung habe ich ein kleines Material hier mit; bas ift eine 
Statiftit über die Situation der Sparcaffen in Preußen und über 
die Steigerung ber Einlagen in den Sparcafien feit 1878, alfo 
ſeitdem die jetzige Gefeggebung über den Schuß der inländifchen 
Arbeit in Geltung if. Ich erlaube mir, Ihnen darüber einige 
Mittheilungen zu machen, die Ihnen die Ueberzeugung geben werden, 
daß es jo ganz ſchlecht mit dem Fortgang unferer Wohlhabenheit 


doch nicht beftellt if. Nur die weniger Begüterten legen ihre Er- 


fparnifje in den Sparcaffen an, der Reichere legt fie in Papieren 
an und möglichſt in den fremdartigften vom Orient ober von 
Amerifa, Mancher auch in deutſchen Confols; bei der Sparcaſſe 
ift er nicht betheiligt. Etwa 1200 Millionen Rubel find bei uns 
in den legten Jahrzehnten in ruffiihen Papieren inveftirt worden, 


2) Abg. WindtHorft: „Ich weiß fehr genau, wie bie wirthſchaftlichen, 
Blonomij—hen Berhältniffe unferes Landes darnieder liegen; ich weiß, wie viele 
Menſchen in Noth und Elend darben; ich weiß, wie ſehr dadurch, daß wir die 
41000 Mann bemilligen, und bie ftärkere Recrutirung wieder eine ganze Reihe 
von Familien in die Lage kommen wird, die träftigften Stügen ihrer Eriftenz 
zu entbehren“ (StB. 348b). 
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Diefe und die Summen, die in unzähligen Papieren, inländischen 
und ausländifhen — ich will feines *) nennen, um Nienanden zu 
ärgern — angelegt find, find ja fehr viel größer als alle die 
Summen, die in den Sparcaffen ſich befinden. In die Sparcafjen 
legt im Allgemeinen nur der Arbeiter und der bäuerlihe Beſitzer, 
der Handwerker ein. Wenn Sie mir geftatten, Ihnen zu fagen, 
wie**) diefe Einlagen feit 1878 ſich gefteigert haben, jo werben 
.Sie zugeben, daß ein Rückſchritt und ein fehr brennender Noth— 
ftand nicht vorhanden ift. Im Jahre 1878 betrugen die gefammten 
Einlagen in den Sparcaffen 1385 Millionen Mark im preußiſchen 
Staate. Wenn id annehme, daß ber preußifhe Staat fi zum 
Deutſchen Reich verhält wie 3:5 — ich weiß im Augenblid das 
Verbältniß nicht genau —, fo können Sie fih die Verhältniß- 
zahlen, wie fie für das Deutfche Reich gelten, ungefähr ausrechnen; 
denn im Ganzen find die Provinzen bes preußifchen Staates nicht 
unbedingt die wohlhabendften im Deutfchen Reihe. Alſo die Ein- 
lagen betrugen zur Zeit, wo wir bie jegige Gefeßgebung über den 
Schuß der deutſchen Arbeit einführten, 1385 Millionen. Die 
Gefammteinlagen betragen heute 2261 Millionen Mark in runder 
Summe, fie haben ſich alfo feit der Zeit von 1878 gefteigert um 
975 Millionen***). Pro Kopf, jeden Säugling eingeſchloſſen, famen 
an Sparcaffeneinlagen im Jahre 1885 — bis dahin läuft meine 
Berehnung — in runder Summe 80 Mark, das macht alfo, wenn 
man eine Familie durchfehnittlih aus vier oder fünf Mitgliedern 
beftehen läßt, circa 400 Mark auf jede Familie; die hat fie zurüd- 
‚gelegt in der Zeit von fieben Jahren, von 1878 bis 1885. Ich 
will daran weiter feine Bemerkung Inüpfen, ala die Behauptung, 
daß die Angabe des Herrn Abg. Windthorft über bie ſchwierige 
Lage eine Fiction und eine unrichtige Angabe ift. Alle anderen 
Claſſen, abgejehen von denen, die in die Sparcaffen die Gemwohn- 
heit haben einzulegen, den Arbeitern, Heinen Sandmwirthen und 
Handwerkern, find in bemfelben Falle. Zu weldem Zwede wird 
‚alfo die Fiction immer benugt in der Preſſe und von ben Gegnern 


*) St8.: „einen“, doch bedieht es ſich offenbar auf „Papiere“. 
”*) ©. 3588. 
***) Die Differenz ber beiden Zahlen beträgt nur 876 Millionen, 
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der Regierung, als wenn Deutſchland dur ungeſchickte Geſetz 
gebung der Regierung einer immer fortfchreitenden Verarmung 
entgegengeführt werde? Das ift eine Entftellung, eine breifte 
Züge; fie wird durch diefe ziffermäßigen Angaben auf das Klarfte 
entfräftet. 

Der Herr Abgeordnete hat ferner fi gewundert, warum wir 
an ben fieben Jahren fefthalten. Ja, ich habe ganz klar gejagt: 
Wir wollen feine Häufung der Krifen. Es wäre vielleiht noch 
nüglicher, wenn wir einen längeren Termin gewählt hätten. 


(Buruf: Yeternat!) 


— Auf ein Aeternat würde ih nie eingegangen fein, weil das 
Aeternat dem Kaifer in feinem Einfluffe auf die Armee eine viel 
zu ftarre Grenze fegt. — Es wird die Armee wahrſcheinlich, io 
lange die anderen Mächte fortichreiten, fortſchreiten müflen; die 
Bevölferung jchreitet ja aud fort. Wir haben einen längeren 
Termin nicht gewollt aus Achtung vor der Beftimmung der Ber: 
faſſung im Art. 60, der einen Einfluß, wie der Herr Abgeordnete 
fi) ausbrüdt, des Reichstags auf diefe Angelegenheiten wünſcht; 
nur darf der Einfluß nicht darin beftehen, wie er fagte, auf Re— 
ductionen zu drängen. Er jagte, fie würden auf Rebuction nur 
drängen, wenn ein Mehr nicht nöthig wäre‘). Aber das ift ja 
eine petitio prineipii ?), denn das Urtheil, ob ein Mehr nöthig 
it, legen Sie ja den Drängern bei. Sie wollen uns alfo, wenn 
Sie glauben — ungeachtet der gegentheiligen Weberzeugung ber 
Regierung —, daß weniger nöthig jei, zwingen, bie Armee zu 
reduciren. Dazu werben ſich die Regierungen, denen die Sicher— 


) Ag. Windthorft: „Wenn der Herr Reichskanzler die Abſicht hat, 
die Wähler zu fragen, ob fie die Wehrhaftigfeit bed Landes wollen ober nicht, 
fie werden ihm Alle antworten: Ja, die wollen wir, Wenn er dann aber 
ferner fragt ...: Wollt Ihr denn Bertreter, welhe die Möglihteit fordern, 
die Gelegenheit und den Nachdruck, auf die Reduction bed Heeres zu dringen, 
wenn das Geforberte nit mehr nöthig ift? dann werden fie ganz gewiß 
fagen: Sole Vertreter wollen wir wieder haben. ... Denn... daß, wenn 
die Gefahren nicht mehr drohen, eine ſolche Reduction erfolgen muß, barüber 
tan fein Menſch im Zweifel fein, der bie gebrüdte Lage aller Berhältnifie 
kennt“ (StB. 348a/b). 

) Bol. 8b. IX 425. 
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beit des Vaterlandes zu fehr am Herzen liegt, niemals hergeben: 
fie werden fi niemals von Ihnen reduciren*) lafjen. 

Das Septennat alfo halten wir feft, um den Anlaß zu Krifen 
nicht zu häufen. Ich fagte vorher: Sind Sie, meine Herren, denn 
fo lüftern nad) Krifen, wollen Sie diefe alle Jahre haben, — nun, 
fo lange ic lebe, fommen Sie heran! — Sie werben einen Fels 
im Meere finden bei allen Ihren Krifen! 

Der Herr Abgeordnete hat ferner gejagt, e8 fei eine un- 
berechtigte**) Andeutung, die ich gemacht hätte in Bezug auf die 
Möglichkeit der gejetinäßigen Herftelung des melfiichen König: 
reihes‘). Es ift hier in diefen Räumen gejagt: Eine Wieder: 
herſtellung bes Welfenreiches ift nur auf gefegmäßigem Wege zu 
erftreben. Ein anderes Mittel, das gejegmäßig zu erreichen, als 
das von mir angebeutete, jehe ih aber faum, und wenn ***) Herr 
Windthorft den Gedanken daran fo weit von ſich weiſt, es als 
eine Art Beleidigung betrachtet, wenn man fagt, dabei werde auf 
franzöfiihen Beiftand gerechnet, fo fteht doch die Erinnerung ent: 
gegen, die uns Allen lebendig fein wird, die Erinnerung an bie 
welfiſche Legion innerhalb Frankreichs). Die hat ja, wie id 
glaube, Jahr und Tag dort garnifonirt, wartend auf den Moment, 
wo Napoleon auf Deutſchland losſchlagen würde, um in feinen 
Gefolge auf die deutſchen Brüber loszuhauen; und das ift nicht 
etwa eine rein zufällige Erſcheinung. In authentiihen Briefen 


*) Richtiger: zur Reduction drängen. 
**) 6, 353b. 
+) StB: baf. 

) Abg. Windthorft: „Der Herr Reichskanzler hat gemeint ..., daß 
Hannover Hergeftellt werden Yönnte, wenn Die Franzofen fiegten unb es vers 
langten. Beine Herren, wenn das heißen foll, daß irgend ein Hannoveraner 
eriftirt, der mit Hilfe des Auslandes eine Miederherftellung der Selbftändigfeit 
feines Landes begehrte, fo fage ih ihm, daß mir fein folher Hannoveraner 
befannt ift ... (Reichöfanzler Fürft Bismard: König Georg V. wünſchte 
es!) Der ift tobt, zu meinem großen Bedauern. Ich erkläre, daß ich der 
Anfiöt bin, daß, jo Heiß die Wanſche Hannovers für die Herftellung fein 
mögen, aus den Händen eines Fremben bie Selbftändigteit nicht acceptirt wird. 
Wir find der Hoffnung ..., daß es einen Moment geben wird, mo im Ge— 
rechtigleitsſinn die deutſchen Fürften und Völker ſelbſt bie Herftellung verlangen ... 
Das auf diefe nad meinem Dafürhalten nit geſchmackvolle Infinuation” 
(StB. 3476/3482). 

) But. Bo. IV 103 ff. 
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von König Georg, die mir vorgelegen haben, ift ausdrücklich ge 
ſchrieben, daß er hoffte, durch Kaifer Napoleon in fein Reich wieder 
eingefept zu werben. (gort! Hort! rechts) 


Alfo feien Sie nicht fo empfindlid. Es ift Ihnen nicht angenehm, 
aber die Leute leben noch meiſt alle, die das Alles mitgemadht 
haben. Haben die ihre Gefinnungen feitdem volftändig geändert? 
Ein Zeugniß haben fie uns gegenüber noch nicht abgelegt, wir 
fehen fie uns gegenüber in derjelben Zurüdgaltung, fie folgen dem 
Führer der Oppofition, dem Abg. Windthorft, in allen feinen An- 
griffen auf die Reichsregierung zu feinem anderen Zwecke, ala um 
uns die Eriftenz fauer zu maden; unmöglich fönnen fie doch dabei 
eine andere Abficht haben. 

Ich glaube, ich fam ſchon darauf, daß der Abgeordnete wieder⸗ 
Holt die franzöfifche Armee unterfhägt und geglaubt hat, er fönnte 
fie leicht ſchlagen; ich möchte vor dieſer Unterfhägung doch außer: 
ordentlich warnen. Es zeigt die volle Unerfahrenheit des Civiliften 
in militärifhen Dingen, wenn man glaubt, daß die franzöfifche 
Armee ein Gegner fei, über den man fo leicht zur Tagesordnung 
übergehen fönnte mit ein paar Nebensarten. Ich habe fhon vor— 
Hin gefagt?), wenn Worte Soldaten wären — in ber Beredtſam— 
Teit ift der Herr Vorrebner jedem Franzofen überlegen; aber in 
Beziehung auf militärifhe Leiftungsfähigleit glaube ich es nicht. 
Ich habe in Frankreich gelebt und kenne die Franzofen ziemlich 
genau: ich wünſche nur, daß wir ihnen fo ebenbürtig bleiben. In 
manden Beziehungen find wir überlegen, in ber Zahl find fie 
uns aber überlegen; Sie unterfhägen ihre militärifhe Quali— 
fication. Aber der Abg. Windthorft glaubt ja auch hier den Leuten, 
die gegen bie Franzoſen gefochten haben, überlegen zu fein in 
feinem Urtheil, 

Er hat ferner damit begonnen, daß er fagte: Endlich find uns 
Mittheilungen gemacht?). Nun, wo hätte ih die Mittheilungen 
maden follen?. Der erften Berathung beizumohnen, wenn noch 


)6&. 0. S. 190. 

9) Ag. Windthorft: „Wenn id) bloß die .... politiſchen Ausführungen, 
die mir heute endlich zu hören befommen haben, betradhte, jo würde 
id) feinen Groſchen bemilligen“ (StB. 347b). 
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zwei bevorftehen, ift mit meinem Alter und Gefundheitszuftand 
nicht immer verträglih. Auf Verhandlungen in der Commiffion aber 
in wichtigen Fragen mich einzulaffen, halte ich für taftifch nicht 
angezeigt. Die Commiffion ift ja doch nur die Marterfammer 
für die Regierungscommifferien, in der verfuht wird, was man 
ihnen abprefien kann, ohne fich feinerfeits zu irgend Etwas zu 
verpflihten. Die Commiffion ift gar nit im Stande, ein zwei 
jeitiges Geſchäft abzufchließen mit den Vertretern der Regierung, 
und dazu bin ih ein zu alter Diplomat, um mit Jemandem, der 
feine Vollmacht hat, mich in Verhandlungen einzulaffen !). Alles, 
was ich gefagt habe, fteht bombenfeft. Aber Alles, was die Herren 
in ber Commiffion fagen, die Verfiherungen, die fie geben über 
die Geneigtheit, jeden Pfennig und jeden Mann zu bewilligen, 
fönnen mir nachher gar Nichts mehr helfen; das verfchwindet Alles 
im Plenum, daran: ift Niemand gebunden. Darum ift die*) Com: 
miffion ein fo ungünftiger Rampfplag für bie verbündeten Re- 
gierungen. Ta, wo wirklich ernfthafte, ſchwere, und, ich möchte 
fagen, Intereffen, die an Kopf und Kragen gehen, zu verhandeln 
find, da werde ih mic) auf Commiffionsverhandlungen niemals 
einlafien. Es ift von Ihnen eine Ungeredhtigkeit, daß Sie uns 
erſt einmal, wie man das im Handel und Wandel, ich möchte 
jagen, im Pferdehandel verſucht, Jemanden, deſſen Neußerungen 
zu Nichts verpflichten, auf den Leib ſchicken, um von uns heraus 
zuprefien, mas Sie irgend herauspreffen können, und dann nad 
ber jagen: Alles, was wir gefagt haben, gilt Nichts mehr, wir 
ſchließen uns diefer oder jener Neußerung an. Ihre Geſchäfts— 
ordnung erlaubt Ihnen das, aber Ihre Geſchäftsordnung hat für 
und gar feine Verbindlichkeit, wenigftens glaube ih dur mein 
früheres Verhalten auch ſchon gezeigt zu haben, daß ich mich in 
ernften Fragen auf Commiffionsverhandlungen nicht einlaffe. Ich 
habe in der Colonialfadhe einmal eine Ausnahme gemadt ?); „ex- 
ceptio firmat regulam*°), In der Commiffion, wo fi ein 
bündiges Abkommen in feiner Weife erreihen läßt, erſcheine ih 


*) ©. 854 4. 
j Bol. Ob. X 383 f. 
”) Bol. 80. X 166 f. 
) Die Ausnahme bekräftigt bie Regel. 
Bismards pofitiige Reden. KIT. 15 
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nicht; ich bin zu alt und zu matt, um dort meine Kräfte nuglos 
zu vergeuben. (Lebhaftes Bravo! rechts.) 


Das Haus vertagte hierauf die Fortfegung der Debatte auf die 


19. Sißung des Deuffchen Reichstags 


Mittwoch 12. Januar 1887. 


Nachdem die Abg. v. Helldorff und Graf Behr:Behrenhoff 
die Regierungsvorlage vertheidigt, der Socialdemofrat Hafenclever 
fie befämpft, der Kriegsminiſter Bronfart v. Schellenborff die 
Darftellungen der Abg. v. Stauffenberg und Windthorft über die 
Commiffionsfigungen berichtigt Hatte, nahm der Abg. Windthorft 
zu einer zmeiten längeren Rebe das Wort. War von den conferva: 
tiven Nebnern gegen ihn unb das Gentrum im Allgemeinen der Vor: 
wurf erhoben worden, daß Centrum und Socialdemofratie häufig mit 
einander ftimmten, eine chriſtliche Partei alfo die Beſtrebungen einer 
auf nicht chriſtlichem Boben ftehenden Partei unterftügte, fo rechtfertigte 
dies der Abg. Windthorft mit dem Hinweis auf die Wahlbündniffe 
zwiſchen Nationalliberalen und Confervativen und mit der Thatſache, 
daß die focialdemofratifhe Partei im Reichstage vertreten und daher 
zu gemeinfamer Arbeit mit den anderen Parteien gemöthigt fei. Ver: 
kehr mit Socialdemofraten, Unterhaltung und Berathung mit ihnen fet 
noch nicht gleichbedeutend mit Zuftimmung zu ihren Grundſätzen. 
Wenn die Confervativen dem Leben und Elend der arbeitenden Ber 
völferung näher ftünden, fi nit ſcheuten, mit ihr zufammenzutreffen, 
fo würden fie finden, daß die fortwährende Vermehrung des Militärs 
das Wachsthum der Socialdemofratie am meiften befördere. Den 
Abg. Richter bedauerte er, daß er jegt fo oft mit ihm genannt werbe, 
denn er müfje fürchten, daß der Abg. Richter dadurch einen klerikalen 
Anftrich befomme. Mit großer Entrüftung wendete fih der Abg. 
Windthorft darauf gegen die Aeußerungen des Fürften Bismard 
über Georg V. von Hannover, deſſen Verbindung mit Frankreich, wenn 
fie ermiefen fei, fih nur daraus erfläre, daß Preußen die von ihn 
angebotenen Friedensunterhandlungen „ſchnöde“ zurüdgemiefen habe. 
Er ftellte mit diefem Bündniß Bismards Verbindung mit Jtalien und 
den aufftänbifhen Ungarn in Parallele und rühmte alsdann die Ver- 
diente der Hannoveraner um die Reform der Wirthſchaftspolitik und 
die Thaten des meiſt aus Hannoveranern beftehenden X. Armeecorps. 
Die Bezeihnung eines „Welfen“ lehnte er nicht ab, nahm fie viel: 
mehr ala einen Chrentitel in Anſpruch. Den Vorwurf der Weber: 
treibung, den der Reichskanzler gegen ihn erhoben hatte, gab er zurüd: 
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er fand fie darin, daß der Fürft die Karolinen eine Qumperei genannt 
habe, mährend Jedermann wiſſe, wie wichtig feiner Zeit die Frage 
geweſen fei. In der Frage ber Heeresverftärfung erkannte er bie 
Autorität Moltkes und des Kriegsminiſters ausdrücklich an; ihre Aeuße⸗ 
rungen allein hätten ihn beftimmt, die Anträge des Centrums in Vor: 
ſchlag zu bringen, denn die Rede bes Reichskanzlers fei eher geeignet 
geweſen, die Verwerfung der Vorlage zu motiviren. Denn wenn 
Deutfhland mit aller Welt im Frieden fei, auch Frankreich nicht ans 
zugreifen gebenfe, wozu dann bie Verftärkung, zumal da die Franzofen, 
wenn man fie nicht fünftlich reize, ums unzweifelhaft nicht angreifen 
mürben? Berlangen nad einem Minifterpoften zu haben, verneinte er; 
es genüge ihm, Vertreter für Meppen zu fein. Zur Sache felbft be- 
merkte er, daß nad) den Anträgen bed Centrums und ber freifinnigen 
Partei den Regierungen jeder Mann und jeder Grofhen be 
milligt werde. Wenn man dagegen einwende, daß eine Bemilligung 
auf Zeit überhaupt feine Bewilligung fei, fo fei nur die Forderung 
des Neternats, micht aber die des Septennats bie Iogifche Confequenz 
diefer Anfhauung. Die Befürchtung, den Beftand ber Armee bei Be: 
willigung für fürzere Frift zu gefährden, fei unhaltbar, wenn man 
daran denke, wie bei der Marine die einjährige Bewilligung noch nie 
zu Beforgniffen Veranlafung gegeben habe. Der Reichstag könne das 
Recht beanfpruden, nad drei Jahren zu prüfen, ob bie Armee in 
ihrer biöherigen Stärke zu erhalten fei, und es fei nicht zu zmeifeln, 
daß aud in einem fünftigen Reichstag Verftand und Patriotiamus bei 
den Abgeorbneten gefunden werben würde, den Regierungen zu be: 
willigen, was fie zum Schuß des Deutfgen Reichs gebrauchten. In 
der Bezeichnung der Armee ald einer „Kaiſerlichen“ fand er einen 
Verftoß gegen die Verfaflung, die nur eine Reichsarmee kenne und bie 
Militärhoheit zwiſchen dem Kaifer und den einzelnen Contingentsfürften 
theile. Die Rechte des Kaiſers zu mindern, fei nicht feine Abſicht, 
aber es fei auch feine Pflicht, die in der Reichsverfaffung gegebenen, 
in der Preußiſchen Verfaſſung befchworenen Volksrechte gegen jede 
Beeinträdtigung zu wahren. Er gab zu bebenfen, daß Leute, die 
„mit einer gemiffen Leichtigkeit über Verfaſſung und Verfaſſungs- 
beftimmungen binmegzufehen und Binwegzugleiten“ bereit feien, den 
Thron und das monarchiſche Princip am meiften ſchädigten. Die 
Armee ala die wichtigfte Inftitution des Landes, auf der alle Rechts: 
ordnung beruße, zu erhalten, fei fein Herzenswunfd; für fie bemilli 
er Alles, was verlangt werbe, aber nur auf drei Jahre. Fürft Bis: 
mard ermiberte*): 

Der Herr Vorrebner jagt: „Ich bemwillige jeden Mann und 
jeden Groſchen auf drei Jahre; dann werben wir wieber zufammen- 





*) StB. 3798. 
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kommen und fehen, ob das noch nöthig ift; und wenn wir, bie 
Abgeordneten, finden, daß es nit mehr nöthig fei, jo werden wir 
— wie er in feiner geftrigen Rede ſagte — darauf bringen, daß 
das Heer vermindert werde” '). Der Herr Vorredner muthet uns 
aljo zu, daß wir das Vertrauen nicht nur auf den guten Willen, 
fondern auch auf die militärifhe Einficht desjenigen Reichstags 
haben follen, welcher über brei Jahre hier wiederum verfammelt 
fein wird. Weiß denn der Herr Vorredner, wie ber befchaffen 
fein wird? Iſt denn die Majorität, über die der Herr Vorredner 
jegt disponirt, fo gleichartig, fo fiher, fo unanfehtbar, daß er 
auch nur auf ein gleiches Verhältniß wie jegt reinen fann? Diefe 
Majorität, das Confortium, weldes die oppofitionellen Parteien 
gegen die Regierungen im Reichstage bilden, ſetzt ſich doch aus 
den heterogenften Elementen zufammen und fann*) jehr leicht durch 
den Abfall von einem diefer Elemente vollftändig erſchüttert und 
verkehrt werden. Wenn zum Beifpiel aud nur die 25 Social 
demofraten unter ber Führung des Nebners, den wir heute 
börten?), zu einer anderen Seite übergingen oder fi losſagten 
von dieſer jetzigen Majorität, wenn die zum Beilpiel gouverne- 
mental würden, fo würde das einen Unterſchied von 50 Stimmen 
maden, ba auf der einen Seite 25 abzuziehen, auf der anderen 
25 zuzurechnen wären. Wenn auch nur die Polen und Pro: 
teftler, Leute aus dem Eljaß, dafjelbe Manöver maden, fo leidet 
die Majorität auch fhon Schaden. Ih will von den Welfen 
gar nicht reden, die ja aber finden fünnten, daß es bes Cultur— 
kampfes genug wäre, und baß fie fih mal mit ihren eigenen An- 
gelegenheiten ohne die Leitung bes Herrn Abg. Windthorſt befchäf- 
tigen wollten. Noch größer wäre die Breſche in diefe Majorität, 
wenn beifpielsweife die fortfchrittlihe Satrapie dem centralen 
Sultanat den Gehorfam auffündigte. Die Majorität befteht ja 


*) S. 379b, 

?) Abg. Windthorft: „Wir bemilligen ..., was von uns verlangt wird, 
und ziehen Teinen Mann und feinen Groſchen ab. Wir bemwilligen es auf brei 
Jahre, und das Heißt nit, daß dann alles Bewilligte wieder in Wegfall 
tommen foll, fondern ba wir nad) drei Jahren prüfen, ob die Meiterbemilli- 
gung aud noch nöthig ift, und wenn dies dann nöthig ift, wie heute, fo be— 
willigen wir e3 von Neuem“ (StB. 3798). Vg. o. S. 222 Anm. 1. 

) Hafenclever. 


Unberechenbarfeit ber Zufammenfegung von Reihätagsmajoritäten. 229 


nur auf diefer ganz eigenthümlichen Verſchmelzung der heterogenften 
und unter einander widerſpruchsvollſten Elemente, die zufällig in 
der Negation und in ber Abneigung gegen die Perfönlichleiten 
der jegigen Regierung einig find; une haine commune vous unit?); 
jobald dies aufhört, fobald Sie irgend etwas Pofitives fhaffen 
ſollen, fo find Sie ja vollftändig umeinig, fo find Sie ja feine 
Majorität. Sie können gar nicht wiſſen, wie diefe Majorität nad) 
drei Jahren fein wird, und auf dieſe geben Sie uns eine Inblanco— 
anweilung! Auf die Majorität, die dann vorhanden fein wird, 
ſollen wir das Vertrauen haben, welches nothwendig ift, um in 
ihre Hände, in die Hände diefer Majorität, die Verfügung zu 
legen über das Palladium des Reiches, wie der Herr Abgeordnete 
ſelbſt am Schluffe feiner Rebe fehr würdig und richtig fagt®)! 
Ohne die Armee ift das Neich, ift die Ordnung nicht denkbar, ohne 
diefe Grundlage des Rechtsſchutzes würde die ganze Verfaſſung 
nicht zu Stande gefommen fein, wie ich geftern ſchon gefagt habe®); 
der Schuß des Bundes ift unſere erfte Aufgabe. Auf eine ſolche 
Majorität will uns der Herr Vorrebner die Anmweifung geben, daß 
wir auf fie Vertrauen haben follen, und daß wir ung dem aus— 
ſetzen follen, daß fie nach drei Jahren ſchon wieder drängt? 
Meine Herren, vielleiht ift die Majorität nach fieben Jahren 
eben fo wenig beredhenbar; aber weil gerade jedes Mal’eine ſchwere 
Krifis damit verbunden ift, weil es eine unfichere Rechnung ift, 
weil dem Art. 60 der Verfaffung Genüge gefhehen muß mit irgend 
einem Termine, und weil wir das Neternat nicht wollen, das eine 
Feſſel für den Kaifer wäre, falls er mehr braudt, als bewilligt 
ift, während der Emwigfeit, — aus diefen Gründen haben wir uns 
an fieben Jahre gehalten; auch nah dem Grundjag, daß das 
conftitutionelle Leben eine Reihe von Compromiffen iſt). Wir 
haben dieſes Compromiß einmal gemacht 1874, als es zuerft zu 
Stande fam — ich lag ſchwer frank im Bette, und in meinem 


1) Gin gemeinfamer Haß hält Sie zufanmen. 

) Abg. Windthorft: „Ich erkenne an, daß die Arınee die wichtigſte 
Inftitution de Landes iſt, dab ohne biefelbe bie Rechtsordnung aufhört“ 
(StB. 378b). 

) S. o. ©. 196. 
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Krankenzimmer haben die Verhandlungen ftattgefunden ſowohl mit 
den Miniftern, wie mit Sr. Majeftät dem Kaifer, den Abgeordneten, 
die zu mir famen — es war namentlich ber Herr Abg. Miquel, 
der die Verhandlungen mit mir geführt hat‘). Wir haben fieben 
Jahre vorgeſchlagen, wir hätten eben fo gut zehn oder elf Jahre 
vorſchlagen können oder, wie die Dienftpflicht im Heere es mit ſich 
bringt, zwölf Jahre. Ich hatte mich zu entfchließen; ich war ber 
Einzige, dem im leidenden Zuftande die Verantwortlichkeit bafür 
oblag, ob damals auf eine ſolche Frage hin aufgelöft werben jollte 
oder nicht, und im Intereſſe des Friedens bin ich auf die fieben 
Jahre, wie fie mir gebracht waren, eingegangen; aber doch nicht 
in ber Abſicht, diefe Conceffion immer wieder als die Baſis zu 
einer neuen Forderung gelten zu laflen. Dann fönnen wir nicht 
wieder zu Compromiffen fommen. Im Interefje der Compromifie 
halte ih an den fieben Jahren unbedingt feſt. Wir haben fie*), 
zwei fiebenjährige Perioden, gehabt, wir find bereit, diefe fieben- 
jährige Periode weiter zu geben, aber auf eine kürzere nicht ein- 
zugehen, wie id) das ſchon gefagt habe. 

Der Herr Vorrebner ift feiner Sache mit den fünftigen Majoris 
täten fiherer, als id} glaube, daß er jein fönnte. Die Verhältnifie 
find weder bei uns, noch in England, noch in Frankreich fo, daß 
bei der Zerfahrenheit der Parteien irgend Jemand auf eine feite 
und are Majorität in der Zukunft reinen könnte?). Hätten wir 
bei uns zwei große Parteien, wie e& früher in England Whigs 
und Tories waren, und zwei Parteien, deren jede do immer ben 
Fall im Auge hatte, wenn fie in der Oppofition lebte, daß fie auch 
mal wieber regieren Fünnte, — die waren vollfommen vertrauend: 
würdig eine für die andere. Mit unferen, ich weiß nicht, neun 
oder zehn Parteien, aus denen fi) das Confortium der Majorität 
fünftlich aufbaut, ift gar Fein Bund und Rechnung auf die Zufunft 
möglid. Die lange Dauer des Culturfampfes hat im Centrum 
zufällig Elemente von heterogener politifher Richtung lange Zeit 


*) ©. 3808. 

Y) Dot. Bo. VI 177 ff. 

2) Bgt. über die Zerfahrenheit ber deutſchen Parteiverhältniffe die Neuße- 
zungen Biemards in 8b. VI 290 f., IX 112. 156. 244. 869, XI 116; über 
die englifgen Parteiverhäftniffe f. Bd. VII 290, IX 157. 406, Xi 859 f. 470f. 
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vereinigt. Sind Sie gewiß, daß auch nur das Centrum fortdauern 
wird, wenn der Culturfampf vollftändig befeitigt iſk? Der Herr 
Abg. Dr. Windthorft ift vieleicht der Meinung, daß man, um das 
Band der Partei, an deren Spige er fteht, zu erhalten, auch etwas 
Culturkampf im Feuer behalten muß. 
(Zuruf des Abg. Dr. Windthorft: Nein! Nein!) 

Er hat und auch ſchon den Kampf wegen der Schule angefünbigt‘), 
der an Heftigfeit und Bedeutung den bisherigen weit hinter fi 
laffen würde. 

Nun, diefes Band, was Sie bisher vereinigt hat, — find Sie 
darüber ganz zweifellos, daß das halten wird? Der Herr Ab: 
georbnete ift bei den Neumahlen der Wiederwahl aller bisherigen 
Fractionsgenoſſen fehr fiher. Ich möchte nur auf eine der wid: 
tigften Provinzen feines Reiches in der Wahl verweilen: das ift 
auf Bayern. Der bayerifche Wähler ift in feiner großen Mehrheit 
monarchiſch und katholiſch gefinnt. So lange. er die Ueberzeugung 
Hat, daß fein König und deſſen Rechte und die Rechte des baye— 
riſchen Staates überhaupt bedroht fein könnten; fobald er die 
Ueberzeugung hat, daß die katholiſche Kirche bedroht fei, und daß 
diefelbe Empfindung in Rom getheilt wird, — jo lange mag er 
für Sie wählen. Wenn er aber zweifelhaft darüber werben follte, 
ob die Dynaftie, ob ber König, ob der römifche Stuhl ferner dieje 
Oppofition billigt?) — ich weiß nit, ob barüber Zweifel fein 
können —, aber wenn fie entftehen, find Sie dann Ihrer Wähler 
eben fo fiher, wie Sie e8 waren? — Ich wundere mid, von dem 
Heren Abg. Dr. Windthorft das fonft fo bereite Ja nicht zu hören. 

Heiterkeit.) . 

Aehnliche Irrungen in der Berechnung können doch auch noch 
anderswo vorliegen. Wir können die Wahl ja nicht vorausſehen. 
Auf die Haltung der Regierungen können die Wahlen ja keinen 
Einfluß haben; die Regierungen haben ihre Ueberzeugung feſtgelegt 


) Bei den Debatten über bie Aufhebung mehrerer Culturkampfgeſetze im 
Preußiſchen Abgeordnetenhaus. 

*) In biefen Worten liegt eine Anfpielung auf den Erlaß bed Carbinal- 
ſtaatsſecreiärs Jacobini vom 3. Januar 1887, defien Inhalt dem Abg. Windt- 
horſt zur Kenntnißnahme und Information des Centrums mitgetheilt worden 
mar, f. 0. ©. 168. 
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nit nad) dem Wunſch des Reichstags oder nad dem Ausfall der 
Wahlen, fondern ausſchließlich nach ihrem Pflichtgefühl, nach ihrer 
Verantwortlichkeit für die Sicherheit des Deutichen Reiches und 
des deutſchen Volkes und für feine Unabhängigkeit und die In— 
tegrität umferes Landes. Diefe Erwägungen werben diejelben 
bleiben, auch wenn genau derfelbe Reichstag, mit derfelben Ma- 
jorität, wieder vor uns fteht. Durch ein nochmaliges Urtheil des 
Reichstags Tann die Verpflichtung der Regierung, ihrerfeits als 
dauerndes und nicht wechjelndes Element für die dauernde, funda— 
mentale Inſtitution unferer Verfaffung, das Heer, zu ſorgen, nicht 
erledigt werden; — die Verpflichtung bleibt auf den Regierungen 
laften. 

Keine Berfaffung kann ohne Compromiß eriftiren. Wenn 
Sie vom Compromiß abgehen, wie wir dafjelbe Ihnen wiederum“) 
anbieten, fo fchaffen Sie eine Situation, die immer von Neuem 
auf den Conflict mit Notwendigkeit hindrängt. Sie verlangen 
wegen bes Ausfalls der Wahlen, wenn diefe nad Ihren Wünſchen 
ausfielen, daß die Regierungen ihre Ueberzeugungen ändern und 
dann fagen follen: Alles das, was mir vor einigen Monaten 
behauptet haben, — wir geben zu, daß es ein Irrthum ift; ober 
daß wir fagen: Wir geben es nicht zu, wir halten es für die volle 
Wahrheit, wir find nad) wie vor bebroht; aber aus Feigheit vor 
dem neugewählten Reichstag thun mir unfere Pflicht nit und 
wollen das deutſche Wolf minder wehrhaft fein laffen, als es fein 
ann. Das können Sie von den Regierungen nicht, und nament ⸗ 
lich nit von fo ftarfen, monarchiſchen Regierungen, wie fie im 
Bundesrath figen, erwarten. Ich wieberhole, was ich geftern fagte: 
Sie compromittiren fi) ganz unnüß für ein Spiel, in dem **) der 
Trid') für Sie gar nit in den Karten ftedt, wo gar Nichts zu 
gewinnen ift. 

Der Abg. Windthorft Hat vorhin, um ben Mangel an zu: 
treffender Schärfe in feiner Debuction auszugleihen, mit fehr 
gehobenem Tone feinen Entſchluß fundgegeben, für die Verfaſſung 


*) ©. 380b. 
**) StB.: indem. 
) Zrid nennt man beim MWpiftfpiel jeden Stich über bie ſechs erften. 
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und für die Volfsrechte einzutreten‘). Ja, meine Herren, das 
find gerade wir, die hier für die Verfaffung und für die Volks— 
rechte eintreten; die Verfaſſung ift auf unferer Seite und das 
Wohl des Volles — — Ich mweiß nicht, ich hörte einen unarti— 
eulirten Ton, ber vielleicht einen Zweifel an dem ausdrückte; aber 
ich bin ganz bereit, darüber Rede zu ftehen. Ich habe das geftern 
ſchon entwidelt: Die Verfaſſung und die Sorge für das Volt ift 
vollftändig auf unferer Seite; und der Herr Vorrebner hat auch, 
um bie Schwäche feiner Argumentation — troß bes gehobenen 
Tones blieb fie erfennbar — zu verbeden, plötzlich die Preußifche 
DVerfafjung herangezogen und die Thatfahe, daß die beſchworen 
wäre. Ja, bie wird beftehen bleiben; auch die Deutſche Verfaſſung 
wird beftehen bleiben. (Bravo!) 


Das find ja eben Sie, die dagegen anfämpfen, gegen bie ver— 
faffungsmäßige Inftitution einer Kaiferlihen und dauernden Armee; 
Sie wollen fie zu einer Barlamentsarmee machen. Ich nenne eine 
Parlamentsarmee eine folde, deren Befland von der wechfelnden 
Meajorität des Parlaments abhängig ifl. Das hat die Verfaffung 
nicht gewollt. Hätten wir das, als die Verfaffung gemacht wurde, 
gewußt, daß wir je einem Reichstag mit einer ſolchen Majorität 
uns gegenüber befinden würden, ober daß dieje Forderung jemals 
aufgeftellt werden würde von einem Reichstag, deſſen Majorität 
für die polnifhen Intereffen gegen die deutſchen geftimmt hat, — 
hätten wir das vorausfehen fünnen, dann hätten wir dem Reiche: 
tag nicht, ala wir die Verfaffung machten — ich habe den erften 


) Abg. Windthorft: „Der Thron der Hohenzollern ift ber fefte Fels, 
auf dem noch das monarchiſche Princip in Europa ruht... Darum muß 
jedem Monargiften die Erhaltung und bie intacte Erhaltung biefes Thrones 
von ganz befonberer Wichtigkeit fein, und ich wurde der Letzte fein, irgend 
Etwas von ben Befugniffen zu nehmen, Aber das Recht ber Mitwirkung, von 
der Verfafjung gegeben, vom Kaifer feierlich publicirt, in der Preußiſchen Ber- 
faffung beſchworen, in den einzelnen Ländern ebenfall® in deren Conftitutionen 
begründet — dieſes Recht Tann und barf ich nicht aufgeben, fo lange ich 
vom Volke hierher geſchidt werde, um bafjelbe wahrzunehmen. Und mer bieje 
Rechte des Volks beeinträchtigt, ... ber verſündigt fih am Throne am 
allermeiften; denn die Geſchichte bemeift uns, daß jebe3 ungebührliche Nütteln 
an bem verfafjungsmäßig gegebenen Zuſtande ih an dem Throne erſchreckend 
rädt” (StB. 378). 
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Entwurf gemadt —, folhe Rechte, wie wir ihm gegeben haben, 
bewilligt, weil wir gefürchtet hätten, das Vaterland in Gefahr zu 
bringen. Wir haben auf eine ganz andere Haltung des Reichs— 
tags gerechnet), auf eine ganz andere Wirkung der Inftitution 
und der erhebenden, begeifternden Thatfache, Daß die deutſche Nation 
nad) Jahrhunderten des Leidens endlich einmal einig ift, fiher in 
ihrer politifchen Eriftenz, fiher in ihrer Unabhängigkeit gegen das 
Ausland, fiher, in Gemeinfhaft mit den Vertretern des ganzen 
deutſchen Volkes ihre eigenen Angelegenheiten berathen zu können; 
wir haben geglaubt, daß das fo erhebend wirken werde auf Leute, 
die die Entbehrung von allen dieſen Dingen auf fih haben Iaften 
gefühlt, daß wir zu ſolchen elenden Streitigkeiten, wie fie hier vor= 
liegen, nie gelangen würden. 
(Lebhaftes Bravo! rechts.) 
Darin haben wir uns geirrt! Auch das Volk hat ih geirrt, wenn 
es Sie hierher geihidt hat, um die Rolle zu fpielen, die Sie 
jegt fpielen. 
(Bravo! rechts. Ziſchen im Centrum und links.) 

Alfo die Verfaſſung, ich wieberhole es, ift auf unferer Seite*); 
das Volksrecht, der Volksſchutz iſt auf unferer Seite. Wir wollen 
das Volt hüten, wir wollen den Frieden ſchützen; Sie wollen es 
darauf ankommen lafjen, Sie jagen: J wo, vielleicht wird es doch 
nicht Krieg, und wenn es Krieg gibt, fo werben wir fiegen, ganz 
gewiß fiegen; — das bat der Herr Vorredner gejagt; dabei fpielt 
er doch immer wieder den Civil-Moltke, das ift doch nicht zu 


leugnen. (Große Heiterkeit.) 


Der Herr Vorrebner hat mich kritifirt, weil ih die Armee 
eine Kaiferlide nannte, und gejagt, eine Kaiſerliche hätten wir 
gar nit”). Nun, die Anfechtbarfeit diefes Ausdruds von Jemand, 
der eine kritiſche Spige probiren will, ift mir ja von Haufe aus 


*) ©. 381a. 

) Bgl. 8b. IX 111 ff. 126. 368, X 261, XI 85. 

2) Abg. Windthorft: „Eine Kaiferlihe Armee haben wir im Reiche gar 
night. Wir Haben eine Reichdarmee. So fteht es in ber Verfafjung. Und die 
Militärhoheit über das Reichsheer ift getheilt zwiſchen St. Majeftät dem Kaifer 
unb ben einzelnen Gontingentsfürften” (StB. 378a). 
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ganz Klar geweſen, und ich gebe ihm gern zu, daß, wenn id) Kaiſer— 
liche Armee jage — ich habe ſchon geftern mit Jemand barüber 
geſprochen —, ih mir fehr wohl bewußt bin, daß der Ausdrud 
nicht genau der Verfaffung entſpricht; ich habe ihn nur der fpradj: 
lichen Kürze wegen gebraudt. Soll ic jedes Mal fagen: Die 
Königlih preußifhe, Königlih bayerifhe, Königlih württem- 
bergiſche, Königlich Tähfiihe Armee, die vereinigt find zu einem 
Reichsheer? — Das würde ja Ihre Zeit unendlich ermübden. Mit 
diefen Heinen Erinnerungen gegen ſprachliche Ausbrüde bringen 
wir wirklich die Sache nicht vorwärts; mögen Sie die Armee Kaijer- 
liche nennen oder wie — ich hätte fie monarhifhe nennen können; 
aber das hat auch wieder fein Bedenken: wir haben Republiken 
in Deutſchland, die Hanfeftäbte, und außerdem macht das fo ben 
Eindrud, ala ob ich die Armee als rein im Dienfte ber Monardjie 
gegen die Demokratie oder gegen ſonſt Jemand gebacht hätte — kurz, 
ich bleibe dabei — der Herr Abgeordnete möge e8 mir nicht übel 
nehmen — ich werde auch ferner den Ausdruck Kaiferliches Kriegs: 
heer und Kaiferlide Armee gebrauchen; ich werde Niemand damit 
zu nahe treten, und ich glaube, ich habe erläutert, was ich bamit 
meine. €3 ift eine fpradlihe Kürze. Wir reden ohnehin Beide 
vieleiht mehr, als nothwendig ift; laffen Sie uns aljo doch 
wenigftens ben Vortheil, die Sache etwas abzufürzen. Außerdem 
wird die Armee doch unter gewiſſen Umftänden eine rein Kaiſer— 
- fie; einmal fobald Krieg ift, dann namentlich, fobald von Präfenz- 
ziffer die Nede ift. Nach Art. 63, viertes Alinea, hat der Kaiſer 
die Verpflichtung — ic habe das ſchon geftern gejagt!) — hat 
der Kaifer den Präfenzftand zu beftimmen, den Präfenzitand der 
Gontingente des Reichsheeres. Nun, das ift doch eine Kaijerlihe 
Zunction, die in Bezug auf bas ganze deutfche Heer geübt wird. 
Dem Herrn Abgeordneten ift es vielleicht entfallen, daß das in 
der Verfaſſung fteht. Cs ift überhaupt eine fleißigere Lectüre 
der Verfaſſung zu empfehlen — er hat neulich gejagt, er fünne 
nit mehr leſen?); aber wenn er ſich die Verfafjung öfter vor 


leſen ließe, (Heiterkeit) 


) S. o. ©. 199 f. 
2) Abg. WindtHorft in der 6. Sigung am 4. December: „Ich leſe alle 
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dann würde er auf den Gedanken nie fommen, daß die Verfaſſung 
auf feiner Seite fei. 

Der Herr Vorredner und aud andere Rebner haben erwähnt, 
die Marine paffire dod in jedem Jahre ganz ruhig die Scylla und 
Charybdis der Bewilligung‘). Ich habe ſchon geſagt): Das ift 
erfreulich. Ich möchte aber doch auch fagen, wie ber franzöſiſche 
Dachdecker: Cela va bien, pourvu que cela dure?). Wenn Sie 
auf den Gedanken kommen follten, uns Schiffe auf ein Jahr oder 
drei Jahre zu bewilligen, die nachher wieder im Aufftreiht) zu 
verkaufen find oder wieder abzuſchaffen oder wieder abzulehnen, 
dann würde auch die Glätte, mit der bisher die Marinebudget- 
verhandlungen ſich entwidelt haben, doch ſehr bald aufhören. Ich 
weiß nit, warum Sie zu Waſſer coulanter und militäriſch ein= 
fitiger find ala zu Lande. Aber hier find wir nun einmal zu 
Rande, und ich fann mich auf Ihre Liebenswürdigkeit und Ur— 
theilsfähigfeit, die Sie zu Waffer entwideln, nicht einlaffen. 

Heiterkeit.) 


Die*) fürzeren Friften haben alle den Hintergedanfen, die 
Entſcheidung über die Stärle des Heeres nicht nur in die Majorität 
des Reichstags zu legen, jondern den Irrthum, die Legende zu 
erzeugen, als ob fie bereits in berfelben läge. Sie wollen unver— 
merft unter dem Vorwand, daß Sie es immer gehabt hätten, eine 
Befigergreifung vollziehen. Die würbe vollzogen fein, wenn wir 
uns jegt von unferer traditionellen Vorlage des Septennats durch 
Sie herunterbrüden ließen auf drei Jahre, und ſchon aus dem 
Grunde thun wir e8 unter feinen Umftänden. Eine Veränderung 


Tage, oder ich laſſe mir vorlefen — leſen Tann ic) leider felber nicht — die 
verfchiebenften Dinge” (StB. 916). 

*) ©. 381b. 

1) Abg. WindtHorft: „Sie werben unter feinen Umftänden das Argu- 
ment miberlegen fönnen ..., daß ein weſentlicher Theil unferer Bertheidigung, 
die Flotte, das ganze Marineweſen, auf einjähriger Bewilligung berußt, und 
ich habe noch niemals gehört, baß ber Chef ber Aomiralität irgend melde 
Beforgniß geäußert hat, daß ihm das für bie Flotte Erforberliche genommen 
werben Könnte" (StB. 377b). 

) S. o. S. 214. 

) Das geht gut, vorausgeſetzt, daß es von Dauer iſt; vgl. Bb. X 202. 

4) Berfteigerung. 
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des Reichsſtaatsrechts und des Begriffs deſſelben in der ganzen 
Nation ift es, wenn die verbündeten Regierungen fi auf das 
einlaffen, was die Majorität uns vorſchlägt, und wenn fie fih 
zurüdziehen von dem, wofür die Vorlage urfprünglich eingetreten ift. 

Der Herr Vorredner hat mir nachher verſchiedene Vorwürfe 
gemacht, auf die ich doch noch mit einer Erwiderung eingehen 
muß. Er hat mir vorgeworfen, wie ja öfter, perfönlide Anz 
fehtungen, die ich geftern ihm gegenüber ausgeübt hätte”). Ich 
habe, foviel ich mich erinnere, gar feine Kritif bes perfönlichen 
Berhaltens des Herrn Vorredners geftern ausgeiproden; ich habe 
feinen Namen meines Wiflens überhaupt immer nur genannt als 
Parteiführer. Das ift auch lediglich ein Bedürfniß ſprachlicher 
Kürze. Wenn id „Windthorft” fage, die Partei Windthorft, jo 
meine ich immer Herm Richter mit 

(Heiterfeit.) 

und das ganze Heergefolge. Ich kann fie unmöglich immer auf: 
zählen, ich weiß fie faum auswendig, alle die Völferjchaften, die 
inter Herrn Windthorft marſchiren. Alſo bitte id, mir die ſprach— 
liche Kürze zu geftatten, daß ich die gefammte heutige Oppofition, 
die auch zum Theil aus dem Gentrum befteht, das Centrum im 
engern Sinne, die Welfen, die Polen, die Elfaß-Lothringer, ſoweit 
fie nicht convertirt find, die Socialdemofraten und bie Volkspartei 
unter dem Namen bes Führers der Oppofition begreife. 

Der Herr Abgeordnete hat vorher gegen die Thatjache prote- 
flirt, daß er in Verbindung mit ben Socialdemofraten und mit 
dem Abg. Grillenberger genannt worden ift und hat gefagt, er 
verfehre ſehr freundfchaftlich mit diefem Herrn zwar, — 

(Abg. Dr. Windthorft: Das Habe ih nicht gejagt!) 
aber er wünſchte nicht, immer mit demſelben identificirt zu 


ı) Abg. Windthorft: „Ich meine, bie Verhandlungen, bie wir hier 
Haben, feien ernft genug, um fie one perſönliche Anzapfungen zu führen. Ic 
habe meinestheild Tein Wort geiprochen, welches ben Heren Reichskanzler per— 
fönlid betraf; aber wenn er mic) angreift, muß id) antworten und fagen, daß 
der frühere Marſchall Roon Recht hatte, ald er Lasler gegenüber fagte, er möge 
doch mit folgen perſontichen Nörgeleien wegbleiben ... In ben perfönlichen 
Anfehtungen, die damals Laster gemacht hatte, war er ein wahrer Waiſenknabe 
gegen ben Herrn Reicätanzler“ (StB. 3772). 
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werden). — Ich weiß nicht, ich habe ihn fo verftanden, ala ob 
er im bürgerlichen Leben doch nicht mit ihm einig wäre. 
Guruf.) 
— In den politiſchen Grundſätzen, — richtig! das war es, da iſt 
er nicht einig. In der Theorie mag er nicht einig ſein, aber in 
der Praxis gehen ſie immer Hand in Hand. Die ganze Fraction 
Windthorſt einſchließlich der Socialdemokraten marſchirt in ge— 
ſchloſſener Colonne. Die Politik, die der Führer verfolgt, iſt eben 
fo, daß die Socialdemokraten fie mit Vergnügen mitmachen können; 
(Heiterkeit.) 
fie ift geeignet, das Beſtehende zu erſchüttern, in Brefche zu legen 
und in Zweifel zu fegen; 
(Abg. Dr. Windthorft: Ich bitte ums Wort!) 
und das können bie Socialdemofraten immer mitmachen. Es mag 
geichehen, aus welchen Gründen es wolle, Thatſache ift, daß die 
Socialdemokraten nie in die Lage kommen, anders zu ftimmen 
als wie das Centrum. 
(Widerfprud im Centrum. Ruf: Ohol) 
— Es muß fo lange her fein, daß mir fein Fall erinnerlich ift. 
(Buruf: Getreidegölle!) 
In*) der polnifhen Frage — ich befümmere mid; ja mehr um 
das Auswärtige als um das Innere — in der polniſchen Frage, 
in der bulgarifhen Frage waren fie einig; da hätten die Social- 
bemofraten beinahe fogar bie Führung übernommen, aber doch 
immer geftügt auf die „Germania“, die doch nicht ganz ohne Füh— 
lung mit dem Centrum fein fann, — fonft wäre die Reputation, 
deren ſich dies Blatt erfreut, eine ſehr ungerechte. Aber in allen 
auswärtigen Fragen, wo die Sicherheit und das Anfehen des 
Reiches am meiften intereffirt ift, ba haben die Socialdemokraten 


*) ©. 3822. 

1) Abg. WindtHorft: „Die Berfaffung bes Reichs Hat bie Dinge fo 
geordnet, daß aud die Socialbemofraten hier im Reichstage vertreten find, und 
ich made gar kein Hehl daraus, daß ich nad den Verhältnifien, wie ſich folde 
jetzt leider ausgebildet haben, mich ſehr freue, hier im Haufe Socialvemofraten 
als Abgeorbnete zu fehen. ... Wenn ... die Berfafjung auch bie Socialbemo- 
Traten hierher in unfere Mitte bringt, ... dann ift es ganz in ber Orbnung, 
daß man fi aud mit ihnen befpriät; damit nimmt man aber deren Grunds 
fäe nicht an“ ıc. (StB. 3746/3758). 
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nie einen Anlaß gehabt, einen anderen Weg zu gehen, als er ihnen 
vom Centrum vorgezeichnet war. Iſt das nicht richtig? ft das 
nit jegt wieder ber Fall! Es mag in einzelnen Fällen vor- 
gefommen fein, daß fie diffentirt haben; aber ich fann mic im 
Augenblide feines Falles erinnern, wo die Oppofition des Cen- 
trums gegen bie Regierung von der Art geweſen wäre, daß die 
Socialdemofraten fie nicht hätten mitmaden können, oder wo das 
Gentrum der Regierung fo nahe getreten wäre, fie zu unterftügen, 
daß die Socialdemokraten einen andern Weg gegangen mären. 
Klären wir uns einmal darüber auf; ich lafle mich ja gern be— 


lehren. (Zuruf: Zölle 
— Die Zölle haben die Socialdemokraten zum Theil mitbewilligt. 


(Widerfprud.) 
— Das thut mir leid; das ift aber doch fehon recht lange ber. 
Das war 1878. (Buruf: 18841) 


— Ich glaube, e8 war 1878 oder 1879, und wir fchreiben jegt 1887. 
Alfo wenn Sie fein neueres Datum mir anzuführen wüßten — — 
(Zuruf: 1884!) 

Wir wollen das Zwiegeſpräch nicht fortſetzen, das möchte ben Herrn 
Präfidenten beunruhigen. Ich behaupte nur, daß ich perfönliche An- 
fechtungen gegen Heren Abg. Windthorft geftern nicht gemacht habe; 
ich habe ihn nur als (Führer der)*) Gentrumspartei, als (Führer 
der)*) Oppofition im Allgemeinen genannt; ich jehe in ihm bie 

Negation verkörpert, und das habe ich nur bezeichnen wollen. 
Dann hat er mir gejagt, er habe feine Ambition, Minifter 

zu fein‘). Ja, id lebe noch immer etwas an ben erften Tras 

ditionen, bie ich auf der Univerfität eingejogen habe über die 


*) Ergänzung des Herauägebers. 

’) Abg. Windthorft: „Dann hat ber verehrte Herr (b. i. der Reichs- 
tanzler) ... auch geftern wiederholt: Wenn man an feine Stelle träte, würde 
man ja dad fönnen; ... Se. Majeftät habe nur feine Neigung. Ich weiß 
nicht, ob berartige Reben ganz fid eignen an einer Stelle, wie bie ift, bie der 
Herr Reichskanzler einnimmt. (Sehr richtig! Reichskanzler Fürft Bismard: 
Das weiß ich allein!) ... Ich Habe ſicher nicht die Ambition, irgend etwas 
Andere zu fein, als was ich Bin: ber einfache Vertreter für Meppen” 
(St8. 3766/3778). 
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Kriterien eines conftitutionellen Regiments, das ja hauptſächlich 
nad engliſchem Mufter ſich richtete, — es ift ſchon lange her; da 
wurde im Allgemeinen der Grundfag aufgeftellt: Man hat nur 
infoweit das Recht, Oppofition zu machen, als man bereit üft, 
wenn bie Regierung ſich nicht darauf einläßt oder deshalb zurüd- 
tritt, die Regierung felbft zu übernehmen. Das mag ja heute 
nicht mehr gelten. Der Herr Abgeordnete fagt, er hat nicht den 
Ehrgeiz, Minifter zu werden; aber er hat vielleicht doch den Ehr- 
geiz ober die Abficht, denen, die e& find, das Gewerbe möglichft 
zu erſchweren; wenn er babei ſich ganz außer Stande fühlt, es 
feinerfeits beffer zu machen, und abjolut darauf verzichtet, fo ift es 
eigentlich Fein gemeinnügiges Gewerbe, nur ben öffentlichen Dienft 
zu erfhweren, ohne in fi die Fähigkeit und die Abficht zu ver— 
fpüren, es jemals beffer zu machen. Wenn ich mich darauf be 
rufe: Werden Sie doch Minifter an meiner Stelle! — fo habe 
ich nur fagen wollen: Ich werfe Ihnen die unconftitutionelle Auf: 
faffung vor, daß Sie es für erlaubt halten, einem Minifter in 
Lebensfragen, wie diefe ift, fo das Leben ſchwer zu machen, ihn 
vieeiht in die Unmöglichkeit einer Weiterführung ber Gefchäfte 
zu verfegen, ohne daß Sie — die Fähigkeit ift ja bei dem Herrn 
Vorredner vorhanden — die mindefte Luft verfpüren, die Bürde, 
die Sie dem Anderen unerträglich machen, ihm nachher abzunehmen. — 
(Abg. Dr. Windthorft: Wollen noch darüber ſprechen!) 


Dann*) Hat der Herr Abgeordnete eine Bürgſchaft über- 
nommen, bie id) dod nicht in meiner amtlichen Stellung accep- 
tiren Tann: das ift die Bürgſchaft für die Friedensliebe Frank: 
reihe. Er hat offen erklärt, daß die Franzofen uns nicht an— 
greifen werden‘). Nun, er mag ja die franzöfiien Verhältniſſe 
und Neigungen durch die vielen Quellen, die ihm feine katholiſchen 
Beziehungen geben, vielleicht genauer fennen als ich; aber find 
diefe Quellen auch ihrerfeits vollftändig gut unterrichtet, fo, daß 
fie die Stimmung dort fennen? it es nicht vielleicht mehr das 


*) ©. 382b. 

) Abg. Windthorft: „Das ift mir unzweifelaft: Wenn man fie nidt 
kanſtlich reizt, werben bie Franzoſen uns nicht angreifen, weil fie eben zu ſchwach 
find" (StB. 376b). 
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geiſtliche und gläubige Frankreich, mit dem er Beziehungen haben 
kann? Das amtliche Frankreich, wie es augenblicklich beſchaffen 
iſt, iſt ja auch friedlich geſinnt. Ich habe da mehr mein eigenes 
Urtheil, ich möchte ſagen, naturwiſſenſchaftliches und hiſtoriſches 
Urtheil über das Naturell der Franzoſen. Ich glaube, wie ich 
geſtern ſchon ſagte), daß fie uns angreifen, wenn fie entweder 
des Sieges ſicher zu fein glauben, oder wenn fie finden, daß fie 
im Inlande nit mehr aus nod ein willen und verſuchen wollen, 
wenn fie mit dem patriotifhen Sturm auf das Ausland losgehen, 
ob das ihnen nicht eine ftärfere Haltbarkeit ihrer heimifhen Zu— 
ftände wieder verleiht. Es ift ja ſchon mancher Krieg gemacht in 
der Abſicht, die inneren Verhältniffe zu befeftigen, warum follten 
die Franzofen das nicht auch thun? Der Herr Abg. Windthorft 
ift der Meinung, das jei nicht der Fall. Wenn es nun doch ge— 
ſchieht, was thun wir mit ihm? Sollen wir ihn den Franzoſen 
ausliefern? (Heiterteit.) 

Jedenfalls ift er dann verantwortlich. 

Er hat dann troß aller Protefte wieder in der Frage, ob die 
Franzoſen gefährlihe Gegner für uns wären, es beffer gewußt als 
der Graf Moltke; er hat wieder gefagt: Sie find vollftändig un— 
gefährlih ). Der Herr ift immer entrüftet, wenn ich ihm fage, 
er glaube die Sache militärifch befjer zu verftehen, in welcher ich 
mir fein Urtheil anınafe. Wenn Graf Moltfe mir fagt: Wir 
find wohl fiher, die Franzofen zu ſchlagen, — fo befcheide ih 
mid; wenn er mir aber jagt: Es ift doch nüglih, daß wir uns 


) S. 0. S. 207. 

) Abg. Windthorſt: „Meine Herren, geſtern iſt immer wieder hervor⸗ 
gehoben (worden), daß wir und namentlich ich ... Müger fein mollten ais der 
Herr Graf Moltte. Ich habe dem Herrn Reichskanzler wiederholt gejagt, daß 
mir das gar nicht einfalle und daf ich biefes bethätigt Habe, inbem id) auf bie 
Autorität de Grafen Moltle Hin ... mic; überhaupt habe dazu verftehen 
Zönnen, das in Vorſchlag zu bringen, was unfere Anträge enthalten. ... Der 
‚Herr Reihätangler möge mir nicht verbenten, wenn id) ihm ſage daß feine 
geftrige Rebe ganz dazu angetfan war, bie Vermerfung der Vorlage zu motis 
viren. Wenn wir überall Frieden haben, mit Rußland, mit Defterreih; wenn 
und mit Beftimmtheit erflärt wird, daß unfererjeit3 fein Angriff gegen Frant- 
reich geplant werde ..., bann bin ich der Meinung, daß zu irgend melden 
Kriegsbefürdtungen nicht der geringfte Anlaß vorhanden ift" en 376b). 

Bismards politifhe Reben. ZIL. 
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etwas ftärfer machen, wir können nicht wiffen, es ift eine ganz 
ausgezeichnete Armee, hat fi jehr gut im Felde geführt, wir 
müffen unfere Verftärfung im Auge haben, — fo glaube ich ihm 
auch, und ih möchte gern den Herrn Abgeordneten zu demfelben 
Maße von Befcheidenheit auf militärifhem Gebiete herunterbrüden, 
das ich habe. 

Dann hat der Herr Abgeordnete mir vorgeworfen, ich hätte 
die Karolinenfrage einmal für fehr wichtig gehalten, und dann 
hätte ich fie eine Lumperei genannt‘). Der Kerr Abgeordnete 
verwechſelt dabei zwei Dinge, die ja heute zufammengehören, die 
aber damals nad; meiner Meinung nicht zufammengehörten: das 
find die Karolinen und Spanien. Ich halte die Karolinen noch 
heute für eine Lumperei; das, was wir dort erwarten und er- 
ftreben konnten, war ein Geſchäft von ungefähr — ich glaube mich 
zu erinnern — 60000 Mark jährlih. Die deutſchen Kaufleute, die 
ba waren, feßten, entweder einer ober alle zufammen, 60000 Mark 
oder vielleiht 120000 Mark um; — wie viel dabei reiner Ge: 
winn war, weiß id nit. Wegen biefer Sache mit Spanien Krieg 
zu führen, wäre mir nie im Traume eingefallen; und hätten wir 
eine Ahnung haben fönnen, daß Spanien, weldes 1877) amtlich 
zugegeben hatte, auf unfere und die Anfrage Englands amtlid 
erklärt hatte, daß es feinen Anſpruch auf die Karolinen made, 
— hätten wir ahnen fünnen, da Spanien mit feinem Anfprud 
plöglih hervortreten würde, fo hätten wir von biefem ziemlich 
werthloſen Befige — es war das Geſchäft zweier Handelshäuſer 
— bie Finger gelafjen. Denn ein Krieg mit Spanien ift zwar 
nicht gefährlich für unfere innere Sicherheit, — wir wohnen zu 
weit von einander entfernt; aber es wäre doch immer eine fehr 
koftfpielige Sache geweſen, und unfer Handel mit Spanien, der 
ſehr erheblich ift, hätte fehr darunter gelitten. Alfo ich bezeichne 


) Abg. Windthorft: „Wir wiffen Ale, melde Vebeutung feiner Zeit 
die Frage der Karolinen hatte, wie wichtig die Sache war, unb wie ſchwierig 
unfere Berhältnifje zu Spanien geworben waren. ... et erfahren wir von 
bem Herrn Reiätanzler, e8 fei nur eine Zumperei. (Heiterkeit. Hört! Hört! 
lints.) Hat man damals übertrieben? Dber hat man geftern übertrieben? 
IC) weiß es nit“ (StB. 3756). 

?) Genauer 1875 und 1876, vgl. Bismarcks Noten vom 31. Auguft und 
1. October 1885, Hahn, Fürft Bismard V 173 ff. 175 ff. 
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die Karolinen noch heute als eine Zumperei*), und gerade weil 
es eine Lumperei ift, habe ich mit Spanien beshalb Frieden haben 
und den Krieg nicht herbeiführen wollen. Weil Spanien die Sache 
aus einem jehr viel höheren Tone nahm, als wir vorausfegen 
konnten, und uns zum Theil durch Verlegungen und Beleidigungen 
das Erhalten des Friedens fehr erſchwerte, — nad) franzöfiichen 
Traditionen hätte man vielleicht einen vollen Kriegsanlaß daraus 
genommen, — haben wir uns an bie Weisheit und Friebensliebe 
Sr. Heiligkeit des Papftes gewendet, und der hat uns vertragen 
und auseinandergefegt. Dadurch find wir die Lumperei ber 
Karolinen allerdings wieder losgeworben; aber wir find dadurch 
der jehr wichtigen Frage der Möglichkeit eines Krieges mit Spanien, 
in dem wir Nichts weiter zu gewinnen hatten ala eben bie Inter 
effen der Firma Gernsheim und irgend einer anderen, aus dem 
Wege gegangen. Das war durchaus eine fehr ernfthafte Sache, 
für die wir dankbar fein fönnen. Ich weiß nicht, warum der 
Herr Vorredner diefe Sache wieder aufgewärmt hat. Er ftand da 
wieder in Sympathie mit einer anderen fonft nicht reichsfreund⸗ 
lichen Partei, der Volkspartei. Ich glaube, der Herr Abg. Payer 
war derjenige, der auch von den Karolinen ſprach, wenn ich nicht 
irre, bei ber erften Discuffion; ich erinnere mich), das gelejen zu 
haben‘). Alfo der Führer diefer bunten gefammten Oppofition, 
dieſes Confortiums, hat doch Fühlung mit allen einzelnen Theilen 
feines Heeres, und jo aud mit der Volkspartei hier wieder bei 
den Karolinen. 

Der Herr Abgeorbnete hat ferner auch mit einem gewiſſen 
Pathos, das mir bewies, daß er darauf Werth legte, gejagt, wir 
ſcheuten das Zufammenleben mit den Arbeitern ?), und hat dadurch 


*) ©. 3832. 

1) Xbg. Bayer tabelte in ber 5. Sigung am 3. December 1886 bie 
Zeitung der außmärtigen Politik, die fi des Vertrauens der Nation nicht mehr 
erfreue. Unter Anderem habe man „die Art, wie man ben Richterſpruch des 
Bapftes hervorgerufen”, in Deutfhland nicht verftanden (StB. 85 b). 

) Ag. Windthorft: „Davon önnen Sie verfiert fein: Wenn Sie 
dem Leben und dem Elende in ber arbeitenden Welt näher ftänden und ſich 
nicht fo ſcheuten, mit der nothleidenden Arbeiterbevölferung zufammenzutreffen, 
dann würden Sie finden, daß für das Wachsthum der Socialbemokratie nichts 
Beſſeres geſchehen fann ala die ftete und fortwährende Vermehrung des Mili- 
tärd" (StB. 3758). 
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einen gewiſſen ſocialiſtiſchen Ton angefchlagen, den wir neuerdings 
in den Zeitungen, bejonders in der „Germania“, gefunden haben. 
In der „Germania“ geht e3 ja bis zum Hetzen zum Claſſenhaß. 
Ich hatte den Eindrud, daß der Herr Abgeordnete, als er das 
jagte, fi im Augenblid vielleiht um einige Wochen irrte und 
ſchon zu feinen Wählern zu ſprechen glaubte, daß er die Arheiter- 
frage nur einfchieben wollte, weil die Arbeiter eine ganze Menge 
Stimmen haben. Er fagte, wir feheuten das Zufammenleben mit 
den Arbeitern. Nun, meine Herren, ich fehe gewöhnlich, in jedem 
Jahre glaube id, mehr Arbeiter und ſpreche mehr Worte mit 
Arbeitern als mit anderen Menſchen, wenn ich den Reichstag viel- 
leicht ausnehme. Wenn id auf dem Lande bin, wo ih lange 
lebe, fo gibt es feine Arbeitermohnung, die mir unbefannt wäre; 
die meiften Arbeiter kenne ich perfönlih und ſpreche mit ihnen 
perfönli, und ich ſcheue die Berührung mit ihnen gar nicht. Es 
gibt feinen Arbeiter, der, wenn ich komme, nicht auf die Schwelle 
tritt, mir vertraulich die Hand gibt, mich bittet, hereinzukommen, 
einen Stuhl abwiſcht und wünſcht, daß ich mich fegen möchte. 
Ich kenne deshalb die Stimmung der Arbeiter ziemlich genau. 
Die Frage, wie viel Geld das Heer koſtet, habe ich von ihnen nie 
berühren gehört; das aber kann id Sie verfihern, ſoweit ich fie 
kenne: für die Sicherheit des Reiches einzuftehen mit dem Gewehr 
in der Hand und zu fommen auf des Königs Auf jedes Mal, wo 
er fie ruft, dazu find fie alle bereit jeden Tag und alle ohne Aus: 


nahme. (Bravo!) 


Sie beurtheilen unfere Arbeiter ganz falſch, wenn Sie glauben, 
daß fie diefe Finafferien!) über den Geminn von parlamentariſchem 
Uebergewicht begreifen, und daß es ihnen lieber ift, von der parla- 
mentarifchen Oppofitionsführung, von den Herren Windthorft und 
Richter, beherrſcht zu werben als von der Regierung des Könige. 
Das find alles Irrthümer, und das haftet bei den Leuten auch 
nicht, das kommt ihnen nicht durch die äußere Haut. Sie müffen 
die Arbeiter nicht nad) den paar Führern beurtheilen, die von der 
Beredtfamfeit ihre Stellung herleiten, und die ſich Arbeiter noch 


') Feinheiten, Spigfindigfeiten. 
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nennen, aber längft*) nicht mehr find; das find nur Arbeiter in 
Stiftung von Unfrieven, aber ihr Handwerk haben fie längft auf: 
gegeben, — eigentliche Arbeiter find fie nicht mehr. 

Nun bat mir der Herr Vorrebner vorgeworfen, daß ic) geitern 
die Todten noch beunruhigt hätte — auf eine für die fiegende 
Seite wenig chevaleresfe Weife, indem ich den Schatten des Königs 
Georg citirt Hätte). Er bat gethan, als wenn ih das muthwillig 
herbeigebracht hätte, und hat gejagt, er würbe das nicht zur Sprache 
bringen, wenn er nicht angegriffen wäre. Ja, ich habe ihn gar 
nicht angegriffen. Ich habe nur die Folgen geſchildert, die eine 
volle Niederwerfung des Deutfchen Reiches durch die Franzoſen 
haben würbe, und habe unter den Folgen die Wieberherftellung 
des Königreihd Hannover genannt?). Das ift doch das Wahr: 
ſcheinlichſte und Nächftliegende, was die Franzofen thun würden, 
um das Deutſche Reich in feinem Zufammenhange und Preußen 
als Hauptglied des Reiches zu ſchwächen. Auch Holftein würben 
wir abtreten müfjen und einiges Andere. Darauf hat der Herr 
Abgeordnete in feiner Rebe gefagt, ich follte ihm irgend einen 
Hannoveraner nennen, ber jemals beabfihtigen könnte, mit den 
Franzojen zufammen gegen Deutſchland zu marjhiren. Da habe 
ich ihm zugerufen: König Georg V.! Der Herr Abgeordnete hat 


*) S. 883 b. 

ij Abg Windthorft: „Der Herr Reichskanzler hielt ſich 
noch anzuführen, daß Se. Maieſtät der verſtorbene König Georg feiner 
Zeit eine Legion gehabt und mit den Franzofen Habe fechten wollen. Mir find 
die bienftfertigen Hänbe nicht zur Hand, melde vertraute Briefe in das palais 
des Reichskanzlers zu tragen feinen. Ich kann deshalb voll über diefe Tinge 
nicht reben, fo lange der Herr mir bie Actenftüde nicht vorlegt. (Reichskanzler 
Fürft Bismard: Sie find gebrudt!) ... Wenn das aber Alles wahr wäre, 
... jo made ich darauf aufmerffam, daß Se. Majeftät ber verftorbene König 
Georg V. wieberholt in Nifolsburg und bier in Berlin um Verhandlungen 
aum Frieden gebeten hat, und daß biefe Berhandlungen ihm ſchnöde abgefhlagen 
worden find. (Orbnungsruf bed Präſidenten) Meine Herren, es war deshalb 
nit unnatürlid, wenn Se. Majeftät glaubten, noch im Ariege gemaltfam 
gehalten zu werben, unb wenn er ba mit ben Franzoſen Bündniffe gefucht 
haben follte, fo Bat er nur dem Beifpiele Anderer Folge geleiftet .. . Uebrigens 
tann id) doch nicht umhin, zu fagen, wie auffallend e8 mir ift, baß man aud) 
der Tobten noch in folder Weife gedenkt, daß man fie in die Debatte zieht" 
(StB. 375b). 

268. 0.6. 228. 


gemäßigt, 
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mic) provocirt, er hat das Bebürfniß, jedes Mal feinerfeits tapfer 
für fein Welfenthum einzutreten. Er hat gejagt: Nennen Sie 
mid) immerhin einen Welfen, ich bin ftolz darauf ). Ich acceptire 
die Erlaubniß und werde ihn in Zukunft immer einen Welfen 
nennen und für einen Welfen halten. 

Er hat angebeutet, als ob durch meine Aeußerung die Ver— 
dienfte des X. Armeecorps irgendwie gefhmälert würben, die dieſe 
ausgezeichnete tapfere Truppe ſich im Kriege erworben hat?). Ya, 
meine Herren, das ift doch auch wohl nur gefagt, um eine Unzu: 
friedenheit Anderer und vielleicht des X. Armeecorps zu erregen, 
mas nicht gelingen wird. Die Thaten des X. Armeecorps find 
ja ganz andere, fie bewegen fih in einer ganz anderen reichstreuen 
Richtung, ale die Haltung der Welfenpartei ſowohl hier im Haufe 
als im Lande. Das X. Armeecorps, die Hannoveraner im Ganzen, 
find eine Stüße des Reiches; das fann ich doch von der Welfen- 
partei bier im Haufe nicht fagen, und ich habe Vorwürfe über 
diefe, wie fie der Herr Abgeordnete vorgebracht, gar nicht gemacht. 
Ich habe nur Thatfahen angeführt, und die Thatfachen find ganz 
unwiberlegbar. Die Vertheidigung war vielmehr auf meiner Seite. 
Herr Windthorft hat die Neigung der Hannoveraner, id meine 
das hannoveraniſche Haus, fih durch Franfreih wieder in ben 
Beſitz ſetzen zu laffen, damit entſchuldigt, daß wir die Verhand: 
lungen mit dem König Georg in Nifolsburg und hier in Berlin 
„ſchnöde“ abgewiejen hätten®). Nun, das Wort „ſchnöde“ hat der 
Herr Präfident ſchon monirt. Wir haben fie abgewieſen; bas ift 
richtig; aber noch viel — ih will nicht jagen ſchnöder, aber fchärfer 
find unfere Beſtrebungen abgemiefen worden, im Frühjahr 1866 
mit Hannover zu verhandeln. Wir haben der hannoveranifchen 
Regierung, dem König Georg, damals angeboten: Wir fehen den 
Krieg voraus mit Defterreih, verſprecht uns neutral zu bleiben, 


») Abg. Windthorft: „Was bie Bezeichnung „mwelfifdh“ betrifft, fo fage 
id: Das ift für mid ein Ehrenname” (StB. 3768). 

2) bg. WindtHorft: „Ich Tann mid, (zur Rechtfertigung gegen bie 
Angriffe des Reichskanzlers auf bie Welfen) beziehen auf bie Thaten des 
X. Armeecorps, welches mefentlih aus Hannoveranern befteht und welches 
gegen fein anderes Armeecorps im Kriege zurüdgeftanben hat“ (StB. 375b). 

2) ©. o. ©. 245 Anm. 1. 


Verhandlungen mit Hannover vor dem Krieg von 1866. 247 


dann habt Ihr das Wort des Königs von Preußen, daß Euch 
Nichts gefchieht; wir verlangen nicht Euren Beiftand, wir verlangen 
nicht, das Verhältniß im fiebenjährigen Kriege zu wiederholen — 
wo die hannoveranifcen Truppen an unferer Seite gefochten 
haben —, wir verlangen nur Euer Wort, daß Ihr ſtill figen 
mwolt, dann werben wir Euer Territorium rejpectiren und Euch 
als neutrale Macht betrachten, und der Krieg mag ausfallen, wie 
er will, Ihr werbet ſicher fein, in Eurem Beſitz zu bleiben. Es 
wurde darauf eingegangen, und das Verhältniß war eine Zeit 
lang ſogar jo freundlich, daß eine Verlobung einer hannöverſchen 
Prinzeſſin mit einem preußiſchen Prinzen im erften Frühjahr 1866 
in Verhandlungen mit dem Grafen Platen, der damals mich zu 
diefem Zwede befuchte, geplant wurde und ſo weit zu Stande 
kam, daß die*) jungen Herrihaften fi bloß nod einmal fehen 
follten, um zu entſcheiden, ob fie ſich convenirten. So vertraut 
und freundfhaftlih war unfer Verhältniß. Da kamen plötzlich 
verſchiedene einflußreihe Perfönlicfeiten — ob mit oder ohne 
Auftrag von Wien, das weiß id nicht —, die den König Georg 
umgeftimmt haben. Er fing an zu rüften und Truppen auszus 
heben, 

(Abg. Dr. Windthorft: Im Generalftabswerf ſteht's anders!) 
in ber Abfiht, jeine Armee zu verftärfen, eine Abſicht, die mit 
der Neutralität nit verträglih war. Wir erfundigten ung nad 
den Gründen — es war im Frühjahr —, und es wurde uns 
geantwortet, wegen der möglicher Weife bevorftehenden Theuerung 
der Preife wollte man ftatt des Herbftmanövers ein Frühjahrs- 
manöver machen. — Sie fennen die befannte Phrafe: Zum Früh: 
jahr wird der alte Fritz ein Herbftmandver maden, — und fo 
wurde und aud damals geantwortet. Die Antwort kann ich wohl, 
ohne zu weit zu gehen, eine ſchnöde nennen. Inzwiſchen war ein 
hoher Herr und Verwandter des hannoverfhen Hauſes) nad 
Hannover gekommen und hatte dort Anerbietungen gemacht, auf 
die ich nicht zurüdgreifen will, hatte von 800000 Defterreichern 
geſprochen und hatte den König überzeugt, daß der öſterreichiſche 


*) ©. 3848. 
2) Prinz Carl Solms. 
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Sieg ganz fiher fein würde. Er hatte gejagt: Wer weiß, wie es 
ausfällt, wenn die Defterreicher fiegen, — während wir fagten: 
Wenn Jhr mit Preußen geht oder au nur neutral bleibt — denn 
mehr als das verlangen wir nit —, jo ſeid Ihr ja ganz fiher 
nad dem Ausgange — einen Bundesgenoſſen und ebenfo fehr 
einen Neutralen, der das Wort des Königs hat, kann Preußen ja 
gar nicht anfaflen und wird es aud) nicht; mit dem muß es naher 
unterhandeln —; unterliegen wir, dann könnt Ihr immer jagen: 
So wie wir nad) der geographifhen Lage von Hannover zwiſchen 
Magdeburg und Minden liegen, war es uns ganz unmöglich, wir 
haben die Neutralität acceptiven müffen. Das konnte dem König 
von Hannover Niemand zum Vorwurf machen. Nichtsdeftoweniger 
hat man Neigung gehabt, über uns herzufallen, und vielleicht in 
der Abfiht — die Zeugen, die ich dafür habe, Tann ich nicht nennen, 
deshalb will ich es nicht fiher behaupten —, eine territoriale Ver— 
größerung im Falle des Unterliegens Preußens zu gewinnen, in 
der Abficht hat man fich ſchließlich auf öfterreichiiche Seite geftellt. 

Nun, das nenne ih in der That eine doch wenigftens un= 
freundliche Zurüdweifung und insbefondere, nachdem die Verhand- 
lungen einmal jo weit gediehen waren, daß wir glaubten, der 
Neutralität ficher zu fein, und nahe daran waren, unfere fort= 
dauernde Freundſchaft durch eine Familienverbindung zu befeftigen. 
Gerade wenn man in ber geographiihen Lage bes Königreichs 
Hannover war, jo mußte man Preußen nicht in diefe Verſuchung 
führen. Es war ganz ähnlih mit Sr. Hoheit dem Herzog von 
Naffau ?), der eine Politik führte, die überall möglich gemwejen wäre, 
nur nicht unter den Kanonen von Ehrenbreitftein. Auch die Politik, 
wie fie Hannover führte, eine activ gegen Preußen eingreifende 
Politik, war überall möglich, nur nicht zwiſchen Minden und Magbe- 
burg, in unferem Rüden, während wir mit Defterreih zu thun 
hatten. Es ift da wenigftens nicht Hug operirt worden. Ich habe 
zu all diefen nachträglichen hiſtoriſchen Reminiscenzen gar feinen 
Anlaß, als den ftarfen Ausdruck ſittlicher Entrüftung, den ich 
bier vorhin auf der Tribüne gehört habe, und der mi) wenig 
berührt hat. 


) Adolph. 
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Nun, meine Herren, kann ich Ihnen nad diefem Ercurs, in 
dem ja viele Wiederholungen find von dem, was ich geftern gejagt 
habe, nur nochmals die dringende Bitte ausfprehen: Entſchließen 
Sie fih, ſchon in der zweiten Leſung bie volle Vorlage mit dem 
Septennat anzunehmen. 

Ich wieberhole Ihnen, daß wir das, was der Abg. Windthorſt 
„jeden Mann und jeden Thaler” nennt, auch dannı*) auf drei Jahre 
nicht annehmen würden, wenn das eine wirkliche Wahrheit wäre, 
daß wir jeden Mann und jeden Thaler erhalten, und zwar aus 
dem Grunde, weil wir nicht das Beifpiel geben wollen, Com— 
promiffe, die einmal gejhloffen**) find, wieder zu löfen und zu 
verlaffen; wir wollen Sie auf diefem Wege nicht ermuthigen, und 
wir wollen die Anläffe zu Conflicten und Verſtimmungen nicht 
häufen. 

Die Auflöfung eines Reichstags ift ja ein vollftändig ver: 
faffungsmäßiges Mittel. (Buruf: Gewißh) 


Wenn der Herr Abg. Windthorft jagt, daß ich dabei Leute zu er= 
reihen hoffte, die zu allem Ja jagen, was ih wünſche, jo macht 
er den Wählern ein falfhes Bild von meinen Wünſchen. Ih 
glaube, ich habe mich nie in der Welt als einen unbilligen und 
bis zur thörichten Ueberhebung unbilligen Menſchen gezeigt, und 
bei Jedem, der mich fennt, wird der Abg. Windthorft mit dieſer 
Charatteriftit von meiner Perfon feinen Glauben finden. Ich habe 
mit der confervativen Partei ja manden Strauß gehabt, und die 
Galle ift mir in meinem Leben fehr viel öfter übergegangen über 
meine Freunde als über meine Gegner; aber nichts deſto weniger 
babe ich mich nie dazu veranlaßt gefehen, irgend Jemandem wegen 
Meinungsverjjiebenheiten Vorwürfe zu machen. Ich glaube im 
Gegentheil, die Herren Führer der Oppofition find durch den blinden 
Gehorfam, den fie als Herrſcher über gebogene Kniee in ihren 
Fractionen zu finden gewohnt find, ihrerjeits fo verwöhnt, 
(Oo! links und im Centrum.) 
daß fie auch den Widerſpruch der Regierung nit mehr vertragen. 


*) ©. 384b. 
*) St8.: befcloffen. 
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Ich bin vielleiht der einzige Menſch, der im Laufe des ganzen 
Jahres es wagt, dem Abg. Windthorft zu widerſprechen. 

(Große Heiterkeit.) 
Hit hier im Reichstage irgend Einer, der die Courage bazu Hat 
— außer den Sorcialdemofraten? Diefe haben den Muth —, aber 
von den Uebrigen find Ale in der Furcht vor dem Herrn Parteichef, 
und ber ift feinerfeits feinen Widerſpruch gemohnt und geräth in 
Zorn und fittlihe Entrüftung, nur weil id) anderer Meinung bin 
als er über die Auflöfung. Darum feine Feindihaft!?) Kommen 
Sie Alle wieder, dann werden wir uns ganz diefelben Reden über 
drei Monate hier halten, die wir heute gehalten haben; aber die 
Meberzeugung ber verbündeten Regierungen und ihre fefte Ent- 
ſchloſſenheit, in Bezug auf die Wehrhaftigkeit des Volkes, die fie 
für nothwendig halten, nit um ein Haar breit nachzulaſſen, wird 
in drei Monaten diefelbe fein wie heute. 

(Lebhaftes Bravo! rechts.) 


Nah einer Reihe perfönliher Bemerkungen wurde die Debatte 
auf bie 


20. Sitzung des Deutſchen Reichstags 


Donnerftag 18. Januar 1887 


vertagt. Der erfte Rebner des dritten Verhandlungstages war der der 
deutſch⸗hannoverſchen (welfiſchen) Partei angehörige Abg. v.d. Deden. 
Er gab die Erklärung ab, daß feine Partei in ihrer großen Majorität 
fih der Negierungsvorlage gegenüber keineswegs ablehnend verhalte, 
und wenn fie aud das Septennat verwerfe, doch nicht principiell einer 
Feſtſetzung der Präfenzftärfe auf längere Zeit oder aud auf immer 
zumiber fei. Nur halte fie den gewählten Moment für einen ſehr 
unglüdligen, weil die Sache mit der augenblidlihen politifhen Lage 
verquidt fei. Diefe müſſe er allerdings für eine drohende anfehen, 
und barum fönne er ben verbünbeten Regierungen bie geforberten Ver: 
ftärfungen nicht verfagen, wenn auch daraus die weitere Gefahr er- 
wachſe, daß Deutſchland immer meiter auf den Weg des Militarismus 
gebrängt werde. Nebner mies darauf die Behauptung des Reichs- 
Tanzler8 zurüd, daß bie welfiſche Partei die Herftellung Hannovers 
durch ein fiegreihes Frankreich erhoffe, und gab der Hoffnung Aus: 
drud, daß die Löfung der Frage auf gejegmäßigem Wege erfolgen 


’) Del. Bd. IN 330. 359. 
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werde, daB heißt durch Aufgabe des Grundfages der Annerionen, deſſen 
Annahme dem auf Eroberungen aufgebauten Reiche das Vertrauen 
Europas entzogen habe. Auch die organifche Wiebervereinigung Deutich: 
lands mit Dejterreich bezeichnete er als Ziel der welfiſchen Beftrebungen, 
ohne übrigens die volle MWieberherftellung des bis 1866 beftehenden 
Verhältniſſes zu fordern. In langer Rede erging fi hierauf ber 
Abg. Richter. Che er der Sache ſelbſt näher trat, hielt er es für 
nöthig, die Behauptung des Reichskanzlers, daß die unabhängige Preſſe 
im Herbft 1886 um Bulgariens willen zum Krieg gegen Rukland auf: 
geforbert habe, als eine Entftellung der Wahrheit zu bezeichnen, bie 
durch einen aus dem Zufammenhang geriſſenen conbitionellen Sat eines 
Berliner Blattes nicht ala actenmäßig belegt zu betrachten fei. Die 
unabhängige Preffe habe nur die Pflicht gehabt, im Gegenſatz zu ber 
officiöfen Prefle, die den „Schurkenſtreich von Sofia” applaubirt habe, 
der Empörung ber öffentlihen Meinung Ausdrud zu geben. Wenn 
der Reichsfanzler behaupte, daß es uns gleichgültig fein fönne, wer 
in Bulgarien regiere und wie dort regiert werde, fo laſſe ſich an ſich 
Dagegen Nichts einwenden. Aber im Widerfpruc mit diefem Grundſatz 
der Nichteinmifhung in die inneren bulgarifchen Berhältniffe fei er ber 
Bulgarifchen Juſtiz im September durch eine Note in ben Arm ge: 
fallen, um die Beftrafung der Hochverräther zu verhindern. Im 
Uebrigen enthielt die Rede im MWefentlihen eine Wiederholung ber 
ſchon früher vorgebragten Argumente gegen die fiebenjährige Bemili- 
gung und Klagen über die Nichtachtung des Deutſchen Reichstags, den 
der Reichslanzler nur al3 ein Ornament am Reichsbau betrachte, als 
„Gelobewilligungsmafchine ohne Reibung“, die fo arbeite, wie bie 
abfolutiftifhe Regierung es zu ihrer Dedung verlange. Einen ſolch 
willfährigen Reichstag zu erzielen, mit dem alle zurüdgelegten Steuer: 
entwürfe und Monopolpläne durchgebracht werben Fönnten, das fei der 
alleinige Zweck der Auflöfung, niht die Militärfrage. Falle dann die 
Mehrheit jo aus, wie die Regierung es wünſche, dann werde formell 
diejenige Verfaſſungsreviſion erfolgen, die es für ale Zukunft ſicher 
ftelle, daß der Reichstag feine felbftändige Bedeutung mehr habe, 
fondern nur ein Gonfortium fei, beftimmt, der Regierung bie Verant: 
wortlichkeit für die Vermehrung der Steuern abzunehmen. Und indem 
er in ber Haft, mit ber die Auflöfung herbeigeführt werde, einen Be: 
weis bafür fah, daß auch der Neichäfanzler den Boden feines politifchen 
Syſtems nit mehr für fiher halte, fhloß er mit dem Ausbrud der 
Zuverficht, daß eine nicht zu ferne Zukunft die freifinnige Partei zum 
Siege führen werde. Nach dem Abg. Buhl, der davor warnte, die 
Militärfrage zu einer Wahlfrage zu machen, antwortete Fürft Bis: 
mard, ber inzwifchen herbeigerufen worden war, auf den politiſchen 
Theil der Ausführungen des Abg. Richter, wie folgt*): 


*) StB. 4040. 
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Der Herr Abg. Richter hat, wie ich vernehme, in feiner 
heutigen Yeußerung, die ich zu meinem Bebauern nicht gehört Habe, 
gejagt, es wäre nicht wahr, daß in der bulgarifchen Frage im 
legten Herbft die Preſſe der verfchiedenen Oppofitionsparteien die 
Regierung beſchimpft hätte wegen ihrer friedlichen Politif; es fei 
Entjtelung, daß die Preſſe zum Kriege mit Rußland aufgefordert 
hätte. Er hat ferner gejagt — nad meiner Verfion —: Der 
Reichskanzler ift der bulgariſchen Juſtiz durch eine diplomatifche 
Note in die Arme gefallen, um zu verhindern, daß die Hoch— 
verräther u. |. w. Y. 

Nun, diefe Yeußerungen nöthigen mi, Ihre Zeit, die, wie 
ich glaube, ja jehr Foftbar und gemeffen ift, 

Heiterkeit.) 


doch mit retrofpectiven Mittheilungen in Anſpruch zu nehmen, die 
ich urſprünglich nicht beabfichtigt habe. Ich erlaube mir hiermit, 
der Deffentlickeit diejenigen amtlichen Depefchen zu übergeben, die 
wir in Bezug auf das „In-den-Arm-Fallen der Juſtiz“ damals 
mit Sofia gewechſelt haben. Das eine ift eine Inftruction aus 
Berlin vom 1. September an Heren v. Saldern in Sofia: 


) Abg. Richter: „Meine Herren, ber Herr Reichskanzler hat von ber 
bulgariſchen Frage geſprochen und ift auf eine Phaſe der Politik im September 
gelommen. Von keiner Seite ift bisher darauf erwibert worden; id; Tann es 
um fo weniger vermeiden, ald ber Herr Reichskanzler von Beſchimpfungen ger 
ſprochen Hat, in benen fid) die unabhängige Preffe überboten hätte gegen bie 
Regierung. Meine Herren, mir ift von folden Beihimpfungen nicht das Mindefte 
befannt. ... Unb eine Entftellung beffen, was die unabhängige Preffe bamalz 
vertreten, ift auch, daß fie zum Ariege mit Rukland aufgefordert, baf fie ver- 
langt Habe, Hänbel in ber Türkei zu fuchen mit Bulgarien" (&t®. 391 b). 
„Der Herr Reichätanzler fagte: Was geht es uns an, wer (in Bulgarien regiert) 
und wie in Bulgarien regiert wird! ... Ja, meine Herren, hätte der Herr 
rReichskanzler diefen Grundjag nur voll und ganz bethätigt im September vorigen 
Jahrs, wir hätten dann aud) einen Grund gehabt, in der unabhängigen Prefie 
ihm gegenüber Stellung zu nehmen. Aber, meine Herren, was hat der Herr 
rReichslanzler im September gethan? Cr ift der bulgariſchen Juſtiz durd eine 
diplomatifche Note in die Arme gefallen, um zu verhindern, daß bie Hochver- 
räther von Sofia fo beftraft würden, wie es nad) der bulgariſchen Juſtiz an— 
gebracht war, Meine Herren, dagegen haben wir Stellung genommen, nicht 
um einen Krieg mit Rußland hervorzurufen, fondern um und dagegen zu wehren, 
daß pofitiv eine derartige Einmiſchung ftattfinbe in bie inneren bulgariiden 
Angelegenheiten" (StB. 392). 
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Suden Sie nad Möglichkeit zu hindern, daß Hinrich: 
tungen*) ftattfinden. Die friedlihe Erledigung der Krifis 
würde durch ſolche wejentlich erſchwert werden. 

Das ift Alles, und das ift ungefähr in der Hauptfache auch Alles 
geblieben. — 

Die Antwort darauf, unterzeihnet: Freiherr v. Thielmann, 
lautet: 

Sofia, den 20. September 1886. 

Ich habe die erforderlichen Schritte, um Hinrichtungen 
zu verhindern, gethan und günftige Aufnahme gefunden. 
Jeden Falls bis zur Ankunft des Generals v. Kaulbars wird 
nichts Entſcheidendes geſchehen. 

Dieſe Antwort kreuzte ſich mit einer diesſeitigen Mittheilung 
vom 19. September: = 

Der ruffiiche Gefchäftsträger hat hier unter Mittheilung, 
daß die bulgarifche Regentichaft die in die Verſchwörung vom 
21. v. M. verwidelten Dfficiere vor ein Kriegägericht ftellen 
und deren Aburtheilung und Erecution womöglich noch vor 
Ankunft des Generals Kaulbars herbeiführen will, um Gegen: 
vorftellungen in Sofia gebeten. 

Em. Hohmohlgeboren wollen Sih, nad Einvernehmen 
mit Ihrem öfterreihifchen Collegen, mündlich im Sinne meiner 
früheren Weifungen abmahnend ausſprechen. 

Dann ein weiteres Actenftüd, ein Bericht des Herrn v. Thiel: 
mann an mid vom 25. September, aus dem bie Natur feiner 
Inſtruction erfichtlich ift. — Nein, erſt folgt ein — ih habe in 
der Geichwindigfeit die Sachen nicht fo ordnen können — eine 
Aeußerung von bier; die Antwort fommt nachher. — Alfo: 


Berlin, den 25. September. 


Aus Ihrem Telegramm vom 22. d. M. hat der Herr 
Reichskanzler mit Befriedigung erjehen, daß die Gefahr der 
Ausführung von Hinrihtungen 

— Ausführung unterftrihen — 


*) ©. 404b. 
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bejeitigt ift. Der Zmwed der Ew. Hochwohlgeboren ertheilten 

Inftructionen ift damit vollfommen erreicht, da diefelben von 

Anfang an nur die Verhütung von Erecutionen im Auge 

hatten. 

— 36 begreife niit, wie die Gegner der Tobesftrafe uns daraus 
ein fo ſchweres Verbrechen machen können; ich glaube, die meiften 
der Herren waren damals gegen die Todesftrafe. — 
(Heiterkeit.) 
Nah Ihren bisher hier vorliegenden Meldungen darf ih an- 
nehmen, daß Sie fi} bei Ihren Neußerungen innerhalb dieſes 
Rahmens gehalten haben. Um den falſchen Mittheilungen 
ausländifher und fortfhrittlicher Blätter, daß Sie anders 
und ſchärfer aufgetreten wären, entgegen treten zu können, 
bitte ich Em. Hochwohlgeboren, mir ausbrüdlich ſchriftlich zu 
beftätigen, daß Sie fi in ihren Ausſprachen genau in den 
Grenzen der Ihnen ertheilten Weifungen gehalten und fi 
demgemäß barauf bejchränft haben, von Hinrihtungen 
abzurathen. 

Wir find auf diefe Weife genöthigt, uns ſchon gemwiffer Maßen 
mit gerichtlichen Atteften gegenfeitig vom Minifterium und biplo- 
matifchen Agenten zu verfehen und zu vergemiffern gegen bie un- 
glaublihe und alles Maß überfteigende Verlogenheit diefer Sorte 
von Preſſe. (Sehr rihtig! rechts.) 

Darauf erfolgte die Antwort am 3. October: 

Auf den hohen Erlaß vom 25. v. M. beehre ih mich zu 
erwibern, daß ich mic) genau im Rahmen meiner Inftructionen 
gehalten habe. Irgend welche weitere Anforderungen habe 
ich der bulgarifchen Regierung nicht geftellt, jondern mid 
in*) anderen Fragen in Webereinftimmung mit meinem öfter- 
reichiſchen Collegen gänzlich zurüdgehalten. 

— Beide Regierungen, unfere ſowohl wie die öfterreihiiche, find 
in diefer Frage ausnahmslos Hand in Hand gegangen. — 

Die Hinausziehung des Verfahrens ift uns lediglich als 

Mittel zum Zwed nützlich erfchienen; denn wenn jegt Ver— 


*) ©. 4058. 
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urtheilungen zum Tode ftattgefunden hätten, fo wäre bei ber 

Aufregung des DOfficiercorps für das Weitere nicht zu bürgen 

gemwefen. Zu Drohungen und zu jharfer Sprache hätte ich, 

auch wenn ich Auftrag dazu gehabt, nicht einmal Gelegenheit 
gehabt ; denn Herr Karaweloff ging ohne Weiteres auf meine 

Anregung ein. Dem Minifter des Auswärtigen gegenüber habe 

ich lediglich mein Geſpräch mit Herrn Karaweloff wiederholt. 

Herr Stambuloff fagte mir drei Tage fpäter ſpontan, daß 

er von jeher für Amneftirungen geweſen fei. 

(Hört! Hört! rechts.) 
Mit anderen Bulgaren habe ich über die Sache überhaupt 
nicht geſprochen. 
(Gez.) v. Thielmann. 

Es ift aljo eine gänzlih aus der Luft gegriffene Erfindung, bie 
als Unterlage für viele Entftelungen und Verleumdungen ber 
deutſchen Regierung benugt worden ift, die der Abg. Richter zu 
meinem Bebauern aus ber Prefle, in der er fie wahrſcheinlich ge— 
lejen, reprobucirt hat; ihm jelbft ſchreibe ich natürlich diefe Er: 
findung nicht zu. 

Was dann die Behauptung betrifft, daß die Prefie nicht zum 
Kriege gegen Rußland gehegt hätte, — ja, da liegt mir die mir 
noch wiberftrebendere Aufgabe vor, einige von ben Artikeln, die ich 
Ihnen vorgeftern eripart habe, nun doch ala Weberführungsftüde, 
ala Beweisftüde, hier in die Deffentlicfeit zu bringen, und ich 
behalte mir vor, die ganze Serie zu veröffentlichen, die ich zu Haufe 
babe — dies ift vielleicht der zehnte Theil davon; ich habe nicht 
einmal ausgefucht, ich habe die Zeit dazu nicht gehabt, als ich hörte, 
daß der Abg. Richter mid) en demeure geſetzt) habe, auf dieje 
Sache noch ein Mal zurüdzufommen. Ich habe das mitgenommen, 
was obenauf lag; ich bin überzeugt, es findet fih nod viel 
Prägnanteres. 

Alfo das Eine las ich ſchon vorgeftern vor aus dem „Berliner 
Tageblatt”, daß fie einen gefunden Krieg einem fo krankhaften 
Frieden vorziehen. Das Folgende habe ich noch nicht vorgelefen. 





2) Bsl. 8b. VIII 114. 
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Alſo wieder aus ber „Freifinnigen Zeitung“ vom 28. Auguft: 

Weit man vor Rußland zurüd, — fo wird ber 
Herifalen „Deutfchen Reichszeitung“ aus Berlin geſchrieben, — 

(Hört! Hört! Finke.) 
— ber Elerifalen! ja, das ift das Gejchwifterfind mit der „Ger- 
mania”; oder nicht? Iſt die „Germania“ nicht einmal klerikal? 
Dann hat fie gar feinen Werth! — 
(Heiterkeit rechts.) 
weil man im jegigen Moment feinen Krieg will oder feinen 
führen kann, fo mögen die Officiöfen es jagen. Zum 
Mindeften aber mögen fie ſchweigen und nicht unfer Volk in 
der Art verwirren und an Allem irre machen, was ihm 
lieb ift. 
Alfo nicht zurüd, — das wäre der Krieg, wenn man nicht zurüd- 
weicht. „Weil man im jegigen Moment keinen Krieg will” — da 
ift Doch unzweideutig der Wunfch ausgeſprochen, daß der Krieg jetzt 
geführt werden möchte. 
Dann „Freifinnige Zeitung” vom 25. Auguft: 

Wenn die Unterwerfung unter den Willen des Czaren 
den Weltfrieden bedeutet, jo mag das richtig fein. Aber*) 
es gibt eine Grenze, wo biefe Unterwerfung aufhören muß, 
und diefer Grenze nähern wir uns um fo mehr, je mehr die 
ruſſiſche Herrſchſucht und der Panflavismus durch Erfolge 
auf der Balfanhalbinjel zu neuen Abenteuern für immer 
weiter geftedte Ziele ermuntert werben. 


Alfo wir follen Halt gebieten, — das heißt doch: wir follen Krieg 


führen mit Rußland. Widerſpruch Tinte.) 

Glauben Sie denn, daß man mit folhen vollmündigen Phrafen 

wie: „eben Groſchen und jeden Mann“ Rußland auf feiner Bahn 

aufhalten, diefes Reich von 100 Millionen mit einer fehr ftarken 

Armee einfhüchtern könne? Die Leute erfahren das ja gar nicht, 

fie leſen Ihre Reden gar nicht, das fällt ihnen gar nicht ein. 
Heiterkeit.) 


*) ©. 405b. 
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Die „Volkszeitung“ vom 7. September jagt: 

Die türkifche Weltherrſchaft wurde eben nur dadurch ger 
hindert, daß es gegen die Türfei ein Europa gab, daß vor 
Allem deutſche Schwerter die Türken aus ber gefitteten Welt 
herausſchlugen, bis fie, in ihrem europäifchen Befigftand mehr 
und mehr beſchränkt, ber unaufhaltfamen Verfümmerung ver: 
fielen. Gegen Rußland befteht, wie bie beiden legten Wochen 
mit draftifcher Unmwiberleglichfeit bewiefen haben, augenblicklich 
fein Europa; darf es feinen Raubzug nad Konftantinopel 
ungehindert volführen, dann gibt e8 für Europa nur noch 
eine Alternative: die unumfchränfte Herrfchaft der Knute und 
bes Rubels, oder ein Zeitalter von Kriegen, von denen die 
Türkenkriege früherer Jahrhunderte nur einen verhältniß- 
mäßig ſchwachen Vorſchmack gegeben haben. 

Nun, es ift diefelbe Tonart und Uebertreibung, als wenn man uns 
hier fagt: Wenn wir auflöfen, fo wäre das, weil wir Leute, bie 
eine andere Meinung hätten wie Graf Moltke und ih, hier gar 
nicht brauchen könnten; wir könnten nur Leute gebrauchen, die Ja 
jagen. Das ift diefelbe Declamation, bie in der „Volkszeitung“ 
die praftiihe Spige hat: Ebenfo wie das deutſche Schwert die 
Türken aus Europa geſchlagen hat, fol es jetzt die Ruſſen aus 
Europa hinausfhlagen. Etwas Anderes bedeutet das nicht. 
Dann die „Volkszeitung“ vom 30. Auguft jagt: 

Wir haben es faum anders erwartet, glauben aber, daß 
die Gewalt der Thatfachen ftärfer fein wird als das Miß— 
wollen und die Unentichloffenheit der Zunftdiplomaten, 

— ift das eine Annehmlichkeit, eine Schmeichelei, die uns gejagt 

wird? Ich gehöre auch dazu. — 

Heiterkeit.) 
und daß die männliche Energie, die ſich in dem Battenberger 
verförpert, und die flammende Entrüftung, melde fi Ans 
geſichts eines unerhörten Ränkejpiels des gefammten deutichen 
Volkes bemächtigt hat, den moralifchen und thatſächlichen 
Sieg über alle „Wenns und Abers“ der hohen Politif davon- 
tragen werben. 
Bismards politifäe Reden. XI. 17 


13. 1. 1887. 


13. 1. 1887. 


258 III. Deutfcer Reichdtag. 25. Rovember 1886 bis 14. Januar 1887. 


Das ift es, was mich erinnert an Hekuba, an die weinerlichen 
Declamationen, die Jemand in einer Sade aufwenden fann, die 
ihm im Herzen gleichgültig iſt). Wer foll denn glauben, daß 
diefe Artifelfehreiber irgend eine Begeifterung für Bulgarien hätten? 
Ich will gar nicht einmal behaupten, daß fie financiell angeregt 
worden fei, diefe Begeifterung. 
Heiterkeit.) 
Das Ueble will ich ihnen gar nicht anthun; es wäre aber zu be— 
dauern, wenn für wenige Mark auf diefe Weife das deutſche Wolk*) 
beeinflußt werden könnte. Ich meine, es ift Alles die volle Ueber— 
zeugung ber Herren, die auf diefe Zeitungen Einfluß haben; fonft 
würde ich mich gar nicht damit befchäftigen. Wenn irgend einer 
der — um mit dem Herrn Abg. Dr. Virchow zu reden?) — be: 
ſtochenen, bezahlten Schufte, die dafür thätig find, dies allein auf 
fein Conto geſchrieben hätte, dann märe es gar nicht der Rede 
werth. Aber ich muß doch annehmen, da dies nie besavouirt if, 
und da fo viele angefehene liberale und Elerifale Zeitungen alle 
daſſelbe gefagt haben, daß das bie volle ernfte Meinung von den= 
jenigen Leuten ift, die in ber Oppofition bie ſtaatsmänniſche 
Führung haben, die augenblidlih die Majorität bilden, und bie 
vieleicht ja auch in drei Jahren die Majorität bilden werben, jo 
daß wir uns in drei Jahren vielleicht einer Majorität gegenüber 
finden, die auf diefe Melodie hin fagt: Jetzt führt Krieg gegen 
Rußland, oder wir ftreihen Euch fo und fo viel aus der Armee! 
(Widerſpruch links und im Centrum.) 

— Iſt das nicht fehr wahrſcheinlich? Glauben Sie, daß dieſe 
Herren in drei Jahren ihre Ueberzeugung ändern? Die Majorität 
ift vertreten in dieſen Artifeln; es find die Blätter aller der Frac— 
tionen, bie heute die Majorität bilden. Und ich war darauf ge= 
faßt, ala wir im September den furzen Reichstag hatten, daß diefe 
Mojorität eine laminenartige Interpellation gegen die Regierung 
Ioslaffen würde zu Gunften des Prinzen von Battenberg und für 
Bulgarien. Ih war erftaunt, daß, ala der Meine Urfprung ber 


*) ©. 4062. 
) S. o. S. 188. 
N) Bel. o. ©. 188. 
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Lawine in Geftalt der focialbemofratiihen Partei bereit war, fi) 
loszulöfen, bie übrige Maffe fie nicht vervollftändigen mollte 9). 
So viel ich mich erinnere, war damals ſchon der Muth fo ges 
ſunken, daß man ſich zu einer Interpellation doch nicht mehr ver- 
ftehen wollte, weil man das — ich will nicht jagen: Abſurde — 
Unhaltbare diefer Theorie almählih erkannt hatte. Nun, die 
Majorität war ja aber vorhanden; eine volle Reihstagsmajorität 
fteht hinter diefer Preffe, eine Majorität, die fo fehnell ihre An- 
ſichten wechſelt, — heute tritt fein Menfch mehr außer dem Herrn 
Abg. Richter bier für Bulgarien auf, jegt haben Sie Bulgarien 
vollftändig fallen laſſen. 

Ih komme nachher noch auf einige „Germania“: Artikel von 
derfelben Kategorie zurüd, deren ich mwenigftens vierzig zu Haufe 
habe. Alfo auf ein jo ſchwankes Rohr, wie die Stimmung der 
Majorität, die doch über die Abftimmung jedes Mal entiheidet, 
fönnen wir die Eriftenz unferer Armee nicht aufbauen, wenn bas 
nicht anerkannt ift, daß die Eriftenz der Armee nur in denjenigen 
Zeiträumen bigcutirt werden joll, mit denen ber Kaifer und ber 
Bunbesrath einverftanden find. Wenn die Theorie, die Fälſchung 
der Verfaffung, überhaupt im Volle Terrain gewinnt und Ans 
erfennung findet, daß von einer Reichstagsmajorität*) in jedem 
Jahre der Stand der Armee abhängt, wie in England etwa durch 
die Mutinybill*) — theoretifch; praftifh würde es auch dort nicht 
fo der Fall fein —: dann, meine Herren, ift feine Sicherheit vor- 
handen; dann heißt es allein: videant Consules oder videat Im- 
perator, ne quid detrimenti capiat res publica ®), bann ift salus 
publica suprema lex +). — Berzeihen Sie, daß id in fremden 
Zungen mic) bewege, es wird mir ſchwer genug. 

Dann hier eine „Volkszeitung“ vom 28. Auguſt: 

Die brutalften Rechtsbrüche des czarifchen Deipotismus ruhig 


Sts.: Budgetmajorität. 

ij Bol. Sigung des Reichstags vom 18. September 1886 (StB. 38a). 

”) gl. 8b. 1 831. 

) Die Confuln (der Raifer) mögen (möge) zufehen, daß ber Staat feinen 
Schaben nehme, Formel, mitteld deren der römijche Senat den Confuln dicta⸗ 
toriſche Gewalt übertrug, vgl. Bd. XI 446. 

*) Das öffentliche Wohl oberftes Geſetz. 
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Binnehmen, weil ihnen die „Gewiffenlofigfeit” fehlte, einen 
„Krieg mit Rußland zu führen“, das konnten die Diplo: 
maten bes Deutjhen Bundes wirklich auch. 
Nun, das konnten fie nicht einmal, denn fie waren dem gar nicht 
ausgefegt, fie famen gar nicht zur Geltung dabei. Ich bin ja 
felbft als Diplomat dort!) geweſen, wir haben mit Rußland directe 
Correſpondenzen eigentlich nicht gehabt, aber damit hat doc der 
Verfaſſer mit das Kränkendſte jagen wollen, was in feiner Macht lag. 
Wenn Deutfchland in der Weltpolitit auf diefe befchei- 
dene*) Rolle fi beſchränken wollte, dann hätte das deutſche 
Volt fi die Ströme von Blut und Schweiß ſparen können, 
welche bazu gehörten, das Deutſche Reich zu gründen. 
Alſo wozu brauden wir ein Deutſches Reih, wenn wir es nicht 
für Bulgarien einfegen wollen? Nur dazu ift es geſchaffen. Und 
folge Herren bilden die Majorität der Abftimmung, die dergleichen 
ſchreiben und denken! (Gasen links.) 


Wenn irgend ein Zufammenhang oder eine Identität zwiichen 
diefen Kundgebungen und den Herren hier befteht**), 
( Zwiſchenruf.) 
kann ich da mit Sicherheit annehmen, daß die „Volkszeitung“ ganz 
außer Zuſammenhang mit irgend Einem der hier Abſtimmenden 
ſteht? Ich möchte es wünſchen. 
In der „Voſſiſchen Zeitung“ vom 26. Auguſt heißt es: 
Wenn aber alle dieſe Zugeſtändniſſe nur den Erfolg 
haben, daß man den frechſten Verletzungen der Friedens- 
bedingungen um bes Friedens willen feinen Wiberftand ent- 
gegenfegt, wenn aljo der Friede nur dadurch aufrecht er- 
halten wird und werben fann, daß man derjenigen Macht, 
welche man erft vor acht Jahren zum Frieden gezwungen 
hatte, geftattet, diefen Frieden auf den Kopf zu ftellen und 
gerade diejenigen Uebergriffe durchzuführen, welche berfelbe 
zu verhindern beftimmt war, dann fann der aljo zufammen- 


*) ©. 406b. 
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gefügte Friede faum noch auf den Werth des Papiers An- 

ſpruch machen, auf welchem er niedergeſchrieben und befiegelt 

worden ift. 
IH fagte geftern ſchon: Wir, die Regierung, treten für den 
Frieden ein; die Politiker diefer Richtung wollen es ankommen 
laſſen auf einen fleinen Krieg mit Rußland, darauf einzugehen, 
find fie fehr bereitwillig. Es ift zwar ſchon vier Monate her, diefe 
Bereitwilligfeit und dieſe todesverachtende, todesmuthige Weber- 
zeugung, die ſich hier ausſpricht. Vier Monate find ja für die 
Stimmung in der Politif eine recht lange Zeit; aber es könnte 
doch jein, daß wir nach drei Jahren noch auf diefen jelben Schlag 
von Politikern hier in der Mehrheit ftoßen fönnten. 

Wir folen dann nad) der „Voſſiſchen Zeitung” weiter dem 
Garen einen verftärkten Damm entgegenjegen, daß er nicht nad) 
KRonftantinopel geht u. |. w. 

Die „Germania“ vom 1. September fagt: 

In letter Inftanz könnte vielleicht fogar Frankreich ge— 
wonnen werben, ba leßteres an fi die Stärfung ber rift: 
lichen Mittelftaaten auf der Balfanhalbinfel nur wünſchen 
und fördern kann und bloß durch die Ausſicht auf ein 
ruſſiſches Revanchebedürfniß zu einer anderen Politik getrieben 
werben fönnte, einer Politik, die ja aber doch jener obigen 
Combination gegenüber ausfichtslos wäre. 

Das ift ein Irrthum, auf Frankreich ift in diefer Beziehung 
nicht zu rechnen, Frankreich wird Nichts thun, wodurch es ſich mit 
Rußland in Ungelegenheiten bringen kann; und folde Infinuation 
zeugt eben nur von der Unfenntniß der politifhen Lage und dem 
Mangel an Urtheilskraft in europäifchen politiſchen Fragen. 

Wir glauben alfo, ein großer Moment ift jegt wieder 
einmal für ben beutjc-öfterreihii—hen Bund gekommen — 
die Verfperrung der Straße nad Konftantinopel gegen Ruß— 
land ift möglich. 

Alfo dazu follen wir deutfhe Truppen hergeben, um ben 
Ruffen die Straße nach Konftantinopel zu veriperren? Wenn wir 
nit mit Rußland zufammengrenzten, jo würde ſchon “Jeder: 
mann eine Abjurbität darin finden. Sollen wir auf Schiffen 
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100 000 Mann nad Konftantinopel bringen und die Ruffen zu: 
rüdhalten? Das würde uns Reiner zumuthen, einen Krieg in fo 
weiter Ferne zu führen. Dadurch aber*), daß wir mit Rußland 
zweihundert Meilen offene Grenze haben, wird bie Frage eine viel 
ernftere und ſchwerere, ala wenn wir von Rußland fo weit ab 
wohnten wie England. England fann fi mit Rußland ſchlagen, 
ohne daß es zu befürchten braucht, daß es in England ſelbſt in 
einer irgendwie ernfthaften Weife durch ruſſiſche Kräfte beläftigt 
wird; es hat nur Gefahren für feine Colonien, für Indien zu be— 
fürdten. Aber für uns ift das was Anderes; ben Frieden zwiſchen 
zwei benachbarten Nationen zu ftören, in deren Mafle ſchon fo 
mande Verftimmung künftlih gemacht und geſchürt wird durch die 
verſchiedenſten ſich kreuzenden Intereſſen, — das ift eine große 
Ruclofigkeit, zu der man gar feinen Grund hat. 

Als zuerft im Jahre 1867 die Gefahr eines franzöfifchen 
Krieges hervortrat wegen der Luremburger Frage, habe ich unter 
ben Gründen, die dagegen ſprachen, daß wir fie Frankreich gegen- 
über kriegeriſch aufnehmen follten, namentlich auch geltend gemadit: 
Ein neuer Krieg zwiſchen Deutihland und Frankreich ift ja mit 
einem Feldzug nicht abgemacht; derjenige, der im erften Feldzuge, 
ber im erften Kriege gefhlagen wird, wird nur darauf warten, 
um feine Kräfte zu fammeln, um ben zweiten Krieg anzufangen 
und feine Revandhe zu nehmen. Wären wir geſchlagen worben, jo 
hätte ich vorausgefegt, daß mir daſſelbe thäten, was jegt Frank— 
reich thut. Ich habe damals im Rathe des Königs gefagt: Es 
handelt fih Hier nit um einen einmaligen Krieg, fondern um 
eine ganze Reihe von Kriegen, die vielleicht ein halbes Jahrhundert 
hindurch dauern. Ob und inwieweit ich Recht gehabt habe, darüber 
biscutiren wir, und das überlaffe ich Ihrem Urtheil. Aber ein 
ähnliches Verhältniß der Spannung und des dauernden Hafles und 
eine neue Revanderihtung durch einen Krieg mit Rußland ein 
zurichten neben ber franzöfiihen, dazu gehört ganz nothwendig, 
daß wir von Rußland in ruchloſer Weife angegriffen werden und 
uns ſchlagen müßten; dann würden wir uns vertheidigen bis auf 
den legten Blutstropfen, und wenn wir einer großen Coalition 


*) ©. 407.. 
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augenblidfih unterliegen follten, würde eine Nation wie bie deutſche 
niemals zu Grunde gehen, und wenn fie zu Grunde geht, ift es 
doch immer beffer, mit Ehren unterzugehen, ale mit Schande zu 


leben. (Bravo! rechts.) 


Das find aber Saden, von denen man wohl gelegentlih, wenn 
man bie vorfihtige Politik der Regierung angreift, in renommiſtiſcher 
Weiſe reden kann, die aber nad) Kräften zu verhindern bie Auf- 
gabe einer vaterlandsliebenden und ehrliebenden Diplomatie ift. 
Und wegen Bulgarien, wegen Hekuba, werben wir unfer Berhält- 
niß mit Rußland nicht brouilliven, und überhaupt werben wir feinen 
Krieg führen mit einem Nachbar, mit dem wir feine ftreitigen 
Intereſſen haben. Rußland wünſcht fein beutfches Land zu er 
obern, und wir wünſchen fein ruffiihes; es könnten nur polnische 
Provinzen fein, von denen haben wir ſchon mehr, ala für una be— 
quem ift. Es ift alfo nicht der mindefte Grund, diefe für manche 
unferer inneren Bolitifer fehlende Zwietracht mit Rußland kunſt⸗ 
Lich erzeugen oder ſchüren zu wollen. 

Ich Tann ſolche Kriegähegerei gegen Rußland auch nicht anders 
erklären, als wie id) mir manden franzöfifchen Krieg erkläre: 
wegen ber Ruckwirkung auf die innere Politit, Leben wir mit 
Rußland in Feindihaft, fo ſtellt fih Mandes in ber inneren 
Politik doch noch anders, und die Regierung ift ja natürlih im 
Ganzen ſchwächer. Aber das ift doch nur eine theoretiſche Be— 
rechnung, daß fie ſchwächer wird; ihren eigenen Landsleuten gegen= 
über ift eine Regierung jehr viel ſtärker. Wenn fie in einem 
ſchwierigen Kriege ſich befindet, dann gilt Nothrecht, dann ift Vieles 
erlaubt, was im Frieden ober in einem leichteren Kriege ſchon 
nicht möglich iſt. Alfo auch diefe Rechnung wäre fehlerhaft. Ih 
kann mir benfen, daß Leuten, die eine Aenderung ber Zuftände 
bei uns wünfchen — zum Beifpiel die polnifchen Beftrebungen —, 
daß*) denen mit einem Kriege gegen Rußland gedient wäre; aber 
fie könnten doch nur dann ein günftiges Refultat davon hoffen, 
wenn der Gegner Rußlands ftärker wäre. Wenn Rußland fiegt 
im Kriege wegen ber Schwäche feiner Gegner, weil diefen bie 


*) 6. 4076. 
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Mittel fehlen, deren Bewilligung wir heute von Ihnen verlangen, 
dann, glaube ih, würde es den Polen noch viel ſchlechter gehen 
in ben preußifhen und öfterreihifchen Provinzen als heut zu Tage, 
(Sehr richtig! rechts.) 

wenn aljo Galizien ober das Großherzogthum Pofen dem Weichfel: 
gouvernement zugeſchlagen würde; — das wäre ungefähr ber 
Kampfpreis, den die Polen in diefem Kriege davontragen Tönnten, 
wenn fie auf die Schwächung Deutſchlands hinarbeiten. 

Die „Germania“ fagt ferner am 29. Auguft: 

Und biefer Gedanke, ob die Lage Europas berartig fei, 
daß man den Frieden fort und fort durch Trinfgelder an 
Rußland, und zwar oft durch fehr beträdtlihe, erfaufen 
müffe — biefer Gedanke macht fih fort und fort immer 
deutlicher in ber Preffe geltend. So heißt e8 zum Beifpiel 
in dem fehr regierungsfreundliden „Hamburger Cortefpon- 
denten“. 

Nun, die Regierungsfreundlichlkeit des „Hamburger Corte 
ſpondenten“ kennen wir. Wenn ein Blatt wie die „Germania“ 
fo bemüht iſt, den Rufen Feinde zu ſchaffen und zwiſchen Ruß: 
land und dem jegigen Deutſchen Kaifertfum Feindſchaft zu ftiften, 
fo drängt ſich Einem ganz unmillfürlih die Frage auf: Würde 
die „Germania“ eben fo eifrig dahin arbeiten, wenn Rußland ein 
fatholifches Land wäre oder ein katholiſches Herrſcherhaus hätte? 
Rußland ift heterodor Y, und da gibt es ja fo mande leidenſchaft⸗ 
liche Politiker, die, wenn Griehen und Proteftanten fi etwa in 
die Haare geriethen, fagen würden: Schade um jeden Schlag, der 
vorbeifällt. 

Die „Germania“ fagt ferner in einem Artifel vom 26. Auguft: 

Das Alles hat fih nun mit einem Schlage vollftändig 
verändert; Europa hat fi vor Rußland rüdwärts concen- 
tritt, und zwar auf die bloße Drohung bes Losſchlagens Hin. 

— Dem gegenüber jolten wir uns aljo vorwärts concentriren; 
dann wäre ja der Krieg da. — 

Europa verbeugt ſich vor der vollendeten Thatfache, vor der 

Uebermacht des Moskowiterthums .... Wenn die Drohung 
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mit einer Kriegsthat genügt, um ganz Europa dem Willen 
Rußlands dienftbar zu machen, — wollen wir dann nicht 
den ganzen haltlofen Widerftand gegen den Panſlavismus 
aufgeben? Bulgarien und Dftrumelien find jegt in ben 
Händen der Rufen. Daß Macedonien auch bazu gehört, 
hat noch diefer Tage das Organ Zankows, des Hauptanftifters 
der Revolution, förmlich erklärt. Oeſterreich wird eben jo 
wenig die macedoniſchen wie die bulgarif—hen Kaftanien aus 
dem Feuer zu holen wagen. 
Ich frage: Sind dies Kriegshetzereien oder nit? Darf man daraus 
ſchließen, daß die Staatsmänner, die hinter biefen Blättern ftehen, 
den Wunſch gehegt haben, uns mit Rußland in einen Krieg zu 
führen? — Tann wäre es ein fehr eigenthümliches Zufammen- 
treffen, auf welches ih ſchon aufmerkſam gemacht habe: daß die- 
jelben Parteien, die fo bereitwillig find, uns in einen Krieg zu 
ftürzen, hier die Mittel, den Krieg zu führen, uns hartnädig ver- 
jagen oder doch nur auf furze Zeit bewilligen wollen, woran fi 
doch immer die Neigung knüpft, die Krifis, die jedes Mal mit 
diefen Verhandlungen verbunden ift, nicht zu lange aufzuſchieben. 
Sieben Jahre der inneren Ruhe, des inneren Friedens — bad 
fann feine eifrige Parteipolitif ertragen; folhe Gemüthsbewegungen 
und Kämpfe, bei denen der Rechtsboden der deutſchen Verfaſſung 
funditus !) erjehüttert wird, brauchen Sie öfter zu Ihrer“) — 0ob**) 
Gallenbewegung, ich weiß es nicht. Aber wir wünſchen Ruhe und 
Frieden im Innern wie nad außen und wünſchen nicht, daß alle 
drei Jahre, fondern höchſtens alle fieben Jahre die Frage, ob bie 
deutſche Armee, das heißt das Deutſche Reich und die Verſaſſung 
— denn ohne Armee find beide, wie Herr Windthorft anerkennt, nicht 
denkbar — fortbeftehen follen, und mit weldem Grade von Sicher- 
heit — wir wollen, daß diefe Frage nur alle fieben Jahre erörtert 
wird. Wer conflictslüfterner ift ala wir, dem werden wir nicht 
zuſtimmen und werben ihn in feiner Kampfbegierde allein laſſen 
und ihm jagen: Wenn Sie Händel brauden, jo ſuchen Sie fid 
diefelben wo anders auf; bei uns find fie nicht zu finden. - 
*) StB.: Ihren. 
**) ©. 4088. 
?) Bon Grund aus, vgl. 8b. VII 155, IX 202. 
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Ich weiß nit, von welder Seite — ich habe nur die Notiz 
gemadt, daß es gefagt wurde — ift man aud wieder zurüd: 
gekommen auf die hannoverſche Frage‘), und fie ift bargeftellt in 
einer ähnlichen Weife wie geftern von dem Herrn Abg. Dr. Windt: 
borft. Es ift ja einerlei, wie ber Wortlaut der Aeußerung ges 
weſen if. Ich wollte nur Gelegenheit nehmen, darauf aufmerf- 
fam zu maden, daß es doc fein ganz zutreffender Vergleich if, 
den Bund zwifchen dem ehemaligen Königreich Hannover und dem 
franzöfifden Kaifertfum, wie der Herr Abg. Dr. Windthorft das 
geftern that, auf eine Linie zu ftellen mit dem italieniſch-preußiſchen 
Bündniß im Kriege 1866%). Die Herftellung bes Konigreichs 
Hannover dur; die hannoverſche Legion im Gefolge des fran- 
zoſiſchen Kaiſers war doch nur denkbar, wenn gleichzeitig dabei das 
linke Rheinufer für uns verloren ging, oder was Napoleon uns 
fonft abnehmen wollte. Aber das Bündniß Preußens mit Stalien 


Abg. v. d. Deden: „Der Herr Reichskanzler hat ſich gemüßigt gejehen, 
meine Worte über die von meiner Partei erftrebte Löfung auf geſehlichem Wege 
daburd zu ironifiren, daß er diefelbe mit einem von einem eventuell fiegenden 
Frankreich dictirten Frieenafgluß auf die gleiche Stufe geftellt hat. Meine 
Herren, ich muß mid; gegen biefe völlig falihe Suppofition auf das Ent: 
f&iedenfte ... vermaßren. ... IC muß bie Ausführungen bes Herrn Reiche: 
kanzlers auch infofern ala völlig ungeredhtfertigt anfehen, als fie unfere Partei 
mit angeblien Vorkommniſſen nad 1866 in Verbindung und in eine ſchiefe 
Zage bringen folen; es ijt um fo ungerechtfertigter, als biefe Borfommniffe 
unmittelbar nach dem Jahre 1866 gefchehen jein follen“ (StB. 3908). Im 
weiteren Verlauf ber Rede bezeichnete er bie Wiebervereinigung Deutichlands 
mit Defterreid) in organif—er Weife als den einzigen Weg jum dauernden 
Frieden Europad. Er ſchloß mit ber Behauptung, dab das auf Eroberungen 
aufgebaute Deutſche Neih nur dann das Vertrauen Guropad wiebergeminnen 
werde, wenn grunbfäglic mit den Annerionen gebrochen werde und auch die 
befeitigten Rechte wieder Hergeftellt würden. Preußens Bündniffe mit Italien 
und den Ungarn berührte der Redner nicht. 

2) Abg. Windthorft in ber 19. Sihung am 12. Januar 1887: „Beine 
Herten, es gab hocgeftelte Männer und Regierungen von großer Bedeutung, 
melde, als der Deutſche Bund noch beftand, noch in voller Kraft war, bereits 
mit Italien die bebenklihften Bündnifje zur Sprengung befielben abichloffen; 
es gab Regierungen, welche Depeſchen abgehen ließen, bie ja befannt find unter 
dem Ausbrud ber ins Herz ftoßenden Depeſchen; es gab Staatsmänner, welde 
nachher kein Bebenten hatten, zufammen zu cooperiren mit Regierungen, zu 
deren weſentlichſten Soldaten Herr Garibaldi gehörte, es gab Regierungen, 
melde kein Bedenken hatten, aus ungariſchen Soldaten, die gefangen waren, 
Legionen zur Bekämpfung ihres Landesheren zu maden“ (StB. 3756). 
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hätte in feinem Falle Folgen nad) diefer Seite hin haben können. 
€3 wäre fein Rheinufer dabei ins Spiel gekommen und fein 
deutfches Land, es war höchſtens italienifches Land; ob es für 
Defterreih ein Segen war, in Stalien zu herrſchen, das ift in 
Defterreich felbft eine ſehr zweifelhafte Frage. Aber von deutihem 
Lande war in dem Bundniß keineswegs die Rebe. 

Die Herren werben mir zugeben, daß ein fiegreiches Frank 
rei, welches uns Hannover hergeftellt haben würde, fih damit 
nicht begnügt haben würde; fondern es würde doch auch gedacht 
haben: ſelber efjen macht fett, wie das Sprichwort fagt; es würde 
für Frankreich ſelbſt direst das Nheinufer genommen haben, und 
jo, wie wir damals die franzöſiſchen Wunſche kannten — fie find 
ja aus den Benebettiihen Verhandlungen befannt —, fo deckte 
ſich das ungefähr mit dem Winkel, der vom rechten Mofelufer 
und vom linken Rheinufer eingefchloffen wird einfchließlich Coblenz; 
denn das war ja, was man uns als einen Preis im Frieden ab- 
forderte. Wenn das ſchon damals der Fall war, fo ift es doch 
alfo wohl fiher, daß Napoleon in einem fiegreihen Kriege, wenn 
er ben Frieden dictiren konnte, das ganze linke Rheinufer ges 
nommen haben mirbe. 

Wenn nun der Herr Abg. Dr. Windthorft oder ber Herr, 
der heute in biefem Sinn über diefe Frage geſprochen hat, mir 
nicht nachweiſen kann, daß in dem preußifch-italienifhen Bünbniß 
eine ähnliche Claufel oder unabweisliche Bedingung zum Nachtheil 
Deutſchlands geftedt Hat, dann wird er zugeben müſſen, daß fein 
Vergleich nicht zutrifft, und daß die entrüftete und fehmerzliche 
Bewegung, bie ſich bei ihm in Erinnerung an bie Vergangenheit 
geftern erfennbar machte, ihn veranlaßt hat, die Sache in einem 
unrichtigen Lichte zu jehen und barzuftellen. 

Meine Herren, ich weiß nicht, ob die weitere Discuffion mir 
noch heute zu weiteren Aeußerungen Veranlafjung geben wird; ih 
will es einftweilen abwarten. 

(Bravo! rechts.) 

Zu einer „Nachleſe“ erhob ſich alsbald der Abg. Windthorft. 
Nach einigen Bemerlungen zur Abwehr, die gegen den Abg. Buhl 
gerichtet waren, wendete er fi gegen die Ausführungen des Reichs— 
Tanzlerd. Die Zunahme der Sparcafjeneinlagen fand er fo lange nicht 
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beweifend für eine Vermehrung des nationalen Wohlftandes, als man 
nit wiffe, von wem fie herrührten. Er fand es höchſt intereffant, 
daß der Reichskanzler und die Herren von der conjervativen Partei 
mit einem Male fo rei wären, während fie ganz fürdterlid arm 
wären, wenn Forderungen anderer Art gemadt mwürben. Die Auf: 
vehthaltung des Friebend unter ben drei Kaiſermächten nannte er ein 
Meifterftüd diplomatifcher Umſicht; aber mit der Behandlung der bul⸗ 
garifhen Frage durch den Reichskanzler konnte er fih nit in Allem 
einverftanden erklären: bie Interceſſion für die Hodverräther fei ein 
bedenkliches Präcedens. Ausdrücklich ftellte er jede Beziehung von 
Reichstagsabgeordneten zu den Hetzartikeln des vorigen Jahres in Ab: 
rede. Wenn der Reichskanzler folde Beziehungen annehme, fo erfläre 
fi das aus feiner eigenen Preßthätigkeit. Die vitalften Interefien 
Oeſterreichs feien im Orient engagirt, aljo müfje auch Deutſchland im 
Drient Interefien haben, wenn man au nicht recht wiſſe, was in 
dem Bünbnifvertrage ftehe, von deſſen Eriftenz man fprede. Das 
Verhältniß des Reichstags zu den Auswärtigen Angelegenheiten nannte 
er ein ungeſundes, er gelte jetzt fo viel, wie der Ausfhuß des Bundes- 
raths für bie Auswärtigen Angelegenheiten, ber „troß ber großen Krifis, 
die mir anſcheinend jegt durchgemacht”, nicht ein einziges Mal ver: 
fammelt gemefen wäre. Die auswärtige Politif werde ganz allein 
und ausfhließlid von dem Reichskanzler gemacht, er fei deshalb auch 
allein dafür verantwortlih. Den Beſchluß der verbünbeten Regierungen, 
den Reichstag bei Nichtbemilligung der fiebenjährigen Frift aufzulöfen, 
brachte er in Verbindung mit reactionären Abfichten: man ſuche nad 
Material, um zu bemeifen, daß es mit einem auf folder Baſis ge- 
wählten Reichätag nicht gehe. Alle für das Septennat vorgebradhten 
Argumente ließen fih aud für die dreijährige und einjährige Frift 
anführen. Er fam dann aud auf die hannoverſche Frage zu fprechen 
und begründete feine abweichende Anſicht über Hannovers Politik von 
1866 mit ber Berufung auf Onno Klopps Geſchichtswerke. Zum 
Schluß wiederholte er feine Behauptung, daß die Regierungen bei 
Nichtannahme der dreijährigen Frift unausgefprochene Abfihten gegen 
die beftehende Verfaffung hätten; er deutete an, daß fie bereits deutſchen 
Staatsrechtslehrern den Auftrag gegeben hätten, die Frage zu ftubiren, 
mit welchen Gründen fih unter Umftänden eine einfeitige Abände- 
tung ber Reichsverfaſſung rechtfertigen laſſe. Fürft Bismard er: 
mwiberte*): . 

Der Herr Abgeordnete hat die Hoffnung ausgefproden, daß 
Gefeg und Nedt**) von den Regierungen volftändig beachtet 


*) StB. 412b. 
*) 6. 413a. 
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werden würden). Ich kann ihn darüber nochmals die bündigſte 
Zufiherung geben: Wir werden uns innerhalb unferer verfaffungs- 
mäßigen Berechtigung bewegen; wir haben dabei aber die Hoffnung, 
daß aud die Majorität des Reichstags daffelbe thun werde. 

In feiner Zufammenftellung derjenigen Beftimmungen, bie 
die Verfaſſung über die Armee hat, hat der Herr Vorrebner vor: 
ber vergeflen, einen ganz weſentlichen Ca vorzutragen: das ift 
das vierte Alinea des Verfaffungsartifels 62, das da lautet: 

Bei ber Feftftellung des Militärausgabeetats wirb bie 
auf Grundlage dieſer Verfaſſung geſetzlich feitftehende Or— 
ganiſation des Reichsheeres zu Grunde gelegt. 

Was ift nun die „auf Grundlage diefer Verfaſſung gefeglich feſt⸗ 
ftehende Organifation”? Das ift der Art. 59 und der Art. 63 
im Abfag 4. Art. 59 beftimmt die Präfenzzeit eines jeden wehr- 
fähigen*) Deutfchen bei der Fahne auf drei Jahre, und Art. 63 
enthält das Moderamen ?), daß der Kaifer den Präfenzftand be 
ftimmt. Das liegt fo einfad und Har wie möglich. Es iſt alterirt, 
fo lange das Septennatägefeg gelten wird, bis 1888. Cs wird 
ben verbündeten Regierungen und Sr. Majeftät dem Kaifer nicht 
einfallen, vorher unter Sgnorirung der Grenze, die durch das Sep: 
tennatögefeß gezogen ift, die aber ſchwindet, wenn das Septen- 
natsgeſetz abgelaufen ift, etwa den gefeglihen Präfenzftand über- 
ſchreiten zu wollen. Es ift ja möglih, daß — namentlid wenn 
die Auflöfung eintritt — ein Zeitraum verläuft, in dem wir ben 
Reichstag nicht gegenwärtig haben; es ift auch möglich, daß wir 
dauernd vom Reichstage die Mittel nicht erhalten Tönnen, die zum 
Schuß unſerer Grenzen Vorfichts halber uns nothwendig feinen. 
Dann, glaube ih, wird dem Kaifer als König von Preußen immer 
noch die Möglichkeit offen ftehen, fi vertrauensvoll an Seinen 
Preußifhen Landtag zu wenden und zu fehen, ob er von bem 


*) StB.: wehrpflichtigen. 

I) Abg. Windthorft: „Wenn bad vorliegende Gejeg nicht zu Stande 
tommt, dann bleibt einftweilen noch das Septennat beftehen; das haben mir 
noch ein ganzes Jahr. Wenn man inzwifchen einfeitig vorginge, ... fo würde 
man das Ablommen, wodurch bad Septennat vereinbart ift, verlegen und mürbe 
außerbem die Berfaffung und das Gejeg verlegen“ (StB. 4122). 

2) 6. o. S. 19. 
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die Mittel zum Schuge bes gemeinfamen Vaterlandes nit er: 
Iangen Tann; (Bravo! reits. Bewegung.) 

ich bin überzeugt: dort werden wir nicht fo lange zu bitten und 
zu unterhandeln brauchen. 

Der Herr Abgeordnete hat in bürren Worten angebeutet, daß 
die Regierung, wenn fie die drei Jahre ablehne, doch nod Hinter: 
gedanken haben müffe, die fie nicht ausfpriht"). Diefe Beſchul— 
digung gebe ich vollſtändig zurüd: Wenn Sie die fieben Jahre ab- 
lehnen, fo müfjen Sie durchaus Hintergedanlen haben; Sie können 
fie ebenfo gut annehmen, Sie rüden damit jede Conflictsmöglid- 
teit wieder etwas weiter hinaus. Wenn ic Ihre Hintergedanken 
eben fo erläutern foll, wie der Herr Vorrebner unfere angeblichen 
Hintergedanfen erläutert hat, fo bezeichne ih fie als eine Inten- 
tion, die von ber Verfaffung gezogenen Grenzen zwiſchen ber parla= 
mentarijhen ‚und der Regierungsgewalt verrüden zu wollen, ver- 
ſchieben zu mollen in dem Urtheil und in ber Auffafjung ber 
Öffentlichen Meinung des Reichs und in der Praxis. Und darauf, 
wieberhole ih, werben wir uns nicht einlaffen. Die Machtverthei- 
lung fo, wie fie dur die Verfaffung gegeben ift, werben wir 
fefthalten, die werden wir gewiſſenhaft beobachten; aber ich fürchte, 
daß Sie nit, wie ich vorgeftern fagte*), zu den faturirten Mächten 
Ihrerſeits gehören. Sie wollen erobern, wir wollen behalten den 
Befigftand; Sie wollen neue Compromiffe, wir wollen an ben 
alten Traditionen fefthalten; wir ſcheuen die Krifen, ihre häufigen 
Wiederholungen und die Möglichkeit der Conflicte, Sie gehen dieſen 
bereitwillig und frohen Muthes entgegen. Sie verhalten ſich einiger 


’) Ag. Windthorſt: „Nachdem es doch jegt ziemlich Har und gemik ift, 
daß Die ganze geforderte Summe an Mannſchaften und Geld bemilligt wird, 
und zwar auf drei Jahre, ... da ſcheint mir, daß damit die Regierungen zus 
frieden fein Könnten, und ich Habe fein Bebenfen, zu jagen, baf, wenn bie 
Regierungen das nit annehmen, fie offenbar andere Abfihten haben; und 
dieſe Abfichten finde ich darin, daß ihnen diefe Veftimmungen ber Verfafſung 
und des Wahlgefeges nicht mehr bequem find. Ich glaube, wenn das fo ift, 
dann wäre es offener und correcter, ung Borlagen zu machen, melde eine Ab- 
änderung ber beſchwerlich gefundenen Beftimmungen verlangen, als zu denken, 
daß durch Octropirung Etwas zu maden märe” (StB. 412b). 

) S. o. ©. 177. 
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Maßen zu ung wie die Franzofen gegen Deutſchland; wir find bie 18.1. 1887. 
Confervativen, Friebliebenden, und Sie find Die, bie erobern 
wollen, die uns das uns verfaffungsmäßig gebührende Elſaß ) 
wieder abnehmen wollen. 
(Oh! oh! links und im Centrum.) 

Der*) Herr Vorrebner hat ſich in Bezug auf die hannöverſche 
Frage auf die Kloppſchen Werke berufen und hat fie Geſchichts- 
werfe genannt ®); ich babe fie bisher als unparteiifche Geſchichts— 
werke noch von feiner Seite barftellen hören. 

(Heiterkeit rechts.) 

(Abg. Dr. Windthorft: Die Documente find unparteiifch.) 

— Gut, den Documenten gegenüber werde ic) demnächſt eine Dar- 
ftellung, die ich längft beabfichtigt habe, aber aus Rüdfihten, um 
alte Empfindungen nit wieder aufzumärmen, bisher unterlaffen 
habe, meinerfeits, wenn ber Kaiſer e& genehmigt, der Deffentlid- 
feit übergeben; dann werden Sie jehen, was Onno Klopps Docu- 
mente dagegen werth find. 

(Heiterkeit rechts.) 

Der Herr Vorredner hat damit begonnen, daß er meine Data 
wegen ber Sparcafjen theils angezweifelt hat, theils fie in Wider- 
ſpruch zu bringen geſucht Hat mit den financiellen und wirthſchaft⸗ 
lichen Beihwerden, über die im Preußiſchen Landtag jo häufig 
und auch von meiner Seite geklagt wird’). Ja, meine Herren, 


S. 413b. 

ij Im bilblien Sinne gebraucht, gleich: verfaffungsmäßig gebührende 
Rechte. 

) Abg. Windthorſt: „Dann hat der Herr Reichskanzler geſtern das 
vorgebrachte Argument auch nicht zur Hand gehabt; er hat nur dadurch ſich zu 
helfen geſucht, daß er zurüdging auf bie Reutralitätsverhandlungen. Meine 
Herren, es würde zu weit führen, in dieſem Augenblide Ihnen biefe ganze 
Gefgjichte zu erzählen. Ic) zweifie nicht, daß ber Herr Reijäfanzler fie nad 
feinem Gebägitniffe richtig zu erzählen beahfichtigt hat; aber. richtig mar bie 
Erzählung nicht. Ich will mid einfach berufen auf das bezüglice Geſchichts- 
wert, welches von bem Hofrath Klopp geſchrieben ift. Dort find bie Thatſachen 
angegeben, mit den Documenten belegt. Hannover hat Nichts gethan; es hat 
fid) geftellt auf den vundesvertrag, Hat keine Sonberverträge Ihliehen wollen, 
fo fange der Bunbeötag (F Bunbeävertrag) exiftirte” (StB. 411b). 

®) Ag. Windthorft: „Der Herr Reichskanzler Hat, um zu bemeifen, 
daß das geht, uns auf die Sparcaffenbücher verwieſen. Ich müßte, um nad 
den Büchern ber Sparcafien das materielle Wohlbefinden des Volks beurtheilen 


13. 1. 1887. 
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diefe Sparcaffeneinlagen find ja, wie ich ſchon vorgeftern bemerft 
habe, fein Beweis dafür, daß die ganze Nation reich ift; aber 
daß derjenige Theil der Nation, der in die Sparcaffen einzulegen 
pflegt, in feiner Mohlhabenheit geftiegen ift und in ben legten 
acht Jahren in erheblihem Fortſchritt 
(Wiberfprud links. Zuftimmung rechts.) 

— fehr erheblich, das beweiſen fie ganz unzweifelhaft meiner Ueber: 
zeugung nad. Wir haben ja Arm und Reich bei uns. Arm ift 
bei uns in Preußen vor allen Dingen der Fiscus; bie Haupt: 
fteuerobjecte find dem Reich übergeben worden, und in Benugung 
derſelben fteht uns eine Obftructionspolitif gegenüber, die wir bis- 
ber nicht haben überwinden können. Daß die landwirthſchaftlichen 
Intereſſen, alfo die Jutereffen der großen Mehrheit — von brei 
Fünftel bis zwei Drittel der Bevölferung — nicht in einem blühen- 
den Zuftand find, das werden Sie aus meiner Statiftif erjehen. 
Wenn ih die Durchſchnittsziffer der Spareinlagen ziehe — id) 
babe hier die Einlagen nad den verichiedenen Provinzen ge: 
ſchieden —, fo werden Sie finden, daß am tiefften unter dem 
mittleren Durchſchnitt die rein aderbautreibenden Provinzen ftehen, 
und am höchſten die induftrie- und handeltreibenden Provinzen. 

Es fommt auf die Gejammtheit im Durchſchnitt auf jeden 
Kopf — auch das Kind in der Wiege — 80 Mark Sparcafjen- 
einlage in der ganzen preußifhen Monarchie. Jh werde Ihnen 
nun diejenigen Angaben machen, die erheblich drunter find. Ta 
ift erftlich einmal Oftpreußen mit 15 Mark im Durchſchnitt, Weft: 
preußen mit 22 Mark; Brandenburg mit 54 Marf erreicht den 
Durchſchnitt der Gefammtheit auch nicht; Poſen zählt 15 Mark 
gleich Oftpreußen, als eine induftriearme und wenig Handelsver: 
kehr habende Provinz; Schlefien 44 Mark; dann kommen Sadfen 


zu können, zunachſt wirklich wiſſen, mie die Einlagen find, von wem fie ger 
fommen find u. |. m. Die bloke Summe bemeift Nichts ... 8 ift mir hödhit 
interefiant, daß der Herr Reichstamler und bak bie Herten von ber conferna- 
tiven Partei mit einem Male fo rei find. Wenn Forderungen anderer Art 
gemacht werben, dann find mir ganz fürdterli arm, bann muß um jeden 
Preis Rath geihafft werden... Die gefammte Preffe wirb mohl Notiz davon 
nehmen, und ich denke, daß wir in ber Lage fein werben, ſchon im Abgeord: 
netenhaufe von biefer ReihtHumaberühmung Gebraud) zu machen“ (StB. 4098). 
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mit 104 Mark, Schleswig-Holftein mit 241 Mark, weil e Handel, 
Seefahrt, alſo Wohlhabenheit hat. Ich gebe zu, Schleswig-Hol- 
ftein ift ebenſowohl eine Aderbauprovinz; aber gerade ber Groß- 
grundbefig, der gewöhnlich die Scheibe bildet, nach der geſchoſſen 
wird, der ift in Schleswig-Holftein doch fo gering vertreten, wie 
kaum in ben anderen Provinzen, — der Befig ift vorwiegend ein 
bäuerliher. Hannover hat 150 Mark, Weftfalen 192 Mark pro 
Kopf, und Hohenzollern — wieder rein aderbautreibend — 50 Mar. 
Sie werben daraus erfehen, daß die rein aderbautreibenden Pro- 
vinzen fi lange nicht einer fo blühenden Situation in Bezug auf 
die Sparcaffeneinlagen erfreuen wie bie rein inbuftriellen und 
mercantilen, und daß eben unter dem heutigen Regime fi die 
Güter diefer Welt ungleich vertheilen. 

Aber vor allen Dingen geht daraus hervor, daß die arbeitende 
Claſſe — von der, wie ich mich erkundigt habe, die Haupteinlagen*) 
im Ganzen herrühren — fi} feit der Einführung der Schußzölle, 
feit 1879, in einer ununterbrochen fortfehreitenden Sparcafien- 
wohlhabenheit befindet. Ich Tann in bie Häufer nicht hineinfehen; 
aber ih kann mir nicht denken, daß die Arbeiter irgend etwas 
Unentbehrliches entbehrt haben werden, um biefe Gelber in bie 
Sparcaffen zu tragen. Ich berufe mid da auf das, mas aus 
ben amtlichen Liſten erſichtlich ift. 

Der Herr Vorrebner hat ferner jeden Zufammenhang von 
Reichstagsmitgliedern mit den Zeitungen, die ich citirt habe, ganz 
beftimmt zurüdgewiefen‘). Er bat damit vielleicht einzelne her- 
vorragende Perfönlicgkeiten im Auge gehabt, aljo zum Beifpiel 
feinen ihm nädjftftehenden Gefchäftsfreund, den Abg. Richter, Der 
bat ja wohl gewiß feine Beziehungen zur öffentlichen Preſſe, ob- 
wohl ih nicht weiß, ob er nicht im Kalender als dieſer Richtung 


*) ©. 41a. 

7) Abg. Windthorft: „Der Herr Reichskanzler ... ſcheint zu glauben, 
daß Artikel, welche in Blättern ftehen, die und anbermeit nahe find, von irgend 
Einem von uns infpirirt werben. Das Tann id mir nur daraus erklären, daß 
allerdings der Herr Reichskanzler eine Reihe von Blättern hat, von denen wir 
genau wiffen, daß er fie nicht allein infpirirt, fondern daß er zu Zeiten auch 
ſehr ſcharfe Artikel darin ſchreibt“ (Reichskanzler Fürft Bismard: Ein großer 
JertHum!) (StB. 409b). 

Bismards politiſche Reden. XII. 18 
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der Thätigleit angehörig angegeben ift. Er hat bamit jeden Falls 
zugegeben, daß das, was die „Germania“ ſchreibt, ohne jedes 
Zundament irgend einer höher ftehenden Autorität ift, daß das 
nur die bedauerliche Tagesleiftung der Redaction ift, daß fie alſo 
gar feinen Credit dafür hat, daß nicht eine auch nur fo weit in 
die*) Politik eingeweihte Autorität hinter ihr fteht, ala es ein Ab- 
georbneter fein muß. Ich weiß nicht, ob es der „Germania“ ganz 
lieb fein wird, wenn das öffentlich befannt wird, daß fie ganz auf 
eigenen Füßen fteht und vom Abg. Windthorft zurüdgemiefen wird 
in ihres Nichts durchbohrendes Gefühl ?). 
(Heiterfeit.) 

Der Herr Abgeordnete hat außerdem gefagt, daß es mit mir 
ganz anders fei: ich ftände — ich weiß nicht mit wie vielen Zei— 
tungen in einer jolden Verbindung, daß ich nicht nur ſchreiben 
laſſe, fondern jelbft darin fchriebe; er hat meinen Stil darin 
wiebererfannt. Es ift mir fehr ſchmeichelhaft, wern man das findet. 
Die Zeitungen fehreiben einen ſehr viel befferen Stil als ih. So 
viel ih mir auch Mühe gebe, fo Tann ich den Schwung der Phrafe, 
bie überhaupt nicht meine Form ift, nicht herausbringen, wie ih 
fie fo oft in biefen Zeitungen mit Vergnügen lefe. Es wäre mir 
alfo ſchmeichelhaft, wenn man mid darin erfennte. Er irrt fih 
aber, wenn er glaubt, ic; hätte die Zeit dazu. Bedenken Sie doc, 
meine Herren, welde Gejhäftslaft auf mir ruht, und für einen 
ganz gemiflenlofen Arbeiter im Dienft werben mich felbft meine 
Gegner nicht halten. Diefe Gegner dagegen haben ja gar Nichts 
auf der Welt zu thun, als mir das Leben fauer zu machen in 
der Preſſe oder Hier im Reichstage. Das ift ihre ganze Beichäf: 
tigung, und wenn fie das bejorgt und ihre Uhr aufgezogen haben, 
find fie fertig mit ihrer Arbeit. 

(Buruf: Wie mwiffen Sie das?) 
Alfo glauben Sie nicht, daß ich fo viel Zeit, ein ſolches — ih 
möchte fagen — unberedtigtes Maß von Zeitüberfluß habe, daß 
ich mic) noch mit der Prefie felbftthätig beſchäftigen könnte. Ih 
beftreite ja gar nicht, daß ich mitunter Auftrag gebe, einen ſolchen 


*) &tB.: der. 
) Bel. Schiller, Don Carlos II 1, V. 1035. 
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Artikel zu ſchreiben, und ihn mir vorlejen laſſe, um zu jehen, ob 
er nit eine Unhöflichfeit gegen den Reichstag enthält, 
(Große Heiterkeit.) . 

oder gegen fonft Jemand. Diejenigen Artifel, die dergleichen 
enthalten jolten, haben ſich fiherlich meiner Cenfur entzogen; das 
bitte ich ein für ale Mal anzunehmen. Aber id kann doch un— 
möglich für jeden Inhalt*) irgend einer Redaction verantwortlich 
fein. Es paffirt mir, wie ich fhon früher gejagt habe!), viel- 
leicht nur in vierzehn Tagen ein Mal, daß ich ein derartiges Er- 
leichterungsbedürfniß habe, was ich nicht zurüddrängen könnte. 

Der Herr Abgeordnete hat zu verftehen gegeben, er wüßte 
nicht recht, was in dem öfterreichiihen Bündnißvertrage ftehe und 
was überhaupt noch darin ftehen fünnte”). Ja**), da möchte ich 
ihn nur bitten, fi mit dem alten Goetheichen Spruche zu ber 
ruhigen: „Alwiffend bin ich nicht, doch ift mir viel bewußt” ®). 
Ihm ift fehr viel bewußt, aber e8 muß aud Einiges geben, was 
er nit weiß. (Heiterkeit) 


Der Herr Abgeorbnete hat ferner — er ſchien es als eine 
ehr ſchwere Anklage zu accentuiren, was ih als eine jolhe gar 
nicht acceptiren fann —, er hat gemeint: wir, die verbündeten 
Regierungen, wären ber Anfiht, daß mit einem jo componirten 
Reichstage es nicht ginge‘). Tas ift allerdings unfere Meinung; 
das ift aber fein Losfagen vom Boden der Verfaſſung. Wir 
bleiben auf dem Boden ber Verfafjung, wenn wir burd eine 


*) Statt „jeden Inhalt” würde richtiger zu lefen fein: „jede Aeußerung“. 
**) ©. 414b. 

’) Bgl. Bd. X 376, 

) Abg. Windthorft: „Wenn wir ein Bündnig mit Defterreih haben, 
wie es doch behauptet wird .. ., obwohl ih nad) Dem, was ic} hier vom Herrn 
Neichölanzler und von dem Minifterpräfidenten Ungarns gehört Habe, nicht 
recht weiß, was nod in bemfelden ftehen kann —, fo ift e8 minbeftens aufs 
fälig, wenn ber Herr Reichskanzler mit einer ſolchen erprefien Betonung ... 
wiederholt: Diefer Intereffen wegen Haben wir Nichts zu tun” (StB.409 b/410.). 

3) Goethe, Fauft I 4 (Stubirzimmer), ®. 1228. 

%) Abg. Windthorft: „Ich leugne nicht, daß ed mir ... vorkommt, als 
fuche man nad; Material, um den Sat zu bemeifen: Mit einem fo zufammen- 
gejegten Reichstage, mit einem auf folder Bafis gewählten Reichstage geht es 
nit” (StB. 410a/b). 
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ber Thätigleit angehörig angegeben if. Er hat damit jeben Falls 
zugegeben, daß das, was die „Germania“ ſchreibt, ohne jedes 
Fundament irgend einer höher ftehenden Autorität ift, daß das 
nur die bebauerliche Tagesleiftung der Rebaction ift, daß fie aljo 
gar feinen Credit dafür hat, daß nicht eine auch nur jo weit in 
die*) Politif eingeweihte Autorität hinter ihr fteht, ala es ein Ab— 
georbneter fein muß. Ich weiß nicht, ob es der „Germania” ganz 
lieb fein wird, wenn das öffentlich befannt wird, daß fie ganz auf 
eigenen Füßen fteht und vom Abg. Windthorft zurückgewieſen wird 
in ihres Nichts durchbohrendes Gefühl Y. 
Heiterkeit.) 

Der Herr Abgeorbnete hat außerdem gejagt, daß es mit mir 
ganz anders fei: ich ftände — ich. weiß nicht mit wie vielen Zei— 
tungen in einer ſolchen Verbindung, daß ich nicht nur fehreiben 
laffe, fondern felbft darin jchriebe; er hat meinen Stil darin 
wiedererkannt. Es ift mir jehr ſchmeichelhaft, wenn man das findet. 
Die Zeitungen ſchreiben einen ſehr viel befferen Stil als id. So 
viel ih mir aud Mühe gebe, fo kann ich den Schwung der Phrafe, 
die überhaupt nicht meine Form ift, nicht herausbringen, wie ih 
fie fo oft in biefen Zeitungen mit Vergnügen leſe. Es wäre mir 
alfo ſchmeichelhaft, wenn man mich darin erfennte. Er irrt fih 
aber, wenn er glaubt, ich hätte die Zeit dazu. Bedenken Sie doch, 
meine Herren, welche Geſchäftslaſt auf mir ruht, und für einen 
ganz gewiſſenloſen Arbeiter im Dienft werden mich felbft meine 
Gegner nicht halten. Diefe Gegner dagegen haben ja gar Nichts 
auf der Welt zu thun, als mir das Leben fauer zu machen in 
der Preſſe oder hier im Reichstage. Das ift ihre ganze Beichäf- 
tigung, und wenn fie das bejorgt und ihre Uhr aufgezogen haben, 
find fie fertig mit ihrer Arbeit. 

(Zuruf: Wie wiſſen Sie das?) 
Alfo glauben Sie nicht, daß ich fo viel Zeit, ein foldes — id 
möchte jagen — unberechtigtes Maß von Zeitüberfluß habe, daß 
ich mich noch mit der Preſſe felbftthätig beichäftigen könnte Ich 
beftreite ja gar nicht, daß ic) mitunter Auftrag gebe, einen ſolchen 


*) &t8.: ber. 
) Bgl. Schiller, Don Carlos II 1, V. 1085. 
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Artikel zu ſchreiben, und ihn mir vorlejen laſſe, um zu jehen, ob 
er nit eine Unhöflichfeit gegen den Reichstag enthält, 
(Große Heiterkeit.) . 

oder gegen jonft Jemand. Diejenigen Artikel, die dergleichen 
enthalten follten, haben fich fiherlich meiner Cenfur entzogen; das 
bitte ich ein für alle Mal anzunehmen. Aber ich kann doch un: 
möglich für jeden Inhalt*) irgend einer Redaction verantwortlich 
jein. Es paſſirt mir, wie ih ſchon früher geſagt habe!), viel- 
leicht nur in vierzehn Tagen ein Mal, daß ich ein derartiges Er- 
feihterungsbebürfniß habe, was ich nicht zurückdrängen fönnte. 

Der Herr Abgeordnete hat zu verftehen gegeben, er wüßte 
nicht recht, was in dem öſterreichiſchen Bündnißvertrage ftehe und 
was überhaupt noch darin ftehen könnte). Ja**), da möchte ich 
ihn nur bitten, ſich mit dem alten Goetheſchen Spruche zu be 
ruhigen: „Allwiſſend bin ich nicht, doch ift mir viel bewußt“ ®). 
Ihm ift jehr viel bewußt, aber e& muß aud Einiges geben, was 
er nicht weiß. Heiterkeit.) 


Der Herr Abgeordnete hat ferner — er ſchien es ala eine 
ſehr ſchwere Anklage zu accentuiren, was ih als eine jolhe gar 
nicht acceptiren fann —, er hat gemeint: wir, die verbündeten 
Regierungen, wären der Anfiht, daß mit einem jo componirten 
Reichstage es nicht ginge‘). Das ift allerdings unfere Meinung; 
das ift aber fein Losfagen vom Boden der Verfaflung Wir 
bleiben auf dem Boden der Verfaſſung, wenn wir dur eine 


*) Statt „jeden Inhalt“ würde richtiger zu Iefen fein: „jede Aeußerung“. 
*") 6, 414b. 

’) 2gl. 8b. X 376. 

) Ag. Windthorft: „Wenn wir ein Bundniß mit Dejterreih haben, 
wie es doch behauptet wird .. ., obwohl ich nad) Dem, was ich hier vom Herrn 
Reichslanzler und von dem Minifterpräfidenten Ungarns gehört habe, nicht 
recht weiß, was noch in bemfelben ftehen kann —, fo ift es minbeftens aufz 
fähig, wenn ber Herr Reichätanzler mit einer folhen erpreffen Betonung ... 
wiederholt: Diefer Intereffen wegen haben wir Nichts zu thun“ (St8.409b/4103). 

3) Goethe, Fauft I 4 (Stubirgimmer), 3. 1228. 

B 4 Abg. WindtHorft: „Ih leugne nicht, daß ed mir ... vorfommt, ald 
ſuche man nad; Material, um den Sat zu bemeifen: Mit einem fo zufammen- 
gefegten Reiätage, mit einem auf folder Bafis gewählten Reichstage geht es 
nit" (StB. 410afb). 
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Auflöfung zu einem anderen Beſchluß zu gelangen ſuchen, und 
wenn wir inzwifhen nad Material juhen, um die Wähler zu 
überzeugen, daß gerade unfere Anſicht bie richtige ift. Das ift 
außerordentlich ſchwierig, da nicht viele Leute mehrere Zeitungen 
leſen, ſondern nur eine. Aber fo fchwierig es auch fein mag, 
müde werden wir barin nicht werden, und zulegt wird es uns 
doch gelingen; Recht muß doch Recht!) und Wahrheit muß dod 
ſchließlich Wahrheit*) bleiben, und darauf verlaflen wir uns. 
(Bravo! rechts.) 

Und wir werden auch) jehließlich die Wähler überzeugen, wo wahrer 
Patriotiemus, und wo bie Sorge für die Sicherheit, für das Ge: 
deihen des Deutihen Reiches und feine Einigkeit zu ſuchen ift. 
Ich bezweifle das gar nicht. 

Der Herr Vorrebner hat ferner wieder ben Accent darauf 
gelegt, daß zwiſchen drei und fieben Jahren principiell doch eigent: 
lich gar fein Unterſchied wäre). Nun, principiell ift der Unter: 
ſchied ‚allerdings nicht fo groß wie materiell. Vier Jahre ge: 
mwonnene Ruhe und Frieden ift doch immer ein ganz erheblicher 
Gewinn. Hauptſächlich aber wollen wir die Tradition des Com: 
promiſſes unfererfeits nicht Fränfen und fehädigen, weil es in ber 
That die einzige Möglichkeit ift, in conftitutionellen Verfafjungen 
dauernd in Frieden zu leben. Es gibt feine Verfaflung — und 
wenn die gejchicteften Leute fie redigirt hätten, und je geſchickter, 
befto jeltener gibt es deren vielleicht — außer der englifchen, die gar 
nicht gefchrieben ift, fonft gibt es feine Verfafjung, die nicht 
Lücken hätte, wo nicht die Lüdentheorie?) in hundert Fälen An- 
wendung findet, die immer nur durch Compromiß überwunden 
werben können. Wir haben in unferer Friebenäliebe 1874 diejen 
Compromiß auf fieben Jahre lang abgeſchloſſen und find bereit, 
alle fieben Jahre (lang)**) wieder in dieſe qualoollen Discuffionen 
einzutreten, aber nicht öfter. Sie wollen fi nun von dem Com- 


*) StB.: wahr. 
**) Iſt zu ftreichen. 

) Pſalm 94, 15. 

9 Abg. Windthorft: „Alle die Argumente, die ber verehrte Herr an- 
geführt Hat gegen drei refpective ein Jahr, paffen genau auf fieben Jahre 
au” (StB. 410b). 

®) Dgl. 3b. 1330, II 83, IN 424. 
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promiß losfagen und jagen: Nicht fieben Jahre, alle drei Jahre ſollen 
wir das. Wenn Eie drei Jahre haben, werden Sie jagen: Alle zwei 
Jahre — warum nicht alle ein Jahr — und wir werben die Unruhe 
darüber dann gar nit los. Es gibt ja Herren, die jo conflictlüjtern 
find, daß fie in jedem Jahr das Sicherheitsventil unferer verfaffungs- 
mäßigen Zuftände auf die Probe des Springens ftellen wollen, und 
die Probe des Springens nenne ich die Abſchaffung der Armee. 

Nun, meine Herren, es gibt außerdem noch einen für mich 
ganz perjönliden Grund, weshalb id für die fieben Jahre bin. 
Ich hoffe, in drei Jahren noch zu leben, in fieben Jahren aber 
nicht mehr; da hoffe ich, all diefes Elendes überhoben zu fein, 
und id) hoffe, daß der Herr Abg. Windthorft — ich wünſche ihm, 
daß er noch zehn Jahre lebt; aber er ift doch in denjelben Jahren 
wie id, — und wenn wir Beide weg find, werden Sie ſich vielleicht 
beſſer vertragen. Bewegung.) 

Nah dem Reichskanzler erörterte noch einmal Kriegsminiſter 
Bronfart v. Schellendorff die militäriſche Seite der Vorlage, 
dann trat der Abg. v. Kardorff für die Regierungsvorlage, ber 
Abg. Bamberger für die freifinnigen Anträge ein. Hierauf wurde 
die Debatte geſchloſſen, die Abftimmung jedoch auf die 


21. Sitzung des Deuffchen Reichstags 
Freitag 14. Januar 1887 


vertagt. Nach Eintritt in die Tagesordnung zog ber Abg. Frhr. 
Schenk v. Stauffenberg feinen Principalantrag zu $ 1, und 
Namens des Abg. Richter deſſen Eventualantrag zurüd; Abg. v. Hell- 
dorff erklärte im Auftrag der confervativen Fractionen und der Nationals 
liberalen, daß fie, entihloffen, nur für Die Regierungsvorlage mit 
fieben Jahren zu ftimmen, gegen alle Anträge auf Abminderung der Re: 
gierungforberung ftimmen würben. Der Antrag des Grafen Balleftrem 
wurde barauf mit Stimmenmehrheit abgelehnt, Antrag II des Abg. 
v. Stauffenberg (Regierungsvorlage mit Triennat) dagegen mit 
186 gegen 154 Stimmen und der alſo abgeänderte $ 1 mit 183 gegen 
154 Stimmen angenommen. Nachdem der Präfident das Ergebniß 
der Abftimmungen verfündigt hatte, erhob fi der Reichskanzler Fürft 
Bismard*): 


*) StB. 433. 


18. 1. 1887. 
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14. 1. 1887. Ich habe dem Reichstag eine Kaiſerliche Botfchaft mitzutheilen. 
(Der Reichstag erhebt ſich.) 
Sie lautet, wie folgt: 
Wir, Wilhelm, von Gottes Gnaden Deuter Kaijer und 
König von Preußen, 
verorbnen auf Grund des nad) Art. 24 der Reihäverfaflung*) 
vom Bundesrath unter Unferer Zuftimmung gefaßten Be: 
ſchluſſes im Namen des Reichs, was folgt: 
Der Reichstag wird Hierdurch aufgelöft. 
(Bravo! auf ber Linken.) 
Urkundlih unter Unferer Höchſteigenen Unterfärift und 
beigedrudtem Kaiferlihen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 14. Januar 1887. 
(Gez.) Wilhelm. 
(gegengez.) v. Bismard. 
Auf Grund diefer Kaijerlihen Verordnung erkläre ih im 
Namen der verbündeten Regierungen auf Befehl Sr. Majeftät des 
Kaiſers die Sigungen des Reichstags für gefchlofien. 
Mit dreimaligem Hoch auf den Kaifer trennte fi die Berfamm: 
lung. Fürft Bismard ward beim Austritt aus dem Haufe mit 


braufenden Hurrahrufen und mit Huteſchwenken von der angefammelten 
Menge begrüßt und nach Haufe geleitet. 


*) ©. 433b. 
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14. 1. 1887. Ich habe dem Reichstag eine Kaiſerliche Botſchaft mitzutheilen. 
(Der Reichstag erhebt fi.) 
Sie lautet, wie folgt: 
Wir, Wilhelm, von Gottes Gnaben Deutſcher Kaijer und 
König von Preußen, 
verorbnen auf Grund des nad) Art. 24 der Reihsverfaflung*) 
vom Bundesrath unter Unferer Zuftimmung gefaßten Be 
Tchluffes im Namen des Reiche, was folgt: 
Der Reichstag wird hierdurch aufgelöft. 
(Bravo! auf der Linken.) 
Urkundlich unter Unferer Höchſteigenen Unterſchrift und 
beigebrudtem Kaiferlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 14. Januar 1887. 
(Gez.) Wilhelm. 
(gegenggz.) v. Bismard. 
Auf Grund diefer Kaiferlihen Verordnung erkläre ih im 
Namen der verbündeten Regierungen auf Befehl Sr. Majeftät des 
Kaiſers die Sigungen des Reichstags für geſchloſſen. 
Mit dreimaligem Hoch auf den Kaifer trennte fi die Verſamm⸗ 
lung. Fürft Bismard warb beim Austritt aus dem Haufe mit 


braufenden Hurrahrufen und mit Hüteſchwenken von der angefammelten 
Menge begrüßt und nad) Haufe geleitet. 


*) ©. 488 b. 


IV. 


VDreußziſcher Landtag. 


15. Januar bis 14. Mat 1887. 


Gröffnungsfißung des Preußifchen Lundtags 


Sonnabend 15. Januar 1887. 


Rede des Vicepräfidenten des Staatsminifteriums, Staatsminifterd 15. 1. 1887. 
v. Buttlamer*): 


Erlauchte, edle und geehrte Herren von beiden Häufern bes 
Landtags! 


Se. Majeftät der Kaijer und König haben mid mit der Er— 
Öffnung bes Landtages der Monarchie zu beauftragen gerubt. 

Die Finanzlage des Staates hat die mannigfach erftrebte und 
namentlich im vorigen Jahre von einer Reform ber Branntwein- 
befteuerung erhoffte weitere Beſſerung durch die Reichsgeſetzgebung 
nit erfahren. 

Das**) legte abgeſchloſſene Rechnungsjahr vom 1. April 
1885,86, für deſſen Etat nad einmaliger Unterbredung zuerft 
wieberum bie Nothmenbigfeit einer Anleihe zur Herftellung bes 
Gleichgewichts der Einnahmen und Ausgaben hervorgetreten war, 
hat, abgejehen davon, ein befriebigendes Ergebniß geliefert. 

Ungeachtet nicht unerhebliher Ausfälle bei der Bergwerks— 
verwaltung und der Eifenbahnverwaltung hat dafjelbe in Folge reiche 
licher Mehrerträge anderer Einnahmezweige***) und größerer Ueber: 
weijungen aus dem Ertrage ber Zölle und ber Reichsſtempelabgaben 
einen Gefammtüberfhuß von mehr als 7 Millionen Mark ergeben, 
welcher indefien den beftehenden gefeglihen Beſtimmungen gemäß 


*) StB. 59. 1a, AH. Ib. 
j StB. 99. 1b. 
“) StB. NH. 2a. 


15. 1. 1887. 
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auch bereits in der Rechnung jenes Jahres zu einer Mehrtilgung 
der Staatseiſenbahnſchuld Hat verwendet werben müſſen. 

Das laufende Rechnungsjahr wird mit Hilfe der im Etat 
vorgefehenen ergänzenden Einnahme aus Anleihe nah allen bis: 
berigen Wahrnehinungen in ähnlich befriedigender Weiſe ab- 
ſchließen. 

Für das nächſtfolgende Jahr können die Erträge einiger Be: 
triebsverwaltungen, namentlich aud) der Eifenbahnverwaltung, nicht 
ganz in der bisherigen Höhe und die Einnahmen bes Staates ins: 
gefammt nur zu einem Betrage angefchlagen werden, welcher um 
nahezu 2Y Millionen Mark Hinter dem im Etat des laufenden 
Jahres ohme die ergänzende Anleihe angenommenen Betrage der 
Einnahmen zurüdbleibt. Andererſeits ift, bei aller Sparjamteit 
und Beſchränkung auf die dringendften Bebürfniffe, eine Ber: 
mehrung der Ausgaben an vielen Stellen des Etats unvermeidlich 
und war namentlich nad dem dem Reichstage vorgelegten Entwurf 
des Neihshaushaltzetats für das nächſte Jahr eine abermalige 
Steigerung bes Matricularbeitrags Preußens um rund 19 Millionen 
Mark vorzujehen. 

Unter dieſen Umftänden erhöht ſich der Anleihebetrag, defien 
der Staatshaushaltsetat für das Jahr vom 1. April 1887,88 
wiederum zur Ergänzung der Einnahmen bedarf, auf nahezu 
28’. Millionen Mark. 

Daß bei einer folden Finanzlage die Nothwendigfeit vorliegt*), 
die Art der Beihaffung bes öffentlihen Geldbedarfs zu ändern, 
werden Sie in Webereinftimmung mit ber Staatsregierung um jo 
mehr anzuerkennen geneigt fein, als über die gefiherte dauernde 
Herftellung des Gleichgewichts im Staatshaushaltsetat hinaus ein 
viel weitergehendes Bebürfniß nach beſſerer Vertheilung der Laften, 
namentlich der Communal: und Schullaften, obwaltet, welches von 
ber Bevölferung immer drüdender empfunden wird, in Ihren Ver: 
handlungen wiederholt als folhes anerkannt ift und anders als 
auf dem Wege der weiteren Entwidelung ber der Reichögefeg: 
gebung überwiefenen indirecten Steuern ſchwerlich jemals befriedigt 
werben kann. 


*) StB. 95. 2a 
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Wenn die Staatsregierung gleihwohl zur Zeit darauf ver: 
sichtet hat, durch erneute Anträge beim Reich auf eine Förderung 
in diefer Hinficht hinzuwirken, fo hat fie ſich hierzu durch die ab— 
weifende Aufnahme*) ihrer biäherigen Anträge und in der Er- 
wägung genöthigt gefehen, daß die Bebürfniffe, um die es fih 
handelt, fi) bei den Wählern und den Gewählten zum Reichstage 
nahdrüdlicher werben geltend machen müfjen, bevor auf zum Ziele 
führende Verhandlungen mit dem Reichstage gehofft werden kann. 

Der Entwurf des Staatshaushaltsetats für das nächſte Jahr 
und eines Gejeges wegen Aufnahme einer Anleihe zur Ergänzung 
der nächſtjährigen Staatseinnahmen wird Ihnen alsbald vorgelegt 
werben. 

Aud in diefem Jahre werden Ihnen Vorlagen zugehen, welche 
die Erweiterung und günftigere Geftaltung des Staatseifenbahn- 
netzes im Intereſſe der Landeswohlfahrt durch Herftellung wichtiger 
neuer Linien, wie durch Ueberführung noch einiger Privatbahnen 
in den Staatsbefig zum Gegenftande haben. 

Die Durchführung der Vermwaltungsreforin wird auch in ber 
bevorftehenden Seffion Ihre Thätigkeit in Anfpruc) nehmen. Nadj: 
dem durch die in der vorigen Seffion vereinbarte Kreis: und Pro: 
vinzialordnung für die Provinz Weftfalen die neuere Berwaltungs- 
gefeßgebung auf diefe Provinz ausgedehnt worden ift, werben Ihrer 
Beſchlußfaſſung zu dem gleichen Zwecke die Entwürfe einer neuen 
Kreis: und Provinzialordnung für die Rheinprovinz, deren hierbei 
in Betradht kommende Verhältuiffe mit denjenigen ber Provinz 
Weftfalen im Wefentlihen gleichartige find, unterbreitet werben. 

Die Mafregeln, welche unter Ihrer Mitwirkung in den Landes: 
theilen mit polniiher Vevölferung ergriffen worden find, befinden 
fih in Erfolg verheißender Ausführung und laſſen die Hoffnung 
berechtigt erſcheinen, daß fie ber Entwidelung der deutſchen Ber 
völferung einen Fräftigen Aufſchwung geben werben. Um biefen 
Erfolg nad; allen Seiten hin ficher zu ftellen und zugleich für bie 
Erhaltung des deutſchen Beſtandes wie für die Förderung ber 
deutſchen Beftrebungen einen vermehrten Schug zu gewinnen, etz 
weit es fi als nothwendig, die in ihrer gegenwärtigen Ab: 


*) StB. N6. 2b. 
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grenzung zum Theil zu umfangreihen landräthlichen Kreife in 
diejen Landestheilen*) zu vermehren. Es wird Ihnen daher zu 
biefem Zwecke ein Gejegentwurf über die Theilung von Kreifen 
in den Provinzen Weftpreußen und Pofen vorgelegt werden. 

Durch die kirchenpolitiſche Novelle vom 21. Mai 1886 haben 
die freundlichen Beziehungen, welche ſich zur lebhaften Befriedigung 
Sr. Majeftät des Königs zwifchen Allerhöchſt Ihrer Regierung und 
der römiſchen Curie immer mehr befeftigt haben, eine Bethätigung**) 
gefunden, welche je länger defto mehr auf vielen und wichtigen 
Gebieten des kirchlichen Lebens für die Intereſſen der katholiſchen 
Untertdanen St. Majeftät ſich als fegenbringend erweiſt. Es iſt 
damit der Weg geebnet, durch eine weitere Nevifion der Firchen: 
politiſchen Gefege, über welde die vorbereitenden Verhandlungen 
mit der römifchen Curie ſchweben, das Verhältniß zwiſchen dem 
Staate und der Fatholifhen Kirche zu beiberfeitiger Zufriedenheit 
auszugeftalten. Die Staatsregierung wird Ihnen eine entfprechende 
Vorlage mahen und Se. Majeftät geben Allerhöchſt Sich gern der 
Hoffnung hin, daß diejelbe gleich dem Ihnen im vergangenen Jahre 
unterbreiteten Revifionsentwurfe Ihrer bereitwilligen Förderung 
begegnen wird. 

Es wird Ihnen ferner ein Gefegentwurf zur Berathung vor— 
gelegt werben, welcher bezwedt, bei der Feitftellung ber Leiftungen 
für Volksſchulen die Mitwirkung der Gelbftverwaltungsbehörben 
in erweitertem Umfange in Anſpruch zu nehmen. 

Zur Durchführung der im Reichsgeſetze vom 5. Mai v. J. 
vorbehaltenen Iandesgefeglichen Regelung wird Ihnen eine Vorlage 
zugehen, nach welcher die Unfallverfiherung aud für die in land» 
und forftwirthfchaftlichen Betrieben beihäftigten Perfonen mittels***) 
einer möglichft einfachen und die Steuerfraft der landwirthſchaft- 
lichen Bevölkerung fehonenden Drganifation und Verwaltung als— 
bald in Wirkſamkeit treten jol. 

Um die Agrargejeggebung ihrem Abſchluſſe entgegen zu führen, 
werben zwei Vorlagen erfolgen, von welchen die eine für die durch 


*) StB. 99. 2b. 
**) StB. Ad. 3a. 
+) StB. AH. Ih. 
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ein Auseinanderjegungsverfahren begründeten gemeinſchaftlichen 
Anlagen eine dauernde Vertretung ordnen foll, während bie andere 
für die Güterconfolidationen im Negierungsbezirt Wiesbaden Er- 
leichterung der Koften und Vereinfachung des Verfahrens anftrebt. 

Meine Herren! Indem ih Sie im Auftrage Str. Majeftät 
begrüße, lade ih Sie ein, Ihre Arbeiten wieder aufzunehmen, 
und fprehe im Namen der Staatsregierung die Hoffnung aus, 
daß Ihre Thätigfeit auch im ber neuen Seſſion unter Gottes 
Segen zu einer frudtbringenden ſich geftalten wird. 

Auf Befehl Sr. Majeftät des Kaifers und Königs erkläre ich 
den Landtag der Monarchie für eröffnet. 


Die Eröffnung bes Landtags erfolgte am Tage nad der Auf: 
löfung bes Reichstags; ed mar daher natürlih, daß alle Gemüther 
noch mit dem Conflict befchäftigt waren, ber zwifchen den verbünbeten 
Regierungen und der Mehrheit des Reichstags ausgebrochen war, und 
die Neuwahlen, die für den 21. Februar auögefchrieben waren, im 
Vordergrund des Intereſſes ftanden. Der alte Kaifer war durch den 
Widerftand, den er in ber Militärfrage gefunden hatte, tief verlegt 
und gab am 17. Januar feiner Bekümmerniß und jeinem Befremben 
dem Präfidenten des Herrenhaufes gegenüber ernften Ausbrud. Das 
Herrenhaus empfand das Bebürfniß, dem greifen Herrſcher ein Wort 
des Troftes zu fagen, und beſchloß am 19. Januar einftimmig folgende 
Adreſſe an ihn zu richten: 


Allerdurchlauchtigſfter, großmädtigfter Kaifer und König! 
Allergnädigſter Kaifer, König und Herr! 

Em. Kaiferlihe und Königliche Majeftät find der Schöpfer 
des preußifchen Heeres in feiner gegenwärtigen Geftalt. Durch 
deſſen und unferer Bundesgenofien Heldenmuth haben Em. Kaifer: 
liche und Königlihe Majeftät das Deutſche Reich in nie da: 
geweſener Macht und Herrlichkeit wieder hergeftellt und geftügf 
auf die jegt einheitliche beutf—he Armee durch Allerhöchſtderen 
Weisheit den Frieben Europas während langer Jahre erhalten. 
Gerade gegenwärtig find die ftaatlihen Beziehungen der Völker 
Europa zu einander mannigfach fo gefpannt, daß die Gefahr 
nicht ausgefchloffen ift, aud das Deutfche Reich unerwartet in 
Krieg verwidelt zu fehen. Darum ift mit dem ganzen Lande 
das preufifche Herrenhaus tief bewegt, daß Em. Kaiferlihen und 


15. 1. 1887. 
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Königliden Majeftät nach einer fo langen glorreihen und ge: 
fegneten Regierung ber Schmerz nicht erfpart ift, daß die Be: 
milligung der Mittel, melde ÄAllerhöchſtdieſelben und bie ver: 
bündeten deutſchen Regierungen in einem folden Augenblide zur 
vollen Wehrhaftigkeit der deuten Armee erforberlih halten, 
an eine Einſchränkung gefnüpft wurde, melde, dem auf mwieber: 
holten Compromiffen beruhenden Herfommen entgegen, von Em. 
Kaiferlihen und Königliden Majeftät für unannehmbar gehalten, 
und in Folge davon*) die Auflöfung des Reichätags für geboten 
geachtet wurde. 

Geruhen Ew. Kaiferlide und Königliche Majeftät es gnädig 
aufzunehmen, wenn wir unfer erftes Wort nad unjerem Bu: 
fammentritt an Allerhöchſtdieſelben mit ber ehrfurdtsvollen 
Verfiherung richten, daß mir, mie alle Zeit, jo auch in der 
gegenwärtigen Lage ganz und freudig zu Em. Kaiſerlichen und 
Königlichen Majeftät ftehen, wenn wir Allerhöchſtdemſelben den 
unterthänigften Dank barbringen für bie treue Sorge der un: 
erfhütterlihen Erhaltung und nothwendigen Fortbildung des 
deutfchen Heeres, und mwenn mir enblih Em. Kaiferliden und 
Königlichen Majeftät die Zuverfiht auöfprechen, daß dem preußi: 
ſchen Volke fein Opfer zu ſchwer fein wird, das Heer dauernd 
bei der MWehrhaftigfeit zu erhalten, um jede dem Baterlande 
drohende Gefahr abzumenben. 


Die Adreſſe wurde am folgenden Tage dem Könige überreiht und 
von ihm im folgender Weiſe beantwortet: 

Ich danke Ihnen von ganzem. Herzen für die Kundgebung, 
die Sie Mir im Namen des Herrenhaufes durch die eben verlefene 
Adreſſe haben ausſprechen wollen. Sie hat Mid nicht überrafcht, 
da Mir die Gefühle der Treue und des Patriotismus des Herren: 
hauſes befannt find. 

Ich hatte geglaubt, nachdem dem Reichstage eine fo betaillirte 
Darlegung des Bebürfnifjes gemacht worden war, wie fie ſonſt 
nicht üblich ift, zu der Ich Mich aber unter den Umftänden be: 
mogen fühlte, auf die Annahme Seitens des Reichstags rechnen zu 
tönnen. Es ift aber dann ein Ereigniß eingetreten, welches Mich 
nöthigte, Meine Stellung öffentlich und raſch fund zu thun. Hoffen 
wir, daß es beſſer wird. 

Ich danfe Ihnen aus Grund der Seele, und hat Ihr Schritt 
Meinem Herzen wohl gethan. Jede Kundgebung aus der Monarchie, 


*) Richtiger: deren. 
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aud aus ganz Deutfchland zeigt Mir, wie Necht Ich hatte, und 20. 1. 1887. 
daß es große und tüchtige Theile des Landes gibt, in denen man 
die Nothwendigkeit der Maßregel volllommen anerkennt. 

Das Herrenhaus hat Mir in ſchweren Zeiten jo viel Beweiſe 
feiner hingebenden Treue gegeben, daß Ich auch jegt nit an ihm 
gezweifelt habe. Ich Tann wohl jagen, daß Mich die erlebten Er— 
eigniffe tief gefchmerzt haben. Wiederholen Sie dies überall. Ich 
bin tief betrübt, Sie aber haben Balfam in Mein Herz gegofien. 

Das Vaterland wird nit in Gefahr fein, jo lange die 
Armee in dem Geiſte ſich erhält, von dem fie in den legten Kriegen 
jo große Beweiſe ber Treue und Aufopferung gegeben hat. Die 
neuen Mafregeln, durch welche die Armee gefräftigt wird, werden 
dazu dienen, jede Kriegägefahr zu mindern. 

Alfo nochmals Meinen tiefgefühlten Dank für den Schritt, 
dur den Sie Meinem Herzen jo wohl gethan haben, und bitte 
Ih, daß Sie dies dem Herrenhaufe ausfpreden. 


Im Abgeorbnetenhaufe nahmen die Parteien, die durch die Ab- 
lehnung des Septennats die Auflöfung des Reichstags zur Nothwendig: 
feit gemacht hatten, den Kampf mwieber auf, ſobald ſich bei der Generals 
discuffion des Etat? die Möglichkeit zu größeren Abſchweifungen auf 
das politifche Gebiet darbot. Die Abg. Windthorft und Meyer 
(Breslau) erklärten laut, wie fie fon im Reichstage gethan Hatten, 
daß es fih für die Reichsregierung nicht ſowohl um die Frage der 
Wehrhaftigkeit des Reichs handle — denn der Reichstag habe „jeden 
Mann und jeden Groſchen“ bewilligt, den man von ihm verlangt habe, 
und bie frage, ob drei Jahre oder fieben Jahre, fei durchaus gleich: 
gültiger Natur —, als darum, durch die Neumahlen einen willfährigen 
Reichstag zu erhalten, mit dem fie alle einftweilen zurüdfgelegten Pläne, 
wie Monopole, Schmälerung des Stimmrechts 2c., durchſetzen könne. 
Man habe die Gefahr, die Deutſchland bebrohe, abfichtlid vergrößert, 
um durch die Angft vor einem neuen Kriege die Herzen mürbe zu 
maden. Die Weigerung des Finanzminifters v. Scholz, fih durch 
eine Tategorifche Erklärung gegen jede Einführung von Monopolen für 
die Zukunft zu binden, wurde ala Beweis genommen, daf die fup: 
ponirten Monopolpläne thatfählih vorhanden feien. Was man mit 
allen diefen Tiraden beabfichtigte, war leicht zu erfennen; man wollte 
von der Tribüne des Abgeorbnetenhaufes her den Wahlkampf, zu dem 
ſich die Parteien in Stadt und Land rüfteten, organifiren und ihm bie 
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Phantome liefern, an denen die deutſch-freiſinnigen und Herifalen Agi: 
tatoren die Phantafie der ihrem Commando gehorchenden Maſſen er: 
higen follten. Diefem Treiben entgegenzutreten und vor den Wahlen 
noch einmal den Kernpunkt der Frage öffentlich darzulegen, fühlte 
Fürft Bismard fi verpflichtet, und um einen Anlaß dazu zu haben, 
beftimmte er den Abg. Graf zu Limburg: Stirum, bei der Special: 
berathung des Etats in ber 


6. Sißung des Hauſes der Abgeordneten 


Montag 24. Januar 1887 


eine Aeußerung zu thun, die eine Antwort des Minifterpräfidenten 
herauöforbere. Demgemäß nahm bei ber Berathung des Etat? des 
Minifteriumd der Auswärtigen Angelegenheiten Graf zu Limburg: 
Stirum zu Cap. 56: „Geſandtſchaften“ das Wort, um einen Rüd: 
blid auf den Wandel der Anfhauungen zu thun, der fi feit Be: 
gründung des Norbbeutfchen Bundes in Bezug auf die Bedeutung ber 
preußifhen Geſandtſchaften bei den Bundesftaaten vollzogen Habe. 
Früher habe man in diefen Geſandtſchaften einen Reft particulariftifcher 
Einrihtungen gejehen und den Reichstag ala den feften Hort der 
deutſchen Einheit betrachtet. Jetzt müfe man anerkennen, daß auf den 
Fürften Deutſchlands die eigentliche Fortentwidelung bes Reichs beruhe. 
Die preußifche Politik habe dieſe Geſandtſchaften bei den Bunbesftaaten 
geſchidt benugt, um alle Beforgniffe zu zerftreuen, die dort etwa megen 
der Berüdfictigung der particularen Intereſſen vorhanden geweſen feien. 
Das Abgeorbnetenhaus Habe allen Grund, die Regierung durch Be: 
willigung diefer Gefanbtihaften auf dem bisherigen Wege zu erhalten; 
denn wie fönne fi das Vertrauen einem Reichstage zuwenden, ber in 
den Finanzfragen fteril geweſen fei und in den widtigften Eriftenz: 
fragen eine ablehnende Haltung eingenommen habe. Wenn im Reichs: 
tage vor ber Parteitaktif die großen nationalen Intereſſen zurüdträten, 
wenn fih der Majorität, die dem Reiche nicht förderliche Beſchlüfſe 
faffe, alle diejenigen Elemente anſchlöſſen, die eingeſtandener Maßen das 
Reich untergraben wollten, fo fünne man dem Reichskanzler und der 
Regierung nur Dank wifjen, daß die Beziehungen zu den beutfchen 
Fürften in folder Weife gepflegt würden. Unmittelbar nah dem 
Grafen zu Limburg-Stirum nahm Fürft Bismard das Mort 
zu folgender Rebe*): 


Meine Herren, Sie werben es erklärli finden, wenn ich als 
Auswärtiger Minifter Sr. Majeftät bei diefer Gelegenheit**) dem 


*) StB. 9ab. 
*) S. 95a. 
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Haufe einige Mittheilungen über die Politit mache, die ich in diefer 24. 1. 1887. 
Eigenfhaft im Namen Sr. Majeftät des Königs im Neiche zu 
vertreten habe und namentlich bei ben verbündeten Regierungen 
mit Erfolg vertreten habe. 

Die verbündeten Regierungen haben bei Abſchluß des Bundes- 
vertrages, auf dem unfere Verfaſſung beruht, ſehr weſentliche 
Rechte, die ihnen ganz zweifellos zuftanden — und zwar nicht 
nur ber König von Preußen an den Legteren in feiner Eigenfhaft 
als Deuticher Kaifer —, abgetreten, für deren Wahrung und Aus— 
übung im Intereſſe des Reiches der König von Preußen als 
Deutſcher Kaifer verantwortli bleibt. Der Deutſche Kaijer hat 
nicht das Recht, diefes ihm von feinen Bundesgenoffen anvertraute 
Gut nach Belieben an Dritte zu übertragen, aljo beifpielsweije 
an eine wechjelnde Reihstagsmajorität, am allerwenigften, wenn 
eine jolhe ihm für die Ausübung der anvertrauten Rechte fo wenig 
Vertrauen einflößt wie die heutige Reichstagsmajorität. 

(Heiterkeit. — Ruf im Centrum: Gibt es nicht mehr!) 

Es find das hauptſächlich diejenigen Rechte der verbündeten 
Regierungen, auf denen ihre Möglichkeit und ihre Pflicht, Deutfch- 
land gegen auswärtige Feinde zu fhügen, beruht. Die Verfügung 
über die Mittel dazu haben fie nach der Urkunde der Verfafjung 
Sr. Majeftät dem Kaifer, aber nicht der Majorität des Reiche: 
tages, am allerwenigften den einzelnen Führern anvertrauen wollen, 
welche dieſe Majorität 

(Bewegung links. Bravo! rechts.) 
mit einem ftrengeren Abjolutismus beherrſchen, als es in unſerem 
Vaterlande jemals gewejen ift. 

(Sehr richtig! rechts. Lachen links.) 

Das Cediren der Rechte der Regierungen an den Reichstag 
in höherem Maße und weiter hinaus, als die Verfafjung es vor 
ſchreibt, Liegt daher ganz außerhalb der Berechtigung, bie 
Sr. Majeftät dem Kaifer verfafjungsmäßig den verbündeten Regie— 
rungen gegenüber zufteht. Es ift ein Fideicommiß, defjen Se. Majeftät 
ſich zu entäußern weder die Abficht noch die Berechtigung hat. 

Das, was ih hiermit ausfpredhe, dient zugleich zur Beleuch— 


tung der Frage, ob die preußiſche Politif, wie fie im Bunbesrathe 
Bismards politifde Reden. XII. 19 
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vertreten wird, eine zu große Hartnädigfeit gegenüber den Forde- 
rungen ber Reichstagsmajorität bewieſen hat, eine Hartnädigfeit, 
bei der fie fih in ausnahmsloſer Mebereinftimmung mit allen ihren 
Bundesgenofien befunden hat. Die Preſſe hat vielfach den Unter: 
ſchied zwiſchen drei und fieben Jahren als. einen bedeutungsloſen 
dargeftellt. Ganz abgefehen von der Thatſache, daß uns die drei 
Jahre nicht bewilligt worben wären, find fie für uns abfolut un— 
annehınbar geweſen, ſchon nad der Art, wie fie angeboten und 
motivirt wurden, duch Gründe und in Reben, die nur dann eine 
Berechtigung hätten, wenn man zugeben wollte, daß der Reichstag 
einfeitig im Wege der Budgetbefchlüffe befugt wäre, die Höhe der 
Streitkräfte, auf benen Deutjchlands äußere Sicherheit beruht, 
nad) feinem Belieben einfeitig fetzulegen, und Niemand etwas 
weiter mitzureben hätte. Schon ber Vorſchub, den dieſer große 
Rechtsirrthum, diefe verderblihe und gefährlide Auslegung der 
Verfaffung, damit befommen hat, würde uns abgehalten haben, 
auf jenes Anerbieten einzugehen. 

Vor zwölf Jahren, 1874, in der Zeit, als zum erften Male 
die Präfenzzifferfrage ‚verhandelt wurde, war e& den verbünbeten 
Regierungen in feiner Weile zweifelhaft, daß die Verfaſſer der 
Reihsverfaffung, melde in ihrem Art. 60 beftimmt, daß die Höhe 
der Präfenzzahl im Wege der Geſetzgebung feft beftimmt werben 
fol, damit*) die gewöhnliche Gejeßgebung im Auge gehabt haben, 
welche Geſetze ſchafft, die fo lange gelten, bis fie Durch andere 
Gefege aufgehoben werden; denn fonft würden fie ausbrüdlich ge: 
fagt Haben: „periodiih durch Gefeßgebung oder durch Bundes: 
geſetz feitgeftelt”. Bei ehrlichen Auslegern ift darüber fein Zweifel, 
daß das bie Abfiht geweſen ift. Die Regierungen würden aljo 
volfommen in ihrem Recht geweſen fein, wenn fie 1874 dabei 
beharrt hätten, daß verfafjungsmäßig ein Geſetz gemacht werben 
müßte von der gewöhnlichen Natur und Dauer der Gefege, das 
heißt ein fogenanntes Neternat. Um ben Wünfchen der damaligen 
Mehrheit des Reichetages entgegenzulommen — die es, wenn 
die Regierungen zu einer Auflöfung geſchritten wären, wahrſcheinlich 
nicht geblieben wäre —, zu dem Zwed, um dem Deutjchen Reid 


*) 6. 95b. 
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und feiner Verfaffung eine friedlihe, ftetige Fortentwidelung zu 
fihern, — lediglich deshalb haben die Regierungen ſich bamals 
auf bie Smitiative Sr. Majeftät des Kaijers zu einer periodijchen 
Bewilligung auf fieben Jahre verftanden. Damit haben fie einen 
Compromiß zu ſchaffen beabfihtigt, der demnächſt uns einen An- 
haltspunkt geben follte für die Verhandlungen, die jedes Mal die 
Grundlagen unferes deutſchen Verfafjungslebens bis ins Unterfte 
erjhüttern. 

Wenn die Regierungen diefe Nachgiebigfeit damals geübt 
haben, fo ift es nicht ihre Abficht gemefen, die bamalige Conceffion 
nun zu einem Ausgangspunfte für fortlaufende neue Conceffionen 
zu maden. Die verbünbeten Regierungen find der Weberzeugung, 
daß dies eine einmalige principielle Conceifion, ein einmaliger 
Verzicht auf das ihnen verfafjungsmäßig zuftehende Recht einer 
dauernden Armeeeinrichtung geweſen ift, über ben hinaus fih nicht 
drängen zu laſſen fie feft entjchloffen find. Darin beruht ber 
große Unterſchied für unjere innere Politit zwiſchen Septennat 
und Triennat; es ift die Frage: Soll unfere Verfaffung flüffig und 
zweifelhaft bleiben, oder foll fie durch fefte Tradition im Wege 
der Compromifje fi einleben und im frieblihen, gegenfeitigen 
Einverftändniß weitergebildet werden? Mit der Idee, daß Sie‘) 
im Wege des Budgetrechts Alles erzwingen und Alles verfagen 
tönnen, da fommen wir nicht weiter; dem fteht das vollfommen 
gleichberechtigte Budgetreht des Bundesraths gegenüber. Der 
Bundesrath kann gewillenhafter Weite feinem Budget die Zuftim- 
mung geben, das feiner Weberzeugung nad) die Vertheidigung bes 
Deutſchen Reiches nicht ſicherſtellt. Alfo die Regierungen find es, 
die diefen in die Gegend der Gonflicte führenden Weg ſcheuen, 
und die dringend gebeten haben, ihn nicht zu befchreiten; fie rathen 
davon ab und werben ihrerfeits nicht mitgehen. Mich dünft, das 
ift ſchon ein Hinreihender Unterfchied zwiſchen Septennat und 
Triennat: die Sicherftellung und ruhige, friedliche Entwidelung 


ı) Fürft Biamard Hat für den Augenblid vergeffen, daß er vor dem 
preußifchen Abgeordnetenhaus fpricht; er redet mit „Sie“ die Septennatögegner 
des Reichstags an, deren er freilich eine beträchtliche Anzahl als Mitglieder bes 
Aögeorbnetenhaufes vor ſich jah. 
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unferer Verfajjung oder die Gefährbung ber Verfaſſung alle drei 
Sabre. (Sehr rihtig! rechts.) 


Wir find die Verfajjungstreuen, die Regierungen; und der Ver: 
fafjung dienen die Gejandten, deren Gehälter wir hier biscutiren. 
Diejenigen, die jeden Augenblid, wo Gefahren für unjeren Frieden 
nicht ausgeſchloſſen find, dazu ausnugen wollen, um Heine Grenz 
verrüdungen zu machen zwiſchen dem Parlament und den Fürften, 
das find nicht die wohlwollenden Diener des Vaterlandes. 
(Sehr richtig! rechts.) 
Die Herren erinnern mid durch die Verfafjungsftreitigfeiten am 
den Regensburger Reichötag, in dem, wie mir geftern beim Leſen 
einer Zeitung wieder in Erinnerung gebradjt wurde, zur Zeit, als 
die Türken Wien belagerten ?) und die Franzoſen Straßburg weg— 
nahmen?), Rangftreitigfeiten zwiſchen den Kurfürftlihen und Fürſt- 
lien Gejandten geführt wurden. 
(Heiterfeit rechts.) 

Eben jo*) Hein ſcheint mir das Beftreben, daß im diejer Zeit, wo 
uns äußere Gefahr droht, die Herren dem Kaiſer und den ver: 
bündeten Fürften, die ſich wahrlich doch in diefen ſechzehn Jahren 
bes Beſtehens der Verfafjung verfafjungstreu, ehrlich in der Fort: 
entwidelung, und conflictsfheu, kann ich jagen, benommen haben, 
nad) Art der Wucherer Etwas abdrüden wollen in einem Moment, 
wo die Regierungen den Beiltand der Parlamente brauchen, wo 
fie die Meberzeugung haben, daß die Nation diefen Veiftand fordert, 


feiner bebarf. (Bravo! Sehr gut! rechts.) 


Wir halten ſchon aus Gründen der inneren Politit an dem Sep- 
tennat feft, damit fie**) nicht etwa auf den Gedanken fommen 
fönnten, wir wären biefer Politik zugänglich, und fie**) könnten 
auf weitere Nachgiebigfeit in biefer Richtung rechnen. Vor diefem 
Gedanken zu warnen, ift hauptſächlich der Grund, aus dem ich 
nochmals das Wort ergriffen habe. 


*) ©. 968. 
“*) StB.: Sie, doch bezieht ſich das Pronomen auf: „die Herren”. 
) 17. Juli bis 12. September 1683. 

2) 29. September 1681. 
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Es gibt aber auch einen Unterſchied nad) außen hin zwifchen 
Septennat und Triennat, der ſehr ins Gewicht fällt. 

Die Vorlage iſt dazu beftimmt, nit nur Heute unfere 
Präfenzziffer zu erhöhen. Mit Rüdfiht auf die Gefahren, die 
nad der europäifchen Gonftellation im nächſten halben Menſchen— 
alter Deutſchland bevorftehen, haben wir den Wunih, daß bie 
Zahl der wehrfähigen ausgebildeten Deutſchen innerhalb dieſer 
Jahre um 200000 Mann vermehrt werde. Zwölf Jahre dauert die 
verfaflungsmäßige Heeresverpflichtung, und zwölf Mal 16000 Mann 
ausgehoben, geben nad) Ablauf von zwölf Jahren gegen 200000 Mann 
mehr, als wir gegenwärtig haben in der buhmäßigen Rechnung, 
und bei uns doch auch größtentheils in Wirklichkeit. 

Das Anwachſen der deutihen Streitfraft und Wehrhaftigkeit 
halte ich für ein weſentliches Element des Friedens, weil es ben 
Eindrud auf das Ausland macht, daß wir um fo viel, um 100000 
bis 200000 Mann, ftärker find. 

Ich will in diefe Discuffion nicht weiter eintreten, ich habe 
das ſchon im Reichstage erörtert. Für das Ausland in feiner 
grundlegenden Einrihtung für die fpätere Zeit, in dem Aufgeben 
der übertriebenen Rüftungen, die gegen uns gemacht werden, macht 
es doch einen erheblichen Unterſchied, ob wir eine Verftärfung von 
nur 48000 Mann, das heißt eine dreijährige Aushebung von 
16000 Mann, für uns in Ausfiht nehmen, oder ob wir, über: 
zeugt von dem Ernft der Lage, in die wir gerathen fönnen, auf 
fieben Jahre diefe felbe Verftärtung der Armee fordern. 

Es ift hier in einer Discufjion neulich!) angedeutet worden, 
als könnten wir mit der Auflöfung des Neichstages, die auf An— 
trag der preußiſchen Regierung und unter ihrer Zuftimmung be 
ichloffen ift, andere Zwede als die Verftärfung des Heeres ver: 
bunden haben, — etwa diejenigen, die man ja aud) in all den 
auf die Wähler und zwar auf die urtheilslofen Theile der Wähler 
berechneten Zeitungen findet, 

(Heiterfeit.) 
als ſollte ein Reichstag geichaffen werden, ber nachher geneigt fein 
würde, Monopole zu bemilligen. 


) Am 21. Januar von den Abg. Meyer (Bredlau) und Windthorft, 
vgl. die Vorbemerkung. 
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Meine Herren, ih kenne das Maß von Urtheilöfraft der 
fortfchrittlihen Wähler allerdings nicht; aber von denjenigen, die 
zu den anderen Parteien gehören, bin ich ganz fiher, daß fie 
zwiſchen einem Abgeorbneten, der Monopole bewilligen wird, und 
einem Abgeordneten, der nur die Heeresvermehrung bewilligen wird, 
fehr wohl zu unterfheiden willen. So dumm find die Leute nicht, 

(Heiterkeit.) 
daß*) fie nicht im Stande wären, einen Candidaten aufzuftellen 
und fi darüber zu vergewiffern, ob ber nicht etwa, nachdem er 
gewählt ift und die Militärvorlage bewilligt hat, nachher allerhand 
teactionäre Schändlickeiten mit der Regierung planen wird; 

Heiterkeit.) 
ſolche Leute werden fie eben nicht wählen. Das Wort Reaction, 
das ja immer fi) einftellt, wo Begriffe fehlen ?), 

Heiterkeit.) 
ift auch bei diefer Gelegenheit wieder in den Blättern, die mit 
Reichstagsabgeordneten in naher Beziehung ftehen, vielfach gehört 
worden: es ift eine Verleumdung ber Regierung, an die, wie id 
hoffe, die ehrlichen Unterthanen des Königs nicht glauben werden. 

(Lebhafter Beifall rechts.) 

Wir find und bleiben verfaffungstreu. Möglich wird es uns 
bleiben trog der Schwierigkeiten, die Sie?) uns in den Weg legen. 
Ich wünſche aber, daß Sie uns dabei helfen, daß Sie auf die 
Dauer uns helfen, nicht nur durch einmalige Mitarbeit. 

Der Herr Finanzminifter?) ift hier mit der Monopolfrage 
fateghifirt worden. Ich bedauere nur, daß er den Abg. Windthorft 
nicht gefragt hat, ob berjelbe jeinerjeits fein Wort an Eidesſtatt 
hier abgeben fönne, daß er nicht die Herftellung des Königreichs 
Hannover anftrebt — das wäre ungefähr daffelbe. 

(Heiterkeit. Oho! im Centrum.) 
Monopole — ja, die werden fommen, wenn wir einen unglücklichen 
Krieg geführt haben und in Folge deſſen in unferen Finanzen und 


*) ©. 96b. 

Y) Dgl. Goethe, Fauft I 4 (Stubirgimmer), V. 1641. 1642; Bb. IX 118, 
XI 29. 169. 

2) &. die Bemerkung S. 291 Anm. 1. 

) v. Scholz, in der Sitzung vom 21. Januar. 
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Leiftungsmitteln fo erfchöpft fein mwerden*), daß wir zu jedem 
Mittel die Zuflucht nehmen müflen*). Dann werden nit nur 
Monopole, fondern fehr viel härtere Steuern kommen, als fie jeßt 
überhaupt befannt find, gegen bie wir jegt eine Art Affecuranz, 
eine Verftärfung ber Deihe, im Reichstage vorgefchlagen haben; 
dann wird es Zeit fein, an Monopole zu denken; wenn wir mili— 
tärifch ſchwach find, jo werden wir als Geſchlagene ſchließlich die 
Monopole ung auferlegen müffen, um die feindlihen Contributionen 
zu bezahlen, die uns auferlegt werben. 
(Sehr richtig! rechts und bei den Nationalliberalen.) 

Alfo diefes ift die Möglichkeit, die weder ein Finanzminifter, noch 
auch die heftigften Monopolfeinde in Abrede ftellen können. Dann 
heißt es: Friß, Vogel, oder ftirb!?) 

Ich habe vorher gefagt, daß Se. Majeftät der Kaifer zu ber 
gegenwärtigen Reichstagsmajorität nicht das gehörige Vertrauen 
habe, um ihre Rechte in irgend einer Weife zu erweitern, und 
deshalb in Seiner Eigenfchaft als König von Preußen die Aufs 
löfung beantragt und herbeigeführt habe. Ich glaube, daß biejes 
Mißtrauen gegen die Abfihten und Thätigfeit der Reichstags— 
mejorität bei Sr. Majeftät dem Kaifer vollſtändig berechtigt ift, 
wenn man fi) vergegenmwärtigt, daß zu dem Zuftandefommen 
diefer Majorität ganz zweifelloſe — nad) eigenem Geftändnig — 
zweifellofe Feinde der Monarchie und des Deutfchen Reiches, in 
tranfigente Gegner des Reiches, unentbehrlich find. 

(Zebhafter Beifall recht? und bei den Nationalliberalen.) 
Ziehen Sie die ab; es haben biefe Intranfigenten ungefähr 
70 Stimmen — id) weiß nicht, ob 70 oder 71 — im Reichstag, 
einige weiß ich auswendig: es find 25 Socialdemofraten, es find 
15 Polen und eben jo viel Elfaß-Lothringer**), Franzoslinge, das 
mat ſchon 55; dann find die Welfen, wenn ich mich nicht irre, 
11; endli die Volksparteiler. Sie werben mir zugeben, da 
tommen die 70 ficher heraus. Diefe 70 find aber das entſchei— 
dende Element der Majorität. Ziehen Sie die ab von der Majorität, 


*) &tB.: würden — müßten. 
*) 6. 978. 
Sprichwörtlich. 


24. 1. 1887. 


24. 1. 1887. 


294 IV. Preußiſcher Landtag. 15. Januar bis‘14. Mai 1887. 


Meine Herren, ich fenne das Maß von Urtheilfraft der 
fortfehrittlichen Wähler allerdings nit; aber von denjenigen, die 
zu den anderen Parteien gehören, bin ich ganz ſicher, daß fie 
zwifhen einem Abgeorbneten, der Monopole bewilligen wird, und 
einem Abgeordneten, der nur die Heeresvermehrung bewilligen wird, 
ſehr wohl zu unterſcheiden wiſſen. So dumm find die Leute nicht, 

Heiterkeit.) 
daß*) fie nicht im Stande wären, einen Candidaten aufzuftellen 
und fi darüber zu vergewiffern, ob ber nicht etwa, nachdem er 
gewählt ift und die Militärvorlage bewilligt hat, nachher allerhand 
reactionäre Schänblichfeiten mit der Regierung planen wird; 

(Heiterkeit) 
ſolche Leute werden fie eben nicht wählen. Das Wort Reaction, 
das ja immer fih einftellt, wo Begriffe fehlen), 

Heiterkeit.) 
ift auch bei dieſer Gelegenheit wieder in den Blättern, die mit 
Reichstagsabgeordneten in naher Beziehung ftehen, vielfach gehört 
worden: es ift eine Verleumdung der Regierung, an bie, wie ih 
hoffe, die ehrlichen Unterthanen des Königs nicht glauben werden. 

(Lebhafter Beifall rechts.) 

Wir ſind und bleiben verfaſſungstreu. Möglich wird es uns 
bleiben trotz der Schwierigkeiten, die Sie?) uns in den Weg legen. 
Ich mwünfche aber, daß Sie uns dabei helfen, daß Sie auf die 
Dauer uns helfen, nit nur durch einmalige Mitarbeit. 

Der Herr Finanzminifter?) ift hier mit der Monopolfrage 
fatedjifirt worden. Ich bedauere nur, daß er ben Abg. Windthorft 
nicht gefragt hat, ob derjelbe jeinerfeits fein Wort an Eidesftatt 
bier abgeben fünne, daß er nicht die Herftellung des Königreichs 
Hannover anftrebt — das wäre ungefähr daffelbe. 

(Heiterkeit. Dho! im Centrum.) 
Monopole — ja, die werden fommen, wenn wir einen unglücklichen 
Krieg geführt haben und in Folge deſſen in unferen Finanzen und 


*) S. 96b. 

%) Bol. Goethe, Fauft I 4 (Stubirgimmer), ®. 1641. 1642; Bb. IX 118, 
XI 29. 169. 
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Seiftungsmitteln jo erſchöpft fein werden*), daß mir zu jedem 
Mittel die Zuflucht nehmen müfjen*). Dann werden nicht nur 
Monopole, jondern jehr viel härtere Steuern kommen, als fie jegt 
überhaupt befannt find, gegen bie wir jegt eine Art Affecuranz, 
eine Verftärtung der Deiche, im Reichstage vorgefchlagen haben; 
dann wird es Zeit fein, an Monopole zu denken; wenn wir mili- 
täriſch ſchwach find, fo werden wir als Geſchlagene ſchließlich die 
Monopole ung auferlegen müflen, um die feindlichen Contributionen 
zu bezahlen, die uns auferlegt werben. 
(Sehr richtig! rechts und bei den Nationalliberalen.) 

Alfo diefes ift die Möglichkeit, die weder ein Finanzminifter, noch 
aud bie heftigften Monopolfeinde in Abrebe ftellen Tönnen. Dann 
heißt es: Friß, Vogel, oder ftirb!?) 

Ich habe vorher gefagt, daß Se. Majeftät der Kaifer zu der 
gegenwärtigen Reichätagsmajorität nicht das gehörige Vertrauen 
habe, um ihre Rechte in irgend einer Weile zu erweitern, und 
deshalb in Seiner Eigenfhaft als König von Preußen die Auf: 
löfung beantragt und herbeigeführt habe. Ich glaube, daß diejes 
Mißtrauen gegen die Abſichten und Thätigfeit der Reichstags: 
majorität bei Sr. Majeftät dem Kaifer vollftändig berechtigt ift, 
wenn man fi vergegenwärtigt, daß zu dem Zuftandelommen 
diefer Majorität ganz zweifellofe — nad) eigenem Geſtändniß — 
zweifellofe Feinde der Monarchie und des Deutſchen Reiches, in- 
tranfigente Gegner des Reiches, unentbehrlich find. 

(LZebhafter Beifall recht? und bei den Nationalliberalen.) 
Ziehen Sie die ab; es haben diefe Intranfigenten ungefähr 
70 Stimmen — id weiß nit, ob 70 oder 71 — im Reichstag, 
einige weiß ich auswendig: es find 25 Socialdemofraten, e& find 
15 Polen und eben fo viel Elfaß-Lothringer**), Franzoslinge, das 
macht jhon 55; dann find die Welfen, wenn ih mich nicht irre, 
11; endlich die Volksparteiler. Sie werden mir zugeben, ba 
fommen bie 70 ſicher heraus. Diefe 70 find aber das entſchei— 
dende Element der Majorität. Ziehen Sie die ab von der Majorität, 


*) StB.: würden — müßten. 
**) 6. 97a. 
) Sprichwörtlich. 
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dann haben Sie die Fortſchrittspartei, wenn id) mich nicht irre, 
mit 64, und das Centrum mit 99; das wäre zufammen 163. 
Dem gegenüber haben Sie bie nationalliberale und die beiden 
conjervativen Parteien mit etwa 150. Die balanciren fi alfo 
ziemlich, und die 70 intranfigenten und antimonarchiſchen Reichs: 
feinde entſcheiden über die Majorität. 
(Sehr richtig! rechts und bei den Nationalliberalen.) 
Wie fol der Kaifer zu diefer Majorität Vertrauen haben, und 
wie fol er die Zukunft unferer Wehrkraft in die Hände einer 
ſolchen Majorität legen? 
(Lebhafter Beifall rechts und bei den Nationalliberalen.) 

Nun ift es ja den Führern dieſer Parteien, die die abjoluten 
Herrſcher über die Abftimmungen find, möglich gewefen, ihre In— 
ftructionen fo auszugeben, daß bie Fortfehrittspartei in ber Lage 
ift, für daffelbe zu ftimmen, wofür die Socialdemofraten, wofür 
die Polen, wofür die Intranfigenten ftimmen. Und wiederum ift 
der Abg. Windthorft als Führer des Gentrums in der Tage, fih 
jedem Schritte, den die Fortfehrittspartei ihrerfeits thut, anzu: 
bequemen, jo daß er ſchließlich der Führer einer heterogenen Maſſe 
if, die nur durch den gemeinfamen Haß zufammengehalten wird’), 
einen Haß, ber mic) daran erinnert, wie Herodes und Pilatus 
fi zufammenfanden?). Ih will den Vergleich nicht weiter aus: 


deinen, Heiterkeit.) 
aber die Beiden liebten ſich bekanntlich auch nicht unter einander; 
Heiterkeit.) 


nur um einem Anderen Schaden zu thun, fanden fi die „ſchönen 
Seelen“. (Unruhe im Centrum und linf3.) 

Nun, meine Herren, ich habe von derſelben Freiheit Gebrauch 
gemadt, die von der Oppofition ja fo häufig benugt wird, um 
bei Gelegenheit einer Budgetpofition in fehr viel weiter hergeholter 
Weife ihr Herz zu erleichtern und ber Regierung diejenigen Uns 


) S. 0.6. 229. 

2) Bol. Co. Qucä 23, 12: Auf den Tag (ba Pilatus Jeſum zu Herodes 
fandte) wurden Pilatus und Herodes Freunde mit einander; benn zuvor waren 
fie einander feinb. 
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annehmlickeiten zu fagen, die fi dabei anbringen laffen. Ich 

habe meinerfeits Niemand eine Unannehmlichfeit jagen wollen, 

" Cachen links.) 

— es würde mir leid thun, wenn es geſchehen wäre — 

(Heiterfeit.) 

ich habe nur nochmals die volle bona fides!), die Vaterlandaliebe 

und die Verfaffungstreue feftftellen und klarlegen wollen, die bie 

alleinigen, aber auch zwingenden Motive der Regierung find, die 

uns auf eine Bahn weijen, auf der für fie feine Umkehr und fein 

Nachgeben möglich ift. 

(Bravo! rechts und bei den Nationalliberalen. Ziſchen links. Wieder⸗ 
boltes lebhaftes Bravo! und Ziſchen.) 


Der Abg. Windthorft fand zwiſchen ber Rede des Grafen 
zu Limburg-Stirum und ber bes Fürften Bismard einen ſolchen 
Zuſammenklang, daß man an ein vorbedachtes Vorgehen, ein vorheriges 
Einegereiren denfen müfle. Wenn er nun heute gehört habe, wie Graf 
zu Limburg⸗Stirum mit befonberer Geflifjentlichleit die Einzelſtaaten 
und die Einzellanbtage betont, der Reichskanzler die gleiche Anſchauungs- 
weife vertreten habe, fo gewönnen bei ihm bie Gerüchte an Gonfiftenz, 
daß es fi um eine Befeitigung des allgemeinen Stimmrecht? handle 
und um eine Neubildung des Reichstags aus Delegationen der Einzel: 
Iandtage. Er fei feiner Zeit ein Gegner des allgemeinen Stimmrechts 
geweien; nachdem e3 aber die Grundlage für die ganze Conftruction 
des Reiche geworben fei, fage er ebenſo beftimmt, daß er die Ber- 
ftörung diefer Bafıs für das Verhängnißvollfte Halten würde. Habe 
er bisher folden Gerüchten nicht geglaubt, jo müſſe er jeßt, nad dem 
„Duett Limburg:Bismard” eine foͤrmliche Erklärung des Reichskanzlers 
fordern, daß er an eine Aenderung des Stimmrechts nicht denke. Das 
Land habe alle Urſache, bei den Wahlen recht umfichtig und recht vor: 
ſichtig zu fein, denn bei ber Ausdauer, mit der ber Reichskanzler feine 
Ziele zu verfolgen pflege, fei gar nicht daran zu zweifeln, daß das 
Reich vor jehr ernften Conflicten ftehe. Weiter fuchte er zu bemeifen, 
daß die Reichstagsmajorität thatſächlich den verbünbeten Regierungen 
alles Geforderte bewilligt habe; denn die Dauer der Bewilligung 
fomme in Wirklichkeit nicht in Betracht. Der ganze Etat des Reichs 
fei mit Ausnahme des Militärbudget? auf ein Jahr geftellt, da könne 
es doch fein jo großes Verbrechen fein, wenn man auch für das Heer 
Bewilligung von Jahr zu Jahr fordere, wie e8 in allen anderen con: 
ftitutionelen Staaten Brauch fei, ober von drei zu drei Jahren, wie 


) Ehrlichkeit, vgl. Bd. VII 226. 
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der Reichstag zu bemilligen gewillt geweſen ſei. Militäriſche Rück- 
ſichten ſprächen weder für eine Bewilligung auf ſieben, noch für eine 
ſolche auf drei Jahre. Habe man fein Vertrauen zu dem Reichstag, 
daß er das Verſtändige thun und eine Minderung der Wehrkraft 
auf Koften der Sicherheit des Landes nicht verlangen werbe, fo bleibe 
in der That nichts Anderes übrig, als die ganze Verfaſſung aufzu: 
heben, den Reichstag zu befeitigen und die abjolute Monarchie Herzu: 
ftellen. Der Verfuh, hier indirect Wahlreden im Namen der Regie: 
rungen zu halten, fcheine ihm meber zweckmäßig noch gelungen. Die 
Regierung habe dazu andere Mittel im Weberfluß. Aus der Aeußerung 
des Reichskanzlers über Monopole habe er nicht entnehmen können, 
daß die Regierung damit nicht fommen werde; im Gegentheil müfje 
er annehmen, daß der Monopolgedanke noch nicht aufgegeben fei, nad: 
dem der Finanzminifter im Reichstag das Branntweinmonopol als 
Ideal der Regierung, das Tabakmonopol als eigenes Ideal dargeftellt 
habe. Wenn dies aber der Fall fei, fo habe der Finanzminiſter 
die Pflicht, mit feinem Princip zu ftehen und zu fallen. Den Bor: 
wurf der Reichäfeinblichleit wehrte er von fich wie von den Mitgliedern 
der Reichstagsmajoritäi ab. Er perfönlic ftehe auf dem Boden ber 
Verfaffung bes preußiſchen Staats und des Deutſchen Reichs und werde 
davon aud nicht ein Jota ablafjen, fondern fie aud dann vertreten, “ 
wenn man von anderer Seite verfuche, fie anzugreifen. Wunderbar 
fei e8, daß fi Diejenigen, die fi vorzugsweiſe das Verdienſt zu: 
eigneten, das Reich und die Reichsverfaſſung begründet zu haben, im 
Bunde nun zufammenfänden, um durch fortwährendes Angreifen und 
Tadeln der wichtigſten Reichsinftitutionen, wie bed Reichstags, die 
Grundlagen des Reichs zu erfhüttern. Sehr ſcharf erwiderte dem 
Abg. Windthorft zunähft Frhr. v. Zedlitz-Neukirch, indem er 
— von dem Sat ausgehend, daß Monopole nur bei einem unglüd: 
lichen Krieg Deutſchlands fommen würden — allen Denen, die unter 
welfiſcher Führung den Feldzug gegen die Militärvorlage mitgemacht 
hätten, den Vorwurf machte, Deutſchland auf einen Weg zu führen, 
auf dem es ganz fiher Monopole befomme. Er proteftirte weiter 
gegen die Verdächtigung der verfafjungstreuen Haltung ber verbündeten 
Regierungen, die durch Nichts geredtfertigt fei und um fo ſchwerer 
wiege, nachdem der Reichskanzler eben erft die Verfafjungstreue der 
Regierungen ausdrücklich verfichert habe. Conflictsſüchtig feien nicht die 
Regierungen, ſondern die Reichstagsparteien, die das im Jahre 1874 
geſchloſſene Compromiß wegen ihres Mißtrauens gegen bie verbündeten 
Regierungen und Se. Majeftät den Kaiſer nicht aufrecht erhalten wollten. 
Alsdann erwiderte dem Führer der Welfen und bes Centrum Fürſt 
Bismard*): 


*) St8. 103a. 
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Wenn id) dem Abg. Dr. Windthorft nicht jogleih geantwortet 
babe, fo liegt das in meinem korperlichen Zuſtande, der mir das 
Reden ſchwer macht. 

Der Herr Vorredner hat ſeitdem in ſo beredter Weiſe einen 
großen Theil deſſen, was ich vorbringen wollte, gegen Herrn 
Dr. Windthorſt bereits geſagt, daß ich darauf verzichten kann; ich 
würde überhaupt ſchweigen, wenn nicht Herr Windthorſt mich durch 
perſönliche Infinuationen en demeure') in die Nothwendigkeit ge— 
fegt hätte, ihm perjönlich zu antworten und ihm Verfiherungen zu 
geben, die er von mir gefordert hat. Als der Abgeordnete das 
Wort nahm, fagte ih mir: Das ift der Führer, dem die Majorität 
des Reichstages auf jeden Wink gehorcht, der Mann, der im Reiche: 
tage *) das Volf fo zu fagen vertritt, er wird mir alfo etwas Grün! 
lies und Sachliches erwidern, das der Höhe der Situation 
würdig ift. . 

Statt defien mußte ich erleben, daß er, anftatt Gründe für 
feine Weberzeugung zu geben, zu ber bedenklichen Waffe ber Ge: 
rüchte gegriffen hat. Er fing damit an, es beftänden Gerüchte, 
wir wollten das Wahlgefeg angreifen. Nun, das liegt in ber: 
felben Gegend wie die Beihuldigung, die Regierung wolle die 
Reaction, fie wolle Monopole, fie wolle das Wahlgefeg ändern; 
es fehlt nur noch die Leibeigenſchaft, 

(Heiterfeit.) 
die gehört doch auch mit in diefe Kategorie. Der Herr Abg. Windt: 
horſt wird das vielleicht der Fortichrittspartei überlafien, das ſchlägt 
mehr in ihr Fach. (Heiterkeit. 





Der Abgeorbnete hat von mir ein Bekenntniß zu dem be 
ftehenden Wahlgejege verlangt und die Verfiherung, daß ich mid 
mit Zerftörungsplänen für dieſes Wahlgefeg nicht trüge. Wenn 
ich alfo geſchwiegen hätte, fo würde der Abgeorbnete nachher in 
jeinen Wahlreden und feinen Zeitungen jagen: Darauf hat ber 
Reichskanzler feinerfeits nicht geantwortet. Er nöthigt mich alfo, 
trog meines leidenden Zuftandes, die Verfiherungen, die er ver- 


*) StB.: Reiche. 
i S. o. S. 255. 
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langt hat*), noch zu geben. Ich kann fie mit der Verfiherung 
einleiten, daß ich in einem viel logiſcheren und viel wohlmollen- 
deren Verhältniß zu dem Wahlgeſetz ftehe, als der Herr Abgeord- 
nete. Er hat gefagt, er habe urjprünglih das Wahlgejeg nicht 
gebilligt. Ich habe es urſprünglich gebilligt, ich habe es vor- 
geihlagen. Daß ih mir dabei von der Leichtgläubigfeit vieler 
Wähler, von dem ungeheuren Maße der Berlogenheit der Wahl: 
agitationen die richtige Vorftellung nicht gemacht habe, bringt mich 
noch nit auf den Irrthum, daß ich das deutihe Volk überſchätzt 
hätte. Ich rechne auf den Fortichritt, auf die Entwidelung, auf 
die Schärfung des Urtheils durch die Schule nad) ihrer vollftän- 
digen Gmancipation. 
(Sehr gut! Hört! Hört!) 

Der Abgeordnete fagt dann, er hätte dieſes Wahlrecht nicht 
für vernünftig, er hätte es für fehr gefährlih gehalten‘), aber 
gerade deshalb, ſcheint e8, gönnt er es dem Deutſchen Reid. Ich 
muß aljo annehmen, daß ihm das allgemeine Wahlrecht für Partei» 
zwecke nügliher als wie für Reichszwecke erſcheint. 

(Heiterfeit.) 

Ich bekenne mich vor der Nation als den ſchuldigen Urheber 
diejes Wahlrehts, und ich habe es ala mein Kind gewifler Maßen 
zu vertreten. Ich gebe deshalb dem Abgeordneten die von ihm 
verlangte Berfiherung vol und unummunden: Im Schooße der 
verbündeten Regierungen ift von einer Anfechtung des gültigen 
Wahlgejeges in feiner Weije die Rede. Nur der Herr Abgeord- 
nete ſpricht davon; er hält es für ſchädlich, er hält es für nach— 
theilig, er fagt, er würbe es nicht gegeben haben; und da id nun 
vorausfegen muß, daß er denſelben Maßſtab an ſich legt, den er 
auch an ben Herrn Finanzminifter legte, von dem er nad) dem Grund⸗ 








*) ©. 108b. 

') Die Ausbrüde „nicht vernünftig“ unb „ſehr gefährlich" braucht ber 
Abg. Windthorft nicht; cr fagt nur: „Ich meinestheils habe gar keine Be— 
denten, zu fagen, daß ich derzeit dad allgemeine birecte geheime Wahlredt ... 
nicht befürwortet haben mwürbe, wenn id) irgendwo im Aınte geweien wäre. 
Nachdem es aber ausgeführt worden ift, nachdem ed die Grundlage ge— 
worden ift für die ganze Conftruction des Reiches, fage ih ebenjo beftimmt: 
Ich würde es für das Verhängnißvolfte halten, mas wir überhaupt thun 
tönnen, wenn wir jegt biefe Baſis zerjtören wollten“ (StB. 98a). 
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jag: vir tenax propositi !) verlangte, daß er für Das, was er 
einmal öffentlich erklärt, au kämpfen müßte?), fo verlange ich 
von ihm ala von einem Ehrenmann, daß auch er gegen das Wahl: 
geſetz nun dauernd auftrete, gegen das Wahlgeſetz, wie es ift, und 
ebenjo dauernd aud für das Königreich Hannover, wie es jegt 
nicht mehr it, fondern wie es war. 

(Große Unruhe im Centrum.) 


Das verlange ich von ihm, das verlangt die Theorie, die er 
dem Finanzminifter gegenüber entwidelt. Er bat fi öffentlich 
und amtlih noch neulich) im Reichstag unummunden ala Welfe 
befannt®), alfo habe ic) das Recht, ihn nach feinem eigenen Aus— 
ſpruch und nad) feiner eigenen Einfhägung für einen Welfen zu 
erflären. Nach dem Maßſtab, den er an den Finanzminifter legte 
— und er wird dod) minbeftens von ſich eine eben jo gute Meinung 
haben mwie von dem Herrn Finanzminifter — 

(Heiterfeit.) 


muß ich annehmen, daß der Herr Abgeordnete nad) wie vor bei 
feiner Bekämpfung des jegigen Wahlgejeges beharren wird, daß 
er nur wünſcht, es durch Andere zu Fall zu bringen, und daß er 
bei feiner Abfiht, das Königreih Hannover herzuftelen — auf 
dem angeblich gefegmäßigen Wege — 
(Unruhe im Gentrum.) 

gleichfalls bleiben wird. Jeder verfaflungsfeindlide Mann fagt, 
id) will die Verfaffung ändern, allerdings auf gefeglihem Wege. 
Wir aber wollen fie gar nicht ändern, aud auf gefegmäßigem 
Wege nicht, fondern wir wollen fie halten und ausbilden. 


) Ein Mann, der zäh an feiner Abfiht Hält, Horatii Od. III 8, 1. 

) Ag. Windthorft: „Ein Minifter Hat bie Pfliht — und id) bin nicht 
zweifelhaft, daß unfer pflictgetreuer Finanzminifter dieſe Pflicht zu erfüllen 
vollkommen bereit {ft —, nad) feinem beften Wiffen und Geroiffen die Borfchläge 
zu maden, die nad) feiner Anficht zur Dedung der Finanznoth erforderlich find. 
Sind nun nad) feiner Anſicht diefe beiden Monopole das richtige Mittel, dann 
muß er Alles aufbieten, diejelben durchzufegen, und wenn er andeutet, bei 
feinen Gollegen Schwierigleiten zu finden, fo heißt es in foldem Falle: Muth 
faffen, denn ein ſolches Princip Tann der Minifter nicht aufgeben, dann muß 
er mit ihm ftehen und fallen” (StB. 100b). 

) ©. o. ©. 246 Anm. 1. 
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Der Abgeordnete erklärte ferner die Sicherheit der Dynaftie 
dadurch bedroht, daß die Socialdemofratie ſich verdoppeln und 
vervierfahen würde‘). Nun, die Beftrebungen*) des Centrums 
und der Fortjchrittspartei bei ben Wahlen find allerdings darauf 
gerichtet, duch Wahlcompromifje mit den Socialdemokraten die 
focialdemokratifhe Partei zu vermehren 

(Große Unruhe im Centrum. Rufe: Umgekehrt!) 
und durch Erſchütterung jeder Autorität im Lande die Feindjelig- 
feit gegen bie Regierung, bie in ber Socialbemofratie herrſcht, 
nad Kräften vorzubereiten und zu unterftügen. Ich habe früher 
ſchon einmal gejagt, der Fortichritt ift die Vorfrucht der Sorial: 
demofratie®), indem er alle Achtung vor ber Obrigkeit und vor 
ber Kaijerlihen Regierung vorher untergräbt, 

(Oho! links. — Sehr richtig! rechts.) 

vorher untergräbt und auf diefe Weife auch im Gemüthe des ein- 
fahen Wählers tabula rasa °) herftellt, die die Socialdemofraten 
brauden ‘). Die Anfechtungen, die wir aus dem Centrum erfahren, 
bewegen fi auf einem anderen Boden. Da habe ich hauptſäch- 
lich zu Hagen über die Unterftügung, die die Socialdemofratie bei 
den Compromißwahlen, bei den Stichwahlen empfängt. 

Die meiften Socialdemofraten find ja erft durch die Unter: 
ftügung des Centrums 

(Lebhafter Widerſpruch im Centrum.) 
in den Stihmwahlen gewählt worden. Tas ift auch nicht jo auf: 
fällig. Es kann ja fein Zweifel beftehen, daß das Oberhaupt der 
katholiſchen Kirche, in deffen Namen das Centrum es liebt aufzu: 
treten, diefe Praktiken nach zmweifellojen und allbefannten Aus- 


*) ©. 1048.- 

ij Ag. Windthorft: „Die aber, melde Gonflicte heraufbeſchwören, 
mögen fi fragen, wie verhängnißvoll dieſe Gonflicte auf den Veftand des 
Reihe, ja wie fie auf die Sicherheit und ben Beftand ber Krone einwirken 
tönnen. Sie mögen ſich fagen, daß ſolche Gonflicte bie fociale Gefahr ver- 
doppeln, und daß ber Angriff auf dad allgemeine birecte geheime Wahlrecht 
bis in bie tiefften Schichten der Benölferung aufregend wirken ... muß" 
(StB. 98). 

2) Bot. Bd. VII 282. 

) Eigentlih: eine abgewiſchte Schreibtafel, vgl. 3b. V 303. 

) gl. Bd. XI 897. 
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iprüchen unbedingt verdammen muß, bieje Gemeinſchaft mit der 24. 1. 1887. 
Socialdemokratie, in der das Gentrum fi bei uns bewegt, fo: 
mohl bei den Wahlen ala auch bei den Abftimmungen. 
(Cho! im Centrum.) 
Ich glaube auch, daß Sie 
(zum Centrum) 

für Ihr weiteres Vorgehen in Rom bie Billigung nit finden, 
die Sie den Wählern einreden, und ich glaube ferner, daß ber 
Wähler noch vor den Wahlen darüber ins Klare fommen wird, 
0b und inwieweit Sie die Stimme der römifhen Curie für das 
Umfturztreiben, das Sie begünftigen — nicht betreiben — gegen 
das Deutſche Reich auf Ihrer Seite haben’). 

(Zebhafter Beifall rechts und bei den Nationalliberalen.) 
Der Papft ift ein Mann des Friedens und bes Erhalten, und 
ihm ift nicht damit gedient, daß in die beitehenden Autoritäten 
Brefche gelegt wird. 

(Bravo! recht und bei den Nationalliberalen.) 

Wenn der Wähler fi} erft davon überzeugt, dann, glaube ich, wird 
er auch unter dem bloßen Vorwande eines Kirchenconflicts fi 
zu einem Bündniß mit der Socialdemofratie nicht hergeben. 

Dann wurde ferner eine Andeutung gemacht, ala ob wir das 
Etatsrecht beeinträchtigten ®). Es handelt ſich aber bei diefem ganzen 
Auflöfungsconflict um gar feine Etatsfrage, fondern um eine 
Frage der Geſetzgebung auf Grund des Art. 60 der Verfaffung. 
Art. 60 der Verfaffung hat ein Xeternat im Sinne Wir haben 
uns auf ein Septennat verglichen, und die Gegner der verbündeten 
Regierungen fechten diejen Vergleih an; fie juchen,“ weil ihnen 
die Eriftenz des Reiches an ſich oder fo wie es ift, nicht convenirt, 
den Spielraum, den dieſer Artikel in der Gefeggebung nad) feiner 
Faſſung läßt, zu benugen, um das Rei in jeinen Fugen und 
Fundamenten zu erjhüttern. Der Herr Abgeorbnete hat jelbit 
ſchon zu erkennen gegeben, wie raſch die periodiiche Bewilligung 
heruntergeht. Ich habe vorhin gejagt, die Regierung wollte*) fi 


*) ©. 104b. 
) Man vgl. die Einleitung zu Abth. V dieſes Bandes. 
) ©. Vorbemerkung. 
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dem nicht ausjegen, daß das Septennat als Ausgangspunkt neuer 
Bewilligungen, neuer Conceifionen von Eeiten der Tppofition be 
nugt würde, der Kaiſer fönne das ihm anvertraute Depot der 
Regierungsrechte nicht auf dieſe Weile ohne Zuftimmung der ver: 
bündeten Negierungen weiter cediren an den Reichstag. Wir jeben 
jegt, daß die drei Jahre Herrn Windthorft ſchon nicht mehr ge: 
nügen; er plaidirt als für etwas ganz Natürliches, daß wir jedes 
Jahr einen Conflict Haben müfjen. Gehäufte Conflicte — je näher 
fie liegen, deſto unficherer die Eriftenz des Deutſchen Reiches. Ch 
dem Herrn Abgeoroneten damit gedient ift, weiß ih nit, und 
was id) innerlich glaube, habe ich feine Verpflichtung hier auszu: 


ſprechen. (Heiterfeit rechts.) 


Der Herr Abgeordnete hat ſich dann, nachdem er das Gebiet 
der Gerüchte verlaſſen hatte, auf das Gebiet der Schlagworte ar: 
worfen, dahin rechne ich die Redensart: „Ja, wenn die Regierung 
das nicht will, dann bleibt gar Nichts übrig als die abjolute Mon: 
ardie).” — Ja, meine Herren, das ift eine Redensart, die wirt: 
lic) tief unter ber Würde eines jo angejehenen Herrn, ehemaligen 
Minifters und großen Staatsmannes fteht, wie e8 der Herr Abg. 
Windthorft if. Das ift ja eine unglaubliche Uebertreibung. Was 
uns übrig bleibt, das betreiben wir eben in diefem Augenblid von 
beiden Seiten: den Wähler darüber zu belehren, wohin ihn jeine 
Abgeordneten von der Reichstagsmajorität führen, wenn er die: 
ſelben wieberwählt, wenn er ſich deren Politif mit gebundenen 
Händen bingibt und deren Zeitungen glaubt. Es bleibt uns übrig 
ein anderer Reichstag mit einer anderen Majorität. Hätte der 
Reichstag eine nationale Majorität anftatt einer reichafeindlichen 
— ich werde den Ausdrud, den der Herr Abgeordnete angefochten 
hat *), gleich nachher erläutern —, dann wäre fehr viel mehr Ter: 


') S. Vorbemerkung. 

2) Abg. Windthorft: „Dann hat der Herr Reichtanzler eine ganze Reihe 
von Reihstagsmitgliedern ald Reichsfeinde erklärt. Das lautet im Munde bes 
activen Minifters doch jehr bebentli. Sind die Mitglieder des Reichstags 
mirttih fo, wie er fie fhilbert, dann muß allerdings bafür geforgt werden, 
daß ſoiche Elemente gar nicht in den Reichstag kommen können. Reichsfeinde 
tönnen und bürfen im Reichstag fo wenig figen wie hier. ber id) leugne, 
daß folhe drin figen, mir find fie wenigiten® nicht befannt" (StB. 1006). 
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trauen beredhtigt: dann wäre das richtig, was ber Herr Abgeord⸗ 
nete vorhin fagte. Ein „verftändiger” Reichstag — mohl: 
gemerkt, das Wort unterftrihen — ein „verftändiger” Reichstag 
wird jd nicht die Beibehaltung oder Verftärfung ber Armee ab- 
lehnen, wenn das Bebürfniß vorhanden iſt. Gewiß, ein verftän- 
diger Reichstag wird beurtheilen, ob das Bedürfniß vorhanden ift, 
und ift er wirklich verftändig, das heißt, ift er wirklich reichs— 
freundlich, fo wird er wahrſcheinlich ebenfo urtheilen wie die Re 
gierungen; denn die haben aud fein Vergnügen daran, noch mehr 
Soldaten zu haben, noch mehr Steuern zu erheben; Paradezwede 
haben fie nit. Aber wenn nun der Reichstag nicht reichsfreund⸗ 
lih wird — id) meine die Majorität? 

Der Herr Abgeorbnete hat gejagt: Wir fechten eine der weſent⸗ 
lichſten Reicsinftitutionen mit Geringihägung an!). Aber Alles, 
was wir jagen, richtet fi) doch nur gegen die augenblidlihe 
Majorität, und dieſe befteht in der Hauptfahe aus notoriſchen 
Reichsfeinden, die felbft das Zeugniß des Abg. Winbthorft, daß 
fie reichstreu feien, nicht acceptiren. Es ift ja für die parla- 
mentariſchen Einritungen ganz nüglih, wenn man ein gewiſſes 
ftifehweigendes convenio ?) hat: Wir wollen uns Alle gegenfeitig 
für tugendhaft halten, und ein Schuft, wer das Gegentheil thut! 
Das heißt, die Geſchäftsordnung fol den ftrafen, der überhaupt 
ſich erlaubt, an der Tugendhaftigfeit und ehrlichen Reichstreue des 
Anderen zu zweifeln. Nun, meine Herren, die Geſchäftsordnung 
mag ben Abgeordneten das ja vorfchreiben, und fie werden danach 
handeln; für mid, für die Rebefreiheit, die ich im Namen bes 
Königs und der Regierung habe, ift die Geſchäftsordnung aber 
nicht bindend; ich habe nicht die Verpflichtung, Jeden für reiche: 
treu und fönigstreu zu halten, ber ſich dafür ausgibt; namentlich 
die Kryptorepublicaner*) in der Fortichrittspartei ®) habe ich nicht 
die Verpflichtung, für königstreu zu halten. Ich glaube nicht, daß 


*) 6. 1052. 

j S. Vorbemerkung. 

uUebereinkommen. 

) Ueber den demokratiſch⸗republicaniſchen Charakter der Fortſchritts⸗ bezw, 
deutſch⸗freiſinnigen Partei ogl. Bb. IX 147. 1851 ff. 154. 415, X 118. 259 f. 
266 f. 

Blemards polttiihe Reden. KIT. 20 
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es auf den Eingeweihten noch irgend welden Eindrud macht, wenn 
die königsfeindlichſten Aufforderungen mit einem: „Es lebe der 
König und das ganze Königliche Haus!” begleitet werden. In 
der Provinz, da mag e8 einen gewaltigen Eindrud auf die Leute 
machen, weil fie die parlamentarifche Thätigfeit diefer Herren nicht 
kennen und nie fennen lernen. Die laſſen ſich durch ſolchen Royalis— 
mus bethören. Der gemeine Mann in Preußen — das erwidere 
ich dem Herrn Abg. Windthorft auf feine Befürchtungen für die 
Dynaftie — läßt fih nur durch DVerfiherungen im Namen bes 
Königs täufchen und verführen, und die werden ja allerdings von 
ben Herren reichlich gegeben; fie betheuern ihre Königstreue durch 
die Hochs, die fie ausbringen, durch ihre Verfiherungen, und 
fagen: Nichtet Euch nad; meinen Worten und nit nad) meinen 
Werken; meine Werke mögen dem Könige und feiner Regierung 
feindlih fein, aber die Worte werden Alles deden und machen 
Alles gerecht. 

Ich ftehe alſo nicht an, die Zwede und die legten Ziele der 
Fortfehrittspartei als unverträglih mit den monardifhen Ein: 
richtungen zu bezeichnen, als antimonarchiſch und als Eryptorepubli= 


caniſch. Gravol rechts.) 


Wir find weit entfernt davon, der abfoluten Monarchie zu: 
zuſtreben; ich halte diefelbe überhaupt für eine unmögliche Ein— 
rihtung '), denn dann regiert entweder ber Bureaufrat oder der 
Generaladjutant oder irgend Jemand, der das Geſchäft nicht kennt ?). 
Ich Halte e& für unbedingt nothwendig, daß die Monardie tem- 
perirt werde durch die Freiheit der Preſſe, durch die Nothwendig- 
feit und Unentbehrlicfeit der Zuftimmung zu jeder Aenderung des 
geſetzlichen status quo®), das heißt alfo, daß die geſetzgebende Gemalt 
getheilt werde und daß Vertreter des Volks und eine freie Preſſe 
im Stande feien, ohne Furt und ohne Rüdfiht den König und 
feine Regierung auf jeden irrthümlihen Weg, ben er einfchlägt, 
aufmerkſam zu machen. Darüber hinaus liegt ein Beftreben, das 


) Del. Bb. IX 147, X 46. 
) ®gl. 8b. VII 146. 
60.6.8. 
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mit der Preußiſchen Verfaffung nicht übereinftimmt: bas ift das 
Mitregieren, und alle Berfuche, die in Preußen und im Reich dem 
Sag der Preußifchen Verfaffung !) widerſprechen: Die vollziehende 
Gewalt ruht beim König allein. ..*) Ich fpreche dieſes politifche 
Glaubensbefenntniß aus, um ben Gedanken zu befämpfen, ala ob ich 
ein Freund des Abſolutismus und ber unbeſchränkten Gewalt wäre. 
Der Abfolutismus herrſcht in den parlamentarifhen Fractionen; 
er herrſcht auch dann, wenn eine Majorität ihn ausübt, eine Ma- 
jorität von einer Stimme. Dann ift er viel gröber, als wenn ein 
Einzelner ihn ausübt. Ein Einzelner hat immer Rüdficht zu nehmen 
auf die Meinungen; eine Majorität hat gar feine Rüdfihten zu 
nehmen: stat numerus pro ratione ?). Es ift ja für den Bundes- 
rath eine außerordentliche Erleichterung, daß er, wenn er bie Be: 
ſchluſſe des Reichstags ablehnen muß, nicht mehr Gründe anzu= 
führen braucht, fondern einfach zu fagen beredtigt ift — er thut 
es nicht immer, aber er ift doch dazu berechtigt —: Diefer Be: 
ſchluß des Reichstages hat die Majorität im Bundesrath nicht 
gefunden; und damit ift es gut. Es ift das eine vortrefflihe Ein— 
richtung, um die ich die Parlamente immer beneibet habe. Jetzt 
haben wir fie in Deutſchland aud. 

Der Herr Abgeordnete hat mir wiederum vorgeworfen, ich 
verhöhnte die Hannoveraner als ein königstreues Volk’). Eine 
ſolche Verhöhnung liegt mir vollftändig fern. Wenn ich Etwas — 
nicht zu verhöhnen, aber anzugreifen geneigt bin, fo ift es das 
Verfahren derjenigen, die mit den fönigstreuen Gefühlen dieſer 
ehrlichen Bevölkerung **) des Lüneburger Landes für ihre ehr: 
geizigen Parteibeftrebungen Geſchäfte zu machen fuchen. 

(Hört! Hört! rechts.) 
Das table ih in der That aufs Höchfte, das verhöhne ich, wenn 
ih es kann. 


*) Ergänge etwa: gehören bahin. 
**) 6. 105b. 
2) Art. 45. 
) An Stelle bed Grundes gilt bie Zahl, Umwandlung eines claffiigen 
Eitats, vgl. Bd. I 187, IX 363. 
®) Ag. Windthorft: „Wenn man Gefühle ber Pietät aus der Ver— 
gangenheit bewahrt, fo follte ein Tönigätreues Volt das ehren und nicht in der 
Weiſe verhöhnen, wie Sie bei jeder Gelegenheit thun“ (StB. 1008). 
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Nun, meine Herren, ih habe dem, was id) jagte, Nichts weiter 

hinzuzufügen; ich freue mich, diefe Debatte angeregt zu haben. 
(Hört! Hört!) 

Wenn ber Herr Abgeordnete vorhin gefagt hat, es made ihm 
den Eindrud, daß ich mich) mit dem Herrn Grafen Stirum ver 
abrebet hätte — er fprad von dem Duett Bismard:Stirum —, 
jo kann ich ihm darin vollftändig Recht geben. Ich habe mich 
mit dem Herrn Grafen Stirum verabredet und möchte den Herrn 
Abg. Windthorft fragen, ob er eine ſolche Verabredung für ver- 
faffungswidrig hält. Heiterleit) 


Er trug das vor mit dem Tone der ſittlichen Entruſtung, 
den er ſo ſchön anzuſchlagen weiß, als ob er mir damit eine ganz 
ſchändliche Handlung vorwerfen wollte. Ich gehe noch viel weiter; 
ich habe erſt in der vergangenen Nacht, ſchlaflos wie ich war, die 
Rede des Herrn Abg. Windthorſt geleſen, namentlich die Rede von 
den Monopolen, ich weiß nicht gerade welche, und da dachte ich 
mir, das kann ſo nicht hingehen, das kann nicht unwiderſprochen 
bleiben, das iſt nur zu den Wählern geredet, dagegen muß Etwas 
geſchehen. Darum habe ich den Herrn Grafen Stirum gebeten, 
mir die Ehre ſeines Beſuches zu ſchenken, und mit ihm verabredet, 
daß wir ba doch einſchreiten müßten. Dazu bin id doch voll: 
ftändig bereditigt. Hat der Landtag, das Abgeordnetenhaus nicht 
das Recht, davon unterrichtet zu fein, welche Politit duch die Ge: 
fandten, deren Gehälter es bewilligt, vertreten wird? — Und iſt 
es überhaupt für die Abgeordneten in Preußen fo ganz gleich: 
gültig, ob fie erfahren, was ihr König im Reichstag für eine Po: 
fitit vertreten läßt? Ich habe mir die Sache in einer zwedmäßigen 
Weife einzurichten gefucht, um mir die Möglichkeit zu gewähren, 
mich über dieſe Frage auszujprehen. Daraus made ih gar fein 
Geheimniß und proteftire dagegen, daß irgend etwas Anderes 
darin gelegen hätte als die Bereitwilligfeit, meinem Lande in 
möglichftem Einverftändniß mit feinen Vertretern diejenigen Dienſte 
zu ermweifen, die nad) meinen ſchwachen Kräften hier mögli find. 
Dazu rechne ich aud die Klarlegung des Reichstagsconflicts in 
dem Preußifhen Landtag, der drei Fünftel der Bevölferung des 
Deutſchen Reiches vertritt. Es wäre faft eine Vernachläſſigung 
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dem gegenüber, wenn ich es unterlaffen hätte, die ih nur mit 
meinem Gefundheitözuftand hätte entf juldigen können. Darum 
bitte ih aud um Nachſicht, wenn ich dieſe Debatte, zu der ih 
noch viel fagen könnte, falls meine Kräfte es mir geftatteten, für 
diefen Augenblid nicht fortfege. 

(LZebhaftes Bravo! rechts.) 


Der Abg. Richter fah in der Fünftlich Herbeigeführten Discuffion 
über Dinge, die vor den Reichstag gehörten, ein Kennzeichen bafür, 
daß die Regierungen fi der öffentlichen Meinung dod nicht für fo ſicher 
erachteten und neuer Mittel der Agitation bebürften, um ihre Freunde 
in Stimmung zu erhalten. Die Aeußerungen des Fürften Bismard 
über Monopole Tonnten ihn nicht beruhigen; wenn der Reichskanzler 
fage, daß ein Monopol nur nad einem unglüdlihen Kriege Ausſicht 
habe, fo fei damit doch nicht auögefchloflen, daß er nad einem glüd- 
lichen Wahlfeldzug bemüht fein werde, feine Ideale auszuführen, ent: 
ſprechend ber eifernen Confequenz, mit der er feine Pläne verfolge. 
Auch das geheime birecte Wahlrecht, deſſen Vater Fürft Bismard 
ſich nenne, fei aus diefem Grunde noch nicht gegen alle Anfechtungen 
gefichert, liebe es doch ber Reichskanzler, „feine eigenen Kinder zu ver: 
zehren“. So fei es auf dem Gebiete ber Zollpolitif gemefen, fo fei 
es jegt mit den kirchenpolitiſchen Gefegen, deren eigentlicher Urheber 
Fürft Bismard fei. In Bezug auf das Wahlrecht begünftige Fürft 
Bismard die Abſicht der confervativen Parteien, es auf die Berufs: 
organifationen zu gründen; mieberholt habe er ſich gegen Majoritäts: 
entſcheidungen der Volksvertretung auögefprochen und damit feine Ab: 
neigung gegen das auf der Stimmenzahl beruhende allgemeine gleiche 
Wahlreht erklärt. Die Verfaffungstreue des Reichskanzlers erſchien 
ihm als etwas Wanbelbares, er fei immer nur berjenigen Auslegung 
der Verfaffung treu, die in bie gewünfchte Theorie pafle, au wenn 
fie in directem Widerſpruch mit allen anderen Auslegungen ftehe. 
Das Septennat fei ein Compromiß nur mit denjenigen Parteien, bie 
ihm im Jahre 1874 zugeftimmt hätten, habe aber niemals einer fünf: 
tigen Bemeflung der Friedenspraͤſenzſtärke aud für fürzere Zeit nad 
Ablauf der fieben Jahre präjubiciren follen. Das fei auch noch 1880 
von ben Nebnern der nationalliberalen Partei betont worden, von 
einem Herkommen ober gar Recht zu ſprechen, fei demnach der Reichs: 
tanzler nicht berechtigt, und um fo weniger, als aud bie verbünbeten 
Regierungen das Compromiß nicht gehalten hätten. Offen geftand er 
au, daß der Widerſpruch gegen die Feftlegung der Präfenzziffer auf 
fieben Jahre weſentlich veranlaßt fei durch das Streben nad) einer 
Verfürzung der Dienftzeit, die man ala Yequivalent für Bewilligung 
verftärkter Recrutenaußhebungen einzutaufchen hoffte. Indem er ala: 
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dann bie Königätreue der Fortichrittspartei vertheibigte, tabelte er es 
als unanftändig, daß ber Frhr. v. Zedlig den Namen des Königs 
in die Debatte gezogen habe. Der Vorwurf der Reichsfeindlichkeit 
treffe Jeben, der nicht biämardtreu fei und bem Reichskanzler nicht 
Orbdre parire; denn immer mehr verwechſele der Reichskanzler ſich felbft 
mit dem Reiche. Aber darin liege eine große Gefahr, denn nit durch 
die als kryptorepublicaniſch geſcholtene Fortſchrittspartei, fondern durch 
die Machtſtellung des Reichskanzlers werde die Krone gefährdet. 
Fürft Bismard ermiberte*): 

Ich wünſche nur, daß der Herr Abg. Richter ala Mahlparole 
für die Fortfchrittspartei die Gefahr ausgebe, in welche die Krone 
Preußen durch die Macht des Kanzlers geſetzt worden iſt ); da 
bin ich ihm fehr dankbar; dann braucht er fich weiter gar nicht zu 
bemühen. Ich will ihm nur wünfchen, oder vielmehr ih will dem 
Heren Abg. Windthorft nur wünſchen, daß der Abg. Richter ihm 
eben jo gehorfam bleibe, wie ich es unter allen Umftänden dem 
König von Preußen bin. (Heiterkeit.) 


Ich kann das mit Heiterkeit jagen, denn e& unterliegt feinem Zweifel; 
ber Zweifel daran verfällt nothwendig ber Lächerlichkeit. Ich habe 
aber nod einige rebellifhe Gedanken von der Fortfchrittspartei 
gegen das Centrum aus ber retrofpectiven Kritif über die Zoll: 
gejeßgebung aus der Rede des Abg. Richter heroorleuchten fehen, 
und ich möchte Herrn Windthorft empfehlen — prineipiis obsta?) —, 
bei Zeiten darauf zu ſehen, daß das nicht in die Saat ſchießt; 





*) St®. 110b. 

) Abg. Richter: „Eine thatfählie Gefahr für bie Krone... tft die 
Machtſtellung des Reichskanzlers. Die Machtſtellung des Reichskanzlers verträgt 
ſich auf die Dauer nicht mit ber Macht der Krone. Wer eine ſolche Fülle von 
Gewalt, wie nie zuvor ein Minifter, auch ein abfoluter König nicht, in ſich 
vereinigt, wenn der nun dazu noch fich auf eine Majorität im Reichstag ber 
zufen fann, wenn dazu kommt die Macht gegenüber ber Wahlfreiheit, die der 
Reichskanzler anftrebt, .... fo wird damit eine Stellung des Kanzlers gefchaffen, 
bie wefentlid) bie Rechte der Arone einengt ... Cinen Kanzler, ber eine folge 
Mast in ſig vereinigt, kann die Krone thatfäglic nicht entlaffen, weil e8 gar 
nicht möglich ift, gegenüber einem jo mächtigen Manne einen Nadzfofger ein 
aufegen. Das Reht der Krone zur Einfegung und Entlaffung ift thatfählid 
und weſentlich beſchränkt und mirb es immer mehr durch die Art, wie fort- 
dauernd eine Gewalt nad; der anderen ſich in der Perfon des Reichslanzlers 
concentrirt" (StB. 110a). 

?) Widerftehe den Anfängen, vgl. Vd. III 390, V 300. 
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Tonft wird die Einigfeit zwiſchen ben beiden Fractionen doch ſchließlich 
in die Brüche gehen. 

Ich Habe den Eindrud gehabt, daß Herr Richter ſich heute 
gegen den Abg. Windthorft, einftweilen nur conditionell und im 
Ruckblick auf die Vergangenheit, auflehnt, und das hat mich überrafcht. 

Der Abg. Richter hat es unanftändig gefunden, den König in 
unferer Debatte zu erwähnen‘). Dann muß er auch die DVer- 
faffung unanftändig finden, denn in einzelnen Artifeln fagt fie vom 
König: Der König thut dies oder das. 

(Oho! linke.) 
Ja, dann leſen Sie doch die Verfaſſung, Sie ſcheinen das nicht 
zu glauben; ih kann überhaupt die Lefung der Verfaflung nur 
jehr empfehlen, aud Bier, wie im Reichstage?); die Verfaflungen 
find viel beffer, wie die parlamentarifhen Theorien. 

Wer wünfht, daß vom König nicht die Rede fein ſoll, der 
hat das Bebürfniß, die Königliche Gewalt in Vergefienheit gerathen 
zu laſſen; (Oho! und Zuftimmung.) 
ja, das figt dahinter, wern man fagt, davon darf nicht gefprochen 
werden. Wir haben ja in oftafiatifhen Ländern ſolche verehrte 
Perſonen gehabt, die jo hoch waren, daß fie nicht gefehen und von 
ihnen nicht geſprochen werben durfte). Wir haben in England 
die Theorie, daß vom König nicht geredet werden darf, weil das 
die Ariftofratie in den Schatten geftelt hätte‘). Und bei uns 
ftellt*) es einen Parteichef in den Schatten, wenn vom Könige 
zu viel gerebet wird. (Sehr gut! redta.) 


Nun, bei uns in Preußen ift der König, Gott fei Dank, ein 
mädjtigerer Mann und eine anfehnlicere Potenz, mit der Jeder 
reinen muß. Daß hier und da von einer Gefährdung der Krone 
die Rede fei, daran glauben ja bie Herren felbft nicht, fie find ſich 


*) StB.: ftelte. 

Y) Abg. Richter: „Es gab eine Zeit — ich wünfchte, fie käme wieder —, 
da wurde es für unanftändig gehalten, fih auf den Monarchen in ber Debatte 
zu berufen“ (StB. 109b). 

S. 0. ©. 285. 

) gl. Bb. VII 32, IX 229. 

+) gl. 8b. IX 147 f., XI 296. 
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diefer Schwäche bewußt und wollen nur, daß von der Stärke des 
preußifhen Königthums möglichft wenig die Rede fei, dann find 


fe ſchon froh. (Sehr gut! rechts.) 


Ich halte das nicht für unanftändig, ich halte mi an die 
Verfaffung und werde von dem König reden, fo oft als ich berufen 
bin, feinen perſönlichen Willen geltend zu*) machen, der für mid 
ein weſentlicher Entſcheidungsgrund ift. 

Der Abgeorbnete hat für feine Verfaffungstheorie ſich nicht 
mit der Verfaſſung an fich behelfen können, fondern er hat eine 
Art Abftraction, ein Deftilat daraus gezogen, was er deren „Weſen“ 
nennt. Er jagt — es find nicht genau feine Worte —, e8 handle 
fi nit um den Wortlaut, aber um das Weſen der Verfaffung, 
die dem gegenüberfteht. Er fagt, die Theorie, die ich von der 
Neiheverfaffung entwidelt hätte, ftehe mit dem Weſen der Ber: 
faſſung in Widerfpruh"). IH kann mich auf das „Weſen“ nicht 
einlaffen, das ift eine fortfchrittliche Phantafie, ein fortfchrittliches 
Deftillat, das kann man zu Nut und Frommen der Fraction zurecht 
machen, ich halte mich aber an den Wortlaut und an den Inhalt 
der Verfaſſung, dem will ich vollftändig treu bleiben. Danach iſt 
Art. 59 der Reichsverfaſſung maßgebend für die Präfenzitärfe im 
Heere, wenn ein Geſetz und fo lange diefes Gefeg auf Grund bes 
Art. 60 nicht zu Stande gefommen ift. Diefes Verhältniß lag 
vor bis 1874, und deshalb hat man ſich damals an**) dem Noths 
behelf genügen laffen auf kurze Zeit, indem man immer hoffte, 
ein ſolches Gefeg zu Stande zu bringen. Im Jahre 1874 ift es 


S. 111la. 
) StB.: mit. 

’) Abg. Richter: „Meine Herren, was bie Treue gegen bie Berfafjung 
betrifft ..., fo ſcheint es mir die Treue zu derjenigen Auslegung bei Berfaflung 
zu fein, welche man fich gerabe zurechtlegt. Die Auslegung bed Herrn Reichs: 
Tanzlers fteht in birectem Widerſpruch mit allen anderen Audlegungen, die 
bisher von der Verfafjung gegeben find, und fteht in birectem Widerſpruch mit 
den Anſichten, bie geäußert worden find bei ben Verhandlungen über bie Ber: 
faffung. Sie beruht auf einem Syftem, wobei man nur biejenigen Artikel 
gelten läßt, die in bie gemünfchte Theorie pafjen, aber bie ſich nicht unbefangen 
aus dem Zufammenhange ber Berfafjung auslegen laſſen“ (StB. 1088). 
Der Ausdrud „Weſen der Verfafjung” findet ſich nicht in der Rebe des Abg. 
Richter. 
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zu Stande gefommen. Der Abgeordnete und Viele mit ihm glauben, 
daß damit diejenige Grenze bargeftellt fei als eine Marimalgrenze, 
bis zu der der Kaiſer nur berechtigt fei zu gehen, während um- 
gekehrt nad) der ganzen Genefis der Verfaſſung es eine Minimal- 
grenze bildet, bis zu ber zu bemilligen der Reichätag nad) der Ver- 
faffung verpflichtet if. Das werden Sie in Art. 62 und 63, wo 
die Anleitungen für die Ausgabenbewilligung des Militäretats ent 
halten find, finden, wenn Sie e8 nadlefen wollen. Das wird 
mobificirt durch das jegt geltende Septennat, das im Jahre 1888 
im Frühjahr abläuft und das wir vollftändig bereit find, auf weitere 
fieben Jahre zu erneuern. Es bildet diefe Beftimmung eine Minimal 
grenze, mit ber ber Kaifer zufrieden fein muß trog feiner außer: 
orbentlihen Prärogative, die die Verfafjung im erften Eifer ber 
unitarifhen Beftrebungen und des überftandenen Krieges in bie 
Hände des Kaiſers gelegt hatte und die durch das auf Grund bes 
Art. 60 zu gebende Gejeg mobificirt werben follten. Die Herren 
wiſſen wohl, daß dies die Minimalgrenze ift, bis zu der ber Kaifer 
das Recht hat, daß ihm bewilligt werde. Das fließt nicht aus, 
daß der Kaifer unter Umftänden, wenn gefährliche oder veränderte 
Buftände eintreten, ein majus!) im Reichstag beantragt, das er, 
fo lange er an diefe Minimalgrenze gebunden ift, mit der er zu: 
frieden fein muß, ohne Zuftimmung des Reichstags nicht erreichen 
kann. Und deshalb ift der Abgeordnete jehr im Unrecht und im 
Irrthum gemwefen, wenn er aus den Vorgängen, bie mit biefer 
Deduction im Zufammenhang ftehen, die Argumentation hat her 
leiten wollen, die Regierung ſelbſt habe das Compromiß nicht ger 
balten?). Die Regierung hat das Compromiß ſehr wohl gehalten; 
aber das Compromiß ſchloß gar nicht das Beftreben der Regierung 
aus, nad) Bebürfniß die Zuftimmung bes anderen Factors zu einer 
Erhöhung nachzuſuchen. Das war das beftehende Geſetz, und das 


') Mehr. 

) Abg. Richter: „Wie innen überhaupt biejenigen auf dad Herfommen, 
auf das Recht ſich berufen, die felbft diefes Compromiß gar nicht gehalten 
Haben? Iſt e8 nicht wahr, daß die Regierung ſchon im fechften Jahre eine 
Borlage gemacht Hat, welche dieſes Abtommen abändern foll, und daß fie ſchon 
beim fiebenten Jahre bavon abfteht, dad Compromiß vollftänbig burdzuführen” 
(StB. 1088). 


4.1. 1887. 


24. 1. 1887. 
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beftehende Geſetz ift*) nur eine Minimalgrenze, mit ber der Kaiſer 
zufrieden fein muß, fo lange das Geſetz in Gültigkeit ift. Iſt Die 
Gültigteit desfelben abgelaufen, fo tritt der urjprünglihe Zuſtand 
ein, der da mar, ehe das Gefek zu Stande gefommen war. Die 
Verfaffung wollte urfprünglid; die Sicherftellung des Heeres vor 
allen Schwankungen. Das war ohne eine gewiſſe Raiferlihe Willkür 
nicht möglid. Diefe Kaiferlihe Willtür wurde zuerft in die Ber- 
faſſung hineingebracht dadurch, daß die dreijährige Präſenzzeit bei 
der Fahne aller wmehrfähigen**) Deutſchen im Art. 59 beftimmt 
wurde. Im Art. 63 wurde ſodann dem Kaifer das Moderamen !) 
in***) die Hand gelegt, die Präfenzziffer zu beftimmen; er befam 
alfo das Recht, die ungemefjene und unausführbar hohe Präfenz 
ziffer zu rebuciren. Es handelt ſich bei Art. 63 nur um eine Be 
ſchränkung diefer ungemeffenen Kaiferliden Gewalt nach unten in 
der Ziffer; der Antrag der verbündeten Regierungen bricht alfo in 
feiner Weife das Compromiß, wie der Abgeordnete mit einigem 
Pathos, um die Regierung ins Unrecht zu jegen, behauptet hat. 

Aus dem Beginn der Rede des Herrn Abgeordneten habe ic 
mit erneuter Verwunderung entnommen, ein wie wichtiges Element 
in unferen Berfaffungs- und Gefeßgebungaverhältniffen der Schenk- 
wirth ift?). Die Herren bilden fih ein, daß mit der Monopol: 
frage, die für die Schenfwirthe fo wichtig ift, eine große Mafie 
Wähler geängftigt werden könne, und darum heben Sief) dieſelbe 
immer wieder von Neuen hervor und fagen: Die Regierung be- 
abfitigt das doch u. ſ. w.). Sie denken, wenn Siet) die Schent: 


9 Im StB, fteht „ift" vor den Worten: „das beftehende Geſetz“. 
**) StB.: wehrpfüchtigen 
*) S. I111b. 
+) St8.: fie, doch iſt offenbar das Pronomen als Anrede an bie „Linke“ 
zu betrachten, bie daruber in „Unruhe“ gerath 
) 6. o. ©. 199. 269. 
3) Bol. Bd. XI 349. 
®) Abg. Richter: „Gewiß ift es dankbar anzuerkennen, wenn bie Regie- 
rung fi) hier über Monopolangelegenheiten ausſpricht, indeflen muß ich fagen: 
Was id} gehört Habe, Tann mich keineswegs berubigen. ©3 ift geiproden 
worden davon, daß nur nad) einem unglüdligen Kriege ein Monopol Aus: 
ficht auf Verwirklichung hätte. Weit entfernt, Monopolabfihten als folge 
Har und beftimmt in Äbrede zu ftellen, wird alfo nur von ben Ausſichten 
geſprochen, bie in ber Zufunft für Monopole vorhanden find. Sollte ed fid ... 
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wirthe auf Ihrer*) Seite haben, dann haben Sie*) auf Jhrer*) 
Seite Alles, das Deutſche Rei, die Militärfrage, die Verfaffung. 
(Unruhe links.) 

Das ift überhaupt Ihre*) Politik, daß Sie*) die Schenkwirthe für 
ſich zu gewinnen fuden, indem Sie*) immer wieder von Monopol 
und von Monopol ſprechen, bamit der Schenkwirth geängftigt werbe 
und bei den Wahlverfammlungen, bie in feinem Locale ftattfinden, 
für die Schnapspolitif der Wahlunternehmer Partei nehme. Ih 
halte die Schentwirthe für eine achtbare Claſſe von Menfchen, aber 
Diefer vorwiegende Accent, der — von Seiten ber Fortſchrittspartei 
wundert es mich ja nicht — aber auch von Seiten der Centrum: 
partei auf die Monopolfragen gelegt wird, vergegenwärtigt mir 
doch immer, daß ſehr viel Werth von diefen beiden Parteien auf 
den Beiftand der Schenfwirthe gelegt wird. Anders fann id mir 
dieſes ewige Zurückkommen auf die Monopole nicht erklären, als 
daß es beftimmt ift, vor den Wahlen einzuwirken auf dieſe einfluß- 
reihe Menfchenclaffe, gegen deren Sympathie alle Gründe der aus- 
wöärtigen Sicherheit des Reichs, der Befeftigung der Reichsverfaſſung 
und der Entwidelung von Compromifen Nichts gelten; das fällt 
Alles weg, wenn nur der Schenkwirth gewonnen wirb durch feine 
Furcht vor dem Monopol. 

Der Herr Abgeordnete hat mir vorgeworfen, daß ich ebenjo 
wie der heibnifche Gott Saturn meine eigenen Kinder verzehrte), 
und dies erläutert an dem Beifpiel der Kirchengeſetze ). Nun 
muß ich die Vaterſchaft für die Kirhengefege auf das Entfchiedenfte 


finden, daß aud ohne einen unglüdlihen Krieg, in Folge eines glüdlihen 
Wahlfeldzugs ſich Ausfichten für das Monopol eröffnen, ſo zweifle ich gar nicht, 
daß in dem Augenblide der Herr Reichskanzler bemüht fein wird, das legte 
Sdeal zu verwirklichen" (StB. 106 4). 

*) StB.: ihrer — fie — ihre. 

) Bgl. 8b, VIII 191 Anm. 2. 

?) Ag. Richter: „Daß ber Herr Reichskanzler ſich ala Vater des (Wahl-) 
Gefeges Hinftelt, das tröftet mich nod nit; denn der Herr Reichskanzler hat 
die Eigenſchaft mehrfach bewieſen, ald Vater feine eigenen Kinder zu verzehren... 
Haben wir das nicht erlebt auf dem Gebiete der Zollpolitit? ... Erleben wir 
daffeibe nicht jet bei ben kirchenpoliliſchen Gefegen? Die kirchenpolitiſchen 
Gefege find das eigenfte Werk des Herrn Reichäfanzlers, emſprechen ganz feiner 
Auffaffung ... Und jegt verzehrt der Herr Reichskanzler dieje feine Kinder 
eind nad) bem anderen, fogar ftücweife!" (StB. 106b). 


24. 1. 1887. 


24. 1. 1887. 
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in Abrebe ftelen. In diefem Haufe, in Preußen, ift in erfter 
Linie der Refjortminifter für dieſe Gefege verantwortlich, in zweiter 
Linie feine Collegen. Ich lehne die Berantwortlichkeit für die Ge 
jege hier durchaus nicht ab von mir, ich bin dafür eingetreten, 
aber die Vaterſchaft ftammt durchaus nicht von mir‘). Ich wäre 
gar nicht im Stande gemwefen, ein fo juriftifh fein ausgearbeitetes 
Gefeg zu fpinnen. Ich war damals abweſend, ic} war nicht einmal 
Minifterpräfident. Ich bin einiger Maßen verwundert geweſen 
über die Künftlichleit des Gefpinnftes, ih bin naher, namentlich 
als die Fortfchrittspartei anfing, des Culturfampfes fatt zu werben 
und ihrerfeits theils furtim?), theils mit fliegenden Fahnen über- 
ging in das Lager des Centrums, zweifelhaft gemweien, ob man 
wirkli einem öffentlihen Bedürfniß entſpräche, wenn man die da⸗ 
malige Kirhengefeßgebung weiter unb fefter verträte. Ich habe 
damals angefangen — infofern ift das Verhalten der Fortſchritts- 
partei für mich fehr lehrreich geweſen; es war mir fehr vermun- 
berlih, wie Leute fo heterogener Auffaffung doch plöglich in das 
ultramontane Lager übergehen konnten —, ic habe damals an- 
gefangen, die Sade zu ftudiren, und habe gefunden*), daß jene 
Geſetzgebung eine große Menge von Beftimmungen enthielt, die es 
gar nicht werth waren, um ihretwegen zu fechten; ich habe außer- 
dem gefunden, baß eine folde Reform, bie in das geiftige Gebiet 
übertrat, nur durchzuführen ift, wenn fie durch die öffentliche Mei- 
nung der Mehrheit der Nation mit zwingender Gewalt getragen 
wird. Das war nicht der Fall, es ſchien eine Zeit lang zu fein, 
aber die Fortfchrittspartei hat fi die Bekämpfung des Reichs- 
fanzlers, nicht die Bekämpfung des Papftes angelegen fein laſſen. 
In Folge deifen ging fie in das andere Lager über, und es bildete 
ſich eine ftarfe Majorität gegen uns. Der Abg. Richter hat mir 
ja jede conftitutionele Facultät für Verüdfihtigung der Mehrheit 
meiner Mitbürger abgefproden ). Aber ih muß doch fagen, daß 

*) ©. 1120. 

3) Bl. Bd. X 294. 307, |. 0. ©. 77f. 

”) Wie ein Dieb, heimlich. 

®) Ag. Richter: „Die ganze Haltung, die ber Herr Reichskanzler ein- 
nimmt gegen eine Bollövertretung, zeigt, daß er in feinem innerften Weſen 


fon ein Gegner des allgemeinen gleihen Stimmregts ift, was auf ber all- 
gemeinen Stimmzählung beruft. Die ganze Art, wie er von „wechſelnden 
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ih den erwähnten Thatſachen gegenüber zu einer Prüfung der 
Sade, die ganz außerhalb meines Revierd und meiner Aufgaben 
lag, gefommen bin. Wenn Sie wüßten, quantae molis') es ger 
weſen ift, durch die beinahe fünfundzwanzig Jahre die auswärtigen 
Verhältniſſe, die Beziehungen zum Auslande zu erhalten, jo würden 
Sie die Verantwortung für jeden einzelnen Gefegesparagraphen, 
der in diefem Haufe zur Annahme gekommen ift, von mir nicht 
verlangen; es ift das nur eine ber Ungeredhtigleiten, die man gegen 
einen politiſchen Feind mit Vergnügen übt, und deren Ablehnung 
mir nicht viel hilft. Ich bin darauf gefaßt; aber ich bin durch 
die dauernde Mißhandlung fünfundzwanzig Jahre hindurch Binz 
reichend abgehärtet, um auch das tragen zu fönnen. Nachdem ich 
das Bedürfniß der Reviſion der Kirchengefege erfannt habe, bin 
ich ganz offen vorgegangen, und ich geftehe ganz offen, ich würde 
es noch weiter thun, wenn ich ben Beiftand aller meiner Herren 
Collegen dazu hätte haben können. 

Der Herr Abgeorbnete hat ferner gejagt, daß andere Ein: 
richtungen meine Ideale find. Das muß’ id als eine objective 
Unwahrheit ganz entſchieden zurüdweifen. Mein Jdeal find nur 
andere Wahlen, eine andere Majorität. Mit diefer Majorität ift 
auf die Dauer nicht zu leben; — fo lange fie da ift, muß das Reich 
verfrüppeln und verfommen und wirb*) von feinen Nachbarn nicht 
mehr mit dem Anfehen betrachtet werden, auf das es Anfprud hat. 
Ich werde forgfältig nad dem Ziele hinarbeiten, andere Wahlen 
und andere Majoritäten zu erlangen. Andere Einrichtungen, andere 
Wahlgeſetze, alles Das erftreben wir nicht; das ift auf gefegmäßigem 
Wege nit zu erlangen, und wir find gefonnen, auf gefegmäßigem 
Wege zu bleiben. Aber wenn Sie, die Oppofition, glauben, uns 
gewiffer Maßen auszuhungern (dur) Gebuld)**), fo haben Sie doch 
eine zu geringe Meinung von der Geduld, die unfererfeits vor— 
handen ift, und von der Härte des Entihluffes, auf die Sie bei 
uns ftoßen werben. 


Mehrheiten“ ſpricht, wie er von „Zufall ber Zahlen“ in den Entſcheidungen 
fpricht, deutet doch an, daß er ... an Stelle ber Ziffer, an Stelle der Majorität 
eine gewiſſe Autorität ... zu fegen wunſcht“ (StB. 107). 
*) Ergänzung des Herausgebers. . 
**) Die in Parenthefe gejegten Morte find beffer zu ftreichen. 
’) Welche Mühe. 


24. 1.1887. 


4.1. 1887. 
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Ich werde etwas getröftet in biefen Betrachtungen, wenn ich 
auf die Vergangenheit der legten fünfundzwanzig Jahre zurüdblide, 
in denen ich von biefer Stelle oft gefprodhen habe. Ich erinnere 
mi, daß jeder Fortſchritt der preußifhen Monardie und des 
Deutihen Reiches von den Vertretern der Fortfhrittspartei 
auf das Bitterfte und Schärffte befämpft worden ift. 

(Sehr richtig! rechts.) 

Es fing das an, als ich zuerft herfam; da fand id) die Frage 
der Militärreorganifation im vollften Brand und wurde als eine 
Art andesverräther behandelt. Man drohte mir mit dem Schidfal 
Strafforbs und mit noch ſchlimmeren Dingen 9): ſchließlich ift die 
Militärreorganifation doch eine Wirklichkeit geworben. 

Darauf fam eine ſchwierige auswärtige Frage; es war bie 
polnifche, in der ich ganz entfchloffen für Rußland Partei nahm; 
die ganze mir gegenüberftehende Fortichrittspartei, die damals die 
Majorität Hatte, nahm für die*) Polen Partei: wir find doch 
ſchließlich mit Rußland Freund geblieben und nicht die Freunde 
der Polen geworben. 

Es kam nachher ber däniſche Feldzug. Den hat die Fort- 
ſchrittspartei mit allen Mitteln der perfönliden und politifhen 
Chicane erſchwert: er wurde dennod ohne Bewilligung von irgend 
welchen Mitteln in Scene gefegt und die Befreiung Holfteins und 
Schleswigs von Dänemark herbeigeführt **), die wir erftrebt hatten, 
die die Fortfchrittspartei uns aber nicht gönnte. Ich weiß nicht, 
ob fie fie ihrerfeits wollte, wenn id an den Herrn Abg. Hänel 
denke, jo möchte ih glauben, e& wäre der Fall geweſen. eben 
Fals ftanden Sie damals, als wir den Krieg anfingen, mit Ihren 
Sympathien mehr auf däniſcher Seite und hofften, es würde uns 
nit gelingen; Sie hofften nicht auf den preußiſchen Sieg — kann 
ich wohl fagen, ohne den Herren zu nahe zu treten. Die Befreiung 
von Holftein haben Sie bekämpft. 

Den Krieg mit Defterreih, welcher die Vorbereitung zur Her: 
ftellung des Norbbeutfchen Bundes war, haben wir contre vent et 


*) 6. 112b. 
**) Ergänzung des Herausgebers. 
) 2gl. 8b. IX 240. 421. 
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maree?) geführt; wir haben ben bedauerlihen Gordiſchen Knoten, 
wie ih im anderen Haufe ihn genannt habe®), mit dem Schwerte 
zerhauen müffen. Da hat uns die Fortſchrittspartei nicht bei— 
geftanden; fie hat bis zum legten Augenblid uns biefe Löfung der 
deutſchen Frage mit dem Schwerte erſchwert und uns dabei ges 
hindert. Sie hat gegen ben Norddeutſchen Bund geftinmt; fie hat 
die Bildung des Norddeutihen Bundes erjchwert. 

Sie hat uns befämpft in jeder möglichen Weife in der Richtung 
gegen Frankreih, obwohl Jedermann, ber überhaupt einen politi= 
ſchen Bli hatte, vorausfehen mußte, daß die Schlaht von Sadowa 
einen Kampf mit Frankreich nad ſich jöge. La revanche pour 
Sadowa°) war bamals das franzöfiihe Schlagwort, und aus dem 
Schooße der Fortſchrittspartei wurbe im Jahre 1869 ein Abrüftungs- 


antrag geftellt ) (Heiterkeit rechts.) 


H Wortlich: gegen Wind und Strom. 

3) Im Reidjätage, |. o. ©. 177. 

*) Rode für Sadoma (Röniggräg). 

Vom Abg. Birhom im preußiſchen Abgeorbnetenhaufe am 20. October 
1869; vgl. feine perjönliche Bemertung in ber 19. Sitzung bes Reichstags vom 
12. Januar 1887, StB. 386b: „Ich will offen jagen, es war erft ganz kurz 
vorher Herr Garnier-Bages hier geweſen, und wir hatten meitläufig erörtert, 
in welder Weiſe e8 möglid) fei, in beiden Nationen die Friedenäftrömung zu 
ſtärken und dahin zu wirken, daß man ſich gegenfeitig in einer anderen Weiſe 
betrachte." 

Der Antrag felbft Hatte folgende Faflung: 

Das Haus der Abgeordneten wolle am Schluffe ber Generalbebatte 

über den Stantöhausfaltsetat beiäließen: 

in Erwägung, daß eine Ermäßigung ber Ausgaben bed Norbbeutfchen 
Bundes durchaus nöthig ift, um ohne fteigenbe Belaftung des 
Volles eine dauernde Orbnung des preußifhen Staatshaushalts 
herbeizuführen und bie Mittel für jene wichtigen Zmede zu ger 
winnen, melde nad) bem Zugeftänbniffe der Königlichen Staats— 
regierung felbft feit Jahren zurüdgeftellt find; 

in fernerer Erwägung, daß die Höhe der Ausgaben des Norbbeutichen 
Bundes mwejentli) burch den Militäretat beftimmt wird; 

in endlicher Ermägung, daß die dauernde Erhaltung der Kriegs: 
bereitfhaft in faft allen Staaten Europas nicht durch die gegen» 
feitige Eiferſucht ber Völker, fondern nur durch das Verhalten ber 
Cabinete bebingt wirb, 

die Königliche Staatsregierung aufzufordern, bahin zu wirken, baß bie 

Ausgaben der Militärverwaltung des Norbbeutfchen Bundes entſprechend 

beſchränkt und durch biplomatische Verhandlungen eine allgemeine Ab- 

rüftung herbeigeführt werde. 


24. 1. 1887. 


24. 1. 1887. 
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wie ih gehört habe, aus Anlaß eines Franzofen von europäifcher 
Berühmtheit. Nun, wie man im Scherz fagt, „fo ein Bißchen 
Franzöfifeh, das ift doch gar zu ſchön“), 

(Heiterkeit rechts.) 
und wenn es ein berühmter Mann, wie Herr Garnier-Pages ift, 
da ift ein Deutſcher volftändig entwaffnet und folgt ihm. So 
wurde im Jahre 1869 aus dem Schooße der Fortfchrittspartei ein 
Abrüftungsantrag geftelt. Der Krieg mit Frankreih wurde uns 
außerdem aud noch erfchwert durch die ſchließlich auf juriftifchem 
Gebiet noch verfolgten Ianbesverrätherifhen Umtriebe von Mit- 
gliedern der Fortſchrittspartei; fo nenne ich nur den Namen Jacoby, 
der, während wir mitten im Kriege waren, die Sympathien der 
deutſchen Fortfchrittspartei für Frankreich laut zu erkennen gab. 

(Hört! Hört! rechts.) 

Nun, was wir weiter von der Fortfchrittspartei für Hemm⸗ 
ſchuhe) und Hinderniffe gehabt Haben — ich braude nur bie 
Reichsverfaſſung zu nennen, gegen die die ganze Fortfchrittspartei 
geftimmt hat, nachher die Verftaatlihung der Eifenbahnen, wo die 
Fortfehrittspartei bis zulegt gegen die Staatsintereffen die großen 
Privatcapitaliften vertreten hat, den Schuß ber inländiſchen Arbeit, 
bezüglich deffen der Herr Abg. Richter noch Heute fich feines Wider: 
ftandes rühmt — alfo furz und gut: Alles, was Deutſchland groß, 
reich und einig gemacht hat, ift immer von ber Fortfchrittspartei 


befämpft worden, Sep richtig! red.) 


und*) ift do immer zu Stande gefommen. Deshalb gebe ih 

auch die Hoffnung nicht auf, daß, weil die Fortichrittspartei unfer 

Gegner ift, doch die Militärvorlage zu Stande kommen wird ®). 
(Lebhaftes Bravo! rechts.) 


Die durch den Grafen Limburg: Stirum und bie Ermiberung 
des Reichskanzlers angeregte Debatte erftredte fich auch noch über einen 
größeren Theil der folgenden Sitzung, ohne daß Fürft Bismard 
noch ein Mal das Wort ergriffen hätte. — Titel 1 de Capitel 56, 


*) ©. 1134. 

») Citat aus einem Couplet. 

3) Bol. die Begeichnung Demmſchuhpartei Vd. IX 139. 

*) Der Wunfd) des Fürften Bismard erfühte ſich; vgl. u. ©. 424. 
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an den ſich diefe große „Symphonie mit dem Paukenſchlag“, wie ber 24.1. 1887. 
Abg. Meyer humoriſtiſch die Discuffion nannte, angeſchloſſen Hatte, 
wurde ohne Widerſpruch bemilligt. 





5. Situng des Kerrenhaufes 
Dienftag 15. Februar 1887. 


In Anlehnung an die Vorfhriften des Allgemeinen Landrechts 15.2. 1887. 
und ber Regierungdinftruction vom 23. October 1817 hatte fih im 
Laufe der Jahre die Vermaltungspraris herausgebildet, daß über das 
Bedürfnig und die Aufbringung aller Leiftungen für Volksſchulen die 
Regierungen, in höherer Inſtanz der Minifter der geiftlihen 2c. Ans 
gelegenheiten abichliegende Entſcheidung trafen. Obwohl diefe Zu: 
ftändigfeiten, jo oft fie Gegenftand richterliher Beurtheilung geworben 
waren, feine Beanftandung erfahren hatten, jo waren fie doch von ben 
Betheiligten häufig formell als willkürlich und materiell als drüdend 
empfunden worben. Seit Erlaß der Kreisordnung vom 13. December 
1872 hatte fi in ber Gefegebung je länger deſto mehr das Be: 
ftreben geltend gemacht, das discretionäre und an geſetzliche Schranken 
nit gebundene Ermefjen der Schulaufſichtsbehörden thunlichſt einzu: 
ſchränken und den Organen der Selbftverwaltung eine beſchließende, 
beziehungsmeife entſcheidende Mitwirkung zuzuweiſen. Gemäß den $$ 45 
bis 49 des Geſetzes über die Zuftändigfeit der Verwaltungs: und Ver- 
waltungsgerichts⸗Behörden vom 1. Yuguft 1883 mar dies in Sonder: 
heit der Fall hinſichtlich der Feftftellung des Geldwerthes der Natu: 
ralien und des Ertrags der Ländereien bei amtlicher Feſtſetzung des 
Einkommens der Elementarlehrer, ferner binfihtlih der Beſchwerden 
und Einfprüde wegen der Heranziehung zu Abgaben und fonftigen 
nad öffentlihem Recht zu fordernden Leiftungen für Vollsſchulen, ſowie 
hinſichtlich der Streitigkeiten zwiſchen Betheiligten über ihre öffentlich: 
rechtliche Verpflichtung zu Abgaben und Leiftungen für Volksfchulen, 
endlich Hinfihtlih der Anordnung von Neu: und Neparaturbauten, der 
Verpflihtung zur Aufbringung der Baufoften und ihrer Vertheilung 
auf die Verpflicteten. 

Um nun den zur Unterhaltung ber Volksſchulen Verpflichteten 
auch gegenüber benjenigen Anforderungen der Schulauffihtsbehörbe, 
die mit einer Steigerung ber bisher für Schulzwede aufgebrachten 
Zeiftungen verbunden waren, einen Schuß zu gewähren und bei ent: 
ftehendem Widerſpruch die bindende Beihlußfafjung auf Organe ber 
Selbftverwaltung zu übertragen, brachten die Minifter deö Innern und 
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15.2.1887. ber geiftlichen 2c. Angelegenheiten, v. Puttfamer und v. Goßler, 
zunächſt beim Herrenhaufe einen Geſetzentwurf, betreffend die Feit: 
ftellung der Leiftungen für Volksſchulen, ein, der Folgendes 
beftimmte: 

g2 


Ueber jede von den Schulauffichtsbehörben fortan beanſpruchte 
Steigerung derjenigen Leiftungen, melde von ben zur Unter: 
haltung der Volksſchule Verpflichteten bisher aufgebradt worden 
find, beſchließt bei Widerſpruch der Verpflichteten für Landſchulen 
der Kreisausſchuß und für Siadtſchulen der Bezirksausfchuß. .. . 


g3 
In den Provinzen Schleswig-Holftein, Weſtfalen und in der 
Rheinprovinz tritt bis zu dem in dem $ 155 des Geſetzes über 
die allgemeine Landeövermaltung vom 30. Juli 1883 bezeichneten 
Zeitpunkte an die Stelle des im $ 2 ermähnten Kreisausfchufies 
und Bezirksausſchuſſes in Stadtkreiſen die Gemeindevertretung, 
im Uebrigen die Kreisfgulcommiffion. ... 


4. 
Auf Schulbauten findet dieſes Geſetz keine Anwendung.... 


g5. 
Für die Provinz Pofen bewendet e8 bei ben beftehenben 
Beftimmungen ). 


Das Herrenhaus überwies den Gefegentwurf der Commiffion für 
communale Angelegenheiten. Dieſe beantragte die Streichung ber $$4 
und 5 und flug für die $$ 2 und 3 folgende abgeänderte Faſſung vor: 


82. 

Ueber jede von den Schulaufſichtsbehörden fortan beanſpruchte 
Steigerung derjenigen Leiſtungen, welche von den zur Unter: 
haltung der Volfsfhule Verpflichteten bisher aufgebradt worden 
find, mit Ausfhluß der im $ 47 des Gefeges vom 1. Auguft 
1883 über die Zuftänbigfeit der Vermaltungs: und Verwaltungs: 
gericht3: Behörden aufgeführten Schulbauleiftungen, befchliegt in 
Ermangelung eine3 Einverftänbnifjes der Verpflihteten für Land: 
ſchulen der Kreisausfhuß und für Stadtſchulen der Bezirks: 
ausſchuß. ... 


) Bol. Entwurf und Begründung im StB. HH. Anlagen Ar. 10 S. 103 bff. 
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g3. 

In den Provinzen Poſen, Schleswig-Holftein, Weftfalen und 
in ber Rheinprovinz tritt dieſes Gefeß erft mit dem im $ 155 
des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 
1883 bezeichneten Beitpunfte in Kraft. 





Auf Grund des mündlichen Bericht? der Commiffion beichäftigte 
ſich das Herrenhaus in feiner 5. Sitzung am 15. Februar mit dem 
Entwurf. Zu diefem brachte Herr v. Kleift:Regom einige beſondere 
Anträge ein, deren Ziel eine weitere Entlaftung der durch die Schul: 
Laften ſchon überbürbeten Gemeinden war. Nachdem Namens der Com: 
miffton Graf Pfeil Bericht erftattet hatte, vertheibigte Herr v. Kleift: 
Regom feine Anträge. Die Vorlage, führte er aus, beruhe nicht auf 
dem früher aud von Seiten der Regierung gebilligten Gedanken, daß 
der Staat an allen Schullaften Theil zu nehmen habe, die feine Be— 
hörden den Gemeinden aufzulegen für gut fänden. Sie enthalte alfo 
feine principielle Erledigung der Sache, ſondern nur die Regulirung 
eines Snterimifticums. Der Ausfhluß der Baulaften aus dem Kreije 
der Leiftungen, für die dad neue Gejeh gewiſſe Normen der Behand: 
fung aufftelle, beſchränke ganz mefentlih feinen Nugen; bie Baulaften 
jeien anerkannter Mafen die brüdendften, und darum beantrage er, fie 
ebenfall® in daB Geſetz aufzunehmen. Das Gefeg fei weiter in der 
Geftalt, wie es vorgelegt fei, eine lex imperfecta, indem es bloß 
bejtimme, daß bie Verpflichteten von einer fie allzu ſehr drückenden 
Laſt befreit werben follten, in feiner Weife aber jage, wer aladann 
an ihrer Stelle die Leiftungen erfüllen folle. Bedenklich fand er es 
auch, daß die Entfheidung in ftreitigen Fällen an communale Inſtanzen 
übertragen und biefen damit eine Stellung ſelbſt über dem Minifter 
eingeräumt merbe, wodurch die Autorität der Verwaltung geradezu 
vernichtet werden würde; darum fei ausdrücklich die Verpflichtung bes 
Staat? zur Uebernahme derjenigen Leiftungen auszuſprechen, die nad 
der Entſcheidung der Selbitverwaltungsorgane von den überbürbeten 
Gemeinden nicht übernommen werben könnten. Gleich dem Minifter 
v. Gofler trat aud Fürft Bismard für die Regierungsvorlage ein. 
Er that dies mit folgender Rebe*): 


Herr v. Kleift hat die Vorlage eine lex imperfecta!) ge 
nannt. Ich gebe ihm das auch in dem weitergehenden deutſchen 
Sinne zu, es ift ein ſehr unvollfommenes Geſetz, aber es ift eben 


*) SB. 450. 
’) Ein unvolftänbiges Geſet. 
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nur ein proviſoriſches Gejeß, ich möchte fagen, ein Flidwerf, bio 
zu der Zeit, mo wir im Stande fein werden, das durd die Ver: 
faſſung vorgefchriebene Schulgefeg bringen zu können. Augenblid: 
lich find wir dazu nit im Stande, weil nad) allen fehlgeſchlagenen 
Verſuchen, die wir im Neihstage gemacht haben, für das Reich 
neue Geldquellen zu eröffnen, die preußiichen Finanzen jegt un= 
möglich über die Mittel disponiren können, bie erforderlich find, 
um das Schulgeſetz, wie es beabſichtigt war, durchzuführen. Die 
Loſung diefer Frage, die gründliche Löfung, will ich fagen, hängt 
von uns hier in Preußen allein nit ab; wir find darauf an= 
gewiefen, zu warten, bis im Reichstage die jeßt unjere Finanz: 
quellen obftruirende Politik nicht mehr in der Majorität fein wird, 
und dazu kann die*) Königliche Regierung ihrerfeits wenig thun. 
Die Aufgabe eines proviforifhen Geſetzes ift um fo ſchwieriger 
und man erfült fie um fo unvollfommener, je tiefer Die Uebel: 
ftände, denen abgeholfen werben ſoll, eingeriffen find. Die Ber: 
fafjung betrachtet die Schule urjprünglic) als eine Staatzeinrichtung, 
und nah Art. 23 und 24 gibt fie den Lehrern die Rechte und 
Pflihten der Staatsbeamten '). Der Staat übernimmt die Ver: 
pflichtung, dafür zu forgen, daß fie auskömmlich dotirt find ?). In 
der Verfaſſung fteht nit, daß der Staat es übernommen habe, 
diefe feine Pflichten auf Koften der jedesmaligen Gemeinde zu er— 
füllen; es ift aber thatfächlich der Fall geweſen, und dadurch ver: 
theilt fih die Schullaft fo außerorbentlih ungeredht. Der Herr 
Neferent hat in dem, mas er vor feiner amtlihen Aeußerung ver: 
las, wenn ich ihn richtig verftand, diefes Thema ſchon berührt, 


) S. 45b. 

ij Art. 23: Ale dffentlichen und Privatunterrichts⸗ und Erziehungs— 
anftalten ftehen unter der Auffiht vom Staate ernannter Behörden. — Die 
Öffentlichen Lehrer Haben die Rechte und Pflichten der Staatsdiener. 

Art. 24 Alinea 2: Die Leitung ber äußeren Angelegenheiten ber Volls- 
ſchule fteht der Gemeinde zu. Der Staat ftellt, unter geſetzlich georbneter Be: 
theiligung der Gemeinden, aus ber Zahl ber Befähigten die Lehrer ber öffent: 
Tijen Boltsfgulen an. 

) Art. 25: Die Mittel zur Errichtung, Unterhaltung und Erweiterung 
der öffentlichen Vollsſchule werden von den Gemeinden und im Falle bes nad: 
gewiefenen Unvermögens ergänzungsmeife vom Staate aufgebradt. ... Der 
Staat gemährleiftet demnach ben Vollsfhullehrern ein feites, den Localverhält: 
niffen angemefjenes Einfommen. 
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das Thema der Ungleichheit, mit welcher die Schulfaften treffen, 
wenn zwei Gemeinden, von denen bie eine jehr arm und die andere 
jehr reich ift, Beide ein und diefelbe Anzahl von Schulkindern 
haben. Es ift anzunehmen, daß die ärmere Gemeinde die größere 
Anzahl von Kindern haben wird; aber jelbit wenn die Anzahl 
gleich it — ihre Leiftungsfähigfeit ift nicht die gleihe, und doch 
wird von ihnen bafjelbe gefordert: von der armen wird jo viel ge— 
fordert wie von ber reihen, und die Beitragsverhältniffe vertheilen 
ſich mitunter außerorbentlih ungünftig. Wir haben im Staats: 
minifterium feit Jahren vielfady berathen, wie wir dieſem Webel- 
ftande einiger Maßen abheljen könnten, ohne die Entwidelung, die 
das Schulweſen factifh genommen hat, und die Herr v. Kleiſt 
auch nicht anfechten will, geradezu zurüdzufchrauben. Diefe Ent- 
mwidelung fteht urjprünglid auf feiner fehr ftarfen Grundlage, 
nämlich nur auf einem Minifterialrefcript von 1852 — ich glaube, 
es war von Herrn v. Naumer —, welches zuerft den Sat als 
Vorſchrift für die preußifche Verwaltung einführte, daß der Cultus- 
minifter befugt fei, die Bebürfnißfrage, die Beitragapflicht, Furz 
und gut zu beftimmen, wie hoch) das Gehalt der Lehrer und bie 
Leiftungen jein ſollten, ohne durch irgend eine Eontrole ber Be: 
willigung ober die Concurrenz eines Finanz= ober fonftigen Minifters, 
der zum Schuge der Belafteten berufen worden wäre, beengt zu 
fein; der Cultusminifter allein beftimmte. Es ift das ein Ver— 
hältniß, das, wenn diefes Portefeuille in den Händen eines fo 
billig denfenden Collegen ift, wie der, ber neben mir fit, wohl 
getragen werben fann; aber e& denfen nicht Alle, die ihm voran= 
gegangen find oder ihm nachfolgen, gleich darüber, und im’ Ganzen 
muß man dod nad; unjeren deutſchen Gewohnheiten hier fagen: 
fata trahunt?), ober ich will richtiger fagen: officium trahit ®), 
wer das Kreuz hat, jegnet ih). Wenn man fi zum Beilpiel 
den Fall denkt, daß ber Ariegsminifter die Militärlaften allein zu 


%) Die Schidfale bringen es mit ſich. 

2) Das Amt bringt es mit fig. 

?) Sprichwörtlich. Bolftändig lautet das Sprihwort: Wer das Kreuz 
hat, fegnet fi zuerft damit, das heißt: Wer in einem Amte ift, ſucht bie Bor 
theile feiner Stelung ſich zuerft zu fiern, ehe er fie Anderen zu Theil werben 
läßt, vgl. Wanders, Deutſches Sprigmörterleriton II 1610. 
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beftimmen hätte, ohne Goncurrenz des Finanzminifters oder bes 
Reichstags oder einer parlamentarifhen Verſammlung, fo glaube 
ih, daß unfere Militärlaften bei väterlihem Regiment doch noch 
ganz andere jein würden, als wir fie heute tragen. Ober wenn 
ih als Ausmärtiger Minifter allein zu beftimmen hätte, wie hoch 
die Botfchaftergehälter fein follen, jo weiß ih nicht, ob ich mich 
dem Andrängen auf Gehaltserhöhung fo entſchieden hätte wider: 
fegen können wie jet, wo ich die Bewilligung dazu braude. Oder 
wenn ber Juftizminifter allein zu beflimmen hätte, wie hoch die 
Gerichtskoſten und die rihterlihen Gehälter fein jollen, jo würde 
man aud da fagen fünnen: officium trahit. Es ift das fein 
wünſchenswerther nnd haltbarer Zuftand auf die Dauer; für bie 
Verantwortlichfeit des betheiligten Minifters ift er ein peinlicher, 
wie mein Herr College mit Recht vorher gejagt hat; es richtet ſich 
ein gemwifjes Maß von Odium gegen die Verwaltung, gerabe weil 
fie uncontrolirt ift, was der Minifter auf die Dauer zu tragen 
nicht verpflichtet fein kann. 

Ich möchte aljo die Herren bitten, von dieſem Geſetz nicht 
zu viel zu verlangen, und feine Annahme im anderen Hauje und 
durch die Staatsregierung nicht dadurch zu hindern, daß Sie auch 
bier wiederum das Befte des Guten Feind fein laffen. Wir haben 
nicht ohne Mühe nad) Anhörung der betheiligten*) Provinzial: 
behörden, nad) Anhörung des Staatsraths die Ihnen vorliegende 
Faffung combinirt. Diefelbe ift ja ſehr verbefferungsfähig; aber 
daß das, was Herr v. Kleift ala Amendement beantragt hat, die 
Verbeſſerung eines Proviforiums fei, kann ich nicht zugeben. Wir 
haben die Abficht, ſoweit Geld dazu vorhanden ift, eine gerechtere 
Vertheilung der Schullaften zu bewirken und eine Weberweifung 
von birecten Staatsfteuern zu Gemeindezweden herbeizuführen. 
Ob ſich das verwirklichen läßt, kann ich nicht wiſſen. Aber ih 
möchte doch nicht, daß Sie den ungleihen Drud, von der Stärke, 
wie er jegt ift, obgleich er fi durch ein proviſoriſches Geſetz 
— allerdings nur mäßig — befeitigen läßt, um ein Jahr länger be 
ftehen lafjen, was geichehen würde, wenn das Geſetz nicht zu Stande 
fommt. Um glei vorzugreifen auf die folgenden Paragraphen, 


*) ©. 46a. 
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jo möchte ih von Regierunggfeite eine Zuftimmung aud dann 
nicht in Ausſicht ftellen, wenn von den Wohlthaten, den Milderungen, 
die dieſes Gefet beabfitigt gegenüber gewiſſen zu weit gehenden 
— id will jagen — gouvernementalen Anfprüchen, gewiſſe Pro- 
vinzen ausgeſchloſſen werben follten, weil fie dur die Langſam— 
keit der Geſetzgebungsmaſchine gewiſſe vorbereitende Gejege noch 
nicht beſitzen. Eine ſolche Verſtümmelung des Geltungsbereichs 
würde das Geſetz unannehmbar für die Regierung machen. Wir 
haben das Bebürfniß, die Berechtigung, übertriebene Laſten abzu— 
wehren, allen Provinzen gleihmäßig und gleichzeitig zu Theil 
werben zu laffen. Dann erlaube id mir noch eine Bemerkung, 
ein Detail aufzuklären in Bezug auf $ 2 der Regierungsvorlage; 
derſelbe lautet: 

Ueber jede von den Schulauffichtsbehörden fortan be— 
anſpruchte Steigerung derjenigen Leiftungen, welche von den 
zur Unterhaltung der Volksſchule Verpflichteten bisher auf- 
gebracht worden find, beſchließt, bei Widerſpruch der Ver: 
pflicteten, für Landſchulen der Kreisausſchuß und für Stadt: 
ſchulen u. f. w. 

Da fteht nicht, daß ber Kreisausfhuß über die Frage der 
Leiſtungsfähigkeit befchließt, fondern er beſchließt überhaupt. Wenn 
nur über jene Frage beſchloſſen werden follte, dann brädte uns 
das vorliegende Gefet wenig weiter, als wir ſchon jegt find. Wo 
Nichts ift, hat der Kaifer fein Recht verloren‘), Wenn bie 
Zahlungsfähigkeit in Abrede geftellt wird, fo tritt fhon heute Das 
ein, daß der Staat entweder die Laften übernimmt, wenn er das 
Geld hat, oder wenn er es nicht hat, auf die Steigerung verzichtet. 
Früher war e8 anders; da ftredte fi die Schulverwaltung nad 
der Dede, die fie hatte, da war eine herkömmliche Dotation, und 
was daraus nicht zu beftreiten war, das unterblieb. In Folge 
deſſen blieben die Schuleinrihtungen hinter dem, was heute ge— 
leiftet wird, fehr zurüd, und der Vorjprung, ben die heutigen 
Leiftungen vor den damaligen haben, ift vielleicht größer, ala er 
für zwedmäßig, für nothwendig gehalten werden fann. Gewiß ift 
aber, daß die damaligen Leiftungen unvollftändig waren. Das 


m Sprichwörtlich. 


15. 2. 1887. 


15. 2. 1887. 


328 IV. Preußiſcher Landtag. 15. Januar bis 14. Mai 1887. 


Raumerſche Rejcript vindicirte dem Staat das Recht, die Commune 
willkürlich zu belaften; bis dahin hatte man bas überhaupt nicht 
geglaubt *); das ift ein Nechtsbegriff, der erft feit einigen dreißig 
Jahren durch biefes Minifterialrefcript in unfer Staatsrecht über- 
tragen worden ift. Indes er hat eine Beredhtigung duch Ver— 
jährung erlangt, er ift vorhanden, und es handelt ſich jegt nur 
darum, wie man ben Gemeinden einen Schuß geben foll gegen zu 
weit getriebene Anſprüche, die ihre Leiftungsfähigkeit bis auf den 
legten Pfennig erjchöpfen. 

Ich muß daher die Auffaffung Herrn v. Kleiſt's berichtigen, 
wenigftens dahin, daß ich bei der Abfaſſung des Geſetzes nicht die 
Auffaffung gehabt Habe, daß die urtheilende Localverwaltungs- 
behörde nur über die Leiftungsfähigfeit und die Zahlungsfähigkeit 
der Gemeinden zu entjheiden hat. Vielmehr ift, wie ſchon ber 
Herr Cultusminifter bemerkte, derfelben überhaupt die Entſcheidung 
in der Allgemeinheit zu belafien. 

Ich möchte den Herren empfehlen, mit Rüdfiht auf das Provi- 
forium, welches für die Geltung dieſer Vorlage beabfictigt ift, 
feinen zu ſcharfen Mafftab an diefelbe anzulegen, die Sache nad 
Mögligkeit, fo wie fie vorgelegt ift, anzunehmen**) und dadurch 
auch vielleicht die fehnelle einheitliche Beichließung im anderen 
Haufe zu erleichtern. Je mehr von der Regierungsvorlage ab- 
weichende Wünfche hier auftauchen und zur Geltung kommen, defto 
fierer können wir erwarten, daß im anderen Haufe fi) an die 
dorthin zu bringende Vorlage neue Wünſche einzelner Perfönlid- 
teiten und Fractionen fnüpfen werben. Ich möchte daher ben 
Herren nahe legen, nicht nur die jegt zur Discuffion ftehenden 
Paragraphen, fondern auch — vielleicht werde ih nachher nicht 
mehr bier fein — die weiteren nad) den Vorſchlägen ber Regierung 
annehmen zu wollen. (Brave!) 


Herr v. Kleiſt-Retzow z0g darauf feine Anträge zurüd, ba 
der Reichskanzler ziemlich deutlich ausgeſprochen habe, daß das Geſetz 
mit den von ihm vorgefchlagenen Abänberungen von der Staatäregie: 


*) Ergänge: daß der Staat das Recht dazu habe. 
”) ©. 46b. 
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rung nit angenommen werben fünne. Die $$ 1 und 2 wurden darauf 
in der Faſſung der Commilfiondvorlage angenommen. Bor der Dis: 
euffion über $ 3 bemerkte Berichterftatter Graf Pfeil, für die Ab: 
änderung dieſes Paragraphen in der Commiffion fei das Bedenken 
maßgebend gemejen, daß in den Stabtfreifen die Gemeinbevertretung 
über den Anſpruch der Schulauffichtäbehörde gegenüber den Verpflich-⸗ 
teten beſchließen folle, während fie doch in diefem Falle Betheiligter 
und Richter in einer Perfon fei. Auch habe man den complicirten 
Apparat, der nothwendig fei, um die neuen Kreisfgulcommifjionen ins 
Leben treten zu laffen, mit Rüdficht darauf erſparen wollen, daß ja 
ichon im nächſten Jahre die Verwaltungsorganifation in ben betreffen: 
den Provinzen ind Leben treten werde. Cultusminifter v. Goßler 
gab darauf die Erklärung ab, daß die Regierung entſcheidenden Werth 
darauf lege, feine Provinz, mit Ausnahme der Provinz Poſen, von 
den Wohlthaten diefes Gejeges auszuſchließen, daß die Ablehnung des 
$ 3 der Negierungsvorlage für fie mithin gleichbedeutend ſei mit der 
Ablehnung des ganzen Geſetzes. Fürft Bismard fügte ergänzend 
binzu®): 

Ich möchte noch hinzufügen, daß in den größeren Städten, 
welche Stadtkreiſe bilden, die Leitungen für die Schule in der 
Regel über den Durchſchnitt der Staatsanjprüche weit hinausgehen 
und ihm erheblich voraus find, und daß Streitigkeiten in ſolchen 
Fällen erfahrungsmäßig — es ift fein theoretiiher Grund dafür 
anzuführen — nicht vorfommen. Bezüglih der Frage, ob bie 
Provinz Weftfalen und die Rheinprovinz ſehr bald in der Lage 
jein werden, bie bier vorgefehen ift, theile ich Ihre Hoffnung. 
Aber es ift doch immer zwifhen Becher und Mund’) ein Raum, 
den man nicht überfehen kann. Ich gehöre zu den Wenigen, bie 
aus der Provinz Schleswig-Holftein hier mitjpreden; fon aus 
dem Grunde würde id die Vortheile diefer Vorlage Schleswig» 
Holftein nicht abfehneiden und mich nicht weigern, für den $3 in 
der Regierungsfafjung **) mein Votum abzugeben. Ich möchte Sie 
bitten, wenn weiter feine Bedenken gegen diefe Faſſung geweſen 
find ala die mehr theoretifche als praktiſche Incongruität, daß die 
Gemeinbdevertretung in eigener Sache mitreden fol, daran feinen 
Anftoß zu nehmen. 


*) StB. 47b. 
**) StB.: Regierungsforderung. 
’) Bgl. Bd. IV 374. 
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Nachdem Berichterſtatter Graf Pfeil conftatirt hatte, daß feines 
Wiſſens in der Commiſſion allerdings nur dies eine Bedenken burd: 
ſchlagend geweſen wäre, um $ 3 der Regierungsvorlage zu ftreichen, 
bemerkte Fürft Bismard*): 


Ich will noch hinzufügen, daß uns fein Theil dieſer Gejetes: 
vorlage in der Faſſung fo viel Schwierigfeiten gemacht hat, wie 
biefer Paragraph; die Aufgabe war außerordentlich ſchwer zu Löten. 
Wir find von der Unvolllommenheit unferer Leiftungen überzeugt; 
wir haben aber nichts Befjeres ausfindig machen fünnen. 


$ 3 wurde darauf in ber Fafjung ber Regierungsvorlage an: 
genommen, begleichen die folgenden Paragraphen. Da das Abgeorp: 
netenhaus einzelne Abänderungen am 23. April beihloß, hatte fich das 
Herrenhaus noch ein Mal in feiner 14. Sitzung vom 30. April mit dem 
Gefegentwurf zu beſchäftigen; nach kurzer Debatte fand der Entwuri 
mit diefen Abänderungen Annahme ). 


9. Sißung des Kerrenhaufes 
Mittwoch 23. März 1887. 


Die Note Jacobinis vom 4. April 1886 Hatte die Erfüllung 
der ftändigen Anzeige für den Fall zugefagt, daß dem Heiligen Stuhle 
eine Revifion ber in ber kirchenpolitiſchen Novelle von 1886 nicht er: 
wähnten maigefeglichen Beftimmungen amtlich zugefihert werde. Dieic 
Zufiherung wurde durch die Note vom 23. April gegeben‘). Nach— 
dem dann die Firhenpolitiihe Novelle mit dem 21. Mai 1886 geſetz⸗ 
lie Kraft erlangt hatte, trat die Staatöregierung alöbald mit dem 
römiſchen Stuhle in Verhandlungen ein, um die Grundlage für eine 
Gefegvorlage zu gewinnen, die den Zweck verfolgte, das Verhältniß 
zwiſchen dem Staate und der katholiſchen Kirche zu beiberfeitiger Zu: 
friedenheit auszugeftalten. 

Die fünfte und letzte Firchenpolitiihe Novelle, die das Refultat 
der Verhandlungen zufammenfaßte und die legten Trümmer ber Rai: 
gefeßgebung zu befeitigen beftimmt war, ging am 20. Februar 1887 


*) StB. 47b. 
?) Nach der chronologifchen Ordnung ber Reben hätte hier die Rebe Bis- 
mards im Reichstag vom 10. März 1887 zu folgen. Sie findet ſich u. 8.419 ff. 
©. o. ©. 72. 


| 
j 
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zunächſt dem Herrenhaufe zu und wurde von biefem wieder erft einer 
Sommiffion überwiejen, innerhalb deren der Entwurf einer eingehenden 
Berathung und, auf Grund von Anträgen bes Bifhofs Kopp, mehr: 
fahen Abänderungen unterworfen wurde. Maß und Umfang der Ab: 
änderungen ergibt folgende 


Infammenftellung. 


Regierungsvorlage. Befählüffe der Commiffion. 


Art. 1. 


Art. 2 des Geſetzes vom 21. Mai 1886 wird, wie folgt, ab: 
geändert und ergänzt: 
$ı. 


Die Biſchöfe von Dsnabrüd und Limburg find befugt, in 
ihren Diöcefen Seminare zur wiſſenſchaftlichen Vorbildung der 
Geiftlihen zu errichten und zu unterhalten. 

Auf diefe Seminare finden die Beftimmungen des Art. 2 
des Gejeges vom 21. Mai 1886 Anwendung. 


g2 
Die beſchränkende Beftimmung im Abſatz 4 des Art. 2 des 


Gefeges vom 21. Mai 1886 wegen bes Beſuchs ber Firdlichen 
Seminare wird aufgehoben. 


Art, 2. 


Das Gefeg vom 11. Mai 1873 


Die Gefege vom 11. Mai 1873 
wird, wie folgt, abgeändert: 


und 11. Juli 1883 werden, wie 
folgt, abgeändert: 


$g1 

Die Verpflichtung der geiftlihen 
Oberen zur Benennung der Candi⸗ 
daten für ein geiftlihes Amt, fo: 
wie das Einſpruchsrecht des Staates 
werben für die Beftellung des Ver: 
weſers eines Pfarramts (Admini⸗ 
ftrators, Provifors 2c.) aufgehoben. 


si. $1a. 


An Stelle der Vorſchriften in 
Nr. 2 und 3 des $ 16 de Ge 
feges vom 11. Mai 1873 tritt 
folgende Beftimmung: 


An Stelle des $ 16 des Geſetzes 
vom 11. Mai 1873 von Nr. 2 ab 
tritt folgende Beftimmung: 


28. 3. 1887. 


28. 3. 1887. 
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Beſchluſſe der Gommiffion. 


Der Einfprud ift zuläffig: 


2. wenn dafür erachtet wird, 
daß der Anzuftellende aus 
einem Grunde, welcher dem 
bürgerlihen oder ſtaats⸗ 
bürgerlihen Gebiete an: 
gehört, für die Stelle nicht 
geeignet fei. 


2. wenn ber Anzuftellende aus 
einem auf Thatfahen be: 
ruhenben Grunde, welder 
dem bürgerlien Gebiete 
angehört, für die Stelle 
nicht geeignet ift. 

Die Thatjahen, melde 
den Einſpruch begründen, 
find anzugeben. 


g2 
Ein ftaatliher Zwang zur dauernden Befegung ber Pfarrämter 


findet fortan nicht ftatt. 
Der $ 18 des Geſetzes vom 
11. Mai 1873 wird aufgehoben. 


Der $ 18 und der zweite Ab: 
fa bes F 19 des Gefehes vom 
11. Mai 1873 werden aufgehoben. 


g3. 
Gerichtliche Entſcheidungen gegen Geiftlihe in den Fällen des 
$ 21 des Gefeges vom 11. Mai 1873 haben nicht von Rechts wegen 
die Erledigung der Stelle zur Folge. Die entgegenftehende Beftimmung 


a. a. D. wird aufgehoben. 


SA 

Die Abhaltung von Mefjen und 
die Spenbung ber Sacramente fallen 
nicht unter die Strafbeftimmungen 
der Geſetze vom 11. Mai 1873 
und 21. Mai 1874. 

Vorftehende Beftimmung findet 
nit Anwendung auf Mitglieder 
von Orden und ordensähnlichen 
Congregationen, welche von dem 
Gebiete der preußifhen Monardie 
ausgefchloffen find. Die Vorſchrift 
des Art. 15 des Geſetzes vom 
21. Mai 1886 wird hierdurch nicht 
berührt. 


Art. 3. 


Die im Abſatz 2 des Art. 8 des Gejehes vom 21. Mai 1886 
vorgeſchriebene Verpflichtung der geiftlihen Oberen zur Mittheilung 
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Befglüffe der Commiffion. 


Tirclicher Disciplinarentſcheidungen an die Oberpräfidenten wird auf: 


gehoben. 


Art, 


Das Gefeg über die Grenzen 
des Rechts zum Gebrauche kird: 
licher Straf: und Zuchtmittel vom 
13. Mai 1873 wird aufgehoben. 
Nur $ 1 diefes Gejeges bleibt in 
Kraft. 


Art. 


4. 

Die $$ 2 bis 6 des Geſetzes 
über die Grenzen des Rechts zum 
Gebrauche kirchlicher Straf: und 
Zuchtmittel vom 13. Mai 1873 
werben aufgehoben. 


5. 


Das Geſetz vom 31. Mai 1875, betreffend die geiftlichen Orden 
und orbensähnlihen Congregationen der fatholifhen Kirche, wird, wie 
folgt, abgeändert (und ergänzt, Regierungsvorlage): 


$gı. 
Von den durch das Geſetz vom 31. Mai 1875 ausgeſchloſſenen 


Orden und ordensähnlihen Congregationen können durch Beſchluß des 
Staatöminifteriums diejenigen wieder zugelaffen werben, melde fih 


der Aushilfe in der Seeljorge 


ober 
der Uebung der chriftlichen Näch⸗ 
ftenliebe widmen, 
‚ober 
deren Mitglieder ein beſchau—⸗ 
liches Leben führen. 


a) der Auähilfe in der Geel: 
forge, 


b) der Uebung ber driftlichen 
Nächitenliebe, 


ec) dem Unterriht und ber Er- 
ziehung ber weiblihen Yu: 
gend in höheren Mäbchen- 
ſchulen und gleihartigen Er: 
siehungsanftalten widmen, 

d) deren Mitglieder ein beſchau⸗ 
liches Leben führen. 


g2 
Auf die wieder zuzulaſſenden Orden und Congregationen finden 
in Beziehung auf die Errichtung der einzelnen Nieberlafjungen, ſowie 
auf die fonftigen Verhältniffe diefelben gefeglihen Beftimmungen An: 
wendung, welde für die beftehenden Orden und Congregationen gelten. 


g3. 
Die Minifter des Innern und der geiftlihen Angelegenheiten find 
ermächtigt, den beftehenden, ſowie den wieder zuzulaffenden Orden und 


23. 3. 1887. 
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Gongregationen die Ausbildung von Miffionaren für den Dienft im 
Auslande, ſowie zu diefem Behufe die Errihtung von Niederlaffungen zu 
geftatten. 

ga. 


Das vom Staate in Verwahrung 
und Verwaltung genommene Ber: 
mögen der aufgelöften Niever: 
lafjungen mird den betreffenden 
wiebererrihteten Niederlaflungen 
zurüdgegeben, fobald biefelben 
Corporationsrechte befigen und in 
rechtsverbindlicher Weile die Ver⸗ 
pflihtung zur Unterhaltung der 
Mitglieder der aufgelöften Nieder: 
lafjungen übernommen haben. Schon 
vor der Erfüllung diefer Voraus: 
fegungen kann denjelben die Nutz⸗ 
nießung biefe3 Vermögens geftattet 
werben. 

Zufagartitel 1. 

Die $$ 4 bis 19 des Gefehes 
über die Verwaltung erlebigter 
Tatholifcher Bisthumer vom 20. Rai 
1874 werden aufgehoben. 


Der Gefegentwurf gelangte in der 9. Sitzung bes Herrenhaufes 
am 23. März 1887 zur zweiten Leſung. Zu diefer brachte Biſchof 
Kopp eine Reihe von Abänderungsanträgen ein, die den Beifall ber 
Commiffion nicht gefunden hatten, deren Annahme der römifhen Curie 
aber zur Ergänzung des Reviſionswerkes erwünfcht war. Sie lauteten: 

Das Herrenhaus wolle beſchließen: 
1. Dem $1 des Art. 2 folgende Beftimmung als Alinea 2 Hinzu: 
zufügen: 
Das Einſpruchsrecht gilt fortan nur für bie dauernde 
Uebertragung eines Pfarramts. 

2. Dem $ 1a be Art. 2 folgende Faſſung zu geben: 

An die Stelle der Vorſchriften des $ 16 des Geſetzes 
vom 11. Mai 1873 von Nr. 2 ab tritt folgende Beftimmung: 


Die fünfte kirchenpolitiſche Novelle. 335 


Wenn der Anzuftellende aus einem ernten und wich⸗ 
tigen Grunde, welcher dem bürgerlichen ober ftaatäbürger: 
lichen Gebiete angehört und nicht von ber rechtmäßigen 
Erfüllung eines bürgerlichen oder ſtaatsbürgerlichen Rechts 
ober der Erfüllung einer Firhlihen Amtspflicht her: 
genommen werben darf, für die Stelle nicht geeignet ift. 
Die Thatſachen, welde den Einfpruch begründen, find 
feftzuftellen. 

3. Den zweiten Abfag im $ 4 des Art. 2 zu ftreichen. 
4. Die $$ 1 und 2 des Art. 5 in folgender Fafjung anzu 
nehmen: 
$ı. 


Im Gebiete der preußiihen Monarchie werben wieder 
zugelaffen (und dürfen Nieberlafjungen errichten) ?) diejenigen 
Orden und orbensähnlihen Congregationen der fatholifhen 
Kirche, melde fih 


a—d wie oben nach den Befhlüffen ver Commiffion. 


g2 
Auf die wieder zuzulaſſenden Orden und Congregationen 
finden diefelben gefeglichen Bejtimmungen Anwendung, melde 
für die beftehenden Orden und Gongregationen gelten. 


Nachdem der Berichterftatter der Commilfion, Adams, den Ent: 
wurf nad) den Befchlüffen der Commiffion empfohlen, Bifhof Dr. Kopp 
unter herzlichen Worten des Danfes für das von der Regierung und 
der Commiffion des Herrenhaufes bewieſene Entgegenlommen feine 
weitergehenden Anträge begründet hatte, übte Profefior Dr. Befeler 
an dem Entwurfe eine herbe Kritil. Der Regierung madte er den 
Vorwurf, daß fie weſentliche Hoheitsrechte des Staates aufgegeben 
habe, um Freundfchaftäbezeigungen und Dienfte von ber Curie dagegen 
einzutaufhen, denn fie fei nicht bloß in wichtigen Punkten auf die 
ſchon durch die früheren Novellen erledigten Gegenftände zurüdgelommen, 
fondern Habe fogar über die Zeit der Maigejeggebung hinaus zurüd: 
gegriffen, ohne daß eine dringende Nothwendigfeit dafür vorhanden 
geweſen fei. Im Einzelnen beflagte er die Zulafjung biſchoöflicher 
Seminare, durch die eine bedenkliche Goncurrenz mit den theologiſchen 
Seminaren an den Univerfitäten hervorgerufen werde, ganz abgefehen 
von der geringeren wiſſenſchaftlichen Durchbildung, die biſchöfliche Semi- 
nare gewähren würden. In ben Einfchränkungen der Anzeigepflicht 
ſah er eine Verfümmerung des ftaatlihen Einſpruchsrechts gegenüber 


) Die in Klammer gefegten Worte zog Biſchof Kopp im Laufe ber 
Debatte zuruck. 


28. 3. 1887. 
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den Bifhöfen, in der Wiederzulafjung der Orden eine Verlegung des 
dem Ordensleben feindlich gegenüberftehenden proteftantifchen Gefühls. 
Als Beweis für die Aufregung, die die Nachgiebigfeit des Staats in 
der proteftantifhen Bevölferung hervorgerufen habe, machte er den 
Ausfall der lehten Reichstagswahlen und die Begründung des Evange: 
liſchen Bundes geltend. Dem Frieden zwiſchen dem preußifchen Staate 
und ber Gurie, wie er jetzt abgeſchloſſen werben follte, glaubte er 
weder den Charakter eines dauernden, noch den eines ehrenvollen 
zuerfennen zu fünnen: nad) feiner Meinung werde das Geſetz mit ben 
Anträgen des Biihofs Kopp cin neues Kampfgefep erften Ranges 
werben. Hierauf ergriff Fürft Bismard das Wort zu folgender 
Rede*): 

Es war urfprünglih nicht meine Abfiht und ift auch nicht 
meine Aufgabe, in die Specialdiscuffion und in die Einzelheiten 
unferer Gejegesvorlage einzugehen. Ich weiß indeſſen nit, ob 
ih immer in ber Möglichkeit fein werde, der Specialbiscuffion 
beizumohnen, und benuße deshalb die Gelegenheit, um wenigftens 
auf einige ber Webergriffe in die Specialbiscuffion, die der Herr 
Vorrebner in ber Generalbeiprehung gemacht hat, bier zu ant⸗ 
worten. Meine Stellung zur Sade ift ja im Weſentlichen eine 
andere als die des Herrn Vorrebners. Ich kann weder eine con: 
feffionelle Stellung, noch eine vom Parteiftandpunfte influencirte, 
noch eine juriftifche einnehmen. Meine Stellung ift eine rein poli- 
tiſche, und für mich ift der Friede mit dem Papfte ein Friede wie 
mit jeber anderen auswärtigen Macht, die im Inlande erhebliche 
Intereſſen hat. Ich ftehe, wenn Sie wollen, der Sache oppor- 
tuniftiih gegenüber, der Herr Vorredner theoretiih. Ich habe 
mehr als diefen noch in nuce !) befindlichen Friedensihluß in 
meinem Leben abgeſchloſſen. Es ift dabei vielleicht nie oder doch 
felten der Fall geweſen, daß Jedermann davon befriedigt geweſen 
ift. Namentlich glaube ich nicht, daß es mir jemals gelungen ift, 
das volle Einverftändniß des Herrn Vorrebners zu irgend einem 
Vorgehen in meinem Leben zu erlangen. 

(Heiterfeit.) 

Der Herr Vorredner ift im Weſentlichen kritiſch nach feiner 

Stellung und feinem Temperamente angelegt. Ich bin feit fünf: 


*) St®. 114b. 
’) In der Ruß; Hier foviel als: im Stadium der Vorhanblung. 
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undzwanzig Jahren unter fein Secirmefjer gerathen und Gegenftand 
feiner Kritit geweſen; aber eines vollen Beifals hat fich noch feine 
Handlung in meinem Leben von feiner Seite erfreut. Ich muß 
alfo aud hier darauf gefaßt fein und finde in meiner Friedens- 
unterhandlung in dieſer Lage außerordentlich viel Analogie mit 
derjenigen deö Jahres 1866 mit dem öfterreidhifchen Kaiferftaate. 
Da habe ich harte Worte hören müſſen über das geringe Refultat, 
was wir Oeſterreich gegenüber erreicht hätten, und ich habe mich 
beim Abſchluß vollftändig allein auf meine eigene Entfchließung 
verlaffen müſſen. Es gab ziemlich weit verbreitete Kreife, in denen 
man mid) den „Dueftenberg im Lager“ ?) nannte, und nichts befto 
weniger*) glaube ih, wenn wir heute auf die Sache zurüdhliden, 
werde ich mehr Anerkennung für das erwerben, was damals ge: 
ſchehen ift. 

Der Herr Vorrebner hat von dem Frieden verlangt, er folle 
ehrenvoll und dauerhaft fein?). Nun, einen anderen als einen 
ehrenvollen Frieden babe id in meinem Leben noch nicht unter 
zeichnet oder unterhandelt, 

(Lebhaftes Bravo!) 
und dafür bin ich für mein Verhalten mein eigener Richter. Was 
aber die Dauer anlangt, fo made ich den Herrn Vorrebner, ber 
ein langes Leben — ich glaube, eben fo langes wie ih — hinter 
fih hat, darauf aufmerkſam, daß Nichts in der Welt dauernd ift, 
weder bie Friedensſchlüſſe noch die Gefege; fie fommen und gehen, 
fie wechſeln: tempora mutantur et nos mutamur in illis®). Wie 
lange der Frieden ober der Anfag zum Frieden, die Annäherung 
an den Frieden, die wir heute mit der römifchen Curie erftreben, 
wie lange fie dauert und währt, wenn fie gelingt, das kann ja 
Niemand voraus berechnen. Wir thun eben unfere Schuldigfeit 
in der Gegenwart, rebus sic stantibus‘), und das, was mir 


=) 6. 1153. 
) gl. Schiller, Wallenftein, Die Biccolomini I 2. 
?) Abg. Dr. Bejeler: „Wenn ich ben Frieden wunſche, dann wunſche 
id nicht bloß einen bauerhaften, fondern aud einen ehrenvollen Frieden" 
(StB. 114). 
®) Die Zeiten ändern fi) und wir (ändern uns) in ihnen, vgl. Bd. VI 70. 
) So wie die Dinge jegt ftehen, vgl. Bd. IV 321, XI 430. 
Bismards politifge Reden. KIT. 22 


23. 3. 1837. 


23. 8. 1887. 
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Günftiges und Zufriebenftellendes für das Land erlangen können, 
das nehmen wir an: — ob e& dauert, das fteht bei Gott. Alfo 
für die Dauer übernehme ich feine Verantwortlichteit. Der Herr 
Vorredner hat nachher — wenn ich die Einzelheiten behandeln 
darf, die er berührt hat — bei ber Zulaffung von Orden fid 
namentlich auf das proteftantifhe Gefühl berufen, was dem wider⸗ 
fprädhe, auf die Abneigung, auf den unangenehmen Eindrud, den 
dies made; er hat gelagt: Die Orden find den Proteftanten ver: 
haft). Meine Herren, darauf fommt es nit an; es kommt 
bier nicht darauf an, ob irgend Etwas dem Einzelnen in jeinem 
Innern unangenehm ober ärgerlich ift, ſondern es fommt barauf 
an, den $rieben ber Gejammtheit der Nation in ihrem Innern 
und bes Staates herzuftellen. Ich Tann aud nicht denken, daß 
die Mehrzahl meiner Glaubensgenoffen fo reizbar fein follte, da 
der Anblid einer ſchwarzen Kutte ihnen Haß und Galle errege; 
es gibt vielleicht Einzelne, welche derartig empfinden, aber wir 
tönnen in der Gejeggebung auf folhe Gefühle feine Rückſicht 
nehmen. Es fommt vielmehr darauf an, ob unfere katholiſchen 
Landsleute glauben, ohne ein gewiſſes Quantum von Drdensgeift- 
lihen und principielle Zulaffung derfelben mit uns in Frieden 
leben zu können oder nit. Wenn fie das wirklich glauben, ſo 
fann ich von meinem evangeliſchen Standpunkt ihnen ja Unrecht 
geben; aber e& wird mir nicht einfallen, in ber Ausdehnung, wie 
es der Herr Vorredner gethan hat, auf eine Kritif der Frage ein- 
zugehen, ob es überhaupt vernünftig ift, daß es Mönde ober 
Nonnen gibt oder nicht. Das muß Jeder mit feinem Gewiſſen 


?) Ag. Dr. Befeler: „Wir follen in biefer Angelegenheit (dev Wieder- 
zulaſſung der Orden) das katholiſche Gefahl ſchonen ..., aber andererſeits 
verlange ih auch, daß man ba proteftantife Gefühl ſchont, und daß 
man nicht ſchlechthin deswegen, weil Etwas vom katholiſchen Standpunkte aus 
fur richtig und heilſam gilt, es auch von proteſtantiſcher Seite unbeſchränkt 
anerkennen muß. Es iſt ja nicht zu leugnen, daß ... das Ordensweſen, bie 
Monchs · und Nonnenllöfter den Proteftanten tief verhaßt find ... und id) will 
ja zugeben, daß auf dieſem Gebiet Borurtheil und Einfeitigteit ſich geltenb ge- 
macht haben. Aber, meine Herren, biefe Abneigung der Proteftanten gegen die 
Monchs⸗ und Nonnenklöfter beruht doch auch nicht bloß auf confeifionellem 
Gegenfage und bloßem Borurtheile" (StB. 113). „Ic behaupte, Diefer Drbens« 
Paragraph wird in ber proteftantif—hen Melt eine große Erregung hervorrufen“ 
(St8. 113b). 
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abmaden, und jolhe Gravamina der Verdrießlichkeit von einzelnen 23. 8. 1837. 
unferer Landaleute, denen [wer Etwas recht zu madjen ift, abzuftellen, 
dazu ift die Gefeggebung und die Politif überhaupt nicht da. Für 
mid) ift entſcheidend, daß von fatholijcher Seite man daran hängt. 

Ich Habe auch bei Friedensfchlüffen mit fremden Mächten 
meinerfeits mir nit bie Frage vorzulegen gehabt, warum mag 
Defterreih, Frankreih, Dänemark diefe oder jene Forderung mit 
der Beftimmtheit ftellen; ich habe mich darauf einlaffen müſſen, 
daß es eben gefordert wurde. Welches Bebürfniß an Orden wir 
haben, das ift eine Sache, die ſchließlich von dem Urtheil unferer 
fatholifhen Landsleute abhängt. 

Der Herr Vorredner hat auch in Bezug auf andere Punkte bie 
Frage aufgeworfen*). Warum ſollen wir denn nicht**) Punkte auf- 
geben, die meines Erachtens für ung ganz ohne Wichtigkeit find? Ich 
glaube, es bezog fi auf die Strafgewalt der Geiftlihen‘). Ob 
ein katholiſcher Geiftliher ſtrenger oder gelinder behandelt wird, 
ift für den Staat vollfommen gleichgültig, der Geiftliche weiß, was 
ihm bevorfteht, und muß fi, wenn es zu hart ift, felbft anflagen, 
der Staat kann nicht einmal in dem viel näher zu Tage liegenden 
Verhältniß zwiſchen Lehrern und Kindern eingreifen, da wird au 
oft das Züchtigungsredht überjchritten, dagegen läßt ſich nicht 
fügen; — wer die Dizciplin der fatholifchen Geiftlihen nicht ***) 
erträglich findet, der fol nicht Geiftliher werden, ebenfo wer die 
militärifhe Disciplin nicht ertragen kann, fol nicht Soldat werben, 
mo er es vermeiden kann; für die Zeit, wo er eben Solbat fein 
muß, fann er e8 nicht. 

Der Herr Vorredner hat Nehnliches in Bezug auf die Priefter- 
erziehung bemängelt, und er legt dieſer Seite der Sade einen 


*) Ergänze: warum mir fie aufgeben. Text und Interpunction bes StR. 
find hier verberbt. 

**) Ergänzung bed Herausgebers. 
*9 S. 115b. 

M Abg. Dr. Beſeler: „Der Art. 4 über bie Grenzen des Rechts zum 
Gebrauch kirchlicher Straf und Zuchtmittel ift ſchon im vorigen Jahre genau 
erwogen worden, und man hat den Gedanken feftgehalten, daß die öffentliche 
Bekanntmachung folder Strafmittel nicht geftattet fein fol, weil dadurch ber 
öffentliche Zriebe leicht gefäßrbet und namentlid; bie Autorität der Gtaatd- 
behörben bejchrantt werben Tann. Jeht hat man auch bie aufgegeben. Wozu? 
Das ift ſchwer zu ſagen“ (StB. 112). 


23. 8. 1887. 
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Günftiges und Zufriebenftellendes für das Land erlangen können, 
dag nehmen wir an: — ob es dauert, das fteht bei Gott. Alfo 
für die Dauer übernehme id) feine Verantwortlichkeit. Der Herr 
Vorredner hat nachher — wenn ich die Einzelheiten behandeln 
darf, die er berührt hat — bei ber Zulaſſung von Orben ſich 
namentlich auf das proteftantifcde Gefühl berufen, was dem wider: 
ſpräche, auf die Abneigung, auf den unangenehmen Eindrud, den 
dies made; er hat gejagt: Die Orden find den Proteftanten ver- 
haßt . Meine Herren, darauf fommt es nit an; es kommt 
bier nicht darauf an, ob irgend Etwas dem Einzelnen in jeinem 
Innern unangenehm ober ärgerlich ift, fondern es fommt barauf 
an, den Frieden ber Gefammtheit der Nation in ihrem Innern 
und bes Staates herzuftellen. Ich kann aud nicht denken, daß 
die Mehrzahl meiner Glaubensgenoffen fo reizbar fein follte, daß 
der Anblid einer ſchwarzen Kutte ihnen Haß und Galle errege; 
es gibt vielleicht Einzelne, welche derartig empfinden, aber wir 
fönnen in der Gejeßgebung auf ſolche Gefühle feine Nüdficht 
nehmen. Es kommt vielmehr darauf an, ob unjere katholiſchen 
Landsleute glauben, ohne ein gewiſſes Duantum von Ordensgeiſt— 
lien und principiele Zulafjung derfelben mit uns in Frieden 
leben zu können ober nit. Wenn fie das wirfli glauben, fo 
fann ich von meinem evangelifchen Standpunkt ihnen ja Unrecht 
geben; aber es wird mir nicht einfallen, in der Ausdehnung, wie 
es ber Herr Vorredner gethan hat, auf eine Kritif der Frage ein- 
zugehen, ob es überhaupt vernünftig ift, daß es Mönde oder 
Nonnen gibt oder nit. Das muß Jeder mit feinem Gewiſſen 


Abg. Dr. Beſeler: „Wir follen in biefer Angelegenheit (der Wieber- 
zulaffung der Drben) das tatholifde Gefühl ſchonen ¶ ¶ aber anbererjeits 
verlange ih au, daß man das proteftantifhe Gefühl fhont, und baf 
man nicht ſchlechthin deswegen, weil Etwas vom katholiſchen Standpunkte aus 
für richtig und heilſam gilt, es auch von proteftantiicher Seite unbeſchränkt 
anerfennen muß. Es ift ja nicht zu leugnen, daß ... das Ordensweſen, bie 
Mönds- und Nonnentlöfter den Proteftanten tief verhaßt find ... und ich will 
ja zugeben, daß auf dieſem Gebiet Borurtheil und Einfeitigfeit fi geltend ge 
macht haben. Aber, meine Herren, dieſe Abneigung der Proteftanten gegen bie 
Monchs-⸗ und Nonnentlöfter beruht doch aud nicht bloß auf confefftonellem 
Gegenfage und bloßem Vorurtheile” (StB. 113). „Ich behaupte, biefer Orbense 
paragraph wird in der proteftantifhen Welt eine große Erregung hervorrufen” 
(StB. 1136). 
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abmaden, und ſolche Gravamina ber Verdrießlichkeit von einzelnen 23. 8. 1887. 
unferer Landaleute, denen ſchwer Etwas recht zu machen ift, abzuftellen, 
Dazu ift die Gefeßgebung und die Politik überhaupt nicht da. Für 
mich ift entfcheidend, daß von Tatholifcher Seite man daran hängt. 

Ih habe auch bei Friedensfhlüffen mit fremden Mächten 
meinerfeit3 mir nicht die Frage vorzulegen gehabt, warum mag 
Defterreih, Frankreich, Dänemark diefe oder jene Forderung mit 
der Beftimmtheit ftelen; ich habe mich darauf einlaffen müffen, 
daß e3 eben gefordert wurde. Welches Bebürfnig an Orden wir 
haben, das ift eine Sache, die ſchließlich von dem Urtheil unferer 
fatholifhen Landsleute abhängt. 

Der Herr Vorredner hat auch in Bezug auf andere Punkte die 
Frage aufgeworfen*). Warum ſollen wir denn niht**) Punkte auf: 
geben, die meines Erachtens für uns ganz ohne Wichtigkeit find? Ich 
glaube, es bezog fi auf die Strafgewalt der Geiftlihen‘). Ob 
ein katholiſcher Geiftliher ftrenger oder gelinder behandelt wird, 
ift für den Staat vollfommen gleichgültig, der Geiftliche weiß, was 
ihm bevorfteht, und muß fi, wenn es zu hart ift, felbft anklagen, 
der Staat fann nit einmal in dem viel näher zu Tage liegenden 
Verhältniß zwiſchen Lehrern und Kindern eingreifen, da wird auch 
oft das Zuchtigungsrecht überfchritten, dagegen läßt ſich nicht 
ſchützen; — wer die Disciplin der Fatholifhen Geiftlihen nicht ***) 
erträglich findet, der fol nicht Geiftliher werden, ebenjo wer die 
militäriſche Disciplin nicht ertragen kann, fol nicht Soldat werben, 
mo er es vermeiden kann; für die Zeit, mo er eben Soldat fein 
muß, fann er es nicht. 

Der Herr Vorredner hat Wehnliches in Bezug auf die Priefter- 
erziehung bemängelt, und er legt biefer Seite ber Sache einen 


*) Ergänge: warum mir fie aufgeben. Tert und Interpunction des StB. 
find Bier verberbt. 

*#*) Ergänzung des Herausgebers. 
+++) . 115b. 

1) Ag. Dr. Befeler: „Der Art. 4 über bie Grenzen bes Rechts zum 
Gebrauch kirchlicher Straf: und Zuchtmittel ift ſchon im vorigen Jahre genau 
erwogen worben, unb man hat den Gebanfen feftgehalten, daß die Öffentliche 
Bekanntmachung folder Strafmittel nicht geftattet fein fol, weil dadurch ber 
öffentlige Friebe leicht gefährbet und namentlich die Yutorität ber Stoatd- 
behörben bejgränft werben Tann. Jet Hat man aud) dies aufgegeben. Wozu? 
Das ift ſchwer zu ſagen“ (StB. 112b). 
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23. 8. 1887. Werth bei, den ich für übertrieben halten muß‘). Daß die Priefter 
gut und richtig erzogen werben, daran wird dem Papite und den 
Bifhöfen ſehr viel liegen, aber den Gedanken, der der Diaigefeg: 
gebung zum Theil zu Grunde lag, durch die Prieftererziehung nun 
auf das fünftige Verhalten der Priefter zu den Laien und ihre 
Toleranz gegen Andersgläubige im Wege ber Erziehung und Vor: 
bildung einmwirfen zu wollen, halte ich für verfehlt; es hängt von 
der Erziehung gar nicht fo ab, wie von den fpäteren Erlebnifien, 
von den Einwirkungen der Vorgefegten, ich möchte jagen, von der 
ganzen Witterung, die in Bezug auf diefe Dinge in der Zeit 
herrſcht, in der Einer lebt, und wir können in der Erziehung eines 
Priefters, mag fie nun fehr freifinnig und weitgebildet fein, gar 
feine Garantie juhen, daß der Geiftliche ſpäter nicht ftaatsfeind- 
lich auftritt und gerade die befieren Waffen, mit denen er durch 
die ſtaatliche Erziehung ausgebildet ift, gegen den Staat verwendet. 
Meiner Ueberzeugung nad) . . .*) ich kann nad} meinen Erfahrungen 
aus den jüngften Tagen, wo id Etwas in die Statiftif und Ge: 
nefis ber Einzelnen unferer Gegner hineingegangen bin, nicht ver- 
ſchweigen, daß unfere ſchärfſten und bitterften Gegner Zöglinge 
der Univerfitäten und nicht der Seminarien geweſen find. Ich will 
einzelne Univerfitäten nicht nennen; das Material hat für mid 


*) Der Sag iſt abgebroden; Fürft Bismard ift durd den Einſchub des 
als Parenthefe aufzufafienden Sages: „ih Tann“ ıc. bis „verſchweigen“ aus 
der Conftruction gefallen. Correct würde ber Satz lauten: „Meiner Weber: 
zeugung nah — id kann nad; meinen Erfahrungen aus den jüngften Tagen 
... (68) nit verfhreigen — find unfere färfften und bitterften Gegner Bög- 
linge ber Univerfitäten ... geweſen.“ 

') Abg. Dr. Befeler: „(In $2) wird die Freizügigkeit für die Priefter- 
feminare anerkannt und zwar in der Art, daß nicht nur, wie früher, die Dis— 
cefanen bes betreffenden Biihofs die Seminare befuhen dürfen. Tiefe Bes 
ſchränkung ſoll jegt aufgehoben werden. Was wird die Folge davon fein? 
Daß die geiftlihen Seminare die Tatholifhen Facultäten an den preußiſchen 
Univerfitäten lahm legen Tönnen und daß eine Concurrenz hervorgerufen wird, 
vermöge beren bei der biscretionären Gewalt der Bifhöfe über ihre jungen 
Theologen unter gewiſſen Borausfegungen gewiſſe bifhöfliche Seminare einen 
auferordentlihen Zufluk an Stubirenden Haben werben“ (StB. 111b). „Es 
wirb eine Concurrenz hervorgerufen, die gefeglich nicht befteht und, mie ih 
glaube, dem Syſtem der preußifchen Unterrichtävermaltung widerſpricht, denn 
fonft ift es doch Regel, daß die höchfte geiftige Borbilbung nur an folden An: 
ftalten erworben werben Tann, welche fie im vollen Umfang des Univerfitäts- 
ftubiums gewähren" (StB. 12a). 
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genügt, um ben Beweis zu liefern, daß die Nöthigung zum Unis 
verfitätsftudium mit Abfchneidung der Seminarien fein Mittel ift 
gegen die Schäden, die wir befämpfen wollen. Ein Seminar bei 
einem friebliebenden, wohlwollenden, deutſch gefinnten Biſchof ift 
mir lieber als das Studium auf der Univerfität, wo Niemand 
eigentlich für die Erziehung verantwortlich ift, bei allen Einflüffen, 
die ſich uncontrolirt an den Stubenten heranmaden. Alfo auf 
die Seminarfrage lege ich fo fehr viel Werth nicht, und ebenjo 
bin ih nicht gleicher Meinung mit vielen meiner Freunde über 
den Werth der Garantie, welche in der Anzeigepflicht liegt. Ich 
ichöpfe auch da mein Urtheil mehr aus dem Leben wie aus ber 
Theorie. Wir haben erlebt, daß gerade Geiftlihe, die wir feit 
längerer Zeit genau fannten, bie zu feinerlei Beſchwerden Anlaß 
gegeben hatten, die wir felbft empfohlen haben, von dem Augen- 
blid an, wo fie im Sattel jaßen, die jhärfften Gegner geworden 
find. Ich erinnere nur an Jemand, der jegt nicht mehr lebt und 
dem beshalb die Kritif Nichts ſchadet, an den verftorbenen Fürft: 
biſchof von Breslau‘), der hat fünfzehn Jahre amtirt unter den 
Augen aller Behörden, und es wird wohl felten vorfommen, daß 
man einen Priefter vor ber Anftellung jo genau fennt, wie man 
diefen kannte, und die Regierung hat nachher über wenig Prälaten 
in Preußen ſtets jo viel Klagen gehabt, wie gerade über dieſen 
Herrn, "unter deffen Leitung in Schlefien ſich die Dinge in einer 
rRichtung entwidelt haben, die früher der Bevölkerung völlig fremd 
und unnatürlich geweſen wäre. 
(Sehr gut!) 

Alfo das zeigt nur, daß man den Werth der Anzeigepflicht 
leicht überſchäten kann. Man ftedt in dem angeftellten Priefter 
doch nicht drin, und mit dem Papft und der Kirche eine Art von 
Wettlauf in der Veeinfluffung der angeftellten Priefter anzuftellen, 
halte ich eben auch für ein verfehltes Unternehmen. Da werben 
wir eine gleich ftarfe Einwirfung niemals erreien fünnen. So: 
bald der Geiftliche angeftellter Priefter ift, wird er feinen Oberen 
gehorchen oder er wird feine Stellung ruiniren, und eben fo wie 
beifpielsweije ein Officier, der’ mit einem Kriege, den man führt, 


) Robert Herzog, geft. 26. December 1886. 


23. 8. 1887. 


28. 3. 1887. 
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nit einverftanden ift, wird er ganz ruhig feine Schulbigkeit in 
der Stellung thun, wie fie ihm von oben gegeben wirb !), und 
es wird uns Nichts helfen, wenn wir einen Geiftlihen in eine 
Stellung bringen, der uns wohlgefinnt ift; er wird es für bie 
Dauer nicht bleiben, wenn feine Vorgefegten und bie ganze *) 
Temperatur, die ihn umgibt, in entgegengejegter Richtung auf ihn 
einwirkt. Ich habe von Anfang an, feit id} den Fragen näher 
getreten bin — ich will glei” nachher darauf fommen, wann 
das ber Fall geweſen ift —, nicht die Ueberzeugung gewinnen 
können, daß die Anzeigepfliht dem Staate die Bürgjchaft gewährt, 
die man bavon erwartet, und daß es deshalb der Mühe werth 
fei, mit Schärfe und Hartnädigkeit für ihre größere oder geringere 
Ausdehnung zu kämpfen. Wenn ich meine Privatmeinung fagte**), 
alſo wenn ich Iediglih als Mitglied des Herrenhaufes ſpräche, 
dann würde ih fagen: Ich frage nad der ganzen Anzeigepflicht 
nit, aber ich fann meiner Privatmeinung nicht Geltung ver- 
ſchaffen, ih ſpreche im Namen einer Regierung, die ihre Ent- 
ihlüffe gemeinfam faßt, und im Namen derjenigen Freunde und 
befreundeten Elemente, von denen die Regierung ihre Unterftügung 
bezieht und auch in Zukunft beziehen muß; ich habe daher fein 
Net, meiner Privatmeinung in diefer Beziehung Ausdrud zu 
geben — fie mag ja auch irrig fein —, und da fage ih mir: 
Was Deines Amtes nicht ift, davon laß Deinen Fürwig‘). Zur 
Beantwortung ber Kritiken, die von ber bee ausgehen, ala ob 
wir ftaatlihe und Hoheitsrechte überhaupt aufgeben, wie auch der 
Herr Vorredner gethan hat?), erwähne ih nur, daß Jemand, wie 
ich, deſſen Patriotismus und deſſen Gefühl für die Würde Des 


*) ©. 1163. 
**) StB.: fage. 

) ©..0. ©. 86. 

2) Sprihwörtlid. 

) Abg. Dr. Befeler: „Im vorigen Jahre war bier eigentlich ziemlich 
allgemein bie Meinung verbreitet: Mit den Jacobinijchen Erlaffen ift im Weſent⸗ 
lichen die Anzeigepflicht gerettet und ber rechtliche Einfluß des Staatd auf Die 
Anftelung ber Geiftlichen gewährt. Ad, meine Herren, wie ift diefer ftolye 
Traum verſchwunden, wie ift bie Anzeigepfliht und das Einſpruchsrecht zu« 
fammengef—hrumpft, verfümmert! Wie wenig hat nod) der Staat dabei einen 
entſcheidenden Einfluß geltend zu machen“ (StB. 1128). 
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Königs und Staats nicht angezweifelt werden kann, nit umhin 
kann, in diefer Frage noch weiter zu gehen, weil fie nicht fo nüß- 
Lich und werthvoll erfcheint, um den Frieden deshalb noch weiter 
zu gefährden. Die Behauptung, als ob der Staat bisherige Hoheits- 
rechte aufgebe und dadurch an feiner Würde verlöre, hat ber Herr 
Vorredner im Anfang feiner Rebe, ich habe es mir wenigftens 
zuerſt notirt, ausgefprochen ); ich muß ihn aber doch daran erinnern, 
daß wir aud bis zum Jahre 1871 bis kurz vor der Maigeſetz⸗ 
gebung unter Umftänden gelebt hatten, wo alle diefe Hoheitsrechte, 
wie er es nennt, bie wir jeßt aufgeben, noch gar nicht beftanden 
und viele andere auch nicht, die wir jegt behalten, und mo wir 
von der Verfaflung jelbft in der Staatshoheit in einer Weiſe ein- 
geihränft waren, die heut zu Tage nicht mehr befteht. 

Nichts defto weniger glaube ich, daß Niemand das Recht hat 
zu bezweifeln, daß ber preußiihe Staat feine Hoheitsrechte und 
feine Würde auch vor der Maigejeßgebung vollftändig gewahrt hat. 
Es haben damals viele Einrichtungen beftanden, die der römiſchen 
Kirche noch bebeutendere *) Rechte gaben und die in der That Be 
ſchränkungen ber Hoheitsrechte des Königs waren. Ich brauche 
nur an die Tatholifhe Abtheilung zu erinnern und an mandes 
Andere, was in der Verfaffung fland, und wir haben uns doch 
nicht für ſchlechter gehalten als heut zu Tage, obſchon wir mit 
ſolchen Hypothefen, will id} mal jagen, belaftet waren. Ein jedes 
Geſetz ift ja ein Verzicht des Staates auf ein Hoheitsrecht in dem 
conftitutionellen Staat; es bindet ja den Staat in einer gemiffen 
Weiſe, — ob dem Landtage gegenüber oder in anderer Weife, 
das ift ja eine Frage für fi. 

Bei der Erwähnung ber Orden habe ich noch überfehen, daß 
der Herr Vorredner einen Grund feines Widerſpruches aus der 
Abhängigkeit der Orden von ausländifchen Oberen motivirt hat?). 


*) StB.: bebeutende. 

ij Ag. Dr. Befeler: „Ich finde, da man auf ber einen Seite nicht 
anfteht, Hoheitörechte, zum Theil wefentliche Hoheitäredhte aufzugeben, bie Sub- 
ftanz ber Staatögewalt zu verringern, bad Staatöfibeicommiß zu verſchlechtern, 
um eingelne Freundſchaftsbezeigungen und Dienfte von der Curie einzutaufchen” 
(StB. 1113). 

) Abg. Dr. Bejeler: „Die Abhängigteit diefer Drden von zum Theil 


38. 3. 1887. 


23. 3. 1897. 
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Nun, das kann ja unter Umjtänden unbequem fein, aber meiner 
Ueberzeugung nad) ift die Abhängigkeit unferer Reichsgenoſſen von 
inländiſchen Oberen viel beffagenswerther, 

(Bravo! Heiterkeit.) 
— und e& gibt eine Menge von ‚Sractionen und politiihen Rich— 
tungen, die ich gerne dafür hingeben würde, um dafür einen aus- 
länbifchen Orden einzutaufchen, 

(Große Heiterkeit. Bravo!) 

und bei denen das Syſtem des unbedingten Cadavergehorfams und 
bes sacrificium intellectus?) viel ausgebildeter ift wie bei Den 
Klofterorden. Die propaganbiftiide Tendenz, die ber Herr Vor— 
redner von ben religiöfen Orden befürchtet”), wird von*) den in- 
ländifhen Orden mit parlamentarifhen Oberen, von den parla= 
mentarifchen Fractionsorden mit fehr viel größeren, mit anderen 
Mitteln betrieben, und (Heiterkeit) 


allein aus dem Grunde müßte man viel ſchärfer in das Vereins— 
recht eingreifen, und namentlich bei ben Fractionen mit inländi— 
ſchen ober ausländiſchen Oberen, — fehr viele von den Fractionen 
haben auch ausländiſche Obere! 

(Große Heiterfeit.) 

Aber dies berührt Alles nit meine politifhe Stelung zu 
der Gejammtvorlage, und ich glaube, ih kann darüber nicht beſſer 
Klarheit verbreiten, und aud über den Weg, auf dem wir Dazır 
gefommen find, ala wenn ich mit der Verlefung einer Aeußerung 


« beginne, die ic in einer Zeit gethan habe, mo bie Wogen bes 


Eulturfampfes gerade am lhöchſten gingen, im Frühjahr 1875, 
und aus ber unwiderleglich hervorgeht, daß wir doch aud damals 
bie ganze Gejeggebung, die ber Grund des Kampfes und des 


auswärtigen Oberen ift ferner ein beftimmter Grund, fie mit Mißtrauen zu 
betragten" (StB. 113). 

*) ©. 116b. 

!) Des Opfers ber eigenen Cinficht. 

*) Abs. Dr. Befeler: „Was für mid von befonberer Bebeutung iſt und 
was ... auch die öffentliche Meinung in ber proteftantifchen Welt weſentlich 
entjpeibet, ift ber Umftand, daß anerkannter Weiſe biefe Orden und orbena- 
ähnlichen Gongregationen eine propagandiftifche Tendenz haben“ (StB. 113b). 
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Streites war, lebiglih als eine Kampfgejeßgebung und als eine 
Waffe, um den Frieden zu erfämpfen, betrachteten. Wir haben 
damals unjere Arfenale gefült, aber doch nit dauernde Ein: 
richtungen damit erftrebt, die ewig dauern follten. Wenn man 
glaubt, am Vorabend eines Krieges zu ftehen, fih Vorräthe von 
Melinit und anderen erplofiven Körpern anlegt, wird man bas 
doch nit dauernd als Mobiliar in ber eigenen Wohnung be- 
trachten wollen. (Heiterkeit) 


Und fo halte ich einen großen Theil der Geſetze, die wir da- 
mals gegeben haben, mit Ausnahme berjenigen, die einige Fehler 
der Berfaffung wieder gut machten, für folde, die man in Streit 
und Kampf machte, aber daß ich nicht der Anficht war, daß dies 
eine dauernde Inftitution fein werde, das geht vollftändig Mar aus 
einer Aeußerung hervor, die ih am 10. April 1875 gethan Habe. 
Sie bezog fi auf eine ältere Friedensverhandlung, die ſchon im 
Sabre 1871 ftattfand, aljo zu einer Zeit, wo der Staat noch gar 
nit eigentlih an Kämpfe dachte, wir aber doch fon die Ge— 
fahren vorausgefehen hatten, die aus ber Bildung einer confelfio- 
nellen Fraction auf politifhem Gebiete für unferen kirchlichen 
Frieden fih entwideln fünnten, und eine Vorftelung an den da— 
maligen Cardinal Antonelli gemadt hatten. Auf unfere Bor- 
ftellung wurde uns geantwortet, daß der Cardinal das Vorgehen 
des Gentrums mißbillige, — daß der Papft jelbft das Auftreten 
der katholiſchen Partei im Reichstage als inopportun und un— 
praltiſch bezeichnet und beflagt habe. In einem Berichte aus Rom 
vom 21. April 1871 wird gemeldet: 

„Der Cardinal Antonelli erklärte mir, daß er die Hal— 

tung ber katholiſchen, der fogenannten Centrumsfraction im 

Reichstage als tactlos und unzeitgemäß mißbillige und be 

Mage” '). 

Diefe Stimmung bes Cardinals hielt nur jo lange aus, bis 
ein ſüddeutſcher Standesherr, Fürft Lömenftein, im Auftrage des 
Centrums nad Rom reifte und wir von dort aus eine andere, 
weniger ungünftige Stimme in Bezug auf das Centrum zu vers 


2) DBgl. 3b. V 204. 


38. 8. 1887. 


38. 3. 1887. 
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nehmen hatten. Darauf ging der Kampf feinen Weg, und im 
Jahre 1875 äußerte ih Folgendes: 

Daß ih damals mit dem Papft felbft in Verbindung 
geftanden hätte, ift ja nad ber Form ber biplomatifchen 
Geſchäfte gar nicht annehmbar, meine Verbindungen be— 
ſchränkten fi auf den, wie gefagt, gefcheibten, jegt aber leider 
einflußlojen Cardinal Antonelli. Indeſſen bewahre ich die 
Hoffnung, daß der päpftlicde Einfluß auf das Centrum fich 
erhalten werde. 

Diefe Hoffnung hat fi nicht in dem Mafe beftätigt, wie ich 
fie damals hegte. (Heiterkeit) 


Denn wie uns die Geſchichte Friegeriihe Päpfte und 
friedliche, fechtende und geiftliche zeigt, fo hoffe ih, wird 
doch auch wieder einmal demnächſt die Reihe an einen Fried: 
liebenden. Papft kommen, der nicht lediglich das) Product 
der Wahl des italienifhen Klerus zur Weltherrfchaft erheben 
will, jondern ber bereit ift, auch andere Leute eben zu laſſen 
nad ihrer Art, und mit dem ſich Frieden fließen laſſen 
wird; — darauf ift meine Hoffnung geridtet, und dann 
hoffe ich, wiederum einen Antonelli zu finden, ber einfichte- 
voll genug ift, um dem Frieden mit der weltlihen Macht 
entgegen zu fommen !). 

Dies verlefe ih nur, um die logiſche Confequenz der fpäteren 
Haltung der Regierung daran zu fnüpfen. Der Fall, auf welchen 
hin ich diefe Hoffnung ausſprach, trat ein im Jahre 1878. Als 
der jetzt regierende Papſt fein Amt antrat, ließ ſich ſehr bald 
merfen, daß der Herr die Neigung hatte, den Streit aus der Welt 
zu Tchaffen und als eine der Aufgaben feiner hohen Miffion die 
Herftellung des äußeren und inneren Friedens der Welt auffaßte. 
Ich habe in Folge deſſen ſchon damals ein Programm vertreten 
in unferen Vorbereitungen zur Gefeßgebung, welches ziemlich genau 
übereinftimmt mit der Gejammtheit deſſen, was feitbem an Con: 
ceffionen vorgelegt wurde, mit Einſchluß befien, was wir heute be: 


*) ©. 1178. 
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antragen. Aber es ift ein richtiger Beweis dafür *), wie irrthümlich 
die Erzählungen von einem allmädtigen Miniſter find, wenn ih 
fage, daß ich faft zehn Jahre gebraucht Habe, um biefes Progranım 
allmählih der Ausführung näher zu bringen, und nothwendig fo 
lange brauden mußte, wenn ih Krifen und Gefahren für bie 
ganze Stellung der Regierung vermeiden wollte. Wie ih ſchon 
vorher fagte‘), wir haben nöthig, nicht nur unter uns uns zu 
verftändigen, fondern aud in Fühlung zu bleiben mit denjenigen 
Elementen im Lande, auf deren Unterftügung wir zählen und 
rechnen, und danach unfer Verhalten zu bemefien. Kurz, ih habe 
ſeitdem daſſelbe Ziel verfolgt, für das ich heute hier eintrete, eines 
Friedensfhluffes mit Rom, mit dem Papfte. Ob das nun ein 
befinitiver und ein dauernder fein wirb**), ja, dafür bin ich nicht 
verantwortlich. Aber jelbft ein proviforifcher, wenn er wieder an⸗ 
gefochten würde, ift mir lieber als gar feiner! Und follten die 
Herren finden, daß die Zuftände, die nach dieſem Frieden eintreten, 
ganz unerträglich find und daß es fi unter denfelben nicht leben 
läßt, jo fteht gar Nichts im Wege, daß diefelben Kräfte, die früher 
die Maigefege zu Stande gebracht haben, neue Maigefege machen, 
ganz diefelben, wenn Sie wollen. Wenn Sie glauben, daß dies 
dem Frieden dienliher und der Würde entiprechender ift, fo laſſen 
fi Gejege ebenfo aufheben, wie neue machen. Gie find nit 
für die Emigfeit gefchaffen. 

Ich habe nun den Verſuch, zum Frieden zu gelangen, ſchwie— 
riger gefunden, als ich mir vorftellen konnte, weil id in der 
Zwiſchenzeit mehr anderen auswärtigen Geihäften als den inneren 
Dingen gelebt habe. Ich fand, daß die gegenfeitige Verbitterung 
zu einem hohen Grabe geftiegen war, beeinflußt durch die parla- 
mentarifhen Kämpfe, durch die fi kreuzenden Fractionsintereflen, 
durch Bundniſſe und Gegenbündniffe, durch den Kampfeszorn, in 
den ber Deutſche fi mit Vorliebe verfegt, namentlih, wenn es 
fih um theoretifche, um Glaubensftreitigfeiten handelt. 

Heiterkeit.) 
Die Verbitterung war auf beiden Seiten fehr lebhaft vor: 
*) StB.: darüber. 
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handen und ſehr erflärlih durch die Hige und die Dauer des 
Gefechtes, das geführt war, durch die Vergiftung der eigentlicer, 
urſprünglichen Streitgegenftände, durch das Hineinziehen ſehr vieler 
anderer, hauptfächlich aber dadurch, daß die Gentrumspartei au’: 
börte, eine rein confeffionelle zu fein, und es nütlicher fand, eine 
antiftaatliche Partei zu fein, ben Staat überhaupt zu befämpfen 
unter Zuhilfenahme aller Elemente, die dazu bereit waren!). Id 
rechne dazu zunädft die Welfen, die ben Zuftand negirten, der 
im Jahre 1866 gefchaffen wurde; ihnen fiel fogar ein weſentlicher 
Antheil an ber Führung dieſer Fraction zu; dann die polniide 
und franzöfiihe Partei, die allmählich bei uns entftanden. Eine 
zufällige Unterftügung für Regierungsgegner wurde durd) die focia: 
liſtiſchen Stimmen gegeben und ſchließlich aud durch die Fort: 
fhrittspartei, die fih*) dem Centrum anfhloß, weil ihr Haß gegen 
die Regierung größer war als ihre Abneigung gegen den Papfi 
und die katholiſche Kirche. Auf dieſe Weife entftand eine regie— 
rungsfeindliche Majorität, von der bie Regierung mit allen Waffen, 
die jeder einzelnen der fie bildenden Parteien zu Gebote ftanden, 
befämpft wurde, und in Folge deſſen eine ſehr weſentliche Ber: 
bitterung. Bei ber erften Entftehung bes Centrums war der 
Streit noch nicht fo ſchwer beizulegen. Ich möchte jagen, es ſchien 
mir damals mehr bie Abficht vorzuliegen, das Deutſche Reid und 
deſſen Verfaffung zu benugen, um der katholiſchen Kirche in den 
außerpreußifchen Ländern eine befiere Stellung zu verſchaffen. Ich 
erinnere mid, daß beifpielsweije Biſchof Ketteler mit mir darüber 
verhandelte, ob man nicht der katholiſchen Kirche günftige Veftim: 
mungen ber Preußifhen Verfaffung in die Reichsverfaſſung auf: 
nehmen fönnte?). Andere Verhandlungen gingen auf territoriale 
Fragen ber päpftlihen Zandeshoheit hinaus. Kurz, man war weit 
entfernt, die Reichsregierung als ein feindliches Element zu be 
handeln. Dan hoffte auf unfere Unterftügung. Wir konnten 
biefe Unterftügung nach mehreren Richtungen bin nicht gewähren, 
und allmählih gewannen die Elemente Oberhand, die nicht nur 
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der Religion wegen und zur Erhöhung des Anfehens ber Tatholis 
ſchen Kirche dem Centrum beigetreten waren, jondern die befon: 
deren Grund zur Abneigung gegen die Reichsregierung oder einzelne 
Perjonen hatten. Beifpielsweife war mein früherer Freund und 
Amtögenoffe v. Savigny eins der thätigften Werkzeuge bei ber 
Herftelung und Gründung des Centrums, nachdem wir in per 
fönlidem Unfrieden von einander geſchieden waren, aus Gründen, 
die nicht hierher gehören !), und fo mehrere andere Elemente, vor 
Allem die Welfen. Sie gaben allmählih dem Centrum eine 
Färbung und eine Feindfeligfeit gegen die Regierung und die 
Perſonen, melde gerade die Regierung zufammenfegten, die ur: 
ſprünglich nicht mit Nothwendigkeit in dem alten Kampf zwifchen 
Priefter- und Königsherrfchaft gelegen hatten, der aud hier zu 
Tage trat?). Alfo ich fand die Schwierigkeiten, mit denen ich zu 
kämpfen hatte, ſehr viel größer, als ich dachte. Ich habe mich 
nun immer nur gefragt, — nicht, was können wir erftreben und 
erlangen, was ift wünſchenswerth, — jondern: Was braucht ber 
Staat abjolut, um feine Functionen weiter zu führen? Innerlich 
habe ich ftetö zugegeben, daß das, was er nicht abfolut braucht, 
nachgegeben und concedirt, abgefchafft werden fünne, wenn ber 
Gegner großen Werth darauf lege. Zu den abfoluten Bebürfniffen 
Tonnte ich nun, wie id fhon erwähnte, eine Anzahl Einrichtungen, 
wie Prieftererziehung, Ordensſachen, nit rechnen. In Bezug auf 
alle Gravamina möchte id} den Gegnern, die auf demfelben Stand- 
punkte wie der Herr Vorrebner ftehen, antworten: Wir haben uns 
gar nicht zu fragen: was ift wünſchenswerth, was verdrießt uns 
in der ganzen Sache, was hätten wir anders gewünſcht? ſondern 
da, wo es fih um Ausföhnung zwiſchen zwei großen Bruchtheilen 
des beutjchen oder hier im Speciellen des preußiſchen Volks hanbelt, 
da müſſen wir unſeren fatholifhen Mitbürgern abgeben, was für 
uns entbehrlich ift. Nun, diefe Stellung zur Sache habe ich nicht 
nur aus toleranter Denfungsweife, fondern fie drängt ſich mir auf 
als Politiker; ich habe das Bedürfniß, die gemäßigten Katholiken, 
die den Streit lediglich um kirchlicher Glaubensfahen und nicht 


2) Oel. 8b. V 202. 389. 
2) vol. 8b. V 384 ff. VI 231. 


23. 3. 1887. 


28. 3. 1887. 


350 IV. Preußiſcher Landtag. 15. Januar Bis 14. Mai 1837. 


aus Fractionszorn, aus Umfturzbedürfnifien führen, dieſe deutich- 
freundlihen und ſtaatsfreundlichen Katholiken zufrieden zu ftellen, 
wenn fie nicht zufrieden find. Das ift für mic) ein Grund, ihren 
Wünfhen möglicäft näher zu treten, auch wenn id gar nicht ein- 
jehe, warum*), da ich nicht diefelben Glaubensbedürfnifie habe. 
Mein Streben ift dabei lediglich das ber Prophylaris, der Ber 
feftigung der Einheit unferer gefammten deutſchen Nation, im 
Hinblid auf die Gefahren, denen fie ausgeſetzt fein wird in nicht 
zu langer Zeit, und im Hinblid auf die Verſuche zu centrifugalen 
Beftrebungen, die in kritiichen Zeiten gemacht werben können, wenn 
Gründe vorhanden find, melde die Einigkeit nicht gerade Direct 
ftören, aber doch den Parteien, die durch und durch landes⸗ und 
reihsfeindlih find, Handhaben zur**) Einmifhung geben. Die 
Frage, ob wir mit unferen katholiſchen Landsleuten einig find oder 
nicht, ift nicht auf das Innere beſchränkt, fondern wirft auch auf 
unfere äußeren Verhältniffe zurüd. Daß unfere Verhältniffe zu 
Defterreich befler find, wenn bei uns feine confeffionelle Streit: 
frage eriftirt, als fie auf die Dauer fein werden und jein fönnen, 
wenn fie eriftirt, liegt auf der Hand. Ich will auf diefem Ge- 
biete nur bie eine Andeutung machen, die Jeder, der die euro- 
päifche Lage kennt, weiter durchdenken Tann. Alfo aud das ift 
für mid) ein Grund, nicht perfönlic, -fondern nad meinem Pflicht: 
gefühl als verantwortlich für die Gefammtpolitif des Landes meinem 
Heren gegenüber, — aud das ift ein Grund, warum ich ben 
Frieden fuhe mit jedem Opfer, das ich vernünftiger Weife bringen 
Tann. Im diefer Richtung hat fi eine lange Reihe von Eorre- 
jponbenzen ſeit 1878 mit verfchiedenen Carbinälen, mit Mafella 
und Jacobini, bewegt, namentlich aber eine directe Correſpondenz, 
mit der mich Se. Heiligkeit der Papft beehrt hat, und in ber man 
allmählich den Friedensbeftimmungen fo weit nahe gekommen: ift, 
daß menigftens unnöthige Hinberniffe von feiner Seite mehr bei- 
gebracht wurden). Berechtigt ift ja allerdings der Einwand, den 
man mir macht, daß ich feine Burgſchaft dafür gewähren fönne, 


*) Ergänze: fie dieſe Wünfche hegen. 
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daß der Friede mit dem Papft und mit der römifhen Curie ung 23.8. 1887. 
auch den Frieden im Lande gewähren werde. Das haben bie 
jüngften Vorgänge gezeigt, und bie Führer des Gentrums haben 
ja ſchon den zwiſchen uns und dem Papft vorbereiteten Frieden 
von Haufe aus verurtheilt; fie haben in fehr harten und dürren 
Worten die Conceffionen, welche der Staat zu machen geneigt fei, 
als unannehmbar und ungenügend bezeichnet nad dem Recept: 
Entweder Alles oder gar Nichts. Unter „Allem“ verftehen fie 
natürlich die ausfchließliche Herrfchaft über unfer Land, und die 
tönnen wir ihnen nicht gewähren. Alfo wir fehen, daß gegen die 
Friedensbemühungen des Papftes im Centrum und — bei deflen 
Wählern will ih nicht fagen — fondern bei deſſen Wahlunter: 
nehmern, bei dem ganzen Gebäude oder Gewirre von Verbindungen, 
das bei den Wahlen entftanden ift, daß da eine Oppofition gegen 
den Papft fi fühlbar gemacht hat. Man kann alſo jagen: Was 
hilft uns ber Friede mit dem Papft, wern Windthorft entſchloſſen 
ift, mit feinem Gefolge den Kampf in der bisherigen erbitterten 
Weiſe fortzufegen und ihn, wenn hier Friebe ift, auf dem Gebiete 
der Schule und fonft wieder anzufa—hen? Nun, da muß id denn 
doch fagen, wenn wirklich ein Kampf vorhanden ift, wenn auf der 
einen Seite ber Papft Leo XII. für den Frieden und für das 
Deutfhe Reich eintritt, auf der anderen Seite das Centrum 
und eine Anzahl mehr oder weniger demokratiſirender Geiftliher 
fi den Wünſchen des Papftes entgegenftellt, — wenn id das als 
einen Kampf innerhalb der katholiſchen Kirche anfehen darf, fo ift 
mir der Sieg des Papftes über kurz oder lang gar nicht zweifelhaft. 
(Bravo!) 

Es ift dazu nur nothwendig, daß bie regendichte Dede, möchte 
ich fagen, die eine Coalition zwiſchen der Wahrheit, die von oben 
fommt, und ber misera contribuens plebs !) zu ziehen im Stande 
it, allmählich durchweicht und die mählenden Maffen dazu fommen, 
einzufehen, daß fie über die Wunſche, die Abfichten des Papftes 
entweder wiſſentlich getäuſcht oder forgfältig im Dunkeln gehalten 
werben. Sobald fie das erkennen werden, wird die Oppofition 
gegen ben Papft, die jegt in einzelnen Köpfen, ich möchte fagen, 
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bis zu einer demokratiſchen Priefterrepublif fih aufbäumt, Hinfällig 

werden; ber Papft wird als Sieger im Felde bleiben, und wir 

haben ihn in diefem Kampfe meiner Ueberzeugung nad) im Jnter: 

efle der Autorität und Ordnung zu ſchützen und ihm beizuftehen. 
(Bravo!) 

Ich habe bei einer anderen Gelegenheit gejagt, daß die Fort: 
ſchrittspartei eine jehr gute Vorfrucht für die Socialdemofratie jei). 
Wenn die Fortſchrittspartei alle Mittel der Hlerifalen Agitation 
— ganz abgejehen von der Caplansprefje oder auch ber niedrigen 
Geiftlichfeit — in die Hand befommt, dann bat*) fie noch viel 
wirkfamere Mittel, die klerikale Fortfchrittspartei oder die Hlerilale 
Demokratie, die ftaatlihe ſowohl wie die päpftlihe Autorität zu 
untergraben. In das Vacuum, weldes dann eintritt, wenn die 
Autorität fehlt, tritt theilmeife die priefterlihe Gewalt des demo— 
kratiſirenden Priefters; zum großen Theil aber tritt an die Stelle 
der päpftlihen Autorität die Socialdemofratie, wo ber Glaube 
geſchwunden if. Nun hat die Caplansprejie eine langjährige 
Thätigfeit entwidelt, die weiter feinen Zwed hatte, als die 
preußifche Regierung ald unwürdig und unehrlich darzuftellen und 
ihr die Autorität zu rauben. Die Leute, die diefen Raub an der 
Autorität begehen, find nicht in der Lage, die Erbſchaft anzutreten, 
fondern ſchaffen nur eine leere Hütte, in die die Socialdemokratie 
eintritt; in dieſer Beziehung halte ich die jubverfiven Tendenzen, 
das Unterwühlen der Autorität für vollftändig gleichbedeutend, 
mag es von geiftlicher ober weltliher Seite, von Socialdemofraten 
oder bemofratifirenden Geiftlihen ausgehen. Papſt und Kaijer 
haben in biejer Beziehung das gleiche Interefie und müſſen gegen 
Anarchie und Umfturz gleihmäßig Front machen. 

(Bravo!) 

Von diefer Weberzeugung bin ich geleitet gewejen, wenn ich 
gegenüber den Wünſchen bes heutigen, friebliebenden, weiſen und 
mit hoher politifher Einfiht begabten Papftes nachgiebiger ge 
wejen bin, als ih vorausfehen konnte, daß vielen meiner politi- 
ſchen Freunde lieb fein würde. Ich ftehe für meine politifche 
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Ueberzeugung und meinen politiihen Ruf ein, ohne in Abrede zu 
ftelen, daß ich mid darin irren fann. Aber ich fann nur nad 
meiner Weberzeugung handeln, und ich bin oft in meinem Leben 
in der Lage gewejen, daß ich einen anderen Rathgeber ala mid) 
ſelbſt nicht gehabt habe. Tas Centrum an fi wäre, wenn es 
mit uns weiterfämpfen wollte, feine Majorität. Die Majorität, 
ber Drud, den die Fraction Windthorft auf die Regierung aus: 
üben fönnte, beruht ja mit auf dem Gewicht der politiſchen Ins 
tranfigenten oder, wie man fie nannte, der Non-valeurs?), die 
zu jedem Feind der Regierung zu ftehen bereit find, und auf dem 
Bündniß der Fortichrittspartei. Nach Abzug der Fortichrittspartei 
ſchwand bie beherrihende Stellung ihres Chefs, des Dr. Windt: 
horſt. Nun ift ja ein Majoritätsverhältniß eingetreten, bei dem 
diefer Windthorftlide Drud von der Reicheregierung genommen 
ift. Aber wer möchte dafür bürgen, daß wir über drei Jahre das 
wieder haben? 

Bei der Leichtigkeit, das Volk zu belügen, bei der ungeheuren 
Gewiffenlofigfeit im Belügen des Volfes, bei diefem ganzen Ar 
beiten der Wahlmaſchine — wer bürgt uns, daß nicht irgend eine 
verlogene Behauptung gegen die Regierung gerade bei den nächſten 
Wahlen auflommt, und daß es dann nicht wieder anders fteht? 
Wir können darauf feine Häufer bauen, und ic) kann daraus, daß 
inzwifgen bie Majorität im Reichstage eine regierungsfreundliche 
geworben ift, feinen Grund entnehmen, dem Papft nicht Wort zu 
halten — wenigftens ich für meine Perfon — in Allem, was id 
ihm zur Zeit einer anderen, regierungsfeinblien Majorität con- 
cedirt hatte. Das ändert in dem Verhalten der Regierung Nichts, 
ob wir jegt eine Majorität haben oder nicht. Sch fehe voraus, 
daß wir im anderen Haufe, und vielleicht auch in diefem, harten 
Tadel darüber auszuhalten haben werben. Ich hoffe aber, daß 
das nicht tiefer wirken wird, als zur Befriedigung des Bebürfnifjes 
einer überzeugten Kritik, die der Ausſprache bedarf. 

Ich muß in Bezug auf das Verhalten der deutſchen Geift- 
lichleit in dieſem Kampf noch erwähnen, daß wir, als wir das 
Vaticanum fommen fahen und es befämpften, uns jagten: Der 
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Schaden, den wir dadurch erleiden, befteht darin, daß unfere deut— 
ſchen Biſchöfe unfelbftändiger werden, und von biefen erwarten 
wir doch da, wo das Intereſſe des preußifchen Staats in Frage 
fommt, vorzugsweile eine Vertretung befjelben gegen päpftlihe 
Mebergriffe. Wir hatten damals ein Vertrauen zu unferem deut⸗ 
ſchen Epifcopat, welches ſich leider nit in allen Fällen bewährt 
bat‘). Wir find jest in ber umgekehrten Lage, daß wir die Hilfe 
des Papftes in Rom gegen Einwirkungen*) unferes deutſchen 
Epifcopats brauchen. Der Landsmann läßt den Landemann im 
Stich. Es ift ja eine alte Hiftorifhe und betrübende Wahrheit, 
daß es eine größere Kampfesfreude für den kampfesmuthigen 
Deutſchen überhaupt nicht gibt, als den Streit mit dem eigenen 
Landsmann. 

Mit der römischen Curie zweifle ich nicht an der Verföhnung; 
aber wenn ber unbejchäftigte deutihe Landsmann, wozu id... 
nun, id will nicht aufzählen, wen ich dazu rechne, 

(Heiterfeit.) 
wenn ber einen ihm theuer gewordenen Streit und Zorn aufgeben 
muß und die Hand zur Verfühnung bieten, dann wird ihm die 
Freude am Leben verdorben. 

(Heiterfeit.) 
Der Streit mit dem Landsmann ift ja ein nationaler Sport, wie 
bei uns, fo auch bei anderen Völkern der Welt; ein Bürgerkrieg 
ift immer das Fürdterlicfte, was man haben fann, in allen 
Ländern; aber bei uns Deutichen noch fürdhterlicher, weil er von 
uns mit mehr Liebe durchgefochten wird, wie jeder andere Krieg. 
Deshalb weiß ich auch nicht, ob wir durch den Frieden mit Rom 
zum Frieden mit dem Centrum fommen. Aber wenn wir den 
Frieden mit Rom entweder vollftändig haben, oder fo weit, daß 
wir eben von beiden Seiten den Raum, der uns trennt, vollftändig 
überfehen fünnen als etwas weniger ins Gewicht Fallendes, dann 
fürdte id) den Kampf mit dem Centrum und Welfen nicht mehr 
— ih fürdte ihm überhaupt nicht —, aber er ift mir dann nicht 
mehr von der Wichtigkeit, daß ich deshalb irgendwie die Gefep: 
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gebung in Anſpruch nehmen follte. Ich glaube, er wird austrodnen 
wie eine Hochfluth nad dem Gewitter, und ehrbare und friedliche 
Leute werben fih allmählih von biefem Kampfe zurüdziehen. 
Wenn wir auch nicht den Frieden auf einmal von einem beftimmten 
Datum erlangen, jo glaube ich do, daß, jobald Papft und König 
ihrerjeits über die Beziehungen einig find, wie fie e& heute in ber 
Hauptfade find, daß wir dem, mas uns Windthorft und das 
Centrum an Kampf zu bringen hat, mit Ruhe entgegen jehen 


können. (Bravo!) 


Zu diefer Ruhe zu gelangen, möchte ih das Hohe Haus um 
die Annahme der Vorlage und derjenigen Amendements bitten, 
die der Herr Eultusminifter befürworten wird, da ich mich auf 
dieſe Specialverhältnifie nicht einlaffen will, 

(Lebhafter Beifall.) 


Profeſſor Befeler erklärte darauf zu thatſächlicher Berichtigung, 
daß Fürft Bismard für feine politifhen Thaten feinen größeren Be: 
munberer habe, als ihn; aber ein freies, jelbftändiges Urtheil über 
Menſchen und Dinge müfle er fih bewahren. Die Debatte über die 
kirchenpolitiſche Novelle nahm aud noch den größeren Theil der 
10. Sigung des Herrenhaufes vom 24. März in Anfprud: die Ab: 
ftimmung ergab die Annahme des Entwurfs nach den Vorſchlägen der 
Commiffion in Verbindung mit den Anträgen des Bifhofs Kopp Nr. 1 
und 4, und mit einer redactionellen Abänderung des Abſatzes 2 von 
$ 4 des Art. 2 auf Grund des Umendements bes Frhrn. v. Man: 
teuffel"). 


37. Sißung des Kaufes der Abgeordneten 
Donnerftag 21. April 1887. 


Die erfte Berathung des kirchenpolitiſchen Geſetzentwurfes ftand 
auf der Tagesordnung der 37. Sitzung des Abgeorbnetenhaufes am 
21. April 1887. Als Redner der nationalliberalen Partei erhob der 


) „Borftehende Beftimmung findet auch auf Mitglieder von Orden und 
orbensäßnlihen Gongregationen Anwendung, ſofern diefelben für das Gebiet 
der preußifhen Monarchie zugelafien find.” 


23. 8. 1887. 


21. 4. 1887. 


21. 4. 1887. 
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Abg. Dr. Gneift wie gegen bie Novelle von 1886 die ſchwerſten Be: 
denfen gegen ben neuen Gefegentwurf, der die Kirche fouverän neben 
den Staat ftelle und neue fehwerere Conflicte zwiſchen Kirche und 
Staat hervorrufen werde. Indem er erklärte, daß die nationalliberale 
Partei bereit fei, für dad „Nein“, das fie fprehen werde, die Ber: 
antwortung zu übernehmen, ftellte er den Antrag auf Uebermeifung 
der Vorlage an eine Commiffion. Der Abg. Windthorft fprad fein 
Bedauern barüber aus, daß der gegenwärtige Stand der Verband: 
lungen ihm verbiete, auf eine fyftematifhe Widerlegung der von dem 
„intellectuellen Urheber der Maigefege” geäußerten boctrinären An: 
ſchauungen fich einzulaffen, und verlas alsdann folgende, die Haltung 
der Gentrumspartei begründende Erklärung: 

Bon Seiten des Heiligen Stuhls, deſſen Competenz in Fragen 
des Kirchenregiments zweifellos feititeht, ift zu erkennen gegeben 
worden, daß die vom Herrenhaufe angenommene kirchenpolitiſche 
Vorlage mit Rüdficht auf die gegenwärtigen Verhältniſſe tolerirt 
werben fönne, daß ferner diefe Vorlage den Zugang zu dem fo 
lange und mühfam angeftrebten Frieden eröffne, daß endlich, mas 
inöbefondere die Frage bes Einſpruchs betrifft, zwiſchen dem 
Heiligen Stuhl und der preußiſchen Regierung augenblicklich 
weitere Verhandlungen ftattfinden und der Heilige Vater dabei 
fi bemühen werde, eine friedliche Vereinbarung darüber zu er: 
zielen, wie das Einſpruchsrecht auszulegen fei und melde Regel 
gelten folle, wenn zwiſchen dem Bijchof und dem Cberpräjidenten 
Meinungsverfchiedenheiten beftehen. 

Bezüglich der erwähnten Verhandlungen wird auf die beider: 
jeitigen Noten verwiefen und ausbrüdlich bemerkt, daß letztere 
im Wefentlihen die Auffaffung des Bifhofs von Fulda über das 
Recht des Einſpruchs und die Gründe defjelben enthalten. Yon 
diefen Ermägungen geleitet, hat der Heilige Vater und auf: 
gefordert, für die Annahme ber kirchenpolitiſchen Vorlage, jo wie 
fie nad den Beſchlüſſen des Herrenhaufes ſich geftaltet hat, ein: 
zutreten. 

Den Hoffnungen des Heiligen Vaters uns anſchließend und 
getreu jenem Standpunkt, den wir während des ganzen Firchen: 
politifhen Kampfes unauögefegt betont haben, werben wir biejer 
Aufforderung Folge Ieiften. 

Falls wider Erwarten die von dem Herrenhaufe angenommene 
Faffung der Vorlage in irgend einem Punkte zu Ungunften ber 
tirglihen Freiheit verändert werben follte, fo würden wir uns 
genöthigt fehen, gegen dad Ganze zu ftimmen. 

Dem eben entwidelten Standpunkt gemäß erachten wir eine 
Commiffionsberathung nicht für nothwendig und würden eventuell 
gegen eine folge uns erklären. 


Grilärung bed Zentrums. Richter ald Gegner der Novelle. 357 


Als Gegner des Gefehes erklärte fi der Abg. Richter: Die 
verfchiedenen Aufhebungen, Befreiungen und Erleichterungen, führte er 
aus, würde er im Großen und Ganzen annehmen fönnen; nit an: 
nehmen aber fönne er das Einſpruchsrecht in der Formulirung der Vor: 
lage. Denn dieſes Einſpruchsrecht habe mehr eine allgemein politifhe 
als eine firchenpolitifche Bedeutung und fei nichts Anderes als die Con: 
ftituirung eines politiſchen Beſtätigungsrechts gegenüber den einzelnen 
Geiftlihen, die damit in ihrem Thun und Laflen der Controle ber 
Landräthe, Bürgermeifter und Gensdarmen unterftellt würden. Daß 
von dem Einſpruchsrecht ein fehr ftarfer Gebrauch in allgemein politis 
ſcher Richtung gemacht werden würde, das lafje die Entmwidelung ver: 
muthen, die die kirchenpolitiſche Richtung auf Seiten der Regierung in 
letzter Zeit gehabt habe. Lehrreich fei dafür die Geſchichte des Sep: 
tennats. Die Hereinziehung des Papftes in dieſen inneren deutſchen 
Streit fei nichts Anderes ala der Verſuch, die kirchliche Autorität für 
ein politiihes Intereſſe nugbar zu machen. Freilich ſei diefer Verfuh 
geſcheitert an ber Haltung der Gentrumäpartei, die damit bemiefen 
Habe, daß fie die kirchlichen und Fatholifchen Intereſſen aud im Wiber- 
fpruch gegen den Papſt über die weltlichen zu ftellen wife. Man habe 
erlebt, daß man der Einmiſchung eines Ausländers in deutſche An: 
gelegenheiten zugejubelt habe; bei feiner anderen Nation wäre etwas 
Aehnliches möglich geweſen. So weit fei es ſchon gefommen, daß bie 
Zacobinifhen Noten in Amtsblättern von preußifchen Lanbräthen ver: 
öffentlicht und die Tatholifchen Geiftlihen aufgefordert würden, in einer 
ganz beftimmten Richtung pofitiv zu agitiren. Aus den in der „Nord: 
deutſchen Allgemeinen Zeitung“ veröffentlichten Depefhen aus dem 
Jahre 1871 gehe unzweifelhaft hervor, daß die gefammte Firhenpolitifche 
Thätigfeit der Regierung feit 1871 weſentlich gelenkt worden fei nicht 
durch die Sache ſelbſt, nicht durch den Inhalt der Gefeggebung, fondern 
durch die Stellung zur Centrumdpartei ober, um perjönlic zu fpreden, 
durch den Kampf des Fürften Bismard gegen den Abg. Windthorft. 
Nachdem man die Centrumspartei nicht mehr mit Erfolg in ber Front 





angreifen fünne, wechſele man die Taktik und greife fie im Rüden an,. 


indem man den Papft durd; Aufgabe der Firchenpolitiihen Geſetzgebung 
anrufe, feinen Einfluß gegen eine parlamentarifhe Oppofition geltend 
zu maden. Nun hätten ja die Neuwahlen dem Kanzler eine Mehr: 
heit gebracht, wie er fie fih wünfde, eine Mehrheit, die in Bezug 
auf Steuerbemilligungen Nicht? zu wünſchen übrig lafjen werde; aber 
Fürft Bismard wiſſe aud, durd melde Kunftftüde und Praktiken 
die Mehrheit zu Stande gelommen fei und daß er darauf feine Häufer 
bauen fönne, jondern nad) drei Jahren eine Hochfluth der freifinnigen 
Partei erwarten dürfe. Um fi im Amte zu erhalten, ſuche er, der 
fonft geringichägig über die Bedeutung parlamentarischer Mehrheiten 
gefprochen Habe, fich eine Mehrheit zu verfchaffen, die jeder Selbſtändig- 


21. 4. 1887. 
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keit baar nur feinen Willen thue. Das Einſpruchsrecht, wie es bie 
Vorlage fafle, fei beftimmt, in berfelben Richtung zu wirken, wie die 
innere Politif des Kanzler, nämlih den Kanzlerabfolutismus in 
Deutſchland auszubilden, wem alſo die politifche Freiheit und eine 
freiheitliche Geftaltung Deutſchlands am Herzen liege, der müfle fih 
beftreben, dieſes Einſpruchsrecht aus der Welt zu ſchaffen ober ihm 
eine Geftalt zu geben, die eine Benugung im allgemein politifchen 
Sinne ausſchließe. Fürft Bismard*): 

Die Vorlage, welche uns beſchäftigt, ift in der Preffe und hier 
im Haufe in diametral entgegengefegter Richtung von verſchiedenen 
Seiten angegriffen worden. Den Einen ging fie nit weit genug 
in ihren Conceffionen an die katholiſche Kirche, den Anderen ging 
fie zu weit. 

Die erftere Meinung ift nach dem, was wir heute hier gehört 
haben, eingeftandener Maßen nur durch die Fortſchrittspartei und 
deren Organ, den Abg. Richter, vertreten. Herr Richter findet, 
daß die Vorlage fo, wie fie liegt, in den Eonceffionen, auf melde 
die katholiſche Kirche Anfpruch hat, nicht weit genug gehe: er iſt 
aljo feinerfeits „Latholifher als der Papſt“ Y). 

Heiterkeit.) 
Dem Papſt ging fie weit genug. Ich weiß nun nit, ob Herr 
Richter bei dieſer Darlegung in feiner Eigenfchaft als unabhängiges 
felbftändiges Parteihaupt oder ob er noch unter ber Einwirkung 
feines auf Wahleinflüffen beruhenden Lehnsverhältniffes zu einem 
Theile des Centrums geſprochen hat. 
(Schr gut! rechts und bei den Nationalliberalen.) 
Daß das Leptere der Fall ift, daß Herr Richter das Mundftüd für 
Aeußerungen ift, die man von Seiten der Centrumsabgeorbneten, 
bie ihm Bravo zuriefen, als er fi fegte, dem Papft gegenüber 
und feinen öffentlichen Kundgebungen nicht hat felbft in den Mund 
nehmen wollen, das wird mir dadurch wahrſcheinlich, daß ich einen 
großen Theil deffen, was Herr Richter heute gefagt hat, ſchon 
vorher in der „Kolniſchen Volkszeitung“, im „Weftfälifchen Mercur“ 
und anderen Blättern diefer Richtung gelefen zu haben glaube. 
(Heiterkeit. Sehr gut! rechts.) 
*) StB. 7950. 


ij So hatte der Ag. Richter die Nationalliberalen genannt, |. u. S. 360 
Anm. 2. J 
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Selbft in den Details hat Herr Richter — er hat ja ein gutes 21. 4. 1887. 
Gedächtniß — den Wortlaut beibehalten. Ich habe hier die „Köl— 
niſche Volkszeitung“, wo gejagt ift: 

Zahlreihe*) Zuſchriften, die uns und anderen katholiſchen 

Blättern zugehen, zeigen beutlich die Erbitterung, von welcher 

die Geiftlichfeit bei der Ausficht erfüllt ift, unter die Controle 
der Gensdarmen und Ortsvorfteher zu kommen ). 
(Große Heiterkeit rechts.) 

Ich habe nicht alle diefe Sachen bei der Hand, aber im „Weft- 
fälifhen Mercur” glaube ich auch die Anfpielung auf meine Perſon 
gelefen zu haben, welche Stellung ich zu den Saden hätte, ganz 
wie Herr Richter es ala gelehriger Schüler feiner Lehnsherren 

Heiterkeit.) 
bier vorgetragen hat. Ich habe feine Selbftändigfeit früher höher 
tarirt, und wenn id) bei dem geringen Maße, das er felbft ſich 
beilegt, nad} feinem heutigen Auftreten aud für die Sache feinen 
erheblihen Bortheil mir davon verfprehe, ob ich ihn hier wider 
lege oder nicht, fo nöthigen mich doch einige direct an mich per— 
ſönlich gerichtete Aeußerungen von ihm, auf das, mas er gejagt 
hat, einzugehen. Ich kann ihm hierbei das Zeugniß geben, daß 
er bie Abfihten feiner, wie ich glaube, firhlihen, verſchämten 
Auftraggeber doch nicht vollfommen richtig verfteht und würdigt, 
wenn er fi hier jo bitter darüber ausläßt, daß der Einſpruch der 
Staatöbehörde gegen die Ernennung von Geiſtlichen weſentlich aus 
politiihen Motiven entnommen werden follte. Aus welchen foll 
er denn fonft entnommen werden? Etwa aus bogmatifhen? Soll 
denn der Staat ſich zum Glaubensrichter machen über die Geift: 
lichkeit? Iſt es Herrn Richter denn nicht befannt, daß feit Jahr: 


*) ©. 795b. 

’) Ag. Riter: „Die thatfählihe Bedeutung dieſes Einſpruchsrechts 
tommt zur Geltung nicht gerade bei den erften Anftellungen der Geiftlichen, 
fondern nad) meiner Auffafjung wird fie fi viel bebeutfamer erweifen, wenn 
3 fi um Zerfegung bereit3 amtirenber Geiftlichen in andere Stellen Hanbelt ... 
Dann wird biefes Einſpruchsrecht lebendig, dann werden die Berichte von den 
Zandräten, vielleiht auch von niebrigeren Polizeibeamten, von Bürgermeiftern, 
ja bi zum Gensdarmen hinunter gefordert, um politifhe Zeugniffe über den 
Geiftligen zufammenzutragen, auf Grund deren man dann an höherer Stelle 
über die Ausübung des Einſpruchsrechts entſcheidet“ (StB. 792a). 
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keit baar nur feinen Willen thue. Das Einſpruchsrecht, wie es die 
Vorlage fafle, fei beftimmt, in derjelben Richtung zu wirken, wie die 
innere Politik des Kanzlers, nämlid den Kanzlerabfolutismus in 
Deutſchland auszubilden; wem alſo die politifhe Freiheit und eine 
freiheitlihe Geftaltung Deutſchlands am Herzen liege, der müſſe ſich 
beftreben, dieſes Einſpruchsrecht aus der Welt zu ſchaffen ober ihm 
eine Geftalt zu geben, die eine Benugung im allgemein politischen 
Sinne ausfhließe. Fürft Bismard*): 

Die Vorlage, welde uns beſchäftigt, ift in der Prefle und hier 
im Haufe in diametral entgegengefegter Richtung von verfchiedenen 
Seiten angegriffen worden. Den Einen ging fie nicht weit genug 
in ihren Conceſſionen an die katholiſche Kirche, den Anderen ging 
fie zu weit. 

Die erftere Meinung ift nad) dem, was wir heute hier gehört 
haben, eingeftandener Maßen nur durch die Fortfehrittspartei und 
deren Organ, den Abg. Richter, vertreten. Herr Richter findet, 
daß die Vorlage fo, wie fie liegt, in den Gonceffionen, auf welche 
die katholiſche Kirche Anspruch hat, nicht weit genug gehe: er ift 
alfo feinerfeits „Tatholifher als der Papft” ?). 

Heiterkeit.) 
Dem Papft ging fie weit genug. Ich weiß nun nicht, ob Herr 
Richter bei diefer Darlegung in feiner Eigenſchaft als unabhängiges 
jelbftändiges Parteihaupt oder ob er noch unter der Einwirkung 
feines auf Wahleinflüffen beruhenden Lehnsverhältniffes zu einem 
Theile des Centrums geſprochen hat. 
(Sehr gut! rechts und bei den Nationalliberalen.) 
Daß das Lettere der Fall ift, daß Herr Richter das Mundftüd für 
Aeußerungen ift, die man von Seiten der Centrumsabgeorbneten, 
die ihm Bravo zuriefen, ala er fich fegte, dem Papft gegenüber 
und feinen öffentlihen Kundgebungen nicht hat jelbft in den Mund 
nehmen wollen, das wird mir dadurch wahrſcheinlich, daß ich einen 
großen Theil deffen, was Herr Richter heute gefagt hat, ſchon 
vorher in der „Kölniſchen Volkszeitung“, im „Weſtfäliſchen Mercur” 
und anderen Blättern dieſer Richtung gelefen zu haben glaube. 
(Heiterkeit. Sehr gut! rechts.) 
*) StB. 7952. 


ij So Hatte der Abg. Richter die Nationalliberalen genannt, f. u. S. 360 
Anm, 2. B 
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Selbſt in den Details hat Herr Richter — er bat ja ein gutes 
Gedächtniß — den Wortlaut beibehalten. Ich habe hier die „Köl— 
niſche Volkszeitung”, wo gefagt ift: 
BZahlreihe*) Zufchriften, die uns und anderen katholiſchen 
Blättern zugehen, zeigen deutlich bie Erbitterung, von welcher 
die Geiftlichfeit bei der Ausficht erfüllt ift, unter die Controle 
der Gensdarmen und Ortsvorfteher zu fommen }). 
(Große Heiterkeit rechts.) 

Ich habe nicht alle diefe Sachen bei der Hand, aber im „Weft- 
fälifhen Mercur” glaube ic) auch die Anfpielung auf meine Perſon 
gelefen zu haben, melde Stellung ich zu den Sachen hätte, ganz 
wie Herr Richter es ala gelehriger Schüler feiner Lehnsherren 

Heiterkeit.) 
bier vorgetragen hat. Ich habe feine Selbftändigkeit früher höher 
tarirt, und wenn ich bei dem geringen Maße, das er ſelbſt ſich 
beilegt, nad) feinem heutigen Auftreten aud für die Sache feinen 
erheblichen Bortheil mir davon verſpreche, ob ich ihn hier wider: 
lege oder nicht, fo nöthigen mich doch einige direct an mich per: 
ſönlich gerichtete Neuerungen von ihm, auf das, mas er gejagt 
bat, einzugehen. Ich kann ihm hierbei das Zeugniß geben, daß 
er die Abfichten feiner, wie ich glaube, kirchlichen, verſchämten 
Auftraggeber doch nicht volltommen richtig verfteht und würdigt, 
wenn er fi} bier fo bitter darüber ausläßt, daß der Einjprud) der 
Staatsbehörde gegen die Ernennung von Geiftlihen weſentlich aus 
politiihen Motiven entnommen werden follte. Aus welden fol 
er denn fonft entnommen werben? Etwa aus dogmatifhen? Sol 
denn der Staat fi zum Glaubensrihter machen über die Geift- 
lichkeit? Iſt es Herrn Richter denn nicht befannt, daß feit Jahr: 


*) ©. 795b. 

') Nög. Riter: „Die thatfähliche Bedeutung dieſes Einſpruchsrechts 
tommt zur Geltung nicht gerade bei den erften Anftellungen der Geiftlichen, 
fondern nad; meiner Auffafjung wird fie fich viel bebeutfamer ermeifen, wenn 
es fih um Berfegung bereit3 amtirender Geiftlichen in andere Stellen handelt ... 
Dann wird dieſes Einſpruchsrecht lebendig, dann werben bie Berichte von den 
Zanbräthen, vielleicht auch von niedrigeren Polizeibeamten, von Bürgermeiftern, 
ja bis zum Gensdarmen hinunter gefordert, um politifche Zeugniffe über den 
Geiftliden zufammenzutragen, auf Grund deren man dann an höherer Stelle 
über bie Ausübung des Cinſpruchsrechts entfeibet” (StB. 7928). 
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zehnten, wenn nicht länger, e& anerfannter Grundſatz ber katho— 
lichen Kirche ift, daß da, wo fie das Einiprudsreht überhaupt 
zugibt, e8 ob causas civiles et politicas*!) zuläffig ift? Alſo ber 
Herr Abg. Richter Hat noch nicht die hinreichenden Weihen enıpfangen, 
(Heiterkeit rechts.) 

um Hlerifale oder jelbft auch nur klerikal-demokratiſche Intereſſen 
bier mit Sicherheit zu vertreten; ſonſt würbe er dieſen bis zur 
Abgedroichenheit befannten Sag nicht angefochten haben, daß nur 
politiihe Gründe das Einſpruchsrecht der Regierung motiviren 
tönnen. Es wird von bemfelben wie bisher fo aud in Zukunft 
ein ſehr fpärlicher Gebraud gemacht werden, mit Dogmatifchem 
werden wir uns fiher nicht befafjen. 

Der Herr Abgeordnete hat in einer Anwandlung von ihm fonit 
nicht- eigener, wenigftens bei ihm felten hervortretender nationaler 


Entrüftung (Heiterfeit rechts.) 


fi) darüber ausgefprohen, daß wir einen Ausländer zur Hilfe 
gerufen hätten in deutfchen Angelegenheiten; er hat gejagt, jo Etwas 
würde in England, in Frankreich — id weiß nicht, was er ſonſt 
noch nannte — nicht vorfommen®). Der Herr Abgeordnete muß 
kaum fo viel Zeitungen leſen, ala er jelbft ſchreibt oder ſchreiben läßt, 
(Heiterkeit rechts.) 
fonft würde er doch wiſſen, daß in ber franzöſiſchen Politik die 
Frage der Haltung Rußlands eine ganz bedeutende Rolle fpielt, 
und daß felbft in den nationalften rujfiihen Blättern die Frage, 
was Frankreich thut, und ob Frankreih Freund ober Feind einer 
gewiffen Richtung der Politik fein wird, eine hervorragende Rolle 
fpielt. England führte der Herr Abgeordnete ferner namentlich 


') Aus bürgerlichen und ſtaatlichen Gründen. 

ij Ag. Rihter: „Meine Herren, von diefer Seite (ben Confervativen 
und Nationalliberalen) ift jenem Verſuch eines Ausländers, fi) in unfere 
inneren deutſchen Fragen zu mifden, zugejubelt worben; fie haben ſich Bin- 
geftellt latholiſcher als die Katholiken, päpftlicher al der Papft. ... Meine 
‚Herren, das war für mid) die traurigfte Erfcheinung;, bei einer anderen Nation 
wäre das nicht möglich. Die „Zimes“ ſchrieben zu jener Zeit: Wer in einer 
inneren engliſchen Frage bie Intervention eines Ausländer anrufen oder ber 
jubeln würde, würde ſchon barum fi; jeder Einwirkung auf die öffentliche 
Geftaltung der Gefeggebung Englands in Zutunft begeben“ (StB. 7932). 
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an, mit großer Emphafe, die ſich recht hübſch ausnimmt, wenn das, 
was ber Vortragende anführt, richtig ift; wenn er aber fo unter 
ftreiht, dann muß er doch auch die politiiden Situationen und 
Erlebniffe unjerer jüngften Zeit einiger Maßen*) verftehen. Es 
ift gar nicht zweifelhaft, daß die englifche Regierung von Wünfchen, 
den päpftlihen Beiftand früher gegen bie Fenier, jpäter gegen die 
Parnelliten zu gewinnen, lebhaft befeelt geweſen ift und daraus 
aud fein Hehl madit. 

Aber jelbft wenn diefes Beilpiel und dieſer Irrthum des 
Herrn Vorredners nicht vorläge, fo würde ich mic) doch nie bedacht 
haben, den Beiftand eines Ausländers, wie der Herr Vorrebner 
den Papft nannte, in unferen deutſchen Angelegenheiten da zu 
acceptiren, zu erbitten, wo ic) glaube, daß er für unfere deutjchen 
Intereſſen nüglih ift. Das ift ja doch gerade das Weſen ber 
Diplomatie, an deren Spige ich bei uns ftehe, daß man fich Freunde 
im Ausland verichafft. 

Wenn er nun den Papft als Ausländer bei uns fo beftimmt 
bezeichnet, — ja, das mag er als Proteftant thun; aber da, glaube 
ich, ift er wieder nit der getreue Mandatar feiner katholiſchen 
Vollmachtgeber; denn wenn ic Katholif wäre, glaube ich nicht, 
daß id die Inftitution des Papſtthums als eine ausländiſche be— 
traten würde '); und von meinem paritätiihen Standpunkt, den 
ich als Vertreter der Regierung inne halten muß, gebe ich das zu, 
daß das Papſtthum eine nicht bloß ausländiſche, eine nicht bloß 
weltallgemeine ift, fondern weil fie eine mweltallgemeine ift, auch 
eine deutſche Inftitution für die deutſchen Katholifen if. Alfo auch 
da fällt Herr Richter durch das theologiſche Eramen. 

(Heiterfeit.) 

Wenn dieſer Ausländer unfer Freund ift, fo ift feine Unter: 
Rügung mir jeden False willkommen, und id würde glauben, die 
Intereſſen meines Landes aus rein nationalem Hochmuth, wie er 
dem Herrn Richter ſonſt doch auch nicht eigenthümlich ift, 

Heiterkeit.) 
zu ſchädigen, wenn ich die Unterftügung eines ehrlichen und mäch— 


*) ©. 7962. 
) 80.68.91. 
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tigen Herrn, wie es der Papft ift, deshalb ablehnte, weil er eben 
in Rom wohnt, 

Der Herr Abgeordnete hat fi darüber beſchwert, daß durch 
preußifhe Behörden, durch Landräthe, die Jacobinifhen Noten 
ausdrüdlih und amtlich mitgetheilt wurden. Er hat das ala etwas 
Strafbares, gewiffer Maßen als ein pudendum !), was er hier vor 
der Deffentlichfeit bloßftelen müſſe, dargeftelt?). Meine Herren, 
diefe Veröffentlihungen find von der Regierung angeordnet, und 
die Anordnung ift von mir angeregt worden, weil id fand, daß 
die fatholifhen Wähler über den Inhalt der Jacobinifhen Noten 
in einer fo ſchamloſen Weije belogen wurden, 

(Unrube.) 
daß ich es für die Pflicht der Regierung hielt, die amtlihe Aus: 
ſprache des Oberhaupts der Fatholifhen Kirche zur Kenntniß der 
preußischen Katholiken zu bringen, fo viel an nıir lag. Von anderer 
Seite ift dieje Beftrebung, den Katholiken, den fatholifhen Wählern 
die Anfihten des Papftes mitzutheilen, nah Möglichkeit gehindert 
worden, die Jacobiniſchen Depefchen find verkürzt worden, entitellt 
worden, und da, wo die Bevölkerung des Landes ber beutichen 
Sprache unkundig war, falſch überfegt worden. Das Alles ift 
vorgefommen, und dem gegenüber hatte die Regierung die ehren: 
volle Aufgabe, die Wahrheit gegen die Lüge zu vertreten. 
(Bravo! rechts.) 

Wenn Herr Richter irgend eine Autorität über ſich anerfennte, 

die ich anrufen könnte gegen die Angriffe, die er und feine Partei 


1) Eine Sache, deren man ſich ſchämen muß. 

2) Ag. Richter: „Amtliche Kunbgebungen liegen vor, bie... ver 
ſuchen, im Namen des Papftes die Wahlen zu beeinflufien im poiitiſchen Inter: 
effe der jeweiligen Regierung. Behörden haben ſich gemifier Maßen ala Boll: 
fireder der Ordres des Papftes Hingeftellt und von Amts wegen aufgefordert, 
im Sinne der Regierung zu mirten. ... Vor mir liegt beifpielämeife jene Auf⸗ 
forderung des Landraths zu Duberftabt, amtlich) befannt gemacht im Kreisblatt 
vom 25. März, in welcher er „mit Rüdfiht auf bie vielfahen Entjtellungen“ 
die Schreiben des Cardinals Jacobini nochmals von Amts wegen publicirt, 
ala ob fie gewifjer Mafen eine Willensmeinung unfered Monarchen in biejer 
Frage feien, und amtlich befannt macht, daß eine unbefangene Prüfung ihres 
Inhalts feinen Zmeifel darüber laſſe, dab das Centrum durd feine Oppofition 
dem ausbrüdlid, erflärten Willen Sr. Heiligteit des Papfted zuwiderhandle“ xx. 
(SB. 7938). 
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auf das Beftehen und den inneren Frieden*) des Deutſchen Reiches 
richten, — es wäre ja natürlich feine geiftliche Autorität, 
Heiterkeit.) 
aber wenn er eine ſolche refpectirte — möchte es ein Ausländer 
ober ein Inländer fein —, id) würde mich ſicher an den Papft, 
den Herr Richter anerkennt, wenden, um befien Beiftand anzurufen 
gegen bie fubverfiven Angriffe, die feine Fraction 
(Oo! links.) 
gegen das Beftehen unferes Reichs richtet. Aber eine joldhe Autorität 
befteht nicht. Die Klerifaldemokratie erfennt eine ſolche glüdlicher 
Weife an, und ich freue mich, daß beide Autoritäten, die weltliche 
und die geiftlihe, im Kampf gegen die Demofratie hier Hand in 
Hand gehen. 

Der Herr Abgeordnete hat von Wahlkunftftüden ber dies— 
jährigen Wahlen geiprochen '), er hat auch in einem anderen Haufe?) 
ihon gejagt, die ganze Wahl wäre ein Product der Angft. Wer 
die meiften Kunftftüde bei diefer Wahl gemacht hat, diejenigen, 
die eine althergebrachte Routine darin haben, oder diejenigen, die 
als Wähler — der Herr Abgeordnete führte, ich weiß nicht, welche 
Zahl an?) — neu eingetreten find, die mehr gemählt haben, als 
das vorige Mal, das lafje ich dahingeftellt. Die Wahrſcheinlichkeit 
ſpricht dafür, daß die alten Routiniers und Werbeofficiere, die das 
Wahlgeſchäft kennen, die meiften Kunftftüde gemacht haben. Der 
Herr Abgeordnete will fi gar nicht mit der Thatfache befreunden, 
daß das Nejultat, das ihm unerwünſchte Nefultat der jüngften 
Wahlen gar feinen anderen Grund hat, als die nationale Ent: 


*) ©. 796b. 

’) Ag. Richter: „Niemandem iſt fo fehr befannt, wie gerade dem Reichd- 
tanzler felbft, melden Kunftftüden und Praftifen die Grfolge gerade biejer 
Wahl zu danten find" (Std. 794). 

) Im Heihätage in der 5. Sihung am 9. März 1887: „Die Mehrheit 
dieſes Reichstags iſt ein Angftproduct der Wähler“ (CB. 41a). 

) Abg. Richter: „Bei der Abjtimmung am 21. Februar find 340000 
Stimmen mehr abgegeben worden im Sinne der Oppofition gegen das Septen- 
nat. .... Sie haben die parlamentariſche Mehrheit vorläufig erlangt Dant dem 
Umftande, daß Septennatägegner bei den Stihmahlen vielfach für Freunde des 
Septennats geftimmt haben, Dank dem Umftande, daß die oppofitionellen Wahl: 
freife micht bie nad) der Zahl der Wahlberegtigten entſprechende Zahl von 
Abgeordneten gegenwärtig befipen“ (StB. 7942). 
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tigen Herrn, wie es der Papft if, deshalb ablehnte, weil er eben 
in Rom wohnt. 

Der Herr Abgeordnete hat ſich darüber beſchwert, daß durch 
preußifche Behörden, durch Landräthe, die Jacobiniſchen Noten 
ausdrüdlih und amtlich mitgetheilt wurden. Er hat das als etwas 
Strafbares, gewiſſer Maßen als ein pudendum !), was er hier vor 
der Deffentlichfeit bloßſtellen müſſe, dargeftellt*). Meine Herren, 
dieſe Veröffentlidungen find von der Regierung angeordnet, und 
die Anordnung ift von mit angeregt worden, weil ich fand, daß 
die Fatholifhen Wähler über den Inhalt der Zacobinifhen Noten 
in einer fo jhamlofen Weife belogen wurden, 

(Unrube.) 
daß ich es für die Pflicht der Regierung hielt, die amtlihe Aus- 
ſprache des Oberhaupts der katholiſchen Kirche zur Kenntniß der 
preußifchen Katholifen zu bringen, fo viel an mir lag. Yon anderer 
Seite ift dieſe Beftrebung, den Katholiken, den katholiſchen Wählern 
die Anfichten des Papftes mitzutheilen, nad Möglichkeit gehindert 
worden, die Jacobinifhen Depefchen find verkürzt worden, entftellt 
worden, und da, wo die Bevölferung des Landes der deutſchen 
Sprade unfundig war, falſch überfegt worden. Pas Alles ift 
vorgefommen, und bem gegenüber hatte die Regierung bie ehren- 
volle Aufgabe, die Wahrheit gegen die Lüge zu vertreten. 
(Bravo! rechts.) 

Wenn Herr Richter irgend eine Autorität über ſich anerfennte, 

die ich anrufen könnte gegen die Angriffe, die er und feine Partei 


?) Eine Sade, deren man fi) ſchämen muß. 

) Abg. Richter: „Amtlihe Kundgebungen liegen vor, die... ver: 
ſuchen, im Ramen des Papftes die Wahlen zu Beeinfluffen im politifhen Inter« 
efie der jeweiligen Regierung. Behörden haben ſich gewifjer Maßen als Voll 
fireder ber Ordres des Papftes hingeftellt und von Amts wegen aufgefordert, 
im Sinne der Regierung zu wirken. .... Vor mir liegt beifpielömeife jene Aufz 
forderung des Landraths zu Duderftabt, amtlich bekannt gemacht im Kreisblatt 
vom 25. Märy, in welder er „mit Rüdfiht auf die vielfadhen Entftellungen“ 
die Schreiben des Cardinals Jacobini nochmals von Amts wegen publicirt, 
als ob fie gewiſſer Maßen eine Willensmeinung unferes Monarqhen in diefer 
Frage feien, und amtlich befannt mat, daß eine unbefangene Prüfung ihres 
Inhalts feinen Zweifel darüber laffe, daß das Centrum durd) feine Oppofition 
dem ausdrüdlid, erklärten Willen Sr. Heiligteit de Papftes gumiderhandle” xc. 
(StB. 7938). 
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auf das Beftehen und den inneren Frieden*) des Deutfchen Reiches 
richten, — es wäre ja natürlich feine geiftlide Autorität, 
Heiterkeit.) 
aber wenn er eine ſolche refpectirte — möchte es ein Ausländer 
oder ein Inländer fein —, id) würde mich fiher an den Papft, 
den Herr Richter anerkennt, wenden, um deſſen Veiftand anzurufen 
gegen bie fubverfiven Angriffe, die feine Fraction 
hol links.) 
gegen das Beſtehen unſeres Reichs richtet. Aber eine ſolche Autorität 
beſteht nicht. Die Klerikaldemokratie erkennt eine ſolche glücklicher 
Weiſe an, und ich freue mich, daß beide Autoritäten, die weltliche 
und die geiſtliche, im Kampf gegen die Demokratie hier Hand in 
Hand gehen. 

Der Herr Abgeordnete hat von Wahlfunftftüden der dies- 
jährigen Wahlen geſprochen '), er hat auch in einem anderen Haufe?) 
ihon gejagt, die ganze Wahl wäre ein Product der Angft. Wer 
die meiften Kunftftüde bei diefer Wahl gemacht hat, diejenigen, 
die eine althergebrachte Routine darin haben, oder diejenigen, bie 
als Wähler — der Herr Abgeordnete führte, ich weiß nicht, welche 
Zahl an?) — neu eingetreten find, die mehr gewählt haben, als 
das vorige Mal, das laſſe ich dahingeftelt. Die Wahrſcheinlichkeit 
ſpricht dafür, daß die alten Routiniers und Werbeofficiere, die das 
Wahlgeſchäft kennen, die meiften Kunftftüde gemacht haben. Der 
Herr Abgeordnete will fi gar nicht mit der Thatfache befreunden, 
daß das Refultat, das ihm unerwünſchte Nejultat der jüngften 
Wahlen gar feinen anderen Grund hat, als die nationale Ent- 


*) ©. 796b. 

) Ag. Richter: „Niemandem ift fo ſehr befannt, wie gerade dem Reichs— 
tanzler felbft, welchen Kunftftüden und Praftiten bie Grfolge gerade diefer 
Wahl zu danken find“ (Std. 794a). 

2) Zm Reihätage in der 5. Sigung am 9. März 1887: „Die Mehrheit 
dieſes Reichstags ift ein Angftproduct der Wähler” (StB. 41a). 

) Abg. Richter: „Bei der Abſtimmung am 21. Februar find 340000 
Stimmen mehr abgegeben worben im Sinne der Oppofition gegen das Septen- 
nat... Sie haben die parlamentarifhe Mehrheit vorläufig erlangt Dant dem 
Umftande, daß Septennatägegner bei ben Stihmwahlen vielfach für Freunde des 
Septennats geftimmt Haben, Dank dem Umftande, daß die oppofitionellen Wahl: 
keeife nicht die nad) der Zahl der Wahlberedtigten entipregiende Zahl von 
Abgeordneten gegenwärtig befiyen“ (StB. 794a). 
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rüftung, die fi der Deutſchen bemächtigt hat über die Haltung 
der fortfhrittlihen Oppofition. 

(Bravo! rechts.) 
Gerade die fortfchrittlie Partei hat den größten Nachtheil davon 
gehabt. Sie hatte es möglich gemacht, daß im Reichstag ſich aui 
der Bafis des Kirhenftreits eine Art von babyloniidem Thurm 
aufbaute. 

Der Herr Abgeorbnete hat mir vorgeworfen, nad) meinen 
Aeußerungen im Herrenhaufe, daß ich der jegigen regierungsfreund: 
lien Majorität im Reichstag doch nicht fo fiher wäre für die 
Zukunft‘). Ya, ih bin überhaupt nicht ein Menjch, der von dem 
Tag in den Tag hineinlebt und mit dem Augenblid zufrieden if, 
der ſich freut und glüdlich ift und Thorheiten begeht, wenn er ji 
an der Spige der Majorität befindet, ſondern ich habe gelernt, 
mit der Zufunft zu rechnen und fie jorgfältig zu prüfen. Die 
Möglichkeit ift ja vorhanden, daß mal wieder eine andere Majorität 
tonımt. Es wäre ein großes Unglüd, wenn das wiederum eine 
demokratiſche wäre; aber man muß aud) damit reinen, und meine 
Schuldigkeit ift do, an meiner Stelle — id würde fonft die mir 
anvertrauten Intereſſen verratben — dagegen bei Zeiten zu thun, 
was id) fann, und vorforgend dem entgegen zu wirken. Und deſſen 
ſchäme ih mich ja aud gar nit. Wenn der Herr Abgeordnete 
daraus ableiten will, daß ih Furdt vor Majoritäten habe ?), jo 


') Abg. Richter: „Der Reichskanzler fagt: Ja, wer bürgt mir dafur, 
daß ich diefe Mehrheit noch in drei Jahren Habe? Kann ich etwa auf dieſen 
Erfolg der Wahlen Häufer bauen?" (StB. 794). Bgl. 0. ©. 358. 

*) Abg. Richter: „Der Herr Neichsfanzler Hat in frügeren Jahren ſich 
ſehr geringfchäfig über bie Bedeutung parlamentarifcher Mehrheiten ausgeiprocen 
Aber ich glaube doch, der Herr Reichskanzler verhehlt fih nicht, daß dem parla 
mentariſchen Regierungsiyftem die Zukunft gehört in Preußen und daß ihm 
felbſt viekeigt mod einmal eine Situation begegnet, wo jein Berbleiben im 
Amte davon abhängig ift, ob er in der Lage ift, eine parlamentarifche Mehrheit 
für ſich anführen zu fönnen ..., für mic erflärt ſich daraus dies ‚gewaltige 
Streben, in jeder Weife ſich diefe parlamentarifche Mehrheit unter dem jhönen 
Namen einer Nittelpartei zu fihern; allerdings ... eine parlamentarifche Wehr: 
Heitöregierung, wie er fie verfteht ...., nicht eine Mehrheitäregierung, bei der 
eine Wecfelmirtung zwiſchen der Mehrheit und dem leitenden Minifter ftatt- 
findet, fondern eine Mehrheitsregierung, bei ber ber Mehrheit nur die Xuigabe 
bleibt, ihm die Schuffein auftragen, während er es ſich verbittet ..., DaB fie 
aud) aus der Shüffel miteffe“ (319. 794b). 
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babe ich allerdings Furt, aber der Gegenftand, den fie betrifft, 
ift Doch ein anderer; es ift nicht die Majorität, fondern die Schä- 
digung des Landes durch eine Iandesfeindlihe und gewiſſenloſe 


Majoritãt. Gravol rechts.) 


Der Herr Abgeordnete hat ferner eine Spitze gegen mich 
gewandt, die ih geradezu als eine kümmerliche bezeichnen muß. 
Er hat als Grund, warum ich nad) einer Majorität ftrebte, meinen 
Wunſch, im Amte zu verbleiben, angeführt. Nachdem ich fünf: 
undzwanzig Jahre dies Vergnügen genoſſen habe, glaube ich doch 
in meinem breiundfiebzigften Jahre*) des Verdachtes überhoben fein 
zu fönnen, daß die Frage irgendwie auf mich einwirkt. Jedermann, 
der mich fennt, weiß, wie glüdlih und wie froh ich fein würde, 
wenn ich mit Anftand aus der Stellung zurüdtreten könnte, in ber 
ich mich augenblidlich befinde, wenn ich die Bürde des Amtes auf 
Andere übertragen könnte. Alſo das berührt mich nicht und ift 
bloß ein Beweis des üblen Willens und der Neigung, mir unwürdige 
Motive unterzufchieben, die ja den Herrn Abg. Richter harakterifiven. 
Es wird das aud Niemandem eimas Neues jein. 

(Heiterkeit rechts.) 

Der Herr Abgeorbnete hat mir vorgeworfen, ich ftrebte danach, 
eine Majorität zu gewinnen, die das thäte, was ih wünſchte. Nun, 
fol ich etwa nad) einer Majorität ftreben, die das Gegentheil will 
von dem, was ich für nüglih und zweckmäßig und für nothwendig 
für den Staat halte? Das ift doch natürlich, jo lange ih Minifter 
bin, daß ich mich bemühe, die Maßregeln und Einrichtungen durch⸗ 
zufegen, von denen ich nad) meiner Ueberzeugung glaube, daß fie 
dem Lande nützlich find, und fo lange ich eben Minifter bin, kann 
ih nur nach meinen Anſichten und nicht nach denen des Herrn 
Abg. Richter handeln. 

So wie die Sache liegt, habe ich aber heute eigentlich Fein 
Bebürfniß, die geringen Kräfte, über die ich verfüge, an den Herrn 
Abg. Richter zu verwenden. Ich kam hierher hauptfählih in der 
Abfiht, diejenigen Mitglieder des Haufes, welche ich Freunde der 
Regierung nennen fann, davor zu warnen, daß fie durch ihr Ver: 


*) ©. 7978. 
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halten die jegige Vorlage zu Fall bringen. Ich bin überzeuat, 
daß alle Mitglieder der nationalen Parteien mit mir darüber einis 
find, daß wir unferen katholiſchen Mitbürgern diejenigen Conceflionen, 
die wir ohne Schaden für den Staat machen fünnen, auch machen 
ſollen. Wir können nur in Meinungsverjchiedenheit jein über dic 
Grenze für die Bewilligung des Staats. 

Die Königliche Regierung ift num der Meinung, daß Ddicie 
Grenze durch die Vorlage, wie fie aus dem Herrenhaus fommt, 
nicht überjhritten wird, und wenn fie aud) *) das Eine oder Andere 
in diefer Vorlage anders gemwünfcht hätte, jo hat fie doch ihrerfeits 
die Pflicht — und ich glaube, meine Herren, Sie haben fie auch —, 
den Schaben, der auf die eine oder andere Weife dem Lande und 
feinem Frieden zugefügt werden fann, gegen einander abzumägen 
und das kleinere Uebel zu wählen; fi zu fragen: Iſt der größer 
Schaden und das größere Uebel in ber Fortdauer des Kampfes, 
beffen weitere Entwidelung Niemand vorher beurtheilen kann, oder 
ift der größere Schaden in den, ich möchte jagen, mäßigen Con: 
ceſſionen, durch welche ein modus vivendi !), nad) welhem wir lange 
gefucht haben, erreicht ift? 

Wenn Sie diefe Vorlage zu Fall bringen, oder, wie wir aus 
den Neuerungen des Herrn Abg. Dr. Windthorft entnehmen können, 
auch nur amendiren und fie durch die Veränderung zu Fall bringen, 
To zerftören Sie der Regierung die Frucht einer langjährigen und 
mühjamen Arbeit, die in diefem jegt mit der Curie gewonnenen 
Compromiß ihre Krönung gefunden hat. Sie fönnen nicht voraus: 
fehen, welde Wendung ber Streit naher nimmt, wenn der jetzige 
Moment zu dem beantragten Abſchluß nicht benugt wird. 

Ich begreife, daß ein fo heftiger Kampf, wie er jeit fünfzehn 
Jahren uns beſchäftigt hat, gewiffe Rückſtände von Kampfeszorn 
und Erbitterung Hinterläßt, die e8 einem deutſchen Gemüthe vor: 
zugsweife ſchwer machen, dem Gegner zu irgend einer Zeit die Hand 
zu reihen und den gewohnten und liebgemonnenen Beſchäftigungen 
des Gulturfampfes zu entfagen. 


*) StB.: wenn auch fie. 
’) 2gl. Bd. V 387. 391, VIII 171, IX 165. 167, X 57, 291. 29, 
oben ©. 111. 
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Aber*), meine Herren, die Regierung darf an biefen Rüd- 
fländen feinen Theil haben, fie darf fi nur fragen: Was ift für 
unferen inneren Frieden und für den gefammten Staat nützlich? 

Der Herr Abg. Gneift hat in feiner wiſſenſchaftlichen Weife 
die Gefahren und Schäden entwidelt, die bei Annahme der jegigen 
Vorlage für den Staat erwachſen würden. Ich halte das Bild, 
das er uns davon entworfen hat, doch für etwas übertrieben, und 
er wird mir darin Necht geben müſſen, daß wir vor dem Jahre 
1871 unter Zuftänden gelebt haben, bei denen bie fatholifche Kirche 
mindeftens alle diejenigen Rechte hatte, die ihr heute gewährt 


werben follen, (Sehr richtigh 

ohne daß wir, die Evangeliihen, glaubten, dadurch zu kurz zu 
ı 

kommen !). (Sehr gut!) 


Alle diejenigen, die ſich diefer Zeit erinnern — und das werben doch 
die Meiften unter una —, werden mit mir darüber einig fein, daß 
von evangeliſcher Seite und von flaatlicher Seite damals eigentlich 
feine Klage ftattgefunden hat — ich erinnere mich feiner —, daß 
fie ſich durch die Rechte der katholiſchen Kirche, die noch um Einiges 
bebeutender waren als diejenigen, bie ihr jet wieder gewährt 
werden, beengt fühlten, und baß der Staat feine Aufgabe nicht 
“habe Löfen können. Wir haben fie bis 1871 gelöft, und zwar große 
Aufgaben; wir haben in dieſem Zuftande die deutſche Einheit her= 
geftelt, große Kriege geführt, wir haben eine große innere Ent 
widelung gehabt. Wo find denn da die Gefahren geweſen, die 
jegt an die Wand gemalt werden als wahrſcheinlich eintretend, 
wenn wir biefe Vorlage annehmen? Ich kann mid, ihrer nicht 
entfinnen, und ich glaube, diefer Vergleih mit der damaligen Zeit 
vor**) 1871 wird die Zukunft als eine minder gefährliche erſcheinen 
laſſen — aud in den Augen des erften Herrn Redners; und ic) 
glaube, daß, wenn der Herr genöthigt würde, ſich die Frage, ob 
Ja oder Nein, mit demjelben Gefühl von Verantwortlichfeit vor: 
zulegen, wie id) dazu gezwungen bin durch meine Stellung, er auch 


*) 6. 797b. 
**) StB.: von. 
©. 0. ©. 343. 
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mit mir für Ja ſtimmen würde. In der Stellung eines Abgeord- 
neten und eines gelehrten Herrn kann er allerdings fi) den Luxus 
einer abweichenden Anfict !) erlauben, ohne fi wejentlid für die 
Folgen verantwortlich zu machen. Er hat zwar dieſe Berant- 
wortlichteit auf fih und feine politii den Freunde genommen in 
feiner Rebe; aber, was hilft mir das? Wenn die Uebel eintreten, 
tann ih mid nicht an die Herren halten. 
(Sehr gut! rechts.) 
Ich weiß nicht, was ich damit maden fol, und id möchte die 
Herren bitten, ſich zu erinnern, daß das Befte des Guten Feind if. 
Die Staatsregierung muß ſich von Kampfesreminiscenzen, 
wenn e& fi um den Friedensfhluß Handelt, volftändig frei halten, 
und fie kann weder boctrinäre noch confeffionelle Motive ihrer 
Haltung unterlegen, fondern nur politiſche, ausſchließlich politifche, 
und auf die Gefahr, dem Herrn Abg. Richter bei feiner Abneigung 
gegen politiiche Motive wiederum Grund zur Kritif zu geben, muß 


ich doch eingeftehen, daß meine ganze Stellung zur Sache von 


Anfang an nur eine politiſche geweſen ift, und in feiner Weije 
eine dogmatiſche. 

Es ift ein Iandläufiges Mißverftändniß, daß unfer ganzer 
Kirchenſtreit fi an das vaticanifhe Concilium und den Beſchluß 
der Unfehlbarfeit gefnüpft habe. Ich habe gerade diefes Miß- 
verftändniß durd die Veröffentlihung verfchiedener Depeſchen, 
welche ich angeordnet habe?), zu befeitigen geſucht, und der Herr 
Abg. Richter hat aus*) diefen Depeſchen mit Befriedigung ge: 
fehen, daß ich nicht hochtrabende und principielle doctrinäre Politik 
getrieben habe, fondern einfach hausbadene diplomatiſche Politik >). 


*) ©. 798. 

2) Bol. Bd. VI 125, XI 34. 

”) Bgl. 3b. V 185 ff., Vorgeſchichte des Culturkampfs. 

) Abg. Richter: „Auß biefen Darlegungen geht Hervor, daß bie ger 
fammte kirchenpolitiſche Thätigfeit der Regierung feit 1871 weſentlich gelentt 
worden ift nicht durch die Sache feldft, nicht durch den Inhalt ber Gefeggebung, 
fondern durch Die Stellung zur Centrumßpartei ... Für alle Jene, welche diefen 
.. . Gulturfampf mitgemadt haben, getragen von gewifjen idealen Anfhauungen, 
im Glauben an die ftolgen Worte, an die Hoheit bed Staates, an die hiſtoriſch 
überfommenen Gegenfäge von Kaiſerthum und Papſtthum ..., für ale Dieje 
muß es auf das Aeußerſte ernüchternd wirken, wenn fie jet zu der Ueber: 
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Wenn er glaubt, mich dadurch in meinem Selbftgefühl herunter- 
zubrüden, dann irrt er fi. Ich würde mid ſchämen, wenn ich 
überhaupt in meiner Stellung ein Doctrinär fein wollte; und wenn 
Sie mid) einen Opportuniften nennen, nehme ich auch biefe Bes 
zeichnung dankbar an; denn was ift ein Opportunift? Es ift ein 
Mann, der die günftigfte Gelegenheit benugt, um das durchzuführen, 
was er für nüglih und zwedmäßig hält, und das ift ja eben bie 
Aufgabe der ganzen Diplomatie; und wenn ih mich hätte con= 
fejfionel oder boctrinär in biefen Streit hineinziehen laffen, dann 
verdiente ich nicht das Vertrauen meiner Landsleute in ber doch 
gewiß von confeffionellen Anfichten nothwendig freien Stellung, in 
der ich mich befinde. Das Baticanum ift uns damals — ich werde 
die Veröffentlichung der Depefchen jener Zeit zur Freude des Abg. 
Richter noch weiter fortjegen — nit als eine Gefahr für dem 
Staat erihienen, vielleicht eher für die Kirche — aber das war 
nicht unfere Sade, dafür zu forgen —, aber wir hatten Nichts 
davon befürchtet, find auch nicht einmal weſentlich verftimmt darüber 
geweſen; es wäre uns allerdings in damaliger Zeit lieber gemefen, 
wenn e8 nicht gejchehen wäre, und ich fann überhaupt von meinem 
perjönlihen Eindrud jagen: Auch ich habe bamals Nichts weſentlich 
befürchtet, jondern ich habe das als bogmatifche Frage innerhalb 
der fatholifhen Kirche angefehen, mit der wir uns abzufinden 
haben würden, wenn fie fih irgendwie in Fragen ber inneren 
Politik bei ung überfegte und darftellte. Ich Habe auch nad dem 
Vaticanum noch während bes ganzen franzöfifchen Krieges in einem 
politiſch befreundeten Verhältniffe mit dem jegigen Cardinal Grafen 
Ledochowski geftanden; und noch als wir aus Frankreich zurüd: 
tamen, habe ich in ähnlichen Beziehungen zu dem damaligen Bijchof 
von Mainz, Frhrn. v. Ketteler, geftanden. 

Alles das wird Ihnen beweifen, daß ich damals noch durch 
feine Zucht vor dem Baticanum angekränkelt war und eine folde 
Krankheit auch von dieſen hochſtehenden Prälaten bei mir nicht 
entbedt wurde. 


zeugung kommen, daß fie nur im Dienfte einer Fractionspolitik gehandelt 

haben ... in einem politiihen Kampfe zwiſchen dem Heren Reichäfanzfer einer- 

feits und bem Heren Ag. Windthorft anbererfeits” (StB. 7936/7942). 
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Die Frage, wie ich dennod in den Streit verwidelt worden 
bin, werde ich glei berühren. Auch der Streit in Braunsberg 
— wenn ih nit irre, war e8 ber bed Lehrers Wollmann !) — 
bat mich noch nicht berührt; ich habe das als Reſſortſache des 
Eultusminifteriums betradtet und bin erft hineingezogen worden, 
wie Herr Abg. Richter fehr richtig bemerkte, durch den Angriff 
einer ftarfen und auf ahtbaren Fundamenten gegründeten Fraction, 
durch den Angriff, den das Centrum bei feiner Entftehung, bei 
feinem erften Auftreten auf die Reichsregierung machte in dem 
Moment, wo die Riffe, welche die Beftandtheile des Reiches bis 
dahin getrennt hatten, noch nicht vernarbt waren, und mo das Reid, 
noch auf neuen und [wachen Fundamenten ftand, und wo uns 
von Seiten der Centrumspartei fofort in ber erften Adrefdebatte 
damals ſchwierige Fragen und Anträge geftellt wurden, die gerade 
ein Wohlwollen und eine Neigung, das Reich zu unterftügen, gar 
nicht verriethen?). Es war dies fhon damals das für die Deutjchen 
eigenthümliche Intereffe für die polniſchen Beſtrebungen — wie die 
Herren, die das nod mitgemacht haben, fi erinnern werden —, 
es war ber Wunſch, die Grundrechte der Preußiſchen Verfaijung *), 
die wir dem Jahre 1848 verdanken, in die Deutſche einzubürgern, 
und aud) die Neigung, uns zu einem NRömerzuge zu beftimmen, 

(Widerfpruh im Centrum.) 
den faum gejchloffenen Frieden Europas wieder in Frage zu ftellen. 
Wir konnten darauf nicht eingehen. 

Daß **) ich auf dieſes Verhalten ber Centrumspartei nicht gefaßt 
war, bafür erlaube ih mir einige furze Stellen aus älteren Aeuße— 
rungen von mir anzuführen im Januar 1872 bei der Discujfion 
in dieſen Räumen hier, wo ich Zeugniß abgelegt habe über die 
Stellung, mit der ich alfo neun Monate früher dem neugebildeten 
Gentrum gegenüber geftanden habe. Ich ſagte damals: 

Wird dieſes ftreitbare Corps, welches zweifelloje Anz 
bänger der Regierung aus ihren Sigen verdrängt und eine 
ſolche Macht übt, daß es gänzlich unbekannte Leute, die in 
*) Im StB, ftehen die Worte: „der Preuß. Verfaſſung“ nad) 1848. 

*) ©. 798. 


’) Bel. Bd. V 212 f. 239. 
) Bl. Bd. V 201. 
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den Wahlkreiſen niemals gefehen waren, durch einfachen Befehl 
von bier aus durchſetzt, wird diefes ftreitbare Corps der Re— 
gierung verbünbet fein, wirb es ihr helfen wollen ober wird 
es fie angreifen?!) 

Ich erklärte, ich wäre zweifelhaft gewefen damals: 

— Ich bin, als ich aus Frankreich zurückkehrte, unter dem 
Eindrud und in dem Glauben gewefen, daß wir an der 
fatholiihen Kirche eine Stüge für die Regierung haben 
würden — vielleiht eine unbequeme und vorfichtig zu be— 
handelnde —; ich bin in Sorge geweſen, wie wir es anzu= 
fangen haben würden, vom politiihen Standpunkte aus, etwa 
erigeante Freunde fo zu befriedigen, daß wir mit ihnen auf 
die Dauer leben fönnen, und daß wir baber die nöthige 
Fühlung mit der Mehrheit des Landes behielten. Diefe 
Sorge hat mid) damals in erfter Linie befhäftigt?). 

Dann fagte ich: 

Wir hatten gehofft, an einer ftreng kirchlichen Partei eine 
Stüge für die Regierung zu gewinnen, die dem Kaiſer gibt, 
was bes Kaifers ift, die die Achtung vor der Regierung auch 
ba, wo man glaubt, daß die Regierung irrt, in allen Kreifen, 
namentlich in ben Kreifen des politiſch weniger unterrichteten 
gemeinen Mannes, der Maffe, zu erhalten fucht?). 

Alfo, da habe ich die Gefühle ausgeſprochen, im Ganzen doch 
wohlwollend und vertrauend, die mid für das Centrum damals 
befeelten. Das erfte Auftreten deſſelben enttäufchte mich darüber. 
Jeden Falls ift das, was ich verlefen und angeführt habe, aus: 
reichend, um zu beweiſen, daß es rein politiiche Motive waren, bie 
mein Verhalten dem Centrum gegenüber beftimmt haben, feine 
dogmatiſchen, feine boctrinären und feine von der hochtrabenden 
Richtung, in der der Abg. Richter das Verbienft politiider Motive 
hauptfächlich zu fuchen pflegt, eine Richtung, die für oratoriſche 
Effecte ganz richtig fein mag, die aber das Land ins Verderben 
führte, das fie fih aneignen wollte. 


») 8. V 233. 
2b. V 238 f. 
”) 8b. V 234. 
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Diefe Beziehungen wurden nun auf die Curie dadurch über: 
tragen, daß wir uns — die Regierung nämlich — in Rom über 
das Verhalten einer Partei befchwerten, die nur auf der Baſis der 
päpftlien Autorität, die fie zu vertreten beabfichtigte, Die Wahl: 
ſtimmen erhalten hatte. Wir hatten, wie befannt, zur Zeit An- 
tonellis zu Anfang günftige, Tpäter in Folge von deutſchen Ein- 
flüffen, die von hier aus in Rom geübt waren‘), ablehnende 
Antworten erhalten. Wir fahen auf diefe Weife in der Curie 
damals einen Bundesgenoſſen einer inneren Fraction, gegen bie 
wir glaubten uns wehren zu müflen, weil fie das Reich in feinen 
Fundamenten angriff. 

Defenfiv kann das erfte Auftreten des Gentrums damals 
ſchwerlich gemejen fein. In der ganzen Politif des Norddeutſchen 
Yundes, bie jener Epoche voranging, hatte Nichts gelegen, was bie 
katholiſche Kirche irgendwie für ihren Befigftand beforgt machen 
Tonnte. Der Zuwachs von fatholifhen Wählern, der durch den 
Beitritt von Süddeutſchland zum Bunde erfolgte, erzeugte die Ver- 
fugung, nun mit einer an Zahl ftärkeren katholiſchen Partei*), als 
fie bisher im Norddeutſchen Bunde geweſen war, auf Machterwei— 
terung auszugehen, und zunächſt bethätigte fi) das in bem Antrage, 
den mir der Bifhof von Mainz ftellte, die preußifchen kirchen— 
politiihen Gejege im Reichstage als Reichsgeſetze in Antrag zu 
bringen, um fie in die Eleineren, nichtpreußifchen Staaten einzu= 
führen). Wir befanden uns aljo in ber Abwehr eines Angriffs. 

Man hat in der Preffe, um meinem Auftreten in diefem 
ganzen Streite einen confeffionellen Charakter beizulegen, darauf 
Bezug genommen, baß ich laut befannten Publicationen®) ſchon 
in Frankfurt antikatholiſch geweſen wäre. Ich weiß nit, aus 
welchen veröffentlichten Briefen man das folgert. Jeden Falls ift 
es eine Unmahrheit und trifft nur infofern zu, als ber damalige 
Gegner ber preußifhen Volitik Defterreih war, jo wie es 1871 
das Gentrum war und die Fatholiihe Geiftlichkeit, foweit fie auf 


*) ©. 7990. 

1) ©. o. S. 345, vgl. Bd. VI 279. 

2) Bel. Bd. V 202 f. 

?) Preußen im Bundestage 1851—59 von Ritter v. Poſchinger. 
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die Bunbesverhältniffe Einfluß Hatte, die Partei für Oeſterreich 
nahm. 

Aus ganz ähnlihen Motiven, in dem Kampf für preußifche 
Intereſſen, bin ich veranlaßt geweſen, mande katholiſche Geiftliche 
und ihre Beftrebungen ala Gegner zu behandeln. Ich habe darüber 
in einer, ih glaube, in berfelben Rede gefagt: 

Ich habe immer ben Grundjag nützlich gefunden, des 
Freundes Freund und des Gegners Gegner zu fein, 

— und fo erklärt fi) aud mein Verhalten — J 

und Conceſſionen in der jetzigen Lage zu machen, iſt mir 

deshalb wie die alte Fabel vom Wanderer, feinem Mantel 

und ber Sonne und dem Winde vorgelommen. Der Wind 
konnte ihn nicht nehmen, die Sonne gewann es ihm ab, 
und mit der Sonne würden die Herren auch weiter ge- 

Tommen fein !). 

Als den Mantel, den abzunehmen damals der Wunſch fein 
fonnte, betrachte ich die Maigefege in ihrem vollen Umfange, wie 
fie nachher gemwejen find. Aber — ich möchte das Gleihnig auch 
heute anwenden — wenn nun anftatt des früheren Sturmwindes, 
anftatt ber Unterftügung durch flürmifche Anträge von Parteien 
im Reichstage, jet die Sonne des Wohlmollens, des friedlichen 
Entgegenfommens nad dem Regierungswechſel im Vatican vor 
uns fteht, fo ift auch der Moment für mic) eingetreten, ben ich 
damals ſchon vorausgefehen habe, die bargebotene Hand nicht 
zurüdzumeifen. Ih kann für das, was ich über die Braunsberger 
Frage fagte, wie gleichgültig fie mir wäre, auch meine Worte vom 
Januar 1872 anführen: 

Der Weg wird nicht in kleinlichen Mafregeln, in Chicanen 
liegen, und ich bedaure, daß die Braunsberger Angelegen- 
heit, vermöge der Schwierigkeiten, mit welchen jede Aenderung 
der Stantögefeßgebung bis in Heinlichfte Gonfequenzen ver 
bunden ift, und gegenüber der Heftigfeit, mit der aggreffiv 
von der anderen Seite aufgetreten wurde, zu gejeglichen 
Conflicten hat führen müffen.... Dogmatifche Streitigfeiten 
über die Wandlungen oder Declarationen, welche innerhalb 


") Del. 8b. V 297. 
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des Dogmas ber fatholifhen Kirche vorgegangen fein können, 

zu beginnen, liegt der Regierung jehr fern und muß ihr 

fern liegen; jebes Dogma, auch das von uns nicht geglaubte, 
welches jo und fo viele Millionen Landsleute theilen, muß 
für ihre Mitbürger und für die Regierung jeden Falls heilig 

fein d). 

Nun, meine Herren, id) glaube, das genügt, um nachzuweiſen, 
daß ich bisher an eine confeffionelle Seite der Sache nicht geglaubt 
babe, fondern daß ich nur aus politifchen Gründen die Rechte des 
Staates einer aggrejfiven Partei gegenüber geglaubt habe ver: 
theidigen zu müfjen*). Wenn ich auf die Genefis des Cultur- 
kampfs einiger Maßen eingegangen bin, fo habe id} damit nicht 
die Abſicht, jegt Necriminationen gegen das Centrum zu machen. 
Ich bin nicht der Meinung, daß ſolche Kampfperioden in der 
Geſchichte eines Landes durch die Willlür einzelner Menſchen er- 
zeugt werden; fie find eben Bruchftüde eines breiten Biftorifchen 
Stromes‘, der fi durch unfer ganzes Volfsleben durch Jahr: 
taufende hindurchzieht, und deſſen Wellenfchlag ab und zu auf: 
taucht, je nachdem einzelne Perjönlicleiten oder Angriffe dazu 
Gelegenheit geben. Ich bin weit entfernt, die einzelnen Perfonen 
des Gentrums für alle Folgen eines folden Streites, den ich für 
ein Stüd hiſtoriſcher Entwidelung halte, verantwortlich zu machen; 
im Gegentheil, ich glaube, daß das Deutſche Reich dem Gentrum 
menden Tank fhuldig if, 

(Abg. Richter: Sehr richtig! Heiterkeit.) 
indem es vermöge der Art, wie es bie Rechte vertrat, die man 
früher „berechtigte Eigenthümlichkeiten der Einzelftaaten” nannte 
— böswillige Menſchen nannten es „Particularismus” —, indem 
es durch feinen Particularismus einem übereilten und zu weit 
gehenden Streben in unitarifcher Richtung einen Hemmſchuh an- 
legte. Wenn biefer Hemmſchuh nicht dageweſen wäre, jo ift es 
ſehr leicht möglich, daß wir mit den Einzelregierungen in ftärferen 
Conflict gerathen wären, als es bisher der Fall geweſen — bie 
einzelnen Regierungen unter fi und das Neid in feinen unitari- 


*) ©. 7996. 
) 8. V 239 f. 
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ſchen Beftrebungen —; wir würden dann vielleicht nicht das Ver- 
trauen aller deutfchen Regierungen zu einander und zu dem Reiche 
und feiner Politif als die fiherfte und feftefte Bafis des Reiches 
heut zu Tage befigen, wenn wir biefen centralen Hemmſchuh nicht 
an unferem Staatsſchiffe gehabt hätten. 

Heiterkeit.) 

Außerdem ift das Centrum, da es vermöge feiner Mahl: 
einflüffe hauptſächlich auf die Stimmen ber ländlichen Bevölkerung 
angewiefen war, zugleih ein Mittel gemejen, die Anſprüche der 
ländlichen Bevölferung gegenüber der großftäbtifchen in manchen 
wirthſchaftlichen Fragen erfolgreich zu vertreten. Alſo Sie jehen, 
daß ich nicht undankbar fir die guten Seiten des Centrumß bin !), 

(Heiterfeit.) 
und das Bravo, das mir vorhin vieleicht ironisch 
(Zuruf aus dem Centrum: Nein!) 
gezollt wurde, verbiene. 

Ich glaube das Mißverftändniß, daß es ſich Bier um con= 
feffionelle Fragen gehandelt habe, befeitigt zu haben und damit 
aud die Befürchtungen des Herrn Abg. Gneift widerlegt zu haben, 
daß die proteftantifche Kirche von der jetzigen Vorlage irgend Etwas 
zu fürchten habe oder an die Annahme berjelben ihrerfeits Anſprüche 

- zu fnüpfen genöthigt fei, die fie vor 1871 ihrerjeits nicht auch 
ſchon gehabt habe. Sie Hat Anſprüche auf Verbefferung ihrer 
Lage damals gehabt und hat fie noch heute; aber ich möchte, daß 
fie nicht gerade die abfolute Parität und den Vergleih mit der 
katholiſchen Kirche dabei zur Grundlage nehme und fi zurüd: 
geſetzt fühle, wenn der katholiſchen Kirche irgend welche Conceffion 
gemacht wird, die Sie, wie ich glaube, mit feinem gerechten Maß- 
ſtab meſſen. Das Normaljahr, von dem Sie ausgehen, ift falſch; 
es ift mitten aus ber Kampfzeit gegriffen, etwa 1877 oder jeden 
Falls ſchon vor der erften reformirenden Novelle. 

Eine Gleichheit der beiden Kirchen im preußifchen Staate ift 
ja nad ihrer ganzen Beichaffenheit nicht möglich: fie find in- 

commenfurable Größen. Wollen Sie die volle Gleichheit haben, 


) Bgl. 8b. X 290. 306. 
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dann müffen Sie dem höchſten Oberhaupte*) der fatholifhen Kirche 
im preußifhen Staate biefelben Rechte zutheilen, wie dem höchſten 
Oberhaupte der evangelifhen Kirhe, mit anderen Worten: bie 
felben, die unfer König beſitzt. Das ift ja eine vollftändige Un— 
möglichkeit. So lange das Oberhaupt der proteftantifhen Kirche 
das volle Drittel im Antheil an unferer Gejeggebung hat und im 
abfoluten und alleinigen Befig der vollziehenden Gemalt if, mit 
anderen Worten: jo lange der König von Preußen Oberhaupt 
der evangelifchen Kirche ift, ift von einer formalen Gleichheit 
zwiſchen beiden Kirchen gar nicht zu fpredhen. 

Außerdem fteht nod im Wege, daß beide Kirchen auf ganz 
anderen Fundamenten ftehen: Die fatholiihe Kirche ift durch ihre 
Geiftlichkeit, durch den Klerus vollftändig hergeftellt und abgeſchloſſen; 
fie fünnte ohne Gemeinde beftehen, die Meſſe kann gelefen werden 
ohne Gemeinde; die Gemeinde ift ein nützliches Object der Be 
thätigung des hriftlihen Sinnes der Fatholifchen Kirche, aber fie 
ift zur Eriftenz der Kirche durchaus nicht erforderlich; in ber prote— 
ftantifchen Kirche aber ift die Gemeinde durchaus die Grundlage 
der ganzen Kirhe**); der ganze Gottesbienft ift ohne Gemeinde 
undenfbar, und die ganze proteftantijche Kirhenverfaffung beruht 
urfprüngli dem Kirchengedanfen gemäß auf der Gemeinde. Was 
heißt denn &xxAnoiz anders, als Volksverſammlung? Was Heißt 
enxmorterv? zur Volkeverfammlung reden. Ich efflefiafticire in 
diefem Augenblid im alten griehifhen Sinne bes Wortes. 

(Heiterkeit.) 

Der proteftantifhen Kirche kann damit nicht geholfen werben, 
daß ınan das Gewicht der Gemeinde in ihr vermindert und das 
Gewicht der Geiftlichkeit in ihr verftärkt; 

(Sehr wahr!) 
auch dadurch nicht, daß innerhalb der Geiftlichfeit und innerhalb 
der kirchlichen Obrigfeiten überhaupt der Schwerpunkt verſchoben 
wird; ihr kann geholfen werden durch reichlichere, beſſere Dotation, 
(Sehr wahr!) 
durch befiere Ausftattung, 


*) ©. 8008. 
**) StB.: die Grundlage, bie ganze Kirche. 


(Bravo!) 
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aber nicht durch einen gejeßgeberifhen Eingriff in ihre Ver— 
faſſung (Sehr wahr!) 


Alſo glaube ih, daß die evangeliſche Kirche von diefen Con— 
ceffionen und felbft von größeren, wenn wir fie ber katholiſchen 
Kirche zu machen genöthigt wären, in ihrer unabhängigen Ber 
deutung im preußifhen Staat Nichts zu fürchten hat. Die fatho- 
liſche*) Kirche ift im preußiſchen Staat urfprünglid im Gaſtrecht 
geweſen, und daraus ift allmählich ein Mitbefiger bes Haufes ge— 
worden, aber ber urfprüngliche Beſitzer ift immer ber preußiſche 
Staat gewefen, und eine ſolche Gleihftellung führt uns zum Nonſens. 
Ich fage das nur für diejenigen meiner Glaubensgenofjen, die das 
Wort Gleiäftellung und Benadhtheiligung der evangelifchen Kirche 
durch Bewilligung an die fatholifche Kirche im Munde führen. 

Es fommt nun noch darauf an, den Freunden der Regierung 
den Nachweis zu führen, daß mit den Conceffionen, die heute bie 
Regierung von Ihnen für die fatholifche Kirche erbittet, ein Verluft 
für den Staat, wie er 1871 vor dem Kampfe bageftanden hat, 
in feiner Weife verbunden ift. 

Wie ſchon gejagt, die Meinungsverfchiebenheit wird dadurch 
begründet, daß Sie ein anderes Normaljahr annehmen ala wir. 
Sie gehen davon aus, daß Alles, was wir**) von dem Status vor 
1877 abgebrödelt haben, (daß das)***) ſchon Conceffionen find. 
Das find meines Erachtens nur Präliminarien zum Friedens— 
abſchluß im Kampfe, der 1871 begonnen ift, und es ift nicht mög- 
Ki, in folden inneren Fragen, wo hundert und vielleicht taufend 
Köpfe, wenn man alle Parlamente zufammenzählt, int) der Ge: 
feggebung mitzuwirken haben, einen Friedenspactt}) aus einem 
Guß herzuftellen, der in zwei Tagen redigirt, unterzeihnet und 
abgeſchloſſen wird. Die heutige Vorlage bildet das Ergebniß von 
dem, was in Preußen die Regierung nad) achtjährigen Erwägungen 
und Unterhandlungen in der Sache glaubt gewähren zu können, 


*) &o ber StB.; doch muß es wohl heißen: bie evangeliſche K. 
**) ©. 800b. 
***) Zu ftreihen. 

+) St8.: bie in. 
+) St8.: Friedensact. 


21. 4. 1887. 


21. 4. 1887. 


378 IV. Preußiſcher Landtag. 15. Januar bis 14. Mai 1887. 


ohne ihre Stellung im eigenen Lande zu gefährden. Daß das in 
Form von fünf oder ſechs Novellen geſchehen ift, ift nicht unſere 
Schuld. Meine Ueberzeugung ift 1878 diefelbe geweſen wie heut; 
aber es ift nöthig, daß man aud) die Weberzeugung Anderer dafür 
gewinnt, und namentlich, daß man die Bereitwilligfeit des anderen 
Theiles gewinnt — ich will nicht fagen bes Gegners, aber des 
andern Paciscenten. Das habe ich verjucht von dem Augenblid 
ab, wo ich es für möglich hielt. Ich habe den Kampf ala folden 
mit mehr oder weniger Theilnahme, je nachdem meine Anmweien: 
beit oder der Zuftand meiner Gefundheit es erlaubte, geführt bis 
zum Jahre 1878, wo — ich glaube, es war im Februar — der 
Thronwechſel auf dem päpftlihen Stuhl eintrat. Von dem Augen: 
bli an habe ich die Hoffnung auf Frieden gehabt, und ih babe 
feine Gelegenheit verfäumt, den Frieden anzubahnen. Die Ber: 
bandlungen, bie wir darüber in Kiffingen, in Gaftein, in Wien 
geführt haben mit Mafella, Jacobini !), find ja publici juris ?). 
Es war ſchwer, zu einem definitiven Refultat zu fommen. Und 
nachdem wir jegt es endlich erreicht haben, daß wir wenigſtens 
über einen modus vivendi uns zur Zeit verftändigt haben, jo 
möchte ich doch an bie befreundeten Fractionen, an die nationalen 
Fractionen möchte ich jagen, die dringende Bitte richten, die Be: 
nugung biejes guten Moments zum Friedensihlug — oder wie 
der Herr Abg. Windthorft fih ausgedrückt hat: zur Anbahnung des 
Friedens — das find Worte, über deren Bedeutung ich hier nicht 
ftreiten will — aber zur Herftellung eines modus vivendi ben 
günftigen Moment nicht zu verfäumen und die Regierung nicht in 
die Unmöglichkeit zu fegen, ihn ihrerfeits zu benugen. Die Herren 
ſollten doch erwägen, daß eine richtige, den Moment wahrnehmende 
Politik leichter zu ftören als zu machen und durchzuführen ift; und 
id) möchte Sie bitten, fih nit dem Gedanken hinzugeben, das 
das Reſultat, welches hiermit erreicht wird, dem Bemühen eines 
dreizehn oder vierzehnjährigen Kampfes nicht entſpreche. 

Erinnern Sie fi, daß Friedrid) der Große den fiebenjährigen 
Krieg mit ſchweren gewonnenen und verlorenen Schlachten, mit 


)6©&. 0.6.8 ff. 84 f. 350. 
’) Belannt, vgl. Bd. V 885, VII 365, VIII 29, XI 175. 195, jo 6.84. 
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BVerheerung ganzer Provinzen und mit Eroberung und mit Verluft 
mancher feften Städte geführt hat und nad) fiebenjährigen Schlachten 
den Frieden auf dem status quo ante!) geſchloſſen hat. Nichts- 
beftomeniger war ber Hubertusburger Friede ein ehrenvoller, wenn 
er auch nur bie volle Abwehr des auf Preußen gerichteten An- 
griffs beftätigte. 

In unferem Kampfe ift glücklicher Weife fein Blut vergoffen, feine 
Städte find zerftört worden, es hat nur Redeſchlachten gegeben. 

(Zurufe.) 
Es iſt viel Athem verbraucht und viel Tinte vergoſſen worden; 
aber wir haben auf feine verheerten Gefilde und verlorene Pro— 
vinzen zu bliden,; und ich fage den Herren, die namentlich dem 
Papſte gegenüber fih auf das Pferd jegen: Wir haben fo lange 
gelämpft und uns geopfert und waren in Gefahr — denen jage 
ih: Was haben Sie denn für Gefahren gehabt, was haben Sie für 
Opfer gebraht?*) Sie haben große Reden gehalten und ftarfe 
Reden gehalten. 
(Zuruf: Zwei Jahre Gefängniß!) 
— Darf ich bitten, deutlicher zu reden? Nachher kommt dieje Unter: 
brechung in das Protokoll, und wenn man nicht darauf geantwortet 
hat, jo fieht es jo aus, ala ob man nicht... .**) Alfo: Zwei Jahre 
gejeflen. Das fommt ja auch vor; im fiebenjährigen Krieg haben 
Viele viel länger geſeſſen. Das ift doch nicht ein fo großes Opfer, 
daß Sie deshalb verlangen fünnen, daß der Friede der ganzen 
Nation deshalb geftört bleibt, und daß ein hoher Herr, der vor 
allen Dingen Friebensfürft if, nun deshalb, weil einer feiner An— 
hänger zwei Jahre gefeilen hat — was Jedem paffiren kann —, 
(Große Heiterkeit.) 

den Kampf fortfegt. Das zu verlangen ift eine Webertreibung, 
Die mit den Opfern, die Sie durch Fortfegung des Kampfes Ihren 
Landsleuten auferlegen, in gar feinem Verhältniß fteht. 

Alſo, ih glaube: Wir können von beiden Seiten, von ber 
proteftantifhen wie von der katholiſchen, zufrieden fein, wenn es 


*) S. 8012. 

**) Der Sat ift abgebrochen; ergänze: „hätte antworten wollen“. 

) Auf dem Befigftande vor (dem Kriege), vgl. Bd. VI 297, IX 499, 
X 303. 304. 306. 
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uns jet gelingt, zu einem modus vivendi zu gelangen, ohne da— 
mit zu behaupten, baß die Opfer, die wir von beiden Seiten ge= 
bracht haben, außer Verhältnig ftehen zu dem Refultate. Blut 
hat dieſes Refultat nicht gefoftet, nur Reden, Schriften und, wie 
ic) allerdings zu meinem Bedauern höre, Gefängnißftrafen. 

Meine Herren, wenn ich mich entſchloſſen habe, Sr. Majeftät 
dem König zur Genehmigung einer Einigung mit der Curie, wie 
fie jegt im vollen Einverftändniß vorliegt, zu rathen, fo habe ih 
das nicht gethan, ohne einen Bli in unfere Zukunft und in unſer 
eigenes Lager zu thun. Niemand von uns fann bie Zukunft voraus= 
fehen, und auch der mächtigſte Monarch und der geſchickteſte Staats: 
mann fann fie nicht beherrſchen und leiten. Es bildet die ge— 
ſchichtliche Entwidelung unferes Landes einen zu gewaltigen und 
zu breiten Strom, ale daß ein Einzelner und felbft der Herrſcher 
des Landes ihn vorher beftimmen fann. Die ganze Weltgeſchichte 
läßt fi überhaupt nicht machen; auf ihrem Strom fann man ein 
Staatsfhiff fteuern, wenn man forgfältig auf den Compaß ber 
salus publica !) blickt und diefe richtig zu beurtheilen weiß. Wenn 
Sie nun zu mir das Zutrauen haben, daß ich nad} fünfundzwanzig: 
jähriger Probezeit in diefen Gewerbe des Steuerns einige Er- 
fahrung und Einfiht gewonnen habe, dann bitte ih: Bethätigen 
Sie diejes Zutrauen dadurh, daß Sie einftimmig ohne Amenbe= 
ments — wenn ih „einftimmig” fage, fo nehme id) immer den 
Herrn Abg. Richter aus — 

(Große Heiterkeit.) 

die Vorlage, wie fie aus dem Herrenhaus gekommen ift, annehmen. 

Wenn Sie das Vertrauen zu mir nit haben, daß ich dies 
leiften könnte, daß mein Blick der richtige gemwejen wäre, wenn ich 
Ihnen rathe, jo vorzugehen, — wenn mich meine Freunde bei bem 
Buftandebringen, bei dem Abſchluß dieſes langen mühfamen Werkes 
wirklich im Stiche laſſen follten — was ich nicht hoffe —, fo wird 
es mir aud) unmöglich fein, an einem Staatsweien, das mir ſolche 
Erfahrungen bietet, ferner mitzuwirken; ich würde mid; aus dem 
preußifhen Staatsweſen vollftändig herausziehen müflen und nur 
noch meine Erfahrungen im auswärtigen Dienſte dem Kaifer zur 


) Des öffentlichen Wohls, vgl. Bo. VIII 328. 
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Verfügung ftelen, das heißt im Reichsdienft. Ich würde dazu 
genöthigt fein, nit aus Verſtimmung, fondern im Intereſſe meines 
eigenen politiihen Anfehens und meiner politifhen Ehre. In 
Deutſchland ift es ja möglich, daß bie beiten Freunde unter*) Um 
ftänden wegen einer perfönlihen Meinungsverfchiebenheit gegen 
einander flimmen, außerhalb Deutjchlands aber wird mir das 
Niemand glauben, wenn bie mir zunächft ftehenden Freunde gegen 
die Vorlage ſtimmen, die ich mit dem Papfte verabredet habe, bie 
ich im Herrenhaufe vertreten habe, daß das gegen meine heimliche 
Billigung gefhehen ift. Deshalb fage ih: Meine politiihe Ehre 
ift dafür engagirt; ich kann an einem Staatswefen nicht länger 
Theil nehmen, welches mich in diefer Richtung compromittirt, ſchon 
deshalb, weil auf dem Vertrauen meiner politiihen Rechtlichkeit 
und Zuverläffigfeit ein weſentlicher Theil des Einfluffes beruht, 
den ih in Europa übe. Wir können ſchweren Prüfungen entgegen 
gehen in auswärtigen Kämpfen und in inneren Kämpfen gegen: 
über Umfturzparteien verfchiedener Kategorien. Mein Bebürfniß 
ift geweſen, ehe wir diefen Prüfungen ausgefegt werben, alle inneren 
Streitigkeiten von uns abzuthun, bie in der That entbehrlich für 


uns find. (Bravo! rechts.) 


Und für entbehrlich halte ich den Kirchenftreit, wenn er hiermit 
beigelegt werden fann, weshalb ich die Annahme der Vorlage 


empfehle. (Lebhaftes Bravo! rechts.) 


Graf Schwerin: Pugar gab Namens der confervativen Partei 
eine zuftimmende Erflärung ab, ſprach aber gleichzeitig die Hoffnung 
aus, daß die Staatöregierung fi den Anträgen günftiger zeigen werde, 
die aus den Reihen der Proteftanten geftellt würden, um aud der 
evangelifen Kirche eine freiere Action, eine größere Unabhängigkeit 
von ben rein politifchen Behörden und Parlamenten zu verfcäffen. 
Seinen mehr ſachlichen Ausführungen folgte eine Rebe des Abg. Bir 
How voll heftiger Invectiven gegen den Reichskanzler. Cr prote⸗ 
ftirte zunächſt gegen bie Ausbrüde „gemifjenlofe Oppofition“ und „fub: 
verfive Tendenzen“, die Jedermann auf die freifinnige Partei beziehen 
müffe. Und doch fei gerade der Fortfchrittäpartei in ber Regel die 
Aufgabe zugefallen, die Verfaffung gegen die Regierung vertheidigen 


*) ©. 801b. 
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zu müffen. Aud im Culturlampf habe feine Partei die Regierung 
unterftüßt, in der Hoffnung, zu einer allgemeinen materiellen Ordnung 
des Kirchenrechts zu gelangen, und nad ber ganzen Haltung des 
Reichskanzlers, der das ftolze Wort: „Nach Canofja gehn wir nicht!“ 
geiprohen habe, Habe man nicht annehmen fönnen, daß die Regierung 
je ihren höheren Stanbpunft verlafjen werde, um zu ſchwächlichen Con: 
ceffionen zu gelangen. Wer das Papſtthum für eine deutſche In: 
ftitution erflären fönne, nachdem er den Papſt wohl ein Dugend Mal 
einen Ausländer genannt und ala Chrift für fein Seelenheil gefürchtet 
habe, wenn der Culturfampf nicht in ber begonnenen Weiſe zu Ende 
geführt würde, ber beweiſe eine Umkehr, die mit dem Weg nad, 
Canoſſa auf derjelben Linie ftehe. Falſch fei es, anzunehmen, daß man 
vor einem Frieden mit der Kirche ftehe, wohl aber fei durch die Ne: 
gierung felbft die hierarchiſche Gewalt, vor allen Dingen das Papft: 
thum mädtig verftärft worden. Nachdem er alsdann feine Bedenken 
gegen die Einzelbeftimmungen ber Vorlage vorgebracht Hatte, tabelte 
er bie „opportuniftifhe” Diplomatie des Reichskanzlers, die große, nur 
durd) eine organiſche Gefeggebung zu ordnende Fragen mit Preisgabe 
der früher vertretenen Principien zu löſen ſuche. Diefe Methode 
der Diplomatie, auch auf die innere Politik angewendet, könne nur 
zerftörend wirken; fie muthe den Parteien zu, ihre Grundſätze auf: 
zugeben und fi den jeweiligen Anmeifungen des Neichsfanzlers zu 
fügen, der die Arbeiten des Tages in der Nacht wieder aufzutrennen 
gewohnt fei und von den Mitgliedern der Parlamente einen gleichen 
Banfelmuth fordere, darin einem Stein und Hardenberg unähnlic, 
die felbftändige und unabhängige Charaktere zu erziehen bemüht ge- 
weſen feien. Nachdem die Regierung darauf verzichtet Habe, eine 
wirflid materielle Löfung der Firchenpolitiihen Frage auf dem Grunde 
der Gleichheit aller Neligionsgefellichaften für die Dauer anzubahnen, 
und ſich daran genügen laffe, nur für eine Confeffion die Verhältnifje 
zu ordnen, könne bie freifinnige Partei nicht anders, als ruhig Alles 
über ſich ergehen zu lafjen und die Verantwortung für alle Conflicte, 
die in Zufunft aus dieſem Stück- und Flickwerk hervorgehen würden, 
der Regierung und ihren Freunden zuzuweiſen. Fürft Bismard er: 
wiberte*): 

Der Herr Abgeordnete hat eine Frage zur Sprache gebracht, 
von ber ich bisher nicht glaubte, daß fie intereffirt, das ift mein 
perſönliches Seelenheil. (Heiterteit.) 


Er hat angeführt, ich hätte bei irgend einer Gelegenheit er- 
klärt, daß dafjelbe abhängig fei von der Annahme oder Ablehnung 


*) StB. 807b. 
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irgend eines Geſetzes). Nun, auf eine fo unfichere Bafis, wie 
eine Majoritätsabftimmung über ein Geſetz ift, möchte ich doch 
nicht gern mein zufünftiges Seelenheil jegen. Ich glaube, er irrt 
ſich darin; ich werde wahrſcheinlich gefagt haben, daß ich an meiner 
Seele Schaden leiden könnte, wenn ich meine Schuldigfeit im Dienft 
nicht thäte, oder wenn ich meine religiöfen Weberzeugungen*) ver- 
leugnete, indem ich fie anderen Rüdfichten unterordnete. Aber ih 
glaube, der Herr Vorredner wird beiler thun, die Sorge für diefen 
Gegenftand mir ausfchließlic zu überlafien und fi nicht weiter 
um mein Seelenheil zu befümmern. 

Der Herr Vorrebner hat außerdem mein ganzes politifches 
Verhalten und meine Perfönlichkeit einer Kritif unterzogen, an 
die ih nun feit einigen zwanzig Jahren bei ihm gewöhnt bin. 
Er hat mir fehon zur Zeit der dänijchen Frage, zu Beiten der 
öiterreihifchen Händel, des franzöfifchen Krieges immer nur eine 
mäßige Dofis von politifhem Urtheil und Vorausſicht zugetraut; 
ja, er hat ſich fehr hart über meine Befähigung zur Auswärtigen 
Politik ausgeſprochen. Da er in feinem Lehramte gewohnt ift, 
Genfuren ohne Widerſpruch zu ertheilen, fo will auch ich ohne 
Widerſpruch die Cenfur entgegennehmen, 

(Bravo! rechts.) 
daß ich meinen Mangel an Befähigung für größere politifche 
Fragen in einer für be Herrn Vorredner überzeugenden Weije 
bewährt habe. 

Der Herr Vorredner hat mir, wie fo oft und fo Mancher, 
namentlich aus jeiner Partei, Mangel an Confequenz vorgeworfen ?). 


*) ©. 8082. 

) Ag. Birhom: „Wenn id zugeftehen will, daß der Herr Minifter- 
präftbent nicht nach Canofja gegangen ift, fo muß ich doch fagen, ba bie Um- 
tehr, bie er jegt dieſer Erflärung gegeben hat, indem er das Papftthum für 
eine deutſche Inftitution ertlärt, mit dem Wege nad) Canofja nahezu auf ber= 
jelben Linie fteht. Das hätte fih wohl Niemand träumen Iaffen, als der dar 
malige Minifterpräfident im Herrenhaufe die berühmte Rebe hielt, in melder 
er fih als Chriſt für verpflichtet erachtete, für biefe Gejeggebung einzutreten, 
und feine perſönliche Ueberzeugung, fein Seelenheil fogar für gefährdet er= 
achtete, wenn biefe Dinge nicht in ber begonnenen Weiſe zu Ende gebradt 
werben würden“ (StB. 804b). Die Aeußerung Bismards, auf bie ber Abg. 
Birhom Bezug nimmt, ſ. 3b. VI 268. 

) Abg. Virchow: „Ich halte einen Opportunismus, wie ihn ber Herr 
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Ja, Confequenz für einen Politiker, für einen Staatsmann ift um 
ſo leiter, je weniger politiihe Gedanken er hat. Wenn er nur 
einen hat, ift es Kinderfpiel, und wenn er ben immer wieber 
vorbringt, fo ift er der Confequentefte. 

(Heiterkeit. Bravo! rechts.) 

Semand, der die Situationen und die Fragen, mit benen er 
ſich zu beihäftigen hat, an jedem Tage, in jedem Jahre wieder: 
holt wechfeln ſieht, kann unmöglich unter verſchiedenen Umftänden 
immer bafjelbe thun. 

Wenn ih in der heftigften Phaſe dieſes kirchlichen Kampfes 
Worte gebraucht habe, die hart und ſchneidend waren, jo waren 
das eben doch nur rhetoriiche Kämpfe, auf bie es beim Friedens 
ſchluß eben jo wenig ankommt, wie auf die Ranonenfugeln, die die 
Armeen unter einander ausgetaufcht haben, und diefe Rebefämpfe 
find doch noch ziemlich unſchuldig. 

Daß ich damals den Papft ala Ausländer bezeichnet Habe, 
ift ja in gewiffem Sinne möglich). Wenn der Herr Vorrebner 
mir aufmerffam zugehört hätte, fo würbe er jehen, daß ih auch 
jegt noch als Proteftant den Papft nicht als Inländer bezeichne, 
daß aber für den Katholiken die päpſtliche Inftitution — der Papft 
kann ja im Auslande geboren fein, ebenjo wie der König von 
Rumänien, der doch ein Rumäne ift, obwohl er im Auslande ge: 
boren ift, — daß für den deutichen Katholifen die Inftitution eine 


rReichskanzler nach außen treibt, auf bie Dauer für vollkommen zerftörenb, weil 
er den verſchiedenen Parteien zumuthet, daß fie ihre Grundfäge aufgeben und 
fig) feinen jeweiligen Anmeifungen fügen folen. Man mag ben Herrn Reichs⸗ 
Tanzler mit fo großer Achtung wie immer betrachten — aber er follte doch jo 
viel dem deutſchen Gemüthe, dem deutſchen Geift auch zugeitehen, daß ein 
politifher Mann, der auf Ehre und Anftand Hält, nit in jevem Augenblid 
von feinen Principien abmeihen und den Anmeifungen der Regierung nad 
tommen Tann“ (StB. 806 b/807 a). 

1) Abg. VirKomw: „Der Herr Reichskanzler geht jept fo weit, daß er 
nit mehr anerlennen will, daß ber Papft ein Ausländer ift. Aber er jelbit 
Hat ihm menigftens ein Dugend Mal in ben Berhanblungen dieſes und des 
anderen Haufes al3 folden bezeichnet, er hat ganz jpeciell motivirt in früheren 
‚Beiten, daß bie Kirde, an deren Spige ein ſoiches gemaltiges Oberhaupt ftehe, 
und nod dazu ein Ausländer, eine ganz andere Beurtheilung nerbiene 
als eine gewöhnliche Kirche bei und. Sept ift er mit feinem Dpportunismus 
ſchon fo weit gefommen, daß er dieſen Ausländer für einen Inländer hält“ 
(StB. 807a). 
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deutſche if. Der Herr Vorrebner ift doch vermöge feiner wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Bildung mit der kirchlichen Auffaſſung fo vertraut, daß 
er mir das zugeben muß. Im Uebrigen, wenn er e8 nicht glaubt, 
verweife id ihn an die Herren vom Centrum, die werden ihm 
tar machen, ob der Papft, die päpftlihe Inftitution, die Curie 
eine ausſchließlich ausländifche oder eine dem Inlande zugehörige 


Inſtitution iſ. GEehr richtig! im Centrum.) 


Der Herr Vorrebner hat mir Stein als Mufter vorgehalten, 
der hätte Widerſpruch ertragen können‘). Meine Herren, Stein 
hatte fein Parlament; (Heiterteit.) 


der Widerfprud, den er ertragen hat, das war höchſtens der eines 
vortragenden Raths, der ja mitunter eine beffere Einficht hat von 
einer Sade als fein Chef, auf deſſen Anträge fein Chef mitunter 
aud eingeht. Aber nah dem, was*) ich von dem Charakter dieſes 
Herrn, den ber Herr Abgeordnete als meinen Vorgänger bezeichnet 
hat, weiß, möchte ich doch glauben, fo leicht zu nehmen war er 


auch nicht beiterkeit.) 


Ich glaube nicht, daß der Herr Vorredner Stein gegenüber mit 
einer ſo ruhigen Erwiderung abgekommen wäre, das wird er ſelbſt 
kaum zu behaupten wagen, wenn er Steins Geſchichte und Charakter 
einiger Maßen ſtudirt hat. Ich glaube, daß ich neben dem ein gut⸗ 
müthiger und verföhnliher Minifter zu nennen bin. 

(Heiterfeit.) 

Der Herr Vorredner hat mir ferner auch — und das ift mir 
nit neu, das habe ih ſchon mehrfach zu verzeichnen gehabt — 
das Gewerbe der Penelope vorgeworfen, daß ich das Gewebe, das 
ich bei Tage machte, über Nacht wieder auflöfte”). Nun, ganz 


*) ©. 808b. 

ij Abg. Birhom: „Der Herr Neihälanzler mag mir verzeihen, wenn 
ich daran erinnere, daß feine großen Vorgänger, die Stein und Hardenberg, 
‚eine andere Gefinnung zu erziehen bemüht waren; fie waren der Meinung, ber 
Staat brauche felbftändige und unabhängige Charaktere" (StB. 807a). 

) Ag. Virch ow: „Der Herr Reichslanzler ift ja gewohnt, bie Arbeiten, 
wenn ich fo fagen foll, des Tages in ber Nacht wieder aufzutrennen. Ihm 
Zommt es nicht darauf an, eine ſolche Gefeggebung wie bie eigeieanebung 

Biomards polttiihe Reden. XII. 


21. 4. 1887. 


21. 4. 1887. 


386 IV. Preußiſcher Landtag. 15. Januar bis 14. Mai 1887. 


fo ſchnell geht es doch wohl nicht; aber er geht dabei wieder von 
dem Irrthum aus, ben ich glaubte vorher widerlegt zu haben, daß 
ich jemals die Maigefege als eine definitive, dauernde Inftitution 
für uns betrachtet hätte. Ich habe das vorhin, glaube ich, nad 
gewiefen !), daß ich jeder Zeit — und wenn der Herr Vorredner 
mir aufmerkſam zugehört hätte, oder wenn er fi) nur unferer 
parlamentarifhen Debatten erinnerte, jo müßte meine Darlegung 
ihn überzeugt haben — daß ich fie jeder Zeit als Kampfgeſetze 
betrachtet habe, als Mittel eines Kampfes, durch den ich den 
Frieden mit einem frieblihen Papft zu fchließen mich beftrebte, 
nit ganz in berfelben Kategorie, aber doch in einer ähnlichen, 
wie etwa die Socialiftengefege ein Kampfmittel gegen die Angriffe 
bilden, welche die Socialdemokratie gegen Staat und Reich richtet. 
Bisher hat weder ber Herr Abgeordnete noch irgend ein anderer 
Reichspolitiker diefe letzteren Gefege als eine dauernde Snftitution 
betrachtet, und wenn der Herr Vorredner nochmals in die Lage 
käme, im Reichötage wiederum über“) die Beibehaltung der Socia= 
liftengefege feine Meinung zu äußern, und ich flimmte der Auf: 
hebung dieſer Gefee zu, würde er mir dann vorwerfen, daß ih 
das Gewerbe der Penelope betriebe und das mühſam hergeftellte 
Gewebe muthwillig auflöfte und verlangte, man folle mir barin 
folgen? Das wäre gerade fo gerecht oder ungerecht wie der jegige 
Vorwurf, daß ich ein Rampfgefeg, nachdem der Zwed des Kampfes, 
nämlich der Friede, annähernd erreicht ift, nicht mehr fefthalten 
wollte. Indeſſen ich bin ja an Ungereditigfeiten gewöhnt in ber 
Behandlung von Seiten des Herrn Vorredners wenigftens feit 
einem Vierteljahrhundert, nicht an Gerechtigkeit und Wohlwollen. 

Der Herr Vorrebner hat mir aud) wieder wie der Herr Abg. 
Richter vorgeworfen, daß ich Politif nach meinen Anfichten**) 
triebe, und daß ich fuchte, durch alle parlamentarifh erlaubten 
Mittel mir die Majorität zu gewinnen. Ja, ich habe ſchon vor- 


durch ein Decennium hindurch zu entwideln und dann zu fagen: Ich habe dies 
bloß zu Kampfzwecken gemacht; ic) werbe es jet wieder abwideln, ich will jegt 
wieber etwas Anderes machen“ (StB. 807). 

*) StB.: um. 

*) StB.: Afihten. 

) S. 0. ©. 344 ff. 
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ber gefagt: Verlangen Sie etwa von mir die Kinderei, daß ih 
gegen meine eigene Anficht, daß ich nad) ben Anfichten des Herrn 
Abg. Dr. Virchow Politik treibe, wenn ich überzeugt bin: fie find 
fehlerhaft, nachdem ich mich Jahrzehnte hindurch überzeugt habe, 
daß feine Beurtheilung und feine Vorherfagungen in der großen 
Politik immer unrichtig geweſen find ?'). 
(Heiterkeit und Bravo! rechts.) 

Wie foll ih alfo da feiner Meinung und jeinen Wünfchen meine 
beffere Weberzeugung unterordnen? Da würde id wirklich mein 
Seelenheil gefährden. (Heiterkeit rechts.) 


Ich kann die Politik nur nach meiner Ueberzeugung machen, 
aber — ih will feinen harten Ausbrud gebrauden, aber er*) 
ſchwebt mir auf der Zunge — es ift für erwachſene Leute nicht 
angebracht, ſich gegenfeitig vorzumerfen, daß fie nach ihrer Heber- 
zeugung hanbelten. 

Wenn der Herr Abgeordnete nun mit bem ihm eigenen Scharf- 
blid in die Zufunft vorausficht, daß hieraus neue Verwirrungen 
und Verwidelungen hervorgerufen würden, fo würbe id} das leb⸗ 
haft bedauern, aber id) würde eben fo lebhaft bemüht fein, fie 
mwieberum beizulegen, wie ich dies zu thun jet bemüht bin. 

Der Herr Abgeordnete hat dann die Begriffe „Parität“ und 
„Gleichheit” in einer Weife verwechfelt, die ich bloß ftreifen will, 
ohne fie weiter zu wiberlegen *). Parität erftreben wir allerdings, 
das heißt, daß die verjchiedenen Bekenntniſſe in den politiſchen 
Rechten, die Jemand auszuüben hat, feinen Unterfchied machen, 
aber Gleichheit in der ſtaatsrechtlichen Situation beider Kirchen, — 
daß die nicht möglich ift zu erftreben, glaube ich vorhin ohne 
Widerſpruch conftatirt zu haben 9). 

Der Herr Abgeorbnete hat ferner die Frage aufgeworfen, 
warum wir Conceffionen in Bezug auf die Orden machen und auf 


*) ©. 8098. 

') Bel. 8b. III 88. 91. 368, IX 427. 

?) Abg. Virchow: „(Der Herr Reichskanzler) jagte (heute) erſtens: Ich 
als Binifter muß der Parität dienen. Dann aber erlärte er: Die Parität ift 
unmöglid“ (StB. 806 a). 

s. 0. ©. 377. 
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andere Dinge). Ya, ih möchte ihn bitten, fi danach beim Cen— 
trum und den Katholifen zu erkundigen, oder vielleicht wird auch 
fein politifcher Freund, der Abg. Richter, hinreichend informirt fein, 
um darüber Ausfunft zu geben, warum die Katholifen das ver: 
langen. Das ift ihre Sache, ihre Glaubensfadhe; fie glauben der 
Orden zu bebürfen, fie glauben anderer Conceffionen zu bedürfen — 
gut, ich habe nicht danach zu fragen, ob ich ihren Glauben theile 
ober für berechtigt halte. Mein Beſtreben ift in dieſen ganzen 
Verhandlungen nur das gewefen, die Friebliebenden unter unferen 
katholiſchen Mitbürgern zufrieden zu ſtellen. Wenn fie nun das 
zu ihrer Zufriedenheit Erforderliche bezeichnen, fo würde der Sache 
wenig gedient fein, wenn ich jagen wollte: „Ihr irrt Eu, das 
braucht Ihr nit.” Das Maß deffen, was die friebliebenden, ver 
ſöhnlichen Katholiken unter diefen wirklich zu gebrauchen glauben, 
das ift für mich die Grenze geweſen, bis an die zu gehen ich ge: 
neigt bin. Wenn mir Leute, an deren Patriotiemus, an beren 
Hingebung für unfere ftaatlihen Zwecke, an deren Anhänglichkeit 
an unfere Dynaftie, an deren politiſcher Einſicht ich nicht bie 
mindeften Zweifel habe, — wenn mir die fagen: Wir brauden 
dieſes nothwendig nad) unferen Glaubensartifeln, ja, dann fage 
id: Ich kann das nicht beurtheilen, aber ich concedire das, ih 
will mich bemühen, es Euch zu verſchaffen, damit Ihr zufrieden feib. 
Es gibt ja unter unfern Landsleuten folde, die ich nicht glaube 
jemals zufrieden ftelen zu können, meil überhaupt Zufriedenheit 
nicht der Zuftand ift, den fie anftreben. Aber es gibt unter den 
Katholiken, unter den Unterthanen des Königs von Preußen, Gott 
fei Dank, eine große Mehrheit, die in den Punkten, an denen, 
wie fie glaubt, ihr Seelenheil hängt, zufrieden zu ftellen ift; aber 
die Sorte Frieden, welche der Abg. Virchow für die definitive er- 
klärt?), halte id) für ganz unannehmbar, und ich glaube, er befindet 


) Ag. Virchow: „Ih Tann nit einfehen, ih finde keinen Beweis 
dafür, daß die Tatholife Kirche nicht ohne Orben beftehen Könnte” (StB. 8060). 

2) Abg. Virhom: „Wir Hatten bie Meinung, die Regierung werbe mit 
Gonfequenz die von ihr betretene Bahn fefthalten und das Wert zum Abfchluf 
bringen in einer wirklichen Friebensgejeggebung, in welcher ſämmiliche Kirchen 
unb Sircengefelfhaften im preußifcen Stante ihre Rehtöverhältniffe geordnet 
fähen“ (StB. 804b). „Wir ftehen in dem Yugenblid wieder voll zur Ber: 
fügung, mo die Regierung beabſichtigt, in materieller Weife eine Gejeggebung 
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fi) ebenjo auf der Jagd nah dem Seal, was überhaupt auf 
diefer Welt nicht zu finden ift. Der Kampf zwifchen ber Priefter- 
gewalt und der Staatägewalt, id will jagen, der Königlichen Ge: 
walt, ift uralt und älter als unfere jegigen Belenntnifje‘), und 
ber erfte Priefter, den es im Menfchengefchledht gegeben haben 
wird, wird ſchon feine Mitmenjhen darauf aufmerkſam gemacht 
haben, daß er Gott näher fteht und daher den Willen Gottes beffer 
tennt ala die Uebrigen und wahrſcheinlich auch als der König. Iſt 
der König zugleich Priefter gewefen, dann ift feine Aufgabe um 
fo bequemer geweſen. Aber fo lange Beide gefchieden find, wird 
auch der Conflict zwifchen Prieftertfum und Königthum aus ber 
menſchlichen Geſellſchaft nicht getilgt fein. Und da hat ber Herr 
Abgeordnete einer wiffenichaftlichen Utopie Ausdrud gegeben. Am 
allerwenigften ift aber diefes Ziel dadurch zu erreihen, daß*) man 
ausfchließlih mit den Staatsgejegen decretirt, womit der Katholi- 
cismus rejpective die anderen Belenntniffe für ihre dogmatifchen 
und confeffionelen Aufgaben zufrieden zu fein haben. Das er= 
fennen wir an, das Geſetz hat feine Gültigkeit, aber wenn wir es 
zwangsweife und ohne alle Rüdficht auf die Wünfche der Be: 
theiligten durchführen wollen, jo find wir fehließlich zu einem ge— 
waltthätigen Verfahren dauernd genöthigt und ſchaffen den Conflict 
als dauernde Inftitution. Wenn man dem gegenüber den Abfolus 
tismus eines tepublicanifchen Convents und die Guillotine ftellt, 
fo fann man das eine Zeit lang halten, aber, wie Frankreich ge: 
zeigt hat, auf die Dauer nicht. Ich wenigftens muß dem Verſuch, 
unfere katholiſchen Landsleute gegen ihren Willen dauernd zu ver= 
gewaltigen, meine Mitwirkung verfagen. 
(Bravo! im Centrum.) 

Ih kann, wenn ic den Staat für angegriffen halte, defenfiv 
um fo fchärfer mich auf einen Kampf einlaffen, je fchärfer und 
ungerechter die Waffen find, mit denen der Angriff gemacht wird. 
Aber einen Theil unferer Landsleute ihres Belenntniffes wegen 


über bie Kirchengeſellſchaften und die beftehenden Kirchen eintreten zu laffen. 
Wir find aber nicht der Meinung, daß mit diefem Stüdwert, diefem Flickwerk 
«u. ber ſchwere Conflict, in dem wir geftanden haben, befeitigt ift und geheilt 
werben kann! (St®. 807b). 

*) ©. 8096. 

ij S. 0. ©. 82. 118. 
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dauernd zu vergewaltigen, das ift ein Ziel, nach dem ih noch nie- 
mals geſtrebt Habe. (edbhofter Beifall.) 


Nah einer Ausfprahe des Abg. v. Gerlach zu Gunften der 
Vorlage wurde die Fortfegung ber Debatte auf die 


38. $Sißung des Kauſes der Abgeordneten 
Freitag 22. April 1887 


vertagt. Was in der 37. Sigung nur andeutungsmeife berührt worden 
war, der Wunſch der Proteftanten nad einer Erweiterung der Rechte 
der evangelifhen Kirche als Aequivalent für das höhere Maß von 
Freiheit, das die Regierung durch Aufhebung der Maigefege der fatho: 
liſchen Kirche in Preußen zu gewähren im Begriffe ftand, das trat in 
diefer Sigung in den Vordergrund. 

Schon im Jahre 1886, al die vierte kirchenpolitiſche Novelle im 
Herrenhaus zur Berathung gelangte, hatte Herr v. Kleiſt-Retzo w 
dort am 10. Juni den Antrag geftellt: 

Das Herrenhaus wolle beſchließen: 
an die Königliche Staatöregierung den Antrag zu richten, 
das Geeignete wahrzunehmen, daß bei Wiedergemährung größerer 

Freiheit und Selbftändigfeit an die römiſch-katholiſche Kirche auch 

der evangelifchen Kirche ein entfprechend größeres Maf von Frei: 

beit und Selbftänbigfeit und reichlihere Mittel zur Befriedigung 

der kirchlichen Bebürfnifje gewährt werben, 
und, trogdem daß die Regierung fich abfichtlih von der Verhandlung 
dieſes ihr im gegenwärtigen Augenblid beſonders unbequemen Antrags 
fern hielt, am 30. Juni, dem legten Tage der Seffion, eine Majorität 
dafür gewonnen. Den gleihen Antrag hatte am 15. Mai 1886 ber 
Abg. Frhr. v. Hammerftein im Abgeordnetenhaus geftellt, doch war 
er in dieſem nicht zur Verhandlung gelommen. 

In welchem Maße man auf evangelifcher Seite Freiheit und Selb: 
ftändigfeit von ftaatlihem Einfluß und Mittel zur Befriedigung Fird: 
licher Bebürfniffe beanfpruchte, das lehrten bie beiden Anträge, bie 
Herr v. Kleift:Regom am 9. März 1887 in Confequenz ded im 
Vorjahre gefaßten Beſchluſſes im Herrenhaufe einbradte: 

I 
Das Herrenhaus wolle beſchließen: 

nacjftehendem Gefegentwurf feine Zuftimmung zu geben: 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 2c., 
verorbnen, mit Buftimmung beiber Häufer des Landtags ber 
Monarchie, was folgt: 
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Art. 1. 22. 4. 1887. 


Die Gefege vom 25. Mai 1874 und vom 3. Juni 1876 
werben dahin abgeändert, daß bie auf firchengefeglihem Wege 
zu Stande gefommenen Abänderungen ber in Ausführung der 
Kirchengemeinde: und Synodalordnung vom 10. September 1873 
und ber Generalfynobalordnung vom 20. Januar 1876 ge: 
bildeten kirchlichen Organe und ber ihnen beigelegten Berechti: 
gungen — ſoweit fie mit feinem fonftigen Staatögefege in Wider: 
ſpruch ftehen, fortan zu ihrer Rechtsgültigkeit der Genehmigung 
durch die Staatögefeggebung nicht bebürfen. 


Art, 2. 


Der Abſatz 2 des Art. 13 des Geſetzes vom 3. Juni 1876 
erhält nachſtehende Faſſung: 

Bevor ein von der Provinzialſynode oder von der 
Generalſynode beſchloſſenes Geſetz dem Könige zur 
lirchenrechtlichen Genehmigung vorgelegt wird, iſt die 
Erklärung des Miniſters der geiſtlichen Angelegenheiten 
darüber herbeizuführen, ob es mit einem Staatsgeſetze 
in Widerſpruch fteht. 

Art. 3. 
Der Abſatz 3 des Art. 21 des Geſetzes vom 3. Juni 1876 
wird aufgehoben. 
Art. 4. 
Die Nr. 7 des Art. 23 des Geſetzes vom 3. Juni 1876 
erhält folgende Faſſung: 

Ein Einſpruchsrecht gegen bie zur Belegung der 

Tirchenrechtlichen Aemter vorgefchlagenen Perfonen. 
Art. 5. 
Der Art. 16 des Geſetzes vom 3. Juni 1876 wird aufs 
gehoben. 
Der Abfag 1 des Art. 15 dafelbft erhält nachſtehende 


Safung: 

Kirchengeſetze, durch welche neue Ausgaben zu landes⸗ 
lirchlichen Zwecken bewilligt werben, und die endgültige 
Vereinbarung zwiſchen der Generalſynode und der Kirchen: 
regierung über die Vertheilung der Umlage auf die Pro: 
vinzen bebürfen der Zuftimmung des Staatöminifteriums. 
Dafjelbe gilt, wenn Kirdengefege eine Belaftung der 
Gemeinden zu Gemeindezweden anorbnen oder zur 
Folge haben. 

Der Äbſatz 2 des Art. 15 daſelbſt wird aufgehoben. 
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22. 4. 1887. I. 
Das Herrenhaus wolle befäließen: 
nachſtehenden Antrag an die Königliche Staatsregierung zu richten: 
Die Königliche Staatsregierung wird erſucht, dem naͤchſten 
Landtage einen Gefegentwurf vorzulegen, durch welchen 
A. ber evangeliihen Landeskirche in den älteren Provinzen 
I. zur Begründung neuer Parochien, entiprechend der 
Zunahme der Bevölkerung, namentlih in ben 
größeren Stäbten, zunächſt auf fünfzehn Jahre jähr: 
lid, 300000 Matt, 
II. zur Herftellung von Firhli—hen Seminaren und zur 
Einführung von Vicariaten jährlich 225000 Mark, 
. zur Beihülfe für Ablöfung der Stolgebühren jährlich 
750000 Mark, 

. für die Vebürfniffe der Ausübung des Kirchen: 

regiments jährlih 1030000 Mark, 

V. zur dauernd gefiherten Gewährung eines ent: 
ſprechenden Einkommens der Geiftlihen, zu ihrer 
Unterftügung und nad ihrem Tode zur Unter: 
ftügung ihrer Angehörigen, fowie für fonftige kirch- 
liche Bebürfniffe jährlih 4870000 Mark 

zur Dispofition geftellt werben, 
wogegen bie in dem Etat des Minifteriums für die geift: 

lien 2c. Angelegenheiten Capitel 124 Titel 18, Capitel 111, 

112, 113, 124 Titel 5, 9, 11 angeſetzten Bewilligungen, fo: 

weit fie der evangelifchen Landeskirche in ben älteren Pro: 

vinzen zu Gute kommen, fortfallen; 

B. durch welchen, foweit dazu ein Bedürfniß vorhanden ift, 
entfprechende Leiftungen in verhältnigmäßigen Beträgen 
auch für die evangelifen Kirchen in den feit 1866 mit 
Preußen vereinigten Landestheilen und für bie römiſch⸗ 
katholiſche Kirche zur Dispofition geftellt werben; 

©. durch melden nah Fortfal des Vermerks zum Titel 4 
Capitel 124 des Etat3 für dad Minifterium ber geiſt⸗ 
lichen 2c. Angelegenheiten zunächft auf fünfzehn Jahre, 
der dort erwähnte Fonds auch zur Uebernahme von jähr- 
lich drei neuen PBatronaten mit ihren Verpflichtungen von 
Seiten Sr. Majeftät des Königs rüdfihtlih der evan- 
gelifhen Landeskirchen und der römiſch-katholiſchen Kirche 
in dem Verhältnifje verwendbar ift, daß für bie Weber: 
nahme von zwei evangeliſchen Patronaten die Uebernahme 
je eines römifch-Tatholifchen beanfprucht werden kann. 


=] 


E) 
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Das Herrenhaus befchäftigte fih mit dieſen Anträgen in erfter 22. 4. 1887. 
Leſung am 18. März und beichloß, fie einer Commiffion zur Berathung . 
zu überweifen. Im Abgeordnetenhaus war die Erneuerung des Antrags 
v. Hammerftein zu erwarten. Um die weitgehenden Hoffnungen einer 
ertremen proteſtantiſchen Richtung herabzuftimmen, aus beren Mitte 
diefe Anträge hervorgingen, während weite Kreife ber proteftantifchen 
Bevölkerung auf diefe hierarchiſchen Beftrebungen mit Miftrauen blidten, 
hatte Fürft Bismard ſchon in den beiden Reben vom 21. April auf 
die Ungleichheit der inneren und äußeren Verhältniſſe beider Kirchen 
aufmerffam gemacht, andererſeits aber auch anerkannt, daß die evan- 
gelifche Kirche eine reichlichere Dotirung vom Staate zu erwarten berechtigt 
fei. Der Abg. v. Hammerftein, der am 22. April nad dem Abg. 
v. Eynern zum Worte kam, fah darin ein werthvolles Zugeftänbniß, 
befämpfte aber um fo lebhafter bie fonftigen Neußerungen des Fürften 
Bismard über die Stellung der evangelifhen Kirche im preußifchen 
Staate, die bemiefen, daß er für Die objective Bedeutung ber kirchlichen 
Inſtitutionen nit dasjenige Maß von innerem Verſtändniß befige, mie 
er e3 für Die Bedeutung des fubjectiven Chriftenthums jeder Zeit an 
den Tag gelegt habe. Er forderte für die evangelifhe Kirche, damit 
fie ihren objectiven Aufgaben entfprechen könne, eine Ermeiterung ihrer 
verfafjungsmäßigen Rechte. Denn wenn die evangeliiche Kirche aud) die 
Magd fein folle, fo dürfe fie dod nur Chrifti Magd und nicht die Magd 
Jedermanns oder ber katholiſchen Kirche fein. Cine abfolute Parität for: 
dere fie nicht, aber die Anerfennung des Hohenzollernfchen Suum cuique, 
aus dem die Maigefeßgebung ein Idem cuique gemacht habe. Indem 
die Regierung jet das Syftem der Firchenpolitiihen Geſetzgebung ein- 
feitig zu Gunften der Tatholifchen Kirche ändere, ein Bünbniß mit dem 
Papſtthum fchließe und zugleich die Wünſche der evangelifhen Kirche 
zurüdmeife, übernehme fie jelbft die Verantwortung für den Ausgang 
des Kampfes zwiſchen Proteftantismus und Katholicismus, ber einft 
nad der Prophezeiung des Carbinal® Manning auf märkiſchem Sande 
werde ausgefochten werden. Hierauf erwiberte Fürft Bismard*): 


Ich glaube, daf die Beziehung des Staates zur enangelifchen 
Kirche, die ber Herr Vorredner hauptfählich zum Gegenftand feiner 
Betrahtung genommen hat, mit der Beilegung des Streites zwiſchen 
dem Staate und der katholiſchen Kirche in feinem nothwendigen 
Zuſammenhange fteht. Ich glaube aud nicht, daß die evangelifche 
Kirche durch die Zurüdgewährung von Rechten, welche die katho— 
liſche Kirche früher beſeſſen hat, irgendwie gefährdet und geſchädigt 
fein wird. Ich muß meinerfeits wenigftens mich weigern, in dem 


*) StB. 8278. 
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Augenblide, wo wir den Frieden mit der einen Gonfeffion fuchen, 
die Hand zu bieten, einen Culturfampf in die andere Confeffion 
zu werfen. (Sehe richtigl Unruhe.) 

Ich bin überzeugt, daß, wenn die Tendenzen, bie zuerſt in 
Form des Hammerfteinfchen Antrages, des Antrages des Herrn 
Vorredners, nachher in dem Antrage v. Kleift im Herrenhaufe 
geltend gemacht worben find, jegt zu einfchneidenden und ernſt⸗ 
haften Verhandlungen geführt hätten, — daß fie fein weiteres 
praftifches Nefultat gehabt haben würden, als die verjchiedenen 
bedauerlihen Spaltungen in der evangeliſchen Kirche von Neuem 
zu vermehren. GSehr richtigh 
Dazu wird die Regierung nicht die Hand bieten. Wenn die Re— 
gierung ſich zurückgehalten hat über dieſe Frage im Herrenhaus, 
und auch ferner ſich zurückhalten wird, ſo würde es eine große 
Ungerechtigkeit gegen uns, namentlich gegen die evangeliſchen 
Chriſten unter den Miniſtern fein, daraus auf eine Gleichgültig⸗ 
keit gegen ihre eigene Kirche und Gonfeffion fließen zu wollen. 
Die Regierung macht im Allgemeinen, wenn nicht befondere Gründe 
dagegen fprechen, es ſich zur Regel, Jnitiativanträge, die aus dem 
Schooße der parlamentariihen Verfammlungen kommen, nicht fo: 
fort durch ihre Mitarbeit halb zu Regierungsanträgen zu machen 
oder fih zum Hilfsorgan diefer Znitiativanträge herzugeben, jon- 
bern die Regierung hat fich zur Negel gemacht, die früher leider 
nit hinreichend beobachtet worden ift, abzumarten, ob und in welcher 
Art die Majorität der betheiligten Verfammlung für folde Ini⸗ 
tiativanträge Partei nimmt, und dann ihrerfeits Stellung dazu zu 
nehmen und bie Anträge zu bekämpfen oder anzunehmen oder zu 
amendiren oder Gefeßesvorfchläge darauf zu gründen. Die Re 
gierung ift nicht dazu da, als Hilfsorgan und actenmäßige Arbeits: 
fräfte zu dienen für die Velleität*), Anträge zu ftellen, die tief in 
das Staatsleben einſchneiden, und auf bie jeder Einzelne nad 
feinem Belieben fommen kann, um die Regierung vorzufpannen 
vor feinen Antrag, oder aber fie der Gleichgültigkeit gegen hohe 
Intereſſen zu beſchuldigen. 


Stw.: Velleitäten. 
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Außerdem habe*) ich gerade in der jegigen Zeit die Hoff: 
nung, daß wir zum Frieden mit ber päpftlihen Curie und in 
Folge deſſen auch mit dem größeren Theil unferer katholiſchen 
Mitbürger gelangen werden, und ih halte die jegige Zeit für ſehr 
übel gewählt für einen folhen Erisapfel. Sie haben das ſchon 
aus den Kundgebungen, die die Rebe bes Herrn Vorrebners be: 
gleiteten, gefehen, daß er weit entfernt ift, das Einverftändniß aller 
feiner evangelifhen Mitbürger für fein Auftreten zu haben. Ich 
glaube nicht, daß weder bie evangelifche Kirche noch die Mehrzahl 
ihrer Angehörigen geneigt fein kann, ihre Zuftimmung zu dem 
Friedenswerk mit dem Papfte, an dem mir arbeiten, davon ab» 
bängig zu maden, ob ber Staat feinerfeits in diefem Augenblid 
der evangeliſchen Kirche auf Koften ftaatlicher Rechte Conceffionen 
madt. Ich glaube nit, daß die evangelifhe Kirche und ihre 
Mitglieder gefonnen find, auf diefe Weile einen Kaufpreis vom 
König und vom Staat dafür zu fordern, daß fie in einer**) 
Lebensfrage des inneren Friedens der Staatsregierung zuſtimmen. 

(Sehr richtig!) 

Ich habe eine höhere Meinung von Ihnen, ich glaube, Sie 
werden am Schluß ohne Rüdfiht darauf zuftimmen. Ich würde 
es bedauern, wenn aus diefem Grunde, um vom Staate in diefem 
Momente Rechte zu erpreffen, möchte ich jagen, der Beiftand irgend 
eines evangeliihen Mitbürgers uns bei unferen Bemühungen, zum 
Frieden mit unferen fatholifhen Mitbürgern zu gelangen, entgehen 
follte. Wenn der Herr Vorrebner hervorgehoben, daß ich geftern 
gefagt hätte, wenn friedliebende Katholiten ihrerfeits jagen, daß 
für ihr religiöfes Bebürfniß diefe oder jene Conceffion nothwendig 
ift — und id habe nicht Hinzuzufegen brauchen, daß ich dabei 
überzeugt bin, daß der Staat in feine Gefahr geräth durch biefe 
Conceffionen —, jo wäre das für mic) allein ein hinreichender 
Grund, dieſe Conceffion zu maden‘). In ähnlihem Verhältniß 


*) &tB.: hatte. 

*) 6. 827b. 

») Ag. v. Hammerftein: „Der Herr Reichskanzler Hat uns geftern 
gefagt: Wenn mir Männer, an deren Patriotismus ih nicht zweifeln kann ..., 
erflären, daß fie Dad und Das für ihren Glauben und ihre Kirche nöthig 
haben, dann habe ic; feinen Grund, es ihnen zu verweigern. Nun, dem Herren 
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ftehe ich eines Falls zur evangeliſchen Kirche. Ich bin ein evan- 
gelifcher Chrift eben fo gut wie der Herr Vorredner und werde 
ihm und feiner eigenthümlihen Auffaffung nit meinerjeits das 
sacrificium intellectus ') maden. 

(Sehr gut!) 

Ih habe in Bezug auf die evangelifhe Confeffion meine 
eigene Weberzeugung und Meinung und bin in meinem Glauben 
daran Gott und den Menſchen gegenüber ſtark und feft genug 
begründet, um mid) durch dieſe Angriffe nit darin erfhüttern 


zu laſſen. (Lebhaftes Bravo!) 


Aber ih kann nur als evangelifcher Staatsangehöriger meiner 
Meberzeugung Ausdrud geben; von den Herzens: und Seelenbedürf: 
niffen eines katholiſchen Mitbürgers aber kann ih mir nicht in 
der Art eine fo genaue Vorftellung maden von der Nothwendig- 
keit der Gonceffionen, deren feine Kirche bedarf, daß ich nicht 
meine Meinung der feinigen unterorbnen könnte. Meinen evan- 
gelifhen Glaubensgenoffen gegenüber — und jelbft wenn fie einen 
höheren Ruf und Stufe ber Gottesgelahrtheit haben follten, wie 
der Herr Vorredner, — 

(Große Heiterkeit.) 
denen würde id) meine Weberzeugung nicht opfern. 

Ich kann nur wiederholt die Verfiherung abgeben, daß die 
Königliche Regierung ihrerfeitS den von ihr anerfannten Bebürf- 
niffen, ja Nothftänden der evangelifchen Kirche ihrerfeits freimillig*) 
entgegen fommt, und, wie die Herren aus unferen Bubgetverhält- 
niffen erfehen können, auf dem Punkte der nothwendigen finan- 
ciellen Unterftügung aud in den legten Jahren reichlich entgegen 
gekommen ift. Wenn id fage reihlich, fo meine ih, reichlich 


Fürften Reichslangler wird ed nicht unbekannt fein, daß in der Iekten General- 
fgnode Männer genug, die im Staatöbienfte ergraut, und Männer genug, beren 
Vorfahren und Angehörige, fo lange die Hohenzollern Preußen und bie Mark 
deherrfchen, auf allen Schlachtfelvern für fie gefochten und geblutet haben und 
an beren Patriotismus wohl nicht zu zweifeln ift, ... den Wunfch ausgeſprochen 
Haben, es möge das verfafjungsmäßige Recht ber Kirche dem Staate gegenüber 
erweitert werben” (StB. 824b). 

*) Richtiger ift vielleicht zu lefen: bereitwillig. 

6.0. ©. 344. 


Die Anträge ein Mißtrauendvotum gegen die Regierung. 397 


in Bezug auf die Summen, bie aufgewandt find, aber nicht reich⸗ 
lich in Bezug auf das Bebürfniß. Ich glaube, daß das Be— 
dürfniß noch erheblihere Zufhüfle von Seiten des Staates fordern 
wird; und wenn bie Herren nur dazu mithelfen wollen, im Staat 
und Reich neue Einnahmequellen zu fchaffen, fo wird das im 
weiteren Maße möglich fein. Ich gehe fogar weiter. Wenn zu 
dem äußeren Anfehen gegenüber demjenigen, deſſen ſich die katho— 
liſche Geiftlichkeit erfreut, irgend Etwas ber evangelifhen Geift- 
lichkeit von Nuten fein fann nach ihrer Ueberzeugung, um ihre 
Stellung gegenüber ihren katholiſchen Collegen — ic finde den 
richtigen Ausdrud im Augenblid nicht —, um ihr Anfehen zu 
heben und die Bedeutung, melde König und Staat auf ihre 
Stellung legen, um die auch äußerlich anders zu kennzeichnen, fo 
habe ich auch dagegen Nichts einzuwenden. Nur möchte ich ab- 
tathen, dergleichen Znitiativanträge, die von einzelnen*) Partei 
richtungen — id möchte jagen, von kleinen Brüchen von Frac— 
tionen ausgehen —, in Momenten einzubringen, mo gerade für die 
Regierung und für die Zufunft des Reiches eine Geſchloſſenheit 
aller” ihrer Freunde und aller Derer, bie fie ftügen wollen, noth- 
wendig ift — folde Momente zu wählen, um dadurch unferen 
inneren Frieden zu ftören. 

Ich möchte die Herren bitten, und ich hoffe auch, daß bie 
Bitte bei der Mehrzahl der Freunde der Regierung von Erfolg 
fein wird, daß fie etwas mehr Vertrauen haben, als aus der 
Rede des Herrn Vorredners ſprach, aud) zu dem Schuße, den der 
König als summus episcopus!) und Monarch des Landes ber 
evangelifchen Kirche jeder Zeit gewähren wird, und auch zur För— 
derung — nicht bloß zum Schuge. 

Aber vor Allem bitte ich, diefe ganz heterogenen Fragen aus 
einander zu halten, die Frage bes Friedensſchluſſes, in dem wir 
in diefem Augenblid begriffen find, um einen modus vivendi mit 
der römifhen Curie zu finden, und die Frage, wie ber Staat zur 
evangelifhen Kirche fteht. Tarüber habe ich mich überhaupt nicht 
zu äußern — ic) bin fein Dogmatifer —, bie Stellungnahme dazu 


*) ©. 8288. 
1) Oberfter Biſchof. 
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ift nicht eine Sache, bie im Zufammenhang ftände mit der aus: 
wärtigen Politit. Ta bin id genöthigt, die Sache meinem ver: 
ehrten Gollegen, dem Herrn Eultusminifter, zu überlaffen. 
(Bravo!) ‚ 
Nachdem hierauf ber Abg. Pfaff ſich fomohl gegen die Vorlage, 
als gegen die Tendenz des v. Hammerſteinſchen Antrags ausgefprodyen 
hatte, nahm zu längerer Rebe der Welfe und Gentrumshoipitant 
Dr. Brüel das Wort. Der erfte Theil feiner Rede war der Prüfung 
des Geſetzentwurfs gewidmet, deren Refultat er dahin zufammenfaßte, 
daß er auch in Rüdfiht auf die evangeliſchen Interefien für den Ge: 
fegentwurf ftimmen könne. Der zweite Theil beſchäftigte ſich mit ber 
Frage nah der allgemeinen Bedeutung des Culturfampfs auf 
Grund der amtlichen Depefhen aus dem Jahre 1871, die die Re: 
gierung in der „Norbdeutihen Allgemeinen Zeitung“ Hatte publiciren 
laffen. Daraus ergebe es fih, daß der ganze Culturfampf nur eine 
Frage ber politifchen Machtſphäre geweſen fei, freilich nur für den 
Fürften Bismard. Denn fein Mitglied des Hauſes habe bei den 
Gefegen von 1873 an Kampfgefege denken fönnen, fondern Alle, die 
dabei mitgewirkt, hätten gemeint, grundlegende Rormen zu ſchaffen. 
Wie aber konne man eine ſolche Politik, die ale Schranfen göttlichen 
und menſchlichen Rechts außer Acht Iaffe, mit den Anforderungen der 
Gerechtigkeit und des Sittengefeges in Einklang bringen? Der Cultur: 
Tampf fei ein Krieg gegen die eigenen Unterthanen gewefen, die man 
wie rechtlofe Feinde behandelt habe, und doch habe er nicht bie eigent: 
lien Schuldigen — die Antragfteller im Reichstag und Abgeordneten: 
hauſe — getroffen, fondern die große Menge der katholiſchen Laien und 
Geiftlihen und gleichzeitig die unſchuldige evangelifhe Kirche. Nun 
fei zwar die Zeit des Zwangs und ber Peitſche für die katholiſche 
Kirche vorbei, nicht aber auch für die evangelifhe, die noch nicht die 
Härte der Fatholifchen erreicht habe und deshalb dem Staate noch nicht 
fo fpröden Widerſtand entgegenjege. Das Wohlmollen, das man ihr 
ermweife, indem man ihr bie Gewährung reiherer Mittel in Ausſicht 
ftelle, mache auf ihn den Eindrud, als wenn man einer Dienftmagb den 
Lohn erhöhe. Auf diefe gehäffige Rede erwiderte Fürft Bismard*): 
Der Herr Vorredner hat mir dadurch, daß er mir den Rüden 
zumendete, in abgewandter Richtung fprach, leider das Verſtändniß 
eines großen Theiles feiner Rede entzogen. Es find mir mehrere 
der vieleicht fharf zugeipigten Pointen, welde in ber Berfamm: 
fung Eindrud machten, entgangen, weil er dabei die Stimme finfen " 
ließ. Aber fo viel habe ich doch heraushören können aus dem, 


*) StB. 834a. 
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mas ich verftand, daß feine Rede eigentlih nur eine Vervollitändi- 
nung derjenigen war, welche der Abg. Richter geftern, im Auf- 
trage vielleicht weniger feiner eigenen Fraction als einzelner Mit 
glieder einer anderen Fraction, die fi zu ſchweigen veranlaßt 
fieht, Hier gehalten Hat. Ich glaube ausdrücklich bemerken zu 
müfjen, daß ich damit nit behaupte, daß der Abg. Richter oder 
der Abg. Brüel im Namen des ganzen Centrums geſprochen habe; 
aber ich glaube doch, daß fie den gravaminibus!) einiger Maßen 
Ausdrud gegeben haben, welde wir in gewiſſen antipäpftlichen 
katholiſchen Blättern in diefen Tagen fo leidenſchaftlich vertreten 
finden und denen die mit diejen Blättern fympathifirenden Ab» 
geordneten katholiſcher Confeffion natürlich hier feinen Ausdruck 
geben werden; dazu hat man bie irreguläre Gruppe ber befreun- 
deten Abgeordneten, (Heiterkeit.) 


denen man Gelegenheit gibt, zu äußern, was man ſich ſelbſt genirt 
zu Tagen, und die fi auch ſehr bereitwillig dazu hergeben. 

Der Herr Abg. Brüel hat nod dazu einen anderen Beruf; 
denn er ift nicht bloß ein occulter Lehnsmann des Gentrums, fon: 
dern er ift ja Hofpitant, und zwar nit nur Hofpitant, er ift 
auch Welfe. Geiterkeit.) 


Als Welfe braucht er ſowohl wie der Abg. Richter zum Gedeihen 
der Fortſchrittspartei den Streit unter den Uebrigen; er muß 
immer ber tertius gaudens duobus litigantibus ?) fein, und wenn 
er ben Streit zwiſchen dem Staat und dem Papft, zwiſchen dem 
Staat und der katholiſchen Kirche erhalten kann, jo blüht fein 


Weizen. (Sehr wahr!) 


Wenn ber Kirchenftreit fortdauert, fo hat er in dem zahl: 
reihen Centrum, das die fatholifhe, vorzugsweiſe ländliche Be: 
völferung in großen Maffen vertritt, das Fundament, auf das er 
nur zu fteigen braudt, um fein Belagerungsgefhüg gegen den 
Staat mit mehr Bequemlichkeit aufzuführen. Zu den reichsfeind- 
lichen Parteien darf ich doch den legten Herrn Vorrebner ganz 


Beſchwerden, vgl. 8b. IX 341. 
)68.0 6.78. 8. 
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22.4. 1887. unbedingt rechnen; denn er ift ein zmweifellofer Welfe, und daß die 
Welfen mit dem jebigen Beftehen bes Reiches nicht einverftanden 
find, hat aud) der Herr Abg. Windthorft noch erklärt; obmohl er fi 
enthält, das Reich zu bekämpfen, hat er doch feine Entwidelung be- 
tämpft. Die Gefinnung des Herrn Abg. Brüel geht meiner Ueber: 
zeugung nad) in ihrer gegnerifchen Schärfe gegen das Reich und 
feine jegigen maßgebenden Kräfte noch erheblich über die des Abg. 
Windthorft hinaus. (Heiterkeit.) 


Das, was ih von diefer Rebe habe hören können, war doch 
nod eine ganz andere Tonart, al das liebensmwürdige*) Wohl: 
wollen, welches hier aud für abweichende Meinungen aus ben 
Aeußerungen des Abg. Richter ſprach. 

Heiterkeit.) 
Er ſprach frei von der Leber weg, dabei jede einzelne Phraje, die 
ich habe verftehen können, wohlberechnet darauf: Wie kann ich dem 
Fürften Bismarck — der Herr nennt mich fo, während ich bier 
doch Minifterpräfident bin; ich nenne Niemand bei feinem Privat: 
titel hier, fondern nur als Abgeordneten — wie fann ih Dem 
nad Möglichkeit ſchaden und der inneren Einigkeit im Reich? 

Mir ift mitgetheilt worden, daß ber Herr Vorrebner eigentlich 
der intellectuelle Urheber des Hammerfteinfhen Antrages geweſen jei, 

(Sehr wahr!) 

und daß von Seiten feiner Freunde die Priorität der Erfindung 
fogar für ihn in Anſpruch genommen wird. Das wirft ja auf 
den Hammerfteinfhen Antrag ein ganz neues Lit. Dann ift 
derjelbe aljo von Leuten, die ein Intereſſe hatten an der Ber: 
fchärfung des beftehenden Streites mit ber Katholicität, an der Ber: 
ſchärfung eines jeden Streites, der im Reiche befteht — von Denen 
ift der Hammerfteinfche Antrag eigentlich ausgegangen. Ob ber 
Herr Abg. v. Hammerftein fi das wohl ganz genau Elar gemacht 
bat? Ich kann mir nicht denken, daß er mit offenen Augen und 
eigenem Willen diefen Intereffen, die der Abg. Brüel hier vertritt, 
gerabezu dienen wolle; id) Tann dies aud) von den anderen Freun- 
den diefes Antrags nicht glauben, 


*) ©. 834b. 
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Daraus erklärt fih auch, daß er gerade in biefer Zeit ein 
gebradt ift. Welch reihen Schaf von Argumenten, von Zwie— 
fpaltsmotiven zwiſchen der Regierung und ihren Freunden der 
Here Vorredner gerade aus dem Hammerfteinihen Antrag ent 
nahm, das wird Ihnen Allen aufgefallen fein. Ich bewundere 
nur, daß man mit diefer Auffafiung als Hofpitant der fatholifchen 
Fraction fi jo lange hat halten können, und ich vermuthe, daß 
da noch andere Gründe den Herin Abgeordneten beftimmen, als 
das reine Intereſſe für die evangelifhe Kirche. Der Herr Ab- 
georbnete hat, wie mir gejagt worden ift, kurz nach der Annerion 
von Hannover Gelegenheit zu Beſchwerden über Mangel an Er: 
füllung perfönliher Wünfche gehabt. Ich kann mir nicht denen, 
daß das auf feine politiihe Stimmung nachhaltigen Einfluß gehabt 


haben fol, (Unruhe im Centrum.) 


aber wenn er darüber von irgend einer Empfindlichkeit berührt 
fein ſollte, fo möchte ich ihn doch bitten, das zu vergefien. Es ift 
das ja gewiß feine perſönliche Abneigung geweſen, ſondern nur 
der Mangel an richtiger und befonnener Entjchließung der da— 
maligen Machthaber. Alſo ich möchte ihn bitten, die Zeiten einer 
ſolchen perſönlichen Verſtimmung zu vergefien. 

Der Herr Abgeordnete hat mir gegenüber gewiſſe Inſinua— 
tionen von großer perſönlicher Schärfe und Bitterkeit gemacht. Er 
hat mir Schuld gegeben, daß ich die Forderungen der Sittlichfeit, 
der Gerechtigkeit verlegte‘). Ich wäre alſo vollftändig dazu be 
rechtigt, den Herrn Abgeordneten mit ähnlichen Unhöflichkeiten zu 
bedienen. (Unruhe im Centrum.) 

Es ift mehr meine perfönliche Selbftahtung, die mich davon ab- 
hält, als der Glaube, daß ich nicht berechtigt fein würde zu der 
Sprache, die der Abgeordnete foeben mir gegenüber geführt hat. 
€r hat mir in diefem Sinne vorgeworfen, wir hätten Krieg gegen 


2) Ab. Brüel: „Wer anerlennt, daß es gemiffe Heilige Schranken gött⸗ 
lichen und menſchlichen Rechtes gibt, die auch von der Stantögefeggebung unter 
allen Umftänden zu refpectiven find, ber Tann eine folde Politik nicht billigen, 
der muß fich geftehen: Ich weiß nicht, wie ich eine ſolche Politil mit den An- 
forderungen der Gerechtigkeit und des Sittengeſetzes in Einklang bringen Tann“ 
{&t8. 832). 

Bismards polttifhe Reden. ZIT. 26 
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die eigenen Unterthanen geführt‘). Krieg haben wir überhaupt 
nicht geführt; wir find in parlamentarifhen und publiciftiichen 
Kämpfen geweien*). Wenn er das Krieg nennt, fo find wir auch 
beute noch im Kriege, in einem Rampfe ganz ähnlicher Art. Wir 
haben gelämpft gegen die factiöfen Parteiumtriebe, die gefährlich 
für das neugegründete Reich werden konnten; wir fämpfen gegen 
die Welfenpartei nod immer mit derſelben Entſchiedenheit. Mit 
dem Centrum, foweit es katholiſche Intereſſen vertritt, hoffen wir 
zu einem modus vivendi zu gelangen. Wir führen auch noch 
denfelben Kampf gegen die Socialdemofraten und gegen bie polis 
tiſchen Demokraten. Das ift aber fein Krieg mit den eigenen 
Unterthanen, ſondern das find parlamentarifhe Kämpfe zwiſchen 
dem Minifter, zwifchen der Regierung und den Parteien, in denen 
ja der Herr Vorrebner recht eigentlich lebt. Das ift fein eigentliches 
Element. Ich glaube, daß er weiter feine perſönlichen Intereſſen 
haben würde, wenn dieſes verloren ginge. 
(Heiterfeit.) 

Die Forderung der Sittlichfeit, die der Abgeordnete durch 
mic) verlegt meint, halte ich vielmehr in Frage geftellt durch die 
Umtriebe, welche die Welfenpartei feit einundzwanzig Jahren gegen 
das gemeinfame deutſche Vaterland ununterbrochen betreibt, gegen 
die ehrliche Vertheidigung der nationalen’ Regierung gegenüber 
diefen Umtrieben. Zu diefer Vertheidigung gehört, daß wir die 
Welfen befämpfen, und ich bedauere, daß das Centrum bei feiner 
erften Entftehung biejes nationalfeindlihe Element in fi aufs 
genommen hat. Das hat unfere Kämpfe jo außerordentlich verz 
ſchärft. 

Der Herr Abgeordnete hat geſagt, er glaube kaum, daß außer 
mir ein einziger Abgeordneter im Reichstage geglaubt Hätte, daß 
es fih nur um Kampfgefege gehandelt habe ?). Es ift das ja eine 


*) ©. 8358. 

3) Abg. Brael: „Sehen wir und doch einmal ben Krieg, um ben es 
ſich Handelt, näher an. Es ift ein Krieg, und der Krieg macht jeden Feind 
rechtlos; es ift ein Arieg, ber gegen bie eigenen Untertfanen geführt wird. 
Ift es überhaupt zuläffig, die eigenen Untertanen als rechtloſe Feinde zu bes 
handeln?" (StB. 832b). 

”) Ag. Brüel: „Sollte wirklich wohl außer dem Fürften Bismard ein 
anderes Mitglied des Haufes der Meinung gemefen fein im Jahre 1873, er 


Unhöftiche Infinuationen. Der verſteckte Vorwurf ber Unwahrhaftigkeit. 403 


indirecte Manier meines Erachtens, um mir eine Unmahrheit vor- 
zumerfen ; denn daß ich gerade der Einzige fein jo, deſſen Logik 
fo mangelhaft ift, daß er das, was vierhundert einfehen, nicht 
einfehen Tann, das nimmt der Herr Vorrebner doch nit an. Er 
hat damit angedeutet und andeuten wollen meines Erachtens, daß 
ich von der Wahrheit abgewichen wäre. Nun, meines Erachtens 
kann gerade darüber Niemand zweifelhaft fein. Ich habe mid 
expressis verbis!) darüber im Herrenhaufe ausgefprodhen; es war 
im Jahre 1875, aljo mitten im Culturfampfe. Ich habe Ihnen 
geftern vorgelefen ?), in welher Weife id im Januar 1872 meine 
Hoffnung ausgeiprochen habe, durch Kampf zum Frieden zu kommen, 
das heißt doch zu einer Wenderung ber Gefeggebung). In einem 
wirfliden Kriege occupirt man ein feindliches Gebiet, aber feines= 
wegs in der Abficht, es zu behalten; wenn wir das verewigen 
wollten, was gefchaffen war, jo wäre bas ein analoger Verſuch 
gewefen, ala ob wir noch weitere Gebiete als diejenigen, die wir 
Stankreih abgenommen haben, hätten behalten wollen, Gebiete, 
die wir nicht behalten haben, die wir nicht brauchen konnten. Eben 
fo gut wie wir die Champagne und Burgund und andere wieder 
geräumt haben, fo find wir auch im Intereſſe des Friedensſchluſſes 
bereit, von dem durch bie Maigefege oecupirten Gebiet ein ganz 
Theil zu räumen, und id) habe diefe Abficht immer gehabt. Ob 
der Frieden nun, was der Abgeordnete aus Hannover vorhin be= 
zweifelte, ein dauernder fein wird, ja, meine Herren, daß fteht bei 
Gott. Ich hoffe allerdings, daß er dauernd fein wird, aber bie 
Möglichkeit, daß er gebrochen wird von der anderen Seite, bie 
Möglichkeit, daß er gebrochen wird, wenn die Gefinnungsgenofien 
des Abg. Richter zur Regierung kommen, daß das gute Verhältniß 


made Kampfgefege? Sie wiſſen Alle, daß noch fpäter neue Gefege hinzu— 
gekommen find im Jahre 1874, 1875, wie das Brotkorbgefeg und andere. Diefe 
Gefege nannte man damals Kampfgeſetze. Dagegen die Gefege, welche 1873 
gemacht wurben, ſah man al3 grundlegende Normen an, und ich glaube, Nies 
mand mehr als Herr Dr. Gneift und vieleicht mit ihm Dr. Falk find von der 
eberzeugung auögegangen, fie fegten ſich mit dieſen Gejegen ein monumentum 
aere perennius" (StB. 8328). 

) Ausbrüdlic, vgl. Bb. IV 115, VIII 339, IX 395, XI 389. 

2) S. o. ©. 370 ff. 

%) D. 5. ber Maigefeigebung. 
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zwiſchen ihm und der Gentrumspartei und den anderen Parteien 
fi) wieder lölt — die ift allerdings wohl vorhanden. Die Frage 
indes, ob ein Frieden ewig dauern werde oder nicht, bat noch nie 
Jemand in der Melt abgehalten, einen Frieden zu ſchließen. Wenn 
wir mit dem Frankfurter Frieden 1871 der Relt*) die Sicherheit 
hätten gewähren müjlen, daß zwiſchen uns und Frankreich nie 
wieber ein Krieg entftehe, dann hätten wir allerdings den Frieden 
nicht ichließen dürfen. Nah Ihrer Meinung müßten wir auch 
heute noch in Verfailles ftehen, weil es nicht möglich if, mit einer 
fo kriegeriſchen Nation, wie die franzöfiihe, die uns in jedem Jahr⸗ 
hundert drei bis vier Mal angefallen hat, einen dauernden Frieden 
zu ſchließen. Ich habe alfo im Jahre 1875 gefagt: 

Indes bewahre ich die Hoffnung, daß der päpſtliche Ein- 
fluß auf das Centrum ſich erhalten werde; denn wie uns 
die Geſchichte Friegeriiche Päpfte und friedliche, fehtende und 
geiftlihe zeigt, To hoffe ih, wird doch auch wieder einmal 
demnädft die Reihe an einen friedliebenden Papft fommen. 
Darauf ift meine Hoffnung gerichtet, und dann hoffe ich, 
wiederum einen Antonelli zu finden, der einfihtsvoll genug 
ift, um dem Frieden mit der weltlihen Macht entgegen zu 
fommen '). 

Alfo im Jahre 1875 Habe ih nicht von einem definitiven 
Abſchluß, von einer ewigen Dauer unferer jegigen Einrichtung 
geſprochen, ſondern immer von einem Kampf, an dejien Ende id 
den Frieden als Ziel zu fehen hoffte. Der Kampf, der mit Rom 
geführt ift, ift deswegen auch fein confeffioneller geweſen, er ift 
ein politifher geblieben. Weil die römiſche Curie den Beiftand 
ihrer Mat, den Einfluß des Papftes auf unfere deutſchen Wahlen 
dem Gentrum geliehen und dadurch eine gewifle Verantwortung 
für deffen Haltung übernommen hatte, deshalb find wir in den 
Kampf mit der Curie bineingezogen. In diefem ganzen Kampf 
haben wir keineswegs, wie ber Herr Vorredner zu infinuiren ſucht ), 


*) ©. 835b. 

N Bgl. Bd. VI 280, oben ©. 82. 346. 

) Abg. Brüel: „Die ganze Geſetzgebung ift eine Rampfeögefeggebung 
gewefen von Anfang an. Die Gefege find nicht gegeben um ber Natur ber 
Sache willen, um des Rechts, des Intereſſes willen, was bei den Sachen im 
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eine Stärfung der Staatögewalt als ausſchließliches — unter- 
georbnetes Element, wie er es nannte!) — erftrebt, obwohl ih 
das für fo untergeordnet nit halte. Die Staatsgemwalt bedarf 
einer Stärfung — menigftens in Preußen — nicht, fie hat bie 
Stärke, die fie braudt. Die Aufgabe des Kampfes und das Biel 
bes Kampfes war von Anfang an, das neugeftiftete Reich, unfere 
wiedergemwonnene Einheit gegen die jubverfiven, fehr geſchickten und 
ſehr bösartigen Angriffe zu fügen, die die politifhen Freunde 
des Herrn Vorrebners dem Reiche, feiner Sicherheit und feinem 
inneren Frieden gegenüber unternommen hatten. Das ift eine 
ehrenvolle und hochftehende Aufgabe, der ih mich auch ferner 
widmen werde. Daß ich dabei den üblen Willen und die Feind» 
ſchaft des Herrn Vorrebners auf mich ziehe, ift mir längft befannt. 
Ich kann im Uebrigen alle Infinuationen, die er perfönlich gegen 
mid) gemacht hat oder gemacht haben mag — id} habe fie nicht alle 
gehört —, auf ſich beruhen laſſen, in dem feften Vertrauen auf 
das Urtheil, weldhes meine Landsleute und die öffentliche Meinung 
über mich fällen werden. Die werden nicht auf Seiten des welfi- 
ſchen Abgeorbneten, fondern auf Seiten des Vertheidigers bes 


Reiches ftehen. (Lebhaftes Bravo.) 


Nah dem Fürften Bismard ſprach noch der Abg. Stoeder, 
um feine ablehnende Haltung zu begründen, während der Pole v. Jazd: 
zewski mit Rüdfiht auf die Kundgebung bes Papftes die Zuftimmung 
feiner Fraction anfündigte; dann wurde der Antrag auf Commiffions- 
berathung abgelehnt und beſchloſſen, die zweite Lefung im Plenum vor: 
zunehmen. 

Demnad) trat das Haus der Abgeordneten in der 
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in die Specialbiscuffion der kirchenpolitiſchen Novelle ein. 
In der Debatte über Art. 5 ſprach der Abg. v. Dziembowski 
die Befürchtung der deutſchredenden Bevölkerung der Provinz Pofen 


Einzelnen in Frage kommt, fonbern Iediglih von dem Ziele aus (richtiger: 
zu dem Zmede), die Macht bed Staat? und ber Staatöregierung zu heben“ 
(St2. 831b). 

») Diefen Ausbrud enthält bie gebrurtte Rebe des Abg. Brüel nicht. 
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aus, daß die Wiederzulafiung der geiftlihen Erben in der Provinz 
Poſen die Wirkung der gefeglihen Maßregeln zum Schutz des Deutich: 
thums beeinträdtigen werde. Auf den Antrag, die Bejtimmungen der 
SS bis 4 des Art. 5 und des bla 2 des $ 4 im Art. 2 für 
Poſen und Weftpreußen auszufchließen, habe er aber verzichtet. Fürfi 
Biömard bemerkte hierzu”): 

Die Königlide Staatsregierung ift feineswegs blind gegen 
die Bedenken, die dagegen fpreden, ben polnifhen Beftrebungen 
in der Provinz Poſen denjenigen Beiftand zuzuführen, der ihnen 
ohne Zweifel aus der Wiederherftellung und Wiederzulaffung ver: 
ſchiedener Orden erwachſen fann. Sie hat fi) aber nichts deſto 
weniger entſchließen müffen, Ihnen die Annahme der gefammten 
Vorlage, wie fie aus dem Herrenhaufe gekommen ift, zu empfeblen, 
weil durd das Abbrödeln eines Theile von berfelben das Zu: 
ftandefommen ber $riedensverhandlungen, welde wir mit der 
römiſchen Curie geführt haben, wiederum in Frage geftellt werden 
würde, und weil die Regierung im Gejammtintereffe des Staats 
glaubt, ein höheres Gewicht auf das Zuftandelommen diefer Ver: 
ftändigung, dieſes Friedens, dieſes modus vivendi mit den fatho- 
liſchen Unterthanen des Königs legen zu müffen, als auf die 
localen Uebel, welche den einzelnen Provinzen aus den gemachten 
Conceffionen erwachfen würden. 

Art. 5 wurde mit 230 gegen 117 Stimmen angenommen; Das 
ganze Gefeg in dritter Leſung am 27. April 1887 mit 243 gegen 
99 Stimmen; 43 Abgeorbnete enthielten fi der Abftimmung ). — 
Die Anträge bes Herrn v. Kleiſt-⸗Retzow erlangten zwar bie Zu: 
ftimmung der Herrenhauscommiffton, kamen aber nicht zur Verband: 
Tung wegen des Schluſſes der Seffion, den Minifter v. Puttkamer 
am 14. Mai 1887 auf Grund einer Allerhöchſten Botſchaft vollzog. 


*) StB. 887 b. 

’) Der StB. ber Sigung vom 27. April zählt 100 Neinftimmen auf 
und 42 Stimmenthaltungen, doch find bie Zahlen nad StB. 943b in ber 
oben angegebenen Weife zu berichtigen. 
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Die Wahlen zum neuen Reichstag Hatten am 21. Februar 1887 
ftattzufinden. Unmittelbar nah der Auflöfung vom 14. Januar, theil- 
weiſe ſchon vor diefer begannen die Parteien zum Wahlkampf fih zu 
rüften, der um fo heftiger werden mußte, als auch die Benölferung 
durch die dreitägige Debatte im Reichstag auf das Lebhaftefte von dem 
Conflict zwiſchen Reichstag und Regierungen berührt worden war. Die 
große Maſſe des Volks ftand auf der Seite der Regierungen; bie 
militärifche Autorität eines Moltke, die politifche eines Bismard 
hatte dur das Confortium Windthorſt-Richter-Grillenberger nicht er⸗ 
Ichüttert werden fönnen. Yon Bedeutung für den Ausgang des Wahl: 
Tampfe3 wurde dad Cartell, da3 Mitte Februar die Nationalliberalen 
mit ben beiden confervativen Parteien abſchloſſen. Die Vorftände dieſer 
Parteien kamen über folgende Punkte überein: 

1. Es follen nur folde Candidaten aufgeftellt werden, melde 
bereit find, für das Septennat zu ftimmen. 

2. Es wird deshalb in der Regel in denjenigen Wahlfreifen, in 
welchen bisher ein Abgeorbneter von dieſen drei Parteien im Beſitz 
des Mandats ſich befunden hat, diefer wiedergewählt ober, infomeit er 
nit annehmen fann ober will, der Erfagmann von derjenigen Partei 
des Wahlkreifes beftimmt, melde der bisherige Abgeorbnete ver: 
treten hat. 

3. In bisher durch Gegner des Septennats vertretenen Wahl: 
Treifen fol zur Vermeidung von Stihmahlen die Vereinigung über einen 
gemeinfamen Candidaten ftattfinden. Inſofern eine folde innerhalb 
des Wahlkreifes nicht zu ermöglichen ift und die Anrufung ber Central: 
vorftände ohne Erfolg bleibt, gilt ala Regel, daß diejenige dieſer drei 
Parteien den Tanbibaten beftimmt, melde am ftärkften im Wahlkreife 
vertreten ift, wobei inöbefondere die Zahlen ber legten Reihstagsmahl 
von 1884 den geeigneten Anhalt geben werben. In denjenigen Fällen, 
in denen dennoch die Aufftellung mehrerer Candidaten aus ben brei 
Parteien unvermeiblih wird, ift in der Stihmwahl dem Anhänger des 
Septennatd von allen drei Parteien unbedingte Unterftügung zu 
Teiften. 
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4. Die Parteivoritände werden dahin wirken, dab in Aufru 
und Aniprahen, ſowie in der befreundeten Preſſe Alles vermieden ı: 
was da3 geichlofiene Zuiammengehen ber drei Parteien in ver W. 
bewegung gejahrben fönnte. 

Die verihievenen Parteien wandten fi in Aufruien und F 
blättern an die Wähler; aber mährend bie Terönemtlidungen der 
Cartellparteien ũberall den Kernpunkt der Frage der Wahrheit 
iprehend entmwidelten, fuchten die I’ppofitionsparteien mit den Mir: 
der Lüge und Verbädtigung die öffentliche Meinung für fi zu 
winnen. In Millionen von Flugblättern wurde den Wählern 
gelogen, die Regierung beabfihtige Monopole einzuführen, die dı 
jahrige in eine fiebenjährige Dienftzeit umzuwandeln und nicht nur 
allgemeine directe Wahlrecht, fondern die Perfaflung überhaupt auf 
zuheben ). In eine eigenthümlihe Stellung gerietb das Centruri 
durch die Einmiihung des Papſtes in den Wahlkampf zu Gumften des 

















’) Qgl. Wahlaufruf der deutfd-freifinnigen Partei: „Gefinnungs: 
genofien! Der Reichs lag ift aufgelöft. Die Mehrheit der Bollövertretung bar 
der von ber Regierung geforderten Grhöhung ber Friebenspräfengitärte um 
41000 Bann zugeftimmt. Xrog ſchwerer Bebenten at die freifinnige Partei 
in entideidender Weife zur Bildung diefer Mehrheit beigetragen. Jept wird 
ein erbitterter Wahllampf eröffnet, und das geidieht, weil man es dem Balte 
verweigern will, nad) drei Jahren wiederum eine Einwirkung auf das Mat 
der militärifhen Laften auszuüben. Wir dagegen wollen dem künftigen Reichs: 
tag dad Recht nicht verihräntt wiſſen, eine Abkürzung der Tienftzeit und eine 
Erleichterung der Steuerlaft zu ermirten. Die Ablehnung diefed Berlangens in 
ein unberehtigtes Mißtrauensootum gegen das deuiſche Boll. Unfere Gegner 
verfagen dem Volke das Vertrauen, daß es in den Reichstag Männer wählen 
werde, welche, fo wie bisher, aud künftig das zum Schutze des Baterlandes 
Nothwenbige zu gewähren bereit find. Aber alle conftitutionellen Einrichtungen 
beruhen auf foldem Bertrauen. Ohne daffelbe ift nur ein abfolutes Regiment 
ober der leere Schein einer conftitutionelen Regierung denkbar. Eine opn: 
mädtige Boltsvertretung würde gewiß jenen Blänen nidt Wider: 
ftand leiften, deren Durdführung in den Augen unferer Gegner 
der wahre Preis des Sieges in dem bevorftehenden Wahlkampf 
fein foll: Branntweinmonopol, Tabatmonopol, eine weitere Be 
laftung ber ärmeren Bollöclajfen durd höhere Befteuerung des 
Majfenverbrauds. Eine Vermirklihung unferes Vorſchlags, im Intereſſe 
der Gerechtigkeit die Wohlhabenden durch eine Reichdeintommenfteuer zur Dedung 
des Mehraufmandes für die Armee heranzuziehen, wäre ausgeſchloſſen. Aus 
einer reactionären Mehrheit würden figerlih, wenn auch heute 
verleugnet, die Pläne wiederum erftehen, welde fi gegen bie 
voltsthümligen Grundlagen unferer Reihänerfaffung, insbefon 
dere gegen das allgemeine, gleihe und geheime Wahlrecht kehren 
Wähler! Gehen wir unbeirrt in den Kampf für bie Vertheibigung von Freiheit, 
Recht und Berfaffung vurqh felbftänbige, unabhängige Bollävertreter, in Treue 
du Raifer und Rei!" 
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Septennats. Wie früher erwähnt (ſ. o. ©. 168 f.), hatte Cardinal- 
ftaatsfecretär Jacobini ben Führern des Centrums durd den Nuntius 
di Pietro in Münden. als einen Wunfch des Heiligen Vaters fund: 
geben laflen, daß das Centrum für bie Regierungsvorlage eintreten 
möge. Da aber der Vorftand des Centrums unter dem maßgebenven 
Einfluffe Windthorſts es gerathen fand, der Partei diefen Wunſch 
des Papftes zu verhehlen, jo ging das Gentrum ohne Kenntniß von 
den Intentionen bes Papftes in die Abftimmung und brachte dur 
fein Eintreten für das Triennat die Vorlage der Regierungen zu 
Fall. In Rom berührte das Vorgehen der „Latholifchen” Partei ſehr 
empfindlich, auch die Rechtfertigung des Frhrn. v. Frandenftein, daß 
das Centrum zwar bei kirchlichen Gefegen den Weifungen des Heiligen 
Stuhles immer nachgekommen fei und nadjfommen werde, niemals aber 
päpftlihen Befehlen ober Inſtructionen bei nihtlichlihen Geſetzen fih 
unterwerfen Tönne, wirkte verlegen, noch mehr die Drohung, daß 
das Centrum fich auflöfen werde, falls der Papft auf fein Sort: 
beftehen feinen Werth mehr lege. Die Antwort des päpftlichen Stuhles 
erhielt das Gentrum dur ein Schreiben Jacobinis an den Nuntius 
zu Münden, in weldem die Mißbilligung des Papftes über die Hal- 
tung ber Gentrumspartei bei der Abftimmung über das Septennat un: 
een ausgefprohen wurde. Es lautete in feinem mejentlichen 
eile: 

„. . . Während ih davon abjehe, die Gründe zu prüfen, mit 
welden der Baron v. Frandenftein bemüht ift, das bei der Abftim- 
mung über bie Septennatögefegvorlage vom Centrum beobachtete Ver: 
fahren zu rechtfertigen, halte ich doch für fehr dringend und wichtig, 
auf den anderen Theil feines Schreibens aufmerkfjam zu machen. Der: 
felbe wünfcht zu erfahren, ob der Heilige Stuhl der Anſicht fei, daß 
der fernere Beitand des Centrums im Reichstage nicht mehr nothwendig 
fei, in welchem Falle er ſelbſt nebft der Mehrzahl feiner Collegen auf 
weitere Mandate verzihten würde. Cr fügt hinzu, daß, wie er ſchon 
feit 1880 dargelegt, das Centrum nicht Gehorfam zu leiften im Stande 
fei bei Geſetzen, melde nicht kirchliche ſeien und melde nicht auf Rechte 
der Kirche fih beziehen. Sie müfjen hierauf den Baron zunächſt ver: 
fidern, daß der Heilige Stuhl die Verdienfte unverändert anerkennt, 
melde da3 Centrum und feine Leiter ſich bei Vertheibigung der Sache 
der Katholifen erworben haben. Im Namen des Heiligen Vaters 
mollen Sie ihm daher auf feine Anfrage folgende Bemerkung mit: 
theilen? Die Aufgabe der Katholifen, ihre religiöfen Interefien zu be: 
ſchutzen, Tann no nicht ala gefchlofjen betrachtet werden. Man muß 
dabei die abfolute und dauernde, fowie anderentheils die hypothetiſche 
und zeitliche Seite ins Auge faflen. Auf gänzliche Befeitigung der 
Kampfgefege hinzuwirken, die legitime Auslegung der neuen Geſetze 
zu vertheidigen und deren Ausführung zu überwachen — das bebingt 






‚ kürte es in bieier Eicemikuit dieie:ben nicht nch 
ma_ bertteien „Ermen Senn der Heilige Toter ac 
binhd:‘ —* des Sevienne:s⸗ 
a5 dem Umitande zuiuichreiben, daß dieie 
Arage mit ragen von ier und mora!iiher Bedeutung zufammen: 
harst. Zunachit lazen triftige Gründe vor, anzunehmen, daß der end: 
qultigen Hevifion der Maigeiege ein mächtiger Impuls und eine große 
Berudfigtiaung Seitens der Hegierung zu Theil geworden wäre, wenn 
bie legtere durh das Benehmen des Centrums bei der Abftimmuna 
uber das Zcptennat befriedigt worden wäre. Der Heilige Stuhl hatte 
dann in zweiter Linie durch Bermittelung des Gentrums auf Erhaltung 
des Ariedens hingearbeitet und fi auf dieſe Weiſe die Berliner Re: 
gierung verpflichtet und dieſelbe günftig für das Centrum und freundlid 
fir die Katholiken geftimmt. Schließlich hat der Heilige Stuhl mit 
feinen hinfihtlih des Geptennat3 ertheilten Rathihlägen eine neue 
elegenheit herbeiführen wollen, fih dem Deutfchen Kaifer und dem 
Xürften Bismard angenehm zu maden; auferbem Tann der Heilige 
Ztuhl von dem Standpunkte feiner eigenen Intereſſen, welde mit den 
Intereſſen der Katholiken identiſch find, ſich nicht eine Gelegenheit ent: 
sehen laſſen, durch welde er für bie Verbefferung feiner Lage das 
mächtige Deutfche Reich günftig ftimmen könnte. Vorſtehende Betrach- 
tungen, welche fih nad der Anſchauungsweiſe des Heiligen Stuhles 
auf die mit dem Septennat zufammenhängenden religiöfen und mora: 
liſchen Fragen beziehen, hatten den Heiligen Vater veranlaßt, feine 
Wunſche dem Gentrum zu erfennen zu geben. Das gegenwärtige 
Schreiben, weldes gleih dem früheren die erhabenen Anfichten des 
Papſtes wiedergibt, wollen Sie dem Baron v. Frandenftein mittheilen 
und ihn beauftragen, baffelbe zur Kenntniß der Centrumsmitglieder zu 
bringen.” 

Da die Curie dies Mal felbft dafür forgte, daß das Schreiben in 
die Deffentlichleit gelangte und dadurch auch zur Kenntniß der Mite 
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glieder der Gentrumspartei und felbft der Centrumswähler fam, mußte 
es als die Aufgabe des compromittirten Vorſtandes der Partei er- 
feinen, die Bedeutung des Erlafjes möglichjt abzuſchwächen. Und 
Windthorft verftand meifterlih, das Gift herauszubrüden, um bloß 
den Honig einzuheimfen. Auf einem großen Parteitag der rheinifchen 
Katholiten, der am 6. Februar in Köln abgehalten wurde, nahm er 
für die Gentrumspartei das Recht in Anſpruch, über den Erlaß zu 
jubeln. Ausbrüdlich habe der Papft die Fortdauer des Centrums ge: 
billigt und nicht einmal verlangt, daß die gegenwärtigen Mandats: 
inhaber durch andere Perfonen erſetzt würden. Den wichtigen Grund: 
fa, daß im Fragen mweltliher Natur die Gentrumdfraction wie jeber 
andere Katholif nad völlig freier Weberlegung ftimmen dürfe, habe 
der Papft anerkannt, ihn müfle das Centrum als Bafis der politiſchen 
Erxiftenz der Partei feithalten. Allerdings habe ber Papſt die An- 
nahme des Septennat3‘ gewünſcht, aber er bafire diefen Wunſch nicht 
auf den materiellen Inhalt der Vorlage, ſondern auf Zweckmäßigkeits- 
gründe politifcher Ermägungen und Beziehungen. Wenn es möglich 
gewefen wäre, dieſen Wunſch auszuführen, hätte es das Centrum ge 
than, aber Unmögliches könne Niemand leiften. Bei nochmaliger Prüfung 
der für das Centrum maßgebenden Gründe werde ber Heilige Vater 
feinen Söhnen night zürnen. Selbſtverſtändlich fei der Erlaß mit Rüd: 
ficht auf den Heiligen Vater in Erwägung gezogen worden, und man 
werde überlegen, ob man in ber Folge den bezüglihen Wünfchen werbe 
entgegenfommen fönnen, immer aber müfle man unterſcheiden, ob es 
ſich um politiſche oder religiöfe Fragen handle 2c. ꝛc. Die von Windt: 
borft vorgefchlagenen, von der Verfammlung einftimmig angenommenen 
Refolutionen enthielten über die Septennatsvorlage fein Wort, fondern 
bezogen fi nur auf die Punkte des Erlaſſes, die für das Centrum, 
feine Leitung und feine bisherigen Vertreter im Reichstage günftig 
waren, discontirten alſo das 2ob und umgingen den Tadel durch Ber: 
ſchweigen. 

Das Vorgehen Windthorſts fand jedoch nicht überall die Billi— 
gung, die die rheiniſchen Katholiken ſo bereitwillig gewährt hatten. 
Mehrere Biſchöfe, wie die von Limburg und Straßburg, verboten mit 
Beziehung auf das Schreiben Jacobinis dem ihnen untergebenen 
Klerus die Theilnahme an der Wahlagitation gegen das Septennat; 
Erzbiſchof Dinder von Poſen-Gneſen unterſagte den Geiſtlichen ſeiner 
Diöcefe die Annahme von Mandaten und verweigerte dem gleichwohl ge: 
mählten Propfte v. Jazdzewski die Genehmigung zur Ausübung des 
Mandate. Auch in der katholiſchen Laienſchaft vegte ſich der Wiber- 
ftand gegen die Parteileitung. Am 15. Februar erließ Graf Fürften: 
berg: Stammheim mit 36 Mitgliedern des fatholifchen rheiniſchen 
Adels in der „Kreuzzeitung“ eine Erklärung, in der „mit Schmerz“ 
conftatirt wurde, daß das Centrum mit der Zeit immer mehr bahin 
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gelommen fei, im Bunde mit Bolen und Welfen undeutigen Zweden 
zu dienen, um ſchließlich fogar ftatt einer großen nationalen Politik die 
Politik Heinlicften Nörgelns zu verfolgen und im offenen Bündnis 
mit dem bemofratifchen Fortſchritt zu endigen. Unter ausbrüdlicer 
Verurtheilung der Haltung, die die Kölner Centrumsverfammlung aus 
nad Belanntmadhung der päpftlihen Kundgebung angenommen habe. 
hielten es die Unterzeichner „in voller Uebereinftimmung mit dem 
päpftlihen Schreiben” für ihre Pflicht, ihre rheiniſchen Landsleute au': 
zuforbern, treu und feit zum Kaiſer zu ftehen und für Bildimg einer 
Tatholifch:confervativen Partei zu wirken. Einen gleihen Schritt tbe: 
ein Theil des fchlefiihen fatholiihen Adels. Auf die Gentrumswahlen 
hatten diefe Erklärungen übrigens feinen mwefentlihen Einfluß. 

Auch Fürft Bismard griff perfönlih in die Wahlagitation ein, 
indem er in einer Rebe, die er am 24. Januar im Abgeorbnetenhauie 
hielt, Gelegenheit nahm, öffentlih ben Lügen "und Entftellungen ent: 
gegen zu treten, durch welche Centrum, Freifinn und Socialdemokratie 
Stimmen zu fangen fuchten. (S. 0. ©. 288 ff.) Als man ihm eines 
der Flugblätter, wie fie von Haus zu Haus getragen wurden, ein: 
fandte, antwortete er dem Einſender in einem alsbald veröffentlichten 
Schreiben, wie folgt: 

Ew. ꝛc. Schreiben vom 13. d. M. Habe ih mit Tank er- 
halten. Das demſelben beigefügte Wahlflugblatt der reichsfeind⸗ 
lihen Parteien enthält viele Lügen, aber feine, die nicht in allen 
Wahltreifen des Reichs von diefen Parteien übereinftimmend ver: 
breitet würden; bie bei ben Gegnern des Reichs herfömmliche po= 
litiſche Brunnenvergiftung ift eben eine verabredete und fyftematijche. 

Das Flugblatt ftellt nur die eine richtige Behauptung auf, 
daß die Regierung die Verlängerung des Socialiftengefeges auch 
ferner erftreben wird. Alles, was der Wahlaufruf fonft über die 
Abſichten der Regierung jagt, find ebenfo frivole wie unfinnige 
Zügen, und wenn fid, Wähler finden, die an biefe Verleumdungen 
der Regierung glauben, fo fann ich das bebauern, aber nicht 
ändern. Mir ftehen weder Mittel zu Gebote, die Gegner am 
Ligen zu hindern, noch vermag ich die Wähler, welche ber Regie: 
rung bes Kaiſers Böfes zutrauen, vor gemiffenlofen Bauernfängern 
zu behüten. 





v. Bismard. 


Der Bedeutung der Frage entſprechend war die Betheiligung der 
wahlberechtigten Bevölkerung an ber Wahl vom 21. Februar 1887 
größer, ala fie fonft zu fein pflegt. Von 9769802 Wahlberechtigten 
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gaben 7570710 ihre Stimme ab. Davon fielen auf deutfd-confervative 
Candidaten 1147200, auf freisconfervative 736389, auf national 
liberale und gemäßigt liberale 1677979, auf beutfch-freifinnige und 
fortſchrittlich liberale 973104, auf Centrumsmänner 1516222, auf 
Abgeordnete der polnischen Partei 219973, auf focialdemokratifche 
Gandidaten 763128, auf ſolche der Volfspartei 88818, auf Welfen 
112827, auf Dänen 12360, auf Eljäfjer 233685 Stimmen, während 
50427 Stimmen für Candidaten unbeftimmter Parteiſtellung und 
29772 ungültige Stimmen abgegeben wurden; 8826 Stimmen zer: 
plitterten fih. Dur die zahlreihen Stihwahlen ftieg die Zahl der 
für Candidaten ber beutfch-confervativen Partei abgegebenen Stimmen 
auf 1160869, für ſolche der freisconfervativen Partei auf 745378, 
für folde der nationalliberalen und gemäfigt liberalen Partei auf 
1711069, für die Deutſch-freiſinnigen oder fortichrittlih Liberalen 
auf 986517, für Männer der Centrumspartei auf 1537351, für pol- 
nifche Candidaten auf 221825, während die Socialbemofraten eine Ein- 
buße von 89845, die Volkspartei eine folhe von 8927, die Welfen 
einen Verluſt von 5706 Stimmen erlitten. Insgeſammt wurden zu 
Gunften der Cartellparteien abgegeben: 3686432, zu Gunften der 
„homogenen“ Dppofition 3852033 Stimmen. Das Wahlergebnig aber 
ſtellte ſich trog der größeren Zahl oppofitioneller Stimmen als ein 
voller Sieg der Cartellparteien dar. Bon den insgefammt 397 ge: 
wählten Abgeordneten gehörten zur deutfch:confervativen Partei 80, zur 


freisconfervativen Reichspartei 41, zur nationalliberalen Partei 99, zur . 


deutfch-freifinnigen 32, zum Centrum 98, zur polnifchen Fraction 13, 
zur ſocialdemokratiſchen 11, zur welfiihen 4, zur däniſchen 1, zur El: 
fäſſer Proteftpartei 15, während 3 ſich Feiner Partei anſchloſſen. Da 
diefe Leßteren und 7 vom Centrum Geptennatsanhänger waren, jo war 
für die wictigfte Frage eine Mehrheit von 230 Stimmen gefichert. 
Die Volkspartei hatte feinen Abgeorbneten durchzubringen vermodht. 

Der neue Reichstag, defien Berufung ſchon am 23. Februar er: 
folgte, wurde Donnerstag 3. März 1887 vom Stellvertreter des Reiche: 
Tanzlers, Staatäminifter v. Boettiher, mit folgender Rede eröffnet*): 


Geehrte Herren! 

Se. Majeftät der Kaifer haben mir den Auftrag zu ertheilen 
gerubt, den neugewählten Reichstag in Allerhöchſt Ihrem und der 
verbündeten Regierungen Namen willlommen zu heißen. 

Ihre Thätigfeit in ber bevorftehenden Seffion wird durch eine 
Reihe wichtiger Vorlagen in Anfprud genommen werben. 


*) &t8. 1b. 


3. 3. 1887. 
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Der Gefegentwurf über die Friedenspräjenzflärfe des deutſchen 
Heeres, welder zum Bedauern ber verbündeten Regierungen in 
ber vorgelegten Form die Zuftimmung des vorigen Reichstags nid: 
gefunden hat, wird Ihnen alsbald unverändert zugehen. 

Im Zufammenhange mit der Heeresvorlage fteht die Ihnen 
obliegende Aufgabe der fchleunigen Berathung des Reichshaus 
haltsetats. Ungeachtet des nahe bevorftehenden Ablaufes de: 
Gtatsjahres wird es hoffentlich gelingen, das Reichshaushaltsgeſet 
rechtzeitig zu vereinbaren. Die Opfer, melde das etatsmäßige 
Ausgabebedürfniß beanſprucht, find, ungeachtet der bei der Ver 
anſchlagung defjelben beobachteten Sparfamfeit, nicht gering 
Unfere financielle Lage weift daher darauf hin, die eigenen Ein: 
nahmen bes Reiches dur die Beihaffung neuer Einnahmequelen 
zu verflärfen und unfere Steuergefeßgebung im Sinne einer ge— 
rechten und der Leiftungsfähigfeit der Steuerzahler entiprechenden 
Vertheilung der Laften auszugeftalten. Die verbündeten Regie: 
rungen geben fi der Hoffnung hin, daß es ihnen gelingen werde, 
mit dem neugewählten Reichstage zu einer Verftändigung *) über 
die nöthigen Reformen unferes Steuerfyftems zu gelangen. Tie 
dazu erforderlichen Vorarbeiten werben ohne Verzug in Angrifr 
genommen werben. 

Die Thätigfeit der verbündeten Regierungen richtet ſich un: 
ausgejegt auf den weiteren Ausbau der auf der Allerhöchſten Bot: 
ſchaft vom 17. November 1881 beruhenden focialpolitiihen Ge: 
feggebung. Dabei handelt es fi zunächſt darum, durch die 
Erſtreckung der Unfallverſicherung auf die von berfelben noch nit 
erfaßten Kreife der arbeitenden Bevölkerung einen genügend breiten 
und tragfähigen Untergrund für das weitere und abſchließende 
gefeßgeberifche Vorgehen zu gewinnen. Zu diefem Zmede werden 
Ihnen zunächft Gefegentwürfe über die Unfallverfiherung der See: 
leute und der bei Bauten befchäftigten Arbeiter zugehen. 

Eine weitere Vorlage, welche den Intereſſen des Handwerker: 
ftandes durch Erweiterung der den Innungen zu verleihenden Be: 
fugniffe dienen fol, ift in der Vorbereitung begriffen. 


*) ©. 2a. . 
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Die Anwendung des Nahrungsmittelgefeges vom 14. Mai 
1879 ftößt in der Praris auf mannigfahe Schwierigkeiten; es 
wird Ihnen ein Gefegentwurf zugehen, welcher zunächſt auf dem 
Gebiete der Berwendung geſundheitsſchädlicher Farben diefe Schwierig⸗ 
keiten zu befeitigen jucht. 

Die geſetzlich vorgefchriebene Revifion des Servistarifs und 
der Claffeneintheilung der Orte wird durch Ihre Mitwirkung zum 
Abſchluß zu bringen fein. Ebenfo werben die noch unerledigt ge 
bliebenen Gejegentwürfe über die Errichtung eines Seminars für 
orientalifge Sprachen und über Yenderung der Gebührenordnung 
für Rechtsanwälte Ihre Thätigfeit in Anſpruch nehmen. 

Die Beziehungen des Deutfchen Reiches zu dem fremden 
Mächten find heute noch diefelben, wie zur Zeit der Eröffnung 
der vorigen Reichstagsſeſſion. Auf Allerhöchſten Befehl habe ich 
die Genugthuung Sr. Majeftät*) des Kaifers fiber die Kund— 
gebungen des Papftes zum Ausbrud zu bringen, durch welche das 
wohlwollende Interefie Sr. Heiligkeit für das Deutſche Reich und 
für deſſen inneren Frieden bethätigt worden ift. Die auswärtige 
Politit Sr. Majeftät des Kaifers ift fortwährend darauf gerichtet, 
den Frieden mit allen Mächten und befonders mit unferen Nadj: 
barn zu erhalten und zu pflegen. Dieſer friedliebenden Politik 
des Kaifers vermag ber Reichstag die wirkſamſte Unterftügung zu 
gewähren, wenn er ſchnell, freudig und einmüthig den Vorlagen 
zuftimmt, welche die fofortige und nachhaltige Stärkung unferer 
defenfiven Wehrkraft zum Zweck haben. Wenn ber Reichstag ohne 
Zaudern und ohne Spaltung den Willen der Nation zum ein: 
mütbigen Ausdrud bringt, gegen jeden Angriff auf unfere Grenzen 
heute und jeder Zeit die ganze Fülle unferer nationalen Kraft in 
voller Rüftung aufzubieten, fo wird der Reichstag ſchon durch feine 
Beſchlüſſe alein und no vor deren Ausführung die Bürgſchaften 
des Friedens weſentlich verftärfen und die Zmeifel befeitigen, welche 
fih an die bisherigen parlamentarifhen Verhandlungen über die 
Vorlagen behufs Stärkung unferer Wehrkraft gefnüpft haben 
fönnen. Se. Majeftät der Kaifer hegt zum gegenwärtigen Reichs— 
tag das Vertrauen, daß feine Beſchlüſſe der nationalen Politik 


*) S. 2b. 
Bismards politiihe Reden. XIT. 27 
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der verbündeten Regierungen eine fihere Unterlage gewähren 
werben, und ſchöpft aus dieſem Vertrauen die Zuverficht, daß bie 
Bemühungen Sr. Majeftät, den Frieden und die Sicherheit Deutid- 
lands zu wahren, von Gott gefegnet fein werben. 

Auf Allerhöchſten Befehl Sr. Majeftät des Kaifers erfläre ih 
im Namen der verbündeten Regierungen den Reichätag für eröffnet. 


Fürft Bismard hat nur ein Mal in die Debatte eingegriffen und 
zwar in ber 


6. Sitzung des Deuffchen Reichstags 
Donnerftag 10. März 1887. 


Bei der zweiten Berathung bes Reichshaushaltsetats für 1887j88, 
einmalige Ausgaben, Capitel 2, Titel 2 führte der Abg. Virchow 
Beſchwerde darüber, daß der dort eingeftellte Betrag von 150000 Mart 
nicht mehr der Afrifanifhen Gefelihaft für ihre wifjenfchaftlichen 
Unternehmungen zur Verfügung geftelt, fondern au weſentlich praf: 
tiſchen Sweden verwendet werde!). Die Antwort gab ihm der Geh. Le: 
gationsrath Krauel. Er ftellte feft, daß die Gelder bisher nicht zur 
Dedung der Koften für das Secretariat und das Bureau der Afri: 
Tanifchen Geſellſchaft verwendet worden feien, fonbern einzig und allein 
zur Unterftügung von Reifenden, die bie Gefellihaft zur Erforſchung 
von Afrika auögefendet habe. Da die Gejelihaft nun im Jahre 1886 
feinen Reifenden nad; Afrifa geſendet habe, fei die Regierung gar nicht 
in der Lage gemwefen, aus ben vorhandenen Mitteln Reifende der Ge 
ſellſchaft zu unterftügen. Wohl aber fei die Regierung mit der Ge: 
fellſchaft übereingefommen, mit Hilfe diefer Gelder eine Durchforſchung 
der terra incognita vorzunehmen, die füblih von dem Kamerunfluk 
bis zum Gampofluß in den beutjhen Schuggebieten bis dicht an das 
Küftenland heranreihe, und zu diefem Zwecke dort eine dauernde wiffen: 
ſchaftliche Station zu errichten. Diefer Vereinbarung entſprechend fei 
der Afrifafonds im laufenden Jahre zur Erfori hung des Hinterlandes 
von Kamerun verwendet worden, während die Errichtung der perma: 
nenten wiflenfhaftlihen Station für das nächſte Jahr in Ausſicht ge: 
nommen fei. Er machte ſowohl über die Ergebnifje der Reifen des 
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mit der Erforfhung des Küſtenlandes betrauten Dr. Zintgraff, als 
über bie Drganifation der beabfihtigten wiſſenſchaftlichen Station nähere 
Angaben und bat den Reichstag, den Fonda auch weiter zu bewilligen. 
Der Abg. Birdom fühlte fih durch dieſe Antwort nicht befriedigt. 
Der Fonds fei außbrüdlich bewilligt zur Förderung der auf bie Er— 
ſchließung Centralafrifas und anderer Ländergebiete gerichteten wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Beftrebungen. Der Küftenftrih von Kamerun aber gehöre 
nicht zu Centralafrifa, und bie gouvernementalen Beftrebungen feien 
feine wiſſenſchaftlichen Beſtrebungen im Sinne des Etatätitel. Das 
feien commercielle Beftrebungen, an fi fehr nüglih und nothwenbig, 
aber feine wiſſenſchaftlichen Beftrebungen, die zur Erfori dung von 
Gentralafrifa beitrügen. Er tabelte ed, daß die Regierung dem Reiſenden 
Flegel, der im Auftrag der Afrilanifchen Geſellſchaft im Niger:Benue- 
gebiete vorgedrungen war, feine Reife aber wegen Erſchöpfung der von 
privater Seite gewährten Mittel nicht hatte fortjegen fönnen, den ers 
betenen Abſchied gewährt habe, ftatt ihm durch Reichsmittel die 
Mögligkeit zu bieten, vom Benue in das Hinterland von Kamerun 
einzubringen. Dies Mal erwiderte Fürft Bismard dem Rebner*): 

Ich bedaure zunächſt, daß bei dem tiefliegenden Standpuntt, 
von dem aus ber Herr**) Vorrebner ſprach, hier feine Aeuße— 
rungen nur fehr unvollfommen und mit Anftrengung zu hören 
waren. So viel aber habe ih vernommen, daß er uns einen 
Vorwurf daraus macht, daß die 150000 Mark Beihilfe zur Förde 
rung ber auf Erſchließung Gentralafrifas und anderer Länder: 
gebiete gerichteten wiſſenſchaftlichen Beſtrebungen nicht wie früher 
für das Nigergebiet, fondern zur Erforfhung des hinter den deut 
ſchen Befigungen in Kamerun liegenden Gebietes durch Verfügung 
des Auswärtigen Amtes beftimmt worden wären. Das Auswärtige 
Amt ift durch feine Andeutung der Theile von Afrifa, welche er- 
forfcht werben follten, in der Verwendung diefer Gelder beichränft 
worden. Es heißt: Das Innere jenes Welttheils. Um dahin zu 
fommen, muß man dod immer irgendwo vom Rande ausgehen, 
und von mwelder Seite man die Sade anſchneiden will, das, 
glaube ih, wird am beften ben Entichliegungen der Erecutiv- 
behörbe***) überlaffen. Natürlich geben wir dabei den Theilen 
den Vorzug, wo wir die Küfte befigen. Die wiſſenſchaftliche Trag⸗ 


*) StB. 56b. 
**) ©. 57a. 
***) StB.: erecutiven Behörde. 
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weite deſſen, was da geleiftet werden kann, wird dadurch gar nicht 
berührt. 

Der Herr Vorredner gab, wenn id ihn ridtig verftanden 
habe, ausbrüdlich zu, daß auch in dem Küftengebiete für Die Willen: 
ſchaft eine erhebliche Ausbeute geihaffen werden könnte. Nun 
handelt es ſich, glaube ich, bei unferen von einander abweichenden 
Standpunkten darum, daß der Herr Vorredner nur die abjtracte 
Wiſſenſchaft, die Regierung aber aud) die angewandte Wiſſenſchaft 
fördern will, die Wiſſenſchaft, die fih auf unfere wirthſchaftlichen 
Verhältnifje, auf den Fortſchritt unjeres Verkehrs in Afrifa und 
der deutſchen Cultur dort bezieht. Gerade diefe wollen wir in 
erfter Linie pflegen. Ich glaube nit, daß man vom nationalen 
Standpunkte aus und daraus einen Tadel machen fann. 

Früher haben ſich die Forfhungen, wie ich ſchon erwähnte, 
auf den Niger und Benue vorzugsweife gerichtet. Dort haben wir 
aber nicht diejenige Unterftügung bieten fönnen, bie wir den willen: 
ſchaftlichen Forſchungen in den Gebieten gewähren können, deren 
Zugehörigfeit*) zu Deutſchland von den übrigen europäijchen 
Nationen anerkannt ift. Die deutihe Forfhung am Benue und 
am Niger hat im günftigften Falle mit dem tolerari posse ?) der 
Engländer, im wahrſcheinlichen Falle aber aud mit gewiſſen rivali- 
firenden engliſchen Intereſſen zu kämpfen gehabt; kurz, wir haben 
dort auf feine andere Unterftügung zu rechnen als diejenige, die 
der Reifende und wiſſenſchaftliche Forſcher in ſich felbft, in feinen 
Mitteln und in den Geldern findet, die ihm mitgegeben werben. 
Bon der Beihilfe einer localen Autorität und überhaupt einer 
ftaatlihen Autorität ift dort nicht die Rede; im Gegentheil, nur 
von Hinderniffen. Ich weiß nicht, welche Ergebnifle die For: 
ſchungen im Niger: und Benuegebiet für die abftracte Wiſſenſchaft 
gehabt haben; für die deutſchen nationalen Beftrebungen aber find 
fie volftändig fruchtlos gewejen. Der Herr Vorrebner hat gewiſſer 
Maßen eine Fälſchung der Intentionen, in melden diefe Ausgabe 
bewilligt worden ift, darin gefunden, daß biefelbe nicht mehr ber 
abftracten Wiſſenſchaft, fondern der angewandten, derjenigen, bie 
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zugleih den deutſchen Handels» und deutſchen Verfehrsintereilen 10. 3. 1887. 
nüglic fein fan, gewidmet worden jei. Ich finde darüber feine 
Vorſchrift. Es ift nicht einmal gefagt: „Nur das Innere Afrikas“, 
Tondern es ift gelagt: „und andere Ländergebiete”. Es hätten 
alfo dieſe Fonds nad) der Beitimmung, die fie laut Beichluß haben 
jollten, eben fo gut außerhalb Afrifas verwendet werben fünnen. 
Ich gehe auf die Sache hier nur des Näheren ein, um den Bor: 
wurf zurückzuweiſen, als hätte die Regierung ſich in ihrer Vers 
wendung nit ftreng und genau an den Sinn gehalten, in welchem 
die Mittel bewilligt worden find, und um an den Reichstag die 
Bitte zu richten, in dieſer Beziehung auch ferner die freie Wahl 
der Regierung bei weiterer Bewilligung von Mitteln nicht bes 
Tchränfen zu wollen, jondern ausdrücklich“) dem zuzuftimmen, daß 
dieſe Forfhungen und die Mittel, durch welche fie möglich gemacht 
werben follen, zwar der Wiſſenſchaft gewidmet werden jollen, dabei 
aber immer bie Nüdwirfung ber damit erzielten Nefultate auf 
unſere nationalen Intereſſen im Auge behalten, womöglich Beides 


verbunden werde. (Braoo! reits.) 


Abg. Virchow erklärte hierauf, daß er keineswegs auf die Er: 
forfhung des Niger: und Benuegebietes einen befonderen Werth Iege, 
mohl aber darauf, daß ber eigentliche Zweck der Erſchließung Central 
afrifas, zu dem der Fonds gegründet morben fei, von ber Regierung nicht 
aufgegeben werde. Der Zufag „und andere Länder”, den ber Reichs: 
Tanzler jet betone, fei erft vor wenigen Jahren hinzugefügt worden, 
und noch bis vor Kurzem fei es immer als eine Art Chrenpflicht 
Deutſchlands angefehen worden, fih aud an der weiteren Erforſchung 
des eigentlichen centralen Afrifa zu beteiligen. Gegenftand feiner 
Beſchwerde fei, daß die Afrikaniſche Gejellichaft, der aus biefem Fonds 
die nothwendigen Hilfsgelder für die Ausfendung der von ihr gewählten 
Reiſenden gewährt werben follten, im Iegten Jahr feinen Pfennig mehr 
befommen habe und vor ber Frage ftehe, ob fie ihre Exiſtenz fortfegen 
ober ihr Bureau auflöfen und ihre Beamten entlajjen folle, um ihre, 
von den einzelnen geographiichen Geſellſchaften Deutſchlands mit großen 
Schwierigkeiten aufgebrachten Mittel für andere Zmede felbftändig zu 
verwenden. Fürft Bismard ermiberte**): 
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Ich würde es lebhaft bebauern, wenn eine Gefellihaft, der 
fo ausgezeichnete Gelehrte angehören, wie der Herr Vorredner, ſich 
auflöfen wollte. Ich kann aber nicht verfpredhen, dazu mitzuwirken, 
daß die Auswahl der Gegenden, melde erforſcht werden ſollen, 
auch ferner der Geſellſchaft anheimgegeben werde. Das Auswärtige 
Amt wird für ihre Mitwirkung fehr dankbar fein; aber es fanı 
feinerfeits auf die Leitung dieſes Gefhäfts nit verzichten. 

Centralafrifa hat der Herr Vorrebner in feinen legten Worten 
nochmals als das Hauptobject feiner Wünfhe und als den Zwed, 
für den allein feiner Angabe nad die Afritanifhe Gefellihaft noch 
beftehen würde, bezeichnet. Ich denke doch, daß der Herr Vor: 
rebner ebenfo wie ich unter Gentralafrifa nicht gerade den matbe: 
matifhen Mittelpunkt von Afrika verftehen wird, fondern im Al: 
gemeinen nur das, was man richtiger, glaube ih, die terra in- 
cognita') von Afrifa nennen könnte. Nun ift merkwürdiger Weile 
das Land hinter unferen Küftencolonien fehr viel unbefannter als 
beifpielöweije das Congo- und andere centralere Gebiete von Afrifa, 
und id) habe das Gefühl gehabt, daß es faft ehrenrührig für unfere 
Zeiftungen auch auf dem Gebiete der Wifjenfhaft wäre, wenn wir 
über das Gebiet, deſſen Küfte wir in Befit genommen haben, un: 
wiffend bleiben und feine Auskunft geben können, fobald es über 
zwei Kanonenfhußweiten von ber Küfte entfernt liegt — oder bis 
auf eine Tagereife, will ich fagen. In das Congogebiet ift man 
allenfalls vorgedrungen, aber weiterhin mit den großen Länder: 
ftreden hinter dem Kamerungebiet, wo wir von feiner Concurrenz 
unjerer engliſchen und franzöfifhen Nachbarn in Afrika irgend eine 
Störung zu beforgen haben, find mir viel unbefannter, als mit 
dem Congogebiet. 

Wir find zum Aufgeben des Dienftes der abftracten Willen: 
{haft und zum Uebergang in den Dienft der angewandten Willen: 
ſchaft nicht ausichließlih aus eigenen Erwägungen veranlaßt worben, 
fondern auch mit durch das Urtheil desjenigen Gelehrten, deſſen 
hervorragende Leiftungen der Herr Vorrebner hier in feinen erften 
Aeußerungen anerkannt hat, und deſſen bedauerliches Schidfal er 
gewiffer Maßen mit auf unjer Conto, in unfere Schuld ſchreiben 
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wollte, als ob er „an gebrodhenem Herzen“ untergegangen wäre in 
Folge der Zurüchaltung, welche ihm gegenüber das Auswärtige 
Amt in der Anwendung der Mittel beobachtet hätte‘); vielleicht 
deshalb, weil er nicht mehr durch die Afrifanifche Geſellſchaft die 
Mittel empfangen follte, fondern direct; — eine Vorſchrift war 
über die Verwendung nicht gemacht. Aber Herr Robert Flegel 
Hat fi in einem feiner Briefe vom 20. April 1883 gerade in 
demfelben Sinne ausgeſprochen, wie ih mir vorhin zu erwähnen 
erlaubte. Er jagt: 

Wenn die deutfche Regierung nicht bald damit beginnt, 
die Entdedungen deutſcher Forſcher praktiſch in irgend einer 
Weife auszunugen, wenn bie deutſche Kaufmannſchaft und 
die Induftrielen Deutſchlands nicht mehr Theilnahme, und 
zwar werkthätige Theilnahme, der deutſchen Forſchung zu: 
wenden und deren Erfolgen mehr Aufmerkſamkeit als feither 
zu widmen fi entfchließen, wenn endlich die deutſche For: 
ſchung felbft in Zukunft nicht mehr Intereffe zeigt, praktiſche 
Erfolge zu erzielen, fo werden wir aud noch fortfahren, 
Opfer an Capital und werthvollen Menſchenleben zum Beten 
anderer Nationen, die uns das wenig Dank wiſſen, zu 
bringen, wie wir es leiber feither gethan haben. 

3h*) glaube, bier ift der Gedanke von Herrn Flegel Harer und 
ſchärfer ausgeſprochen, den ich habe zum Ausdrud bringen wollen. 
Es ift mir in derjelben Klarheit vieleicht nicht gelungen, weil ih 
auf diefen Vorwurf eigentlich nicht gefaßt und in der Sache nicht 
vollftändig orientirt war. 

Ich Tann nur meine Bitte wiederholen: Beeinträchtigen Sie 
die Regierung durch irgend eine Claufel in Bezug auf die Ver- 
wendung nit in ihrem Beftreben, die Refultate, die für die 
Wiſſenſchaft erreicht werden können, dort auf den Gebieten zu er 
reihen, wo praftifhe Erfolge zugleich für Deutſchland und nicht, 
wie Herr Flegel fagt, zum Beften anderer Nationen, aljo am 


*) &. 58b. 

ij Ag. Virchow: „ALS Flegel in einer unglüdlicden Stunde mit ges 
brochenem Herzen und mit volllommen gefnidten Hoffnungen feinen Abſchied 
forberte, da Hat man ihm benfelben gemährt" (StB. 56h). 


10. 8. 1887. 
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Benue zum Beiten der Engländer, die dort Berg ergrirten hab-ı, 

gemacht werden, und ich bitte, feine weitere Clamel als die 

herige der Bewilliaung dieier Summe hinzufügen zu wollen. 
(Bravo! rechts.) 


Der Titel wurde darauf bemilligt. 








Tie Septennatsvorlage wurde vom Reihätag in jeiner 3. Sigma 
am 7. Marz in eriter Berathung ohne erhebliche Tebatte erledigt: in 
zweiter Berathung am V. März wurde $ 1 der Regierungsvorlage 
mit 223 gegen 48 Stimmen, $ 2 mit 247 gegen 20 Stimmen an: 
genommen, in dritter Leſung am 11. März das ganze Geieg mit 227 
egen 31 Stimmen. Tas Centrum übte bei allen Abjtimmungen 
immenthaltung. Die bifientirenden Stimmen waren ſolche ver 
TDeutichfreifinnigen, der Socialdemofraten, der Eljäjler Proteſtler, ver 
elfen, Polen und Dänen. 

FZürft Bismard nahm an den Verhandlungen über das Sep: 
tennat nicht Theil, trat auch nad) dem 10. März während der Dauer 
der Seffion nicht mehr als Rebner auf. Am 18. Juni 1887 ſchloß 
der Stellvertreter des Reichskanzlers, Staatsminijter von Boetticher, 
die Sitzungen mittels einer von ihm verlefenen Allerhöchſten Botigaft 
und einer furzen Anfprahe, in ber er dem Reichätag den Tank des 
Naifers für die Stärkung der vaterländifchen Wehrfraft und die Kräfti- 
gung ber Reichsfinanzen ausfprad. 
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Deutſcher Reichstag. 


24. November 1887 bis 20. März 1888. 
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Gröffnungsfißung des Deuffchen Reichstags 


Donnerftag 24. November 1887. 
Nede des Staatöminifterd v. Boettider*): 
Geehrte Herren! 


Die Wiederaufnahme der Arbeiten des Reichstags fällt in eine 
ernite Zeit. Das ſchwere Leiden, von welchem Se. Raiferlihe und 
Königliche Hoheit der Kronprinz heimgeſucht ift, erfüllt nicht nur 
Se. Majeftät den Kaifer, fondern auch Allerhöhft Deffelben Hohe 
Verbündete und das ganze deutſche Volk mit banger Sorge. Was**) 
menſchliche Wiffenfhaft und Kunft, was forgfame Pflege zu thun 
vermögen, um die drohende Gefahr zu befämpfen, wird nicht ver- 
ſäumt werden.. Unfere Blicke und Gebete aber richten ſich zu Gott, 
nad) deffen Rathſchluß die Geſchicke der Völker, wie des einzelnen 
Menfchenlebens, fih erfüllen. Feftes Gottvertrauen und treue 
Pflichterfüllung find zu jeder und befonders in ſchwerer Zeit die 
bewährten Stügen unferes Volkes geweſen. Sie werden uns auch 
heute befähigen, den Aufgaben, welche den gejeggebenden Körpern 
des Reiches bevorftehen, gerecht zu werden. 

Zoran fteht unter diefen Ihre verfaffungsmäßige Mitwirkung 
bei der Feftftellung des Reichshaushaltsplanes. Der Etat ift 
wiederum unter Bethätigung ftrenger Sparſamkeit und Zurüdtellung 
der nicht unaufſchieblichen Ausgaben aufgeftellt worden. Er zeigt 
eine erfreuliche Beilerung der Finanzlage. Obwohl die Wirkungen 
der in ber vorigen Seffion des Reichstags vereinbarten ausgiebigeren 


*) 6t®. 1a. 
") 6. 1b. 
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Befteuerung des Zuders und Branntweins in ihrem vollen Umfange 
erft den. fpäteren Etatsperioden zu Gut fommen werben, fo läht 
doch ſchon das nächſte Rehnungsjahr einen Ueberſchuß aus dem 
Reihshaushalt erwarten, welcher — jelbft nad) Gegenrehnung der 
Matricularbeiträge — fi) annähernd auf etwa fünfzig Millionen 
Mark beziffert. 

Angefihts diefes Ergebnifjes wird mit der Aufbeilerung des 
Einkommens der im Dienft des Reiches ftehenden Perjonen ein 
Anfang zu machen und zunächſt der vom Reichstage befürmortete 
Wegfall der Wittwen: und Waifengeldbeiträge der Dfficiere und 
Beamten in Ausficht zu nehmen fein. Eine entſprechende Vorlage 
befindet fi) in der Vorbereitung. 

Fehlt es auch auf einzelnen Gebieten des nationalen Erwerbs: 
lebens nicht an Zeichen eines zu erhoffenden Aufſchwungs, jo bes 
findet fi) doch die wichtigfte Duelle unferes wirthſchaftlichen Wohl: 
ftandes, die Landwirthſchaft, in einer bebrohlichen Nothlage. Die 
Preiſe unferer landwirthſchaftlichen Erzeugniſſe, namentlih*) des 
Getreides, find unter dem Drude des Angebots aus fremden, billiger 
producirenden Wirthfchaftsgebieten, obwohl wir uns reicher Enten 
zu erfreuen gehabt haben, fo tief geſunken, daß jede Ertragsfähig- 
feit der Arbeit des deutſchen Landmannes gefährdet erfcheint. Die 
beftehenden Getreidezölfe haben biefem Drude nicht ausreichend zu 
begegnen vermocht. Die bedrängte Lage unferer Landwirthſchaft 
wirft auf die wirthſchaftliche Thätigkeit der gefammten Bevölkerung 
ungünftig zurüd. Unter diefen Umftänden ift eine weitere Er: 
höhung der Getreidezöle von den verbündeten Regierungen ins 
Auge gefaßt worden. Ein biefes Ziel verfolgender Gefegentwurf 
wird dem Reichstage zugehen. 

Die Vorforge Sr. Majeftät des Kaiſers und der verbündeten 
Regierungen ift unausgefegt auf die weitere Entwidelung des Heer: 
wejens gerichtet. Ein Ihnen vorzulegender Gefegentwurf, welcher 
die Landwehr und den Landfturm betrifft, ift beftimmt, eine wefent: 
liche Erhöhung der Wehrkraft des Reichs herbeizuführen. 

Schon in der Allerhöchſten Botfhaft vom 17. November 1881 
ift der dringende Wunſch Sr. Majeftät des Kaijers ausgeiprochen, 
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den Arbeitern, welche durch Alter und Invalidität erwerbsunfähig 
werden, das berechtigte Maß ſtaatlicher Fürforge durch die Gejeh- 
gebung zu ſichern und damit eine weitere Gewähr für die Befeſtigung 
des ſocialen Friedens und für die Stärkung der nationalen Arbeits: 
kraft zu gewinnen. Nach ber ſchrittweiſen Weiterführung der für 
die genoſſenſchaftliche Gliederung unferes Ermerbslebens grund» 
legenden Unfallverfiherungsgefeggebung ift es nunmehr möglich 
geworden, die mit befonderen Schwierigleiten verfnüpfte Aufgabe 
ihrer Löſung fo weit näher zu führen, daß die Ausarbeitung eines 
Gefegentwurfs über die Alters: und Invalidenverſicherung der 
Arbeiter vorliegt. Se. Majeftät der Kaifer hofft, daß der Entwurf, 
nachdem die Grundzüge für denfelben ber öffentlihen Erörterung 
unterftelt und ber befonderen Prüfung jachverftändiger Kreife über- 
geben worden find, Ihnen noch in diefer Seffion wird vorgelegt 
werben fünnen. Daneben wird nicht verabjäumt, die weitere Aus- 
dehnung der, wie mit Genugthuung hervorgehoben werden darf, 
je länger defto ſegensreicher wirkenden Unfallverfiherung auf die 
derſelben bebürftigen Theile der Bevölkerung im Auge zu behalten. 

Das gegenwärtig geltende Gejeg über die Erwerbs und 
Wirthfchaftsgenofienshaften beruht auf dem Grundfag ber vollen 
Gefammthaft aller Mitglieder. Die Erfahrung hat ergeben, daß 
die Nothwendigfeit, ſich dieſer Haftform zu unterwerfen, ber wünſchens⸗ 
werthen Fortentwidelung des Genoſſenſchaftsweſens Hinderlich ift 
und die beitretenden Mitglieber nicht felten einer unverhältnigmäßigen 
Gefährbung ihrer wirthſchaftlichen Lage und Selbftändigkeit ausfegt. 
Dem zu Folge, und da aud) die Einzelbeftimmungen bes Geſetzes in 
manden Punkten einer*) Aenderung und Vervollitändigung be— 
dürfen, wird Ihnen ein Gejegentwurf zugehen, welder die Ver— 
hältniffe der freien Genoffenfchaften regeln und insbejondere die 
Bildung von Genoſſenſchaften mit beſchränkter Haftpflicht der Mit- 
glieder ermöglichen joll. 

Die Anwendung des Nahrungsmittelgeieges auf den Verkehr 
mit Wein begegnet in ber Praris mannigfachen Schwierigfeiten. 
Diefelben find bereits wiederholt im Reichstag Gegenftand der 
Verhandlungen gewejen. Es wird Ihnen ein Gejegentwurf vor- 


*) ©. 2b. 
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zmumı erlegen zu innen. 










St des Kaiſers it mit Er: 
en Erbaltung ibre Aurache 
bangen zu allen Mächten, 
i 'e zu beieitigen, welche den Zwed 
ch. zubengen und ungerechten Angriñen 
zu treten. Des Deutihe Reich hat feine aggrei: 
die duch ñegreiche Kriege 
beirierizt werden ernten. Die undritlide Reigung zu Ueberfällen 
benattarter Voller it dem deutihen Charakter fremd, und die 
Veriañung jowchl wie die Hrereseinrihtungen des Reichs find nicht 
darauf beresnet, den Frieden unierer Nachbarn durch willfürliche 
Anarifre zu ftören. Aber in der Abwehr jolder und in der Per: 
tbeivigung unterer Unabhangigkeit ind wir Hark und wollen wir 
mit Gottes Hilfe jo itarf werden, dab wir jeder Gefahr ruhig 
entgegeniehen konnen. 
Auf Alerhohiten Beiehl Sr. Majeftät des Kaiſers erfläre 
id) im Namen der verbiindeten Regierungen den Reichstag für 
eröftnet. 





Terziz 
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Das Yahr 1887 ftand mehr ala jedes vorhergehende unter dem 
Zeichen eines drohenden Krieges. Zwar mußte General Boulanger, 
der feit feinem Eintritt in das Minifterium ben Gedanken an bie 
Revande in dem franzöfifchen Volke immer aufs Neue anzuftacheln 
verftanden hatte, Ende Mai feinen Platz räumen, aber dur bie An- 
nahme feiner militärifhen Reformpläne wurde dem franzöfiihen Heere 
eine neue anſehnliche Verſtärkung zugeführt. Mehrmals im Laufe des 
Jahres drohte der Ausbruh des Krieges, das erfte Mal, ala ber 
franzöfifhe Grenzbeamte Schnäbele, der ſchon längft wegen feiner 
Verbindung mit den Französlingen in Elfaß-Lothringen den reiche: 
ländiſchen Behörden verdächtig war, am 20. April 1887 von deutſchen 
Geheimpoliziften abgefaßt wurde, ala er eben die Grenze überfchritten 
hatte, um mit einem deutſchen Grenzbeamten ſich in einer dienſtlichen 
Angelegenheit zu beſprechen; das andere Mal im Herbft, als ein zur 
Grenzbewachung gegen Wilddieberei commandirter Soldat Namens 
Kaufmann einen franzöfiichen Waldhüter Brignon, ber im Gefolge 
einer franzöfifchen Jagdgeſellſchaft die Grenze überfhritten und ben 
Haltruf des Grenzioldaten nicht beachtet hatte, erſchoß und einen Offi— 
cier vermunbete. Beide Male braufte das franzöfiiche Nationalgefühl 
mädtig auf, und die Blätter ber Vatriotenliga forberten in gereiztem 
Tone die Kriegserflärung als bie allein mögliche Form der Sühne für 
die dem franzöfifchen Namen zugefügte Schmach. Beide Male aber 
zeigte bie friebliebende deutſche Regierung fo unzweideutig die Abſicht, 
den Frieden mit Frankreich aufrecht zu erhalten, daß die franzöfiſche 
Regierung fi) in den Augen Europas felbft ins Unrecht geſetzt hätte, 
wenn fie bem Kriegsgeſchrei einer zügellofen Preſſe Folge geleiftet 
hätte. Bald nad dem zmeiten Grenzconflict wurde Frankreich durch 
innere Wirren ftarf in Anfpruch genommen, bie aber, wie alle Partei: 
lämpfe in Frankreich, leicht den Anftoß zu einer Friegerifchen Verwicke⸗ 
lung bieten konnten. Präſident Gr&öoy war der Kriegäpartei fchon 
längft ein Dorn im Auge, weil er allen Verfuden, den Revanchekrieg 
zu entzünden, ſtets an ber entſcheidenden Stelle mit Entſchloſſenheit 
entgegen getreten war; die Entfernung Boulangers aus dem Mini: 
fterium war für die Patriotenliga eine töbtliche Beleidigung, zu beren 
Sühne fie den Sturz Grévys betrieb. Durch eine gegen Groͤvys 
Schwiegerſohn Wilfon gerichtete Intrigue zwang man ben Präfibenten 
ſelbſt zur Demiffion, und nun ftand allerdings auf einige Zeit der 
Friede „auf des Mefferd Schneide". Wäre in diefem Augenblid der 
von der Kriegapartei und den Radicalen unterftügte Freycinet zum 
Präfibenten gewählt worden, fo war der Ausbruch ded Kriegs wahr: 
ſcheinlich genug. Aber in einer Vorwahl, die bie republifanifchen Par: 
teien mit einander abhielten, fiel die relative Majorität nicht auf Frey: 
cinet, fendern auf Ferry, den Candidaten der Opportuniften, den 
aud die Rechte zu unterftügen bereit war, und nächſt dieſem ver: 





2 der Ei! Ferrys ofen mit dem Straßenfar: 
5 ta für anzeeigt, nom feiner Candidatur 







Ariessparrei fukise fich in ihrem friebeftörenzer. 
ze durh die Halrung Rubiands. Immer feindiel: 
re des Jahres 1857 die Sprache der ruifichen Blatter, 
ch der unabhängigen Zeitungen, ſondern aud berjenicen 

Esrgane, die — mie aligemein befannt war — nahe Beziehungen 
mit ven leitenden Reaierungskreiien in St. Petersburg unterhielten. 
Gebeaiñge Maßregeln der Kegierung gegen die Deutichen in Russland, 
2 ng der Interefien von Ausiındern, die, wenn fie auch nit: 
ausprudii gegen Teutihe gerichtet war, doch im gegebenen Falle a::& 
deutiche Unterthanen treiten mußte, ließen darüber feinen Zweifel, dar 
in den mahaebenden Nreiien eine Verftimmung vorhanden war, die 
mehr und mehr den Charakter der yendihaft annahm. Die frühere 
Freundihaft zwiihen Teutihland und Rußland, die Frucht gemeiniamer 
Kampie und vieliader dynaftiiher Verbindungen, hatte ihre erite Trü— 
bung durch den Berliner Congres erfahren. Nach ruſſiſcher Anſchauung 
hatte Furft Bismard, der als „ehrlicher Makler“ es unternahm, vie 
mideritreitenden Intereſſen der betheiligten Großmädte zu verjöhnen, 
für Hußland zu wenig durcgeir insbeiondere machte ihm die ruffiſche 
Preiie zum Vorwurf, daß er Leiterreih den Befit von Bosnien und 
Herzegowina verihafft habe. Der deuten Diplomatie war es leicht, 
die Unmahrheit nachzuweiſen. Die „Norddeutſche Allgemeine Zeitung“, 
deren fih Fürft Bismard als eines officiöfen Sprachrohrs bediente, 
ſtellte zur nicht geringen Weberrafhung ber in die diplomatiſchen Ge: 
heimnifje Nichteingeweihten feft, daß die Abtretung von Bosnien und 
Herzegowina Leiterreid ſchon im Januar 1877 noch vor Ausbrud des 
turtijch⸗ ruſſiſchen Krieges im Reichſtadter Vertrag ald Preis feiner Neu: 
tralität zugejagt worden war, daß mithin der Berliner Congreß nur 
die vollendete Thatſache anzuerkennen hatte. Mochte die ruſſiſche Prefie 
noch jo fehr biefe Behauptung beftreiten und fie ala ein Hirmgefpinnit 
ober aud eine Verbädtigung der öſterreichiſchen Politif behandeln, fo 
murbe fie doch durch die Erklärungen, die Minifterpräfident Koloman 
Tis za im ungarifhen Unterhaus am 21. Mai abgab, als unwiber: 
ſprechlich wahr erwieſen. 
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Wenige Tage fpäter (24. Mai) wurde ein Ukas vom 14. März 
veröffentlicht, der die Rechte der Ausländer in allen weftlihen Pro- 
vinzen auf das Schnöbefte verlegte. Danach dürfen Ausländer Immo: 
bilien und Rechte auf deren Benugung nicht außerhalb der Hafenpläße 
und Städte erwerben. Die Erbſchaft von Immobilien in gerader De: 
feendenz und zwifchen Eheleuten ift gefegmäßig geftattet, falls der Erbe 
in Rußland vor Veröffentlihung des Ukas angefievelt war, anderen Falls 
muß der Ausländer nad breijähriger Frift feinen Befig an Ruſſen 
verlaufen; geſchieht dies nicht, fo wird das Eigenthum meijtbietend 
verfauft und der Erlös den Erben übergeben. Da nad) einer fpäter ver- 
öffentlichten amtlichen Zufammenftellung in Ruſſiſch⸗Polen 29370 Preußen, 
3040 Defterreiher und nur 77 Angehörige anderer Staaten Grund: 
beſitz hatten, jo war Mar, daß die Maßregel in Deutſchland als eine 
durch Nichts gerechtfertigte Feindfeligfeit empfunden werden mußte. 
Die deutſche Preſſe ließ es an bitterer Kritif nicht fehlen, und nicht 
mit Unrecht wies man darauf Bin, wie gefährbet die deutſchen Inhaber 
ruſſiſcher Papiere fein, wenn der zuffiide Staat ſich mit folder 
Leichtigkeit über die wohlerworbenen Rechte der Ausländer hinwegſetze. 
Hatte fon diefe Preferörterung die Wirkung, daß der Cours ber ruffi- 
ſchen Papiere und des Papierrubels beveutend ſank, fo rief die im 
November erfolgende Erklärung der Reichsbank und der Preußiſchen 
Seehandlung, daß fie fortan ruffiide Papiere nicht mehr beleihen 
würden, eine fürmlihe Panik unter den Befigern ruffiiher Papiere 
hervor, die zu einer gewaltigen Abftoßung diefer Obligationen führte 
und zu einer Erſchütterung des ruffiihen Credits, die den Friedens: 
beftrebungen Deutſchlands zu Statten am. Daß Rußland, ohne förmlich, 
zum Kriege ſchon entichlofjen zu fein, doch die Möglichkeit eines Krieges 
ins Auge faßte, das fchienen bie ausgedehnten Truppenverfchiebungen 
anzubeuten, dur die die weſtlichen Provinzen in einer mit frieblichen 
Abfihten faum zu vereinbarenden Weife mit Truppen geradezu über: 
füllt wurden. Den eigentlichen Grund der Verftimmung ber ruffiihen 
Regierung kannte Niemand in Deutſchland; die Haltung, die Deutſch- 
land ben bulgarifhen Dingen, der Wahl und Erhebung des Fürften 
Ferdinand gegenüber eingenommen hatte, ftand durdaus im Ein: 
Hang mit den Feftfegungen bes Berliner Vertrags, und mit Bereit: 
willigfeit unterjtügte Fürft Bismard alle diplomatifchen Schritte, bie 
Rußland zur Wahrung feiner Anfprühe in Bulgarien ober bei ber 
Pforte für nothwendig hielt. Und doch erging fih die ruffiihe Preſſe 
in lauten Klagen über deutſche Doppelzüngigfeit, und ſelbſt vom Czaren 
Alerander III. ging unmiberfprohen durd die Preſſe die Nachricht, 
daß er dad Vertrauen zu der Berliner Politit verloren habe. Ein 
glücklicher Zufall half der Wahrheit an den Tag. Der Czar Hatte 
mit feiner Familie einen Befuh bei feinen bäniihen Verwandten ge: 
madt, ohne auf der Reife nach Kopenhagen deutſchen Boden berührt 
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entlich verbreiteten dintihe und rumihe Bi. 
Beh der Ezat auch auf der Rückreiie den dur Deut” 
Gebiet fuhren Landweg vermeiden werde. mührend andererieis 
deutisen Blattern die Bermuthung einer Begegnung der beiden N. 
in Stettin oder Tanıta meiit mit einem Eifer aufrecht erhalten wurd 
der bewies, wie viel Gewicht man diesieits auf die Wiederhernte 
freundlicherer Beziehungen legte. Tie Erkranfung der Kaiterlit 
Kinder zwang die ruhen Majertäten, den Aufenthalt in Kovenhz, 
auf eine largere Zeit auszudehnen, als beabñchtiat wer, und uls v 
Hudreiie angetreten werden konnte, mar ichon der Spätherbit mit 
Zturmen hereingebrochen, der eine Seereiſe umtärblih mache. 
blieb fein anderer Weg als der durch Deutihland, und wenn der C: 
den alten Kaiier nicht geradezu beleidigen wollte, jo mußte er ihm 
feiner Hauptitadt einen Beiuh abitatten. Daß die vanilaviitidx: 
Bmeden dienende Treiie, der der Beiuch in Berlin zumiber war, 
bald fich beilifien zeigte, jede Möglichkeit einer günftigen Cimmirkur. 
des bevoritehenden Beiuds auf die politiihen Beziehungen abzuleugnen, 
darf als ein Beweis ihres boſen Gewiſſens betrachtet werden. Zu der 
Zujammenfunft der beiden Kaifer, die am 18. November flattfand, war 
auch Fürft Bismard von Friedrichsruh „auf Befehl des Kaijers“ in 
Berlin eingetroffen. Er ließ den Czaren um eine Unterrebung bitten, 
und ihr Ergebnik war für beide Theile überraihend. Der Czar erbob 
bittere Klagen über die Politik Deutſchlands und namentlich über die 
feindliche Haltung, die Fürft Bismard in der bulgarifhen Frage be: 
obachte, und berief fi, ald der Kanzler dem miberfprad, auf Docu⸗ 
mente, bie feine Behauptung unmiberleglich erwieſen. Die Beweisjtüde 
des Garen waren gefälſchte Briefe des Prinzen Ferdinand von Coburg 
an die Gräfin von Flandern und ein gefälſchtes Schreiben des deutjchen 
Botſchafters in Wien, des Prinzen Neuß. Fürſt Bismard ließ fie 
im „Reichsanzeiger“ am 31. December mit ber Bemerkung veröffent: 
lichen, daß, wenn diefe Actenftüde echt geweſen wären, Rupland in 
der That Necht gehabt haben würde, den Fürften Bismard boppel: 
züngiger Politit anzuflagen. Damit dienen auch biefe Wolken zer: 
ftreut zu fein. 

Aber es galt auch, der Welt zu zeigen, daß Deutſchland durch 
Allianzen mit Tefterreih und Jtalien gerüftet fei, jede Friedensſtörung 
in Guropa durch einen franzöfifchen oder ruffifchen Angriff zurüd: 
äumeifen. Daß ein Bundnißvertrag zwiſchen dem Deutihen Reiche 
und Oeſterreich feit längerer Zeit beftand, dem aud) Italien beigetreten 
mar, wußte man, feinen Inhalt aber kannten nur die eingeweihten 
Nreife der Diplomatie. Daß der Bund nur den Schuß des Friedens 
bezwede, war bei der wieberholt von amtlicher Stelle aus gegebenen 
Verfiherung faum zu bezweifeln, gleichwohl fand es die europäifhe 
KAriegspartei in ihrem Intereſſe, immer wieder ben Frieden Europas 


au hben. 
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ala gefährbet zu bezeichnen, fo lange die große „Verſchwörung“ ber 
in der Tripelallianz vereinigten Mächte beftehe. Um allen biefen 
Zweifeln an den rein befenfiven Intentionen des Bündniffes ein Ende 
zu machen, entſchloſſen fi die Regierungen Deutſchlands und ber 
oͤſterreichiſch⸗ ungariſchen Monardie, ven Tert des am 7. Detober 1879 
geſchloſſenen Vertrags zu veröffentlichen, was gleichzeitig am 3. Fe: 
bruar 1888 durch die amtlichen Blätter in Berlin, Wien und Peſt 
geſchah '). 





Mittlerweile war am 24. November 1887 der Deutſche Reichstag 
eröffnet worden. Mit ernften Worten gedachte die von Minifter 
v. Boettiher verlefene Thronrede au der auswärtigen Politik, aber 
während fonft in derartigen Kundgebungen die Verfiderung nicht fehlte, 
daß alle Mächte Europas von der Abfiht, den Frieden aufrecht zu 
erhalten, erfüllt feien, wurde die8 Mal nur die Friedensliebe Deutſch- 
lands ſtark betont, aber auch mit Entfchlofjenheit erklärt, daB Deutfch- 
Iand jeden willkürlichen Angriff auf feine Unabhängigkeit abweifen werde 
und zu biefem Zmede ſich fo ftarf maden wolle, daß es jeder Gefahr 
ruhig entgegenfehen fönne. Die in dieſen Worten angefünbigte neue 
Heeresvorlage wurde am 9. December dem Reichstag übermiefen ala 
Gefegentwurf, betreffend Aenderungen ber Wehrpflicht. Er 
behandelte in vier Abfchnitten Landwehr, Erfagreferve, Seewehr und 
Maorineerfagmwehr und Landfturm und traf im Einzelnen folgende Be- 
ftimmungen: 

Die Landwehr wird in zwei Aufgebote eingetheilt; der Dienft 
in der Landwehr erften Aufgebot3 dauert fünf Jahre, der Eintritt in 
diefelbe erfolgt nad; abgeleifteter Dienftpflicht im ftehenden Heere. Die 
Verpflihtung zum Dienft in der Landwehr zweiten Aufgebot? bauert 
bis zum 31. März desjenigen Kalenderjahres, in welchem der Pflichtige 
das neunundbreißigfte Lebensjahr vollendet. Der Eintritt in ‚die Land: 
wehr zweiten Aufgebots erfolgt nach abgeleifteter Dienftpflicht in ber 
Landwehr erften Aufgebots, für Crfagreferviften nach abgeleifteter Er— 
faßrefervepflicht. Die zur Landwehr zweiten Aufgebots gehörigen Per: 
onen dürfen im Frieden zu Uebungen und Controlverfammlungen nicht 
herangezogen werden und bedürfen zur Auswanderung feiner beſonderen 
behörblihen Erlaubniß. — Die Erfagreferve dient zur Ergänzung 
des Heeres bei Mobilmadungen und zur Bildung von Erfaßtruppen- 
theilen. Ihr find jährlich fo viel Mannfhaften zu überweilen, daß 
mit fieben Jahresclaſſen der erfte Bedarf für die Mobilmahung bes 
Heeres gebedt wird. In erfter Linie find ihr diejenigen Perfonen zu 
übermeifen, welche zum Militärbienft tauglich befunden, aber ala Weber: 


2) ©. ben Text bed Vertrags im Anhang, ©. 486 ff. 


9. 12. 1887. 


436 VL Deutſcher Reichstag. 24. Rovember 1887 bis 20. März 1888. 


zählige, das ift wegen hoher Loosnummer nicht zur Einftellung gelangt 

. Der weitere Bedarf ift zu entnehmen aus ber Zahl derjenigen 
tauglihen Militärpflihtigen, deren häusliche Verhältnifie die Befreiung 
von ber activen Dienftpfliht zur Folge gehabt haben, ferner aus ber 
Zahl der bedingt Tauglihen und ber zeitig Untaugliden. Die der 
Erſatzreſerve übermiefenen Perfonen gehören zu den Mannidaften des 
Beurlaubtenftandes, können alljährlih einmal zu den Frühlingscontrol- 
verjammlungen herangezogen werben und find im Frieden zur Ableiftung 
von drei Webungen in der Dauer von zehn, ſechs und vier Wochen 
verpflichtet. Die Erſatzreſervepflicht dauert zwölf Jahre und rechnet 
vom 1. October des erſten Militärpflichtjahres ab. Nach Ablauf der 
Erſatzreſervepflicht treten die Erfagreferviften, welche geübt haben, zur 
Landwehr zweiten Aufgebot3, die übrigen Erfagreferviften zum Land: 
fturm erften Aufgebois über. Die biöherige Eintheilung in Erſatz 
reſerve erfter und zweiter Clafje wird aufgehoben. Sämmtliche bisher 
der zweiten Glafje zu übermeifenden Mannſchaften find fortan dem 
erften Aufgebot des Landfturms zuzutheilen. Entſprechende Beftim- 
mungen mutatis mutandis gelten für die Marine und die Marine: 
erfaßreferve. — Der Landfturm hat die Pflicht, im Kriegsfalle an 
der Vertheidigung des Vaterlandes Theil zu nehmen; er kann in Fallen 
außerordentlichen Bedarfs zur Ergänzung des Heeres und der Marine 
herangezogen werben. Cr befteht aus allen MWehrpflihtigen vom voll: 
enbeten fiebzehnten bis zum vollendeten fünfundvierzigften Lebensjahre, 
die weder dem Heere noch der Marine angehören, und wird in zwei 
Aufgebote eingetheilt. Dem erften Aufgebot gehören die Lanbfturm: 
pflihtigen bis zum 31. März desjenigen Kalenderjahres an, in welchem 
fie ihr neunundbreißigftes Lebensjahr vollenden. Der Aufruf des Land: 
fturms erften Aufgebot3 erfolgt durch die commandirenden Generale, 
bei unmittelbarer Kriegsgefahr im Bedarfsfalle dur die Gouverneure 
und Commanbanten von Feltungen, der des Landiturms zweiten Auf: 
gebot3 durch Kaiferlihe Verordnung, bei unmittelbarer Kriegsgefahr 
im Bebarfsfale durch die vorhin genannten Offiziere. Der Aufruf 
des Landſturms erften oder zweiten Aufgebot erfolgt, von den jüngften 
beginnend, nad; Jahresclaſſen, die Aufgerufenen unterliegen den Militär: 
ftrafgefegen und der Disciplinarftrafordnung. Im Frieden unterliegen 
die Landſturmpflichtigen feiner militärifhen Controle und Uebung. Der 
Zandfturm ift in einer für jede militärische Verwendung geeigneten Art 
zu bewaffnen, auszurüften und zu befleiven. 

Beigegeben war dem Entwurf folgende 





Begründung. 


Nachdem die allgemeine Wehrpflicht bei allen großen europäi- 
ſchen Eontinentalmäcdhten eingeführt worden ift, haben ſich die Kriegs: 
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ſtärken ber einzelnen Armeen im Verhältniß zu einander weſentlich 
verſchoben. Entſcheidend für dieſelben ift die grundlegende Ber 
fimmung, wie viele Jahrgänge waffenfähiger Männer zum Kriegs- 
dienft aufgeboten werben ſollen; und fo iſt jeder Staat in dem 
Maße im Nachtheil, ala er die Zahl diefer Jahrgänge be: 
ſchränkt. 

Das deutſche Heer auf Kriegsftärke ſetzt ſich aus zwölf Jahres- 
clafjen dienftpflictiger Männer zufammen, während zum Beifpiel 
in Rußland fünfzehn und in Frankreich zwanzig Jahrgänge hierfür 
verfügbar find. Zwar fann in Deutſchland auf ben Landfturm 
— das ift auf alle Wehrfähigen vom vollendeten 17. bis zum 
vollendeten 42. Lebensjahre — zurüdgegriffen werden, aber dieſe 
unorganifirte Maſſe fommt für die Zeit der erften entſcheidenden 
Operationen nicht in Betracht; und auch fpäter bleiben diefe loſen 
Verbände feitgegliederten Truppen gegenüber minderwerthig. Im 
Hinblid auf die außerhalb Deutſchlands geſchaffenen Verhältniffe 
wird fi das deutſche Vol der Ueberzeugung nicht verſchließen 
tönnen, daß feine Kriegsmacht der Größe des Reichs und ber Zahl 
feiner Bevölkerung nicht mehr entſpricht. 

Hierzu fommt, daß das Reich nad) feiner geographifchen Lage 
dem gleichzeitigen Angriff ftarfer Heere auf zwei Fronten ausgefeßt 
ift. Diefer Bedrohung gegenüber fehlt das fefte Fundament für 
die Eriftenz und die Fortentwidelung Deutſchlands; feine Sicher: 
heit hängt von feiner Stärfe ab, und diefe muß größer fein, als 
fie es zur Zeit ift. 

Soldem unhaltbaren Zuftand ein Ende zu maden, ift der 
Zwed des vorliegenden Geſetzentwurfs; es bedarf zu feiner Ver- 
wirflihung wohl nur des Appells an ben Patriotismus bes deutſchen 
Volkes, welches das Vaterland, nachdem es geeint, auch ungefchmälert 
erhalten wiſſen will, 

In Anlehnung an die frühere MWehrverfafjung Preußens, wie 
fie aus ber Opferfreubigfeit der Bevölkerung heraus ſich entmwidelt 
hatte, beabfichtigt der Gefegentwurf, für die Landwehr ein zweites 
Aufgebot wieder herzuftellen und damit die Dienftpflit bis zum 
39. Lebensjahre zu verlängern. 

Hiermit werden ſechs bisher dem Landfturm angehörige Jahr: 
gänge für bie Zeit großer Gefahr ſofort bereit geftellt, eine An— 
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Arengung, melde feinem Betheiligten zu groß erſcheinen wird, werr 
gilt, in den Kampf für untere Unabhängigfeit einzutreten. 

Tas Kriegsheer beiteht hiernach fünftig aus dem ſtehenden 
Heer sactiver Tienftitand und Reierve) und ber Landwehr eriten 
und zweiten Aufgebots und erhält jeine Ergänzung und Beritärfun: 
aus der Eriagreierve und dem Landſturm. Von dieien Beiden ic. 
die erftere durch anderweitige Regelung ihrer Dienitverhältniwe, 
der legtere durch Theilung in zwei Aufgebote und Zuweiſung weiterer 
Jahrgänge für die ihnen zuiallenden Aufgaben mehr befähigt werden. 
Für den Landiturm ift hierbei die Alterögrene vom vollendeten 
42. bis zum vollendeten 45. Lebensjahre hinausgejchoben und damit 
dem feiten Entihlus Ausdrud gegeben worden, daß zur Berthei: 
digung des Vaterlandes jeder noch rüftige deutihe Mann beruien 
und verfügbar ift. 

Die Laften, welde dem Einzelnen aus ber Neuregelung der 
Wehrpfliht erwachſen, find im Frieden gering; es tritt zwar für 
die Landwehr zweiten Aufgebots eine militärifhe Controle ein, 
aber Uebungen und Eontrolverfammlungen finden nicht ftatt. Die 
militärijche Controle ift nothwendig, um eine fortlaufende Weber: 
fiht über den Beftand und die Vertheilung an Landwehrpflichtigen 
zweiten Aufgebot zu gewinnen, damit danach die Aufftellung der 
Kriegsformationen vorbereitet und im Bebarfafalle unverzüglich ins 
Wert gejegt werden kann. Dem Landfturm follen irgend welde 
militärifchen Verpflihtungen im Frieden überhaupt nicht erwachſen 

Von diefen Grundgedanken geht der Gejegentwurf in feinen 
beftimmenden Gefihtspunften aus, indem er zugleih die in ihm 
vorgeihlagenen Veränderungen in ber Drganifation des Kriege: 
heeres entſprechend auf die Kriegsmarine überträgt. 


Die durch das Geſetz zu erwartende Vermehrung der Bureaufonds 
wurde auf jährlich circa 150000 Mark, die aus der Neubefchaffung, 
Abänderung und Ergänzung der Militärpapiere erwachſenden einmaligen 
Roften auf 250000 Mark veranlagt; über die für Belleivung, Aus: 
rüftung und Bewaffnung entftehenden Koſten wurden weitere Mit: 
theilungen vorbehalten. 
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Die erfte Beratung des Gefegentwurfs fand in der 13. Sitzung 
des Reichstags am 16. December 1887 ftatt. Nachdem der Kriegs: 
minifter unter fcharfer Hervorhebung ber drohenden Gefahr eines An: 
griffskrieges als der Frucht der unabläffigen Aufftachelung der Leiden: 
ſchaften bei den Nachbarn Deutſchlands die Annahme des Entwurfs 
befürwortet hatte, fprachen fi) die Vertreter faſt aller Parteien — 
die ſocialdemokratiſche allein ausgenommen — zu Gunften ber vor: 
geſchlagenen Abänderung der Wehrverfafjung aus. Doch wurde die 
Verweiſung an eine Commilfion von 28 Mitgliedern beſchloſſen. Cin 
principieller Widerſpruch gegen den Inhalt der Vorlage wurde in der 
Commiffion von feiner Seite erhoben. Wenn man au nit das Ge- 
wicht ber durch das Geſetz eintretenden Vermehrung ber militäriſchen 
Laſten verfannte, jo ſah man doch in der vollen Ausnugung der Wehr: 
Traft des Landes ein weſentliches Mittel zur Erhaltung des Friedens 
und mar deshalb alljeitig bereit, lieber die Militärlaft des Landes von 
Neuem zu erhöhen, als einen Zuftand beftehen zu lafjen, in weldem 
nad den Erklärungen der Führer des deutſchen Heeres das Deutiche 
Reich nicht in dem feiner Leiftungsfähigkeit entiprehenden Maße allen 
Möglichkeiten gewachſen war. Die hervortretenden Meinungsverſchieden⸗ 
heiten befchränkten fi danach auf einzelne Beftimmungen des Gefeges, 
und bie geftellten Anträge bezwedten nur, ohne Schädigung bes Haupt: 
zwecks ber Borlage, deren Einzelheiten möglichft wenig brüdend für 
die Wehrpflihtigen zu geftalten !). 

Am 31. Januar 1888 ließ der Reichskanzler dem Reichstag den 
Entwurf eines Geſetzes, betreffend die Aufnahme einer Anleihe 
für Zwecke der Verwaltung des Neihsheeres, zugehen, durch 
welchen die Ermädtigung zur Aufnahme einer Anleihe im Betrag von 
278335562 Mark nachgefuht wurde, die laut der beigegebenen Be- 
gründung zur friegsmäßigen Drganifation und Ausrüftung vermendet 
werben follte. Es mar eine Mafregel weiſer Vorficht, ſchon im Frieden 
Alles vorzubereiten, was im Krieg nothmendig wird. „Die Zeit für 
die Vorbereitungen zur Abwehr eintretender Kriegsgefahr” — fo heißt 
es in der Begründung — „ist uns unter heutigen Verhältniſſen Inapp 
zugemeſſen. Sie reiht nicht aus, um Kriegämaterial in nennenswerthem 
Umfange zu beſchaffen. Wir haben mit der Wahrſcheinlichkeit zu 
rechnen, daß wenige Tage nach erfolgten Mobilifirungsbefehl die Feind- 
feligfeiten beginnen und daß menige Wochen fpäter ber entſcheidende 
Zufammenftoß der Mafjen erfolgt. Nur ein einer Theil des Kriegs: 
bebarf3 kann in ber Zwiſchenzeit durch Kauf oder duch Requifitionen 
auf Grund des Kriegäleiftungsgefeges im Lande beſchafft und recht: 
zeitig an die Bedarfspunkte beförbert werben, zumal bie Eifenbahnen 
durch Truppenbeförberungen faft ganz in Anſpruch genommen find. 


') Bgt. Bericht der X. Commiffion, StB. Anl. Nr. 99 &. 4946 ff. 
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Alles übrige Material, deſſen die Militärverwaltung zur Iriegsbereiten 
Aufftellung des Heeres bebarf, muß im Frieden vorräthig gehalten 
werden und ift für die geplante Heereäverftärfung infoweit neu zu be: 
ſchaffen, als es nicht Dedung in bereits vorhandenen Beftänden findet !).“ 

Das Anleihegefeg ftand zur erfien, das Wehrgejeg zur zweiten 
Beratfung auf der Tagesordnung ber 


30. Sitzung des Deuffchen Reichstags 
Montag 6. Februar 1888. 


Als Erſter nahm Fürft Bismard das Wort zu der folgenden 
hochpolitiſchen Rebe”): 

Wenn ich heute das Wort ergreife, jo ift es nicht, um die 
Vorlage, die der Herr Präfident eben erwähnte, Ihrer Annahme 
zu empfehlen; ich bin nicht in Sorge darüber, daß fie angenommen 
werden mwirb, und id) glaube nicht, daß ich irgend Etwas dazu hei- 
tragen könnte, die Mehrheit, mit der fie angenommen wird, und 
auf die allerdings im Inlande wie im Auslande ein hoher Werth 
zu legen ift, zu fteigern. Die Herren werden in allen Fractionen 
darüber ihren Sinn feftgeftellt haben, wie fie ftimmen werden, und 
ich habe das volle Vertrauen zum Deutſchen Reichstag, daß er dieje 
Steigerung unferer Wehrfraft zu einer Höhe, auf die wir im Jahre 
1867 bis 1882 allmählich) verzichtet haben, daß er die uns wieder: 
geben wird, nicht in Anfehung der augenblidlihen Lage, in der 
wir uns befinden, nicht in Anfehung der Befürchtungen, die heut 
zu Tage die Börfe und bie öffentlihe Meinung bewegen können, 
fondern in vorausfichtsvoller Beurtheilung der Gefammtlage Europas. 
Ich werde beshalb, wenn ich das Wort ergreife, mehr über die 
legtere zu reden haben, als über die Vorlage. 

Ich thue es nicht gern, denn in biefer Sache fann ein Wort, 
welches ungeſchickt gefprochen wird, viel verderben, und viele Worte 
tönnen nicht viel nugen, lediglich die Aufflärung ber eigenen Lande: 
leute und aud) des Auslandes über die Situation fürdern**), die 
ja ohnehin ſich finden wird. Ich thue es ungern; aber ich fürchte, 


*) &t8. 723b.D. 
“) 6, 724n A. 
») &t8. Anlagen Nr. 92 ©. 479. 
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daß, wenn ich ſchweigen würde, dann nad) den Erwartungen, welche 
fi an die Heutige Debatte gefnüpft haben, die Beuntuhigung in 
der öffentlichen Meinung, die nervöfe Stimmung in unferer und 
der fremden Bevölkerung ſich eher fteigern als mindern*) würde. 
Man würde glauben, daß die Sache jo ſchwierig und fo Eritifch ift, 
daß ein Ausmwärtiger Minifter gar nicht wagte, die Situation zu be 
rühren. Ich ſpreche deshalb, aber ich kann jagen, mit Wiberftreben. 

Ich könnte mich darauf befchränfen, auf die Neußerungen zu 
verweifen, die ich von dieſer jelben Stelle vor etwas mehr als Jahr 
und Tag gethan habe’). Es hat fi ſeitdem in ber Situation 
wenig geändert. Mir ift heute ein Zeitungsausfchnitt zugegangen, 
eine Zufammenftellung in der „Freifinnigen Zeitung“, einem Blatte, 
welches, glaube ih, meinem politiſchen Freunde, dem Abg. Richter, 
näher fteht als mir; (Seiterteit.) 


derſelbe könnte einen pafjenden Anknüpfungsgegenftand bilden, um 
daran bie weitere Lage zu entwideln. Ich kann nur ganz allgemein 
darauf Bezug nehmen, auf die Hauptpunfte, die da angeführt find 
mit der Erflärung, daß, wenn die Lage feitdem geändert ift, fie 
eher zum Guten als zum Schlimmen geändert ift. 

Wir hatten Sorgen damals hauptfählih vor einem Anftoß 
zum Kriege, der uns von Frankreich her fommen fonnte. Seitdem 
ift in Frankreich ein friebliebender Präfident von der Regierung 
abgetreten®), ein friebliebender ift ihm gefolgt). Das ift ſchon 
ein günftiges Symptom, daf die franzöfifhe Regierung bei der 
Anftelung eines neuen Staatsoberhauptes nicht in die Pandora- 
büchfe gegriffen hat, fondern daß wir darauf rechnen können, daß 
die friedliche Politik, als deren Vertreter der Präfident Grévy galt, 
von dem Präfidenten Carnot fortgefegt werden wird. Wir haben 
außerdem in dem franzöfifhen Minifterium Aenderungen, deren 
beruhigende Bedeutung **) noch ftärfer ift als die des Präfidenten- 
wechſels, der mit anderen Gründen zufammenhängt. Solde Mit: 





*) St8.: mildern. 
*) ©. 724aB. 
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Alles übrige Material, deſſen die Militärverwaltung zur Friegäbereiter 
Aufftelung des Heeres bedarf, muß im Frieden vorräthig gehalter. 
werben und ift für bie geplante Heeresverftärfung infomweit neu zu bc 
ſchaffen, als es nicht Dedung in bereitö vorhandenen Beftänden findet !ı.“ 

Das Anleihegefeg ftand zur erften, das Wehrgeſetz zur zweiten 
Beratung auf der Tagesordnung ber 


30. Sißung des Deuffchen Reichstags 
Montag 6. Februar 1888. 


Als Erfter nahm Fürft Bismard das Wort zu der folgenden 
hochpolitiſchen Rebe*): 

Wenn ic heute das Wort ergreife, fo ift es nit, um die 
Vorlage, die der Herr Präfident eben erwähnte, Ihrer Annahme 
zu empfehlen; ich bin nicht in Sorge darüber, daß fie angenommen 
werden wird, und ich glaube nicht, daß ich irgend Etwas dazu hei- 
tragen könnte, die Mehrheit, mit der fie angenommen wird, und 
auf die allerdings im Inlande wie im Auslande ein hoher Werth 
zu legen ift, zu fteigern. Die Herren werden in allen Fractionen 
darüber ihren Sinn feftgeftellt haben, wie fie fimmen werden, und 
id) habe das volle Vertrauen zum Deutſchen Reichstag, daß er dieſe 
Steigerung unferer Wehrkraft zu einer Höhe, auf die wir im Jahre 
1867 bis 1882 allmählich verzichtet Haben, daß er die uns wieder: 
geben wird, nit in Anfehung der augenblidlihen Lage, in ber 
wir uns befinden, nicht in Anfehung der Befürchtungen, die heut 
zu Tage die Börfe und die öffentlide Meinung bewegen können, 
ſondern in vorausfichtsvoller Beurtheilung der Gefammtlage Europas. 
Ich werde deshalb, wenn ih das Wort ergreife, mehr über die 
legtere zu reden haben, als über die Vorlage. 

Ich thue es nicht gern, denn in biefer Sade kann ein Wort, 
welches ungeſchickt geſprochen wird, viel verderben, und viele Worte 
können nicht viel nugen, lediglich die Aufflärung der eigenen Lands: 
leute und aud) des Auslandes über die Situation fördern **), die 
ja ohnehin ſich finden wird. Ich thue es ungern; aber ich fürchte, 


*) StB. 723b D. 
*) 6. 7244 4. 
) StB. Anlagen Nr. 92 ©. 4790. 


! 


Die Lage von 1888 im Vergleich mit der von 1887. 441 


Daß, wenn id) ſchweigen würde, dann nad den Erwartungen, welche 
ſich an die heutige Debatte gefnüpft haben, die Beuntuhigung in 
Der öffentlihen Meinung, die neroöfe Stimmung in unferer und 
der fremden Bevölkerung ſich eher ſteigern als mindern*) würde. 
Man würde glauben, daß die Sache jo ſchwierig und fo kritifch ift, 
Daß ein Ausmärtiger Minifter gar nicht wagte, die Situation zu bes 
rühren. Ich fpreche deshalb, aber ich kann jagen, mit Wierftreben. 

Ich könnte mid; darauf beſchränken, auf die Neußerungen zu 
verweilen, die ich von diefer felben Stelle vor etwas mehr ala Jahr 
und Tag gethan habe!). Es hat fi feitdem in ber Situation 
wenig geändert. Mir ift heute ein Zeitungsausfehnitt zugegangen, 
eine Zufammenftelung in ber „Freiſinnigen Zeitung”, einem Blatte, 
welches, glaube ih, meinem politifhen Freunde, dem Abg. Richter, 
näher fteht als mir; (Heiterkeit) 


derſelbe könnte einen paſſenden Anknüpfungsgegenftand bilden, um 
daran bie weitere Lage zu entwideln. Ich kann nur ganz allgemein 
Darauf Bezug nehmen, auf bie Hauptpunfte, die da angeführt find 
mit der Erflärung, daß, wenn die Lage feitdem geändert ift, fie 
eher zum Guten als zum Schlimmen geändert ift. 

Wir hatten Sorgen damals hauptfählih vor einem Anftoß 
zum Kriege, ber uns von Frankreich her kommen fonnte. Seitdem 
ift in Frankreich ein friebliebender Präfident von ber Regierung 
abgetreten”), ein friebliebender ift ihm gefolgt’). Das ift ſchon 
ein günftiges Symptom, daß bie franzöfiihe Regierung bei ber 
Anftellung eines neuen Staatsoberhauptes nicht in bie Pandora- 
büchſe gegriffen hat, fondern daß wir darauf rechnen können, daß 
die friedliche Politik, als deren Vertreter der Präfident Grévy galt, 
von dem Präfidenten Carnot fortgefegt werden wird. Wir haben 
außerbem in dem franzöfifhen Minifterium Aenderungen, deren 
beruhigende Bedeutung **) noch ftärker ift als die bes Präfibenten- 
wechjels, der mit anderen Gründen zufammenhängt. Solche Mit- 
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6.2. 183. alieder des Winitteriums, die geneigt iein fonnten, den 
ihres Landes und den Frieden Euroras ibren veriönlicdhen PL. 
unterzuordnen '), find ausgeihieden, und andere, denen gegen: 
wir dieie Berürhtung nicht haben, find eingetreten. Ich 
alio conitatiren zu fönnen — umd thue e& gern, weil ich wün’ 
die dñentliche Meinung nit aufzuregen, iondern zu beruhigen —. 
DaB die Aivecten nach Frankreich bin friedlicher, viel weniger ervnletz 
ausiehen als vor einem Jahre. 

Die Berürhtungen, die im Laufe diefes Jahres aufgetaud: 
find, haben fih auch viel mehr an Rußland gefnüpit als an Frank 
rei, oder, id fann jagen, an den Austauſch von gegenieiriaen 
Aufregungen, Drohungen, Beihimpfungen und Herausforderungen, 
welche zwiihen der ruifiihen Preſſe und der franzöfiichen Frene 
im Laufe des Sommers ftattgefunden haben. 

Ich glaube aber auch, daß in Rußland die Sadje nicht anders 
liegt, als fie im vorigen Jahre lag. Die „Freifinnige Zeitung” 
hat mit bejonders fettem Trud hervorgehoben, daß ich im vorigen 
Jahre geiagt habe: 

Unjere Freundſchaft mit Rußland hat in der Zeit unjerer 

Kriege gar feine Unterbredung erlitten und ift aud) heute 

über jeden Zweifel erhaben. Wir erwarten von Rußland 

durchaus weder einen Angriff nod eine feindjelige Politik. 

Daß dies durch fetten Drud hervorgehoben ift, ift vielleicht im der 

Abficht geichehen, mir die Anfnüpfung daran zu erleichtern, 

(Seiterkeit.) 

vielleicht au in der Hoffnung, daß ich inzwiſchen anderer Mei- 

nung gemorden fein fönnte und heute überzeugt wäre, ich hätte 

mid in diefem Vertrauen zur ruſſiſchen Politit vor einem Jahr 

geirtt. Das ift nicht der Fall. Die Gründe, die*) dazu hätten 

Anlaß geben können, liegen theils in der ruſſiſchen Prefie, theils 
in ben ruffifden Truppenaufftellungen. 

Was die Preffe anbelangt, jo kann ich der ein entjcheidendes 
Gewicht an ſich nicht beilegen. Man fagt, in Rußland babe fie 
mehr zu bedeuten als in Frankreich. Ich bin gerade umgekehrt 
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der Meinung: in Frankreich iſt die Preſſe eine Macht, die auf die 
Entſchließungen der Regierung einwirkt; in Rußland iſt ſie das 
nicht und kann das nicht ſein; in beiden Fällen aber iſt die Preſſe 
für mich Druckerſchwärze auf Papier, gegen die wir keinen Krieg 
führen. Es kann für uns darin eine Herausforderung nicht liegen. 
Hinter jedem Artifel in ber Preſſe fteht doch nur ein einzelner 
Menſch, der die Feder geführt hat, um dieſen Artifel in die Welt 
zu ſchicken; — aud in einem ruffiihen Blatt — nehmen wir an, 
es ift ein unabhängiges ruſſiſches Blatt —, das mit den franzöſiſchen 
geheimen Fonds in Beziehungen fteht, ift das vollftändig gleich- 
gültig. Die Feder, die einen deutſchfeindlichen Artikel darin ſchreibt, 
hat an ſich Niemand Hinter ſich als den, der fie in der Hand führt, 
den einzelnen Menſchen, der in feinem Arbeitscabinet diefe Elucu- 
bration !) zu Stande bringt, und den Protector, den ein ruffifches 
Blatt zu haben pflegt, das heißt den mehr ober weniger in bie 
Parteipolitif verrannten höheren Beamten, der biefem ruſſiſchen 
Blatt gerade feine Protection widmet; — Beide wiegen feberleicht 
gegen die Autorität Sr. Majeftät des Kaifers von Rußland. 

In Rußland hat die Preffe nicht denfelben Einfluß wie in 
Frankreich auf die öffentliche Meinung; es) ift höchſtens der Baro- 
meter dafür, was nad Lage ber ruſſiſchen Preßgefege zugelaffen 
wird, aber ohne die ruffiihe Regierung und Se. Majeftät ben 
Kaiſer von Rußland irgendwie zu engagiren. Gegenüber ben 
Stimmen ber ruffiihen Preſſe habe ich das unmittelbare Zeugniß 
des Kaiſers Alerander felbft, nachdem ich feit mehreren Jahren 
vor einigen Monaten wieber bie Ehre gehabt habe, von dem Czaren 
in Audienz empfangen*) zu werden?). Ich habe mich auch da 
wiederum überzeugt, daß der Kaifer von Rußland feine kriegeriſchen 
Tendenzen gegen uns begt, feine Abficht hat, uns anzugreifen, 
überhaupt Angriffökriege zu führen. Der ruffifhen Preſſe glaube 
id nicht; den Worten des Kaiſers Alerander glaube ich und ver 
traue ih abfolut. Wenn Beide mir gegenüber auf der Wange 
liegen, fo fehnellt das Zeugniß der ruffiichen Prefie mit ihrem Haß 
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6.2. 1888. gegen Deutichland federleiht in die Höhe, und das Zeugniß des 
Kaiſers Alerander perjönlih hat das durchſchlagende Gewicht für 
mid. Ih fage alſo: Tie Preſſe veranlaßt mid nit, unfere Ve— 
ziehungen zu Rußland heute ſchlechter aufzufaflen als vor einer. 
Jahre. 

Ich komme zu ber anderen Frage, der Frage der Truppen: 
aufftellungen. Sie haben früher in ausgebehntem Maße fat 
gefunden, fie find in der jegigen bebrohlih erideinenden Form 
namentlich feit 1879, nad Beendigung bes türkiſchen Krieges, auf: 
getreten. Es hat ja fehr leicht den Anſchein, als ob die Anhäufung 
ruſſiſcher Truppen, die in der Nähe der deutfchen und der öfter: 
reichiſchen Grenzen ftattfindet, in Gegenden, wo ihre Unterhaltung 
theurer und jchwieriger ijt ala im Innern bes Landes, nur von 
der Abjicht eingegeben werben könnte, eines der Nachbarländer 
sans dire: gare!!) — mir fehlt gerade ber beutihe Aus- 
drud — unvorbereitet zu überfallen und anzugreifen. Nun, das 
glaube ich nicht. Einmal liegt es nicht im Charakter des rujfiichen 
Monarhen und ftände mit feinen Xeußerungen in Widerſpruch, 
und dann würde der Zwed davon ganz außerordentlich ſchwer ver: 
ftändlic fein. Rußland kann feine Abficht Haben, preußiſche Landes- 
theile zu erobern; ich glaube auch nicht, öfterreichifche. Ich glaube, 
daß Rußland reichlich fo viel polnifhe Unterthanen befigt, wie es 
zu haben wünſcht, und daß es feine Neigung hat, die Zahl der: 
jelben zu vermehren. (Seiterkeit.) 


Etwas Anderes von Defterreich zu annectiren, wäre noch ſchwieriger*). 
Es liegt gar fein Grund vor, fein Vorwand, der einen europäi- 
ſchen Monarchen veranlafjen könnte, nun ganz plöglich über jeine 
Nachbarn herzufallen. Und ich gehe jo weit in meinem Vertrauen, 
daß ich überzeugt bin, felbft dann, wenn wir durch irgend eine 
explofive Erſcheinung in Franfreih, die Niemand vorher berechnen 
fann, und die von ber heutigen Regierung in Frankreich ficher 
nicht beabfichtigt wird — wenn wir uns durch beren Eintreten in 
einen franzöfijhen Krieg verwidelt fänden, daß daraus**) ber 
*) ©. 72a A. 
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zuffifhe nicht unmittelbar folgen würde; umgefehrt, würden wir 
in einen ruſſiſchen Krieg verwidelt, fo würde der franzöfifcde ganz 
fider fein; feine franzöfiihe Regierung würde ftarf genug fein, 
ihn zu hindern, auch wenn fie den guten Willen dazu hätte. Aber 
Rußland gegenüber erkläre ich noch heute, daß ich Feines Weber: 
falls gewärtig bin, und nehme von dem, was ich im vorigen Jahre 
gefagt habe, Nichts zurüd. 

Sie werden fragen: Wozu denn bie ruffiihen Truppenaufs 
ftellungen in diefer Foftjpieligen Form? Ya, das find Fragen, auf 
Die man von einem auswärtigen Gabinet, welches dabei betheiligt 
iſt, nicht Teiht eine Aufklärung fordern fann. Wenn man Er- 
Härungen darüber zu fordern anfinge, jo könnten fie geſchraubt 
ausfallen, und die Triplik ift auch wiederum gejchraubt. Das ift 
eine gefährlihe Bahn, die ich nicht gerne betrete. Truppen- 
aufftellungen find meines Erachtens Erfheinungen, über die man 
nicht — mit einem Stubdentenausdrud — „coramirt“?), kategoriſche 
Erklärungen fordert, (Heiterkeit) 


ſondern denen gegenüber man mit berfelben Zurüdhaltung und 
Vorſicht feine Gegenmaßregeln trifft. 

Ich kann alfo über die Motive diefer ruffiichen Aufftellungen 
feine authentiihe Erklärung geben; aber ich Tann mir doch als 
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Semand, der mit der auswärtigen und aud mit der*) ruſſiſchen 


Politik feit einem Menfchenalter vertraut ift, meine eigenen Ge: 
danken darüber maden; die führen mid dahin, daß ich annehme, 
daß das ruffiihe Cabinet die Ueberzeugung hat — und die Ueber: 
zeugung wird wohl begründet fein —, daß in ber nächſten euro: 
päifhen Krifis, die eintreten fönnte, das Gewicht der ruffifchen 
Stimme in dem diplomatiſchen Areopag von Europa um fo jehwerer 
wiegen wird, je ftärfer Rußland an ber europäiſchen Grenze ift, 
je weiter weſtlich die ruffiihen Armeen ftehen. Rußland ift als 
Berbündeter und ala Gegner um fo fchneller bei der Hand, je näher 
es feinen mweftlihen Grenzen fteht mit feinen Haupttruppen ober 
wenigſtens doch mit einer ftarfen Armee. 
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Diefe Politit hat die ruffifcden Truppenaufftellungen ſchon jeit 
langer Zeit geleitet. Sie werben fid) erinnern, daß während bes 
Krimkrieges ſchon eine jo große Armee im Königreich Polen ftets 
verjammelt war, daß, wenn fie rechtzeitig nad} der Krim abgegangen 
wäre, der Krimfrieg vieleiht eine andere Wendung genommen 
hätte. Wenn man weiter zurüdvenkt, jo wird man finden, da 
die Bewegung von 1830 Rußland unvorbereitet und unfähig zum 
Eingreifen fand, weil es feine Truppen im Weften feines Reiches 
in hinreihendem Maße hatte. Ich braude alfo aus einer ruffi- 
ſchen Truppenanhäufung in*) ben weſtlichen Provinzen (sapadnüi 
Gubernii, wie die Ruffen fagen) noch nicht nothwendig den Schluß 
zu ziehen, daß damit die Jutention, uns zu überfallen, verbunden 
ſei. Ih nehme an, daß man etwa auf eine neue orientalifche 
Krifis wartet, um dann in der Lage zu fein, die ruffiihen Wünſche 
mit dem vollen Gewicht einer nicht gerade in Kaſan, jondern 
weiter weftwärts ftehenden Armee geltend zu maden. 

Wann eine orientaliie Krifis nun eintreten fann? — Ja, 
darüber haben wir feine Sicherheit. Wir haben in diefem Jahr: 
hundert meines Erachtens vier Krifen gehabt, wenn id) die Heineren 
und nit zur vollen Entwidelung gefommenen abrechne: eine im 
Jahre 1809, die mit dem Friedensfhluß**) endigte, der Rußland 
die Pruthgrenze gab; dann. 1828; dann 1854 den Krimfrieg und 
1877 — aljo in Etappen von ungefähr zwanzig Jahren von ein- 
ander entfernt und Etwas darüber, warum follte denn nun gerade 
die nächſte Krifis früher als etwa nad) dem gleichen Zeitraum, 
alfo ungefähr 1899, eintreten, auch zweiundzwanzig Jahre fpäter? 
Ich möchte wenigfteng mit der Mögligfeit rechnen, daß die Krifis 
hintangehalten werden Tann und nicht fofort einzutreten braudt. 
Außerdem gibt es auch andere europäiſche Ereigniffe, bie in gleichen 
Perioden einzutreten pflegen. Beifpielsweife polnifhe Aufftände. 
Früher hatten wir ſchon alle "achtzehn bis zwanzig Jahre einen 
folgen zu gewärtigen. Vielleiht ift das au ein Grund, warum 
Rußland fo ftark fein will in Polen, um folde zu verhindern. 
Ebenſo Wechſel der Regierungen in Frankreich; fie pflegen auch 
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alle achtzehn bis zwanzig Jahre einzutreten, und Niemand Tann 
leugnen, daß ein Wechſel in der Regierung Frankreichs eine Krifis 
herbeiführen fann, die es jeder betheiligten Macht wünſchenswerth 
machen muß, mit vollem Gewicht in fie eingreifen zu können — 
ih meine, nur auf diplomatifhem Wege, aber mit einer 
Diplomatie, hinter der ein ſchlagfertiges und nahe bereites Heer ſieht. 

Wenn das die Abfiht Rußlands ift, wie ich rein auf Grund 
des technifch-diplomatifchen Urtheils, das ich mir nad) meiner Er- 
fahrung bilde, viel eher vermuthe, ala daß fie den ziemlich rüden 
Drohungen und Renommagen der Zeitungen entſprechen würde, 
fo ift für ung abjolut nod fein Grund, in unfere Zukunft ſchwärzer 
zu jehen, als wie wir es feit vierzig Jahren überhaupt gethan 
haben. Es ift ja die wahrſcheinlichſte Krifis, die eintreten Tann, 
die orientalifhe. Wenn fie eintritt, fo find wir bei der gerade 
nit in erfter Linie betheiligt. Wir find da vollfommen, und ohne 
irgend welder Verpflichtung zu nahe zu treten, in ber Lage, ab- 
zumarten, daß die im Mittelländiihen Meere, in der Levante nächſt⸗ 
betheiligten Mächte zuerft ihre Entfchließungen treffen und, wenn 
fie wollen, fi mit Rußland vertragen oder ſchlagen. Wir*) find 
weber zu dem Einen noch zu dem Anderen in erfter Linie in der 
orientalifhen Frage berufen. Jede Großmacht, die außerhalb ihrer 
Intereſſenſphäre auf die Politif der anderen Länder zu brüden 
und einzuwirfen und bie Dinge zu leiten jucht, die periclitirt 
außerhalb des Gebietes, welches Gott ihr angemwiefen hat, bie 
treibt Machtpolitik und nicht Intereffenpolitif, die wirthichaftet auf 
Breftige Hin. Wir werben das nicht thun; wir werben, wenn 
orientalifhe Krifen eintreten, bevor wir Stellung dazu nehmen, bie 
Stellung abwarten, welche die mehr intereffirten Mächte dazu nehmen. 

€s ift alfo fein Grund, unfere Situation im Augenblide jo 
ernft zu betrachten, als ob gerade die gegenwärtige Lage der Anlaß 
wäre, weshalb wir die gewaltige Vermehrung der Streitkräfte, die 
die Milisärvorlage in Vorſchlag bringt, heute verfuchen follten. 
Ich möchte die Frage der Wiedereinrihtung ber Landwehr zweiten 
Aufgebots, kurz, die große Militärvorlage, mit ber anderen, ber 
Finanzvorlage, ganz loslöfen von der Frage, wie unfere augen- 
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blickliche Situation ift. Es handelt fi da nicht um eine momentan 
vorübergehende Einrichtung, es handelt fih um eine dauernde, um 
ein dauerndes Stärferwerden des Deutſchen Reichs. 

Daß es fih nit um eine momentane Einrichtung handelt, 
das, glaube ih, wird einleuchtend gefunden werden, wenn ih Sie 
bitte, mit mir die Kriegsgefahren durchzugehen, welche wir jeit 
vierzig Jahren gehabt haben, ohne in eine nervöſe Unruhe zu 
irgend einer Zeit gerathen zu fein. 

Wir haben im Jahre 1848, wo bie Deihe und Schleujen 
zerbrachen, die bis dahin vielen Gewäſſern ihren ruhigen Lauf 
gewiejen hatten, gleich zwei kriegsſchwangere Fragen zu verarbeiten 
gehabt: es war die polnifhe und bie ſchleswig-holſteiniſche Frage. 
Das erfte Gefchrei nad) den Mätztagen war: Krieg gegen Ruß— 
land zur Herftellung Polens! — Bald darauf war die Gefahr, 
durch die ſchleswig⸗holſteiniſche Frage in einen großen europäiſchen 
Krieg verwidelt zu werden, außerorbentlih*) nahe. Ich brauche 
nicht hervorzuheben, wie 1850 dur das Abkommen von Olmüg 
eine große Conflagration, ein Krieg in großem Stile, verhindert 
wurde. Es folgten darauf vieleicht zwei Jahre ruhigerer Art, 
aber voller Verftimmung. Es war damals, als ic} zuerft in Frank: 
furt Gefandter war. Im Jahre 1853 ſchon machten fi die Sym- 
ptome bes Krimkriegs fühlbar, von 1853 bis 1856 dauerte diejer 
Krieg; während der ganzen Dauer befjelben befanden wir uns 
unmittelbar am Rande — des Abgrundes will ih nit fagen, 
aber des Abhanges, auf dem wir in den Krieg hineingezogen werben 
follten. Ich erinnere mi, daß id damals von 1853 his 1855 
genöthigt worden bin, id) möchte jagen, wie ein Perpendikel zwiſchen 
Frankfurt und Berlin hin und her zu gehen, weil ber hochſelige 
König bei dem Vertrauen, das er mir ſchenkte, mid im Grunde 
als den Anwalt für feine unabhängige Politif benugte, wenn der 
Andrang der Weftmächte ihm gegenüber, daß wir auch unjerer: 
feits Rußland den Krieg erklären follten, zu ſtark und der Wider- 
fand feines Minifteriums ihm zu wei wurde. Dann hat — ih 
weiß nit wie oft — das Stüd ſich abgeipielt, daß ich hercitirt 
murde, baß ich eine mehr ruffenfreundliche Depeſche für Se. Majeftät 
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u entwerfen hatte, daß dieſe Depeiche abging, daß Herr 
. Manteuffel feinen Abſchied verlangte und daß, nachdem die 
Depefche abgegangen war, id mir von St. Majeftät den Auftrag 
wmösbat, zu Herrn v. Manteuffel aufs Land oder fonft wohin zu 
ahren und ihn zu bewegen, daß er fein Portefeuille wieder über- 
ehme. Jedes Mal war aber doch das damalige Preußen dicht 
ım Rande eines großen Krieges: e8 war ber Feindſchaft von ganz 
Suropa außer Rußland ausgefegt, wenn es ſich weigerte, auf die 
veſtmächtliche Politif einzugehen, anderen Falls aber zum Bruch 
nit Rußland genöthigt, vielleiht auf lange Zeit, weil der Abfall 
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vorden wäre. 

Wir waren alfo in ununterbrodener Kriegsgefahr während *) 
»es Krimkrieges. Derfelbe dauerte bis 1856, wo er ſchließlich im 
Barifer Frieden !) feinen Abſchluß fand und uns bei dieſer Ge— 
egenheit eine Art von Canofja bereitete im Parifer Congreffe, wofür 
& die Verantwortung nicht auf mich genommen haben würde und 
son der ich damals vergeblich abgerathen habe. Wir hatten gar 
!eine Notwendigkeit, eine größere Macht zu fpielen als wir waren, 
ind die damaligen Verträge zu unterzeichnen. Aber wir anti— 
Hambrirten, um ſchließlich zur Unterfchrift zugelaflen zu werben. 
Das wird uns nicht wieder pafliren. 

Heiterkeit.) 

Das war 1856. Schon im Jahre 1857 bebrohte uns bie 
Reufchäteller Frage?) mit Krieg; das ift nicht jo befannt geworben. 
Ih bin damals von dem hochjeligen Könige im Frühjahr 1857 
aach Paris gefhict worden, um mit dem Kaifer Napoleon über 
ven Durchmarſch preußifcher Truppen zum Angriff auf die Schweiz 


*) &, 726. B. 
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?) Neuenburg, feit 1707 zu Preußen gehörig, gab fi am 30. April 1848 
äine vepublicanife Verfaſſung und fagte fi von Preußen los. Preußens 
Rechte wurden durch das Londoner Protokoll vom 24. Mai 1852 von den euro» 
päifchen Großmächten aufs Neue anerkannt, aber ein Verſuch der preußifch- 
topaliftifhen Partei, die republicaniſche Regierung zu ftürzen, endete mit ber 
Sefangennahme der Royaliften. Preußen forderte von Neuenburg bie Frei— 
lafjung ber Gefangenen und Niederſchlagung ber Proceſſe und drohte mit Krieg. 
Doc) wurde der Conflict friedlich beigelegt. 

Bismards volitiiäe Reden. ZII. 29 


21: 
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vers Bes dus zu bedeuten hat, wenn darauf -- 
2 wur, te dus eine weitgreifende Kriegsgefahr ıwır: ° 
komme, daß des ums in Zerwidelung mit Frankreich jomwobl :- 
auch mir anzeren Rechten führen konnte, wird Jeder eini 
dem ih Mes mittheile Kaiſer Napoleon war nicht abaen. 
dareuĩ einzzcehen. Weine Unterbandlungen in Paris wurden :' 
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mi Deterrads und der Schweiz über die Sache auf ginli— 
3 Aindige batte. Aber die Kriegsgefahr lag doch aub 
dem Jchre vor. Ich fann jagen, daß ſchon, wie ich auf der 
igen Miition in Taris mid befand, der italieniſche Krieg 







malia 
ter £uft lag, der ein Jahr und etwas ſpäter ausbrach, und 
uns aub wieder um Daaresbreite beinahe in einen großen eure: 
ĩchen Coalitienstrieg bineinzog. Wir famen bis zur Mobilmachun⸗ 
ja, wir hätten losgeſchlagen ganz unzweifelhaft, wenn der Friede 
von Tillairanca !) nicht etwas verfrüht für Oeſterreich, viele: 
rechtzeitig für uns, geichloiien*) wurde; denn wir hätten den Ari: 
unter ungünitigen Umitänden zu führen gehabt; wir hätten aus: 
dem Kriege, aus einem italieniichen, der er war, einen preufiic- 
franzofiichen gemacht, deſſen Abihluß, Ende und Friedensſchlut 
nachher nicht mehr von ung abhing, jonbern von den Freunde: 
und Feinden, die hinter uns ftanden. 

So famen wir, ohne daß das Kriegsgewölk aud nur cix 
Jahr den Horizont uns frei gelaffen hätte, bis in die ſechzist: 
Jahre hinein. 

Schon 1863 war eine faum minder große Kriegsgefahr, ti 
dem großen Publicum ziemlich unbefannt blieb und die ihren Ein 
drud erft maden wird, wenn bermaleinft die geheimen Ardin 
der Gabinete der Deffentlichfeit übergeben fein werden. Sie werte 
fi) des polniſchen Aufftandes erinnern, der 1863 ftattfand, und 
id) werde es nie vergeſſen, wie ich in jener Zeit ded Morgens der 
Beſuch zu haben pflegte von Sir Andrew Buchanan, dem eng: 
lichen Botſchafter, und Talleyrand, dem franzöfiihen Vertreter, 
die mir die Hölle heiß machten über das unverantwortliche eh: 














*) ©. 7266 0. 
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alten der preußiſchen Politik an der ruffiihen, und eine ziemlich 
rohende Sprade und gegenüber führten; am Mittag befjelben 
ages Hatte ich nachher die Annehmlichkeit, im Preußiihen Land: 
ag ungefähr diefelben Argumente und Angriffe zu hören, bie bie 
eiden fremden Botſchafter am Morgen auf mich gemacht hatten. 
Heiterkeit.) 
3% habe*) das ruhig ausgehalten, aber dem Kaifer Alerander riß 
vie Geduld, und er wollte den Degen ziehen gegenüber ben Chi 
anen von Seiten der Weftmächte. Sie werden fi erinnern, daß 
sie franzöfiihe Kriegsmacht damals ſchon mit amerifanifchen Pro: 
ecten und in Merico engagirt war, fo daß fie nicht mit der vollen 
Macht auftreten konnte. Der Kaiſer von Rußland mollte fi die 
»olniſchen Intriguen von Seiten der anderen Mächte nit mehr 
zefallen lafjen und war bereit, mit uns im Bunde ben Ereig- 
niffen die Stirn zu bieten und zu**) ſchlagen. Sie werben fi 
erinnern, daß damals Preußen in feinem Innern in einer ſchwie— 
rigen Lage war, daß in Deutſchland die Gemüther bereits gährten 
und der Frankfurter Fürftentag ?) ſich in ber Vorbereitung befand. 
Man kann alfo zugeben, daß die Verfuhung für meinen Aller: 
gnädigften Herrn, biefe jhmwierige innere Lage durch Eingehen auf 
ein friegerifches Unternehmen im größten Stile abzuſchneiden und 
zu faniren, daß die wohl vorhanden war, und es wäre damals 
ganz zweifellos zum Kriege gelommen von Preußen und Rußland 
im Bunde gegen diejenigen, welche ben polnifhen Aufftand uns 
gegenüber beihüßten, wenn Se. Majeftät nicht zurückgeſchreckt wäre 
vor bem Gedanken, innere Schwierigkeiten, preußifche wie deutiche, 
mit fremder Hilfe zu löfen, 
(Bravo!) 

und wir haben damals, ohne die Gründe unferes Verfahrens gegen- 
über den uns feindlichen Projecten anderer deutfcher Regierungen 
geltend zu maden, ſtillſchweigend abgelehnt. Der Tod des Königs 
von Dänemark?) hat nachher ale DVetheiligten auf andere Ge: 
danken gebracht. Aber es bedurfte nur eines Ja ftatt eines Nein 


*) StB.: hatte, 
*) S. 726bD. 

) Bel. Bb. II 197. 

9) Friedrich VII. (geft. 15. November 1863). 
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zu verhandeln. Was das zu bedeuten hat, wenn darauf «= | 
gegangen wurde, daß das eine weitgreifende Kriegsgefahr werz= 
tonnte, daß das uns in Verwidelung mit Frankreich fomohl &: 
auch mit anderen Mächten führen konnte, wird Jeder einiehr. 
dem ich dies mittheile. Kaifer Napoleon war nicht abgeni: ' 
darauf einzugehen. Meine Unterhandlungen in Paris wurden ı: | 
durch abgefehnitten, daß Se. Majeftät der König fih inzwiida 
mit Defterreih und der Schweiz über die Sahe auf gütlike- 
Wege verftändigt hatte. Aber die Kriegsgefahr lag doch aud 
dem Jahre vor. Ich Tann jagen, daß fon, wie ich auf der x 
maligen Miffion in Paris mid) befand, der italieniihe Krieg i: 
der Luft lag, der ein Jahr und etwas fpäter ausbrach, und 
uns auch wieder um Haaresbreite beinahe in einen großen eurs> 
ſchen Coalitionsfrieg hineinzog. Wir famen bis zur Mobilmadun:: 
ja, wir hätten losgeſchlagen ganz unzweifelhaft, wenn der Friede 
von Villafranca !) nicht etwas verfrüht für Defterreih, viele: 
rechtzeitig für uns, geichloffen*) wurde; denn wir hätten den Kriec 
unter ungünftigen Umftänden zu führen gehabt; wir hätten au: 
dem Kriege, aus einem italieniſchen, ber er war, einen preußüt- 
frangöfifchen gemadt, deſſen Abihluß, Ende und Friebensjhl 
nachher nicht mehr von uns abhing, fondern von ben Freunden 
und Feinden, die hinter uns ftanden. 

So kamen wir, ohne daß das Kriegsgewölf auch nur cin 
Jahr den Horizont ung frei gelafien Hätte, bis in die jechziar 
Jahre hinein. 

Schon 1863 war eine faum minder große Kriegsgefahr, die 
dem großen Publicum ziemlich unbefannt blieb und bie ihren Ein. 
drud erft machen wird, wenn dermaleinft die geheimen Archide 
der Gabinete der Deffentlichfeit übergeben fein werden. Sie werden 
fi des polnifhen Aufftandes erinnern, ber 1863 ftattfand, und 
ich werde es nie vergeffen, wie ich in jener Zeit bes Morgens den 
Beſuch zu haben pflegte von Sir Andrew Buchanan, dem ena: 
liſchen Botichafter, und Talleyrand, dem franzöfiihen Vertreter, 
die mir die Hölle heiß machten über das unverantwortliche seit: 
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‚lten der preußiſchen Politik an der ruſſiſchen, und eine ziemlich 
ohende Sprahe uns gegenüber führten; am Mittag befjelben 
ages hatte ich nachher die Annehmlichkeit, im Preußiſchen Land: 
g ungefähr diefelben Argumente und Angriffe zu hören, bie bie 
eiden fremden Botſchafter am Morgen auf mid gemacht hatten. 
Heiterkeit.) 
& habe*) das ruhig ausgehalten, aber dem Kaifer Alexander riß 
ie Geduld, und er wollte den Degen ziehen gegenüber ben Chi— 
ınen von Seiten der Weſtmächte. Sie werben fi erinnern, daß 
ie franzöfiihe Kriegsmacht damals ſchon mit amerifanifchen Pro- 
ecten und in Merico engagirt war, jo daß fie nicht mit der vollen 
Racht auftreten fonnte. Der Kaijer von Rußland wollte fih die 
olnifchen Intriguen von Seiten der anderen Mächte nicht mehr 
fallen lafjen und war bereit, mit uns im Bunde ben Greig- 
üffen die Stirn zu bieten und zu**) ſchlagen. Sie werben fih 
erinnern, daß damals Preußen in feinem Innern in einer ſchwie— 
ägen Lage war, daß in Deutſchland die Gemüther bereit gährten 
und der Frankfurter Fürftentag ’) ſich in ber Vorbereitung befand. 
Man fann alfo zugeben, daß die Verfuhung für meinen Aller: 
gnäbdigften Herrn, diefe ſchwierige innere Lage durch Eingehen auf 
ein kriegeriſches Unternehmen im größten Stile abzufchneiden und 
zu faniren, daß die wohl vorhanden war, und es wäre damals 
ganz zweifellos zum Kriege gefommen von Preußen und Rußland 
im Bunde gegen diejenigen, melde den polnifchen Aufftand uns 
gegenüber bejhüsten, wenn Se. Majeftät nicht zurüdgeichredt wäre 
vor dem Gedanken, innere Schwierigkeiten, preußifche wie beutiche, 
mit fremder Hilfe zu löſen, 
(Bravo!) 

und wir haben damals, ohne die Gründe unferes Verfahrens gegen: 
über den uns feindlichen Projecten anderer deuticher Regierungen 
geltend zu machen, ftillfehweigend abgelehnt. Der Tod des Königs 
von Dänemark?) hat nachher alle Beteiligten auf andere Ge- 
danken gebracht. Aber es bedurfte nur eines Ja ftatt eines Nein 


*) StB.: hatte. 

*) S. 726bD. 

7) vol. Bo. II 197. 
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aus Gaftein von Sr. Majeftät dem König, und der große Kr 
ber Coalitionskrieg, war 1863 jchon vorhanden. in andere 
ein deutſcher Minifter würde vielleicht zugeredet haben aus Uni. 
rüdfihten, als Opportunift, um unjere inneren Schwieri— 
damit zu löfen; im eigenen Volke wie im Auslande hat mar 
kaum eine richtige Vorftellung von dem Maß von nationalem <= 
und pflittreuer Gewifienhaftigfeit, 
(Bravo! rechts.) 
welches Monarchen und Minifter beim Regieren deutfcher Länder: 
(Allfeitiges Bravo!) 

Das*) Jahr 1864 — wir ſprachen eben von 1863 — hier. 
neue dringliche Kriegsgefahr. Bon dem Augenblide an, wo ın 
Truppen bie Eider überſchritten ), bin ih in jeder Woche ge 
geweien auf die Einmiſchung des europäifchen Seniorenconven:' 

Heiterkeit.) 
in dieſe däniſche Angelegenheit, und Sie werben mir zugeben, dä 
das im höchſten Grade wahrjheinlih war. Schon damals ıt: 
haben wir wahrnehmen können, daß Defterreih und Preuke 
wenn fie geeinigt find, obſchon der ihnen zur Seite ftehende Teutiz: 
Yund damals bei Weitem nicht die militärifche Bedeutung ki 
wie biejelben Länder heute, doch nicht jo leicht von Europa ı: 
gegriffen werden fonnten. &tavoı) 


Das bat fih ſchon damals gezeigt; die Kriegagefahr blieb abe 
biefelbe. 

1865 wedjelte fie die Front, und es fing ſchon damals ?: 
Vorbereitung zu dem Kriege von 1866 an. ch erinnere nur ar 
eine Confeilfigung preußiſcher Minifter, wie fie zur Beſchafun 
von Geldern im Jahre 1865 in Regensburg ftattfand°), bie durt 
den Gafteiner Vertrag‘) nachher erledigt wurde. Aber Anno 180 
kam ja ber Krieg im Vollen zum Ausbrud, und es war bie groß 















*) ©. 727. A. 

) 1. Februar 1864. 

*) Derjelde Ausbrud Bd. IX 235, XI 418. . 

%) 21. Juli 1865, vgl. Kohl, Bißmardregeften I 261, Sybel, Die & 
grünbung des Deutſchen Reichs IV 153. 

%) 14. Auguft 1865. 
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fahr vorhanden, welche wir nur durch vorfihtige Benugung der 
ıftände hintan gehalten haben, daß aus diefem Duell zwiſchen 
eußen und Defterreih (nicht)*) ein großer europäifcher Coali- 
nsfrieg wiederum entbrannte, bei dem es fih um die Eriftenz: 
ge, um Kopf und Kragen handelte. 

Das war 1866, und ſchon 1867 folgte die Luxemburger 
age ?), mo es doch aud) nur einer etwas fefteren Antwort von 
8 — wie wir fie vielleicht gegeben haben würden, wenn wir 
mals fo ftarf gemejen wären, um mit Sicherheit**) einen guten 
:folg vorauszufehen — bedurfte, um dem großen franzöfifchen 
rieg ſchon damals herbeizuführen. Bon da ab, 1868, 1869, 
ıd wir bis 1870 ununterbrochen in der Befürchtung vor dem 
rieg, vor den Verabredungen geblieben, die zur Zeit des Herrn 

Beuft in Salzburg ?) und anderen Orten zwiſchen Frankreich, 
talien und Defterreich getroffen wurden, und von denen man 
eſorgte, daß fie auf unfere Koften geihehen waren. Es war 
amals die Befürdtung vor dem Kriege fo groß, daß ich in diefer 
‚eit als Minifterpräfident den Beſuch von Kaufleuten und In— 
uftriellen erhalten habe, die mir fagten: „Dieſe Unſicherheit ift 
ı ganz unerträglich; ſchlagen Sie doch lieber los! Lieber Krieg, 
13 länger in dieſem Drud auf allen Geſchäften zu verharren!” 
Bir haben ruhig abgewartet, bis auf uns losgeſchlagen wurde, 
nd ich glaube, wir haben wohl daran gethan, uns fo einzu: 
ichten, daß wir die Angegriffenen blieben und nicht die Angreifer 
varen. 

Nun, nachdem diefer große Krieg von 1870 geſchlagen war, 
tage ih Sie: Iſt irgend ein Jahr ohne Kriegsgefaht geweſen? 
Anfangs ber fiebziger Jahre — ſchon gleich, wie wir nach Haufe 
!amen, hieß es: Wann ift denn ber nädjfte Krieg? Wann wird 
die Revanche geſchlagen werden? In fünf Jahren doch fpäteftens? 
Man fagte uns damals: Die Frage, ob wir den Krieg führen 


*) Bleonaftifh. 
*) S. 727aB. 
1) vgl. vd. TIT 263. 
%) 18. bis 23. Auguft 1867 Zufammenfunft Napoleons III. mit Raifer 
Franz Jofeph, vgl. Runbfchreiben Vismards vom 7. September 1867, im Aus⸗ 
zug mitgetheilt ®b. III 313 Anm. 1. 
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6.2.1888. follen und mit welchem Erfolg — es war das ein Abazar!- 
des Gentrums, der mir das im Reichstag vorbielt ı), — 
doch heut zu Tage nur von Rußland ab; Rußland allein 
Heit in Händen. — Auf diefe Frage fomme ich vielleicht ': 
zurüd. — Ich will einftweilen nur nod das vierzigjähris 
durchfũhren, indem ich erwähne, daß im Jahre 1876 fdhon = 
die Ariegsunmetter im Süden fi zufammenzogen, im Jabre 1“ 
der Balfanfrieg geführt wurde, der do nur durch den in Fz.7 
abgehaltenen Congreß?) verhindert wurde, eine Conflagrati 
ganz Guropa herbeizuführen, und daß nah dem Cong 
plögli ein ganz neues Bild uns im Ausblid*) nad 
öffnete, da Rußland uns unfer Verhalten auf dem Congres 
genommen hatte. — Jh fomme vielleiht auch darauf fpärc :. 
rüd, wenn meine Kräfte mir das erlauben. 

Es trat dann eine gewiſſe Rüdwirfung der intimen S 
ziehungen ber drei Kaiſer ein, die uns eine Zeit lang mit m: 
Ruhe in die Zukunft jehen ließ; aber bei ben erſten Sympter. 
von ber Unficherheit der Beziehungen der drei Kaiſer ober : 
dem Ablauf der Verabrebungen, die fie mit einander getrer 
hatten, bemächtigte fi} unferer öffentlihen Meinung diefelbe r.: 
vöſe und, wie ich glaube, übertriebene Aufregung, mit der <: 
heute und die legten Jahre zu fämpfen haben — namentlich k: 
ich fie heute für befonbers unmotivirt. 

Ich bin nun weit entfernt, aus der Thatjahe, daß ic’. 
heute für unmotivirt halte, den Schluß zu ziehen, daß wir en: 
Verſtärkung der Wehrkraft nicht bebürften, fondern umagelcr 
Daher dieſes vierzigjährige Tableau, das ich eben, vielleicht nt: 
zu Ihrer Erheiterung, aufgerollt habe, — und id Bitte um Fe 
zeihung; aber wenn ich ein Jahr hätte fehlen lafjen von dene 
welde Sie doch Alle ſchaudernd felbft miterfahren haben, jo würde 
man nicht den Eindrud haben, daß ber Zuftand der Bejoramt 
vor großen Kriegen, vor weiteren Verwidelungen, beren Coalitions 
ergebniffe Niemand vorher beurtheilen kann, daß dieſer Zuftant 












*) &. 72760. 
>) bg, Zörg, vgl. Bd. VI 214 ff. 
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rı permanenter ift bei uns, und daß wir uns darauf ein für alle 
Ral einrichten müſſen; wir müffen, unabhängig von der augen- 
licklichen Lage, fo ſtark fein, daß wir mit dem Selbftgefühl einer 
roßen Nation, die unter Umftänden ſtark genug ift, ihre Geſchicke 
ı ihre eigene Hand zu nehmen, auch gegen jede Coalition — 
(Bravo!) 
nit dem Selbfivertrauen und mit dem Gottvertrauen, welches die 
igene Macht verleiht und die Gerechtigkeit der Sache, bie immer 
uf deutſcher Seite bleiben wird nad} der Sorge ber*) Regierung —, 
»aß wir damit jeder Eventualität entgegenjehen können und mit 
Ruhe entgegenfehen können. 
(Bravo!) 

Wir müffen, kurz und gut, in dieſen Zeiten fo ftark fein, 
mie wir irgend können, und wir haben die Möglichkeit, ftärker zu 
fein ala irgend eine Nation von gleicher Kopfftärke in ber Welt; 

(Bravo!) 
— id fomme darauf nod) zurüd —, es wäre ein Vergehen, wenn 
wir fie nicht benugten. Sollten wir unfere Wehrkraft nit brauden, 
fo brauden wir fie ja nicht zu rufen. Es handelt fi nur um 
die eine nicht ſehr ftarfe Geldfrage — nicht fehr ftarke, wenn ich 
beiläufig erwähne — ich habe feine Neigung, auf bie financiellen 
und militäriihen Ziffern einzugehen —, daß Franfreih in den 
legten Jahren 3 Milliarden auf die Verbeflerung feiner Streit 
fräfte verwandt hat, wir faum 1!fs mit Einfluß deſſen, was wir 
Shnen jegt zumuthen. 
(Hört! Hört! rechts.) 

Indeſſen ich überlafle e8 dem Herrn Kriegsminifter und ben Ver— 
tretern ber Finanzabtheilung, das auszuführen. 

Wenn ich fage, wir müflen dauernd beftrebt fein, allen Even- 
tualitäten gewachſen zu fein, fo erhebe ih damit den Anſpruch, 
daß wir noch größere Anflrengungen machen müſſen als andere 
Mächte zu gleihem Zwecke, wegen unferer geographiichen Lage. 
Wir liegen mitten in Europa. Wir haben mindeſtens drei An- 
griffsfronten. Frankreich hat nur feine öftlihe Grenze, Rußland 
nur feine weftlihe Grenze, auf der es angegriffen werben fann. 


*) 6. 727bD. 
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Zir find auferdem der Gefahr der Coalition nady der gar 
Entwidelung der Weltgeſchichte, nach umierer geographiiden x 
und nad dem vielleicht minderen Zuiammenbang, den die deus: 
Ration*) bisher in fi gehabt hat im Vergleich mit anderen, mı- 
ausgejegt als irgend ein anderes Rolf. Gott bat uns in :. 
Eituation geiegt, in welder wir durch uniere Nachbarn ve: 
verhindert werden, irgendwie in Trägheit oder Verſumpfuncg 
gerathen. Er hat uns die friegeriihfte und unruhigite Nation, d 
Franzoſen, an die Seite geiegt, und er hat in Rußland frieger:: 
Neigungen groß werden laſſen, die in früheren Jahrhunderten r:= 
in dem Maße vorhanden waren. So befommen wir gewiſſer Matz 
von beiden Seiten die Sporen und werden zu einer Anftrengu: 
gezwungen, die wir vielleicht jonft nicht madhen würden. Die x: 
im europäiihen Karpfenteich hindern uns, Karpfen zu werden, 
(Heiterteit.) 

indem fie uns ihre Stadheln in unjeren beiden Flanken jubl: 
lafien; fie zwingen uns zu einer Anftrengung, die wir freimili: 
vielleiht nicht leijten würden, fie zwingen uns aud) zu einem Ju 
fammenhalten unter uns Deutſchen, das unferer innerften an: 


wiberftrebt; (Heiterkeit) 


fonft fireben wir lieber aus einander. Aber die franzöjtjch-ruiiid: 
Preſſe, zwifhen die wir genommen werben, zwingt uns zum Ju- 
fammenhalten und wird unfere Cohäfionsfähigfeit auch durd 3: 
fammendrüden erheblich fteigern, fo daß wir in diefelbe Lage ver 
Ungerreißbarfeit fommen, die faft allen anderen Nationen eigen: 
thümlich ift, und die uns bis jeßt noch fehlt. 

(Bravo!) 
Wir müſſen diefer Beftimmung der Vorſehung aber aud ent: 
ſprechen, indem wir uns fo ſtark machen, daß die Hechte uns nidt 
mehr thun, als uns ermuntern. 

(Heiterfeit.) 

Wir**) hatten ja früher in ben Zeiten ber heiligen Allianz 

— mir fält ein altes amerifanijches Lieb dabei ein, welches ib 








*) &. 7280 A. 
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rı meinem verfiorbenen Freunde Motley gelernt habe; das *) jagt: 

good old colonial times, when we lived under a king!) — 
ırı, Das waren eben patriarhalifhe Zeiten, da hatten wir eine 
tennge Geländer, an denen wir uns halten fonnten, und eine 
denge Deide, die uns vor den wilden europäifchen Fluthen ſchützten. 
a mar ber Deutſche Bund, und die eigentlihe Stüge und Fort 
Bung und Vollendung des Deutſchen Bundes, zu deren Dienft er 
‚macht, war bie heilige Alianz*). Wir hatten Anlehnung an 
ußland und Defterreih, und vor allen Dingen: wir hatten die 
Jarantie der eigenen Schüchternheit, daß wir niemals eine Meinung 
ußerten, bevor die Anderen geſprochen hatten. 

Heiterkeit.) 
>as Alles ift uns abhanden gefommen; 
(Sehr gut! reits.) 

»ir müſſen uns felber helfen. Die heilige Allianz hat Schiff: 
ruch erlitten im Krimkriege — nicht durch unfere Schuld. Der 
Deutjche Bund ift durch ung zerftört worden, weil die Eriftenz, Die 
nan uns in ihm machte, weder für uns noch für das deutſche 
Golk auf die Dauer erträglih war. Beide find aus der Welt 
zeſchieden. Nach der Auflöfung des Deutſchen Bundes, nach dem 
Rriege von 1866, wäre alſo für das damalige Preußen oder Nord- 
»eutſchland eine Iſolirung eingetreten, wenn wir barauf hätten 
cechnen müffen, daß man uns von feiner Seite die neuen Erfolge, 
die großen Erfolge, die wir errungen hatten, verzeihen würde; 
gern find die Erfolge des Nachbarn von der anderen Macht nie: 
mals gefehen: 





*) StB.: ber. 

N In der guten alten Zeit, da wir noch unter einem König lebten. Das 
Gin-Sling uberſchriebene, am Harvard College in Cambridge (Maff.) entftandene 
Lieb findet fi) gebrudt in folgenden Sammlungen: Selected songs sung at 
Harvard College from 1862 to 1866. Cambridge (Mass.) 1866; Carmina 
Collegensia, a complete collection of the songs of the American colleges, 
with Pisnoforte Accompaniment. Collected and edited by H. R. Waite, 
Boston 1868; Students’ Songs, compiled and edited by W. H. Hills, 
Cambridge (Mass) 1883 (3. Ed.). (Mitteilung des Heren Profeffor Schilling 
am Harvard College.) 

%) Abgefhloffen zwiſchen Rußland, Preußen und Defterreih am 26. Sep- 
tember 1815. 
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blidliche Situation ift. Es handelt ſich da nit um eine momentan 
vorübergehende Einrichtung, es handelt ſich um eine dauernde, um 
ein dauerndes Stärkerwerden des Deutfhen Reiche. 

Daß es fi nit um eine momentane Einrichtung handelt, 
das, glaube ich, wird einleuchtend gefunden werden, wenn ich Sie 
bitte, mit mir die Kriegsgefahren durchzugehen, welde wir jeit 
vierzig Jahren gehabt haben, ohne in eine nervöfe Unruhe zu 
irgend einer Zeit gerathen zu fein. 

Wir haben im Jahre 1848, wo die Deihe und Schleufen 
zerbrahen, die bis dahin vielen Gewäſſern ihren ruhigen Lauf 
gewiefen hatten, gleich zwei kriegsſchwangere Fragen zu verarbeiten 
gehabt: e8 war die polnifche und die fchleswig-holfteinifche Frage. 
Das erfte Gejchrei nad den Märztagen war: Krieg gegen Ruß— 
land zur Herftellung Polens! — Bald darauf war die Gefahr, 
durch die fchleswig-holfteinifhe Frage in einen großen europäifchen 
Krieg verwidelt zu werden, außerordentlich *) nahe. Ich braude 
nicht hervorzuheben, wie 1850 dur das Abkommen von Olmüg 
eine große Conflagration, ein Krieg in großem Stile, verhindert 
wurde. Es folgten darauf vieleicht zwei Jahre ruhigerer Art, 
aber voller Verſtimmung. Es war damals, als ich zuerft in Frant- 
furt Gefandter war. Im Jahre 1853 ſchon machten fi) die Sym— 
ptome bes Krimkriegs fühlbar, von 1853 bie 1856 dauerte dieſer 
Krieg; während der ganzen Dauer befielben befanden wir uns 
unmittelbar am Rande — des Abgrundes will ih nicht jagen, 
aber des Abhanges, auf dem wir in den Krieg hineingezogen werden 
follten. Ich erinnere mi, daß ich damals von 1853 bis 1855 
genöthigt worden bin, ich möchte jagen, wie ein Perpendikel zwiſchen 
Frankfurt und Berlin hin und her zu gehen, weil der hochſelige 
König bei dem Vertrauen, das er mir ſchenkte, mich im Grunde 
als den Anwalt für feine unabhängige Politif benugte, wenn der 
Andrang der Weftmäcdte ihm gegenüber, daß wir auch unjerer- 
ſeits Rußland den Krieg erflären follten, zu ſtark und der Wider- 
ftand feines Minifteriums ihm zu weich wurde. Dann hat — ih 
weiß nit wie oft — das Stüd ſich abgejpielt, daß ich hercitirt 
wurde, daß ich eine mehr ruffenfreundliche Depeſche für Se. Majeftät 


*) ©. 7260 A. 
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zu entwerfen Hatte, daß dieſe Depeche abging, daß Herr 
v. Manteuffel feinen Abſchied verlangte und daß, nachdem die 
Depeche abgegangen war, id) mir von Sr. Majeftät den Auftrag 
ausbat, zu Herrn v. Manteuffel aufs Land oder fonft wohin zu 
fahren und ihn zu bewegen, daß er fein Portefeuille wieber über- 
nehme. Jedes Mal war aber doch das damalige Preußen dicht 
am Rande eines großen Krieges: es war ber Feindſchaft von ganz 
Europa außer Rußland ausgefegt, wenn es fi weigerte, auf die 
weftmächtliche Politik einzugehen, anderen Falls aber zum Bruch 
mit Rußland genöthigt, vielleicht auf lange Zeit, weil der Abfall 
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worben wäre. 

Wir waren alfo in ununterbrodener Kriegsgefahr während *) 
des Krimfrieges. Derfelbe dauerte bis 1856, wo er ſchließlich im 
Parifer Frieden!) feinen Abſchluß fand und uns bei biefer Ge- 
Tegenheit eine Art von Canoſſa bereitete im Parifer Congreffe, wofür 
ich die Verantwortung nicht auf mich genommen haben würde und 
von der id) damals vergeblich abgerathen habe. Wir hatten gar 
Teine Nothwendigfeit, eine größere Macht zu fpielen als wir waren, 
und die damaligen Verträge zu unterzeichnen. Aber wir anti- 
chambrirten, um ſchließlich zur Unterfchrift zugelaffen zu werben. 
Das wird uns nicht wieder paffiren. 

Heiterkeit.) 

Das war 1856. Schon im Jahre 1857 bedrohte uns die 
Neufchäteller Frage?) mit Krieg; das ift nicht fo befannt geworben, 
Ich bin damals von dem hochſeligen Könige im Frühjahr 1857 
nad Paris gefhict worden, um mit dem Kaifer Napoleon über 
den Durchmarſch preußifcher Truppen zum Angriff auf die Schweiz 


*) &. 7264 B. 

ij 30, Märy 1856. 

) Neuenburg, feit 1707 zu Preußen gehörig, gab ſich am 30. April 1848 
eine republicanifhe Verfaſſung und fagte fi) von Preußen los. Preußens 
Rechte wurden durch dad Londoner Protokoll vom 24. Mai 1852 von den euro» 
päifchen Großmachten aufs Neue anerkannt, aber ein Verſuch der preußiic- 
royaliſtiſchen Partei, die republicanifche Regierung zu ftürzen, endete mit der 
Gefangennahme der Royaliften. Preußen forderte von Neuenburg die reis 
Iafjung der Gefangenen und Nieberflagung der Proceffe und drohte mit Krieg. 
Doch wurde der Conflict friedlich beigelegt. 
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zu verhandeln. Was das zu bedeuten hat, wenn darauf ein | 
gegangen wurde, daß das eine weitgreifende Kriegägefahr werden 
tonnte, daß das uns in Vermidelung mit Frankreih ſowohl al: 
auch mit anderen Mächten führen konnte, wird Jeder einjeben, 
dem ich Dies mittheile. Kaiſer Napoleon war nicht abgen: 
darauf einzugehen. Meine Unterhandlungen in Paris wurden ta: 
durch abgeſchnitten, daß Se. Majeftät ber König ſich inzwiſchen 
mit Defterreih und der Schweiz über die Sache auf gütlihem 
Wege verftändigt hatte. Aber die Kriegsgefahr lag doch auch ın 
dem Jahre vor. Ich fann jagen, daß ſchon, wie ih auf der de: 
maligen Miffion in Paris mid befand, der italienifche Krieg in 
der Luft lag, der ein Jahr und etwas fpäter ausbrach, und der 
uns aud) wieder um Haaresbreite beinahe in einen großen europüi: 
ſchen Coalitionsfrieg hineinzog. Wir famen bis zur Mobilmadunz: 
ja, wir hätten losgefchlagen ganz unzweifelhaft, wenn der Friede 
von Vilafranca !) nicht etwas verfrüht für Defterreih, vielleicht 
rechtzeitig für uns, gefehloffen*) wurde; denn wir hätten den Krica 
unter ungünftigen Umftänden zu führen gehabt; wir hätten aus 
dem Kriege, aus einem italienifchen, der er war, einen preußiid- 
frangöfifchen gemacht, deſſen Abſchluß, Ende und Friedensſchluß 
nachher nicht mehr von uns abhing, ſondern von den Freunden 
und Feinden, die hinter uns ſtanden. 

So kamen wir, ohne daß das Kriegsgewölk auch nur ein 
Jahr den Horizont uns frei gelaſſen hätte, bis in bie ſechzige: 
Jahre hinein. 

Schon 1863 war eine faum minder große Kriegsgefahr, di: 
dem großen Publicum ziemlich unbefannt blieb und die ihren Ein- 
drud erft machen wird, wenn dermaleinft die geheimen Archive 
der Cabinete der Deffentlickeit übergeben fein werben. Sie werten 
fi des polniſchen Aufftandes erinnern, der 1863 ftattfand, un! 
ich werde es nie vergeffen, wie ih in jener Zeit des Morgens den 
Beſuch zu haben pflegte von Sir Andrew Buchanan, dem eng 
lichen Botſchafter, und Talleyrand, dem franzöſiſchen Vertrere 
die mir die Hölle heiß machten über das unverantwortliche zeit: 













*) ©. 7266 C. 
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halten der preußijchen Politik an der ruſſiſchen, und eine ziemlich 
drohende Sprache uns gegenüber führten; am Mittag befjelben 
Tages hatte ich nachher die Annehmlichkeit, im Preußiſchen Land» 
tag ungefähr diefelben Argumente und Angriffe zu hören, die die 
beiden fremden Botſchafter am Morgen auf mic gemacht hatten. 
(Heiterfeit.) 
Ich habe*) das ruhig ausgehalten, aber dem Kaifer Alerander riß 
bie Geduld, und er wollte den Degen ziehen gegenüber den Chir 
canen von Seiten der Weſtmächte. Sie werben fih erinnern, daß 
bie franzöfifche Kriegsmacht damals ſchon mit amerikaniſchen Pro= 
jecten und in Merico engagirt war, jo daß fie nicht mit ber vollen 
Macht auftreten konnte. Der Kaijer von Rußland wollte fih die 
polniſchen Intriguen von Seiten der anderen Mächte nicht mehr 
gefallen laffen und war bereit, mit uns im Bunde ben Ereig- 
niſſen die Stirn zu bieten und zu**) ſchlagen. Sie werben fih 
erinnern, daß damals Preußen in feinem Innern in einer ſchwie⸗ 
rigen Lage war, daß in Deutichland bie Gemüther bereits gährten 
und der Frankfurter Fürftentag ?) fi in ber Vorbereitung befand. 
Dan kann alfo zugeben, daß die Verfuhung für meinen Aller: 
gnädigften Herrn, dieje ſchwierige innere Lage durch Eingehen auf 
ein Friegerifches Unternehmen im größten Stile abzufchneiden und 
zu faniren, daß die wohl vorhanden war, und es wäre damals 
ganz zweifellos zum Kriege gefommen von Preußen und Rußland 
im Bunde gegen diejenigen, welche den polniſchen Aufftand uns 
gegenüber beſchützten, wenn Se. Majeftät nicht zurückgeſchreckt wäre 
vor dem Gedanken, innere Schwierigkeiten, preußiſche wie deutſche, 
mit fremder Hilfe zu löfen, 
(Bravo!) 

und wir haben damals, ohne die Gründe unjeres Verfahrens gegen: 
über ben uns feindlihen Projecten anderer deutſcher Regierungen 
geltend zu machen, ftillicgmeigend abgelehnt. Der Tod des Königs 
von Dänemark?) hat nachher alle Betheiligten auf andere Ges 
danken gebradjt. Aber es bedurfte nur eines Ja ftatt eines Nein 


*) St8.: hatte. 

”) &. 726bD. 

) Dgl. 8b. II 197. 

?) Friedrich VII. (geft. 15. November 1863). 
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aus Gaftein von Sr. Majeftät dem König, und der große Ariea, 
der Goalitionsfrieg, war 1863 ſchon vorhanden. Ein anderer als 
ein deutſcher Minifter würde vielleicht zugeredet haben aus Utilitäts: 
rückſichten, als Opportunift, um unfere inneren Schwierigkeiten 
damit zu löfen; im eigenen Volle wie im Auslande hat man eben 
kaum eine richtige Vorftellung von dem Maß von nationalem Zinn 
und pflichttreuer Gemifjenhaftigfeit, 
(Bravo! rechts.) 
welches Monarchen und Minifter beim Regieren deutſcher Länder leitet. 
(Allſeitiges Bravo!) 

Das*) Jahr 1864 — wir fprahen eben von 1863 — brachte 
neue dringliche Kriegagefahr. Yon dem Augenblide an, wo unser: 
Truppen bie Eider überfehritten‘), bin ich in jeder Woche gefant 
geweſen auf die Einmifhung des europäifchen Seniorenconvents® 

(Heiterfeit.) 
in diefe däniſche Angelegenheit, und Sie werben mir zugeben, daß 
das im höchſten Grade wahrjceinlid war. Schon damals aber 
haben wir wahrnehmen fünnen, daß Defterreih und Preußen, 
wenn fie geeinigt find, obſchon ber ihnen zur Seite ftehende Deutice 
Bund damals bei Weitem nicht die militärifhe Bedeutung hatte 
wie dieſelben Länder heute, doch nicht fo leicht von Europa an- 
gegriffen werben fonnten. (Bravo!) 


Das hat fi) ſchon damals gezeigt; die Kriegagefahr blieb aber 
dieſelbe. 

1865 wechſelte fie die Front, und es fing ſchon damals die 
Vorbereitung zu dem Kriege von 1866 an. Ich erinnere nur an 
eine Confeilfigung preußiſcher Minifter, wie fie zur Beichaffung 
von Geldern im Jahre 1865 in Regensburg ftattfand °), die durd 
ben Gafteiner Vertrag‘) naher erledigt wurde. Aber Anno 1866 
kam ja der Krieg im Vollen zum Ausbruch, und es war Die große 


*) ©. 7270A. 

%) 1. Februar 1864. 

2) Derfelbe Ausdruck Bd. IX 235, XI 418. 

*) 21. Juli 1865, ogl. Kohl, Biömardregeften I 261, Sybel, Die I- 
gründung des Deutſchen Reichs IV 1583. 
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Gefahr vorhanden, welche wir nur durch vorfichtige Benugung der 6.2. 1888. 
Umſtände bintan gehalten haben, da aus dieſem Duell zwiſchen 
Preußen und Defterreih (nicjt)*) ein großer europäifcher Coali- 
tionsfrieg wiederum entbrannte, bei dem es fih um die Eriftenzs 
frage, um Kopf und Kragen handelte. 

Das war 1866, und ſchon 1867 folgte die Luremburger 
Frage!), wo es dod au nur einer etwas fefteren Antwort von 
und — wie wir fie vielleicht gegeben haben würden, wenn wir 
damals fo ſtark geweſen wären, um mit Sicherheit**) einen guten 
Erfolg vorauszufehen — bedurfte, um den großen franzöſiſchen 
Krieg ſchon damals herbeizuführen. Bon da ab, 1868, 1869, 
find wir bis 1870 ununterbrochen in der Befürhtung vor dem 
Krieg, vor den Verabrebungen geblieben, die zur Zeit des Herrn 
v. Beuft in Salzburg ?) und anderen Orten zwiſchen Frankreich, 
Stalien und Defterreich getroffen wurden, und von denen man 
bejorgte, daß fie auf unfere Koften geſchehen waren. Es war 
damals die Befürdtung vor dem Kriege fo groß, daß ich in diefer 
Zeit als Minifterpräfident den Beſuch von Kaufleuten und In: 
duftriellen erhalten habe, die mir fagten: „Dieſe Unficherheit ift 
ja ganz unerträglich; ſchlagen Sie doch lieber los! Lieber Krieg, 
als länger in dieſem Drud auf allen Geſchäften zu verharren!” 
Wir haben ruhig abgemwartet, bis auf uns losgefchlagen wurde, 
und ich glaube, wir haben wohl daran gethan, uns fo einzu: 
richten, daß wir die Angegriffenen blieben und nicht die Angreifer 
waren. 

Nun, nachdem diefer große Krieg von 1870 geſchlagen war, 
frage ih Sie: Iſt irgend ein Jahr ohne Kriegagefahr geweſen? 
Anfangs der fiebziger Jahre — ſchon glei, wie wir nad Haufe 
famen, hieß es: Wann ift denn der nächſte Krieg? Wann wird 
die Revande geihlagen werden? In fünf Jahren doch fpäteftens? 
Man fagte uns damals: Die Frage, ob wir den Krieg führen 


*) Bleonaftifd. 

”) ©. 727aB. 

) Bgl. Bb. IIT 263. 

*) 18. bis 23. Auguft 1867 Zufammenfunft Napoleons III. mit Raifer 
Franz Jofeph, vgl. Rundſchreiben Bismards vom 7. September 1867, im Aus- 
jug mitgeteilt 8b. III 313 Anm. 1. 
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ſollen und mit welhem Erfolg — es war das ein Abgeordi 
des Gentrums, der mir das im Reichstag vorhielt 1), — 
doch heut zu Tage nur von Rußland ab; Rußland allein hat r: 
Heft in Händen. — Auf diefe Frage fomme ich vielleicht jncı 
zurüd. — Ich will einftweilen nur noch das vierzigjährige 
durchführen, indem ich erwähne, daß im Jahre 1876 ſchon mit: 
die Kriegsunwetter im Süden ſich zufammenzogen, im Jahre 1577 
der Balfankrieg geführt wurde, der doch nur durch den in Berl: 
abgehaltenen Gongreß ?) verhindert wurde, eine Conflagration rc: 
ganz Europa herbeizuführen, und baß nah dem Gongrefie *+ 
plögli ein ganz neues Bild ung im Ausblid*) nad Titen e- 
öffnete, da Rußland uns unfer Verhalten auf dem Congreß übel— 
genommen hatte. — Ich komme vielleiht auch darauf fpäter zu 
rüd, wenn meine Kräfte mir das erlauben. 

Es trat dann eine gewiffe Rüdwirfung der intimen Y: 
ziehungen ber drei Kaifer ein, die uns eine Zeit lang mit 
Ruhe in die Zukunft ſehen ließ; aber bei den erften Symptom: 
von ber Unficherheit der Beziehungen der drei Kaijer oder var. 
dem Ablauf der Verabredungen, die fie mit einander getrom.: 
hatten, bemädhtigte ſich unferer öffentlichen Meinung diefelbe ner: 
vöfe und, wie ich glaube, übertriebene Aufregung, mit der mir 
heute und die legten Jahre zu kämpfen haben — namentlich balı: 
ich fie heute für befonders unmotivirt. 

Ich bin nun weit entfernt, aus ber Thatſache, daß ic fi: 
heute für unmotivirt halte, den Schluß zu ziehen, daß wir einer 
Verſtärkung der Wehrkraft nicht bebürften, fondern umgekehrt. 
Daher diefes vierzigjährige Tableau, das ich eben, vielleicht nid: 
zu Ihrer Erheiterung, aufgerollt habe, — und ich bitte um Ver— 
zeihung; aber wenn id ein Jahr hätte fehlen lafjen von denen, 
welde Cie doch Alle ſchaudernd jelbft miterfahren haben, jo würde 
man nicht den Eindrud haben, daß der Zuftand der Vejorgnit 
vor großen Kriegen, vor weiteren Verwidelungen, deren Coalitions- 
ergebniffe Niemand vorher beurtheilen Tann, daß diefer Zuſtand 
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ein permanenter ift bei uns, und daß wir uns darauf ein für alle 
Mal einrichten müfjen; wir müffen, unabhängig von der augen- 
blicklichen Lage, fo ftark fein, daß wir mit dem Selbftgefühl einer 
großen Nation, die unter Umftänden ftarf genug ift, ihre Gefchide 
in ihre eigene Hand zu nehmen, auch gegen jede Coalition — 
Gravo!) 
mit dem Selbſtvertrauen und mit dem Gottvertrauen, welches die 
eigene Macht verleiht und die Gerechtigkeit der Sache, die immer 
auf deutſcher Seite bleiben wird nad} der Sorge der*) Regierung —, 
daß wir damit jeder Eventualität entgegenfehen können und mit 
Ruhe entgegenfehen fönnen. 
(Bravo!) 

Wir müffen, kurz und gut, in biefen Zeiten fo ftark fein, 
wie wir irgend können, und wir haben die Möglichkeit, ftärker zu 
fein als irgend eine Nation von gleicher Kopfitärfe in der Welt; 

(Bravo!) 
— id fomme darauf noch zurüd —, es wäre ein Vergehen, wenn 
wir fie nicht benußten. Sollten wir unfere Wehrfraft nicht brauchen, 
fo brauden wir fie ja nicht zu rufen. Es handelt fi nur um 
die eine nicht ſehr ftarfe Geldfrage — nicht fehr ftarfe, wenn ich 
beiläufig ermähne — ich habe feine Neigung, auf die financiellen 
und militärifhen Ziffern einzugehen —, daß Frankreich in den 
legten Jahren 3 Milliarden auf die Verbeſſerung feiner Streits 
fräfte verwandt hat, wir faum 1'Js mit Einfchluß deffen, was wir 
Ihnen jest zumuthen. 
(Hört! Hört! rechts.) 

Indeſſen ich überlafje es dem Herrn Kriegsminifter und den Ver— 
tretern der Finanzabtheilung, das auszuführen. 

Wenn ih fage, wir müſſen dauernd beftrebt fein, allen Even= 
tualitäten gewachſen zu fein, fo erhebe ih damit den Anſpruch, 
daß wir noch größere Anflrengungen machen müſſen als andere 
Mächte zu gleihem Zwecke, wegen unferer geographiichen Lage. 
Wir liegen mitten in Europa. Wir haben mindeſtens drei An- 
griffsfronten. Franfrei hat nur feine öftlihe Grenze, Rußland 
nur feine weftlihe Grenze, auf der es angegriffen werben fann. 


*) ©. 727bD. 
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Wir find außerdem der Gefahr der Coalition nad der ganzen 
Entwidelung der Weltgefchichte, nad) unſerer geographiſchen Lage 
und nad dem vielleicht minderen Zufammenhang, den bie Deutiche 
Nation*) bisher in ſich gehabt Hat im Vergleich mit anderen, mehr 
ausgejegt als irgend ein anderes Bolt. Gott hat uns in eine 
Situation geſetzt, in mwelder wir durch unfere Nachbarn daran 
verhindert werben, irgendwie in Trägheit oder Verfumpfung zu 
gerathen. Er hat uns die friegerifhfte und unruhigfte Nation, die 
Franzoſen, an die Seite gefegt, und er hat in Rußland kriegeriſche 
Neigungen groß werden laſſen, die in früheren Jahrhunderten nicht 
in dem Maße vorhanden waren. So befommen wir gewiſſer Maßen 
von beiden Seiten die Sporen und werden zu einer Anftrengung 
gezwungen, bie wir vielleicht ſonſt nicht machen würden. Die Hechte 
im europäiſchen Karpfenteich hindern uns, Karpfen zu werben, 
Heiterkeit.) 

indem fie uns ihre Stacheln in unferen beiden Flanken fühlen 
laflen; fie zwingen uns zu einer Anftrengung, die wir freiwillig 
vielleicht nicht leiften würden, fie zwingen uns aud zu einem Zu: 
fammenhalten unter una Deutſchen, das unferer innerften Natur 
wiberftrebt; (Heiterkeit) 


jonft fireben wir lieber aus einander. Aber die franzöſiſch-ruſſiſche 
Preſſe, zwifen die wir genommen werben, zwingt uns zum Zu: 
fammenhalten und wird unfere Cohäfionsfähigfeit auch durch Zus 
fammendrüden erheblich fteigern, fo daß wir in diefelbe Lage ber 
Ungerreißbarfeit fommen, die faft allen anderen Nationen eigen- 
thümlich ift, und die uns bis jeßt noch fehlt. 

(Bravo!) 
Wir müſſen diefer Beftimmung der Vorſehung aber auch ent: 
ſprechen, indem wir uns fo ſtark machen, daß die Hechte uns nicht 
mehr thun, als uns ermuntern. 

(Heiterfeit.) 

Wir**) hatten ja früher in den Zeiten der heiligen Allianz 

— mir fält ein altes amerifanifches Lieb dabei ein, welches ic 
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von meinem verftorbenen Freunde Motley gelernt habe; das*) fagt: 
In good old colonial times, when we lived under a king!) — 
nun, das waren eben patriarchaliſche Zeiten, da hatten wir eine 
Menge Geländer, an denen wir uns halten konnten, und eine 
Menge Deiche, die uns vor den wilden europäifchen Fluthen ſchützten. 
Da war ber Deutſche Bund, und die eigentlihe Stüge und Fort: 
Tegung und Vollendung des Deutſchen Bundes, zu deren Dienft er 
gemadt, war die heilige Allianz”). Wir hatten Anlehnung an 
Rußland und Defterreih, und vor allen Dingen: wir hatten bie 
Garantie der eigenen Schüchternheit, daß wir niemals eine Meinung 
äußerten, bevor die Anderen geſprochen hatten. 
(Heiterfeit.) 

Das Alles ift ung abhanden gefommen; 

(Sehr gut! rechts.) 
wir müffen uns felber helfen. Die heilige Allianz hat Schiff: 
bruch erlitten im Krimkriege — nicht durch unfere Schuld. Der 
Deutſche Bund ift durch uns zerftört worden, weil die Eriftenz, die 
man uns in ihm machte, weder für uns noch für das deutſche 
Volk auf die Dauer erträglih mar. Beide find aus der Welt 
geſchieden. Nach der Auflöfung des Deutfchen Bundes, nad; dem 
Kriege von 1866, wäre aljo für das damalige Preußen oder Nord— 
deutſchland eine Iſolirung eingetreten, wenn wir darauf hätten 
rechnen müffen, daß man uns von feiner Seite die neuen Erfolge, 
die großen Erfolge, die wir errungen hatten, verzeihen würde; 
gern find die Erfolge des Nachbarn von der anderen Macht nie- 
mals gejehen: 


*) St®.: ber. 

') In der guten alten Zeit, ba wir noch unter einem König lebten. Das 
Gin-Sling überfehriebene, am Harvard College in Cambridge (Mafl.) entftandene 
Sieb findet fi gebrudt in folgenden Sammlungen: Selected songs sung at 
Harvard College from 1862 to 1866. Cambridge (Mass.) 1866; Carmina 
Collegensia, a complete collection of the songs of the American colleges, 
with Pianoforte Accompaniment. Collected and edited by H. R. Waite, 
Boston 1868; Students’ Songs, compiled and edited by W. H. Hills, 
Cambridge (Mass) 1883 (3. Ed.). (Mittheilung des Herrn Brofefior Schilling 
am Harvard College.) 

) Abgefchloffen zwiſchen Rußland, Preußen und Defterreih am 26. Sep- 
tember 1815. 
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Unfere Beziehungen zu Rußland waren aber durch das Er: 
lebniß von 1866 nicht geftört. Anno 66 war die Erinnerung” 
an die Politit des Grafen Buol, an die Politif Defterreicz 
während des Krimfrieges in Rußland noch zu frifh, um dort des 
Gedanken auffommen zu laffen, daß man der öfterreihifchen Mon- 
archie gegen den preußifhen Angriff beiftehen, daß man den Feld 
zug erneuern fönne, ben ber Kaifer Nicolaus im Jahre 1849 für 
Defterreih geführt hatte. — Ich bitte um Entſchuldigung, wenn 
ich mid) einen Augenblid fege; ih kann fo lange nicht fichen. 

Für uns blieb deshalb die natürlichfte Anlehnung immer ned 
die ruffiihe, die, abgejehen vom vorigen, in diefem Jahrhunder: 
ihren ſehr berechtigten Urfprung in der Politit des Kaifers Ale— 
rander I. genommen hat. Ihm war Preußen in der That Dank 
ſchuldig. Er konnte 1813 an der polnifhen Grenze eben fo gu: 
umkehren und Frieden fließen; er fonnte fpäter Preußen fallen 
laſſen. Damals haben wir in der That die Herftellung auf den: 
alten Fuß wejentlih dem Wohlmwollen des Kaifers Alerander I. 
oder — wenn Sie jfeptiich fein wollen — fagen Sie, der ruffiichen 
Politik, wie fie Preußen brauchte, zu danken gehabt. 

Diefe Dankbarkeit hat die Regierungszeit Friedrich Wilhelns IT. 
beherrſcht. Das Saldo, mweldes Rußland im preußiihen Contc 
hatte, ift durch die Freundfchaft, ih kann faft fagen, durch die 
Dienſtbarkeit Preußens während der ganzen Regierungszeit des 
Raifers Nicolaus ausgenügt und in Olmüg!), kann ich fagen, ge: 
tilgt worden. In Olmütz nahm der Kaifer Nicolaus nicht für 
Preußen Partei, ſchützte uns nit einmal vor üblen Erfahrungen, 
vor gewiffen Demüthigungen, wie ber Kaiſer Nicolaus überhaupt 
doch im Ganzen mehr Vorliebe für Defterreih ala für Preußen 
hatte; der Gedanke, daß wir Rußland während feiner Regieruna 
irgend melden Dank ſchuldig wären, ift eine hiſtoriſche Legende. 

Wir haben aber, jo lange der Kaifer Nicolaus lebte, umferer: 
feits doch die Tradition Rußland gegenüber nicht gebrochen; mir 


*) ©. 7286 C. 

) Wo fi) Preußen am 29. November 1850 vor den zuffiigen Kriegs: 
drohungen den Forderungen Defterreih® fügen und feine deutſchen Einigungs 
beftrebungen aufgeben mußte. 
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haben im Krimfriege, wie ich vorher ſchon erzählte*), unter erheb- 
lichen Gefahren und Bedrohungen feftgehalten an ber ruffiichen 
Aufgabe. Se. Majeftät der hochſelige König hatte keine Neigung 
— mas damals, wie ich glaube, möglich geweſen wäre —, mit 
einer ftarfen Truppenaufftelung eine entfcheidende Rolle in dem 
Kriege zu fpielen. Wir hatten Verträge geſchloſſen, nad; denen 
wir verpflichtet waren, zu einer gewiſſen Zeit 100000 Mann auf: 
zuftellen. IH flug Sr. Majeftät damals vor: Stellen wir 
nicht 100000, fondern 200000 Mann auf, und ftellen wir fie 
& cheval?) auf, fo daß wir fie nad rechts und links gebrauchen 
Tönnen; fo find Em. Majeftät heute der enticheidende Richter des 
Krimkrieges Jhrerfeits. Indeſſen der hochjelige König war für 
friegerifhe Unternehmungen nicht geneigt, und das Volk kann ihm 
dafür nur dankbar fein. Ich war damals jünger und unerfahrener, 
als ich heutigen Tages bin. Indeſſen haben wir immerhin für 
Olmütz feine Rancune getragen während bes Krimfrieges; wir 
kamen aus dem Krimkriege ala Freunde Rußlands heraus, und 
ich habe in der Zeit, wo ich Gefandter in Petersburg war?), die 
Frucht diefer Freundſchaft durch eine fehr wohlwollende Aufnahme 
am Hof und in ber Gefellihaft genießen können. Auch unfere 
Parteinahme für Defterreih im italienischen Kriege war nicht nach 
dem Geihmad des ruſſiſchen Cabinets, aber fie hatte feine nad; 
theilige Rüdwirkung. Unfer Krieg 1866 wurde eher mit einer ge: 
wiffen Genugthuung gefehen; man gönnte den Defterreihern das 
damals in Rußland. Im Jahre 1870, in unferem franzöfifchen 
Kriege, hatten wir wenigftens noch die Satisfaction, gleichzeitig mit 
unferer Bertheidigung und fiegreihen Abwehr dem ruffiichen Freund 
einen Dienft im Schwarzen Meere erweifen zu können. Es wäre 
die Freigebung des Schwarzen Meeres dur die Contrahenten ?) 

*) &. 728bD. 

) Die Erläuterung des Ausbrud3 gibt der unmittelbar folgende „jo 
dap"-Sat. 

») 1859-1862. 

*) Durch ein Rundſchreiben vom 19.31. October 1870 erklärte Fürft 
Gortſchakow, daß Rußland die Beftimmungen des Pariſer Vertrags vom 30. März 
1856, die Rußlands Freiheit auf dem Schwarzen Meere beeinträchtigten, nicht 
mehr anerfennen könne. Eine nach London einberufene Conferenz fanctionirte 


den Bertragdsru durch Aufpebung der betreffenden Artitel des Pariſer Ver— 
trag® (Bertrag vom 13. März 1871). 
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Teineswegs wahrſcheinlich gewefen, wenn nicht die deutf—hen Truppen 
fiegreih in der Nähe von Paris geftanden hätten. Wenn fie zum 
Beifpiel geſchlagen wären, fo, glaube ih, wäre der Abſchluß des 
damaligen Londoner Abkommens zu*) Gunften Rußlands jo leid: 
nicht gewefen. Alfo au der Krieg von Anno 70 Hinterließ feine 
Verſtimmung zwifchen uns und Rußland. 

Ich führe diefe Thatfahen an, um Ihnen die Genefis des 
Vertrags mit Defterreich darzulegen, der vor wenig Tagen publi: 
cirt worden ift!), und um bie Politif Sr. Majeftät gegen den 
Vorwurf zu rechtfertigen, daß fie die Kriegemöglicfeiten für das 
Deutſche Reich erweitert hätte durch Hinzufügung derjenigen, welde 
Defterreich ohne fein Verſchulden betreffen könnte. Ich bin deshalb 
im Begriff, Ihnen zu ſchildern, wie es fam, daß die von mir per: 
ſönlich ftets mit Vorliebe gepflegten traditionellen Beziehungen 
zwifchen uns und Rußland fi jo geftalteten, daß wir zum Ab: 
ſchluß des vorgeftern publicirten Vertrags veranlaft wurden. 

Die erften Jahre nah dem franzöfiihen Kriege vergingen 
nod im beften Einverftänbniß; im Jahre 1875 trat zuerft eine 
Neigung meines ruſſiſchen Collegen, des Fürften Gortſchakow, zu 
Tage, fih mehr um Popularität in Frankreich als bei uns zu be— 
mühen und gewiffe fünftlich herbeigeführte Conftellationen dazu zu 
benugen, um ber Welt durd ein hinzugefügtes Telegramm glauben 
zu maden, als hätten wir 1875 irgend einen entfernten Gedanken 
daran gehabt, Frankreich zu überfallen, und als wäre e& das Per: 
dienft des Fürften Gortſchakow, Frankreich aus diefer Gefahr er- 
rettet zu haben. Das war das erfte Befremden, welches zwiichen 
uns auftrat, und welches mid; zu einer lebhaften Ausfprache mit 
meinem früheren Freunde und jpäteren Collegen veranlaßte. Dem: 
nächſt und gleichzeitig hatten wir immer nod die Aufgabe feft- 
gehalten, den Frieden zwiſchen den drei Kaifern feftzuhalten, die 
Beziehungen fortzufegen, die zuerft eingeleitet waren durch den 
Beſuch der Kaijer von Rußland und von Defterreih 1872 hier in 


*) S. 7298 A. 

) S. ben Tert des Vertrags im Anhang zu dieſer Abtheilung S. 486 ff. 
Die Publication erfolgte am 3. Februar 1888 gleichzeitig in Berlin, Wien 
und Pefth, f. 0. ©. 435. 
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Berlin!) und durch die darauf folgenden Gegenbefuhe‘). Cs war 
uns das aud gelungen. Erft 1876 vor dem türfijchen Kriege 
traten*) und gewiſſe Nöthigungen zu einer Option zwiſchen Ruß— 
land und Defterreih entgegen, die von uns abgelehnt wurden. 
Ich halte nit für nüglih, in die Details darüber einzugehen; 
fie werden mit der Zeit aud einmal befannt werden. Es hatte 
unfere Ablehnung die Folge, daß Rußland fih direct nah Wien 
wandte, und daß ein Abfommen — ih glaube, e8 war im Januar 
1877 — zwiſchen Defterreih und Rußland geſchloſſen wurde ?), 
welches die Eventualitäten einer orientaliſchen Krife betraf, und 
welches Defterreih für den Fall einer folden die Beſetzung von 
Bosnien u. ſ. w. zufiderte. Dann fam der Krieg, und wir waren 
recht zufrieden, wie das Unmetter ſtch weiter ſüdlich verzog, ala es 
urjprüngli Neigung hatte. Das Ende des Krieges murbe bier 
in Berlin durch den Congreß definitiv herbeigeführt, nachdem es 
vorbereitet war durch den Frieden von San Stefano‘). Der 
Friede von San Stefano war meiner Weberzeugung nach nicht 
viel bedenklicher für die antiruſſiſchen Mächte und nicht fehr viel 
nüglider für Rußland, ala nachher der Congreßvertrag geweſen 
ift. Der Friede von San Stefano hat fi ja, fann man fagen, 
nachher von felber eingefunden, indem das Feine, ich glaube, 
800000 Seelen umfafjende, Dftrumelien eigenmädtig die Wieder- 
berftellung ber — nicht ganz — der alten San Stefano-Grenze 
auf fih nahm und fi Bulgarien anfügte?). Es war alfo der 
Schaden, den der Congreß in den Abmachungen von San Stefano 
angerichtet hat, nicht fo jehr ſchlimm. Ob diefe Abmahungen von 
San Stefano gerade ein Meifterwerf der Diplomatie waren, das 
laſſe ich dahingeftellt fein. Wir hatten damals ſehr wenig Neigung, 
ung in die orientalifhen Sachen zu mifchen, eben fo wenig wie heute. 
Ih war ſchwer frank in Friedrichsruh, als mir von ruffiiher 


*) ©. 7294 B. 

?) vom 5. (6.) bis 11. September 1872. 

2) Raifer Wilpelms Gegendefud) in Petersburg vom 27. April bis 8. Mai 
1873, in Wien vom 17. bis 23. October 1873. 

) Abkommen von Reichftabt vom 15. Januar 1877. 

*) 3. März 1878. 

3) Durd die Revolution vom 18. September 1885, f. o. S. 144. 
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Seite das Verlangen amtlich wmitgetheilt wurbe, zur definitiven 
Beilegung des Krieges einen Congreß ber Großmädhte nach Berlin 
einzuberufen. Ich Hatte zunächſt wenig Neigung dazu, einmal weil 
ich in der förperlihen Unmöglichkeit war, dann aber auch, meil 
ich feine*) Neigung hatte, uns jo weit in die Sache zu verwideln, 
wie die Rolle des Präfidirens eines Congreſſes nothwendig mit 
ſich bringt. Wenn ich fhließlich dennoch nachgegeben habe, jo war 
es einerfeits das deutſche Pflichtgefühl im Intereſſe des Friedens, 
namentli aber das dankbare Andenken, das ih an die Gnade 
des Kaifers Alerander II. für mic) ſtets bewahrt habe, das mid 
veranlaßte, diefen Wunſch zu erfüllen. Ich erflärte mich dazu br: 
teit, wenn e& uns gelänge, die Einwilligung von England und 
von Oeſterreich zu beichaffen. Rußland übernahm, die Einwilligung 
von England zu beforgen, ich nahm auf mid, fie in Wien zu be: 
fürworten; e8 gelang, und der Congreß fam zu Stande '). 
Während des Congreffes, kann ich wohl jagen, habe ich meine 
Rolle, foweit ich es irgend konnte, ohne Landesintereſſen und be: 
freundete Intereſſen zu verlegen, ungefähr fo aufgefaßt, ala wenn 
ih der vierte ruſſiſche Bevollmächtigte geweſen wäre auf diejem 


Congreß; (eiterkeit.) 


ja, ich kann faſt ſagen, der dritte; denn den Fürſten Gortſchakow 
kann ich als Bevollmächtigten der damaligen ruſſiſchen Politit, 
wie ſie durch den wirklichen Vertreter Grafen Schuwalow ver: 
treten war, faum annehmen. 

Heiterkeit.) 

Es ift während den ganzen Congreßverhandlungen fein 
ruſſiſcher Wunſch zu meiner Kenntniß gefommen, den ich nicht be: 
fürwortet, ja, den ich nicht durchgefegt hätte. Ich bin in Folge 
des Vertrauens, das mir ber leider verftorbene Lord Beacons: 
field ®) ſchenkte, in den ſchwierigſten, kritiſchſten Momenten des 
Congrefies mitten in ber Naht an deſſen Kranfenbett erſchienen 


*) ©. 72960. 

) Man vergleiche zu dem Folgenden die geſchichtliche Stubie: Deutich⸗ 
land und Rußland ſeit dem Berliner Congreß im Bismard-Jahrbuh I (1891 
©. 125 fi. 

2) Geft. 19. Aprit 1881. 
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und habe in den Momenten, wo der Congreß dem Bruch nahe 
ftand, deffen Zuftimmung im Bett erreicht; — kurz, ih habe mich 
auf dem Congreß jo verhalten, daß ich date, nahdem er zu 
Ende war: Nun, den höchften ruffiihen*) Orden in Brillanten ') 
befige ich längft, fonft müßte ich den jegt befommen. 
(Heiterfeit.) 

Kurz, ic) habe das Gefühl gehabt, ein Verdienſt für eine fremde 
Macht mir erworben zu haben, wie es jelten einem fremden 
Minifter vergönnt gemefen ift. 

Welches mußte alfo meine Ueberrafhung und meine Ent: 
tãuſchung jein, wie allmählich eine Art von Preßcampagne**) in 
Petersburg anfing, durch welche die deutſche Politif angegriffen, 
ih perfönli in meinen Abfichten verdächtigt wurde. Dieſe Anz 
griffe fteigerten fi während des darauffolgenden Jahres bis 1879 
zu ſtarken Forderungen eines Drudes, den wir auf Oeſterreich 
üben folten in Sachen, wo wir das öfterreichifche Recht nicht ohne 
Weiteres angreifen fonnten. Ich fonnte dazu meine Hand nicht 
bieten; denn wenn wir und Oeſterreich entfremdeten, fo geriethen 
wir, wenn wir nicht ganz ijolirt fein wollten in Europa, noths 
wendig in Abhängigkeit von Rußland. Wäre eine folde Abhängig- 
feit erträglich gemwejen? Ich hatte früher geglaubt, fie fönnte es 
fein, indem ich mir fagte: Wir haben gar feine ftreitigen Intereſſen; 
es ift gar fein Grund, warum Rußland je die Freundſchaft uns 
fündigen ſollte. Ich Hatte wenigftens meinen ruffiihen Collegen, 
die mir dergleichen augeinanderjegten, nicht geradezu wiberfproden. 
Der Vorgang betreffs des Congreſſes enttäuſchte mi, der fagte 
mir, daß felbft ein volftändiges Indienſtſtellen unferer Politik (für 
gewiffe Zeit) in die ruffiihe uns nicht davor ſchützte, gegen unferen 
Willen und gegen unfer Beftreben mit Rußland in Streit zu ger 
rathen. Diefer Streit über Inftructionen, die wir an unfere Bes 
vollmägtigten in den Verhandlungen im Süden gegeben oder nicht 
gegeben hatten, fteigerte fih bis zu Drohungen, bis zu vollſtän— 
digen Kriegsbrohungen von der competenteften Seite. 


*) &. 729bD. 
**) StB.: Preßcompagnie. 
) St. Andreasorden. 
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Das ift der Urfprung unferes öfterreihiihen Vertrages. 
Dur *) diefe Drohungen wurden wir gezwungen, zu ber von mir 
feit Jahrzehnten vermiedenen Option zwiſchen unferen beiden bis: 
herigen Freunden zu jchreiten. Ich babe damals den Vertrag, 
der vorgeftern publicirt worden ift, in Gaftein und Wien ver: 
handelt, und er gilt noch heute zwiſchen uns. 

Die Publication ift in ben Zeitungen zum Theil, wie ih 
geftern und vorgeftern gelefen habe, irrthümlich aufgefaßt worden; 
man hat in derfelben ein Ultimatum, eine Warnung, eine Drohung 
finden wollen. Das fonnte um fo weniger barin liegen, als der 
Tert des Vertrags dem ruffiihen Cabinet feit Langem befannt 
war, nicht erft feit dem November vorigen Jahres. Wir haben 
es der Aufrichtigfeit einem loyalen Monarchen gegenüber, wie ber 
Kaiſer von Rußland es ift, entjprechend gefunden, fon früher 
Teinen Zmeifel darüber zu laflen, wie die Saden liegen. Jh 
halte es auch nicht für möglich, diefen Vertrag nicht gefchlofjen 
zu haben; wenn wir ihn nicht geſchloſſen hätten, jo müßten wir 
ihn heute ſchließen. Er hat eben die vornehmfte Eigenfhaft eines 
internationalen Vertrags, nämlich er ift der Ausbrud beiderfeitiger 
dauernder Intereſſen, ſowohl auf öfterreichifcher Seite wie auf der 


unferigen. (Bravo!) 


Keine Großmadt kann auf die Dauer in Widerjprud mit den 
Intereffen ihres eigenen Volkes an dem Wortlaut irgend eines 
Vertrags Eleben, fie ift ſchließlich genöthigt, ganz offen zu erklären: 
Die Zeiten haben ſich geändert, id) kann das nicht mehr, — und 
muß das vor ihrem Volke und vor dem Vertrag ſchließenden Theile 
nad Möglichkeit rechtfertigen. Aber das eigene Vol ins Ber: 
berben zu führen an dem Buchſtaben eines unter anderen Um: 
ftänden unterjchriebenen Vertrags, das wird feine Großmacht gut: 
heißen. Das liegt aber in dieſen Verträgen in feiner Weife drin. 
Sie find eben — nicht nur der Vertrag, ben wir mit Defterreih 
geſchloſſen haben, fondern ähnliche Verträge, die zwiſchen uns und 
anderen**) Regierungen beftehen, 
—— (Hört! Hört! rechts.) 

*) &. 7308 A. 

*) ©. 7308 B. 
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namentlich Berabredungen, die wir mit Stalien haben, — fie find 
nur der Ausdrud der Gemeinschaft in den Beftrebungen und in 
den Gefahren, die die Mächte zu laufen haben. Italien jowohl 
wie wir find in der Lage geweſen, das Recht, uns national zu 
conjolidiren, von Defterreih zu erfämpfen. Beide leben jegt mit 
Defterreih in Frieden und haben mit Defterreih das gleiche Be— 
Streben, Gefahren, bie fie gemeinfam bedrohen, abzuwehren, ben 
Frieden, der dem Einen fo theuer ift wie dem Anderen, gemein- 
jam zu ſchützen, die innere Entwidelung, ber fie fih widmen 
wollen, vor Angriffen geichügt zu jehen. Diefes Beftreben und 
babei auch das gegenfeitige Vertrauen, daß man die Verträge 
hält, und daß durch die Verträge Keiner von dem Anderen ab: 
bängiger wird, als feine eigenen Intereſſen e8 vertragen, — das 
Alles macht dieje Verträge feſt, haltbar und dauerhaft. 
(Bravo!) 

Wie fehr unfer Vertrag mit Defterreih der Ausdruck des 
beiberjeitigen Intereſſes ift, das hat fi ſchon in Nifolaburg und 
bat fi 1870 gezeigt. Schon bei den Verhandlungen in Nikolss 
burg waren wir unter dem Eindrud, daß wir Defterreih — und 
ein ſtarkes, aufredtes Defterreih — auf die Dauer doch nicht 
miffen Fönnten in Europa. 1870, als der Krieg zwijchen uns und 
Frankreich ausbrah, war ja die Verfudung für mandes verlegte 
Gefühl in Defterreih außerordentlich naheliegend, dieje Gelegen- 
heit zu benugen, um dem Feind von 1866 gegenüber Revande 
zu üben; aber die bejonnene und vorausfichtige Politif des öſter— 
reichiſchen Gabinets mußte ſich fragen: Was ift dann die Folge? 
In welche Stellung gerathen wir, wenn wir jegt den Franzofen 
beiftehen, um Preußen, refpective Deutſchland zu befiegen? Was 
wäre dann die Folge geweſen, wenn Frankreich mit Hilfe*) Oeſter— 
reis über uns gefiegt hätte? Oeſterreich hätte bei einer folden 
Politik doch kaum einen anderen Zwed haben können, als wiederum 
feine frühere Stellung in Deutfchland einzunehmen, denn das war 
eigentlih das Einzige, was es im Jahre 1866 aufgegeben hat; 
andere Bedingungen waren nicht, die pecuniären Bedingungen 
waren ganz unbedeutend. Nun, wie wäre die Lage Oeſterreichs 


) S. 730bC. 
Bismards politiche Reden. ZI. 30 
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in dem Deutfhen Bunde als Präſidialmacht geweſen, wenn es ſich 
fagen mußte, daß es Deutichland das linke Rheinufer im Bunde 
mit Frankreich genommen, daß es die ſüddeutſchen Staaten wiederum 
in eine NRheinbundsabhängigfeit von Frankreich gebracht, und daß 
es Preußen unmiderruflih zur Anlehnung an Rußland und zur 
Abhängigkeit von Nußlands künftiger Politik verurtheilt hätte? 
Eine ſolche Stelung war für öfterreihifhe Politiker, die nicht 
volftändig von Zorn und Rache verblendet waren, unannehmbar. 

Daſſelbe ift aber auch bei uns in Deutſchland der Fall. 
Denken Sie fi Defterreih von der Bildfläche Europas weg, To 
find wir zwiſchen Rußland und Frankreich auf dem Eontinent mit 
Stalien ifolirt, zwiſchen den beiden ftärkften Militärmächten neben 
Deutſchland, wir ununterbrochen zu jeber Zeit Einer gegen Zwei, 
mit großer Wahrfheinlichkeit, oder abhängig abwechſelnd vom 
Einen oder vom Anderen. So kommt es aber nit. Man kann 
fi) Defterreih nicht wegdenken: ein Staat wie Defterreih ver: 
ſchwindet nit, fondern ein Staat wie Defterreih wird dadurch, 
daß man ihn im Stich läßt, wie es in den Villafranca-Feftftelungen 
angenommen wurde), entfrembet und wird geneigt werden, Dem 
die Hand zu bieten, der feinerfeits der Gegner eines unzuverläfjigen 
Freundes geweſen ift. 

Kurz, wenn wir die Iſolirung, die gerade in unferer angreif- 
baren Lage für Deutſchland befonders gefährlich ift, verhüten wollen, 
fo müffen wir einen fiheren Freund haben. Wir haben vermöge 
der Gleichheit der Intereſſen, vermöge dieſes Vertrages, der Ihnen 
vorgelegt ift, zwei zuverläffige Freunde*), — zuverläffig nicht aus 
Liebe zu einander; denn Völker führen wohl aus Haß gegen 
einander Krieg; aber aus Liebe, das ift noch gar nicht dageweſen, 
daß ſich das eine für das andere opfert. 

Heiterkeit.) 
Sie führen aud) aus Haß nicht immer Krieg. Denn wenn das 
der Fall wäre, dann müßte Frankreich in ununterbrodhenem Kriege 
nicht nur mit uns, fondern aud mit England und Stalien jein; 
es haft alle feine Nachbarn. 
(Beifall und Zuftimmung.) 


*) &. 730bD. 
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Ich glaube au, daß der fünftlich aufgebaufchte Haß gegen uns 
in Rußland weiter nit von Dauer fein wird. Mit unjeren 
Bundesgenoſſen in der Friedensliebe einigen uns nicht nur Stim— 
mungen und Freundſchaften, jondern die zwingendften Intereſſen 
des europäifchen Gleichgewichts und unferer eigenen Zukunft. 

Und deshalb glaube ih: Sie werben die Politit Sr. Majeftät 
des Kaifers, die das publicirte Bündniß abgeſchloſſen hat, billigen, 

(Bravo!) 
obſchon die Möglichkeit eines Krieges dadurch verftärkt wird. 

Es ift ja unzweifelhaft, daß durch die Annahme diefes neuen 
Geſetzes das Bündniß, in dem wir ftehen, außerordentlich an Kraft 
gewinnt, weil das dur das Deutſche Reich gebildete Mitglied 
jeinerfeits außerordentlich verftärkt wird. Die Vorlage bringt ung 
einen Zuwachs an waffentüchtigen Truppen, einen mögliden Zus 
wachs — brauchen wir ihn nicht, fo brauchen wir ihm auch nicht 
zu rufen, dann fönnen wir ihn zu Haufe laffen; haben wir ihn 
aber zur Verfügung, haben wir die Waffen für ihn — und das 
ift ja durchaus nothwendig; ich erimmere mi der von England 
1813 für unfere Landwehr gelieferten Carabiner, mit*) denen ih 
noch als Jäger auserercirt worden bin; das war fein Kriegs— 
gewehr.... das können wir ja nicht plötzlich anſchaffen — haben 
wir aber die Waffen dafür, fo bildet diefes neue Geſetz eine Ver: 
ftärfung ber Friedensbürgichaften und eine Verftärfung der Friedens: 
liga, die gerade fo ftarf ift, als wenn eine vierte Großmacht mit 
700000 Mann Truppen — was ja früher die höchſte Stärfe war, 
die es gab — dem Bunde beigetreten wäre. 

(Bravo!) 

Diefe gewaltige Verftärtung wird, mie ich glaube, auch be 
ruhigend auf unfere eigenen Landsleute wirken und wird die Nervo— 
fität unjerer öffentliden Meinung, unjerer Börfe und unferer 
Preſſe einiger Maßen ermäßigen. Ich Hoffe, fie werben Linderung 
fühlen, (Seitereit.) 
wenn fie fih das Har maden, daß nad) diefer Verftärfung und 
von dem Augenblid an, wo das Gefeß unterzeichnet und publicirt 
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ift, die Leute da find; die Bewaffnung wäre nothdürftig auch jegt 
vorhanden; aber wir müffen fie beſſer anfdhaffen, denn wenn wir 
eine Armee von Triariern‘) bilden, von dem beften Menjchen: 
material, das mir überhaupt in unferem Volke haben, von den 
Familienvätern über dreißig Jahre, dann müſſen wir auch für fie 
die beften Waffen haben, die es überhaupt gibt, 
(Bravo!) 
wir müffen fie nit mit dem in den Kampf jhiden, was wir für 
unfere jungen Linientruppen nicht für gut genug halten, 
(Sehr gut!) 

fondern der fefte Mann, der Familienvater, diefe Hünengeftalten, 
deren wir und noch erinnern fünnen aus der Zeit, wo fie bie 
Brüde von Verjailles befegt hatten, müfen auch das*) befte Ge- 
wehr an der Schulter haben, die vollfte Bewaffnung und die aus 
giebigfte Kleidung zum Schuß gegen Witterung und alle äußeren 


Vorkommniſſe. (Lebhaftes Bravo!) 


Da dürfen wir nit fparen. Aber ich hoffe, es wird unfere Mit- 
bürger beruhigen, wenn fie fih nun wirklich den Fall denken, an 
den ich nicht glaube, daß wir von zwei Seiten gleichzeitig über: 
fallen würden — die Möglichkeit ift ja, wie ih Ihnen vorhin an 
dem vierzigjährigen Zeitraum entwickelt habe, für alle möglichen 
Coalitionen doch immer vorhanden —; wenn daß eintritt, jo können 
wir an jeder unferer Grenzen eine Million guter Soldaten in 
Defenfive haben. Wir können dabei Neferven von einer halben 
Million und höher, auch von einer ganzen Million, im Hinterlande 
behalten und nad Bedürfniß vorſchieben. Man hat mir gejagt: 
Das wird nur die Folge haben, daß die Anderen auch noch höher 
fteigen. Das können fie nicht. 
(Bravo! Heiterkeit.) 

Die Ziffer haben fie längft erreicht. Wir haben die Ziffer im 
Jahre 1867 heruntergefegt, weil wir glaubten, jegt haben wir den 
Norddeutſchen Bund, wir können es uns jegt leichter machen, da 


*) ©. 731aB. 
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fönnen wir die Leute über zweiunddreißig Jahr freilaffen. In 
der Folge haben unjere Nachbarn eine längere Dienftzeit adoptirt, 
viele eine zwanzigjährige Dienftzeit. — Der Herr Kriegsminifter, 
wenn er das Wort ergreifen will, wird Ihnen das näher aus: 
einanderjegen können; in der Ziffer find fie ebenio hoch wie wir, 
aber in der Qualität fönnen fie es uns nicht nachmachen. 
(Sehr richtig!) 

Die Tapferkeit ift ja bei allen civilifirten Nationen glei; der 
Rufe, der Franzoje ſchlagen fi jo tapfer wie der Deutſche; aber 
unjere Zeute, unfere 700000 Mann find Eriegagedient, rompus*) 
au mötier !), ausgediente Soldaten, und die noch Nichts verlernt 
haben. Und was uns fein Voll in der Welt nahmaden fann: 
wir haben das Material an Officieren und Unterofficieren, um dieſe 
ungeheure Armee zu commandiren. 

(Bravo!) 
Das ift, was man nit nahmaden kann. Dazu gehört das ganz 
eigenthümliche Maß der Verbreitung der Volfsbildung in Deutid- 
land, wie e& in feinem anderen Lande wieder vorfommt. Das 
Maß von Bildung, weldes erforderlich ift, um einen Officer und 
Unterofficier zum Commando zu befähigen nad) den Anſprüchen, 
die der Soldat an ihn macht, eriftirt bei uns im fehr viel breis 
teren Schichten als im irgend einem anderen Lande. Wir haben 
mehr Ifficiermaterial und Unterofficiermaterial als irgend ein an— 
beres Sand, und wir haben ein Officiercorps, welches uns fein 
anderes Land der Welt nahmaden fann. 

(Bravo!) 

Darin befteht unfere Meberlegenheit und ebenjo in der Ueber— 
fegenheit unjeres Unterofficiercorps, welches ja die Zöglinge unferes 
Officiercorps bilden. Tas Maß von Bildung, weldes einen Officer 
befähigt, nit nur die fehr ftrengen Anforderungen an feinen 
Stand, an Entbehrungen, an Pflege der Kameradſchaft unter fich, 
fondern auch die außerordentlich ſchwierigen focialen Aufgaben zu 
erfüllen, deren Erfüllung nothwendig ift, um die Kameradſchaft, 
die bei uns, Gott fei Danf, im höchſten Grade in rührenden 
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Fällen eriftirt zwiſchen Dfficieren und Mannſchaften, um die ohne 
Schaden der Autorität herzuftellen, — das können uns die An= 
deren nicht nachmachen, das Verhältniß, wie es in deutfhen Truppen 
zwiſchen Dfficieren und Mannfhaften namentlih im Kriege mit 
wenigen üblen Ausnahmen befteht — exceptio firmat regulam '): 
aber im Ganzen kann man fagen: Kein deutſcher Dfficier läßt 
feinen Soldaten im Feuer im Stich, er*) holt ihn mit eigener 
Lebenögefahr**) heraus, und umgekehrt: Kein deutiher Soldat 
läßt feinen Dfficier im Stich — das haben wir erfahren. 
(Bravo!) 

Wenn andere Armeen gleihe Truppenmaflen, wie wir fie 
hiermit zu ſchaffen beabfichtigen, mit Officieren und Unterofficieren 
befegen follen, fo werden fie unter Umftänden genöthigt jein, 
Dfficiere zu ernennen, denen es nicht gelingen wird, eine Com: 
pagnie duch ein enges Thor herauszuführen, 

Heiterkeit.) 
und nod viel weniger, die ſchweren Obliegenheiten zu erfüllen, 
die ein Officier feinen Mannſchaften gegenüber hat, um fi) deren 
Achtung und deren Liebe zu bewahren; bas Maß von Bildung, 
welches dazu erforderlich ift, und das Maß von Leiftung, weldes 
tiberhaupt bei uns an SKameradfhaft und CEhrgefühl aus dem 
Officier herausgebrüdt wird, das Tann ja fein Reglement und 
feine Anordnung der Welt im Auslande aus dem DOfficierftande 
berausdrüden. Darin find wir Jedermann überlegen, und deshalb 
önnen fie e3 uns nit nachmachen. 

(Bravo!) 
Ich bin alfo darüber ohne Sorge. 

Außerdem aber ift noch ein Vortheil der Annahme dieſes 
Gefeges: Gerade die Stärke, die wir erftreben, ſtimmt uns jelbft 
nothwendig friebfertig. Das Elingt parador, es ift aber doch jo. 

Mit der gewaltigen Maſchine, zu der wir das deutſche Heer: 
wejen ausbilden, unternimmt man feinen Angriff. Wenn ich heute 
vor Sie treten wollte und? Ihnen fagen — wenn die Verhältniffe 


*) St®.: und. 
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eben anders lägen, als fie meiner Weberzeugung nad liegen —: 
Wir find erheblich bedroht von Frankreih und Rußland; es ift 
vorauszufehen, daß wir angegriffen werden; meiner Weberzeugung 
nad) glaube*) ich es als Diplomat nad militärifhen Nachrichten 
hierüber, es ift nüglicher für uns, daß wir als Defenfive den Vor— 
ftoß des Angriffes benugen, daß wir jegt gleich ſchlagen; der 
Angriffskrieg ift für uns vortheilhafter zu führen, und id; bitte 
alfo den Reichstag um einen Credit von einer Milliarde oder einer 
halben Miliarde, um den Krieg gegen unfere beiden Nachbarn 
heute zu unternehmen, — ja, meine Herren, id} weiß nicht, ob 
Sie das Vertrauen zu mir haben würden, mir das zu bemilligen. 


Ich Hoffe nicht. (Heiterkeit. 


Aber wenn Sie es thäten, würde es mir nicht genügen. Wenn 
wir in Deutſchland einen Krieg mit der vollen Wirkung unferer 
Nationalfraft führen wollen, fo muß es ein Krieg fein, mit dem 
Alle, die ihn mitmachen, Alle, die ihm Opfer bringen, kurz und 
gut, mit dem bie ganze Nation einverftanden ift; es muß ein 
Volkskrieg fein; e8 muß ein Krieg fein, ber mit dem Enthufias- 
mus geführt wird wie der von 1870, wo wir ruchlos angegriffen 
wurden. Es ift mir noch erinnerlih der ohrengellende, freudige 
Zuruf am Kölner Bahnhofe, und jo war es von Berlin bis Köln, 
jo war es hier in Berlin. Die Wogen der Volfszuftimmung trugen 
uns in den Krieg hinein, wir hätten wollen mögen oder nicht. 
So muß es aud fein, wenn eine Volkskraft wie die unfere zur 
vollen Geltung fommen fol. Es wird aber fehr ſchwer fein, den 
Provinzen, den Bundesftaaten und ihren Bevölferungen das klar 
zu maden: Der Krieg ift unvermeiblic, er muß fein. Man wird 
fragen: Ja, feid Ihr denn deſſen fo fiher? Mer weiß? Kurz, 
wenn wir fhließlih zum Angriff fommen, fo wird das ganze Ge- 
wicht der Imponderabilien, bie viel ſchwerer wiegen als die materiellen 
Gewichte, auf der Seite unferer Gegner fein, die wir angegriffen 
haben. Das „heilige Rußland“ wird entrüftet fein über den Angriff. 
Frankreich wird bis an die Pyrenäen hin in Waffen ftarren. Ganz 
daſſelbe wird überall gefhehen. Ein Krieg, zu dem wir nicht vom 
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Volfswillen*) getragen werden, ber wird geführt werben, wenn 
ſchließlich die verordneten Obrigfeiten ihn für nöthig halten und 
erklärt haben; er wird auch mit vollem Schneid und vielleicht fieg- 
eich geführt werden, wenn man erft einmal Feuer befommen und 
Blut gefehen hat. Aber es wird nicht von Haufe aus der Elan 
und das Feuer dahinter fein wie in einem Kriege, wenn wir an— 
gegriffen werden. Dann wird das ganze Deutſchland von der Memel 
bis zum Bodenſee wie eine Pulvermine aufbrennen und von Ger 
wehren ftarren, und es wird fein Feind wagen, mit diefem furor 
teutonicus'), der ſich bei dem Angriff entwidelt, es aufzunehmen. 
(Bravo!) 
Diefe Ueberlegenheit dürfen wir uns nicht entgehen laſſen, jelbft 
wenn wir, was viele Militärs, nicht nur die unferigen, annehmen, 
jegt unſeren fünftigen Gegnern überlegen find. Die unferigen 
glauben das Ale: Natürlich, jeder Soldat glaubt das; er würde 
beinahe aufhören, ein brauchbarer Soldat zu jein, wenn er nicht 
ben Krieg wünſchte und an feinen Sieg darin glaubte. Wenn 
unfere Gegner etwa vermuthen, daß es die Furcht vor dem Aus- 
gange ift, die ung friedfertig ftimmt, dann irren fie ſich ganz 


gewaltig. (Sehr richtig!) 


Wir glauben eben jo feft an unferen Sieg in gerechter Sache, wie 
irgend ein ausländifcher Lieutenant in feiner Garnifon beim dritten 
Glafe Champagner glauben Fan, 
Heiterkeit.) 

und wir vielleicht mit mehr Sicherheit. Alfo es ift nicht die Furcht, 
die uns friebfertig ftimmt, fondern gerade das Bewußtfein unſerer 
Stärke, das Bewußtfein, auch dann, wenn wir in einem minder 
günftigen Augenblicke angegriffen werden, ftarf genug zu fein zur 
Abwehr und doch die Möglichkeit zu haben, der göttlichen Vor— 
fehung es zu überlaffen**), ob fie nicht in der Zwiſchenzeit doch 
noch die Nothwendigfeit eines Krieges aus dem Wege räumen wird?). 


*) 6. 7322 B. 

*) 6. 732b C. 

%) Der deutſchen Wuth. 

) Bl. Rundfchreiben Bismarcks vom 29. Juli 1870, f. 0. S. 186 Anm. 2. 


Deutſchland wird nur einen Defenfiofrieg führen. 473 


Ich bin aljo nicht für irgend welchen Angriffsfrieg, und wenn 
der Krieg nur durch unjeren Angriff entftehen Könnte — Feuer 
muß von irgend Jemandem angelegt werben, wir werden es nicht 


anlegen — (Brave!) 


nun, weber das Bewußtſein unferer Stärke, wie ich es eben ſchil— 
derte, no das Vertrauen auf unfere Bündniffe wird uns abhalten, 
unfere bisherigen Veftrebungen, den Frieden überhaupt zu erhalten, 
mit dem bisherigen Eifer fortzufegen. Wir laſſen uns da dur 
feine Verftimmung leiten und durd feine Abneigung beftimmen. 
Es ift ja unzweifelhaft, daß die Drohungen und die Beihimpfungen, 
die Herausforderungen, die an uns gerichtet worden find, auch bei 
uns eine ganz erhebliche und berechtigte Erbitterung erregt haben, 
(Sehr richtig!) 
und das ift beim Deutſchen recht ſchwer, denn er ift dem National- 
haß an ſich unzugänglicher als irgend eine andere Nation; wir 
find aber bemüht, fie zu befänftigen, und wir wollen nad) wie 
vor den Frieden mit unferen Nachbarn, namentlich aber mit Ruß— 
land ſuchen. Wenn id jage: Namentlid mit Rußland, fo bin 
ich der Meinung, daß Frankreich uns bei diefen Bemühungen Feine 
Sicherheit auf Erfolg gewährt, wenngleich ih nicht fagen will, 
daß es Nichts hilft; wir werben nie Händel ſuchen, wir werden 
Frankreich nie angreifen, wir haben in den vielen Eleinen Vor— 
fällen, die die Neigung unferer Nachbarn, zu fpioniren und zu 
beftechen, verurſacht hat, immer eine ſehr gefällige und freundliche 
Beilegung herbeigeführt, weil ih es für ruchlos halten würde, 
um folder Lappalien willen einen großen nationalen Krieg zu 
entzünden oder auch nur wahrſcheinlich zu machen. Das find *) 
Fälle, wo es heißt: Der Vernünftigere gibt nad. 
(Heiterkeit. Schr gut!) 

Ich nenne alfo vorzugsweife Rußland, und da habe ich dafjelbe 
Vertrauen auf das Gelingen, in welchem ich vor einem Jahre ge: 
ſprochen habe, und welches dieſes freifinnige Blatt hier jo fett 
gedrudt hat, ohne ein Nachlaufen oder, wie ein beutjches Blatt 
fih roh ausdrüdt, „Wettkriechen“ vor Rußland! — Die Zeit ift 
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vorbei; um Liebe werben wir nicht mehr, weber in Frankreich noch 
in Rußland. (Sehr gut! Lebhaftes Bravo!) 

Die ruffiihe Preſſe, die ruſſiſche öffentlihe Meinung hat einem 
alten mächtigen und zuverläffigen Freunde, der wir waren, die 
Thür gewiefen; wir drängen uns nit auf. Wir haben verſucht, 
das alte vertraute Verhältniß wieder zu gewinnen, aber wir laufen 


Niemand nad. (Alffeitiges Bravo!) 


Das hält uns aber nicht ab, — im Gegentheil, es ift uns ein 
Sporn mehr, die Vertragsrehte, die Rußland uns gegenüber hat, 
mit doppelter Genauigfeit zu beobachten. 

Zu den Vertragsrechten gehören auch ſolche, die nicht von 
allen unferen Freunden anerkannt werben: id) meine, dazu gehören 
die Rechte, die wir auf dem Berliner Congreß Rußland in Betreit 
Bulgariens erworben haben, und die bis 1885 ganz unangefochten 
beftanden haben. Es ift gar feine Frage für mich, der ich die 
Congreßbeſchlüſſe mit vorbereitet und mit unterzeichnet habe, daß 
wir Alle damals der Meinung waren, daß der vorwiegende Ein: 
fluß in Bulgarien Rußland zufallen follte, nachdem es jeinerfeits 
auf Oftrumelien verzichtet hatte, indem es die mäßige Satisfaction 
gab, die Grenze des feinem Einfluffe anheimfallenden Gebiets um 
800000 Seelen auf 3 Millionen ungefähr zurüdzufchrauben. In 
Folge diefer Auffafjung des Congrefies hat Rußland bis*) 188 
zunächft den Fürften ernannt, einen nahen Verwandten des Kaijer: 
hauſes, von dem damals Niemand annahm und annehnten konnte, 
daß er etwas Anderes würde fein wollen als ein getreuer Anz 
bänger ber ruffiihen Politik. Cs hat die Kriegsminifter, einen 
großen Theil der Officiere ernannt, kurz und gut, es hat in Buls 
garien geherrſcht; da ift gar fein Zweifel daran. Die Bulgaren 
oder ein Theil von ihnen oder der Fürft — ich weiß nicht, wer — 
find nicht damit zufrieden geweſen, es hat ein Staatejtreih, ein 
Abfall von Rußland ftattgefunden. Dadurch ift ein factiſches Ver: 
hältniß entftanden, welches wir mit Gewalt der Waffen zu reme— 
diren feinen Beruf haben, welches aber bie Rechte, die Rußland 
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aus dem Congreß nad; Hauje gebracht hat, doch theoretiſch nicht 
alteriren kann. Ob, wenn Rußland die Rechte gewaltfam geltend 
maden wollte, fih daran Schwierigfeiten fnüpfen würden, das 
weiß ich nicht; das geht uns aud Nichts an. Wir werben gemalt: 
jame Mittel nicht unterftügen und auch nicht dazu rathen; ich 
glaube auch nicht, daß Neigung dazu da ift, — ich bin ziemlich 
gewiß, daß fie nicht vorhanden if. Wenn aber Rußland auf 
Diplomatifhem Wege verfucht, fei es auch durch eine Anregung 
auf das Einſchreiten des Oberheren von Bulgarien, des Sultans, 
wenn e& verfucht, das herbeizuführen, jo halte ich es für die Auf- 
gabe einer loyalen deutſchen Politif, fi dabei rein an bie Be— 
ſtimmungen des Berliner Vertrags zu halten und an die Auslegung, 
die wir ihnen damals ganz ohne Ausnahme gegeben haben, und 
an der — mich wenigftens — die Stimmung ber Bulgaren nicht 
irre machen fann. Bulgarien, das Ländchen zwifchen Donau und 
Balkan, ift überhaupt Fein Object von hinteihender Größe, um 
daran die Confequenzen zu knüpfen, um feinetwillen Europa von 
Moskau bis an die Pyrenäen und von ber Nordjee bis Palermo 
hin in einen Krieg zu fürzen, deſſen Ausgang fein Menſch voraus= 
ſehen fann; man würde am Ende nad dem Kriege faum mehr 
wifen*), warum man fi geſchlagen hat. 
Heiterkeit.) 

Alſo das Tann ih erflären, daß die Unfreundlickeiten, die 
wir in der ruſſiſchen öffentlihen Meinung, in der ruſſiſchen Prefie 
namentli, erfahren haben, uns nicht abhalten werben, ſobald 
Rußland den Wunſch ausſpricht, die diplomatiſchen Schritte diplo- 
matiſch zu unterftügen, welde Rußland eben thun fann, um feinen 
Einfluß auf Bulgarien wieder zu gewinnen. Ich fage abfichtli: 
Sobald Rußland den Wunfh ausſpricht. Wir find früher mit 
unter bemüht geweſen, ruffiihe Wünſche auf vertraulide An: 
deutungen hin zu erfüllen; wir haben aber erleben müſſen, daß 
ruffiihe Blätter fih fanden, die fofort nachzumeifen verjuchten, 
daß gerade diefe Schritte der deutſchen Politik die feindfeligiten 
gegen Rußland gewejen wären, und die uns deshalb angriffen, 
weil wir den ruffiihen Wunſchen vorausgegangen waren in ber 
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Erfüllung. Wir haben das auch auf dem Congreß gethan; vs 
wird uns aber nit wieder paffiren. Wenn Rußland uns amtlich 
auffordert, die Schritte zur Herftellung der congreßmäßigen Eitua- 
tion in Bulgarien beim Sultan als Souverän zu unterftügen, io 
trage ich fein Bedenken, Sr. Majeftät dem Kaifer zu rathen, das 
das geſchieht. Dies erfordern die Verträge von unjerer Loyalität 
dem Nachbar gegenüber, mit dem wir, mag die Stimmung fein, 
wie fie will, doch immer das grenznachbarliche Verhältnig und 
große und gemeinfame monarchiſche Intereſſen, ſowie Intereſſen 
der Ordnung allen Gegnern der Ordnung in Europa gegenüber 
zu vertreten haben, und deſſen Monarch vollſtändiges Verſtändniß 
hat für dieſe Aufgaben der verbündeten Monarchen. Daß der 
Kaiſer von Rußland, wenn er findet, daß die Intereſſen ſeines 
großen Reiches von hundert Millionen Unterthanen ihm gebieten, 
Krieg zu führen, daß er dann Krieg führen wird, daran zweifle 
ich gar nicht. Aber die Intereſſen können ihm ganz unmöglich 
gebieten, dieſen Krieg gerade gegen uns zu führen; ich halte es 
auch nicht*) für wahrſcheinlich, daß ein ſolches Intereſſengebot 
überhaupt nahe liegt. 

Ich glaube nicht an eine unmittelbar bevorſtehende Friedens- 
ftörung — wenn id mich reſumiren ſoll — und bitte, daß Sie 
das vorliegende Gefe unabhängig von dieſem Gedanken und dieſer 
Befürchtung behandeln, lediglich als eine volle Herftellung der 
Verwendbarkeit der gewaltigen Kraft, die Gott in die deutſche 
Nation gelegt hat für den Fall, daß wir fie brauchen; brauchen 
wir fie nit, dann werden wir fie nit rufen; wir fuchen den 
Fall zu vermeiden, daß wir fie brauchen. 5 

Diefes Beltreben wird uns noch immer einiger Maßen cr: 
ſchwert durch drohende Zeitungsartifel vom Auslande, und id 
möchte die Mahnung hauptfählih an das Ausland richten, doch 
diefe Drohungen zu unterlaffen. Sie führen zu Nichts. Die 
Drohung, die wir — nicht von ber Regierung — aber in der 
Preſſe erfahren, ift eigentlich eine unglaublihe Dummheit, 

Heiterkeit.) 
wenn man bedenkt, daß man eine große und ftolze Macht, wie es 
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das Deutſche Reich ift, durch eine gewiſſe drohende Geftaltung der 
Druckerſchwärze, durch Zujammenftelung von Worten glaubt ein- 
Thüchtern zu können. Bravo!) 
Dan jollte das unterlafien, dann würde man e8 uns leichter machen, 
unferen beiden Nachbarn auch gefälliger entgegen zu fommen. Jedes 
Land ift auf die Dauer doch für die Fenfter, die feine Preſſe ein- 
ſchlägt, irgend ein Mal verantwortlich; die Rechnung wird an irgend 
einem Tage präfentirt in der Verftimmung des anderen Landes. 
Wir fönnen durch Liebe und Wohlwollen leicht beſtochen werden 
— vielleicht zu leicht —, aber durch Drohungen ganz gewiß nicht! 
(Bravo!) 

Wir’) Deutſche fürdten Gott, aber fonft Nichts in der 
Belt; (Lebhaftes Bravo!) 


und bie Gottesfurdht ift es fchon, die uns den Frieden lieben und 
pflegen läßt. Wer ihn aber trogdem bricht, der wird ſich über- 
zeugen, baß die fampfesfreudige Vaterlandsliebe, welche 1813 die 
gejammte VBevölferung des damals ſchwachen, Keinen und aus: 
gefogenen Preußen unter die Fahnen rief, heut zu Tage ein 
Gemeingut der ganzen deutſchen Nation ift, und daß derjenige, 
welcher die deutſche Nation irgendwie angreift, fie einheitlich ge— 
waffnet finden wird und jeden Wehrmann mit dem feften Glauben 
im Herzen: Gott wird mit ung fein! 
(Lebhafter, andauernder Beifall.) 


Nachdem der Fürft die faft zweiftündige Rede geendet hatte, gab 
Ag. Frhr. v. Frandenftein Namens des Gentrums folgende Er: 
Härung ab: „Im eigenen Namen und im Namen meiner politiſchen 
Freunde ftelle ich den Antrag, das eben zur Berathung ftehende An: 
leihegefeg an die Budgetcommiffion zur Vorberathung zu übermweifen, 
um dafelbft die nöthigen und möglichen Aufſchlüſſe zu erhalten. Diefes 
Anleihegefeg erſcheint als eine Confequenz des neuen Wehrverfafjungs- 
gefeges, und ich bin von allen meinen Freunden beauftragt, bei der 
demnädjftigen Berathung diejes Gefeges deſſen Annahme en bloc nad 
Maßgabe der Commiſſionsbeſchluſſe zu beantragen (Bravo!). Wir 
wollen damit der dermaligen gefammten Lage in vollftem Maße Red: 
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nung tragen“ (Bravo!). Diejer Erklärung ſchloſſen fi Namens der 
confervativen Parteien die Abg. v. Helldorff und Graf v. Behr 
Behrenhoff, Namens der nationalliberalen der Abg. v. Bennigien, 
Namens der deutfd-freifinnigen ber Abg. Ridert an, worauf das Haus 
ohne Abftimmung dem Antrage des Frhrn. v. Frandenftein beitrat, 
die Vorlage der Bubgetcommiffion zu überweiſen. Alsdann ftellte 
Fehr. v. Frandenftein den Antrag, das Gefeg über Aenderungen 
der Wehrpfliht nah den Beichlüffen der Commiffion en bloc an: 
zunehmen, und wurde darin von dem Abg. v. Bennigfen als Redner 
der nationalliberalen Partei unterftügt. Zu dem Antrag bemerkte Fürit 
Bismard*): 

Ich kann nur Zeugniß dafür ablegen, daß die verbündeten 
Regierungen für ein fo entſchloſſenes und rafches Entgegenfommen 
dankbar fein werden und darin nicht nur einen Beweis des Ber: 
trauens des Reichstags erkennen, fondern aud) eine weſentliche 
Verftärkung, welche diefe Vorlage für die Garantien des Friedens 


Haben wird. (Lebhafter Beifall.) 


Zu Ounften des Antrags v. Frandenftein bemerkte der Abg 
Fehr. v. Maltzahn-Gültz, daß die vorgeſchlagene En-bloc-Annahme 
in voller Uebereinftimmung mit dem Verhalten der Commiffion ftehen 
würde, die faft fämmtlihe materiell entſcheidenden Beichlüffe zu dem 
Geſetze einftimmig gefaßt habe. Da von feiner Seite dem Antrag 
Widerfprud begegnete, conftatirte der Präfident unter lebhaften Bei: 
fallsbezeugungen die einftimmige Annahme des Geſetzentwurfs nach den 
Beichlüffen der Commiffion. — Auch bei der dritten Berathung des 
Gefegentwurfs, die am 8. Februar ftattfand, erfolgte auf Antrag des 
Abg. Fehr. v. Frandenftein die En-bloc-Annahme nad) den Be: 
f&lüffen der Commiffion, ebenfo wurde die Anleihevorlage in dritter 
Berathung am 10. Februar einftimmig angenommen. 


*) StB. 734bD. 
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Am 9. März 1888, früh halb neun Uhr, ftarb nad) kurzer Krank: 
heit Kaiſer Wilhelm I. Zur amtlihen Mittheilung des Geſchehenen 
erſchien Fürft Bismard in ber 


57. Sißung des Deuffhen Reichstags 
Freitag 9. März 1888 


und nahm unmittelbar nad) der Eröffnung (12 Uhr 25 Minuten) das 
Wort zu folgender Anſprache, die der Reichstag ftehend anhörte*): 

Mir liegt die traurige Pflicht ob, Ihnen die amtlide Mit- 
theilung von dem zu maden, was Sie bereits thatſächlich wifjen 
werden: daß Se. Majeftät der Kaifer Wilhelm heute Vormittag 
um bald neun Uhr zu Seinen Vätern entfchlafen ift. 

In Folge diefes Ereigniffes ift die preußifche Krone und da— 
mit nad) Art. 11 der Reichsverfaſſung ‚die Deutſche Kaiferwürde 
auf Se. Majeftät Friedrich III. König von Preußen, übergegangen. 
Nah den mir zugegangenen telegraphiichen Nachrichten darf ich 
annehmen, daß Se. Majeftät ber regierende Kaijer und König 
morgen von San Remo abreifen und in der gegebenen Zeit hier 
in Berlin eintreffen wird. 

Ich hatte von dem hochſeligen Herrn in Seinen legten Tagen 
in Bethätigung ber Arbeitskraft, die Ihn nur mit dem Leben ver- 
laſſen hat, noch die Unterfchrift erhalten, welche vor mir Liegt, 
und welche mich ermächtigt, den Reichstag in der üblichen Zeit nad) 
Abmachung jeiner Gefhäfte, das heißt alfo etwa heute oder morgen 
zu ſchließen. Ich Hatte die Bitte an Se. Majeftät gerichtet, nur den 
Anfangsbuchftaben des Namens noch zu unterzeichnen, Se. Majeftät 
aber haben mir darauf erwidert, daß Sie glaubten, den vollen 
Namen noch unterfcreiben zu können. In Folge deſſen liegt 
diejes hiftorifche Actenftüd der legten Unterſchrift Er. Majeftät 
vor mir. 

Unter den obwaltenden Umftänden nehme id) an, daß es den 
Wunſchen der Mitglieder des Reichstags ebenjo wie denen der ver: 
bündeten Regierungen entſprechen wird, daß ber Reichstag noch 
nicht aus einander geht, jondern zufammen bleibt bis nad) Ein- 
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treffen Sr. Majeftät des Kaifere, und ich mache deshalb *) von 
diefer Alerhöchften Ermädtigung weiter feinen Gebrauch, als dat 
ich diefelbe als Hiftorifhes Document zu den Acten gebe und den 
Herrn Präfidenten bitte, die Entſchlüſſe, welde den Stimmungen 
und den Ueberzeugungen des Reichstags entſprechen, in diejer Rich- 
tung herbeizuführen. 

Es fteht mir nicht zu, meine Herren, von diefer amtlicher 
Stelle aus den perfönlihen Gefühlen Ausdrud zu geben, mit 
welden mid) das Hinſcheiden meines Herrn erfüllt, das Ausſcheiden 
des erften Deutſchen Kaifers aus unferer Mitte. Es ift dafür auch 
fein Bebürfniß, denn die Gefühle, die mich bewegen, fie leben in 
dem Herzen eines jeden Deutſchen; es hat deshalb feinen Zwed, 
fie auszufprechen. 

Aber das Eine glaube ih Ihnen doch nicht vorenthalten zu 
dürfen — nit von meinen Empfindungen, fondern von meinen 
Erlebniffen —: daß inmitten der ſchweren Schidungen, welche der 
von uns geſchiedene Herr in Seinem Haufe nod erlebt hat, es 
zwei Thatfachen waren, welche Ihn mit Befriedigung und Troſt 
erfüllten. Die eine war die, daß die Leiden Seines einzigen Sohnes 
und Nahfolgers, unferes jetzigen regierenden Herrn, die ganze 
Welt — nit nur Deutichland, fondern alle Welttheile, kann 
man jagen; ich habe noch heute ein Telegramm aus New-York in 
diefer Beziehung erhalten — mit einer Theilnahme erfüllt Haben, 
die bemeift, welches Vertrauen fi die Dynaftie des Teutichen 
Kaiferhaufes bei allen Nationen erworben hat. Es iſt dies ein 
Erbtheil, fann ich wohl jagen, welches bes Kaifers lange Regierung 
dem deutſchen Volke Hinterläßt. Das Vertrauen, das die Dynaitie 
erworben hat, wird fi auf die Nation übertragen trog Allem, 
was dagegen verfudht wird. 

Die zweite Thatfadhe, in der Se. Majeftät einen Troſt in 
manden ſchweren Schidungen empfand, war die, daß der Kaiſer 
auf die Entwidelung Seiner Hauptlebensaufgabe, der Herftellung 
und Confolidirung der Nationalität des Volkes, dem Er als deuticher 
Fürft angehört hatte, — daß der Kaifer auf die Entwidelung, 
welche die Löſung diefer Aufgabe inzwiien genommen hatte, mit 
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einer Befriedigung zurüdblidte, welche den Abend Seines Lebens 
verſchönt und beleuchtet hat. Es trug dazu namentlih in ben 
legten Wochen die Thatſache bei, daß mit einer feltenen Einftimmig- 
feit aller Dynaftien, aller verbündeten Regierungen, aller Stämme 
in Deutſchland, aller Abtheilungen des Reichstags dasjenige be— 
ſchloſſen wurde, was für die Sicherftellung der Zukunft des Deutfchen 
Reichs auf jede Gefahr hin, die uns bedrohen könnte, als Bebürfniß 
von den verbünbeten Regierungen empfunden wurde. Diele Wahr: 
nehmung hat Se. Majeftät mit großem Trofte erfült, und noch 
in ber legten Beziehung, die ich zu meinem dahingeſchiedenen Herrn 
gehabt habe — es war geftern —, hat Er darauf Bezug ges 
nommen, wie Jhn diefer Beweis der Einheit der gefammten 
deutſchen Nation, wie er durch die Volfevertretung hier verkündet 
worden ift, geftärft und erfreut hat. 

Ich glaube, meine Herren, es wird für Sie Alle erwünſcht 
fein, dieſes Zeugniß, das id) aus eigener Wahrnehmung für bie 
legten Stimmungen unferes bahingefhiedenen Herrn ablegen kann, 
mit in Ihre Heimath zu nehmen, weil jeder Einzelne von Ihnen 
einen Antheil an dem Verdienſte hat, welches dem zu Grunde liegt. 

Meine Herren, die heldenmüthige Tapferkeit, das nationale 
hochgeſpannte Ehrgefühl und vor allen Dingen*) die treue, arbeit- 
fame Pflihterfüllung im Dienfte des Vaterlandes und die Liebe 
zum Vaterlande, die in unferem dahingefchiedenen Herrn verlörpert 
waren, mögen fie ein unzerftörbares Erbtheil unferer Nation fein, 
welches der aus unferer Mitte gefchiedene Kaijer uns hinterlaſſen 
hat! Das hoffe ich zu Gott, daß diefes Erbtheil von Allen, die 
wir an den Geſchäften unferes Vaterlandes mitzuwirken haben, in 
Krieg und in Frieden, in Heldenmuth, in Hingebung, in Arbeits 
famteit, in Pflichttreue treu bewahrt bleibe. 

Den Gefühlen des Reichstags gab darauf der Präfident v. We: 
dell:Piesdorf in einigen warm empfundenen Worten Ausdrud und 
ſchloß dann die Sigung. 


*) ©. 13868. 


Bismards politijhe Reden. XII. 31 


9. 8. 1888. 


19. 3. 1888. 


482 VI. Deutfder Reichstag. 24. November 1887 bis 20. März 1888. 


Die erfolgte Webernahme ber Kaiſerlichen Würde durch König 
Friedrich II., der am 11. Mürz 1888 von San Remo, wo er gegen 
ein unheilbares Kreböleiden Linderung geſucht hatte, nach Charlotten: 
burg zurüdgefehrt war, theilte Fürft Bismard dem Reihätage mit, 
indem er in ber 


58. Sitzung des Deuffchen Reichstags 
Montag 19. März 1888 


vor Eintritt in die Tagesordnung fi das Wort erbat zur Berlejung 
einer Allerhöchſten Botſchaft ): 
Ich) habe von Sr. Majeſtät dem Kaiſer eine Allerhöchite 
Botſchaft an den Reichstag erhalten 
(Der Reichstag erhebt fi.) 
und beehre mich, diefelbe im Nachftehenden zu verlefen: 

Wir**) Friedrich, von Gottes Gnaden Deutfher Kaiſer, 
König von Preußen 2c., thun fund und fügen hiermit zu 
wiffen: 

Durch den nad Gottes Rathſchluſſe erfolgten Hintritt 
Unferes geliebten Herrn Vaters ift mit der Preußifchen Krone 
die Deutfche Kaiferwürbe auf Uns übergegangen. Wir haben 
die mit derfelben verbundenen Rechte und Pflichten mit dem 
Entſchluſſe übernommen, die Reichsverfaffung unverbrüchlich 
zu beobachten und aufrecht zu erhalten und demgemäß bie 
verfaffungsmäßigen Rechte der einzelnen Bundesftaaten und 
des Reichstages gewiſſenhaft zu achten und zu wahren. 

Im Bewußtſein der mit der Kaiferliden Würde Uns 
überfommenen hohen Aufgabe werden Wir nad dem Bor: 
bilde Unferes unvergelihen Herrn Vaters jeder Zeit darauf 
bedacht fein, in Gemeinfhaft mit den Uns verbündeten 
Fürften und freien Städten unter ber verfafjungsmäßigen 
Mitwirkung des Reichstages Recht und Gerechtigkeit, Freiheit 
und Ordnung im Vaterlande zu ſchirmen, die Ehre des 


*) et8. 139760. 
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3) Zeitlich voraus geht biefem Auftreten des Fürften Vismarck das im 
Preußiihen Sandtag, f. u. S. 495. 
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Neiches zu wahren, den Frieden nad) Außen und im Innern 19. 3. 1888. 

zu erhalten und die Wohlfahrt des Volkes zu pflegen. 

Durch die einmüthige Vereitwilligfeit, mit welcher ber 
Reichstag den auf die Fortbildung der vaterländifhen Wehr: 
fraft behufs Sicherftellung des Reiches gerichteten Vorſchlägen 
der verbündeten Regierungen zugeftimmt hat, ift des Hoch— 
feligen Kaifers Majeftät noch in den legten Tagen Seines 
Lebens hoch erfreut und geftärft worden. Ihm ift es nicht 
mehr vergönnt geweſen, dem Neichstage Seinen Kaiſerlichen 
Dank für dieje Beihlüffe auszubrüden. Um fo mehr ift es 
Uns Bedürfniß, diefes Vermächtniß des in Gott ruhenden 
Kaiſerlichen Herrn dem Neihstage*) zu übermitteln und dem 
legteren auch Unferen Danf und Unfere Anerkennung für 
die bei diefem Anlaß aufs Neue bewiefene patriotifhe Hin- 
gebung auszuſprechen. 

In zuverfihtlihem Vertrauen auf diefe Hingebung und 
die bewährte Waterlandsliebe des gefammten Volks und 
feiner Vertreter legen Wir die Zukunft des Reiches in 
Gottes Hand. 

Gegeben Charlottenburg, ben 15. März 1888. 

(g8.) Friedrid. 
(ggez.) von Bismard. 

Ich erlaube mir, diefe Allerhöchfte Botſchaft auf den Tiſch 
des Haufes niederzulegen und dem Herrn Präfidenten zu über: 
reihen. 

Präſident v. Wedell:Piesdorf ſchlug darauf vor, die Botſchaft 
durch eine Adreſſe zu beantworten, und brachte ein mit Begeifterung 
aufgenommene? Hoch auf Kaifer Friedrih aus. Alsdann lieh er 
Namens des Deutſchen Reichstags dem Danke des deutſchen Volkes 
Worte für die Kundgebungen der Theilnahme, die bei dem Hinfcheiden 
des erften Deutihen Kaiſers in außerdeutſchen parlamentariichen Ver: 
fammlungen zum Ausdrud gelangt waren. Fürft Bismard bemerkte 
hierzu**): 

Meine Herren, es wird mir zur großen Genugthuung ge 
reihen, wenn id) mich als von Ihnen beauftragt betrachten darf, 
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denjenigen fremden Regierungen, deren Volksvertretungen ihre 
Sympathie, ihr Beileid, ihre Theilnahme bei der Trauer, die uns 
betroffen hat, fundgegeben haben, ben Dank des Deutſchen Reichs: 
tags zu übermitteln. GBravon 

Ich weiß nicht, ob ich Ihre Zeit damit in Anſpruch nehmen 
darf, Ihnen obiter ) anzudeuten, wie ausgedehnt bie Betheiligung 
allein in dieſer Richtung geweſen iſt. 

Ich ſpreche nicht davon, daß die Deutſchen, unſere Landsleute, 
die ſich ja auf jedem, ſelbſt dem wenigſt ausgedehnten Theile des 
Feſtlandes und der Inſeln rund um das Weltall angeſiedelt haben 
— ich glaube ohne Ausnahme — hierher ihre Sympathien tele— 
graphirt haben mit einer Schnelligkeit, die in früheren Zeiten gar 
nicht möglich war. Die zuletzt eingetroffene iſt die der Deutſchen 
in Korea. Es ſind aber auch aus allen fünf Welttheilen, aus 
den kleinſten Inſeln, aus Ortſchaften, die ich, obſchon ich glaube 
in der Geographie ſo bewandert zu ſein, wie mein Amt es mit 
ſich bringt, doch mir habe aufſuchen müſſen, rührende Beweiſe der 
Theilnahme eingegangen, zum Theil nur in Worten, zum Theil 
auch zugleich mit dem Bedürfniß von der anderen Hemiſphäre, 
von den Antipoden, daß ihre Sympathien durch hier zu beſchaffende 
Kränze und Palmen auf dem Sarge zum Ausdrud gebracht werden 
ſollten. 

Etwas*) in der Geſchichte ſchwerlich Dageweſenes ift die Theil: 
nahme an dem Tobesfalle eines Monarden in diefer Ausdehnung. 
Es find ja große Männer vorher geftorben, und wenn Napoleon I., 
wenn Peter der Große, wenn Ludwig XIV. aus diefem Leben 
ſchieden, fo hat das gewiß in weiten Kreifen einen Wellenjchlag 
gemacht; daß aber von den Antipoden und von ben benachbarten 
Völkern Kränze und Palmen auf das Grab des verftorbenen 
Monarchen gebracht worden find, das ift eine in ber Geſchichte 
noch nicht dageweſene Thatſache: To hochgefürſtet ift noch fein 
Monarch geweſen, daß alle Völker ber Erde, ohne Ausnahme, ihm 
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beim Hintritt ihre Sympathie, ihre Theilnahme, ihre Trauer am 
Sarge zu erkennen gegeben haben. 
(Bravo!) 

Was nun meinen fpeciellen Auftrag, den ich von Ihnen über 
nehme, betrifft, jo fann fi der ja nit an alle Staaten der Erbe 
richten; aber ganz befonders hervorgetreten find die Kundgebungen 
in den uns näher benachbarten und befreundeten Ländern, wie in 
Defterreih-Ungarn — ich darf Ihnen nicht wiederholen, was Sie 
Alles aus den öffentlichen Blättern wiſſen und fennen —, in 
Stalien, in Portugal, in dem Oberhaufe der Niederlande, in 
Schweden, in Belgien, in Dänemark, Die Beziehungen zu Deutſch— 
land haben in Dänemark mande trübe Erinnerung nothwendig 
binterlaffen müffen; die Perfönlichkeit, die aus unferer Mitte ge— 
ſchieden ift, hat aber nach allen Seiten hin eine dergeftalt heilende 
und verföhnende Wirkung gelibt, daß auch von dort, von beiden 
Häufern der däniſchen Vertretung, würdige und ſympathiſche 
Aeußerungen an das deutſche Volt gelangt find. 

(Lebhaftes Bravo!) 

Ich bin Ihnen daher, meine Herren, dankbar, wenn Sie mid 
duch die That und Ihre öffentliche, dur den Herrn Präfidenten 
eingeleitete Kundgebung ermächtigt haben, diefen *) ung befreundeten 
Nationen, auf deren Sympathie der Friede der Zukunft fefter ruht 
als auf geichriebenen Verträgen, Ihren Dank mit dem Dank ber 
Raiferlihen Regierung fundzugeben. 

(Lebhaftes Bravo!) 
Am 20. März ſchloß Staatsminifter v. Boetticher die Sigungen 


des Reichstags durch Verlefung einer entſprechenden Kaiferlihen Bot: 
ſchaft. 


) S. 13898 A. 


19. 3. 1888. 





Anhang. 


Dentſch· oſterreichiſcher Bündnißvertrag 9). 


In Erwägung, daß Ihre Majeftäten der Deutſche Kaijer, 
König von Preußen, und der Kaifer von Defterreih, Könia 
von Ungarn, es als Ihre unabweislihe Monarenpfliht erachten 
müffen, für die Sicherheit Ihrer Reiche und die Ruhe Ihrer Völker 
unter allen Umftänden Sorge zu tragen; 

In Erwägung, daß beide Monarchen, ähnlich wie in dem früher 
beftandenen Bundesverhältniffe, durch feites Zufammenhalten beiver 
Reihe, im Stande fein werben, dieſe Pflicht leichter und wirkſamer 
zu erfüllen; 

In Erwägung fhließlih, daß ein inniges Zufammengehen von 
Deutſchland und Deſterreich- Ungarn Niemanden bedrohen kann, wohl 
aber geeignet ift, den durch die Berliner Stipulationen gefchaffenen 
europäifchen Frieden zu confolidiren, 

haben Ihre Majeftäten 
der Kaifer von Deutſchland und 
der Kaifer von Defterreih, König von Ungarn, 
indem Sie einander feierlich verjpreden, daß Sie Ihrem rein befen: 
fiven Ablommen eine aggreffive Tendenz nah feiner Richtung jemals 


) Die BVeröffentlihung des Vertrag leitete der „Reichsanzeiger“ mit 
folgender Bemerkung ein: Die Regierungen Deuticlands und ber öfterreigjijc: 
ungariſchen Monarchie haben ſich zu ber Veröffentlichung ihres am 7. October 
1879 abgefeloffenen Bündniffes entichloffen, um den Zweifeln ein Ende zu 
maden, welche an ben rein defenfiven Intentionen deffelben auf verſchiedenen 
Seiten gehegt und zu verjhiedenen Sweden verwerthet werben. Beide ver: 
bünbete Regierungen find in ihrer Politit von bem Beſtreben geleitet, ben 
Frieden zu erhalten und Störungen deſſelben nad Möglichkeit abzuwehren; fie 
find überzeugt, daß die Belanntgabe des Inhalts ihres Bünbnißvertrages jeden 
Zweifel hierüber ausfcließen wird und Haben beshalb beſchioffen, denfelben zu 
veröffentlichen. 
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beilegen wollen, einen Bund des Friedens und der gegenſeitigen Ver— 
theidigung zu knüpfen beſchloſſen. 

Zu dieſem Zwede haben Allerhöchſt Dieſelben zu Ihren Bevoll⸗ 
mãchtigten ernannt: 


Se. Majeſtät der Deutſche Kaiſer 
Allerhöchſt Ihren außerordentlichen und bevollmächtigten Bots 
ſchafter, Generallieutenant Prinzen Heinrich VII. Reuß ꝛc. ꝛc. 

Se. Majeſtät der Kaiſer von Oeſterreich, König von Ungarn, 
Allerhöchſt Ihren Wirklichen Geheimen Rath, Miniſter des 
Kaiferlihen Haufes und des Aeuferen, Feldmarfchalllieutenant 
Julius Grafen Andraͤſſy von Cſik-Szent-Kiraly und Kraszna- 
Horka 2c. zc., 


welche fi zu Wien am heutigen Tage vereinigt haben und nad) Aus: 
tauſch ihrer gut und genügend befundenen Vollmachten übereingefommen 
find, wie folgt: 

Art. I. 

Sollte wider Verhoffen und gegen den aufrichtigen Wunfd der 
beiden Hohen Contrahenten eines ber beiden Reihe von Seiten Ruß⸗ 
lands angegriffen werben, fo find die Hohen Contrahenten verpflichtet, 
Einander mit der gefammten Kriegsmacht Ihrer Reiche beizuftehen und 
demgemäß den Frieden nur gemeinfam und übereinftimmend zu fchließen. 


Art. II. 

Würde Einer der Hohen contrahirenden Theile von einer anderen 
Macht angegriffen werben, fo verpflichtet fih hiermit der andere Hohe 
Gontrahent, dem Angreifer gegen Seinen Hohen Verbündeten nicht nur 
nicht beizuftehen, fondern mindeſtens eine wohlmollende neutrale Hal: 
tung gegen den Hohen Mitcontrahenten zu beobadten. 

Wenn jebod in folhem Falle die angreifende Macht von Seiten 
Rußlands, fei es in Form einer activen Cooperation, fei es durch mili« 
tärifche Maßnahmen, melde den Angegriffenen bedrohen, unterftügt 
werben follte, fo tritt die im Art. I diefes Vertrages ftipulirte Ver: 
pflichtung des gegenfeitigen Beiftandes mit voller Heeresmacht auch in 
diefem Falle fofort in Kraft, und die Kriegführung der beiden Hohen 
Contrahenten wird aud dann eine gemeinfame bis zum gemeinjamen 
Friedensſchluß. 

Art. II. 


Diefer Vertrag fol in Gemäßheit feines friedlichen Charakters 
und um jede Mißbeutung auszuſchließen, von beiden Hohen Con: 
trahenten geheim gehalten und einer dritten Macht nur im Einverftänd: 
niffe beider Theile und nad Maßgabe fpecieller Einigung mitgetheilt 
werben. 
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Beide Hohe Contrahenten geben Sich nad) den bei ber Begegnung 
in Alerandrowo auögefprodenen Gefinnungen bed Kaiſers Aleranver 
der Hoffnung Hin, daß die Rüftungen Rußlands fi als bedrohlich für 
Sie in Wirklichkeit nicht erweiſen werden, und haben aus diefem Grunde 
zu einer Mittheilung für jegt feinen Anlaß, — follte fi aber dieſe 
Hoffnung wider Erwarten als eine irrthümliche erweiſen, jo mürben 
die beiden Hohen Gontrahenten es als eine Pflicht der Loyalität er: 
kennen, den Kaifer Alerander mindeftens vertraulich darüber zu ver: 
ftändigen, daß Sie einen Angriff auf Einen von Ihnen ala gegen Beide 
gerichtet betrachten müßten. 

B Urkund deſſen haben die Bevollmädtigten biefen Vertrag eigen: 
händig unterfchrieben und ihre Wappen beigebrüdt. 

Geſchehen zu Wien, am 7. Detober 1879. 


Heinrih VOL Prinz Reuß. Andraſſy. 
(L. 8.) (L. 8.) 





vo. 


Prenßifder Landtag. 


14, Jannar bis 26, Mai 1888. 


boieot· Google 
8 


Gröffnungsfißung des Preußifchen Landtags 
Sonnabenb 14. Januar 1838. 

Rebe des Vicepräfidenten des Staatäminifteriums, Staatsminiſters 14. 1. 1888. 
v. Buttlamer*): 

Erlauchte, edle und geehrte Herten von beiden Häufern bes 
Landtags! 

Se. Majeſtät der Kaiſer und König haben mich mit der 
Eröffnung des Landtages der Monarchie zu beauftragen geruht. 

Die**) Sorge um Se. Kaiſerliche und Königliche Hoheit 
unferen theuren Kronprinzen hat Se. Majeftät den Kaifer und 
König, Sein Haus und unfer gefammtes Volk noch nicht ver- 
laffen. Aber unfere Hoffnung auf Genefung bleibt beftehen, und 
wir fahren fort, Gott um die Erhörung aller zu Ihm für den 
erlauchten Kranken emporfteigenden Fürbitten anzuflehen. 

Die Finanzlage des Staates hat ſich günftiger geftaltet, als 
erwartet werben fonnte. 

Schon das Ergebniß des legten abgeſchloſſenen Rechnungs: 
jahres vom 1. April 1886,87 hat die Vorausfegungen des Bor: 
anjchlages erheblich übertroffen. Während bei Feftftelung des 
Staatshaushaltsetats für das genannte Jahr fi die Ergänzung 
der***) Einnahmen durch eine Anleihe von rund 12 Millionen 
Mark nöthig zeigte, um ben Ausgabebebarf zu deden, haben fih 
die financiellen Verwaltungsrefultate des Jahres in Folge von 
Mehreinnahmen und beträgtlihen Minderausgaben im Ganzen 


*) StB. X9. 1b, 59. 1a. 
“) StB. 98. 1b. 
“) StB. AH. 2a. 


14. 1. 1888. 
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um rund 32 Millionen Mark beffer, als veranfchlagt war, heraus: 
geftelt. In folder Höhe hat daher den Beftimmungen des Eiien: 
bahngarantiegefeges gemäß mod in der Rechnung eben dieſes 
Jahres eine Mehrausgabe behufs Tilgung der Staatsſchuld in 
Form der Verrechnung auf bemilligte Anleihen gemacht werden 
tönnen und müfjen. 

Noch günftiger ſcheint fi das Ergebniß des laufenden Rech— 
nungsjahres vom 1. April 1887/88 zu geftalten. Während bei 
Feftftellung des Staatshaushaltsetats für daffelbe zur Dedung des 
Ausgabebedarfs eine Anleihe von mehr ala 40 Millionen Dart 
notwendig erſchien, lafjen die bis jet vorliegenden financiellen 
Verwaltungsreſultate hoffen, daß wiederum hervortretende Minder- 
ausgaben, überwiegend jedoch namhafte Mehreinnahmen bei den 
Betriebsverwaltungen bes Staates, hauptjählih bei der Staats 
eifenbahnverwaltung , fowie Mehrüberweifungen vom Reich im 
Ganzen einen Ueberſchuß ergeben werden, welcher denjenigen des 
Vorjahres noch beträchtlich überfteigen und auch durd die ent: 
fpredende*) Anwendung der Vorſchriften des Eifenbahngarantie- 
gefeges in der Rechnung des laufenden Jahres nit erichöpft 
werben wird. 

Die hierin wahrnehmbare erfreuliche Entwidelung der eigenen 
Hilfsquellen des Staates und die Erfolge der im Jahre 1887 
endlich möglich gewordenen Weiterführung der Neichsfteuerreform 
lajlen, ſofern nicht unberechenbare Ereigniffe förend dazwiſchen 
treten, für die kommenden Jahre die Wiedergewinnung und Er— 
haltung des Gleichgewichts der Einnahmen und Ausgaben des 
Staates auch bei freierer Bewegung ala bisher gefihert ericheinen. 
Gleichwohl hat die Staatsregierung es für ihre Pflicht gehalten 
und ſich angelegen fein laſſen, den Ausgabebedarf des nächften 
Jahres, wie in den voraufgegangenen Jahren, auf allen Staats: 
verwaltungsgebieten mit Eparfamfeit und thunlichſter Zurüdhaltung 
zu bemeffen und bie darüber hinaus verfügbaren Mittel zufammen 
zu halten, um zwar nur fchrittweife und vorfichtig, aber doch wirf- 
ſam und fiher an die meitere Löfung der Aufgaben herantreten 
zu fönnen, welde, zu groß gegenüber der bisherigen Finanzlage, 


*) StB. 99. 2a. 
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ihrer Dringlickeit und alffeitigen Anerkennung ungeachtet immer 
wieder vertagt werden mußten. 

Niht*) dem Gelbbetrage nach, aber nad) dem Anlaß der 
Bewilligung und nad dem Maße, in weldem fie von dem landes— 
väterlihen Herzen St. Majeftät des Königs als eine befondere 
Verpflichtung empfunden 'wird, fteht hierbei in erfter Linie eine 
dauernde Mehrausgabe zur Verbeflerung der äußeren Lage der 
Geiftlihen aller Belenntniffe. Der in dem Civilftandsgefeße vom 
9. März 1874 beftimmte Erlaß eines bejonderen Geſetzes, welches 
die damals den Einfommensverhältniffen der kirchlichen Stellen 
erwachſene Einbuße ausgleichen follte, ift feither nicht erfolgt. Die 
entgegenftehenden Schwierigkeiten erfheinen auch jetzt und für die 
Folge unüberwindlid. Darum fol für den auf kirchlicher Seite 
eingetretenen Ausfall durch die jegt in Ausfiht genommene Be- 
willigung ein werthvollerer Erfat gewährt werben, der es ermög- 
licht, die unzulänglihen Pfarrbefoldungen bis zu einem für bie 
heutigen Verhältniſſe ausfömmlichen Maße zu erhöhen. 

Sodann mußte e8 nicht minder geboten erfcheinen, mit dem 
Verzicht der Staatscaffe auf die Wittwen= und Waifengeldbeiträge 
der Beamten einen dem Vorgange beim Reich folgenden, in ji 
abgeſchloſſenen und nad) jeder Richtung hin zweckmäßigen Anfang 
zur DVerbefferung der Beamtenbefoldungen zu maden. 

Im Uebrigen aber und zum hei Weitem größeren Theile find 
die verfügbaren Mittel für eine weitere allgemeine Erleichterung 
bes Drudes der Communal- und Schullaften in Anſpruch zu 
nehmen. Zu biefem Behuf empfiehlt es ſich nach der Auffaffung 
der Staatsregierung gegenwärtig am meiften, einen dem erlangten 
Mape**) nachhaltig gefteigerter Leiftungsfähigfeit der Staatscaffe 
entiprechenden Theil der Vefoldungen der Lehrer an den öffent» 
lihen Volksſchulen den Schulunterhaltungspflichtigen abzunehmen 
und als eine dauernde Ausgabeverpflihtung in den Staatshaus- 
haltsetat einzuftellen. 

Der nad diefen Geſichtspunkten aufgeftellte Entwurf des 
Staatshaushaltsetats für das Jahr vom 1. April 1888,89 wird 


*) StB. 99. 2b. 
*) StB. HH. 2b. 


14. 1. 1888. 


14. 1. 1888. 


494 VII Preußiſcher Landtag. 14. Januar bis 26. Mai 1888. 


Ihnen zugleich mit den wegen der Aufhebung der Wittwen- un: 
Waifengelbbeiträge der Beamten und wegen ber bezeichneten Cr: 
leihterung ber Volksſchullaſten erforberlihen bejonderen Geier: 
entwürfen alsbald zugehen. 

Auf dem Gebiete des Eiſenbahnweſens werden Ihnen auc 
in diefem Jahre Vorſchläge gemacht werden, welche die Herſtellung 
einer weiteren Reihe von wichtigen Schienenverbindungen un? 
fonftigen Yauausführungen zur Erweiterung und Vervollftändigun: 
bes Staatseifenbahnneges bezweden. 

Eine*) auf die Regulirung des unteren Laufes der Weidie! 
gerichtete Vorlage wird Ihnen zugehen. 

Zur Weiterführung der Verwaltungsreform werden Ihnen 
die Entwürfe einer Kreis: und Provinzialordnung für Schleswig: 
Holftein unterbreitet werden. 

Es wird Ihnen ferner ein Gefegentwurf vorgelegt werden, welcher 
die Beftreitung der Koften der Ortspolizei in Stabtgemeinden mit 
Königlicher Polizeiverwaltung neu zu regeln beftimmt ift. 

Die Turhführung der Gefeßgebung betrefis der Fürforge für 
die im land⸗ und forftwirthfchaftlichen Betriebe verunglüdten Arbeiter, 
vollzieht ſich — Tank dem alljeitigen verftändnißvollen Entgegen: 
kommen der Arbeitgeber und der communalen Verbände — ohne 
Störung. Die conftituirenden Verfammlungen ber verfiherungs: 
pflihtigen Verbände haben ftattgefunden und in allen Provinzen 
zu gleihen Beſchlüſſen geführt **) in Bezug auf die Uebertragung 
der Gefhäfte auf die Organe der Selbftverwaltung. Eine an: 
nähernd gleiche Uebereinftimmung ift binfichtli der Annahme des 
Maßftabes hervorgetreten, nad welchem die entftehenden Laften 
auf die einzelnen Verpflichteten übertragen werben follen. 

Meine Herren! Indem ih Sie im Auftrage Sr. Majeität 
willkommen heiße, lade ih Sie zur Wiederaufnahme Ihrer Arbeiten 
in der Zuverficht ein, daß Ihre Thätigfeit auch in der bevor: 
ſtehenden Seifion von Gottes Segen begleitet fein wird. " 

Auf Befehl Sr. Majeftät des Kaiſers und Königs erkläre ib 
den Landtag der Monarchie für eröffnet. 


*) StB. AG. 3a. 
**) StB. AH. 3b. 
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$itung beider Käufer des Landtags 
Montag 19. März 1888. 

Am 19. März 1888 verfammelten fih — zwei Stunden vor dem 19. 3. 1888. 
Reichstag — auch die beiden Häufer des Preußiſchen Landtags zu einer 
gemeinfamen Sigung, um aus dem Munde des Minifterpräfidenten die 
Mittheilung der folgenden Königlichen Botſchaft entgegenzunehmen*): 

Ich Habe von Sr. Majeftät dem Könige eine Allerhöchfte 
Botſchaft an beide Häufer des Landtags erhalten, welde ih mid 
beehre, hiermit vorzulefen, 

(Die Verfammlung erhebt fid.) 

Wir Friedrich), von Gottes Gnaden König von Preußen ıc., 
thun fund und fügen hiermit zu wiflen: 

Nachdem es Gott gefallen hat, nad dem KHinfcheiden 
Sr. Majeſtät des Kaiſers und Königs Wilhelm, Unferes 
vielgeliebten Herrn Waters, Uns auf den Thron Unferer 
Vorfahren an der Krone zu berufen, entbieten Wir dem 
Landtage Unferer Monarchie hierdurch Unferen Gruß. j 

Die Gefinnungen und Abſichten, in welden Wir Unfere 
Regierung angetreten haben, die Grundfäge, nad denen Wir 
Unferes Königlichen Amtes walten wollen, haben Wir Unſerem 
getreuen Volke verkündet’). 

In**) den Wegen Unferes glorreihen Herrn Vaters 
wandelnd, werben Wir fein anderes Ziel Unferes Strebens 
Tennen, als das Glüd und die Wohlfahrt des Vaterlandes. 

In gewiffenhafter Beobachtung der Verfaffung, unter 
Wahrung der Machtfülle der Krone, im vertrauensvollen 
Bufammenwirken mit der Landesvertretung hoffen Wir biefes 
Ziel unter Gottes Beiftande zum Heile des Vaterlandes zu 
erreichen. 

Wir find Uns der nah Art, 54 der Verfaffung *) Uns 


*) St®. AH. 971a. 
* StB. AH. 971b. 

’) In einem Erlaß an Fürft Bismarck vom 12. März 1888. 

”) Art. 54 Alinea 2: Er (ber König) leiftet in Gegenwart der vereinigten 
Kammern das eidliche Gelöbniß, bie Verfaffung des Königreichs feft und uns 
verbruchlich zu Halten und in Uebereinftimmung mit berfelben und ben Gefegen 
gu tegieren. 


19. 8. 1888. 
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obliegenden Pflihten voll bewußt. Ta jedoch Unier G:: 
fundpeitszuftand Uns zur Zeit nicht geftattet, dieſer Der: 
pflichtung perſönlich nachzukommen, Bir aber das Bedürtn:: 
fühlen, Unjere ohnehin feinem Zweifel unterliegende Stellun: 
zu ben DVerfafjungsordnungen des Landes vor der Volt 
vertretung zu befunden, fo geloben Wir hiermit jchon jegt, 
daß Wir die Verfafjung Unferes Königreihs fe und un: 
verbrüchlich halten und in Uebereinftimmung mit berielter 
und den Gefegen regieren wollen. 

Charlottenburg, ben 17. März 1888. 

Unterzeichnet: Friedrid. 
Und gegengezeihnet von dem gejammten hier anmweienten 
Staatsminifterium. 

Fürft v. Bismard. v. Puttfamer. v. Maybad. Lucius. 

v. Friedberg. v. Boettiher. v. Goßler. v. Scholz. 

Bronfart v. Schellendorff. 


Allerhochſte Botſchaft. 


Ich erlaube mir, die Botſchaft auf den Tiſch des Hauſes 


niederzulegen und ſie zu Händen des Herrn Präſidenten zu bringen. 


Der Präſident des Herrenhauſes, Herzog von Ratibor, ſchloß darauf 


mit dreimaligem Hoch auf Kaiſer Friedrich die Sigung. 





An den weiteren Sitzungen des Landtags hat ſich Fürſt Bis- 


mard nicht betheiligt, am 26. Mai ſchloß Miniſter v. Puttkamer 
die Seſſion durch Verleſung einer Allerhöchſten Botſchaft. 


VII. 


Deutſcher Reibstag. 


25. bis 26. Juni 1888, 


Bismards politifge Reden. XIL. 32 


| 
ostzeso, Google 


Am 15. Juni 1888, bald nad) elf Uhr Vormittags, ftarb Kaifer 
Friedrich ILL, der „Königliche Dulder“, „na langem, ſchweren, mit 
bewunderungswürdiger Standhaftigfeit und Ergebung in ben göttlichen 
Willen getragenen Leiden“. Sein ältefter Sohn Wilhelm war ber 
Erbe der preußifhen Königskrone und fein Nachfolger in der Wurde 
de3 Deutfhen Kaiferd. Die amtliche Mittheilung von dem Webergang 
der Deutſchen Raiferwürde auf König Wilhelm IL. machte Fürft Bis- 
mard in einer 


Plenarfigung des Bundesraths 
Donnerftag 21.. Juni 1888 
in folgender Anfprade*): 

Nahdem Se. Majeftät der Kaifer und König von Preußen 
Friedrich am 15. d. M. aus diefem Leben abgerufen worden, hat 
Se. Majeftät der Kaifer Wilhelm ala Allerhöchſt Defien Nachfolger 
in der Regierung bes Königreichs Preußen die Kaiferwürbe mit 
allen damit verfaffungsmäßig verbundenen Rechten und Pflichten 
übernommen. In tiefem Schmerze über den doppelten Berluft, 
den das Königliche Haus und die Nation innerhalb weniger Monate 
erlitten haben, hat Se. Majeftät der Kaifer mir den Auftrag zu 
ertheilen geruht, dem Bunbesrathe hiervon Kenntniß zu geben. 

Se. Majeftät der Kaifer, durchdrungen von ber Größe ber 
auf Allerhöchſt Deſſen Schultern gelegten Verantwortung, über: 
nimmt diefelbe in dem Pflichtgefühl des von Gott berufenen Nach⸗ 
folgers Seines Hochſeligen Großvaters und Vaters und in dem 
Vertrauen auf den Beiftand, den Er in ber Erfüllung ber Kaifer- 


*) „Boft” vom 24. Juni 1888. 


21. 6. 1888. 


21.6. 1%%. 
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ligen Fiihten bei Allerbiti Seinen beben Bunnögensten = 
finden fiher in. Ze. Majerrät rechnet bei ver Erfülung der 
durd die Reihsverianung geitellten Aurgaben mit Zuverñcht 
die jtets bewährte bundesiteundlide Geiinnung und bereite: 
Mitwirkung der verbündeten Fürñen und freien Stãdte. Als 
oberite dieier Aufgaben betrachtet der Kaiſer die Aufrechterba! 
der Heihsverfanung und Schutz des Reichsgebiets wie eines 
innerhalb deiielben geltenden Rechts Tieier verfanungsm. 
Schutz dedt die vertragsmäßigen Rechte der einzelnen Bundes 
ftaaten mit der gleihen Wirkung wie die der Geiammtheit, ur: 
Se. Majeftät der Kaiſer erblidt in der gewinenhajten Hand 
habung deiielben eine Zertragspfliht Preußens und eine tx 
Ehrenpilihten, die dem Kaiſer obliegen. Tas bundesieite Ter- 
trauen der deutſchen Fürften und freien Städte zu einander und 
ihre im Bundesrath bethätigte Einigfeit haben das Reich geieitiz 
und ſtark und die gemeinfamen Beftrebungen aller Bundesglieder 
für die Wohlfahrt Deutſchlands fruchtbar gemadt. Se. Majeität 
der Kaiſer werben diejes Vertrauen und dieje Einigkeit unter der 
verbündeten Regierungen mit ber gleihen Sorgfalt zu pflegen 
bemüht fein, wie dies Seinen in Gott ruhenden Vorgängern ge: 
lungen ift. In der inneren, wie in der auswärtigen Politif will 
Se. Majeftät fih an die Wege halten, auf denen Seine ver: 
ewigten Vorgänger in ber Kaijerwürbe neben der Liebe Zhrer 
Reihsgenofien das Vertrauen der auswärtigen Mächte dahin ge: 
wonnen haben, daß diefelben in der Stärke des Deutſchen Reiches 
eine Bürgſchaft des europäiſchen Friedens erbliden. Se. Majeftät 
hat, um diefe Seine Abfihten zu verkünden und um allen darüber 
verbreiteten Zweifeln perſonlich entgegenzutreten, den Reichstag 
auf ben 25. d. M. berufen und mid) beauftragt, der zuverfichtlicen 
Hoffnung Ausdrud zu geben, daß Se. Majeftät für die weitere 
Durchführung der Abfihten, von denen Seine verewigten Väter 
jeit der Herftellung des Reiches geleitet wurden, auf die bundes⸗ 
freundliche Unterftügung des Bundesraths werde rechnen bürfen. 
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Am 16. Juni wurde der Reichstag auf den 25. Juni einberufen. 
Zur Eröffnung hatte ſich die Mehrzahl der deutfchen regierenden Fürften 
perfönlich um ben Kaifer geſchaart oder Prinzen ihrer Häufer zur Ver: 
tretung gefandt, um dem Ausland gegenüber Zeugniß von der Einigfeit 
der deutichen Stämme abzulegen. Inmitten dieſer erlaudten Umgebung 
verlas Kaifer Wilhelm II. vor den in großer Zahl Herbeigeftrömten 
Abgeorbneten Montag 25. Juni 1888 folgende Thronrede*): 


Geehrte Herren! 


Mit tiefer Trauer im Herzen begrüße Ich Sie und weiß, daß 
Sie mit Mir trauern. Die friſche Erinnerung an die ſchweren 
Leiden Meines hochjeligen Herrn Vaters, bie erfchütternde That- 
ſache, daß Ih drei Monat nad dem Hintritt weiland Sr. Majeftät 
des Raifers Wilhelm berufen war, den Thron zu befteigen, üben 
die gleihe Wirkung in den Herzen aller Deutſchen, und unfer 
Schmerz hat warme Theilnahme in allen Ländern der Welt ge 
funden. Unter dem Drude befjelben bitte ih Gott, Mir Kraft 
zur Erfülung der hohen Pflichten zu verleihen, zu denen Sein 
Wille Mic berufen hat. 

Diefer Berufung folgend, habe Ich das Vorbild vor Augen, 
welches Kaifer Wilhelm, nad) ſchweren Kriegen, in friebliebender 
Regierung feinen Nachfolgern hinterlaflen, und dem aud) Meines **) 
Hochſeligen Herrn Vaters Regierung entſprochen hat, ſoweit die 
Bethätigung Seiner Abfihten nicht durch Krankheit und Tob ver: 
hindert worben ift. 

Ich habe Sie, geehrte Herren, berufen, um vor Ihnen dem 
deutſchen Volke zu verkünden, daß Ich entfchloffen bin, als Kaiſer 
und als König diefelben Wege zu wandeln, auf denen Mein Hoch— 
feliger Herr Großvater das Vertrauen feiner Bundesgenoffen, die 
Liebe des deutfchen Volkes und die wohlmollende Anerkennung des 
Auslandes gewonnen hat. Daß auch Mir dies gelinge, fteht bei 
Gott; erftreben will Ich es in ernfter Arbeit. 

Die wichtigften Aufgaben des Deutſchen Kaifers liegen auf 
dem Gebiete der militärif—hen und politiihen Sicherftellung bes 
Reiches nad) Außen, und im Innern in der Ueberwachung ber 


*) St®. 6b. 
*) ©. 7a. 


25. 6. 1888. 
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a2 VÜL. Zeuiter Wahn 5 iM Dane Dies 


Ausiuhrung der Herisgeige. Te etz vera Ser 
die Heihsverfaftung, fe zu mehr mr = '’S .= 
Hechten, bie fie den beiden geiegetawı Kiez er Io 
und jedem Teutihen, aber auf ir denez, zeiie Te nem Sm 
und jedem der verbündeten Staaten ur: berez Sz-resßerz, 
bürgt, gehort zu den vomehmien Reher = T 
Raifers. 

An der Beieggebung des Reiches be I ==: mr i 
faffung mehr in Deiner Eigenihait als König ron Preutr 
in ber des Deutſchen Kaifers mitzuwirken; aber in be:>en 
es Dein Veſtreben fein, das Wert der Heihysgeieggebur.z 
leihen Zinne fortzuführen, wie Mein Hodhjieliger Herr Grei 
es begonnen hat. Insbeſondere eigne Ich Wir die von ikm 
17. November 1881 erlaffene Botfhaft!) ihrem vollen Umiez 
nad an, und werde im Sinne berfelben fortfahren, dabin 
wirfen, daß die Neihegefeggebung für die arbeitende Bevöllerun 
auch ferner den Schug erſtrebe, den fie, im Anſchluß an dre 
rundfäge ber chriſtlichen Sittenlehre, den Schwachen und Be: 
drängten im Kampfe um das Dafein gewähren fann. ch Horte, 
dafj «6 gelingen werde, auf biefem Wege der Ausgleihung un: 
nefunder nefellfpaftliher Gegenfäge näher zu kommen, und hege 
die Zuverſicht, daß Ich zur Pflege unferer inneren Wohlfahrt die 
einhellige Unterftiigung aller treuen Anhänger des Reiches und der 
verbiindeten Regierungen finden werbe, ohne Trennung nad ge: 
fonderter Parteiftellung. 

Ebenſo halte Ich für geboten, unfere flaatlihe und gejell: 
ſchaftliche Entwicelung in den Bahnen ber Geſetzlichkeit zu erhalten 
und allen Beſtrebungen, welche den Zweck und die Wirkung haben, 
die finatliche Ordnung zu untergraben, mit Feſtigkeit entgegen 
au treten, 

In“) der auswärtigen Politik bin Ich entſchloſſen, Frieden 
au balten mit Jedermann, fo viel an Mir liegt. Meine Liebe zum 
Deutſchen Heere und Meine Stellung zu demfelben werden Mich 
niemals in Verſuchung führen, dem Lande die Wohlthaten des 
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Friedens zu verfümmern, wenn der Krieg nicht ein, durch den Anz 
griff auf das Reich oder auf deſſen Verbündete uns aufgedrungene 
Nothmendigkeit if. Unfer Heer foll uns ben Frieden ſichern 
und, wenn er uns dennoch gebrochen wird, im Stande jein, ihn 
mit Ehren zu erfämpfen. Das wird es mit Gottes Hilfe ver 
mögen nad) ber Stärfe, die es durch das von Ihnen einmüthig 
beſchloſſene jüngfte Wehrgefeg erhalten hat. Diefe Stärke zu 
Angriffskriegen zu benugen, liegt Meinem Herzen fern. Deutich- 
land bebarf weder neuen Kriegaruhmes, noch irgend welder Er- 
oberungen, nachdem es fi die Berechtigung, als einige und unab- 
hängige Nation zu beftehen, endgültig erkämpft hat. 

Unfer Bündnig mit Oeſterreich-Ungarn ift öffentlich befannt: 
Ich halte an demfelben in deutſcher Treue feft, nicht bloß, weil 
es geichloffen ift, fondern weil Ich in dieſem befenfiven Bunde 
eine Grundlage des europäifchen Gleichgewichts erblide, ſowie ein 
Vermächtniß der deutihen Geſchichte, deifen Inhalt heut von ber 
öffentlihen Meinung des gefammten deutſchen Volles getragen 
wird, und dem herkömmlichen europäifchen Völkerrechte entſpricht, 
wie es bis 1866 in unbeftrittener Geltung war. Gleiche gefchicht- 
liche Beziehungen und gleihe nationale Bebürfniffe der Gegenwart 
verbinden uns mit Stalien. Beide Länder wollen die Segnungen 
des Friedens feithalten, um in Ruhe ber Vefeftigung ihrer neu 
gewonnenen Einheit, der Ausbildung ihrer nationalen Inftitutionen 
und der Förderung ihrer Wohlfahrt zu leben. 

Unfere mit Oeſterreich-Ungarn und Italien beftehenden Ver— 
abrebungen geftatten Mir zu Meiner Befriedigung bie forgfältige 
Pflege Meiner perfönlichen Freundſchaft für den Kaifer von Ruß: 
land und ber feit hundert Jahren beftehenden friedlichen Ber 
ziehungen zu dem ruſſiſchen Nachbarreiche, welche Meinen eigenen 
Gefühlen ebenfo wie den Intereſſen Deutſchlands entipricht. 

In der gemwiffenhaften Pflege des Friedens ftele Jh Mic 
eben fo bereitwillig in den Dienft des Vaterlandes, wie in ber 
Sorge für unfer Kriegäheer, und freue Mich der traditionellen 
Beziehungen zu auswärtigen Mächten, durch welche Mein Beftreben 
in erfterer Richtung befördert wird. 

Im Vertrauen auf Gott und die Wehrhaftigfeit unjeres 
Volkes hege Ich die Zuverfiht, daß es uns für abjehbare Zeit 


25. 6. 1888. 


25. 6. 1888. 


504 VIII. Deutfder Reihätag. 25. 58 26. Juni 1888. 


vergönnt fein werde, in*) friedlicher Arbeit zu wahren und zu 
feftigen, was, unter Leitung Meiner beiden in Gott ruhenden Por: 
gänger auf dem Throne, fümpfend erftritten wurbe. 


Nah Beendigung der wiederholt von lebhaften Beifalsäuerungen 
der Verſammlung unterbrodenen Berlefung erflärte Reihslanzler Fürt 
Bismard auf Alerhöchften Befehl Cr. Majeflät des Kaifers im Ramen 
der verbündeten Regierungen den Reichstag für eröffnet. — 

Schon am nädften Tage, nachdem der Reihätag den Entwur 
einer Adrefie an den neuen Kaiſer genehmigt hatte, ſchloß Etaats- 
minifter v. Boettiher die Sigungen durch Berlefung einer Kaiier: 
lien Botfcaft. 


*) ©. Ba. 
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Prenßifher Landtag. 


27. bis 28. Inni 1888, 
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Gröffnungsfißung des Preußifchen Landtags 
Mittwoch 27. Juni 1888. 


Thronrede König Wilhelms II.*): 


Erlauchte, edle und geehrte Herren von beiden Häufern des 
Landtages! 

In trüber Zeit heiße Ich Sie zum erſten Male von dieſer 
Stelle aus willkommen. Nur wenige Monate hat das Scepter in 
Meines dahingeſchiedenen Vaters Hand geruht, aber lange genug, 
um zu erkennen, welchen Herrſcher das Vaterland in Ihm verloren 
hat. Die Hoheit Seiner Erſcheinung, der Adel Seiner Geſinnung, 
Sein ruhmvoller Antheil an den großen Geſchicken des Vater: 
landes und der Heldenmuth KHriftliher Ergebung, mit dem Er 
gegen die Todeskrankheit Tämpfte, haben Ihm im Herzen Seines 
Volkes ein unvergänglices Denkmal gefegt, Für die ungezählten 
Beweiſe treuen Gedenkens und liebevoller Theilnahme, melde 
Mir in diefen für Mic) fo ſchweren Tagen zugegangen find, fage 
Ich Allen, die Mir mit ihrem Trofte genaht find, Meinen König- 
lien Dant. 

Nachdem dur Meines Herrn Vaters Heimgang ‚die Krone 
Meiner Vorfahren auf Mich übergegangen ift, war es Mir ein 
Bebürfniß, bei dem Beginne Meiner Regierung Sie um Mich zu 
verfammeln und unverweilt vor Ihnen das eidliche Gelöbniß abzu— 
legen, welches die Verfaſſung vorfchreibt. 

Ih gelobe, daß Ich die Verfaſſung des Königreichs 
feft und unverbrüdlid halten und in der Uebereinſtim— 
mung mit berfelben und den Geſetzen regieren will, fo 
wahr mir Gott helfe! 


*) StB. AH. 2a, HB. 2a. 
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Geehrte Herren! Kaiſer Wilhelm hat in Seiner ruhmreiden, 
von großen Thaten in Krieg und Frieden erfüllten Regierung das 
heutige Preußen gefhaffen und das Streben unjeres Bolfes nah 
nationaler Einheit verwirklicht. Mein in Gott ruhender Vater 
hat mit derſelben Pietät, welche Mid Ihm gegenüber beſeelt, 
nad Seiner Thronbefteigung Si in den öffentlichen Urkunden, 
welde ein politiiches Vermächtniß darftellen, die Politif und die 
Werke Meines verewigten*) Großvaters angeeignet, und Ich bin 
entſchloſſen, Ihm auf diefem Wege zu folgen, auf dem Gebiete 
der Regierung Preußens wie auf bem der Reichspolitik Wie 
König Wilhelm I. werde Ih, Meinem Gelöbniß entiprechend, treu 
und gemiffenhaft die Gefege und die Rechte der Volfävertretung 
achten und ſchützen und mit gleicher Gewiffenhaftigfeit die ver: 
fafjungsmäßigen Rechte der Krone wahren und ausüben, um iie 
dereinft Meinem Nachfolger auf dem Throne unverfümmert zu 
überliefern. €3**) liegt Mir fern, das Vertrauen des Volkes 
auf die Stetigfeit unferer gejeglihen Zuftände durch Beftrebungen 
nad Erweiterung der Kronrechte zu beunruhigen. Der gejeglice 
Beltand Meiner Rechte, jo lange er nicht in Frage geftellt wird, 
genügt, um dem Staatsleben das Maß monarchiſcher Einwirkung 
zu fihern, deſſen Preußen nad) feiner geſchichtlichen Entwidelung, 
nad) feiner heutigen Zufammenfegung, nad feiner Stellung im 
Reich und nah den "Gefühlen und Gewohnheiten bes eigenen 
Volkes bedarf. Ich bin der Meinung, daß unfere Berfaflung 
eine gerechte und nützliche Verteilung der Mitwirfung der ver- 
ſchiedenen Gewalten im Staatsleben enthält, und werde fie auch 
deshalb, und nicht nur Meines Gelöbnifjes wegen, halten und 
ſchützen. 

Dem Vorbilde Meiner erhabenen Ahnherren folgend, werde 
Ich es jeder Zeit als eine Pflicht erachten, allen religiöſen Be— 
kenntniſſen in Deinem Lande bei der freien Ausübung ihres 
Glaubens Meinen Königlihen Schuß angedeihen zu laffen. 

Mit befonderer Befriedigung habe Jh es empfunden, dab 
die neuere kirchenpolitiſche Gefeggebung dazu geführt hat, die Be: 


Sts. Ag. 2b. 
“”) StB. HH. 2b. 
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ziehungen des Staates zu der fatholifhen Kirche und deren geift- 
lichem Oberhaupte in einer für beide Theile annehmbaren Weife 
zu geftalten; Ich werbe bemüht fein, den kirchlichen Frieden im 
Lande zu erhalten. 

Die Reform der inneren Verwaltung ift in ber legten Seffion 
des Landtages in der Hauptſache zum Abſchluß gebracht worden. 
Die Durchführung der neuen Gejeßgebung hat den Beweis dafür 
geliefert, daß der Gedanke der ehrenamtlichen Seldftverwaltung in 
das lebendige Bewußtſein der Bevölkerung übergegangen ift, und 
daß ſich die geeigneten Kräfte bereitwillig in ben Dienft bes 
öffentlichen Wohle geftellt Haben. Es ift Mein Wille, an diefer 
werthvollen Errungenſchaft feitzuhalten und durch Ausgeſtaltung 
und Feftigung ber neuen Inftitutionen dazu beizutragen, daß dies 
felben in ihrer erfolgreichen Wirkſamkeit dauernd erhalten bleiben. 

Ich“) Halte in dem Finanzwefen an den altpreußiichen Ueber: 
Lieferungen feft, welche den Wohlftand des Landes begründet und 
den Staat aud in ſchweren Zeiten zur Erfüllung feiner Aufgaben 
befähigt haben. Mit Befriedigung darf Ih auf die Finanzlage 
des Staates bliden, wie Ich diefelbe, Dank der Fürforge Meiner 
Vorfahren an der Krone, bei Meinem Regierungsantritte vorfinde. 
Diefe günftige Lage des Stantshaushalts hat geftattet, mit der 
Erleichterung der Steuern der Gemeinden und ber minder be= 
güterten Volksclaſſen einen erfolgreichen Anfang zu machen; es ift 
Mein Wille, daß diefes Ziel weiter verfolgt werde, und daß in 
gleiher Weife dringliche Bedürfniſſe, melde bisher wegen ber 
Unzulänglickeit der**) vorhandenen Mittel haben zurüdgeftellt 
werben müffen, demnächſt ihre Befriedigung finden. 

Die verheerenden Ueberſchwemmungen, von welchen in diefem 
Frühjahre weite und fruchtbare Theile des Landes heimgefucht 
worden find, beanfpruhen Meine volle Theilnahme. Dur die 
Bereitwilligkeit, mit welder Sie reihe Mittel bewilligt haben, 
ift Meine Regierung in den Stand gejegt worden, viele der ge 
ſchlagenen Wunden zu heilen und neue Vorkehrungen zur Ab- 
wehr ähnlicher Kataftrophen zu treffen. Wenn den hartgeprüften 


*) StB. AH. 3a. 
**) StB. 90. 3a. 
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Bewohnern der betroffenen Gegenden ein Troñ in ihrem Unslü! 
gewährt werden fonnte, jo ift derielbe in dem edlen Wetteirer 
mit der ftaatlien Fürjorge zu finden, welder von allen Stänrer 
und*) allen Claſſen ber Bevöllerung und der Deutſchen aut 
im fernen Auslande bethätigt worden iſt Es drängt Mid, Allen, 
die zur Linderung der Roth beigeiteuert haben, von dieſer Eiel: 
aus Meinen Dank auszufpreden. 

Geehrte Herren! Sie konnen am Schluſſe einer Legislatur: 
periode mit Befriedigung auf die wichtigen Ergebnifle **) zurüd: 
bliden, welche Dank Ihrem einträhtigen Zufammenwirken mit der 
Regierung erzielt worden find. Im NRüdblid hierauf vertraue 
Ich, daß es uns aud in Zukunft gelingen werde, in gemein: 
ſchaftlicher, von gegenfeitigem Vertrauen getragener und durch die 
Verſchiedenheit principieller Grundanſchauungen nicht geflörter 
Arbeit die Wohlfahrt des Landes zu fördern. 

Geehrte Herren! In bemegter Zeit habe Ich die Pflichten 
Meines Königlihen Amtes übernommen, aber Ich trete an bie 
Mir nad Gottes Fügung geftellte Aufgabe mit der Zuverficdt 
des Pflichtgefühls heran und halte Mir babei das Wort des 
großen Friedrich gegenwärtig, daß in Preußen „ber König des 
Staates erfter Diener if”. 

Abgeorbnetenhauß wie Herrenhaus beantworteten die Thromrede 


mit einer Adreſſe; am 28. Juni ſchioß Minifter v. Maybach die Sei: 
fion durch Mittheilung einer entſprechenden Allerhöchſten Botſchaft. 
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Gröffnungsfißung des Deutſchen Reichstags 


Donnerftag 22. November 1888. 
Thronrede des Kaifers*): 


Geehrte Herren! 


Als Ich Sie beim Antritt Meiner Regierung zum erften Male 
begrüßte, ftanden Sie mit Mir unter dem Eindrud der ſchweren 
Schidungen, welde Mein Haus und das Neih im Laufe biefes 
Jahres erfahren haben. Der Schmerz über diefe Verlufte wird 
bei dem lebenden Geſchlechte nie ganz erlöfhen; aber er darf Mich 
nit hindern, den Anforderungen der Pfliht nad dem Vorbilde 
Meiner in Gott ruhenden Vorgänger mannhaft und treu gerecht 
zu werden. Bon diefem Pflihtgefühl getragen und das Gleiche 
bei Ihnen vorausjegend, entbiete Ich Ihnen bei der Wiederauf- 
nahme Unferer gemeinfamen Arbeiten Gruß und Willtommen. 

Auf Meinen Reifen, welhe Mich in verſchiedene Theile des 
Reichs geführt haben, find Mir überall, ſowohl von Seiten Meiner 
hohen Bundeögenoffen wie der Bevölkerung, die Beweiſe entgegen= 
getreten, daß die Fürften und die Völker Deutfhlands dem Reich 
und feinen Einrichtungen mit rüdhaltlofem Vertrauen anhängen 
und in ihrer Einigfeit die Bürgfchaft ihrer Sicherheit finden. Aus 
folhen Kundgebungen werden Sie mit gleicher Genugthuung wie 
Ich Selbft die Ueberzeugung geſchöpft haben, daß die im Reich 
verkörperte Einigkeit tiefe und fefte Wurzeln im gefammten Bolfe 
geihlagen hat. Es ift Mir Bedürfniß, Meiner dankbaren Be 
friedigung hierüber auch an diefer Stelle Ausdrud zu geben. 


*) Sts. 1b. 
Bismards politliche Reden. XII. 33 
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Daß der Anflug der freien und Hanſeſtädte Hamburg ur) 
Bremen an ben Zollverband des Reichs nach ſchwierigen und ori 
reihen Qorarbeiten nunmehr zur Ausführung gelommen int, 
Mich mit Genugthuung. Ich erblide darin eine jegensvolle Frus: 
Unferer einmüthigen Beftrebungen. Mögen die Erwartungen, weit: 
fi) für das Neid) und die beiden bedeutendften Seehandelsvläg: 
an biefe Erweiterung des Reichszollgebiets fnüpfen, in vollem 
Maße in Erfülung gehen. 

Die*) Regierung der Schweizerifhen Eidgenofien hat eine 
Revifion des Handelsvertrages zwiſchen Deutihland und der Schweiz 
in Anregung gebracht. Yon dem Wunfche geleitet, das beſtehende 
freundnachbarlide Verhältniß zwiſchen beiden Ländern auch aui 
bandelspolitifchem Gebiete zu bethätigen und zu fördern, bin At 
dem Antrage bereitwillig entgegengefommen. Die Verhandlungen 
find unter Vetheiligung von Vertretern ber ber Schweiz benad- 
barten Yundeoftaaten geführt worden, und ihr Ergebniß beiteht in 
einer Zufagübereinkunft, durch welche die vertragsmäßige Grunt- 
lage des beiderfeitigen Verkehrs erweitert und ber Austauſch der 
Erzeugniſſe der gewerblichen Arbeiten erleigtert wird. Die Ueber: 
einfunft wird Ahnen nach erfolgter Annahme durd den YBundes= 
rath mit dem Antrage zugehen, berjelben Ihre verfafjungsmäßige 
Zuſtimmung zu ertheilen. 

Der Haudhalt für das nächſte Rechnungsjahr wird Ihnen 
unverweilt vorgelegt werden. Der Voranſchlag gibt Zeugniß von 
der befriedigenden Yage der Reichsfinanzen. In Folge ber in den 
legten Jahren unter Ihrer Mitwirkung eingeführten Reformen auf 
dem Gebiete der Zölle und Verbrauchsfteuern laſſen fih Mehr: 
einnabmen erwarten, und auf Grund berfelben werden nicht nur 
zur Erfüllung der unabweislichen Aufgaben des Reichs neue Mittel 
bereit neftellt werden, fondern es können auch den Bundesftaaten 
erhöhte Neberweilungen für ihre Zwecke in Ausficht geitellt werden. 

Pit Freude begrüße Ich bie Anzeichen eines Aufſchwungs 
auf verſchiedenen Gebieten wirthſchaftlicher Thätigkeit. Iſt auch 
der Drud, welder auf der Landwirthſchaft laftet, noch nicht ge: 
boben, jo erhoffe Ich doch im Hinblid auf die neuerdings ein 
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getretene Möglichleit einer höheren Verwerthung einzelner land⸗ 
wirthſchaftlichen Erzeugniſſe eine Beflerung auch dieſes wichtigften 
Zweiges unſerer wirthſchaftlichen Arbeit. 

Der bereits früher angefündigte Geſetzentwurf zur Regelung 
der Erwerbs: und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften wird Ihrer Beihluß- 
nahme unterbreitet werden. Es fteht zu hoffen, daß die Zulafjung 
von Genofjenfchaften mit beſchränkter Haftpflicht, welche der Ent- 
wurf vorſchlägt, aud für die Hebung des Tandwirthichaftlichen 
Credits fi heilfam erweifen werde. 

Einzelne auf dem Gebiete der Kranfenverfiherung hervor- 
getretene Mängel bedürfen der gefeglihen Abhilfe. Die dazu er- 
forderliden Vorarbeiten find jo weit gefördert, daß Ihnen im 
Laufe der Seffion vorausfihtlih eine entiprehende Vorlage wird 
gemacht werben fönnen. 

Als ein theures Vermächtniß Meines in Gott ruhenden Herrn 
Großvaters habe Ich die Aufgabe übernommen, die von Ihm be— 
gonnene focialpolitiihe Gefeßgebung fortzuführen. Ich gebe Mich 
der Hoffnung nicht hin, daß durch gefeßgeberiihe Maßnahmen die 
Noth der Zeit und das menſchliche Elend fi) aus der Welt ſchaffen 
laflen; aber Ich erachte es doch für eine Aufgabe der Staats: 
gewalt, auf die Linderung vorhandener wirthichaftlicher*) Bebräng- 
niffe nad) Kräften hinzuwirken, und durch organiſche Einrichtungen 
die Bethätigung der auf dem Boden des Chriftenthums erwachſenden 
Nächjftenliebe als eine Pflicht der ftaatlihen Gefammtheit zur An- 
erfennung zu bringen. Die Schwierigkeiten, welche fih einer auf 
ftaatlihes Gebot geftügten durchgreifenden DVerfiherung aller Ar— 
beiter gegen die Gefahren des Alters und der Invalidität entgegen- 
ftellen, find groß, aber mit Gottes Hilfe nicht unüberwindlich. Als 
die Frucht umfänglicher Vorarbeiten wird Ihnen ein Gefegentwurf 
zugehen, welcher einen gangbaren Weg zur Erreihung diefes Bieles 
in Vorſchlag bringt. 

Unfere afrifanifchen Anfiebelungen haben das Deutfche Neid) 
an der Aufgabe betheiligt, jenen Welttheil für chriſtliche Gefittung 
zu geminnen.. Die Uns befreundete Regierung Englands und ihr 
Parlament haben vor hundert Jahren ſchon anerkannt, daß bie 
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Erfüllung diefer Aufgabe mit der Bekämpfung des Negerhandels 
und der Sclavenjagden zu beginnen hat. Ich habe deshalb eine 
Verftändigung mit England gefucht und gefunden, deren Inhalt 
und Zwed Ihnen mitgetheilt werden wird. An dieſelbe werden 
fi) weitere Verhandlungen mit anderen befreundeten und be— 
theiligten Regierungen und weitere Vorlagen für den Reichstag 
Inüpfen. 

Unfere Beziehungen zu allen fremden Regierungen find fried⸗ 
fi), und Meine Beftrebungen unausgefegt dahin gerichtet, dieſen 
Frieden zu befeftigen. Unfer Bundniß mit Defterreih und Stalien 
hat feinen anderen Zwed. Die Leiden eines Krieges, und jelbit 
eines fiegreihen, ohne Noth über Deutſchland zu verhängen, würde 
Ich mit Meinem riftliden Glauben und mit den Pflichten, die 
Ich als Raifer gegen das deutfche Volk übernommen babe, nicht 
verträglich finden. In diefer Weberzeugung habe Jh es ala Meine 
Aufgabe angefehen, bald nad; Meinem Regierungsantritt nicht 
nur Meine Bundesgenofien im Reich, fondern aud die befreun- 
beten und zunächſt benachbarten Monarchen perfönlih zu begrüßen 
und mit ihnen die Verftändigung zu fuchen über die Erfüllung 
der Aufgabe, die Gott Uns geftellt bat, Unſeren Völkern Frieden 
und Wohlfahrt zu fichern, foweit dies von Unferem Willen abhängt. 
Das Vertrauen, weldes Mir und Meiner Politit an allen von 
Mir befuchten Höfen entgegen gefommen ift, berechtigt Mich *) zu 
der Hoffnung, daß e8 Mir und Meinen Bundeögenoffen und Freunden 
mit Gottes Hilfe gelingen werde, Europa den Frieden zu erhalten. 


Fürft Bismard hatte fi) am 12. Juli 1888 nad) Friedrichsruh 
begeben und meilte dort — von einem vorübergehenden Aufenthalte 
in Berlin am 24. September abgefehen — bis zum 10. Januar 1884. 
Am 15. Januar erſchien er im Reichstag, um der Berathung des 
Specialetats für das Auswärtige Amt perjönlic beizumohnen und die 
Auskunfte zu geben, die der Reichstag bei diefer Gelegenheit von dem 
Leiter der ausmärtigen Politif zu erbitten pflegt. In ven Etat war 
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eine Pofition eingeftellt zur Befolbung eines Viceconfuls in Zanzibar. 
Da ganz unerwartet dieſer Poften zu einer größeren Colonialbebatte 
Anlaß gab, dürfte eine eingehende Darftellung der 
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erwünſcht fein. 

Die Deutſch-Oſtafrikaniſche Gefelichaft, vertreten durch den deutſchen 
Generalconful Mihahelles, den fie zu ihrem Bevollmächtigten er: 
nennt hatte, da der Sultan nur mit dem Deutihen Reid, nicht mit 
der Geſellſchaft contrahiren wollte, hatte am 28. April 1888 mit dem 
Sultan Seyyid Khalifa ben Said von Zanzibar einen Vertrag 
abgeſchloſſen, durch den er ber genannten Gefelihaft gegen einen 
Antheil am Gewinn und unter Wahrung feiner Souveränität alle Ge: 
malt in dem ihm gehörigen NKüftengebiet bes Feltlandes und in den 
Territorien füblih vom Umbafluffe mit dem Rechte autonomer Ber: 
waltung auf fünfzig Jahre übertrug. Mber gleich beim erften Verſuch, 
durch Flaggenhiffung von dem übertragenen Gebiet Befig zu ergreifen, 
fand der Vertreter der Geſellſchaft Widerſtand: der Wali von Pangani 
erllärte rundmweg, daß er den Befehlen der Gefellfhaft nit Folge 
leiften und der Flaggenhiſſung fi widerſetzen werde. Das Erſcheinen 
des Kreuzers „Möwe“ und ein birecter Befehl des Sultans machten 
ihn zwar gefügig, fo daß am 17. Auguſt die Flagge aufgezogen werben 
Tonnte, faum aber hatte das Kriegsſchiff die Rhede von Pangani ver: 
laſſen, fo erklärte der Walt, daß er den Anordnungen des Bezirkschefs 
nicht nachlommen werde, und bewog aud die Soldaten, den Gehorjam 
zu verweigern. Am 18. Auguſt erfchien, von Bagamoyo fommend, bie 
„Carola“ vor Pangani, ſetzte, auf Erſuchen des Bezirkschefs, ein Lan: 
dungscorps aus und ließ den Wali in feinem Haus umzingeln. Doch 
gelang es biefem, zu entfliehen und von Pangani aus Zanzibar zu er: 
reihen, feine Soldaten gaben bald den beabfitigten Widerſtand auf 
und wurden ohne Kampf entwaffnet. Damit ſchien an diefem Punkte 
die Ruhe hergeftellt zu fein. — Aud in Bagamoyo vollzog fi die 
Flaggenhifjung nicht ohne Störung. Der dortige Wali erhob zwar 
gegen bie Hiffung ber Geſellſchaftsflagge feinen Einfprud, wollte aber 
nit dulden, daß die Sultansflagge von feinem Haufe entfernt und 
auf dem Amtöhaufe der Gefellihaft befeftigt würde. Der Sultan von 
Zanzibar weigerte fih unter allerhand Ausflüchten, dem wiberfpenftigen 
Beamten ben birecten Befehl zu geben, und nöthigte dadurch ben deut: 
fen Generalconful Mihahelles, die „Möwe“ nah Bagamoyo zu 
enden, damit fie eventuell mit Gewalt Gehorfam erzwinge. Auf die 
Kunde davon lenkte der Sultan ein und erklärte ſich bereit, dem Wali 
entſprechende Befehle zu geben. Da er Werth darauf legte, daf bie 
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Zultansilagge auch weiterhin an der biäherigen Stelle verbleibe 
die Geiellihaft iniorern nad, als fie ihren Amtsjig im das Ru: 
verleate und dem Wali eine andere Wohnung anwies. In den 
der ſudlichen Halfte des unter der Verwaltung der Teutih-Litafr:!. 
ſchen (Seiellihaft ftehenden Kuftengebietes vollzog fih die 
biffung ruhig, nur in Kilwa Kimindji wurde fie wegen des 
des Walis einftweilen unterlafjen. 

Fürſt Bismard, dem Generalconjul Mihahelles über 
Vorgänge Bericht erftattete, übte an dem Verfahren der Geie) 
eine fcharfe Kritil. Am 6. Uctober erging an bieien der folanı: 
Erlaß: 

Ew Hochwohlgeboren Berichte vom Ende Auguſt d. 3... 
ſind mir zugegangen. 

Was die darin erwähnten Vorgänge in Bagamoyo und Fer: 
gani betrifft, jo beftärfen mid) die jet vorliegenden ausführli 
Mitteilungen in der Auffaffung, daß das Hilfen der Geſellſcha 
flagge in den Küftenhäfen überhaupt weber geboten noch ratbiar 
war, und daß der darüber entftandene Streit hätte vermiede: 
werden fönnen, wenn die Gefellihaftsagenten mit der vorfichtiaen 
Beſchränkung auf das praktiſch Nothwendige verfahren wären, weld: 
die Vorbedingung des Gelingens gewagter Unternehmungen aui 
unbefanntem Gebiete bildet. 

Nach Art. 1 des Vertrages ... vom 28. April d. 3. fol 
die Verwaltung des Küftengebietes im Namen und unter ber 
Flagge des Sultans mit Wahrung der Souveränitätsredhte 
Sr. Hoheit geführt werden. Diefem maßgebenden Grundjage bat 
das Auftreten der Gefelihaft in der Frage ber Flaggenhiffung 
nit entiproden. 

Der Sultan blieb auch nad) dem Vertrage der Lanbesherr in 
den Küftengebieten. Seine Autorität auszuüben und den Ein: 
geborenen gegenüber für die Zwecke ber beuti—hen Verwaltung nut: 
bar zu machen, war bie Aufgabe der Gefellihaft, welde an ſich 
und ohne den Sultan weder den auf Gemeinjamfeit der Ab: 
ftammung und bes Glaubens beruhenden Einfluß des Sultans 
über das mächtige arabifhe Element befaß, noch über die in das 
Innere des Landes reihenden Machtmittel des Sultans verfügte, 
durch welche Leßterer bisher feinen Anordnungen Gehorfam zu ver: 
ſchaffen gewußt hatte. 
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Noch bebenkliher und im feinen Folgen gefährlicher war das 
Verfahren, welches gleichzeitig mit dem Hiffen der neuen Flagge 
in Baganıoyo gegen die dort wehende Sultansflagge beobachtet 
wurde. Wenn aud wirkliche Gemaltthätigkeiten nicht vorgefommen 
find, fo hätte doch die Mitwirkung der Matrofen unferes Kriegs— 
fchiffes beim Herunternehmen der Flagge und des Flaggenftods, 
woburd die erften unwahren Berichte an den Sultan über Ver: 
legung der Flagge und feiner Hoheitsrechte veranlaßt wurden, 
unterbleiben jollen. 

Die Frage, ob der Wali mit feiner Weigerung, die bisherige 
Flagge auf dem Haufe des Sultans einzuziehen, formell im Rechte 
war oder nicht, ift dabei nicht entſcheidend. Der Rechtspunkt hätte 
Seitens der Geſellſchaft überhaupt nicht in den Vordergrund ge 
ftellt werben ſollen, fondern Angefihts der ſchwachen Stellung ber 
deutſchen Verwaltung mußte diejelbe unter Schonung aller natio- 
nalen Vorurtheile der Bevölkerung durch geſchickte Behandlung des 
Sultans und feiner Walis gerade diefe ihren Zweden dienftbar 
zu maden ſuchen. Das Verfahren ift, wie mir ſcheint, mehr 
energiſch als umfichtig gewefen, und die Energie ift in biefem Ger 
biete außerhalb der Tragmeite unferer Schiffsgefüge nur mit 
unverhältnigmäßigen Opfern durchzuführen. 

v. Bismard, 


Um diefelbe Zeit, da diefer Erlaß abging, waren die Folgen des 
unbefonnenen Vorgehens der Geſellſchaftsagenten bereit in einem über 
die ganze zur deutſchen Intereſſenſphäre gehörige Küfte von Dftafrifa 
verbreiteten Aufftande fühlbar geworden. In Pangani braden die 
erften Unruhen aus. Die in Banzibar angemworbenen Polizeifoldaten, 
die fogenannten Irregulären, nahmen ſchon am Tage nad) ihrer An: 
Zunft (1. September) eine jo ſchroff oppofitionelle Haltung gegen bie 
Drgane der Geſellſchaft ein, daß diefe fofort deren Zurüdbeförberung 
in Zanzibar beantragten, da fie dem deutſchen Intereſſe mehr ſchadeten 
als nüsten. Denn alle der Geſellſchaft übelmollenden Elemente in 
Pangant fanden in den unbotmäßigen Soldaten willkommenen Anhalt 
zum Widerftand. Der Aufruhr brach aus, als ber Bezirkschef bie 
Landung einer mit ungefähr 1000 Fäßchen Pulver beladenen Dhau 
am 3. September verbot: in ber Naht zum 4. September drangen 
Bewaffnete auf die Dhau, bemädtigten fi des Pulvers und rüfteten 
damit die Leute aus, bie feit dem 4. September in Mafjen aus dem 
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Sinterlande bewaffnet in die Stadt ſtrömten. Tie Deutichen wurden 
nun in ihrem Haufe eingeſchloſſen und bewacht, die Geiellichaftäfla::c 
herabgenommen und zerriflen. Der Generalvertreter der Geiellihait, 
Vohſen, der am 5. September vor Pangani erihien, wurde dur: 
Beſchießung des Schiffes an der Landung verhindert, feine Berunurn: 
auf die Befehle des Sultans mit dem Rufe beantwortet, dab mar 
einen Seyyid Khalifa nicht kenne. Unter diefen Umitänden blieb nır 
militärifes Einfchreiten übrig. Der deutihe Generalconjul Mice: 
helles bat den Sultan, durd feine Truppen die Ordnung wier: 
berftellen zu laffen, und feßte es auch nicht ohne Schwierigkeit durd. 
daß General Mathews mit 150 Regulären nad Pangani geſendet 
murde (8. September). Diefer wurde, da er alljeitig befannt mar. 
mit Jubel empfangen, und feinem geſchickten Auftreten war es zu 
danken, daß ſchon am 11. September die Ruhe in der Stabt wieder 
hergeftellt war. Abgeſandte der Einwohnerſchaft erihienen mit Mathems 
in Zanzibar, um dem Sultan ihre Beſchwerden vorzutragen, die haupt: 
fächli auf der Furcht beruhten, daß die Bevölkerung durch die Deutichen 
zur Aufgabe ihrer Nationalität gezwungen werben follte. Auf den Ratb 
des Gencrald Mathems erklärte ſich die Geſellſchaft bereit, auf Die Ent: 
fendung von Europäern nah Pangani einftweilen zu verzichten und 
ſich zunächſt auf die Leitung des Zollweſens durch Parfi oder Inder 
zu beichränten, die Verwaltung und Gerichtsbarkeit aber einem ein- 
heimifhen Wali zu übertragen. Der Sultan beauftragte den General 
Mathews am 16. September, fi abermals nach Pangani zu be: 
geben, dort Gouverneure einzufegen und den proviſoriſchen Zuftand ſo 
lange beftehen zu laſſen, bis die Geſellſchaftsagenten ohne Gefahr zur 
völligen Durdführung des Vertrags zurüdfehren könnten. Mathews 
berief am erften Tage nad) feiner Ankunft die angefehenen Einwohner 
der Stabt und die Führer der Landbevölkerung, las ihnen die Briefe 
des Sultans vor und feßte den vom Sultan beftimmten Araber ala 
Wali ein. Aber die Führung war ben Panganileuten bereits ent: 
wunden durch einen in ber Nähe von. Pangani anjälligen Araber 
Namens Bufdiri. Er verfammelte die Aufſtändiſchen auf feinem Land: 
gute und erhigte fie zum Kampfe gegen alles Europäifhe und Chrift- 
fie. General Mathews wurde von Bewaffneten in feinem Haufe 
eingef&loffen und wäre ermordet worden, wenn ihn nicht feine Sol: 
daten mit Einfegung ihres Lebens gerettet hätten. Als dann die Auf: 
ftändifhen verfugten, die regulären Truppen auf ihre Seite herüber 
zu ziehen, hielt Mathems es für klüger, am 23. September nad 
Zanzibar zurüdzufehren. Der von ihm eingefegte Wali, den aud bie 
Aufftändifcen als einen Glaubensgenoffen anerkannten, blieb in Bangani. 
Von Pangani au war auh an anderen Stellen der Küfte ber 
Aufftand entzündet worden. In Tanga wurde die „Möwe“, als fie 
am 5. September im Hafen vor Anker ging, mit feinbfeligen Kund: 
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gebungen empfangen, ein zur Landung abgefandtes Boot durch Flinten⸗ 
ſchüſſe zur Rüdkehr gezwungen. Am 6. September mwurben troß einem 
Hagel von Kugeln auf zmei Booten bewaffnete Mannſchaften ans 
Land gefegt und die Aufſtändiſchen mit ſchweren Verluften zurüd: 
geworfen. Am 8. September wurden die beiden Beamten der Deutſch⸗ 
Oſtafrikaniſchen Gefelliaft, die in Tanga wohnten, an Bord der „Leip- 
dig“, die mit der „Olga“ am 7. September vor Tanga eingetroffen 
war, nad Zanzibar gebracht. Am 23. September wurden in Bagamoyo 
trog der Anmejenheit der „Leipzig“ im Hafen die dort ftationirten 
Vertreter der Oſtafrikaniſchen Gefellſchaft angegriffen und in ihrem 
Haufe, wohin fie fi zurüdgezogen hatten, beſchoſſen. In Folge der 
Nothfignale fhidte Admiral Deinhard ein Landungscorpa an das 
Ufer, das die Eingefchlofienen befreite und die Aufrührer mit einem 
Verluſt von etwa 100 Tobten zurüdwarf. An demſelben Tage brachen 
die Unruhen auch in den drei fühlihen Häfen der deutfchen Intereſſen- 
ſphäre Mitindani, Kilma und Lindi aus, überall machten die Truppen 
des Sultans gemeinichaftlihe Sache mit den Aufftänbifchen, die in 
folder Mafje aus dem Hinterland an die Küfte vorbrangen, daß ohne 
Entfaltung größerer militärifcher Kräfte an eine Herftellung der Drb- 
nung nit zu denken war. Die Angeftellten der Gejellihaft, die in 
Kilwa meilten, verfäumten aus Pflichtgefühl, rechtzeitig ihr Leben in 
Sicherheit zu bringen. Bei der Vertheidigung ihres Haufes, das feit 
dem 21. September von den Aufrührern belagert wurde, fiel am 24. 
der Bezirkschef Krieger, ber zweite Angeftellte Heffel nahm fi 
durch eine Kugel felbft das Leben, als ihm jede Ausficht auf Rettung 
abgeſchnitten war. Der Abgefandte des Sultans von Zanzibar fand 
kein Gehör, auf feine Ermahnungen erhielt er zur Antwort, daß 
Seyyid Khalifa in Kilma Nicht? mehr zu fagen habe, ſeitdem er 
durch Verkauf des Landes an die Deutfchen fich jelbft feiner Herrſchaft 
begeben habe. 

Ueber bie eigentlihen Urheber der Bewegung fonnte fein Zweifel 
fein; es waren die Sclavenhänbler arabifher Nationalität, die ihren 
einträglihen Handel mit afrikaniſchen Sclaven dur die deutſche Befig: 
ergreifung gefährbet fahen und ihren auf Furt gegründeten Einfluß 
auf bie Eingeborenen benugten, um fie zum Widerſtande aufzureizen. 
Die Unterdrückung des Sclavenhandel® mar in der Eongoacte ald ger 
meinfame Aufgabe aller bei der Colonifation Afrifas betheiligten Mächte 
anerkannt worden, und da bie öffentlihe Meinung Europas gerade 
damals durch die Vorträge des Cardinals Lavigerie und bie daran 
ſich anſchließende lebhafte Agitation in der katholiſchen Welt befonders 
erregt wurde, fo durfte Fürft Bismard hoffen, der deutfhen Sade 
wie den Humanitätsinterefien am beften dadurch zu dienen, daß er die 
Niedermerfung des oftafrilanifhen Aufftandes zu einer gemeinfamen 
Angelegenheit der an der oftafrifanifhen Küfte intereffirten europäiſchen 
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Mächte machte. Nachdem er fih mit dem englüchen Borichr - 
Berlin in Verbindung gefegt und durch diejen Die enalitche Rexurm 
hatte fonbiren laffen, ging ber beutigen Botichaft im Somtox 
Schreiben vom 5. October 1888 zur Ueberreihung an Sord S 
bury folgendes Memorandum zu, das die Borihläge des x: 
für eine gemeinfame deutſch-engliſche Action gegenüber den Unrub— 
ftafrifa enthielt: 


Der bisherige Meinungsaustauſch zwiſchen den C Cabineten ve 
Berlin und Yondon über bie gegenwärtigen Unruhen in I 2 
und über die Stellung des Sultans von Zanzibar hat in erire- 
tiber Weife gezeigt, daß zwiſchen ben beiden Regierungen ein v:: 
ſtandiges Einverftändniß in ben für ihre dortige Politik mer 
nebenden Geſichtspunkten herrſcht. Mit bejonderer Genugthuun: 
bat der Neichofanzler aus dem von Sir Edward Malet ar: 
29, v. M. überreichten Memorandum erfehen, daß Lord Sali 
burn die Semeinfamkeit der deutfhen und englifhen Interen 
in Yanzibar unumwunden anerkennt und die Ueberzeugung thei 
daß nur im Wege eines auf gegenfeitiges Vertrauen gegründeten 
guſammenwirkens der beiden Mächte die Aufgaben chriſtliche: 
Eiviliſation in Oftafrifa gelöft werben können. 

Nach Übereinftimmenber Anſicht der Kaiſerlichen und der König 
lich großbritanniſchen Regierung wird es in erfter Linie darauf 
anfommen, gegenüber der aufſtändiſchen Bewegung auf dem Felt: 
lande die Autorität des Sultans von Zanzibar wieder herzuftellen 
und aufrecht zu erbalten. Die Unruhen, welche nach neueren Nah: 
richten ihren Urſprung in den Duellengebieten des Rovumafluſſes 
und am Nyvaſſaſee nenommen und fi dann nad Norden ausge 
dent zu baben fibeinen, find wohl jeit längerer Zeit vorbereitet 
und hauptſachlich durch Die am Sclavenhandel intereifirten Araber 
bervorgerufen worden. Zur aewaltfanen Unterbrüdung des Auf: 
ſtandes find die eigenen Machtmittel des Sultans von Zanzitar 
nicht ausreichend, die Herrichaft deffelben fol auf dem Feftlande 
vollig zuſammengebrochen jein. 

Es iſt mirhin in Erwägung zu zieben, in welcher Weiſe dir 
Autorität des Sultans aeitügt umd der Agitation des fanatiſchen 
und freindenfeindlichen arabiſchen Elements entgegengetreten wer 
den kann. 
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Daß für eine folhe Aufgabe militäriiche Expeditionen ins 
Innere geeignet fein würden, erſcheint ber Kaiferlichen Regierung 
zweifelhaft. Abgejehen von ber Ausdehnung und ber Unwegſam— 
teit des Landes wird der ortsfundige Gegner ftets die Möglichkeit 
haben, dem Stoß einer überlegenen Truppe nad Bedürfniß aus: 
zuweichen, um nad Gelegenheit von Ort und Zeit den Kampf 
wieder aufzunehmen. Ständige Garnijonen europäifher Truppen 
würden fih im Innern, wenn überhaupt, nur mit den ſchwerſten 
Opfern an Menſchenleben und Geld halten lafjen. 

Unter diefen Umftänden dürfte es ſich empfehlen, die gemein: 
ſame Unterftügung des Sultans durch Deutfhland und England 
zunächſt auf maritime Action zu beſchränken, und zu diefem Zwed 
vielleicht eine Blocade ber feſtländiſchen Küfte von Zanzibar zwifchen 
Kipini und dem Rovumafluß durch deutfche und englifche Kriegs— 
ſchiffe im Bunde mit dem Sultan von Zanzibar in Betracht zu 
ziehen. Aufgabe einer ſolchen Blocade würde fein, jeden Verfehr, 
insbefondere den der Sclavenſchiffe und die Zufuhr von Waffen 
und Munition nad) den aufftändifchen Küftengebieten abzufchneiden. 

Um den leßteren Zwed zu erreichen, müßte aud die portu= 
gieſiſche Regierung aufgefordert werben, die Munitionsausfuhr aus 
ihren angrenzenden oftafrifanifhen Beſitzungen zu verbieten, da 
fi die Infurgenten in den füdlihen Häfen des Sultanats von 
Banzibar fonft durch ihre Verbindungen mit den arabiſchen Händ— 
lern in Mozambique verproviantiren fünnen. Was die Blocade 
betrifft, fo würden von derſelben hauptfächlich die arabifchen Segel: 
ſchiffe, welche den Verkehr zwiichen den feftländiihen Küftenhäfen 
und mit Zanzibar vermitteln, betroffen werden. Die Notification 
der Blocade an alle bei dem bortigen Verkehr betheiligten Mächte 
würde im Namen beider alliirten Regierungen und des Sultans 
erfolgen können. . 

Der Kaiferlihen Regierung würde es erwünſcht fein, über 
die vorftehenden Vorſchläge die Anfiht der Königlich großbritan- 
nifgen Regierung fennen zu lernen. Für den Fall eines prin- 
cipiellen Einverftändniffes Fönnten dann die zur Ausführung bes 
gemeinſchaftlichen Actionsprogramms erforderliden näheren In— 
fructionen vereinbart und an die beutfhen und englifchen Ver: 
treter in Zanzibar übermittelt werden. 
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enaliſchen Regierung, gem: 
wegung in Cftafrita emasihresen, Pte m 
deutſchen Wotichafter Graf Gagreis: m mer pe 3. 
me vend Zalisbury fi user die sr Hast er 
Maßtegeln erforderlihen Schrute ms Emerzimr a “er 
nehhah In folgenden Erlafien: 

Friedrichsruh, de 

Tie von den Sclavenhändlern unzerfügte Bece 
muhumedanlſchen Araberthums, wie fe zuert ki zu 3 
aufſtande Im enyptifchen Sudan zum Ausprud fam, kur => 
Yuanebmung newonnen und auch an anderen Bunkiım >es & 
nlſchen Contlnents zu einem Bufammenftog mit eurors: Sen 
nehmungen geführt. Der Ueberfall einer italieniihen Erze: 
purch den Emir von Harar im Jahre 1886, die Berrohun: 
allonen an der Oſtgrenze des Congoftaates durch die Arc: 
das Werbalten Tippo Tips gegenüber dem Zuge Stanlens ur! 
feiner Veglelter, die Angriffe auf die engliſchen Miſſionsſtationen 
in Ananda und auf die Handelsnieberlaffungen am Nyanſaſee, tie 
Untuhen an den unter deutſcher und englifcher Verwaltung ſtehenden 
Nulttennebteten des Zultanats von Zanzibar — alle diefe Ereignifie 
machen den Olndruck, daß ſie unter fi in einem Zufammenhange 
Neben, welcher Jeummiß gibt von einer langſam fortichreitenden, 
aber keſgehenden Vewegung Innerhalb der muhamedaniſchen Be: 
volterung, in der Nicbtung einer Reaction gegen chriſtliche und 
clolllſatorlſche Beſtrebungen, namentlid auf dem Gebiete des 
elavenbandels Alle an ber Förderung chriftlicher Gefittung be: 
terlinten Nationen haben ein gleiches Anterefie daran, den Ge: 
fubren einer ſolchen Bewegung entgegenzutreten. 

Div ſteigende Vedeutung und Ausbreitung, welche während ber 
lebten Jabre die mubamedauiſche Agitation in Afrifa gewonnen 
bat. ſtebt im guſammenhange mit der fteigenden Waffen: und 
Yulveransiubr von Curopa nach dent äquatorialen Afrika. 

Die reichliche Ausrüſtung mit Waffen und Munition erleichtert 
mebr und mehr die Naubzüne der Sclavenbändler und die Ber 

Nude der Avaber. die europaiſchen Gegner des Sclavenhandels mit 
Wewalt von weiterem Vorbringen abzuhalten und aus ihren hie 
berigen Portionen zu vertreiben, 
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Es erſcheint daher als gemeinfame Pflicht der an einer fried- 
lichen Erſchließung Afrifas arbeitenden Nationen Europas, einer: 
feits den Waffenhandel und andererfeits die Sclavenausfuhr in 
jenen Gegenden mit größerem Nachdruck zu hindern, als dies bie- 
ber geſchehen ift. Ein foldes Ziel ſcheint nur erreichbar durch 
eine Blocade der ganzen oſtafrikaniſchen Küfte, welche ſtark und 
ftreng genug ift, die Ausfuhr von Sclaven und bie Einfuhr von 
Waffen und Munition wirkſamer ale bisher zu verhindern. Falls 
die Königlich großbritannifhe Regierung einem berartigen Vor— 
gehen zuftimmt, find wir bereit, mit allen anderen betheiligten 
Mächten behufs Erlangung ihres Einverftändniffes in Verhandlung 
zu treten. Insbeſondere würde ich es für angezeigt halten, bie 
Zuftimmung Frankreichs dahin zu gewinnen, daß die Dhaus 
arabifher Sclavenhänbler ſich für den Betrieb ihres Gewerbes der 
franzöfifhen Flagge nicht mehr bedienen dürfen. 

Em. Ercellenz erfuche ich ergebenft, zu diefem Zwed nah Maß: 
gabe der vorftehenden Bemerkungen mit Lord Salisbury Rüd- 
ſprache zu nehmen und beffen Antwort mitzutheilen. 

v. Bismard. 


Friedrichsruh, den 22. October 1888. 

Es ift zu wünſchen, daß unfere Abmachung mit England fiber 
die Bekämpfung der Sclavenausfuhr und Waffeneinfuhr in Afrika 
die Geftalt eines internationalen Abkommens annehme. Ein 
ſolches würde einmal der fortfchreitenden Ausdehnung der muha- 
medaniſchen und felavenhändlerifhen Bewegung durch den mora- 
liſchen Eindrud des Einverftändniffes der beiden dort bisher ein- 
wirfenden europäiſchen Mächte Schranken jegen, dann aber auch 
die Mitwirkung der übrigen europäiſchen betheiligten Staaten mit 
mehr Wahrſcheinlichkeit herbeiführen. Ich möchte daher einen 
Notenaustaufh zwiſchen uns und England vorjchlagen, mit ber 
Tragweite, daß wir uns verpflichten, unter Worausjegung ber 
gleichen Betheiligung Englands zu demſelben Zweck, die auf dem 
Continent von Afrifa in den legten Jahren entftandene antichriſt- 
lie und anticivilifatorifche Bewegung, welche bejonders von ara= 
biſchen Sclavenhändlern gefördert wird, zu befämpfen, und als 
das wirkſamſte Mittel zu biefem Zweck die Verhinderung der Aus: 


21. 10. 1888. 


22. 10. 1888. 


22. 10. 1RRR. 
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fuhr von Sclaven und der Einfuhr von Waffen und? Mm 
anzuerfennen, indem nur der Bei von Waiten und Wumiti 
überlegener Art die arabiide und muhamebaniihe Minorität im 
Inneren des Landes in den Stand fegt, die zur Gewinnung ver 
Sclavenmaterial zur Ausfuhr nöthigen Sclavenjagden und Arieze 
zu unternehmen, und die Ueberlegenheit der eigenen Rafje im Inneren 
Afritas zu erhalten. 

Ter Eclavenhandel und die Initiative, welde gerade En:: 
land zur Verhinderung befielben ergriffen hat, find die Uriate 
und ber Anftoß geweſen, melde eine Einigung aller bei dieſem 
Gewerbe intereffirten Elemente herbeigeführt und es ermöglidt 
haben, den muhamedaniſchen Fanatismus im Intereſſe ber mehr 
als taujenbjährigen Gewohnheit des afrifanifhen Sclavenhanvde:s 
ins Leben und in den Kampf zu rufen. Die Wirkungen dieier 
Bewegung lafien fi im Großen wie im Kleinen in der Stellunı 
des Mahdi, in der Stellung von Tippo-Tip und in den fit 
mehrenden Ermorbungen der Europäer im Inneren Afrifas erkennen. 
Das Chriſtenthum und bie europäifche Civilifation mit bewaffneter 
Hand auf das Innere Afrifas zu übertragen, hindern die Aus: 
dehnung bes Landes und fein Klima. Die Natur der einge 
borenen Bevölkerung würde empfängli für die europäijchen 
Beftrebungen fein, wenn fie nicht durch die Waffengewalt, die höhere 
Intelligenz und das Zufammenhalten der arabijhen Muhame 
daner unterdrückt würde. Wir können den Legteren nur beifommen, 


- wenn wir die Quelle ihrer Weberlegenheit, die beflere Bewaftnung 


und die Realifirung ihrer Gewinne, durd) Unterdrüdung der Waften: 
einfuhr und der Sclavenausfuhr hindern. 

Ich betrachte es deshalb als eine Aufgabe, von welder ih 
feine der chriftlihen civilifirten Nationen zurüdhalten follte, die 
Bufuhr von Waffen und Munition nah dem Inneren Afrifas und 
die Ausfuhr von Sclaven nad) Möglichkeit zu unterdrüden. Tieic 
Aufgabe ſtellt fi in erfter Linie den beiden im Sultanat von 
Zanzibar vorzugsmeife betheiligten Nationen von Deutſchland und 
England; aber zu ihrer vollftändigen Löfung wird es fi em: 
pfehlen, die demnächſtige Mitwirkung der mit ihren Colonien be 
nachbarten portugiefifhen Regierung und die St. Majeftät des 
Königs von Belgien für den Gongoftaat zu gewinnen. Ebenſo 
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wird es fi) empfehlen, die franzöfifhe Regierung in freundlicher 22. 10. 1888. 
Weife um ihre Mitwirfung zu erfuchen, damit ſowohl die Waffen: 

einfuhr in das Congogebiet, ala namentlih der Mißbrauch ber 
franzöfiihen Flagge durch arabiſche Schiffe im Oſten Afrikas ver: 

hütet werben. 

Em. Ercellenz wollen an Lord Salisbury das Erſuchen ftellen, 
fein Einverftändniß mit diefen Auffaffungen durch eine Mittheilung 
an Sir Edward Malet zu beftätigen, um die englifhe Marine zur 
Herftellung der gemeinfamen Blocade ber Zanzibarfüfte zu veran- 
laſſen, und in gleicher Art wie wir, wenn auch ohne ibentifches 
Vorgehen, die vorbenannten mitintereffirten Regierungen um Ans 
ordnung entiprehender Maßregeln zu bitten. 

v. Bismard. 


Unter dem 23. October erging ein Erlaß des Grafen H. Bismard 
an den Kaiferlichen Botſchafter Grafen zu Münfter in Paris, durch 
den er angewiejen murbe, bie franzöſiſche Regierung nad) Maßgabe 
des an ben Botſchafter in London gerichteten Erlafjes vom 21. De: 
tober in Bezug auf ihre Bereitwilligkeit, dem Sclavenhandel entgegen 
zu treten, zu fonbiren, unter dem gleichen Datum identiſche Erlafje an 
die Botſchafter in London und Paris, dur die fie beauftragt murben, 
bei den Regierungen von England und Franfreid für das an ber 
Banzibarküfte ftationirte Geſchwader die Ermächtigung zur Durchſuchung 
der unter englifcher und franzöfifcher Flagge fahrenden verdächtigen Fahr: 
zeuge nachzuſuchen. Die engliſche Regierung gab unbedenklich die erbetene 
Erlaubniß, die franzöfifce verfiherte zwar, daß fie, ihren Traditionen 
getreu, bereit fei, dem Sclavenhanbel an der oftafrifanifchen Küfte ent: 
gegen zu treten, trug aber Bedenken hinſichtlich des zweiten Punktes. 
Das zwiſchen England und Deutihland verabredete gemeinfame Vor: 
gehen wurde dur den Austaufch identischer Noten voͤlkerrechtlich ver: 
einbart, deren deutſche Vorlage folgenden Wortlaut hatte: 


London, den 3. November 1888. 3.11. 1888. 
Der unterzeichnete Kaijerlich deutſche Botfchafter hat die Ehre, 
im Auftrage feiner Regierung Sr. Excellenz dem Herrn Marquis 
von Salisburg, Minifter der Auswärtigen Angelegenheiten Ihrer 
britifchen Majeftät, die folgende Mitteilung zu maden: 
Angefihts der zunehmenden Ausdehnung der Feindfeligkeiten, 
mit welchen die Sclavenhändler arabifher Nationalität der Unter- 
drückung bes Negerhandels und dem legitimen Handel der chriſt⸗ 


811. 1888. 


8. 11. 1888. 
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lichen Völker mit den Eingeborenen Afrikas entgegentreten, ihläx 
bie Kaiſerliche Regierung der Regierung Ihrer britiſchen Rajer: 
vor, gemeinfhaftlih und mit Zuftimmung des Sultans von Zen: 
zibar die zum Gebiete diefes Herrichers gehörigen Küften ver. 
Oftafrifa zu blofiren, um die Ausfuhr von Sclaven und die Cır- 
fuhr von Waffen und Kriegsmunition dafelbft zu unterbrüden. 

Ueber Einzelheiten betreffs Ausführung der Blocade werder 
der deutſche und der englifhe Admiral in Zanzibar zu verhandeln 
und eine Vereinbarung zu treffen haben. 

Um die Blocade wirffam gegen den Sclavenhandel zu machen, 
wird es erforderlich fein, daß die Kriegsfchiffe der beiden Nationen 
jedes verdächtige Fahrzeug, unter welcher Flagge es auch fahren 
mag, durchſuchen und gegebenen Falls aufbringen. Die Regierun: 
St. Majeftät des Kaifers ift bereit, in Gemeinſchaft mit der Re: 
gierung Ihrer Majeftät der Königin bei den anderen Mächten dir 
nötbigen Schritte in diefem Sinne zu thun. 

Da der Negerhandel, fowie die Rüftungen und die Feind 
feligteiten der Sclavenhändler fi auf das angrenzende portugie 
ſiſche Kuſtengebiet bei Zanzibar erftreden, jo wird es nützlich und 
winjchenswertb fein, die Mitwirkung und Zuftimmung von Por: 
tugal zur Ausdehnung ber Blocade auf den diefer Macht gehörigen 
Theil der Küfte zu erlangen. 

Indem der Unterzeichnete den Herrn Marquis von Salisburu 
bittet, ihn baldmöglichft zu benachrichtigen, ob die Regierung Ihrer 
britiſchen Majeftät mit dem Vorfchlage, welchen er ihr zu unter: 
breiten die Ehre bat, einverftanden ift, ergreift er mit Vergnügen 
diefe Gelegenbeit, um St. Ercellenz die Verſicherung jeiner aus: 
gezeichnetſten Hochachtung zu erneuern. 

Hapfeldt. 


Nach Eingang der englifhen Gegennote vom 5. November richtete 
Fürft Bismard an den beutfchen Gefandten in Lifjabon, Frhrn. 
v. Maeder:Gotter, folgenden Erlaß: 

Friedrichsruh, den 8. November 1888, 


Die gegenwärtigen Unruhen in Oftafrifa, deren Urjprung in 
einer Neaction des an dem Sclavenhandel betheiligten Araber: 


Geneſis des oſtafrikaniſchen Aufftanbes. 529 


thums gegen das Eindringen europäiſcher Elemente zu ſuchen iſt, 
haben die Regierungen von Deutſchland und England veranlaßt, 
im Einverſtändniß mit dem Sultan von Zanzibar eine gemein- 
ſchaftliche Blocade der feftländifhen Süfte des Sultanats anzu: 
ordnen. Diefe Blocade verfolgt den Zwed, die Einfuhr von Waffen 
und Munition in das Innere Afrikas, ſowie bie Ausfuhr von 
Sclaven in wirkſamer Weife zu verhindern, und dadurch ben 
Sclavenjägern und ihren Verbündeten die Mittel zur Fortjegung 
ihres Gewerbes zu entziehen. 

Näheres über die für die Entſchließungen der Kaiferlichen 
und der Königlich großbritaynifhen Regierung maßgebenden 
Gefihtspunfte wollen Em. Hodmohlgeboren aus den abſchriftlich 
beigefügten Noten entnehmen, welche zwiſchen bem Kaiſerlichen 
Botſchafter in London und Lord Salisbury in der Blocadeangelegen- 
heit gewechſelt find. 

Nachdem die arabiihe Bewegung in Oftafrifa ſchon früher 
die in unmittelbarer Nachbarſchaft der Colonie Mozambique gelegenen 
Diftricte ergriffen hatte, find neueren Nachrichten zu Folge auch 
auf portugiefifhem Gebiete Unruhen ausgebroden. Auch wenn 
legtere, wie wir hoffen, feinen größeren Umfang annehmen, würde 
immer die Gefahr vorliegen, daß die Sclavenhändler fi durch 
Zermittelung ber. Händler in ben nahegelegenen portugiefiihen 
Häfen mit Kriegsmaterial verforgen, wie dies ſchon früher bei dem 
Aufftand des Häuptlings Mirambo gefhehen ift. 

Unter biefen Umftänden wünſcht die Kaiferlihe Regierung die 
Aufmerkſamkeit des Liſſaboner Cabinets auf diefe Verhältniffe zu 
lenken und daffelbe zu einer Theilnahme an denjenigen zwiſchen 
Deutfhland und England vereinbarten Maßregeln einzuladen, 
welche eine nachdrückliche Belämpfung der au gegen die Herr 
ſchaft Portugals in Oſtafrika gerichteten culturfeindlichen Araber- 
bewegung erforderlich macht. 

Es würbe fi) zu diefem Zwed in erfter Linie darum handeln, 
die füblih von den Befitungen des Sultans von Zanzibar ge: 
legene Küfte der Colonie von Mozambique gleichfalls in Blocade- 
zuftand zu erklären, inſoweit Zufuhten von Kriegsmaterial und 
der Transport von Sclaven in Betracht kommen. Daneben bürfte 


es erforderlich jein, daß portugiefiicherfeits ein Verbot der Ausfuhr 
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lichen Völker mit den Eingeborenen Afrifas entgegentreten, ſchlägt 
die Kaiferlihe Regierung der Regierung Ihrer britifchen Majefta: 
vor, gemeinfhaftlih und mit Zuftimmung des Sultans von Ban: 
zibar bie zum Gebiete diefes Herrichers gehörigen Küften von 
Dftafrifa zu blofiren, um die Ausfuhr von Sclaven und die Ein: 
fuhr von Waffen und Kriegsmunition dafelbft zu unterbrüden. 

Ueber Einzelheiten betrefis Ausführung der Blocade werden 
der deutſche und der englifche Aomiral in Zanzibar zu verhandeln 
und eine Vereinbarung zu treffen haben. 

Um die Blocade wirffam gegen ben Sclavenhandel zu machen, 
wird es erforderlich fein, daf die Kriegsihiffe der beiden Nationen 
jedes verdächtige Fahrzeug, unter welcher Flagge es auch fahren 
mag, durchſuchen und gegebenen Falls aufbringen. Die Regierung 
Sr. Majeftät des Kaifers ift bereit, in Gemeinſchaft mit der Re: 
gierung Ihrer Majeftät der Königin bei den anderen Mächten die 
nöthigen Schritte in diefem Sinne zu thun. 

Da der Negerhandel, fowie die Nüftungen und die Feind 
feligfeiten der Sclavenhändler fih auf das angrenzende portugie: 
ſiſche Küftengebiet bei Zanzibar erftreden, jo wird es nüglich und 
wünfchenswerth fein, die Mitwirkung und Zuftimmung von Por: 
tugal zur Ausdehnung ber Blocade auf den biefer Macht gehörigen 
Theil der Küfte zu erlangen. 

Indem der Unterzeichnete den Herrn Marquis von Salisburn 
bittet, ihn baldmöglichft zu benachrichtigen, ob die Regierung Ihrer 
britifhen Majeftät mit dem Vorſchlage, welhen er ihr zu unter 
breiten die Ehre hat, einverftanden ift, ergreift er mit Vergnügen 
diefe Gelegenheit, um Sr. Ercellenz die Verſicherung feiner aus: 
gezeichnetften Hochachtung zu erneuern. 

Hapfeldt. 


Nach Eingang der englifhen Gegennote vom 5. November ridtete 
Fürft Bismard an den deutſchen Gefandten in Lifjabon, Frhr. 
v. Waeder:Gotter, folgenden Erlaß: 

Friebrihsruh, den 8. November 1888. 


Die gegenwärtigen Unruhen in Oftafrifa, deren Urſprung in 
einer Neaction des an dem Sclavenhandel betheiligten Araber: 
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thums gegen das Eindringen europäifher Elemente zu ſuchen ift, 
haben die Regierungen von Deutſchland und England veranlaft, 
im Einverftändniß mit dem Sultan von Zanzibar eine gemein- 
ſchaftliche Blocade der feſtländiſchen Küſte des Sultanats anzu— 
ordnen. Dieſe Blocade verfolgt den Zweck, die Einfuhr von Waffen 
und Munition in das Innere Afrikas, ſowie die Ausfuhr von 
Sclaven in wirkſamer Weiſe zu verhindern, und dadurch den 
Selavenjägern und ihren Verbündeten die Mittel zur Fortſetzung 
ihres Gewerbes zu entziehen. 

Näheres über die für die Entſchließungen der Kaiſerlichen 
und der Königlich großbritanniſchen Regierung maßgebenden 
Geſichtspunkte wollen Ew. Hochwohlgeboren aus den abſchriftlich 
beigefügten Noten entnehmen, welche zwiſchen dem Kaiſerlichen 
Botſchafter in London und Lord Salisbury in der Blocadeangelegen⸗ 
heit gewechſelt find. 

Nachdem die arabiihe Bewegung in Oſtafrika ſchon früher 
die in unmittelbarer Nachbarſchaft der Colonie Mozambique gelegenen 
Diftricte ergriffen hatte, find neueren Nachrichten zu Folge auch 
auf portugiefifgem Gebiete Unruhen ausgebrodgen. Auch wenn 
fegtere, wie wir hoffen, feinen größeren Umfang annehmen, würde 
immer die Gefahr vorliegen, daß die Sclavenhändler fih durch 
Vermittelung der Händler in den nahegelegenen portugiefijhen 
Häfen mit Kriegsmaterial verforgen, wie dies ſchon früher bei dem 
Aufftand des Häuptlings Mirambo geſchehen ift. 

Unter diefen Umftänden wünfcht die Kaiſerliche Regierung die 
Aufmerkfamfeit des Lifjaboner Cabinets auf dieſe Verhältnifje zu 
lenken und dafjelbe zu einer Theilnahme an denjenigen zwiſchen 
Deutfhland und England vereinbarten Mafregeln einzuladen, 
melde eine nachdrückliche Bekämpfung der auch gegen bie Herr- 
ſchaft Portugals in Oſtafrika gerichteten culturfeindlihen Araber: 
bewegung erforderlich macht. 

Es würde ſich zu diefem Zweck in erfter Linie darum handeln, 
die füblih von den Befigungen des Sultans von Zanzibar ge 
legene Küfte der Colonie von Mozambique gleichfalls in Blocade- 
zuſtand zu erflären, injomeit Zufuhren von Kriegsmaterial und 
der Transport von Sclaven in Betracht kommen. Daneben dürfte 


es erforderlich fein, daß portugiefiiherfeits ein Verbot der Ausfuhr 
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Hinterlande bewaffnet in die Stabt firömten. Die Deutihen wurden 
nun in ihrem Haufe eingefchlofjen und bewacht, die Geſellſchaftsflagge 
herabgenommen und zerrifien. Der Generalvertreter der Gejellichaft, 
Vohfen, der am 5. September vor Pangani erjhien, wurde durch 
Beſchießung des Schiffes an der Landung verhindert, feine Berufung 
auf die Befehle des Sultans mit dem Rufe beantwortet, daß man 
einen Seyyid Khalifa nicht kenne. Unter diefen Umftänden blieb nur 
militäriſches Einfchreiten übrig. Der deutſche Generalconful Micha— 
helles bat den Sultan, durch feine Truppen die Drbnung wieder: 
herftellen zu laſſen, und feßte e8 auch nicht ohne Schwierigkeit durch, 
daß General Mathews mit 150 Negulären nad Pangani gejenbet 
wurde (8. September). Diefer wurde, da er alljeitig befannt war, 
mit Jubel empfangen, und feinem geſchickten Auftreten war es zu 
danken, daß ſchon am 11. September die Ruhe in der Stabt mwieber 
hergeftellt war. Abgeſandte der Einmohnerfchaft erfhienen mit Mat hews 
in Zanzibar, um dem Sultan ihre Beſchwerden vorzutragen, die haupt: 
ſächlich auf der Furcht beruhten, daß die Bevölkerung durch die Deutfchen 
zur Aufgabe ihrer Nationalität gezwungen werben follte. Auf den Rath 
des Generals Mathews erklärte ſich die Geſellſchaft bereit, auf Die Ent: 
fendung von Europäern nah Pangani einftweilen zu verzichten und 
fi zunädft auf die Leitung des Zollweſens durch Parfi oder Inder 
zu beſchränken, die Verwaltung und Gerictöbarfeit aber einem ein: 
heimifchen Wali zu übertragen. Der Sultan beauftragte den General 
Mathews am 16. September, fi) abermals nah Pangani zu be- 
geben, dort Gouverneure einzufegen und ben proviſoriſchen Zuftand fo 
lange beftehen zu laſſen, bis die Geſellſchaftsagenten ohne Gefahr zur 
völligen Durchführung des Vertrags zurüdfehren könnten. Mathews 
berief am erften Tage nad) feiner Ankunft die angefehenen Einwohner 
der Stadt und die Führer der Landbevölferung, las ihnen die Briefe 
des Sultans vor und fegte den vom Sultan beftimmten Araber als 
Wali ein. Aber die Führung war den Panganileuten bereits ent: 
wunden durch einen in der Nähe von. Pangani anfälfigen Araber 
Namens Buſchiri. Er verfammelte die Aufftändifchen auf feinem Land⸗ 
gute und erhigte fie zum Kampfe gegen alles Europäifche und Chrift: 
liche. General Mathems wurde von Bemaffneten in feinem Haufe 
eingefhloffen und märe ermordet worden, wenn ihn nicht feine Sol: 
daten mit Einfegung ihres Lebens gerettet hätten. Als dann die Auf: 
ſtändiſchen verſuchten, die regulären Truppen auf ihre Seite herüber 
zu ziehen, hielt Mathews es für Müger, am 23. September nad 
Zanzibar zurüdzufehren. Der von ihm eingejegte Wali, den auch die 
Aufftändifhen als einen Glaubensgenofjen anerfannten, blieb in Bangani. 

Bon Pangani aus war auch an anderen Stellen der Küfte ber 
Aufftand entzündet worden. In Tanga wurde die „Möme”, als fie 
am 5. September im Hafen vor Anker ging, mit feindfeligen Kunds 
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gebungen empfangen, ein zur Landung abgefandtes Boot durch Flinten: 
Ihüfle zur Rüdkehr gezwungen. Am 6. September wurden troß einem 
Hagel von Kugeln auf zmei Booten bemaffnete Mannſchaften ans 
Land gejeßt und die Aufftänbifchen mit ſchweren Verluften zurüd: 
geworfen. Am 8. September wurden die beiden Beamten der Deutſch⸗ 
Oſtafrikaniſchen Geſellſchaft, die in Tanga wohnten, an Bord der „Leips 
ig“, die mit der „Olga“ am 7. September vor Tanga eingetroffen 
war, nad) Zanzibar gebracht. Am 23. September wurden in Bagamoyo 
troß der Anmefenheit der „Leipzig“ im Hafen die dort ftationirten 
Vertreter der Oſtafrikaniſchen Geſellſchaft angegriffen und in ihrem 
Haufe, wohin fie ſich zurüdgezogen hatten, beſchoſſen. In Folge ber 
Nothfignale jhidte Admiral Deinhard ein Landungscorps an das 
Ufer, das die Eingefchloffenen befreite und die Aufrührer mit einem 
Verluſt von etwa 100 Tobten zurüdwarf. An demfelben Tage brachen 
die Unruhen aud in ben drei fühlihen Häfen der deutſchen Interefjen- 
ſphäre Mikindani, Kilma und Lindi aus, überall machten die Truppen 
des Sultans gemeinjhaftlide Sache mit den Aufftändifhen, die in 
ſolcher Maſſe aus dem Hinterland an die Küfte vorbrangen, daß ohne 
Entfaltung größerer militärifher Kräfte an eine Herftellung ber Orb: 
nung nicht zu denken war. Die Angeftellien der Geſellſchaft, die in 
Kilma mweilten, verfäumten aus Pflihtgefühl, rechtzeitig ihr Leben in 
Sicherheit zu bringen. Dei ber Vertheidigung ihres Haufes, das feit 
dem 21. September von den Aufrührern belagert wurde, fiel am 24. 
der Bezirkschef Krieger, der zweite Angeftellte Hefjel nahm fih 
durch eine Kugel felbft das Leben, ala ihm jede Ausfict auf Rettung 
abgefchnitten war. Der Abgefandte des Sultans von Zanzibar fand 
fein Gehör, auf feine Ermahnungen erhielt er zur Antwort, daß 
Seyyid Khalifa in Kilma Nichts mehr zu jagen habe, ſeitdem er 
durch Verkauf des Landes an die Deutſchen ſich felbft feiner Herrſchaft 
begeben habe. 

Ueber bie eigentlichen Urheber der Bewegung konnte fein Zweifel 
fein; es waren die Sclavenhändler arabifher Nationalität, die ihren 
einträgliden Handel mit afrifanifhen Sclaven durch die deutſche Beſitz⸗ 
ergreifung gefährdet fahen und ihren auf Furt gegründeten Einfluß 
auf die Eingeborenen benugten, um fie zum Widerſtande aufzureizen. 
Die Unterbrüdung des Sclavenhandel® war in der Congoacte ald ge: 
meinfame Aufgabe aller bei der Colonifation Afrikas betheiligten Mächte 
anerfannt worden, und da bie öffentlihe Meinung Europas gerade 
damals durch die Vorträge des Cardinal® Lavigerie und die baran 
ſich anſchließende lebhafte Agitation in der katholiſchen Welt befonders 
erregt wurde, fo durfte Fürft Bismard hoffen, der deutſchen Sade 
wie den Humanitätsinterefjen am beten dadurch zu dienen, daß er bie 
Niederwerfung des oſtafrikaniſchen Aufftandes zu einer gemeinfamen 
Angelegenheit der an ber oftafrifanifchen Küfte intereffirten europäifchen 
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Mächte machte. Nachdem er fih mit dem englischen Botſchafter in 
Berlin in Verbindung gefegt und durch diefen die engliſche Regierun: 
hatte fondiren laflen, ging ber beutjchen Botjhaft in London 
Schreiben vom 5. October 1888 zur Weberreihung an Lord Salis: 
bury folgendes Memorandum zu, dad die Vorſchläge des Fürften 
für eine gemeinfame deutſch-engliſche Action gegenüber den Unruhen in 
Oſtafrika enthielt: 


Der bisherige Meinungsaustaufch zwifchen den Gabineten von 
Berlin und London über die gegenwärtigen Unruhen in Oſtafrika 
und über die Stellung des Sultans von Zanzibar hat in erfreu: 
licher Weiſe gezeigt, daß zwiſchen den beiden Regierungen ein voll: 
ftändiges Einverſtändniß in den für ifre dortige Politif maß— 
gebenden Gefihtspuntten herrſcht. Mit befonderer Genugthuung 
bat der Neichefanzler aus dem von Sir Edward Malet am 
29. v. M. überreichten Memorandum erfehen, daß Lord Salis- 
bury die Gemeinfamkeit der deutſchen und engliſchen Intereſſen 
in Zanzibar unummwunden anerfennt und die Weberzeugung theilt, 
daß nur im Wege eines auf gegenfeitiges Vertrauen gegründeten 
Zuſammenwirkens der beiden Mächte die Aufgaben chriftlicher 
Civilifation in Oſtafrika gelöft werden können. 

Nach übereinftimmender Anſicht der Kaiferlihen und ber König: 
lich großbritanniſchen Regierung wird es in erſter Linie darauf 
anfommen, gegenüber der aufftändiihen Bewegung auf dem Feſt— 
lande die Autorität des Sultans von Zanzibar wieder herzuftellen 
und aufrecht zu erhalten. Die Unruhen, welde nad neueren Rad: 
richten ihren Urfprung in den Quellengebieten des Rovumaflufjes 
und am Nyafjafee genommen und fi dann nad) Norden ausge 
dehnt zu haben feinen, find wohl jeit längerer Zeit vorbereitet 
und hauptſächlich durch die am Sclavenhandel intereffirten Araber 
hervorgerufen worden. Zur gewaltfamen Unterdrüdung des Auf: 
ftandes find die eigenen Machtmittel des Sultans von Zanzibar 
nicht ausreihend, die Herrichaft defielben fol auf dem Feitlande 
völlig zufammengebroden fein. 

Es ift mithin in Erwägung zu ziehen, in welder Weiſe die 
Autorität des Sultans geftügt und der Agitation des fanatifchen 
und fremdenfeindlihen arabiſchen Elements entgegengetreten wer: 
den kann, 
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Daß für eine folde Aufgabe militäriihe Erpeditionen ins 
Innere geeignet fein würden, erfheint der Kaiferlihen Regierung 
zweifelhaft. Abgeſehen von der Ausdehnung und der Unwegſam— 
keit des Landes wird der ortöfundige Gegner ftets die Möglichkeit 
haben, dem Stoß einer überlegenen Truppe nad Bedürfniß aus: 
zuweichen, um nad) Gelegenheit von Ort und Zeit den Kampf 
wieber aufzunehmen. Ständige Garnijonen europäifcher Truppen 
würden fih im Innern, wenn überhaupt, nur mit den ſchwerſten 
Opfern an Menſchenleben und Geld halten Lafjen. 

Unter diefen Umftänden dürfte es ſich empfehlen, die gemein: 
ſame Unterftügung des Sultans durch Deutſchland und England 
zunächſt auf maritime Action zu befehränfen, und zu dieſem Zweck 
vielleicht eine Blocade der feſtländiſchen Küfte von Zanzibar zwischen 
Kipini und dem Rovumafluß dur deutfche und englifhe Kriegs: 
ſchiffe im Bunde mit dem Sultan von Zanzibar in Betracht zu 
ziehen. Aufgabe einer ſolchen Blocade würde fein, jeden Verkehr, 
inabefondere den der Sclavenſchiffe und die Zufuhr von Waffen 
und Munition nad) den aufftändifchen Küftengebieten abzufchneiden. 

Um den legteren Zweck zu erreichen, müßte auch die portu- 
giefiihe Regierung aufgefordert werden, die Munitionsausfuhr aus 
ihren angrenzenden oftafrifanifchen Befigungen zu verbieten, da 
fi die Infurgenten in ben füblihen Häfen des Sultanats von 
Zanzibar fonft durch ihre Verbindungen mit den arabiſchen Händ- 
lern in Mozambique verproviantiren können. Was die Blocade 
betrifft, fo würden von derjelben hauptſächlich die arabifchen Segel: 
ſchiffe, welche den Verkehr zwiſchen den feftländiihen Küftenhäfen 
und mit Zanzibar vermitteln, betroffen werden. Die Notification 
der Blocade an alle bei dem bortigen Verkehr betheiligten Mächte 
würde im Namen beider alliirten Regierungen und des Sultans 
erfolgen fönnen. i 

Der Kaiferliden Regierung würde es erwünſcht fein, über 
die vorftehenden Vorſchläge die Anfiht der Königlich großbritan- 
niſchen Regierung kennen zu lernen. Für den Fall eines prin- 
eipiellen Einverftändniffes fünnten dann bie zur Ausführung bes 
gemeinſchaftlichen Actionsprogramms erforderliden näheren In— 
ftructionen vereinbart und an die deutſchen und englifhen Ver: 
treter in Zanzibar übermittelt werden. 


5. 10. 1888. 
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Nachdem durch mündliche Beſprechungen die Bereitwilligfeit der 
engliſchen Regierung, gemeinjhaftlih mit Deutfchland gegen die Be- 
wegung in Oſtafrika einzufchreiten, feitgeftellt war, erging an den 
deutſchen Botſchafter Graf Hagfeldt in London die Weifung, amtlich 
mit Lord Salisbury fi über bie zur Ausführung der nothwendigen 
Mafregeln erforderlichen Schritte ins Einvernehmen zu fegen. Ties 
geihah in folgenden Erlaſſen: 

Friedrihsruh, den 21. October 1888. 

Die von den Sclavenhändlern unterftügte Bewegung des 
muhamedaniſchen Araberthums, wie fie zuerft bei dem Mahpi- 
aufftande im egyptifchen Sudan zum Ausbrud fam, hat feitdem an 
Ausdehnung gewonnen und aud an anderen Punkten des afrifa= 
niſchen Continents zu einem Zufammenftoß mit europäifchen Unter: 
nehmungen geführt. Der Ueberfall einer italienifhen Expedition 
durch den Emir von Harar im Jahre 1886, die Bedrohung der 
Stationen an ber Dftgrenze des Congoftaates durch die Araber, 
das Verhalten Tippo:Tips gegenüber dem Zuge Stanley und 
feiner Begleiter, die Angriffe auf die englifhen Miffionsftationen 
in Uganda und auf die Handelsniederlaffungen am Nyaflafee, die 
Unruhen an den unter deutfcher und engliſcher Verwaltung ftehenden 
Küftengebieten bes Sultanats von Zanzibar — alle diefe Ereigniffe 
maden den Eindrud, daß fie unter fi in einem Zufammenhange 
ftehen, welcher Zeugniß gibt von einer langfam fortidreitenden, 
aber tiefgehenden Bewegung innerhalb der muhamebanifchen Be: 
völferung, in der Richtung einer Reaction gegen chriſtliche und 
civilifatorifhe Beſtrebungen, namentlih auf dem Gebiete des 
Sclavenhandels. Ale an der Förderung hriftlicher Gefittung be: 
theiligten Nationen haben ein gleiches Intereſſe daran, den Ge: 
fahren einer folhen Bewegung entgegenzutreten. 

Die fteigende Bedeutung und Ausbreitung, welde während der 
legten Jahre die muhamedaniſche Agitation in Afrifa gewonnen 
hat, fteht im Zufammenhange mit der fteigenden Waffen: und 
Pulverausfuhr von Europa nad dem äquatorialen Afrifa. 

Die reihlihe Ausrüftung mit Waffen und Munition erleichtert 
mehr und mehr die Raubzüge der Sclavenhändler und die Ber: 
ſuche der Araber, die europäifchen Gegner des Sclavenhandels mit 
Gewalt von weiterem Vorbringen abzuhalten und aus ihren bis: 
herigen Pofitionen zu vertreiben. 
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Es erſcheint daher ala gemeinfame Pflicht der an einer fried: 
lichen Erſchließung Afrifas arbeitenden Nationen Europas, einer 
feits den Waffenhandel und andererfeit® die Sclavenausfuhr in 
jenen Gegenden mit größerem Nachdruck zu hindern, als dies bis- 
ber geſchehen iſt. Ein foldes Ziel ſcheint nur erreichbar durch 
eine Blocade der ganzen oftafrifanifhen Küfte, welche ſtark und 
ftreng genug ift, die Ausfuhr von Sclaven und die Einfuhr von 
Waffen und Munition wirkjamer als bisher zu verhindern. Falls 
die Königlich großbritanniſche Regierung einem derartigen Vor— 
gehen zuftimmt, find wir bereit, mit allen anderen betheiligten 
Mächten behufs Erlangung ihres Einverftändnifjes in Verhandlung 
zu treten. Insbeſondere würde ich es für angezeigt halten, die 
Zuftimmung Frankreihe dahin zu gewinnen, daß die Dhaus 
arabifher Sclavenhändler ſich für den Betrieb ihres Gewerbes der 
franzöfifhen Flagge nicht mehr bedienen bürfen. 

Em. Ercellenz erfuche ich ergebenft, zu diefem Zwed nad; Maß— 
gabe der vorftehenden Bemerkungen mit Lord Salisbury Rück— 
ſprache zu nehmen und deſſen Antwort mitzutheilen. 

v. Bismard. 


Friebriheruh, den 22. October 1888, 

Es ift zu wünfchen, daß unfere Abmachung mit England über 
die Bekämpfung der Sclavenausfuhr und Waffeneinfuhr in Afrifa 
die Geftalt eines internationalen Abfommens annehme Ein 
ſolches würde einmal der fortjhreitenden Ausdehnung der muha- 
mebanifhen und felavenhändlerif—hen Bewegung durch den mora- 
liſchen Eindrud des Einverftändniffes der beiden dort bisher ein— 
wirlenden europäifhen Mächte Schranken fegen, dann aber auch 
die Mitwirkung der übrigen europäiſchen betheiligten Staaten mit 
mehr Wahrfceinlichkeit herbeiführen. Ich möchte daher einen 
Notenaustaufh zwiſchen uns und England vorſchlagen, mit der 
Tragweite, daß wir uns verpflichten, unter Vorausſetzung ber 
gleichen Betheiligung Englands zu demfelben Zwed, die auf dem 
Continent von Afrika in den legten Jahren entftandene antichrift: 
liche und anticivilifatorifhe Bewegung, welche bejonders von ara- 
bifchen Sclavenhänblern gefördert wird, zu befämpfen, und als 
das wirkjamfte Mittel zu dieſem Zweck die Verhinderung der Aus: 
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fuhr von Sclaven und ber Einfuhr von Waffen und Munition 
anzuerfennen, indem nur ber Vefig von Waffen und Munition 
überlegener Art bie arabifhe und muhamedanifhe Minorität im 
Inneren des Landes in den Stand jegt, die zur Gewinnung von 
Sclavenmaterial zur Ausfuhr nöthigen Sclavenjagden und Kriege 
zu unternehmen, und die Weberlegenheit der eigenen Raſſe im Inneren 
Afrikas zu erhalten. 

Der Sclavenhandel und die Znitiative, welhe gerade Eng- 
land zur Verhinderung deſſelben ergriffen hat, find die Urſache 
und ber Anftoß geweſen, welche eine Einigung aller bei dieſem 
Gewerbe intereffirten Elemente herbeigeführt und es ermöglicht 
haben, den muhamedaniſchen Fanatismus im Interefie der mehr 
als taufendjährigen Gewohnheit des afrifanifhen Sclavenhandels 
ins Leben und in den Kampf zu rufen. Die Wirkungen diejer 
Bewegung lafien fih im Großen wie im Kleinen in der Stellung 
des Mahdi, in der Stellung von Tippo-Tip und in den fih 
mehrenden Ermordungen der Europäer im Inneren Afrifas erkennen. 
Das Chriftenthum und die europäifche Civilifation mit bemaffnerer 
Hand auf das Innere Afrikas zu übertragen, hindern die Aus 
dehnung des Landes und fein Klima. Die Natur der einge: 
borenen Bevölkerung würde empfänglih für bie europäiſchen 
Beftrebungen fein, wenn fie nicht durch die Waffengewalt, die höhere 
Intelligenz und das Zufammenhalten der arabifhen Muhame 
daner unterdrüdt würde. Wir können den Letzteren nur beikommen, 


* wenn wir die Quelle ihrer Meberlegenheit, die beffere Bewaffnung 


und die Realifirung ihrer Gewinne, durch Unterdrüdung der Maffen- 
einfuhr und der Sclavenausfuhr hindern. 

Ich betrachte es deshalb als eine Aufgabe, von welder fih 
feine der riftlihen civilifirten Nationen zurüdhalten follte, die 
Zufuhr von Waffen und Munition nad dem Inneren Afrifas und 
die Ausfuhr von Sclaven nad Möglichkeit zu unterdrüden. Dieſe 
Aufgabe ftelt ſich in erfter Linie den beiden im Sultanat von 
Zanzibar vorzugsmeile betheiligten Nationen von Deutſchland und 
England; aber zu ihrer volftändigen Löfung wird es fi em: 
pfehlen, die demnächſtige Mitwirkung der mit ihren Colonien be 
nachbarten portugiefifhen Regierung und die Sr. Majeftät des 
Königs von Belgien für den Congoftaat zu gewinnen. Ebenio 
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wird es fi empfehlen, die franzöfifhe Regierung in freundlicher 22. 10. 1888. 
Weife um ihre Mitwirkung zu erſuchen, damit ſowohl bie Waffen: 

einfuhr in das Congogebiet, ala namentlich der Mißbrauch ber 
franzöſiſchen Flagge durch arabifhe Schiffe im Often Afrikas ver: 

hütet werben. 

Ew. Ercellenz wollen an Lord Salisbury das Erſuchen ftellen, 
fein Einverftändniß mit diefen Auffaffungen durch eine Mittheilung 
an Sir Edward Malet zu beftätigen, um die engliſche Marine zur 
Herftelung der gemeinfamen Blocade der Zanzibarfüfte zu veran- 
laffen, und in gleier Art wie wir, wenn auch ohne ibentifches 
Vorgehen, die vorbenannten mitintereffirten Regierungen um Ans 
ordnung entiprehender Mafregeln zu bitten. 

v. Bismard. 


Unter dem 23. October erging ein Erlaß des Grafen H. Bismard 
an ben Kaiferlihen Botjhafter Grafen zu Münfter in Paris, durch 
den er angemiefen wurde, die franzöfiihe Regierung nah Maßgabe 
des an den Botfchafter in London gerichteten Erlaſſes vom 21. De: 
tober in Bezug auf ihre Vereitwilligfeit, dem Sclavenhandel entgegen 
zu treten, zu ſondiren, unter dem gleichen Datum identiſche Erlaſſe an 
die Botſchafter in London und Paris, durch die fie beauftragt wurden, 
bei den Regierungen von England und Frankreih für das an ber 
Banzibarküfte ftationirte Geſchwader die Ermädhtigung zur Durchſuchung 
der unter englifcher und franzöſiſcher Flagge fahrenden verbächtigen Fahr: 
zeuge nachzuſuchen. Die englifche Regierung gab unbedenklich die erbetene 
Grlaubniß, die franzöfifhe verficherte zwar, daß fie, ihren Traditionen 
getreu, bereit fei, dem Sclavenhandel an der oſtafrikaniſchen Küfte ent: 
gegen zu treten, trug aber Bebenken hinfichtlich des zweiten Punktes. 
Das zwifhen England und Deutſchland verabredete gemeinfame Vor: 
gehen wurde durch den Austaufch identifher Noten voͤlkerrechtlich ver: 
einbart, deren deutſche Vorlage folgenden Wortlaut hatte: 


London, den 3. November 1888. 3.11. 1888. 
Der unterzeichnete Kaiferlich deutſche Botfchafter hat die Ehre, 
im Auftrage feiner Regierung St. Ercellenz dem Herrn Marquis 
von Salisbury, Minifter der Auswärtigen Angelegenheiten Ihrer 
britiſchen Majeftät, die folgende Mittheilung zu maden: 
Angefihts der zunehmenden Ausdehnung der Feindfeligfeiten, 
mit welden die Sclavenhändler arabifcher Nationalität der Unter: 
drüdung des Negerhandels und dem legitimen Handel der drift- 
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fihen Völker mit den Eingeborenen Afrikas entgegentreten, ihläx | 
die Kaiferlihe Regierung der Regierung Ihrer britiſchen Majeitir 
vor, gemeinfhaftlih und mit Zuftimmung des Sultans von Ban: ' 
zibar die zum Gebiete diejes Herrihers gehörigen Küften vm | 
Dftafrifa zu blofiren, um die Ausfuhr von Sclaven und die Ein: 
fuhr von Waffen und Kriegsmunition dafelbft zu unterbrüden. 

Ueber Einzelheiten betreffs Ausführung der Blocade werder 
der deutſche und ber engliſche Admiral in Zanzibar zu verhandeln 
und eine Vereinbarung zu treffen haben. 

Um die Blocade wirffam gegen den Sclavenhanbel zu machen, 
wird es erforderlich fein, daß die Kriegsfchiffe der beiden Nationen 
jedes verdächtige Fahrzeug, unter welcher Flagge es auch fahren 
mag, durchſuchen und gegebenen Falls aufbringen. Die Regierung 
Sr. Majeftät des Kaifers ift bereit, in Gemeinſchaft mit der Ne 
gierung Ihrer Majeftät der Königin bei den anderen Mächten die 
nöthigen Schritte in diefem Sinne zu thun. 

Da der Negerhandel, fowie die Rüftungen und die Feind 
feligfeiten der Sclavenhändler fih auf das angrenzende portugie 
ſiſche Küftengebiet bei Zanzibar erftreden, fo wird es nützlich und 
wünſchenswerth fein, die Mitwirkung und Zuftimmung von Por: 
tugal zur Ausbehnung der Blocade auf ben diefer Macht gehörigen 
Theil der Küfte zu erlangen. 

Indem der Unterzeichnete den Heren Marquis von Salisburm 
bittet, ihn baldmöglichft zu benachrichtigen, ob die Regierung Ihrer 
britifchen Majeftät mit dem Vorſchlage, welchen er ihr zu unter 
breiten die Ehre hat, einverftanden ift, ergreift er mit Vergnügen 
diefe Gelegenheit, um St. Ercellenz die Verfiherung feiner aus: 
gezeichnetften Hochachtung zu erneuern. 

Hapfelbt. 


Nach Eingang der engliſchen Gegennote vom 5. November richtete 
Fürft Bismard an den deuten Gefandten in Liſſabon, Frhr. 
v. Waeder:Öotter, folgenden Erlaß: 


Friebrihsrub, den 8. November 1888. 


Die gegenwärtigen Unruhen in Oftafrifa, deren Urjprung in 
einer Neaction des an bem Sclavenhandel betheiligten Araber: 
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thums gegen das Eindringen europäijcher Elemente zu fuchen ift, 
haben die Regierungen von Deutihland und England veranlaßt, 
im Einverftändniß mit dem Sultan von Zanzibar eine gemein- 
ſchaftliche Blocade der feſtländiſchen Küfte des Sultanats anzu— 
ordnen. Diefe Blocade verfolgt den Zwed, die Einfuhr von Waffen 
und Munition in das Innere Afrifas, fowie die Ausfuhr von 
Sclaven in wirkſamer Weife zu verhindern, und dadurch den 
Sclavenjägern und ihren Verbündeten die Mittel zur Fortfegung 
ihres Gewerbes zu entziehen. 

Näheres über die für die Entfchließungen der Kaiferlichen 
und der Königlich) großbritaynifhen Negierung maßgebenden 
Geſichtspunkte wollen Em. Hochmohlgeboren aus den abſchriftlich 
beigefügten Noten entnehmen, welche zwiſchen dem Kaiferlihen 
Botfhafter in London und Lord Salisbury in der Blocadeangelegen= 
heit gewechſelt find. 

Nachdem die arabiihe Bewegung in Oſtafrika ſchon früher 
die in unmittelbarer Nachbarſchaft der Colonie Mozambique gelegenen 
Diftricte ergriffen hatte, find neueren Nachrichten zu Folge auch 
auf portugiefifhem Gebiete Unruhen ausgebrodhen. Aud wenn 
fegtere, wie wir hoffen, feinen größeren Umfang annehmen, würde 
immer die Gefahr vorliegen, daß die Sclavenhändler ſich durch 
Vermittelung ber. Händler in den nahegelegenen portugiefifchen 
Häfen mit Kriegsmaterial verforgen, wie dies ſchon früher bei dem 
Aufftand des Häuptlings Mirambo gejchehen ift. 

Unter diefen Umftänden wünſcht die Kaiferliche Regierung die 
Aufmerkfamteit des Liffaboner Cabinets auf diefe Verhältniffe zu 
lenken und daſſelbe zu einer Theilnahme an denjenigen zwiſchen 
Deutfhland und England vereinbarten Maßregeln einzuladen, 
welche eine nachdrückliche Bekämpfung der aud gegen die Herr- 
ſchaft Portugals in Oftafrifa gerichteten culturfeindlichen Araber: 
bewegung erforderlich macht. 

Es würde ſich zu dieſem Zwed in erfter Linie darum handeln, 
die fühlih von den Befitungen des Sultans von Zanzibar ge— 
legene Küfte ber Colonie von Mozambique gleichfalls in Blocade— 
zuftend zu erklären, injoweit Zufuhren von Kriegamaterial und 
der Transport von Sclaven in Betracht kommen. Daneben bürfte 
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von Waffen und Munition aus dem Gebiet von Mozambique in 
die demſelben benachbarten Territorien des oftafrifanifhen Conti: 
nents erlaffen und mit Strenge durchgeführt wird. 

Ew. Hochwohlgeboren wollen in biefem Sinne Rückſprache mit 
Herrn de Barros Gomes nehmen und dabei hervorheben, daß es im 
gemeinfamen Intereſſe aller europäiſchen Nationen liegt, melde 
mit Ernft an dem Werk der Entwidelung der chriſtlichen Cultur 
und Gefittung und der europäifchen Colonien in Afrifa arbeiten, 
dem vordringenden Arabertfum und den Greueln der Sclaven: 
jagden ein Ziel zu fegen. Angefichts der freundlichen Beziehungen, 
welche Deutfchland und Portugal und ihre Dynaftien mit einander 
verbinden, und im Hinblid auf die gefhichtlihen Traditionen Por: 
tugals in Begründung und Förderung europäiſcher Eivilijation in 
Afrika, gebe ich mich der Hoffnung Hin, daß Her de Barros Gomes 
die Motive der Kaiſerlichen und der Königlich! großbritannifchen 
Regierung in der vorliegenden Frage würdigen und zu der gewünſchten 
Cooperation die Hand wird bieten wollen. 

Indem ich noch bemerfe, daß Ihr englifher College beauf- 
tragt ift, diefe Angelegenheit in analoger Weife bei der portugie- 
ſiſchen Regierung anzuregen, erſuche ich Sie ergebenft, diefen Er- 
laß zur Kenntniß des dortigen Herrn Minifters der Auswärtigen 
Angelegenheiten fu jbringen und demfelben Abſchrift zu Binter- 
laſſen. 

v. Bismard. 


Die portugieſiſche Regierung weigerte ſich nicht, das Vorgehen 
Englands und Deutſchlands zu unterftüßen, und nachdem Graf Bis: 
mard aud die Zuftimmung der Regierungen von Frankreich, Italien 
und Belgien eingeholt hatte, erfolgte am 30. November 1888 die 
Blocadeerflärung dur die Commandeure des englifhen und beutichen 
Gefchwabers, die am Mittag des 2. December in Kraft trat. 





In Deutfchland waren dieſe Vorgänge natürlich mit großem Interefie 
verfolgt worden, auf Seiten ber Gegner der Colonialpolitif fehlte es 
nicht an bitteren Bemerkungen über die Unfähigkeit der deutſchen 
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Colonialſchwãrmer und an dem ftolgen Hinweis auf die Vorherfagungen 
des Fiascos, die fih ſchneller erfüllt hätten, als man erwartet habe. 
Zum Spradrohr diefer Partei machte fich der Abg. Richter, indem 
er in ber 
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die Handlungsweiſe der Oftafrifanifchen Geſellſchaft ſcharf Eritifirte und 
den Antrag ftellte, die Berathung über die Frage, ob überhaupt für 
Zanzibar ein Viceconfulat einzurichten fei, bis zur Berathung ber in 
der Thronrebe verheißenen oftafrifanifchen Vorlage zu verfchieben. Der 
Berichterftatter der Bubgetcommiffion, Graf v. Behr-Behrenhoff, 
theilte hierzu auf Grund ber Berathungen in der Commiffion mit, daß 
es fih um eine Vermehrung de Beamtenperfonals in Zanzibar gar 
nit handle, fondern nur um die definitive Errichtung einer bisher feit 
zwei Jahren commiſſariſch vermalteten Stelle. Auf die „gehäffigen“ 
Bemerkungen des Abg. Richter, die er über ein deutſches Unternehmen 
gemacht habe, einzugehen, hielt er nicht für angezeigt. Nach einer 
Ermiderung des Abg. Richter, in ber er feinen Widerſpruch gegen 
die dauernde Errichtung eines Viceconfulats aufrecht erhielt, nahm 
Fürft Bismard das Wort*): 

Wenn in Zanziber überhaupt für die Zukunft ein General- 
conjulat oder ein Confulat beibehalten werden fol — was ja eine 
Frage für fi ift; das Bedürfniß liegt einftweilen factiſch und 
dringlid vor —, dann ift au die Möglichkeit einer Vertretung 
unentbehrli. Bei der großen Entfernung ift die Communication 
ſehr ſchwierig, mas namentli in Anfehung der vielfachen Geſchäfte, 
die fi dort kreuzen, doppelt empfindlich ift. Ein/Conful hat auch 
das Recht, namentlich wenn er in tropiichen Klimaten lebt, mit- 
unter einige Monate auf Urlaub zu gehen; er hat auch das Recht, 
mitunter an den bort üblichen Fiebern zu leiden, frank zu werben, 
und es ift für unfere dortigen Intereſſen nit nüglih, wenn in 
der Zmwifchenzeit die conſulariſche Thätigfeit volftändig eingeftellt 
oder durch Jemand, ber ganz neu in die Sache hineinfommt und 
erft Monate und Wochen braucht, ſich einzuleben, ausgeübt wird. 

Auf die Colonialdiscuffion, die Herr Eugen Richter hier an: 
geregt bat, gehe ic) meinerjeits heute nicht ein. Wenn davon in 


*) &t8. 424bD. 
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der Commiliion die Rede geweien it, To ftand damals eine T:: 
lage, wie jie, ich hoite, heute oder morgen an den Bundesratk :: 
Beziehung auf die coloniale Frage abgehen wird, noch nidt ı' 
Ausſicht. Tieie Vorlage wird Ihnen, wenn fie nicht im Bun!:: 
rath abgelehnt wird, zur Discuſſion unterbreitet werden, und 
wird ja aud Herrn Eugen Richter die Gelegenheit nicht entgebiz, 
fi über die coloniale Seite der Frage des Breiteren auszulaiır. 
(Heiterfeit.) 


Der Antrag des Abg. Richter ward abgelehnt, der Titel bewillig: 
— Beim Titel 108: Schuggebiet Kamerun machte Abg. Woermann 
die Webergriffe der Royal Niger Company aufmerfiam, die auf Grund 
der von der engliſchen Regierung ihr gewährten Privilegien und Mor: 
pole Einfuhr: und Ausfuhrzölle nit bloß auf dem Niger erhebe 
fondern aud das für den Niger ihr zugeftandene Vorrecht auf dı: 
Gebiet mweftlid von der Nigermündung bis nad der englijchen Colonic 
Lagos und öjtlih bis nad dem deutſchen Schußgebiete Kamerun ct- 
ftrede, dadurch aber neben dem englifhen aud den deutſchen Handel 
empfindlich fhädige. Cr bat das Auswärtige Amt, die Protejte der 
durch das Vorgehen der Niger:Company geſchädigten englifchen und 
deutſchen Kaufleute auf biplomatiihem Wege zu unterftügen. Furñ 
Bismard bemerkte dazu*): 

Ich würde mich freuen, wenn der Herr Vorredner ein Mit: 
glied des englifchen Parlaments veranlafjen könnte, dort dieſelbe 
Nede zu halten. Denn ich glaube, daß ſehr viele englifche Inter: 
effen mit den unjrigen, die unter dem Verhalten der colonialen 
Behörden und der Niger Company leiden, Hand in Hand gehen | 
und fympathijiren. Für das Auswärtige Amt fehlt aber jede 
ſichere Handhabe, in bie inneren Angelegenheiten ber englücen | 
Golonialverwaltung und -Gefeggebung einzugreifen. Wir haben 
unfere Interefjengebiete durch Verträge und Notenaustaufch dort 
in der Kamerumer Gegend ebenfo wie im Südweſten von Afrika 
zu fondern geſucht. Diefe theoretifchen Linien feitzuhalten, ift an 
fih ſchon ſchwer, wie die meuerlihen Vorgänge in den ſüdweſt 
lichen Gegenden von Afrika zeigen; die Controle der eigenen Re 
gierung über ihre dort vorgehenden Unterthanen ift nicht immer 
fo leicht, wie wir das in einem continentalen und geordneten Staat 
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wejen gewohnt find. Aber ein beftimmtes Verlangen an bie eng- 
life Regierung zu ftellen, bazu fehlt uns die vertragsmäßige Be— 
rechtigung; fie bewegt fih nad ihren eigenen, parlamentarifchen 
und wirthſchaftlichen Intereſſen der Niger Company und bem 
dortigen Handel gegenüber, foweit die engliſche Intereſſenſphäre 
mit unferer Zuftimmung abgegrenzt ift. Wir würden, wenn wir 
eine Einmifhung in diefe innere großbritannifche Angelegenheit 
verſuchen wollten, dadurch doc eine gewiſſe Gegenjeitigkeit pro: 
vociren, die aud) unfere unabhängige Bewegung in unferen eigenen 
Colonien beeinträchtigen könnte. Das Auswärtige Amt hat fehon 
mehrere Jahre hindurch Gelegenheit gehabt, die Aufmerkjamfeit 
der englifhen Regierung auf*) das mit den jonftigen liberalen 
Grundfägen der englifhen Handelspolitif ſchwer zu vereinbarende 
Vorgehen ber dortigen Niger Company zu Ienfen. Die Correipon- 
denz darüber reißt nicht ab, und ich werde auf die Anregung des 
Herrn Vorredners gern Gelegenheit nehmen, fie zu erneuern. 

Wenn der Herr Vorredner alfo mir darin fecundiren wollte, 
daß er in ber Preile und — wenn er dort beſſere Verbindung 
hat als id — namentlich in der englifchen Preffe Beiftand ſucht 
für dieſe Gelegenheit .. .**) Eine Zeitungsſtimme findet dort oft 
mehr Gehör als die eines auswärtigen Gefandten, von dem man 
doch annimmt, daß er mehr die eigenen Landesintereffen ala wie 
die englijhen wahrnimmt. Aber es ift, wie ich Eingangs bereits 
bemerkte, ganz zweifellos, daß ſehr viele Engländer, alle, bie nicht 
der Niger Company angehören, mit unferen Kameruner Ländern 
ein identiſches Intereffe haben; und wenn dort auf Grund faufs 
männifcher Beziehungen und Correfpondenzen eine Gemeinſchaft 
bergeftellt werden könnte, jo fünnen deren Bemühungen auf bie 
Beihilfe der deutſchen VBotichaft in England und des Auswärtigen 
Amts ſtets mit Sicherheit reinen, und wir brauchen deshalb die 
Sache nit von Neuem anzufangen. Es ift Gegenftand lang- 
jähriger Correfpondenzen und Beſchwerden unfererfeits geweſen, 
und ich bin dem Heren Vorrebner doch dankbar, daß er uns einen 
neuen Anftoß in der Beziehung gegeben hat. 

*) ©. 426bD. 


**) Der Sat ift abgebroden. Zu ergänzen ift etwa: fo würde das ſehr 
nüglich fein. 
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Der Abg. Richter brachte hierauf den Branntweinhandel deuticher 
Firmen in Kamerun zur Sprade, um, im Anſchluß an die Klagen 
der Bafeler Miffionsgefelfhaft über die Zunahme des Branntwein. 
genuffes im beutfchen Schußgebiete, einer Beſchränkung oder auch einem 
förmlichen Verbot der Einfuhr von Branntwein das Wort zu reden. 
Auch ein Verbot der Einfuhr von Waffen und Munition befürmortete 
er. Zweifel äußerte er über den Nugen ber Kameruner Anfievelungen. 
Er vermißte ftatiftifche Angaben darüber und ſprach bie Befürchtung 
aus, daß bie von Reiche wegen aufzuwendenden Koften mehr betrügen 
als ber ganze Handelögewinn der in Kamerun und Togo beftehenden 
deutfhen Firmen. Zum Schluß erbat er fi Aufflärung darüber, ob 
in Kamerun die Sclaverei noch geduldet werde, infofern al3 man von 
den befreundeten Häuptlingen Aqua und Bell, die im Befig von 
Sclavendörfern wären, Sclaven zum Betrieb der Arbeit ermiethe. 
Eigenthümlich fei es, daß unter allen in ben legten vier Jahren er: 
laſſenen Gefegen und Verorbnungen für die Schutzgebiete ſich Feine 
Verordnung befinde, die in Bezug auf die Sclaverei irgendwie auch 
nur eine Einſchränkung gebiete. Fürft Bismard ermiberte*): 

Aus dem zulegt von dem Herrn Vorrebner berührten Thema 
entnehme ich die Neigung deſſelben, weit größere Ausgaben für 
die coloniale Politit zu machen, [als das ‚Reich bisher von dem 
Reichstag zu fordern gewagt hat. Er hat eine Frage berührt, die 
ben Engländern feiner Zeit nur in Jamaica 20 Millionen Pfund 
Sterling, 400 Millionen Mark, geloftet hat, das heißt ben Frei— 
tauf der Sclaven, die Aufhebung ber beftehenden Sclaverei, des 
Eigenthumsrehts des Menſchen am Menſchen. Bei dem Gere: 
tigfeitsfinn, der den Herrn Abgeordneten in allen feinen Xeußerungen 
auszeichnet, kann ich mir doch nicht denken, daß er vorauafegt, 
wir follen per Ufas, und ohne die Hand in die Taſche zu ſtecken, 
dieſes Verhältniß plöglih löjen. Damit würden wir alle bie Hun- 
derte von Millionen, die noch von und in der Sclaverei leben und 
beiberfeits an ihr fefthalten, weil der Sclave verhungert, wenn er 
aufhört es zu fein, — damit würden wir alle biefe Hunderte von 
Milionen von Haufe aus gegen uns in derfelben Weife aufbringen, 
wie das heute mit den arabiſchen Sclavenhändlern auf der Tft: 
füfte der Fall ift. Wenn das die Abſicht des Heren Abgeordneten 
geweſen ift, den Zunder weiter hinein zu werfen in das Land durch 
die Anregung dieſer Frage, durch die Aufftelung der Möglichkeit, 


*) Sts. 429aB. 
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Daß dur einen ſolchen Gemaltftreid ein Verhältniß gelöft werben 
könnte, das feit Jahrtaufenden dort einheimifch ift, ohne irgend 
eine Entfhädigung, ja, dann begreife ich feine Rede. Aber ich 
Tann mir nicht denken, daß der Herr Abgeorbnete fympathifiren 
ſollte mit dem Aufhegen alles Ausländifchen gegen das Deutfche 
Reich und gegen unfer deutſches Vaterland, wie wir es heut zu 
Tage in ber Preffe, die fonft ihn zu unterftügen pflegt, in ber 
fortſchrittlichen und freifinnigen Prefie, nach allen Seiten hin zu 
fpüren haben. Wo man irgend Etwas ausfindig machen fann, 
einen Stein, den man in den Garten bes Reihe werfen Tann, wo 
man irgend einen fremden Intriganten oder Reichafeind*) bemerkt, 
den man unterftügen kann, da greift man mit beiden Händen zu 
(Beifall recht.) 
und ift begeiftert, wenn man einen Vorwurf findet, dem eigenen 
Vaterlande irgendwie Unannehmlickeiten und Verlegenheiten zu 


bereiten, (Sehr wahr!) 


Bon diefer Tendenz ſpreche ich den Herrn Abgeordneten ja ganz 
frei, denn fonft hätte er ja das Mandat zum Reichstag nicht an— 
genommen; und nur, um zwiſchen ihm und diefer reichsfeindlichen 
vaterlandslofen Prefje eine breite Scheidewand zu ziehen, habe ich 
in diefem Sinne das Wort ergriffen. 

(Bravo!) 


Nachdem der Abg. v. Kardorff conftatirt hatte, daß die große 
Majorität des deutſchen Volkes mit der bisherigen vorfictigen Ent 
widelung der deutſchen Colonialpolitif einverftanden fei, fo baß fie 
durch die abfällige Kritif des Abg. Richter kaum discrebitirt werben 
Tonne, nahm der Abg. Woermann das Wort, um die „Fülle von 
Untenntniß der thatſachlichen Verhältniſſe“, die der Abg. Richter in 
feinen Neußerungen an den Tag gelegt habe, nachzuweiſen. Als ganz 
irrthümlich bezeichnete er die Anjchauung, daß in Kamerun noch Sclaven 
zur Arbeit verwendet würden. Thatſächlich feien die fogenannten 
Sclaven mädtiger als ihre Herren und dieſen felbft ein Gegenftand 
der Furht. Nur dem Namen nad) feien fie Sclaven, in Wirklichkeit 
freie Leute. In feiner Erwiderung griff der Abg. Richter biefen 
Punkt heraus, indem er behauptete, daß die Aeußerung Woermanns 


*) 8. 429bC. 
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im fhroffften Widerſpruch zu der des Reichskanzlers ftehe. Dieſer habe 
es als eine fehr große Aufgabe dargeftelt, die feit Jahrtaufenden be: 
ftehende Sclaverei in Kamerun abzulöfen, Herr Woermann aber habe 
von freien Sclaven geſprochen. Die Aeußerung des Reichskanzlers 
über die ungeheuren Summen, die ber Loskauf der Sclaven Foften 
werde, komme ihm fehr gelegen. Sie fei geeignet, Waſſer in ben 
Bein der allgemeinen Begeifterung zu gießen, bie von wenigen Millionen 
und einigen Gefegeövorlagen eine Aenderung der Zuftände in Afrila 
erwarte. Was ſchon in Kamerun fchwierig fei, werde fih auf dem Ge: 
biet von Oſtafrika als ganz unmöglid erweifen. Die Bemerkung des 
Reichskanzlers über die verleumderiſche, vaterlandalofe Prefle nahm er 
zum Anlaß, um die „freie und unabhängige“ Preſſe Deutſchlands, Die 
ſich nicht ſcheue, auch dem mädhtigften Manne in Europa die Wahrheit 
zu fagen, auf Koften der officiöfen Preſſe zu loben, die fi die „Miß- 
achtung aller anftändigen Leute im Zn: und Auslande“ erworben habe. 
Fürft Bismard erwiberte*): 

Ich habe ſchon zu Anfang**) bemerkt, daß es nicht meine 
Abſicht ift, heute auf Discuffionen der colonialen Frage einzugehen, 
und id) bin nur ineidenter !) genöthigt worden, einige auf diefem 
Gebiet liegende Bemerkungen zu releviren und mich darüber zu 
äußern. Ich wiederhole, daß eine Vorlage über die Colonialſache 
im QYundesrath vielleicht in dieſem Augenblid ſchon vorliegt oder 
morgen vorliegen wird, und daß Sie dort***) Gelegenheit haben 
werden, alle Ihre Abneigungen gegen colonifatoriiche Beftrebungen 
bes Breiteren fund zu geben. Ich möchte ungern zwei Mal in die— 
jelbe Debatte eingehen und laſſe mic) deshalb auf die eigentliche 
coloniale Seite der heutigen Discuffion nit ein. 

Nur über die Sclavereifrage und bie legte Neußerung, die 
der Herr Abg. Richter darüber that, bemerke ih noch, daß wir es 
nit für richtig halten, wie er es für richtig erflärt, diefe Frage 
bei der Freilaffung der außerhalb unferer Gebiete in Sclaverei 
Lebenden anzufangen; wir halten e& für richtig, dabei anzufangen, 
daß wir nad) Möglichkeit verhindern, daß nod mehr freie Leute 
in den Stand der Sclaverei gebracht werden, ala bisher, 

(Sehr richtig!) 

*) StB. 433aA. 

*) &. 433aB. 


***) Richtiger: bann, d. 5. bei Beratung biefer Vorlage im Reichstage. 
%) Durd) eine gelegentliche Aeußerung, vgl. 3b. X 242. 
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daß der Stand der Freien ſich nicht vermindere, der Stand der 
Sclaven fi nicht vermehre. 

Das Ganze ift eine Frage, die nicht in einem Jahr, auch 
nit in einem Jahrzehnt erledigt werden fann, und mit der unfere 
Nachfolger ſich noch beſchäftigen werden. Ich erinnere Sie, daß 
die Frage bes eigentlichen Negerhandels im englifhen Parlament 
— wenn id) nicht irre, von den Quäkern — ſchon im Anfang des 
vorigen Jahrhunderts ') zur Sprache gebracht worden ift, daß 
Wilberforce ?) und andere forces, jegt gerade vor einem Jahr: 
hundert, zuerft die amtlichen Anträge darüber im engliſchen Par: 
lament geftellt haben. Seitdem find aljo hundert Jahre emfiger, 
wenigftens von engliicher Seite recht emfiger und aufrichtiger Arbeit 
nothwendig*) gewefen, um dieſe Frage, eigentlich do nur um ein 
Mäßiges, vorwärts zu ſchieben. In Amerika hat die Sclaverei 
nominell aufgehört, zulegt aud in Brafilien, in Brafilien aber doch 
erft im vorigen Jahre, und fo kann ja auch der Moment in Zu— 
kunft gedacht werden, wo fie in Afrifa verſchwunden fein wird, 
wenn bort erft Ruhe und Frieden auch im Innern eingetreten fein 
werben. Aber wollte man bie vom Dienstag auf den Donners- 
tag herbeiführen ober gar ſchon als fertig vorhanden anfehen, dann 
würbe man in denſelben Fehler verfallen, in den Einige unjerer 
Träger der colonifatoriihen Beftrebungen verfallen find, indem fie 
die Stellung von Diftrictscommiffarien an der Küfte wilder Völfer- 
ſchaften fo angefehen haben, als wenn es fid) dabei um etwas 
Aehnliches handelte wie bei der Entjendung eines Landraths nad 
Brandenburg oder Teltow, ala ob der Commiffar dort Alles vor- 
finden würde, was erforderlich wäre, um ihm Gehorfam zu ver: 
ſchaffen. Das nenne ich eben die Woche mit dem Sonnabend an: 
fangen oder das Ziel und das Ergebniß, das durch mühſame und 


*) ©. 433bC. 

ij Buerft 1727. 

Y) William Wilberforce (geb. 1759, geft. 1833) trat zuerft in ber 
Seffion von 1789 im Parlament mit dem Antrag auf Unterdrüdung des briti⸗ 
ſchen Sclavenhandel3 hervor. Wenn es ihm aud nicht fofort gelang, ent- 
ſprechende Beichlüffe des Parlaments herbeizuführen, fo wurde die Frage doch 
immer wieber zur Sprache gebracht, bis in ber Sigung vom 23. Februar 1807 
der Antrag zum Beſchluß erhoben wurde, vom 1. Januar 1808 an ben briti— 
fen Sclavenhandel zu verbieten. 
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langjährige Arbeit zu erreichen ift, vorweg nehmen wollen. So it 
die Sade nicht; unfere ganzen colonialen Unternehmungen fin 
nicht auf einen Nutzen in drei bis vier Jahren berechnet, bie ie: 
dem erften Anfang verflofien find, ſondern Sie fönnen fie allem: 
falls vergleichen mit der Muthung eines Bergwerks, das man nidt 
fofort in vollen Angriff nehmen kann, für welches man aber det 
dem Erben fihere Grenzen, die von anderen Mächten nicht mebr 
übertreten werden, übermacht; — oder ein Beifpiel, das uns näher 
liegt, — wie wenn Jemand in Lichterfelde oder dort, wo die Bau- 
Luft ſich hinbegibt, vor dreißig Jahren fi} ein Grundſtück erworben 
hat und den Befigtitel liegen läßt, bis die Zeit fommt, wo er das 
Grundftüd bebaut oder vortheilhaft verwerthet. 

Wir find — und namentlich die öffentlihe Erwartung it in 
ber ganzen Golonialfrage vieleicht etwas zu rajch gegangen; — — 
aber ih fomme unwillkürlich hinein in das, was ih *) Heute nidt 
fagen will. 

Was Herr Richter über meine Stellung zur Prefie bemerft, — 
fo bin ih ja ganz feiner Meinung, daß wir eine freie unabhängige 
Preſſe bei uns brauden; aber ob die Preſſe, die ich meine, mir: 
lich den Namen verdient, eine freie und unabhängige zu fein, das 
wird ber Abg. Richter vielleicht genauer wiffen als ich. 

(Heiterkeit rechts.) 
Ich halte fie gerade für eine abhängige und in ihren Redactionen 
von Furt und Sorge, von anderen Einflüffen als den kanzleriſchen 
bis zu einem gewiſſen Grabe gefnechtete Prefie; ich halte fie nicht 
für unabhängig und frei. Er verlangt, da eine ſolche Preſſe 
immer im Stande fei, die Wahrheit zu fagen; das ift aber gerade 
das, was ich ihr vorwerfe, daß fie die Wahrheit nicht jagt. 
(Heiterkeit. — Bravo! rechts.) 


Nach einer Rebe des Abg. Stöder und einer kurzen Ermibt: 
rung des Abg. Woermann wurde Titel 108 bemilligt. 


*) ©. 433bD. 
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Für die ſüdweſtafrikaniſchen Schußgebiete war eine Mehrforberung 
von 51000 Mark für Bebürfniffe der Verwaltung eingeftellt worden. 
Graf Behr:Behrenhoff befürmortete Namens der Commiffion die 
Forderung. Dagegen wurde fie.lebhaft von dem Abg. Bamberger 
befämpft. Seit drei Jahren, führte er aus, habe man von den füb: 
weſtafrikaniſchen Gebieten Nicht? mehr gehört. Die dortige Colonie 
eriftire nur noch auf dem Papier. Die Gefellihaft habe abgemirth: 
ſchaftet, von ihrem Anfangscapital von 1200000 Mark feien kaum 
noch 200000 Mark übrig; jede Ausgabe von Reichs wegen für Angra: 
Pequeña und Namaqualand fg} unter dieſen Umftänden ſchwer zu recht: 
fertigen. Dazu komme, daß nad; Zeitungsnachrichten der Häuptling 
KRamaherero alle Minenconceffionen, die er den Deutfchen gegeben, 
für null und nichtig erflärt habe und verlange, daß fie einem Eng: 
Länder Namens Lewis ausgehändigt würden, mit dem er früher 
Verträge gejhlofien habe. Zwar wiſſe er nicht, mas an diefen Dingen 
wahr jei, aber er nehme an, daß es bei dieſen Verhandlungen zwiſchen 
dem wilden Häuptling und den deutſchen Inhabern der Bergwerks— 
muthungen nicht fo actenmäßig und notariell zugegangen fei, daß man 
wiſſen fönne, mo das Net und wo das Unrecht fei. Angenommen, 
Die Deutſchen feien im Recht, würden wir im Stande fein, dort mittels 
Waffengewalt durhzubringen? Und dann: Würde fih, „wenn die 
Sade fo verzweifelt liegt”, die geforderte Mehrbemilligung „jelbft bei 
einem nod fo fehr auögebehnten Grabe unferer gegenwärtigen Reichs- 
eolonialpolitit” rechtfertigen laſſen? Wer deutſchen Patriotismus und 
Sinn für Deutſchlands Ehre bewähren wolle, der könne das in Europa 
thun, aber vor dem Verftand und Gewiſſen fei es nicht zu verant- 
worten, für jeden beliebigen Einfall irgend eines Colonialabenteurer8 
das Geld der Steuerzahler und das Blut unferer braven Marineleute 
zu opfern. Fürft Bismard ermiderte*): 


Ich möchte dem Herrn Abgeordneten auf feine legten Worte 
erwibern: Wer patriotiihen Sinnes ift, der nimmt nicht gerade 
öffentlich gegen die Regierung feines Landes Partei in einer Frage, 
über **) die fie im Augenblid in entſcheidenden Unterhandlungen 
mit der mitbetheiligten ausländifhen Regierung fteht. 

(Lebhaftes Bravo! recht.) 
Und der Herr Vorredner hat uns in den Verhandlungen, in ben 
Verhandlungen, in denen wir augenblicklich mit England über Süb- 
weftafrifa ftehen, auf das Erheblichſte geihädigt, — und wenn fie 
mißlingen, made ich ihn dafür verantwortlich. 
— (Bravo! rechts.) 


*) StB. 439aB. 
M S. 439bC. 


15. 1. 1880. 
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Der Herr Vorrebner ift der Meinung gemejen, daß es 
bei der erften Uebernahme zur Zeit des Holländers, deſſen Na: 
ich vergeife, und den er eben nannte — der erite Muther vi 
Eonceffion, (Buruf,) 





— Lüderig —, da es da in dem erften Programm unjerer Cr- 
fonialpolitif gelegen hätte, auf die Sade einzugehen und die Be— 
mühungen biefes thätigen Reichsangehörigen — er war fein 
Holländer von Geburt, er ſprach aber vorwiegend holländiih — 
zu Ihügen und zu deden. Nun gut, wie haben fi denn ſeitdem 
die Dinge geftaltet? Ich will nit, wie Herr Woermann vorher 
dem Herrn Abg. Richter, jo jegt dem Abg. Bamberger Unbekannt: 
ſchaft mit den Dingen, über die er geiprodhen hat, vorwerfen, und 
Unwiſſenheit in den Dingen, die er hier öffentlich verhandelt. Ich 
bin auch gar nicht im Stande, ihm vollftändig, ohne die Intereſſen 
ber Betheiligten zu ſchädigen, Har zu legen, wie die Sache liest. 
Ich kann ihm darauf hinmeifen, daß gerade dieje Colonie und ihre 
Hoffnungen fi in den legten Jahren günftig und für die Zukunft 
verfprechend entwidelt haben, und daß wir, wenn dies nicht der 
Fall gewefen wäre, dieſen englifhen Einbruch in die deutiche Ni: 
valität gar nicht zu befürchten gehabt hätten. 
(Hört!**) Hört! reits.) 

Um Nichts, um eine Sandbüchſe, wie das geichildert worden *** 
ift ), laufen die Engländer nicht Hunderte von Meilen über Land, 
mit Waffen und Pferden, um Verabredungen anzufechten, die wir 
mit ber englifhen Regierung früher getroffen haben. Daß da 
Etwas dahinter ftedt, was bes Schuges des Reichs für unſere 
Intereſſen werth ift, das hätte der Herr Abgeorbnete ſchon aus 
der Erpebition von Lewis, bie ihm befannt zu fein jcheint, ent 
nehmen können. Er ſcheint aber anzunehmen, daß die Engländer 
und Aoventuriers, wie biefer Lewis, dumm genug find, um dieſer 
Sandbüchje nadhzulaufen, vor deren Befig er das Deutſche Reich 
warnt und davon abzufchreden ſucht. Das iſt ein Mangel an 


*) StB.: erſt. 
**) &. 489bD. 
»..) gehlt im StB. 

') Ugl. Bd. X 174. 212, XI 188. 
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Combinationsgabe und Ueberlegung, wie ich jolhen bei dem Herrn 15. 1.1889. 
Vorredner bis jegt nicht gewohnt bin. 

(Bravo! Heiterkeit.) 
Um Nichts reiten die Leute nicht viele Meilen über Land mit Ge— 
wehren und ſuchen ba im Widerjprud mit internationalen Ab= 
madungen alte angebliche Gonceffionen wieder heraus, um fie ben 
Deutſchen wieder ftreitig zu machen. 

Der Herr Abgeordnete hat gejagt: Mit der Gewalt und mit 
der Execution des Gefeges ift dort Nichts zu madhen!), das mag 
ja allerdings richtig fein, obſchon ich das doch nicht jo unbedingt 
zugeben möchte. Wenn fid) die Ausfichten beftätigen, welche dieſe 
und andere Gefelichaften dort haben, jo weiß ich nicht, warum fie 
nit die fiebzehn bewaffneten Leute von Lewis mit hundertund- 
fiebzig bewaffneten Eingeborenen, die fie dort miethen und organi- 
firen, und mit dem Bündnif derjenigen Stämme, die dem wandel- 
baren Kamaherero nicht ganz wohlwollend gefonnen find, wieder 
hinauswerfen jollten. Das fommt ja in den Colonien oft vor. — 
IH werde unwillfürlih trotz meiner wiederholten Weigerung *) 
genötigt, auf diefe Colonialdebatte, in der wir heute nicht ftehen, 

(Heiterfeit rechts.) 
einzugehen, weil ic) Unmwahrheiten und Irrthümern, wie fie in der 
Nede des Herrn Vorredners zu finden find, nicht drei bis vier 
Wochen Vorjprung oder aud) nur vierzehn Tage in der Discuffion, 
in der öffentlihen Meinung laſſen wil. Glaubt denn der Herr 
Abgeordnete, daß wir im Auswärtigen Amt fo einfältig und fo 
verſchwenderiſch find, daß, wenn wir uns überzeugt hätten, es jei 
wirklich nichts Anderes als die Sandbüchſe da, dag wir dann dem 
Reichstag zumuthen follten, in diefer Wüfte nod einen Beamten 
feftzunageln und dort noch — ich weiß nicht gleich, wie groß bie 
Summe ift — aber auch nur 10 Mark weiter hinauszumerfen ? 
Das ift eine Geringihägung unferer Einfiht und unferer Ehrlich: 
feit, die wir in der That nicht verdienen in der mühfeligen Arbeit, 
Die wir ung in diefen Colonialfragen machen. 
(Sehr richtig! rechts.) 
*) ©. 440aA. 


2) Mg. Bamberger: „Das Recht ift dort fo ſchwach, daß es wenig 
bebeutet, wenn man die Macht nicht hat“ (StB. 438b). 
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Bas hat denn das Auswärtige Amt, was haben wir denn davcı. 
ob dort Eolonien find oder nicht? Fünftaufend Nummern alle Jat: 
mehr, die mir allein auf ben Leib geſchrieben werden, Die ich alle: 
zu erledigen habe! Etwas Anderes habe id nicht von der Sad! 
Und dann redet man hier in der Vorausjegung, als hätten mi: 
in Leichtfertigfeit, und id) weiß nit, aus welchen Gründen, ge— 
hanbelt. 

Der Herr Abg. Richter hat den Schnaps berührt). Ich hate 
mic) gefreut, daß er jegt mit einem Male theuren Schnaps für 
eine Wohlthat für die Bevölferung hält — allerdings nur für bie 
Neger; warum will er denn diefe Wohlthat nicht auf feine Lands: 
leute anwenden, auf den Schnaps des armen Mannes? Den kann 
er nicht billig genug befommen. 

(Heiterleit rechts.) 
Und*) aud die Unmäßigfeit in Bier, wie fie in unferer nädjiten 
Umgebung nicht ſelten ift, verdient die gleiche Aufmerkjamfeit, wie 
die der Neger in Kamerun. 

Ich begreife nicht, wie man jeine Wohlthaten jo weit nad 
Afrika verſchleppen kann, wenn man hier unmittelbar vor dem 
Hallefhen Thor die befte Anwendung davon machen könnte. 

(Heiterkeit. Bravo! rechts.) 

In Bezug auf die Kamahererofrage möchte ih nur mittheilen, 
daß wir mit England früher dur einen Notenaustaufd eine Ab: 
madung getroffen haben, nad; welder England den zwanzigften 
Längengrad als die Grenze feiner Rapbefigungen anfah: 

will extend to the 20% meridian of East Longitude and 

will be bounded on the North by the 22"4 parallel of 

South Latitude ?). 

Aehnliche Noten haben wir gefchrieben. Wir haben alſo die 
Hoffnung, bei dem uns befreundeten England Beiftand gegen bie 
Invaſion dieſes räuberifchen Einfalles von Lewis zu finden. Das 
wird langjam wirken, ehe man in London den Einfluß geltend 


*) ©. 440aB. 

) 6. o. ©. 536. 

9) (Die Grenze) reiht bis zum 20. Meridian öftlicher Länge und wirb 
im Norden beftimmt durch ben 22. Grab fübliger Breite. 
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maden fann, ehe von*) bort auf die Capregierung und von ber 15. 1. 1889. 
Gapregierung auf Lewis eingewirkt wird; — aber mit dem Tele: 
phon laſſen ſich diefe Dinge überhaupt nit abmaden in den ent= 
legenen Colonien, das wird Zeit gebrauden; wir find jedod bes 
feften Vertrauens, daß die englifche Regierung das Unternehmen 
von Lewis nicht billigen und nicht unterftügen werde. Er mag 
in ber Zwifchenzeit, die wir nicht abfürzen können, bort wohnen 
und fiedeln, wie er will, es bleibt nominel und rechtlich deutſches 
Gebiet, auf das wir demnächſt doch die Rechte haben werden. Die 
Sache entſcheidet ſich aber nit an Ort und Stelle, weil die Ges 
jeliaft nicht im Stande ift, fie zur Entſcheidung zu bringen, 
Tondern fie wird in freundſchaftlichen Verhandlungen zwiſchen uns 
und England zur Entſcheidung gebracht werden müfjen**). Wenn 
aber hier von hervorragenden Abgeordneten im Deutſchen Reiche: 
tag unfere ganze Eriftenz dort, ala werthlos, die Verträge ala ſehr 
zweifelhaft gejchilvert werden, bie jüherhaupt abgeſchloſſen find, 
mit welder Wirkung fol id denn den englifhen Unterhändlern 
gegenübertreten? 

(Sehr richtig! Sehr wahr! rechts.) 
Die Engländer halten das Land nicht fir werthlos, aber fie werden 
das Zeugniß des Herrn Abg. Bamberger anführen, daß davon gar 
Nichts zu halten ift, und: daß felbft diefer deutiche Patriot 

(Heiterkeit rechts.) 

ſchon zur Sprache gebracht hat, daß der Beſitz fehr zweifelhafter 
Natur fei und auf ſehr anfehtbaren Verträgen ruhe. Meine 
Herren, wenn Sie dem Baterlande durch Ihre Reden im Reiche: 
tage feine wirkſamere Unterftügung gewähren, ala diejenige, welche 
ich für die ſchwebenden Unterhandlungen aus den Neußerungen bes 
Herrn Abg. Bamberger ſchöpfen kann, dann würde ih Ihnen 
wirklich fehr dankbar fein, wenn Sie fih in folden Fragen vor 
her mit mir befprächen; ich würde vielleicht Ihnen ein Rendezvous 
geben auf jpätere Zeit, wenn unſere Verhandlungen mit England 
zu Ende find oder abgeſchloſſen find; vielleiht würden Sie dann 
äußerlih mir zugeben, daß die Landesintereſſen augenblicklich 


*) Fehlt im StB. 
*) ©. 440bC. 
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Schweigen erfordern, und Sie würden das, was Sie an Fein: 

ſchaft gegen die Regierung anzubringen haben, vielleicht auf anderen. 

Gebiet als auf parlamentariſchem anbringen; das traue ich Ihnen zu 
(Bravo! rechts.) 


Der Abg. Bamberger erhob ſich fofort zu gereizter Antwort. 
Da er aber vom Plage auß zu prechen begann, jo war er am Tiih 
des Bundesraths nicht zu verftehen, fo daß Fürft Bismard ihm 
zurief: „Man hört bier Nichts!“ und ihn dadurch veranlafte, Die 
Tribüne zu befteigen. Er erklärte, aud nit ein einziges verlegendes 
Wort gegen die Regierung ober irgend eine ber betheiligten Perjonen 
gefagt und dadurch dem Neichöfanzler zu feinen „herabfegenden“ An: 
griffen Anlaß geboten zu haben, proteftirte aud; gegen den Wormwurf. 
die diplomatiſchen Cirkel des Reichslanzlers geftört und Geheimnific 
verrathen zu haben. Zu privaten Unterhaltungen mit dem Reid 
kanzler habe er feine Luft; „die Zeiten find vorüber, wo ich meine 
Verfönlichfeit und meine Ehre ihm hätte anvertrauen mögen.“ Cr 
appellitte von dem Reichskanzler Fürft Bismard an den Doctor 
der Theologie Fürft Bismard, ber einmal gefagt Habe, daf er 
immer mehr lerne, au anderer Leute Meinungen zu achten, und 
ſicherlich nicht der Anſicht fei, daß der fein Vaterland fände, der in den 
colonialpolitiiden Dingen nicht mit der Regierung gehe. Sein Miver: 
fprud gegen die Colonialpolitif beruhe auf feiner Ueberzeugung un 
ihrer Unfruchtbarkeit, und wenn ihm ver Reichskanzler vorwerfe, 
er von allen diefen Dingen Nichts verftehe, fo wolle er nur an 
daß die Ereignifje der letzten vier oder fünf Jahre ihm mehr Ned: 
gäben als dem Reichskanzler. Fürft Bismard ermiberte*): 

Der Herr Vorredner hat die Gewohnheit, durch eine Eleine 
Verſchiebung deſſen, was ich geſagt habe, 

(Zuruf links: Nein!) 

ſich meine Aeußerungen ſchußgerecht zu bringen, Dinge zu wider: 
legen, die ih nicht gejagt habe, und Dinge mit Emphafe zu be 
haupten, die ich gar nicht beftritten habe. Das ift die gewöhnliche 
Taktik, auf die ich mich mit ihm bereits feit Jahren habe einlaffen 
müfjen. Er hat an meine Duldfamleit ala Gießener Doctor der 
Theologie appellirt und hat gejagt, ich behauptete, je älter ich 
würde, befto befier verftände id) die**) abweichenden Meinungen ?). 

*) StB. 441bC. 

**) ©. 441bD. 


2) Abg. Bamberger: „Ich weiß wohl, es ift ja nicht erlaubt, an Privat: 
eigenfhaften von Mitgliebern zu appelliven; aber es ift vieleicht geftattet, an 
ge g 
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Sa, ich verftehe auch die des Herrn Abgeordneten und die Gründe, 
aus denen er und feine Freunde fo fprechen, ich verftehe fie voll- 
Tommen und burchfchaue fie bis auf den Grund ber Seele; daran 
fehlt e8 nit. Soll ih nun gegen fie*) duldfam fein, wenn id 
finde, daß fie*) die Intereſſen des Landes, zu deſſen Vertretung 
ich an erfter Stelle berufen bin, hier ſchädigen? Das können fie*) 
nicht verlangen; fonft würde ih als Doctor der Theologie mit 
meiner Ehre und mit meinem Gewiſſen zu furz fommen. So weit 
fann meine Duldfamfeit nicht gehen, daß ich zulafle, daß unwider⸗ 
legt, in einem Augenblide, wo wir mit dem Auslande verhandeln, 
die Rectstitel, auf die wir uns berufen, als zweifelhaft und dürftig 
von einem Parlamentsredner öffentlich dargeftelli werden, 
Widerſpruch links.) 

nota bene!) von einem deutſchen Parlamentsredner, nicht von 
einem englifhen. Das hat der Herr Abgeordnete in feiner Er- 
widerung vollftändig verſchwiegen. Er hat eine Maſſe ſarkaſtiſcher 
und bitterer Bemerfungen über die diplomatifhe Geheimnißfrämerei 
gemadt?). Da bat er einen Feind an die Wand gemalt, der ich 


einen Abweſenden zu appelliren in diefem Augenblick — id} meine ben Doctor 
der Theologie von Gießen, Fürft Bismard, ber einmal den berühmten Aus— 
fprud) gethan hat, daß er immer mehr lerne, aud bie Meinungen anderer 
Leute zu achten, die nicht denken wie er. Wenn er wieder nad) Haufe kommt, 
möchte ich ihn bitten, fich mit biefem Dr. theol. zu unterhalten“ (StB. 441). — 
Bamberger jpielt auf bie Antwort an, die Fürft Bismard am 22. November 
1888 der theologifhen Facultät der Univerfität Gießen zukommen ließ und in 
der es heißt: „Wer fid) der eigenen Unzulängligteit bemußt ift, wird in dem 
Maße, in weldem Alter und Erfahrung feine Kenntniß der Menſchen und ber 
Dinge erweitern, duldſam für die Meinung Anderer.” 

*) StB.: Sie. 

%) Wohigemertt, ſ. Bb. IX 18. 165. 

?) Abg. Bamberger: „Der Reichöfanzler wirft mir vor, ich hätte feine 
diplomatiſchen Tirtel geftört, ich Hätte Geheimniffe verrathen. Ya, id} Habe 
furchtbare Geheimniffe verrathen: Erftens folde, die in den Actenftüden find, 
Die uns bereits vor drei Jahren mitgetheilt wurben, zweitens folde, bie in 
einem Redenjgaftsberigt fanden, den die Weftafrikaniihe Gefeligaft ihren 
Mitgliedern ertheilte, ... und dann habe id) fhliehlich nod das Alerneuefte 
verrathen, mas in fämmtlijen Zeitungen geftanben Hat. Ja, meine Herten, 
wenn bad bie größten Leiftungen bes Herrn Reichskanzlers in der Diplomatie 
find, die man mit Mitteilung und Wiederholung von Zeitungsberichten ftören 
ann, da bekomme ich eine neue Anfiht von den Geheimnifjen und Kunſten 
der Diplomatie” (StB. 440b/441a). 

Bismard3 politiie Reden, XII. 35 
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nit war, und ber mir nicht ähnlich ſah; er hat auf einen :. 
malten Grenadier nad) der Scheibe geſchoſſen und nicht nad mır 
Ich habe ja gar feine Geheimnißfrämerei gemacht; ich habe nız 
gefagt: Ich bin an dieſer Stelle und heute nicht berechtigt, de: 
große Intereſſe und zu geben, das bie deutſchen Unternehmer cr. 
diejer Sache haben. Mir ift nun inzwiihen ein Novijfimum zu: 
gefertigt worden, worin dieſes Intereſſe ſchon in dem öffentlicer. 
Drude bekundet wird. Dieje Rüdficht fällt alſo für mid, — un? 
ich werde Ihnen mittheilen, was hier fteht. Aber dem Herrn At: 
georbneten möchte ich doch zu erwägen geben, daß er trog jeiner 
fonftigen Sagacität und Scharffihtigkeit darüber andere Leute nic: 
in einen Irrthum induciren wird, daß, wenn er in einem Augen: 
blid, wo wir mit England verhandeln und behaupten: Wir habır. 
einen gültigen und guten*) Vertrag mit Ramaherero, daß, wenn 
der fachkundige Abg. Herr Bamberger, der von den Colonien, mie 
der Erfolg gezeigt hat, mehr verfteht, ala die ganze Reichsregie: 
tung, Öffentlich behauptet: Das ſei ein ganz dürftiges und ganı 
zweifelhaftes Actenftüd — —**) 
(Unterbreungen.) 

— Ich berufe mich auf den ftenographiihen Bericht, wenn er 
nicht inzwifchen geändert wird, daß der Herr Abgeordnete das 
Actenftüd, in***) dem alle unfere Anfprüche in England verfochten 
werben, hier vilipendirt und als null und nichtig hingeſtellt hat, — 
das gar feinen Werth hätte. Wenn das richtig ift, wenn das von 
deutihen Abgeordnetent) anerfannt wird, dann fann id dem 
deutſchen Botſchafter in England glei telegraphiren: „Lafjen Sie 
die Sade fallen, der Abg. Bamberger will fie nit, alfo lafjen 


Sie es fein.“ (Heiterfeit.) 


Der Herr Abg. Bamberger hat ferner das ganze Object als 
ein werthlofes wiederholt dargeſtellt). Dadurch macht er die 


*) ©. 4422 A. 
**) Der Sat ift abgebrochen; zu ergänzen ift: er bie diplomatiſchen Ber: 
handlungen mit England erfhmert. 
**4) So der StB.; voch ift vieleicht zu leſen: mit dem ac. 
+) StB.: Abvocaten. 
1) In der erften Rebe; in der zweiten ift des Objects und feines Werthes 
überhaupt nicht gedacht. 
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Geſellſchaft ja creditlos, und das ift doch auch Feine nützliche und 
patriotifhe Veftrebung, wenn er hier lediglich, um zu zeigen, daß 
er vor vier Jahren Recht gehabt hat!), jegt den Credit dieſer Ge 
ſellſchaft und ihre Hoffnungen, nad) Allem, was er dazu beitragen 
Tann, gänzlich zu zerftören und zu vernichten ſucht. Das, jage 
ich, ift unpatriotifh. Ich würde mich durch feine Leidenfchaft des 
Haſſes gegen irgend einen Minifter Fortreißen laſſen, unter böf- 
lichen, honigfüßen Phrafen dergleihen Bosheiten in die Welt zu 


ſchicken. (Bravo! rechts.) 


Alſo mir iſt hier ein Bericht der ſüdweſtafrikaniſchen Colonial— 
geſellſchaft als gebrudt übergeben, von bem ich glaubte, er eriftirte 
bisher nur in unferen Xcten.. Da ift gejagt: 

Das Syndicat hat Ende März 1. J. eine unter Führung *) 
des Herrn Dr. Gürih aus Breslau ftehende bergmännifche 
Expedition nah Südweſtafrika ausgejandt, welche gleichzeitig 
mit unferen damals abgereiften Beamten in Walfiſchbai an— 
gelangt ift und fi von da in das innere des Landes be- 
geben Hat. . 

Auch von anderer Seite find Unternehmungen, welde die 
Ausbeutung der Mineralſchätze des ſüdweſtafrikaniſchen Schug- 
gebietes zum Zwede haben, ins Leben gerufen worden. Das 
Mitglied unferes Verwaltungsraths, Herr 2. von Lilienthal, 
hat, wie uns berichtet wird, von ben auſtraliſchen Diggers ?) 
und X. Ohlfon in Capftadt einige Antheile an den oben er- 
wähnten Australian-Prospecting-Syndieate erworben und 
mehrere Perfonen zur Vertretung feiner Interefjen nad Süd: 
weftafrifa geſchickt. 

Der VBergingenieur Herr Scheidtweiler aus Köln hat ſich 
ebenfalls nad) dem Schußgebiete begeben, und zwar, Zeitungs- 
nachrichten zufolge, als Vertreter eines in Köln angeblich, 
gebildeten Syndicate. 


*) ©. 42aB. 

’) Abg. Bamberger: „Alles, was in ben legten vier ober fünf Jahren, 
feitbem ber Herr Reichskanzler die Colonialpolitif inaugurirt hat, geſchehen ift, 
gibt mir mehr Recht ais ihm!" (StB. 441). 

) Gräbern. 
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Wie dur die Zeitungen ferner befannt geworden, :: 
unter dem Namen „Deutich:afrifaniihe Minengefelliber 
ein Unternehmen gegründet worden, weldes eine Erv: 
unter Führung des Herrn Dr. Bernhard Chwarz nad) Zr: 
weſtafrika abgefandt haben fol. 

Wir können nur wünjhen, daß das gleichzeitige Auftre::- 
diefer verfhiedenen Unternehmungen im jüdmweltafrifaniis.-. 
Schutzgebiete eine gründlihe und möglichſt erfolgreiche Turt 
forſchung des Landes nad werthvollen Mineralien :: 
Folge hat. 

Diefe Durchforſchungen haben ftattgefunden und haben ;: 
günftige Ergebniffe geliefert, daß der Unternehmungsgeift der be 
theiligten Herren dadurch weſentlich belebt if. Das kann ja er 
Irrthum fein, es fünnen Mißipeculationen eintreten *); neh 
Sie aber an, daß die Speculation richtig ift: hat das Deutit: 
Rei, Hat Herr Bamberger irgend ein Intereſſe fachlicher or: 
politiſcher Natur, die Leute in der Entwidelung ihrer Hoffnun, 
zu hindern und uns unfere Stellung bei der Vertretung dieir 
Hoffnungen dem Auslande, England gegenüber zu erſchweren durd 
feine Rede, durch die Anfechtungen der Rechtsunterlagen, auf denen 
fi) das Recht diefer Leute gründet? " 

Weiter heißt es: 

Die Aufnahme in den MWeltpoftverein wird gewünſcht. 
Die in Folge des Berggefeges getroffenen neuen Einrichtungen 
einer Bergbehörde und einer Schugtruppe legen der Geicl: 
ſchaft außerordentliche Aufwendungen auf. Die Koften fin! 
für die Zeit bis zum 31. März k. 3. für die Bergbehörde auf 
ca. 80000 Mark, für die Schugtruppe auf ca. 70000 Mar: 
veranschlagt. 

Alfo für diefe werthlofe Sandwüſte des Herrn Bamberger wendet 
die Geſellſchaft tüchtige Summen Geldes auf, viel erheblichere, als 
bier vom Reich dafür gefordert werden. Es find kaufmänniſche 
Unternehmer. Daß diefe jo ganz leichtfertig dabei verfahren, 
kann ich doch nicht annehmen! Keines Falls ift e8 Aufgabe des Reiche, 
fie in der Verfolgung ihrer Aufgaben zu ftören und zu hindern. 



















*) 8. 4260. 
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Ein Urtheil darüber, ob diefe Vorausfegungen zutreffen, 
läßt fi) heute mit diefem Bericht noch nicht gewinnen. 
Herr Bamberger hat es ſchon gewonnen, aber die Unternehmer 
ſelbſt noch nit. 

Das wird genügen. Dieſe Sache eriftirt im Druck. Ich will 
Sie mit ber weiteren Verlefung nicht ermübden. Aber die Hoff- 
nungen, die die Leute haben, ſchneiden wir ihnen vollftändig ab, 
wenn bei uns von fo gewichtiger und amtlicher Seite, wie bei 
einer Debatte des Reichstags, die Rechtsanſprüche, die die Reichs— 
regierung in London*) geltend maden will, als hinfällig und 
zweifelhaft und unbedeutend bargeftellt werden. 

Ich glaube, damit doch die von mir angefochtenen Neußerungen 
aus ber erften Rede des Herrn Bamberger fo weit feftgenagelt zu 
haben, daß fie für die Dauer erkennbar fein werden, und aud) bie 
Schädigung, die uns daraus erwachſen wird. 

AL den Nebel über die Sache, den die zweite Nebe verbreitet 
hat, al die Invectiven über die diplomatifhe Geheimnißfrämerei 
und alle Behauptungen, die mir in den Mund geſchoben worden 
find, ohne daß ich fie gemacht habe, will ich übergehen. Ich habe 
mir einige davon notirt, aber es ift zu fpät, um Sie mit ber 
Wiederholung und einer weiteren Breittretung biefer ſilbenſtechenden 
Discuffion zu ermüden, und deshalb ſchweige ich. 

(Bravo!) 

Der Abg. Bamberger beflagte fich in feiner Ermiberung darüber, 
daß Fürft Bismard ihm Neußerungen untergefhoben habe, die er 
gar nicht gethan habe. Denn über Englands Verhalten in biefer 
Frage babe er überhaupt nicht geſprochen, wie ber Reichskanzler 
ihm Schuld gebe, fondern nur die in den Zeitungen gemachten Mit- 
theilungen erzählt. Wenn ihn Fürft Bismarck beſchuldige, durch feine 
Aeußerung den Credit der „ihrem Emporblühen entgegengehenden“ 
Weſtafrikaniſchen Geſellſchaft gefhäbigt zu haben, fo thue er ihm 
wirklich viel zu viel Ehre an. Fürft Bismard entgegnete**): 

Der Herr Abgeorbnete***) hat mir dies Mal untergefchoben, 
ich hätte ihm vorgeworfen, er hätte von England geredet‘). Ich 

*) ©. 442bD. 


**) StB. 443bC. 
9 6. 443bD. 


ı) Abg. Bamberger: „Seine ganze thesis demonstranda hat er darauf 
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babe gar nicht gehört, daß er von England geredet hat, und ha!: 
es ihm auch nicht vorgeworfen. Ich habe von England in feiner 
anderen Sinne geſprochen, als daß ich von dem Gerechtigkeitäfinn 
und der Freundſchaft Englands hoffte, daß wir diefe Sache rub:; 
beilegen würden, die er mit unzarter Hand berührt Hatte, obn: 
fie zu fennen und ohne davon zu willen. 

Das einzige Punctum saliens !) meiner Yeußerungen und Ter: 
würfe, das ich ſcharf accentuirt hatte, hat er jorgfältiger Weiſe aud 
dieſes Mal umgangen und ift ihm ausgewichen: das ift die Thatſache, 
daß er die Befigtitel unferer Landsleute als werthlos und zweifelhait 
behandelt und dadurd ihre Beweisfraft in den Verhandlungen, in 
denen wir mit England ftehen, abgeſchwächt, wenn nicht vollftändie 
vernichtet hat. Sie werden mir in England fagen: Ihr Landsmann, 
Ihr Freund, der patriotifhe Abg. Bamberger hat ja felbft gejaat, 
das Papier fei Nichts werth; warum wollen Sie das vertreten? 

Warum ift der Herr Abgeorbnete bei feinem dreimaligen 
Wieder: Wort-Ergreifen auf diefen Vorwurf gar nit zurüdigelommen? 
Das möchte ich ihm doch zu Gemüthe führen. 

Er hat außerdem das ganze Object als ein jo werthlojes be: 
handelt, daß die Engländer jagen werden: Mein Gott, wenn Sie 
um folhe Sandbüchje, wie Herr Bamberger fie ja kennt, mit uns 
ftreiten wollen, dann ift uns Ihre Freundſchaft auch nicht viel 
werth; um folder ganz werthlojen Sachen willen*) wollen Sie 
von uns noch Conceffionen erpreſſen! 

Er hat außerdem in Ausficht geftellt, daß unfere ganzen colo- 
nialen Unternehmungen überhaupt fo gut wie mißlungen wären, 
daß wir das Fiasco gemacht hätten, das er vorausgefagt hätte?) 
Ja, meine Herren, fo leicht eingeſchüchtert ift, Gott fei Dank, der 
deutſche Nationalharakter im Ganzen nicht, daß er durch einzelne 
Mißgriffe, Irrungen, Opfer in den einmal begonnenen Colonial: 
beftrebungen ſich abjchreden läßt. Aber**) es ift doc nicht nüglic, 


gegründet, daß ich über Englands Verhalten in biefer Frage geſprochen hätte“ 
(Buruf des Reichslkanzlers: Nein!) (StB. 4438). 
*) Ergänzung des Herausgebers. 
**) ©. 444aA. 
?) Springender Punkt, Kernpunkt, vgl. Bd. X 255, XI 26. 272. 
2) &. bie vorhergehende Neuerung vambergers 
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den Engländern einzureden, daß wir fo leicht abzuſchrecken wären, 
und daß wir nun ermübet und abgejchredt wären durch das, was 
wir feit vier Jahren überhaupt unternommen haben. Ich halte 
es nit für nüglih, das in der Oeffentlichkeit und namentlid 
England gegenüber zu behaupten. 

Denken Sie doch an die Geſchichte der holländifchen Colonien! 
Wie groß find die geweſen! Welche ups and downs!) haben die 
gehabt! Sie?) haben Oftindien gehabt, fie haben Brafilien gehabt 
und haben es verloren, fie haben auch heute noch eine Colonial- 
madt, die viel ſchwerer wiegt an Einwohnerzahl und an Aus— 
Dehnung als das ganze Königreich der Niederlande. Da jehen 
Sie, daß germanijche Zähigkeit ſchließlich doch zum richtigen Ziele 
Tommt, aud wenn fie inzwiſchen Geylon, Oftindien und Brafilien 
und die Capftadt verloren hat; mancher ehrliche Holländer ift babei 
erſchoſſen und erfchlagen worden von den Wilden, fowie von ben 
ausländifhen Feinden, mit denen fie zu kämpfen hatten. 

Segen nun die Herren, die Gefinnungsgenofien des Herrn 
Bamberger, bei der oberdeutſchen Nation weniger Zähigkeit, weniger 
Tapferkeit, weniger Beharrlichkeit voraus als bei der niederbeutichen, 
dann haben fie ganz recht, wenn fie nad) den vier Jahren — wie 
heißt e8 in dem Märchen? — von dem Manne, ber über Land 
gehen wollte und, nahdem er vors Dorf gefommen ift, findet er 
es falt und windig, und er fehrt um und kriecht wieder bei Mut- 


tern unter. Heiterkeit.) 


Das ift das, was Sie dem deutſchen Volfe ala Prognoftifon in 
feinen colonialen Beftrebungen aufftellen. 

Aber ih kann da nur mit Genugthuung meine Sicherheit 
ausſprechen, daß die große Majorität des Reichstags vom deutſchen 
Volk und feiner Beharrlichkeit und feinen Beſtrebungen — feinen 
nationalen — eine höhere und, ich meine, beſſere Meinung hat 
als die Minderheit, die uns gegenüberfteht*). 

(Bravo!) 


*) 6, 44aB. 
') Auf und Nieder, Wechſelfälle. 
2) D. 5. die Hollänber. 
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Ter Abg. Richter nahm die Weiterführung bes von jein 
Farteigenofin Bamberger begonnenen Kampfes auf fi. Sudm 
afrifa mit den holländiſchen Colonien zu vergleihen — ein unal: 
liherer Vergleih jei gar nicht denkbar. Tiefe holländifchen Coloni«- 
feien unter ganz anderen und günftigeren Vorbedingungen vor Ja 
hunderten geichaffen worden; in Sübmeftafrifa aber gebe es Nichts u.: 
Nomabdenitämme, etwas Viehzucht auf einem Boden, der abjolut feinır 
Ader trage, und vor Allem in einem Lande, das des Waſſers und 
Holzes entbehre. Tas Verhalten des Reichskanzlers in der Sache 
fünweftafrifanifchen Golonien ertläre ſich daraus, daß er nicht genuar 
über die Verhältnifje unterrichtet fei, denn was er vorgelejen hatr. 
fei feit dem vorigen Frühjahr allbelfannt. Jeder wifle, daß, angeicdt 
dur die neuen Golbfunde, verſchiedene Expeditionen nah Südm:i: 
afrifa gegangen feien, aber aud, daß fie noch feinen Erfolg gehab: 
hätten, weil bie Golbgräberei nur durch Anlage von Stampfmertin 
lohnend gemadt werden könne, Waſſer und Kohle aber, deren mar 
dazu bedürfe, dort nicht zu finden feien. Neuerdings feien nun dert 
noch Aenderungen in den Berhältnifjen eingetreten, die die ganze im 
Etat gegebene Motivirung Hinfällig madten, und deshalb fei Die Frage 
berechtigt, auf Grund melder Motivirung der Reichstag eigentlich be 
willigen ſolle. Zmeifellos fei der Vertrag zwiſchen Kamaherero und 





. Deutfchland an ſich rechtsgültig, aber fraglich fei, ob nicht, wie Lewis 


behaupte, vor Abſchluß des Vertrags mit Deutichland Kamaherero der 
Engländer diefelben Rechte übertragen habe. Das fei eine reine 
Rechtsfrage, die auf diplomatiſchem Wege geprüft werden müſſe. Dieier 
Prüfung aber habe der Abg. Bamberger in feiner Weiſe präjubicirt. 
Ein Parlament, das plöglih geftellte neue Geldforderungen ohne An: 
frage bewillige, fei nicht werth zu beftehen. Jedes Mal, wenn der 
Reichslanzler erfcheine, trage er einen erregten Ton in die Debatte, 
indem er denen, die anderer Anficht feien, Mangel an Patriotismus 
vorwerfe. Die Erregung des Reichskanzlers fei nach manderlei Tor: 
gängen ber letzten Zeit!) wohl erklärlich, der Reichstag wiſſe aud, 
daß er einem fo großen und um Deutſchland fo verdienten Manne 
Vieles nachſehen muͤſſe, „aber Alles hat zulegt feine Grenzen an unjerer 
eigenen DVerantwortlichleit vor dem Lande.” Zum Schluß fam er auf 
Samoa zu ſprechen. Es fei dringend zu wünſchen, daß die Regierung 
ein Weißbuch über Samoa vorlege, die Verhältniffe in Samoa feien 
fo unklar, daß der Reichstag nad) fo viel Verluften an Menfchenleben 
ein Recht habe zu fragen, wodurch fi die Streitigkeiten dort fo zu: 


») Abg. Richter fpielt Hier wohl auf den Ausgang des Proceſſes gegen 
Profeſſor Geffeten an, der am 5. Januar 1889 aus der Haft entlafjen murde, 
unb auf den Streit pwiſchen Sir Morier und Graf Herbert Bismard (ngl. 
Schultheß, Europäiſcher Gejhichtäfalender 1888 ©. 198, 1889 ©. 2—4). 
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geipigt hätten. Die Ablehnung der Reichsgarantie für Samoa für 
die eingetretenen Zuftände verantwortlih maden zu wollen, fei un: 
zuläffig; im Gegentheil habe Deutſchland allen Grund, dem Abg. Bam- 
berger banfbar dafür zu fein, daß er diefen Verluft von der Reichs: 
caſſe fern gehalten habe. Die auswärtige Volitit habe ernfte Sorgen 
in Europa genug, fie brauche nicht auf Abenteuer in anderen Welt: 
theilen auszugehen. 

Diefen Ausführungen trat Fürft Bismard in folgender Rede 
entgegen*): 

Ter Herr Abg. Richter hat fi über meine Erregtheit ge 
wundert und hat fie mit anderweitigen Vorgängen in Verbindung 
gebracht) — mir find jolde nicht befannt —, die mich hätten 
aufregen fünnen**). Aber id kann dem Herrn Abgeordneten ver 
fihern, daß diefe Verwunderung eine volllommen gegenfeitige ijt. 
Ich habe mich über die Erregtheit des Herrn Abg. Richter noch 
viel mehr gewundert und, id} glaube, mit viel mehr Grund; denn 
wenn mir unſere beiberfeitigen Beſchäftigungen vergleidhen: der 
Herr Abg. Richter hat Nichts weiter auf der Welt zu thun, als 
die Kritif an der Regierung und meiner Perfon; mir liegen eine 


15. 1. 1889. 


ganze Menge verantwortlicher Geſchäfte in meinem vierundfichzige 


ften Jahre feit ſechsundzwanzig Jahren ob, die mich wohl aufs 
regen fünnen, um fo gewifjenhafter ich fie betreibe, und um fo 
mehr mir an einem für das Land und für meinen Kaifer günftigen 
Ausfall diefer Geſchäfte liegt. Der Herr Abg. Richter ift Niemand 
verantwortlich; ich begreife nit, warum er ſich fo aufregt über 
eine Vermehrung der Polizeimacht in Südweftafrifa. it das 
wirklich der Grund für einen jo berühmten Mann, großen Redner 
und Selbftherriher der demokratiſchen Partei, fi in eine ſolche 
Aufregung zu bringen, daß er fagt, und das mit einer Tonart, 
die das Maß der inneren Erregung nod mehr befundet als bie 
Worte, in denen er fi) ausdrüdt: Wenn das Parlament das Recht 
nicht mehr haben follte, darüber auf die unbequemfte Weife und 
ohne Rüdfiht auf auswärtige ſchwebende Verhandlungen zu inter 


*) StB. 445bD. 
**) ©. 464 4. 
2) Abg. Richter: „Ic finde es ſehr erflärlih, wenn der Herr Reichs- 
kanzler nad manden Vorgängen in der legten Zeit fi) in gewiſſer Erregung 
befindet" (StB. 4453). 
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pelliren, dann — id) weiß nit, was er jagte — dann find u: 
überhaupt nicht mehr werth, zu eriftiren '). 
(Heiterkeit reits.) 

Aljo jo gering fchlägt er den Reichstag an: man darf dem Reid: 
tag nicht zumuthen, die mäßige Schonung der Regierung ge: 
über zu beobachten, die jelbit die ſchärfſte Oppofition in and. 
Ländern beobadtet! In England genügt es, wenn Jemand ji 
Wir verhandeln augenblidli über die Sade, und ich Iehne is 
ab, mid; über die Sache auszufpreden; dann ift für den Auaen: 
blif die Sache tobt, und man würde denjenigen für einen Feint 
Englands erklären, wenigftens halten*), der dann den Angri”, 
aud wenn er ber iriſchen Oppofition angehörte, fortjegte. 

Wenn der Herr Abg. Richter damit das Verhalten feiner 
Partei hier vergleicht, jo fann er ſich doch wohl darüber nicht be— 
Hagen ?), wenn von anderer Seite, und namentlih, wenn var 
meiner Seite, der ich verantwortlich bin für die Ergebniffe unferer 
Politik, fein Patriotismus, feine Reichsfreundſchaft mindeftens nicht 
fo Hoch angeſchlagen wird, wie die der Mehrzahl feiner Collegen 
hier — will id} fagen. Das ift ja ein fehr relatives Urtheil, kann 
ihn auch nicht verlegen: denn ich fehlage den Patriotismus der 
Mehrheit ſehr hoch an und den bes Herrn Abg. Richter nicht gan; 
ſo hoch, (Heiterkeit rechts.) 
namentlich wenn er in Conflict kommt mit der Abneigung, die er 
meiner Perſon, meinem Miniſterium, meiner Regierungsleitung 
ſeit zwanzig Jahren hier an dieſer Stelle gewidmet hat. Dann 
ſtreiten in ihm zwei dämoniſche Gewalten, die eine: die leiden: 















S. 446aB. 

) Abg. Richter: „Daß wir, wenn plötzlich neue Geldforderungen an 
uns herantreten, nicht follen die Anfrage ftellen, um mas es ſich Handelt ..., 
das ift von bem Parlamentarismus zu viel verlangt. Cin Parlament, bad in 
biefer Weife verzichtet auf feine Befugniffe, vas würde nicht werth fein, zu 
beftehen“ (StB. 4458). 

) Abg. Richter: „Wir verargen es bem Herrn Reidjäfanzler gar nicht, 
wenn er uns fachlich fo ſchneidig und jcharf gegenübertritt, wie es ihm möglich, 
iſt, ... aber mas mir ihm verargen, ift, daß uns bei jeder Gelegenheit Mangel 
an Patriotismus, Vaterlandsliebe und guter Abſicht vorgeworfen wird!“ 
(StB. 4453). 
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ſchaftliche Liebe zum Vaterlande, und die andere: die Abneigung 
gegen den Reichäfanzler. 

(Heiterkeit rechts.) 
Da trägt die erftere doch nicht immer den Sieg davon. 

In jedem anderen Lande würde die Discuffion über biefen 
Punkt fallen gelafjen worden fein; aber ſeitdem ich erflärt habe, 
Daß mid das genirt, ſeitdem ich dem Herrn Abg. Bamberger vor: 
gehalten habe, daß das mir unbequem war, — da haben die Herten 
gefunden: Aha, da hat die Regierung einen wunden Punkt, da 
wollen wir darauf reiben, das kann den Ausländern fehr günftig 
ein, da fann die Regierung Mißerfolg haben, und das wird uns 
einen unerhörten Spaß machen. 

(Bravo! Lebhafte Heiterkeit rechts.) 
Dann*) wird triumphirt in allen freifinnigen Blättern: Roll: 
Ständige Niederlage des Fürften Bismard. Kurz und gut, voll- 
ftändig nach der franzöfifhen Schablone, wie das in Paris und 
aud in gewiffen ruſſiſchen Blättern fo Mode ift. 

(Bravo! rechts.) 

Aber ich gönne Ihnen das Vergnügen; ic) würde mich auch nad 
der Urſache der Aufregung des Herrn Abg. Richter nicht erkundigt 
haben, wenn er nicht bei mir daſſelbe Leiden vorausgefegt hätte. 
Ich kann ihm verfihern, daß es bei mir nicht vorhanden ift; ich 
befinde mid) in vollfommener Ruhe; es ift mir angenehm, mich 
mit ihm zu unterhalten. (Heiterkeit) 


Er hat ein Weißbuh über Samoa vermißt‘). Ja, meine 
Herren, das find wir ganz bereit, Ihnen vorzulegen, wenn nur erft 
die Berichte eingegangen find. Telegramme bringen nur Bruch— 
ftüde von dem, was geſchehen ift; Telegramme find fehr theuer 
und gehen doch mit den Seefahrten, die fie durchmachen müſſen, 
vierzehn Tage oder drei Wochen. Die Berichte haben wir alfo 
nit, und fobald wir fie Haben, werben wir ja unfere Maßregeln 


*) ©. 446bC. 

>) Abg. Richter: „Ih wunſchte, daß die Regierung uns ein Weißbuch 
über Samoa vorlegte; die Verhältniffe dort find fo unklar, daß wir ein Recht 
haben ..., zu wiſſen, mie es zugegangen ift, daß ſich dort die Gtreitigfeiten 
in ber Weife zugeipigt haben” (StB. 445a). 
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treffen können; auf Fragmente von Telegrammen Hin kann mır 
politiſche Entfchließungen nicht treffen. Aber dann follen Sie aut 
Ihr Weißbucd haben, und dann wird Herr Richter vielleicht nc+t 
eine hübſche Blumenleſe von Kritif der Handlungen ber Regienir: 
und ber Colonialbeftrebungen überhaupt daraus machen können. — 
Jeder hat eben fein Geſchäft. 

(Heiterkeit rechts.) 

Nun, für Eins bin id) dem Herrn Abg. Richter dankbar, dad" 
er feinem politiien Freunde, dem Herrn Abg. Bamberger, einige: 
Maßen zu Hilfe gefommen ift. Es ift dem ja jehr ſchwer ge— 
worden, und er hat deshalb nad dreimaligem**) Wortergreikr. 
nicht darauf zurüdtommen wollen, offen zu jagen: Ja, ich hub: 
leider die deutſchen Rechtstitel, die in England geltend gemadt 
werben können, vollftändig als zweifelhaft und werthlos bezeichnet. 
Herr Richter ift ihm gegenübergetreten und hat gejagt: Die Tite! 
find rechtsgültig, unbedingt ). Wir find alfo in der angenehmen 
Rage, wenn die Engländer uns den Herm Abg. Bamberger vor: 
halten als Autorität, Herrn Richter gegen Herrn Bamberger gelten? 
zu maden. Herr Richter ift dafür, und die Engländer werden ja 
entfcheiden, wer der größere Jurift ift. 

(Heiterkeit rechts.) 

Wenn es richtig ift, was der Herr Abg. Richter anführt, das 
Alles, was wir über die Ausfichten diefer Geſellſchaft wiſſen, ſchen 
vorher befannt war ?), ja, dann ift mir das Auftreten des Herm 
Abg. Bamberger noch viel unbegreiflicher. Wenn er das mußte, 
daß es bei uns Landsleute gibt, die Hoffnungen haben und große 
Aufwendungen dafür mahen, wenn er das feit Jahr und Taa 
wußte — was ich nicht wußte; ich habe meine anderen Gefchäjte, 
ich kann nit in alle Details eingehen, die hier zur Berathung 
fommen —, dann hätte ber Herr Abgeorbnete doch um fo mehr 


*) StB.: ale. 

**) 6. 446bD. 

) Abg. Richter: „Es ift ganz außer Zweifel, daß der Vertrag zwiſchen 
Kamaherero und Deutſchland an fi ein rectägültiger ift” (StB. 444b). 

?) Abg. Richter: „Was uns ber Herr Reichskanzler ald neuere Bor: 
Tommniffe von einem Zettel, den man ihm übergeben hat, vortrug, find ja 
ganz allbefannte Geſchichten aus dem vorigen Frühjahr" (StB. 444b). 
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Anftand nehmen follen, die Documente, die die Bafis der Eriftenz 
der Geſellſchaft und ihrer*) Hoffnungen bilden, auf dieſe Weife 
geringihäßig vor ber Deffentlichkeit zu behandeln. Dann muß ich 
faft jagen, daß jein Mangel an Beiftand für Landsleute und für 
Regierungsbemühungen ein wohlüberlegter gewefen fein muß. Denn 
daß wir Angefihts diefer ihm befannten Ausfichten der Gefell- 
ſchaften gegen die Erpedition Lewis’ reclamiren würden in London, 
das fonnte er ſich doch bei feiner Sagacität, die er fonft in poli— 
tiſchen Dingen und namentlih in colonialen immer bewährt hat, 
felbft jagen. Alfo ih muß dem Herrn Abg. Bamberger bier 
Schuld geben, daß er in mohlüberlegter Weife die Intereffen der**) 
Gefellfaft und die der Regierung in ihren diplomatifhen Ver: 
Handlungen mit England weſentlich geſchädigt hat. 

Herr Richter hat gejagt, daß alle die Gründe, die ihn davon 
hätten abhalten follen, ihm feit Jahr und Tag alle befannt waren, 
— ja bas ift etwas ganz Anderes; dadurch erſcheint mir Herr 
Bamberger no in viel weniger günftigem Lichte als früher. Ich 
Tann übrigens Hinzufügen, daß mir doch noch außer dem, was ih 
verlefen habe — ich fannte e& nicht, ehe ich es las —, noch 
andere und günftigere Berichte befannt find, noch begründetere, 
und auf wifjenf&aftlihen Prüfungen ber höchſten Bergautoritäten 
in Deutfchland beruhend. Ob nun Pochwerke nöthig find oder 
nit, das möchte ich Herrn Richter bitten !), doch ber Geſellſchaft 
zu überlaffen. Er ift aber ein Freund von Unabhängigkeit und 
Freiheit nur für fich felbft; fonft hat er eine gewiſſe Neigung, 
ſelbſt diefe harmloſe Geſellſchaft zu tyrannifiren, als ob fie zu 
feiner Partei gehörte. 

(Heiterkeit. Bravo! rechts.) 


Nachdem ein Schlußantrag angenommen worden war, folgte der 
Discuffion noch eine Reihe von perfönlichen Bemerkungen. 

Abg. Bamberger: „Der Herr Reichskanzler hat bemerkt, daß 
ich geſchwiegen hätte zu der Beſchuldigung, daß ich die Titel der deut: 

*) StB.: ihre. 

**) S, 4472 A. 

4) Ag. Richter: „In confervativen colonialfreundligen Blättern können 
Sie Berichte Iefen ..., daß dieſe Goldgräberei nur dann lohnte, wenn es 
mögli wäre, durch Stampfmerte biefe Erze bearbeiten zu laſſen“ (StB. 444b). 
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hen Bürger in Sübmweftafrifa für ſchwach halten würde ımb fie r: 
wiberlegt hätte, und, ermumtert durch bieies Schweigen, hat er w:: 
verſchiedenen Angriffen, die er gegen mid losgelafien Hat, noch 
gefügt, daß ih wohl mit dem Bewußtſein, einem deutichen Mithn:: 
zu ſchaden, das Wort ergriffen hätte. Nach meiner Vorftellung ii 
parlamentarifch nicht erlaubt. Ich glaube aber, es ift noch em: 
Schlimmeres, als parlamentarifd nicht erlaubt: es ift anjtändiger F 
nit erlaubt.” (Sehr gut! links.) Der Präfident ruft den At: 
Bamberger zur Ordnung. 

Abg. Bamberger: „Herr Präfivent, da ift zum erften W:. 
feit meiner einundzmwanzigjährigen parlamentarifden Yaufbahn , dat i 
zur Ordnung gerufen werde. Es ift aber aud das erfte Wal, r 
folge Bemerkungen, mie die des Herm Reichslanzlers in der Sat: 
unbeanftanbet durchgegangen find...” 

Abg. Richter: „Ich habe mich mit meinen Ausführungen feine: 
wegs in Widerſpruch gefegt mit dem Herm Abg. Dr. Bamberc: 
Daß ich aber behauptete, e3 fei nicht neu, ſondern allbefannt, beic: 
ſich auf die Goldgräbererpebition im Frühjahr und nicht auf Die Ver— 
tragäverhältnifje von Kamaherero. 

„Dann muß ih mich gegen den Herrn Reihölanzler verwahren. 
daß ich aus Haß oder aus Liebe zu ihm meine parlamentariihe Haltung 
eintihte. Ich habe in den zwanzig Jahren gegen und für ihn ac 
ftimmt nur nad ſachlichen Rückſichten und niemals nad einer perjen: 
lichen Stimmung. 

„Dann hat ſich der Herr Reichskanzler erlaubt, Vergleiche an- 
äuftellen über den größeren oder geringeren Grab von Patriotismus 
von mir und anderen Mitgliedern des Reichstags. Der Herr Reichs: 
kanzler follte zu hoch ftehen, um ſolche Ausfäle zu machen, bie nur 
die Schwäche feiner Sache befunden. Der Herr Reichskanzler hat fih 
heute wahrlich nicht mit neuem Ruhme bebedt.“ 

Der Titel, der die lange Discuffion hervorgerufen, wurbe darauf 
mit Mehrheit bewilligt. 
















27. Sitzung des Deutſchen Reichstags 


Sonnabend 26. Januar 1889. 


In der Thronrede war als eine der widtigften Culturaufgaben 
Deutſchlands in Afrita die Bekämpfung des Negerhandels und der 
Sclavenjagben anerkannt und dem Reichstag eine Mittheilung über den 
Inhalt und den Zweck einer darauf bezüglihen Verftändigung mit 
England in Ausficht geftelt worden. Da dieſe Beftrebungen von einer 
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internationalen Fatholifh-firhlihen Bewegung, die Cardinal Lavigerie 
Xeitete, lebhaft unterftügt wurden, unternahm e3 das Centrum, auch 
Den Deutſchen Reichstag zu einer Kundgebung der Sympathie zu ver: 
anlaffen, um durch den Drud der öffentlichen Meinung die verbündeten 
Megierungen zur Erfüllung des in der Thronrebe gegebenen Verſprechens 
anzuhalten. Schon wenige Tage nad; Eröffnung des Reichstags bradte 
mer Abg. Windthorft folgenden Antrag ein: 
Der Reichstag wolle beſchließen: 

den verbünbeten Regierungen gegenüber nachſtehende Erklärung 

abzugeben: 

1. Der Reichstag ſpricht auch feinerjeitd bie Ueberzeugung 
aus, daß, um Afrika für chriſtliche Gefittung zu gewinnen, 
zunãchſt die Belämpfung des Negerhandels und der Sclaven: 
jagden nothwendig fein wird; 

2. der Reichstag wird bereit fein, die Mafregeln, melde bie 
verbündeten Regierungen zu dieſem Zwecke vorzufclagen 
gedenken, in die forgfamfte Ermägung zu ziehen und auch 
feinerfeit3 zu unterftügen; 

3. der Reichstag fpricht die Hoffnung aus, daß es gelingen 
wird, bie übrigen betheiligten Mächte zur Mitwirkung bei 
Ausführung diefer Mafregeln zu beftimmen, insbefondere 
aud dahin, daß die in dem verfchiebenen Ländern zum 
Zwecke der Befämpfung bes Negerhandels und ber Sclaven: 
jagben ſich vorbereitenden Unternehmungen nad) einem ein: 
heitlihen, durch Vereinbarung feitzufegenden Plane durd: 
geführt werben. 

Der Antrag Windthorft gelangte in der 15. Sitzung des Reichs: 
tag3 am 14. December 1888 zur Discuffion. Namens des Bundes: 
raths gab der Staatäfecretär des Auswärtigen Amts Graf Herbert 
Bismard die Verfiherung, daß der Reichstag fi binnen Kurzem 
mit einer entfpredenden Vorlage zu beſchäftigen haben werde, nachdem 
die Bereitwilligfeit der Mehrheit, die Beſtrebungen ber Regierungen 
zu unterftügen, durch Annahme der vorgefhlagenen Refolution feft: 
geftellt fei. Der Antrag wurde denn aud gegen die Stimmen der 
Freifinnigen und Socialdemofraten angenommen. 

Am 22. Januar 1889 überfandte Fürft Bismard dem Reichstag 
den Entwurf eines Geſetzes, betreffend Befämpfung des Eclaven- 
handels und Schuß ber deutfhen Intereſſen in Oſtafrika, 
folgenden Wortlauts: 

$ı. 


Für Maßregeln zur Unterdrüdung des Sclavenhandels und 
zum Schuß ber deutſchen Interefien in Oſtafrika wird eine Summe 
bis zur Höhe von 2000000 Mark zur Verfügung geftellt. 


26. 1. 1889. 


203 1. 1888. 
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s2. 
Die Ausführung der erforberliden M-irı 
Neichscommifjar übertragen, welcher gleihz: 
theilten befonderen Inſtructionen die dem 
mäßig zuftehende Aufſicht über die Teutic 
ſchaft und deren Angeftellte in Cftafrila ausütt. 
$3. 
Der Reichslanzler wird ermächtigt, die erforberiiher 
träge nad Mafgabe des eintretenden Bebürfnines aus Dez 
reiten Mitteln der Neihshauptcafje zu entnehmen. 


Beigegeben war folgende 







nor 


Begründung?). 


Die leitenden Grundfäge der deutſchen Colonialpofirif, =.: 
fie 1884 und 1885 in amtlicher Erörterung die Zuſtimmung 
Neichstans erhalten haben, bilden auch gegenwärtig die Richt 
fir das Verhalten der Kaiferliden Regierung bei überfeeii 
Unternehmungen von Neichsangehörigen. In Folge derſelben it 
dem Neid feine Verpflichtung angefonnen worden, deutſche Untr: 
nebmer in überfeeifhen Ländern bei Verluften ſchadlos zu halten. 
oder ihnen günſtige Ergebniffe auf wirthſchaftlichem Gebiete zu 
ſichern. Die Vortheile, welche der Schug des Reichs den Reiche: 
angebörigen gewährt, welche uncivilifirte Gebiete in fremden Welt: 
theilen zu colonifiren beabfihtigen, liegen hauptſächlich im der 
Sicherſtellung des zu colonifirenden Gebiets gegen Störungen un? 
Eingriffe anderer Colonialmächte. Die Intervention des Reichs 
Tann im der Regel nur anderen auswärtigen Mächten gegenüber 
zur Geltung kommen, während die Bewältigung des Widerftrebens 
wilder Cingeborener und anderer in ber Beſchaffenheit des zu 
eolonifirenden Yandes liegender natürlihen und localen Hinder: 
niſſe Aufpabe der Unternehmer bleiben muß. Auf diefem Gebiet 
kann auferbalb des Bereichs unferer maritimen Streitkräfte colo: 
nialen Unternehmungen eine materielle Unterftügung nicht geleitet 
werden, 
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Desgleichen gehört es nicht in das Programm der deutſchen 
Golonialpolitif, für die Herftellung ſtaatlicher Einrihtungen unter 
barbarifchen Völkerſchaften einzutreten und bort eine unferen Ans 
ſchauungen entiprehende Ordnung der Verwaltung und Juftiz her- 
äuftellen. 

Dagegen bat Deutſchland in feinen afrifanifchen Nieder 
laſſungen jhon durch die unter Theilnahme des Reichs erfolgten 
Beſchlüſſe der Congoconferenz in Gemeinfhaft mit anderen euro: 
päiſchen Nationen die Ehrenpfliht übernommen, fi) an der Civili- 
firung Afrikas in gleicher Linie mit den anderen Großmächten Euro: 
pas zu betheiligen. Die Erfüllung diefer nationalen Chrenpflicht 
iſt uns ſeitdem praltiſch näher getreten durch die Befignahme eines 
beträchtlichen Theiles von Afrifa unter deutſchem Schutze. Die 
erfte Vorbedingung für das Gelingen civilifatorifcher Beftrebungen 
ift aber die Abftellung der Sclavenausfuhr und der damit ver: 
bundenen Jagden und Kriege, welche das Material für den 
Menſchenhandel liefern. So lange diefer Handel und feine bru— 
talen Gewaltthaten beftehen, fehlen Afrifa die Eriftenzbedingungen 
eines menſchlichen Gulturlebens. In engem Zufammenhange mit 
dem Sclavenhandel fteht die innerafrifanifche Bewegung, wie fie 
in ben Kriegen des Mahdi und den Angriffen auf europäifche 
Anfiedelungen und Miffionen am oberen Congo, an den afrifani- 
ſchen Binnenfeen und in anderen Gebieten Centralafrifas zu Tage 
getreten ift. 

An der Belämpfung diefer dem Chriftentbum und ber euro- 
päiſchen Givilifation unverföhnlih feindlihen Elemente im Ein- 
verftändniß mit anderen hriftlihen Mächten mitzuwirken, ift durch 
den deutſchen Mitbefig an Afrika zu einer Ehrenpflicht des Reichs 
geworden. Die Oſtafrikaniſche Gejelichaft ift ein Organ, durch 
welches diefe Aufgabe der Nation zunächft wahrgenommen werben 
kann, und ihr fünfzigjähriger Vertrag mit dem Sultan gibt ihr 
die Handhabe, auf den für Deutſche refervirten weiten Gebieten im 
Sinne diefer Aufgabe thätig zu jein. In diefer ihrer Stellung 
liegt ihr Anfpruch auf Unterftügung durch das Reich behufs Ab- 
wehr ber Angriffe auf die deutſchen Niederlaffungen an ber Zan— 
zibarküfte. 

Bismards politiſche Reden. XII. 36 
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g2% 

Die Ausführung der erforberlihen Mafregeln wird einc- 
Reichscommiſſar übertragen, welder gleichzeitig nad} den ihm er 
theilten befonderen Inftructionen die dem Reichskanzler ftatu: 
mäßig zuftehende Auffiht über die Deutſch-Oſtafrikaniſche Gei:t 
ſchaft und deren Angeftellte in Oſtafrika ausübt. 


3. 
Der Reichskanzler wird ermächtigt, die erforderlichen A 
träge nach Maßgabe des eintretenden Bedürfniſſes aus den be 
reiten Mitteln der Reichshauptcaſſe zu entnehmen. 





Beigegeben war folgende 


Begründung). 


Die leitenden Grundſätze der deutſchen Colonialpolitik, wie 
fie 1884 und 1885 in amtlicher Erörterung die Zuſtimmung des 
Reihstags erhalten Haben, bilden auch gegenwärtig die Richtichnur 
für das Verhalten der Kailerlihen Regierung bei überſeeiſchen 
Unternehmungen von Reichgangehörigen. In Folge derjelben it 
dem Reich feine Verpflihtung angefonnen worden, deutfhe Unter: 
nehmer in überfeeifchen Ländern bei Verluften ſchadlos zu halten, 
oder ihnen günftige Ergebniffe auf wirthſchaftlichem Gebiete zu 
fihern. Die Vortheile, welche der Schuß des Reis den Reihe 
angehörigen gewährt, welche uncivilifirte Gebiete in fremden Welt: 
theilen zu coloniſiren beabfihtigen, liegen hauptſächlich in ver 
Sicherſtellung des zu colonifirenden Gebiets gegen Störungen um 
Eingriffe anderer Colonialmächte. Die Intervention des Neics 
ann in der Regel nur anderen auswärtigen Mächten gegenüber 
zur Geltung fommen, während bie Bewältigung des Widerftrebens 
wilder Cingeborener und anderer in der Beſchaffenheit des zu 
colonifirenden Landes Tiegender natürliden und localen Kinder: 
niffe Aufgabe ber Unternehmer bleiben muß. Auf diefem Gebiet 
kann außerhalb des Bereichs unferer maritimen Streitkräfte colo: 
nialen Unternehinungen eine materielle Unterftügung nicht geleitet 
werben. 


) StB. Anl. Nr. 71 ©. 4928/493b. 
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Desgleihen gehört es nicht in das Programm der deutſchen 
Colonialpolitik, für die Herftellung ſtaatlicher Einrichtungen unter 
barbariſchen Völferfchaften einzutreten und bort eine unjeren Ans 
ſchauungen entſprechende Ordnung der Verwaltung und Juſtiz her= 
zuſtellen. 

Dagegen hat Deutſchland in ſeinen afrikaniſchen Nieder— 
laſſungen ſchon durch die unter Theilnahme des Reichs erfolgten 
Beſchlüſſe der Congoconferenz in Gemeinſchaft mit anderen euro— 
päiſchen Nationen die Ehrenpflicht übernommen, ſich an der Civili— 
ſirung Afrikas in gleicher Linie mit den anderen Großmächten Euro— 
pas zu betheiligen. Die Erfüllung dieſer nationalen Ehrenpflicht 
iſt uns ſeitdem praltiſch näher getreten durch die Beſitznahme eines 
beträchtlichen Theiles von Afrika unter deutſchem Schutze. Die 
erſte Vorbedingung für das Gelingen civiliſatoriſcher Beſtrebungen 
iſt aber die Abſtellung der Sclavenausfuhr und der damit ver: 
bundenen Jagden und Kriege, welhe das Material für den 
Menjhenhandel liefern. So lange dieſer Handel und feine bru= 
talen Gemaltthaten beftehen, fehlen Afrika die Eriftenzbedingungen 
eines menſchlichen Culturlebens. In engem Zufammenhange mit 
dem Sclavenhandel fteht die innerafrifanihe Bewegung, wie fie 
in den Kriegen des Mahdi und den Angriffen auf europäifche 
Anfiedelungen und Miffionen am oberen Congo, an den afrifani- 
ſchen Binnenfeen und in anderen Gebieten Centralafrifas zu Tage 
getreten ift. 

An der Bekämpfung diefer dem Chriftentbum und ber euro— 
päiſchen Givilifation unverſöhnlich feindlichen Elemente im Ein- 
verftändniß mit anderen hriftlihen Mächten mitzuwirken, ift durch 
den deutſchen Mitbefig an Afrifa zu einer Ehrenpflicht des Reichs 
geworden. Die Oftafrifanifhe Geſellſchaft ift ein Organ, durch 
welches diefe Aufgabe der Nation zunächſt wahrgenommen werben 
ann, und ihr fünfzigjähriger Vertrag mit dem Sultan gibt ihr 
die Handhabe, auf den für Deutſche refervirten weiten Gebieten im 
Sinne diefer Aufgabe thätig zu fein. Im dieſer ihrer Stellung 
liegt ihr Anfprucd auf Unterftügung durch das Reich behufs Ab: 
wehr der Angriffe auf die deutfchen Niederlaffungen an der Zan— 
zibarküſte. 

Bismards politiſche Reden. XII. 36 
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Die Regierung Sr. Majeftät des Kaifers hat Daher, wie «u: 
der dem Bundesrath und Reichstag vorgelegten Sammlung ur 
Aktenftücen über den Aufftand in Oftafrifa erfichtlich ift, zunätt 
in Gemeinfhaft mit England und Italien über die zu den Br 
figungen des Sultans von Zanzibar gehörige Küfte des oflafritc: 
niſchen Feſtlandes eine Blocade verhängt und fich gleichzeitig eꝛ 
andere bei der Erſchließung Afrikas für chriſtliche Kultur un 
Gefittung intereffirte Nationen Europas gewandt, um durch cr 
meinf&haftlihe Maßregeln den Raubzügen und Vermüftungen vr 
arabiſchen Sclavenjäger entgegen zu treten. 

Der Reichstag hat in feiner Plenarfigung vom 14. Decembe: 
v. J. eine Rejolution beſchloſſen, worin berfelbe unter Bew: 
nahme auf die Allerhöchſten Worte der Thronrede die Web: 
zeugung ausſpricht, daß die Aufgabe, Afrifa für chriftlice Ge 
fittung zu gewinnen, mit der Belämpfung bes Negerhandels un 
der Sclavenjagden beginnen müffe. In der Reſolution ift ferner 
die Bereitwilligfeit des Reichstags ausgeiproden, die von den ver 
bündeten Regierungen zu dieſem Zweck vorzujhlagenden Maß— 
regeln in Erwägung zu ziehen und zu unterftügen. 

Der unter dem 28. April v. J. zwifhen dem Sultan von 
Zanzibar und der Deutſch-Oſtafrikaniſchen Geſellſchaft abgeſchloſſene, 
in dem Weißbuch über Oſtafrika mitgetheilte Vertrag, durch welchen 
der Geſellſchaft die geſammte Verwaltung in den feſtländiſchen 
Beſitzungen Sr. Hoheit ſüdlich vom Umbafluß übertragen iſt, bit 
in Folge des erwähnten Aufſtandes bisher nicht vollſtändig zur 
Ausführung gelangen können. Die Macht des Sultans hat fich 
nit als ausreichend erwiefen, um, dem Vertrage entſprechend, 
die Gejelfhaft bei Ausübung der ihr gewährten Rechte wirkſam 
zu unterftügen, und die Gefellfhaft jelbft verfügt nicht über die 
nöthigen Mittel, um fi) der Angriffe der arabifhen Sclaven: 
händler auf allen Küftenpunften zu ermwehren. 

Ohne eine Unterftägung durch das Reich wird unter dieſen 
Umftänden die Aufgabe der Betheiligung Deutſchlands am ber 
culturellen Arbeit der Gefittung Afrikas von der Oſtafrikaniſchen 
Geſellſchaft nicht gelöft werden fönnen. Um die angemefjene Ler: 
wendung der vom Reich zu gewährenden Mitteln zu fihern, wird 
es erforderlich fein, einen Commiſſar des Reiche zu ernennen und 
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nad Zanzibar zu entjenden, welcher mit den erforderlihen Voll- 26.1. 1889. 
machten ausgeftattet ift, um in den unter beutfche Verwaltung 
geftellten Befigungen des Sultans von Zanzibar und in den be 
nadbarten Gebieten die zur Belämpfung der aufrührerifhen 
Sclavenhändler erforberlihen Maßregeln zu überwachen. 

Nachdem durch Verhängung der Blocade über das Feftland- 
gebiet von Zanzibar Schiffe der Kaiferliden Marine in Gemein- 
ſchaft mit englifchen, italienifchen und portugieſiſchen Kriegsſchiffen 
beichäftigt find, Waffen- und Munitionszufuhren abzufchneiden und 
die Sclavenausfuhr zu verhindern, wird zur Herftellung und Er- 
haltung der Sicherheit und Ordnung vor Allem die Anwendung 
einer einheimiſchen Polizeimacht von ausreihender Stärke erforder- 
lich fein. 

Ueber fonftige Verwendungen wird die Kaiſerliche Regierung 
im Laufe ber Verhandlungen des Reichstags ſich vertraulih zu 
äußern bereit jein ?). 

Nah 5 41 des Statut? der Deutſch-Oſtafrikaniſchen Gefell: 
ſchaft wird die Auffiht über die Gefellihaft von dem Reichskanzler 
geführt und ift nach $ 42 darauf zu richten, daß die Geſchäfts— 
führung den ftatutarifchen Zwecken der Gefellihaft entſpricht und 
im Einklang mit den gefeglihen Vorfchriften erfolgt. Als Organ 
der Auffichtsbehörde fungirte bisher ein vom Neichsfanzler be— 
ftellter Commiffar in Berlin mit den im $ 41 des Statuts er- 
wähnten Befugniffen. Es hat ſich jedoch das Bedurfniß ergeben, 
zur Ueberwachung der Thätigkeit der Geſellſchaft in Oſtafrika und 
namentlich auch in den der Geſellſchaftsverwaltung durch Vertrag 
mit dem Sultan von Zanzibar vom 28. April v. J. unterſtellten 
Gebieten ein ſtändiges politiſches Aufſichtsorgan des Reichs an 
Ort und Stelle zu beſitzen, welches den dortigen Vertretern der 
Geſellſchaft gegenüber mit durchgreifender Autorität ausgeſtattet 
iſt. Die bisher in dieſer Richtung von dem Kaiſerlichen General— 
conſul in Zanzibar ausgeübte Einwirkung hat ſich nicht ausreichend 
erwieſen, um Irrungen zu verhüten und internationalen Ber: 
widelungen vorzubeugen. Dem durch das Geſetz in Vorfchlag 


) Zu diefem Zufag vgl. unten bie Bemerkung bed Fürften Bismarck 
©. 573. 
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gebrachten Reichscommiſſar für Oftafrifa wird daher insbejonder: 
auch das Recht zuftehen müflen, die von der Geſellſchaft ar’ 
Grund der ihr vom Sultan übertragenen Ausübung der Landes: 
hoheit für das oftafrifanifche Küftengebiet erlafienen Verordnungen 
und Reglements außer Kraft zu fegen oder Abänderungen der 
felben zu verlangen, fowie die Entfernung beziehungsweiie Er 
fegung der dort angeftellten Beamten der Gefellfchaft herbeisı: 
führen. Eine ftaatlide Einmifhung in die wirthſchaftlichen Ar- 
gelegenheiten oder in die Zollerhebung der Gefelihaft iR nid: 
beabfichtigt. Um die Competenz des Reihscommifjars nah allen 
Seiten hin feftzuftellen, find Verhandlungen mit dem Directions 
rath der Deutſch⸗Oſtafrikaniſchen Geſellſchaft eingeleitet und ift ein: 
Verftändigung mit dem Sultan von Zanzibar in Ausficht geftelt 

Für die Ausführung des vorftehenden Actionsprogramms it 
nad) einem betaillirten, von fadhverftändiger Seite ausgearbeiteten 
Koftenanfhlag die Summe von zwei Millionen Mark erforderlich, 
Es kommen hierbei nicht in Betracht die Koften der Stationirung 
der Kriegsſchiffe an der oftafrifanifhen Küfte, welche bei der 
Fonds der Marineverwaltung nachgewiejen werden. Die verar- 
ſchlagten Koften umfafjen außer denjenigen der erftmaligen Organi: 
fation die laufenden Ausgaben bis 1. April 1890. 

Etwa fernerhin noch erwachſende Ausgaben würden in dem 
Etat des betreffenden Rechnungsjahres vorzufehen fein. 





Die erfte Berathung des Geſetzentwurfs ftand auf der Tages: 
orbnung der 27. Sitzung des Reichstags, Donnerftag 26. Januar 1889. 
Sie wurde dur eine Rede des Staatäfecretärs des Auswärtigen Amts, 
Staatsminifters Graf Bismard:Schönhaufen, eingeleitet, in ber er 
Turz die Genefis der Vorlage entwidelte und ihre beidleunigte An: 
nahme im Intereſſe der Wieberherftellung der deutſchen Herrichaft in 
Dftafrifa empfahl. Nach ihm gab der zum Reichscommiſſar auserfehene 
preußifche Hauptmann Wißmann Auffhlüffe über die Zuftände und 
Ausfihten der deutſchen Niederlafjungen in Oftafrifa und befämpfte 
die Bedenken, die Seitens der Oppofition, namentlich der klimatiſchen 
Verhältniffe wegen, gegen die Lebensfähigkeit der dortigen Colonie er: 
hoben worden waren. Um fo düfterer war bad Bild, dad ber Aba. 
Bamberger von den deutſchen Colonialbeftrebungeu entwarf. Den 
erften Angriff richtete er gegen die in ben Vorträgen ber beiden Bor: 
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redner enthaltene „petitio principii*, daß Golonialbefig an ſich ein 26. 1. 1889, 
Glüd für ein europäifches Land fei. Die Anſchauung, meinte er, fei 
fo beftritten, daß fi) Freunde und Feinde des Colonialbefiges in allen 
Ländern Europas faft gleich ſtark gegenüber ftünden. Nur für eine 
Art Colonialpolitif erklärte er Sympathien zu haben, nämlich für eine 
ſolche, die Colonien erobere, um dann Deutihe dort anzufiebeln, aber 
dieſe Art der Colonialpolitif fei 1870, wo man den Franzofen einen 
Theil ihrer Colonien ald Siegespreis habe abnehmen fönnen, verworfen 
morben und unter den jegigen Verhältniffen nicht aufzunehmen. Bon 
den deutſchen Pflanzercolonien behauptete er, daß die Opfer an Gelb 
und Menden, die fie erforberten, nicht entfernt die DVortheile auf: 
mögen, die bier zu erringen fein. Er ging darauf die einzelnen 
Colonialgründungen Deutſchlands durh, um nachzuweiſen, daß feine 
die Hoffnungen erfüllt habe, die daran gefnüpft worden feien, übte 
ſcharfe Kritik an dem Verfahren der Oſtafrikaniſchen Geſellſchaft, die 
mit unzulänglihen Mitteln ein großes Unternehmen begonnen, unfähige 
Perſonen zur Erfüllung ihrer Zmede ausgewählt und durch eine faljche 
Methode ſich felbft in unentwirrbare Verlegenheiten gebracht habe, und 
machte den Reichskanzler für ben „cavaliermäßigen“ Ton verantwort: 
lich, den die Beamten der Geſellſchaft in ihrem Verkehr mit den Ein- 
geborenen angeſchlagen hätten. Und nun verlange die Gejelliaft vom 
Deutſchen Reid, daß es ihren Mangel an Vorſicht, Geſchicklichkeit, 
Ueberlegung und Capital aus dem Sade der Steuerzahler ergänze. 
Freilich habe das Reich den großen Fehler begangen, biefer Oftafrikanis 
ſchen Geſellſchaft einen Schugbrief zu ertheilen, es habe meiter den 
Generalconful des Deutfchen Reichs beauftragt, den Vertrag mit dem 
Sultan von Zanzibar abzufgließen, und dadurch natürlich die Ver— 
wirrung ber Begriffe geichaffen, auf Grund deren man jegt das Cin- 
treten des Reichs für die Gefellichaft fordere. Und doch ftehe jede 
Intervention des Reichs zu Gunſten der bedrohten Geſellſchaft im 
Widerſpruch zu dem Programm der Colonialpolitif, wie es 1884 amtlich 
vom Reichskanzler aufgeftellt worden fei. Nach diefem Programm fei 
jede coloniale Gründung, bie fi nicht als lebensfähig ermweife, dem 
Schickſal des Untergangs preiözugeben, aber nicht dadurch lebensfähig 
zu maden, daß ihr das Deutſche Reich mit Geld und anderen Kräften 
zu Hilfe komme. Bon einem Engagement der deutſchen Ehre in Dft: 
afrifa Tönne Niemand fprehen. Die Belämpfung des Sclavenhandels 
und der Sclavenjagben, die die Vorlage als erſten Zweck voranftelle, 
fei nur der Dedmantel für die Abſicht, der Geſellſchaft beizuftehen. 
Denn Niemand habe bisher daran gedacht, daf die Congoacte Deutfch- 
land verpflichten könne, als „fahrender Ritter“ nad Afrifa hinüber zu 
ziehen, um einen völlig nuglofen Kampf gegen Sclaverei und Sclaven: 
handel zu beginnen. Nachdem die Blocade ſich ala erfolglos erwieſen 
habe, molle man durch Landtruppen den Küftenbefig ſchützen — er 
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prophezeite daraus „unabjehbare“ Kämpfe mit einem „unabiehbaren“ 
Hinterland und eine „unendliche“ Reihe von Schwierigkeiten. Wir 
Freuden erklärte er ſich bereit, zwei, ja fünf Millionen der Oſtafrilari 
ſchen Geſellſchaft zu bemilligen, damit das Reich von jeder weiterer. 
Verpflichtung befreit werbe; aber die in der Vorlage geforderten zw: 
Millionen feien nur der Heine Finger, an dem man dann die ganıc 
Hand nachziehen werbe. Zum Schluß verglih er die „Afrilazüge“ der 
Deutfchen, die er eine Frucht ihres nad Abenteuern lechzenden Geiñtes 
nannte, mit den „Römerzügen” der Deutfchen Kaifer, die Deutichlan 
um Jahrhunderte in feiner Entwidelung zurüdgebraht hätten: „aber 
die Afrifazüge find noch ſchlimmer als die Römerzüge.“ Abg. Wind: 
horſt befürmortete die Ueberweiſung der Vorlage an eine Commiſſion 
damit die Regierung in der Lage fei, dort vertraulich diejenigen Wit 
theilungen zu machen, die fie öffentlich vor ganz Europa nicht machen 
Tonne. Seine und feiner Freunde Stellung zu der Vorlage präciirte 
er in folgender Weife: „Wenn es fi heute darum handelte, die 
Golonialpolitit von Neuem zu inauguriren, inäbefondere auch in I 
afrika, jo würde ich einfach Nein fagen, weil ich dafür halte, daß uniere 
Lage in Europa, unfere Lage zwiſchen den zwei größten und mächtiaiten 
Militärmãchten die volle Concentrirung unferer Kraft verlangt und dark 
jede Zerfplitterung diefer Macht uns in Gefahr bringen fann .. 

Indes, wir ftehen heute nicht mehr vor der Frage, ob mir Colonien 
anlegen wollen oder nicht, ob wir namentlich in Oſtafrila Fuß fafien 
wollen ober nicht; wir ftehen vielmehr auf dem anderen Etanbpuntie, 
daß wir die Colonien haben und daß wir namentlih in Oftafrifa Fuk 
gefaßt haben, und nun fann nur die Frage fein, ob wir... jett 
ruckwäris gehen wollen ... Ich wünſche, den Gang, der gegen meinen 
Wunſch angetreten iſt . . ., zur Ehre Deutfchlands fortgefegt zu fehen.“ 
Die Vorlage, führte er weiter aus, dede ſich nicht ganz mit der Ne 

folution vom 14. December; der Beſchluß des Reichstags habe ſich auf 
Afrika im Allgemeinen bezogen, die Vorlage beichränfe fi auf Tit: 
afrika; jener habe nur bie Bekämpfung der Sclaverei ind Auge ge. 
faßt, die Colonialfrage gänzlich ausgeſchloſſen, diefe feine im Mefent: 
lichen durch die Lage der oftafrifanifchen Colonien veranlaßt zu jein. 
Er folgerte daraus, daß Jeder, der zum Beſchluſſe des 14. December 
beigetragen habe, noch vollfommen freie Hand haben müffe, ob er die 
Vorlage der Regierung annehmen wolle oder nit, was Fürft Bis: 
mard dur den Zwiſchenruf: „Gewiß!“ anerkannte. Auch den Zufag 
in ber Aufichrift des Entwurfs: „betreffend... die Wahrung der 
deutſchen Intereffen” erregte dem Abg. Windthorft Bedenken, da man 
leicht auf den Gedanken fommen könne, es jeien damit Die Intereſſen 
der Oſtafrikaniſchen Geſellſchaft gemeint. Jeden Falls müſſe man vor 

fihtig fein, damit nicht die Tendenz der deutſchen Intereſſen die große 
humanitäre bee, der Deutihland durch Bekämpfung der Sclaverei 
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dienen wolle, überwuchere. Weiter fand er es nicht unbebenkli und 
nur dur die außergemöhnlihen Verhältniſſe zu redtfertigen, eine Bes 
willigung von zwei Millionen zu votiren, ohne jebe genauere Speci: 
fication der Verwendungszwecke; aber er erklärte doch feine Bereit: 
ſchaft, die geforderte Summe zu bemwilligen, im Vertrauen auf bie 
Beſonnenheit der Regierung und unter Ablehnung jeder Verantwortlich: 
Teit, die er allein dem Reichskanzler und den verbündeten Regierungen 
zuſchiebe. Cine gewiſſe Garantie gegen leichtfertiges Vorgehen ſah er 
darin, daß die Schlußentiheidung dem Kaifer und ben verbünbeten 
Fürften bleibe, die er immer noch für einen weſentlichen Factor des 
Deutſchen Reichs Halte (Zuruf des Reichskanzlers: „Einen fehr 
weſentlichen!“), aber nit für den alleinigen. Sehr beruhigend 
fand er die präcife Erklärung, die im Eingang der Motive über bie 
Stellung der verbündeten Regierungen zur Colonialpolitit gegeben ſei, 
aber er glaubte doch conftatiren zu ſollen, daß der pofitive Inhalt des 
ausführenden Theils mit den Negationen der Einleitung nicht ganz 
übereinftimme. Er bat den Reichsfanzler, ein wachſames Auge darauf 
zu haben, daß die Engagements in Oftafrifa unfere Schlagfertigkeit 
in Europa nit zu fehr beeinträgtigten. Aber es dürfe aud, nicht 
ungeahndet bleiben, was in Oſtafrika geſchehen fei, damit nicht das 
Preſtige Deutſchlands in Afrifa auf unabjehbare Zeit zerftört werde. 
Im Miderfprud zu Bamberger gab er zu, daß Deutichlands Ehre 
hier im Spiele fei; denn eine Nation, die auf ſich halte, könne nicht 
dulden, daß die in ihrem Namen aufgezogenen Flaggen herabgerifien 
würben. Freilich ſcheine man nicht überall beim Hilfen der Flagge 
mit der nöthigen Vorſicht vorgegangen zu fein, und fo ſehr er ver: 
lange, daß man vor unferer Flagge Reſpect habe, fo ſehr müfle er 
verlangen, daß fie nit an Stellen aufgezogen werde, die wir zu halten 
nit im Stande feien (Fürft Bismard: „Sehr rihtig!"). Er ſchloß 
mit den Worten: „Wenn mir in bdiefer Angelegenheit nit in voller 
Einmüthigfeit und gefchloffen mit der Regierung zufammen vorgehen, 
dann werben wir weder in Afrifa Reſpect haben, noch in Europa ihn 
behalten." Fürft Bismard*): 

Ich bin dem Herrn Vorrebner dankbar für feine Darlegungen 
und fympathifire namentlih mit den legten Worten, die er ge— 
ſprochen hat. Ich behalte mir vor, zur Sache mid; weiter aus— 
zulaffen, wenn ich die Meußerungen auch nod anderer Redner 
werde überfehen können. Dem Heren Vorredner will ih nur er: 
widern, daß er dem Reichskanzler eine jehr ſchwere und kaum 
durdzuführende Verantwortlichkeit aufbürdet. Er fagt: Der Reichs— 


*) StB. 617bC. 
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Tanzler hat den weiteren Gang zu beftimmen und ift allein m: 
antwortlid) dafür‘). Was Heißt das, in einer Entfernung 
ich glaube über taujend Meilen, von jedenfalls achtzehn Tax 
bis ſechs Wochen in der regelmäßigen Verbindung, mid; vera: 
wortlih machen zu wollen für die Handlungen anderer Perion: 
welche von mir direct nicht abhängen, denen ich feine bejtimm: 
Inftructionen zu geben habe, über deren Ausführung *) ih mi 
nur aufflären fann nach“*) ſechs Wochen mit voller Sicherte 
und die wiederum ſechs Wochen brauden, ehe ih ihnen mei 
Meinung, wenn fie fie befolgen wollen, mitteilen Tann ?***) Id 
möchte body den Herrn Vorrebner bitten, in der Zumuthung dir 
Verantwortlicfeit für den Reichskanzler für Alles, mas dort in: 
Dftafrita paffirt, nicht zu ichonungslos zu jein. Das Organ der 
Ausführung unferer Politit muß ja an fi die Gejellichaft bleu 
ben; fie ift einmal im Befig, fie hat ihren fünfzigjährigen Ver— 
trag. Wir können fie controliren; wir fönnen unter Umijtänden, 
wenn Sie unfere Vorlage genehmigen — und das ijt die Haupr⸗ 
ſache in der Vorlage —, ihr durch die Vermittelung des Reichs- 
commifjars Befehle und Vorſchriften ertheilen, was wir bisher 
nicht fonnten. Das Organ, das wir haben, war bisher im 
Wefentliden ein controlirendes, es wird unter Umftänden vin 
vorfchreibendes, wenn Sie unfere Vorlage bemwilligen; aber aud 
dann ift die Verantwortlichkeit für ben Reichskanzler doch immer 
cum grano salis®) zu nehmen. Ich fann für das, was mein 











*) SB: Aufführung. 

*) ©. 617bD. 

***) Redner ift aus ber Conftruction gefallen. Correct müßte der Zar 
heißen: und denen id; wieberum erft in ſechs Wochen meine Meinung, went 
fie fie befolgen wollen, mittheilen kann. 

') Abg. Windthorft: „Ic bin zu ber Ueberzeugung gefommen, dab, 
wenn mir überhaupt auf biefe Dinge eingehen wollen, wir nichts Anderes 
tönnen, als biefe Angelegenheit in die Hände der Regierung zu legen, meil fit 
alle bie Borausfegungen hat, bie nöthig find, um das Richtige zu finden. 
Darum ... werde ich bereit fein, die zwei Millionen zu bemilligen, und er 
marte von ber Reichäregierung beziehungsmeife von dem Reichskanzler, daf er 
fortfahren werde, wie er bisher gethan, in forgfältigfter MWeife dem weiteren 
Gang zu überwachen und zu leiten. Wenn er dad aber thut, fo will ich meines⸗ 
theils bie Werantrortlichteit für die ferneren Schritte aud allein und gan 
den Heren Reichskanzler und ben Bunbesregierungen zuſchieben“ (StB. 616b. 

2) D. h. nicht wörtlich genau, vgl. Bd. VII 372, X 82. 
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Vertreter dort verfügt, anordnet oder verbietet, doch nur infoweit 
verantwortlich fein, als ich bazu überhaupt Inftructionen, Aufträge 
gegeben habe. Geht er darüber hinaus, fo tritt ba eine hybride !) 
Art der Verantwortung ein. Ich kann für das, was Andere 
thun, auf fo weite Entfernungen, daß fie meine Befehle, da ih 
fein Telephon mit ihnen habe, nicht mehr hören und verftehen 
£önnen, nit abfolut verantwortlih fein. Es können da Miß- 
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griffe in großer Menge paffiren, fie mögen ja auch pajfirt fein. 


Der erite Herr Rebner hat feine Angriffe hauptſächlich gegen 
die Geſellſchaft gerichtet, die in Zanzibar thätig geweſen ift®), und 


’) Baftardartig, gemifcht. 

2) Abg. Bamberger: „Diefe Compagnie, wodurch hat fie hauptfächlich 
geſundigt? Dadurch, daß fie in einer Weiſe in die Geſchäfte, in die Begrün- 
dung biefeö ganzen weitfchichtigen Unternehmens Bineingegangen ift, die mit 
ihren Mitteln an Menſchen, an Geld, an Erfahrungen, an Ausdauerkraft nicht 
entfernt im Berhältniß geftanden hat. ... Unfere jungen Leute finb im 
Gefühl ihrer Uebermacht und daß ganz Deutichland Hinter ihnen ftehe, Hinein- 
gegangen in biejes Unternehmen, wie man zu einer gleichgültigen bequemen 
Sade geht. (Zuruf.) Meine Herren, ich verftehe leider die Bemerkung nit, 
aber ich möchte daran erinnern, daß der Herr Reichskanzler vielleicht eine ge— 
wiſſe Verantwortung an diefem Geifte trägt. ... Er hat einmal bei ben erften 
Eolonialverhandlungen einen etwas abfälligen Ausſpruch gethan über die Ham— 
burger Herren, die biß jegt den Seehandel nur getrieben hätten mit dem Hut 
in der Hand (vgl. Bb. X 426). Diefes „mit dem Hut in der Hand“ ... es 
hat entfchieden auf bie Leute, die ſich in die Colonialunternehmungen zu ftürzen 
wanſchten, einen Eindrud gemadjt, und ba ohnehin heut zu Tage ber Trieb 
auf Schneibigteit geht, jo haben fie barin mahrfcheinfich noch eine Ermunterung 
gefunden, doch ihrerfeit8 recht ſchneidig zu fein und überall fo gemiffer Maßen 
cavaliermäßig aufzutreten, ben Handel nicht mehr mit dem Hute in ber Hanb 
zu betreiben, fondern womöglich mit einem anderen Jnftrumente in der Hand. 
u... Meine Herren, braude id Sie zu erinnern an das traurige Schidjal jenes 
Beanıten der Compagnie, der ein näherer Landsmann von mir war, ein gemiffer 
Heſſel, der triumphirend erzählte, wie er einen Neger, ber ihm bie Waare nicht 
Hilfig genug verfaufen wollte, fofort Inebeln, windelweich prügeln, bann ins 
Waffer werfen ließ; dann fei er davon gelaufen? Diefe große That wurde 
ruhmredig verfündet. Darauf fegte er hinzu: (Reichskanzler Fürft Bismard: 
„Wo denn?“) — ob, das ift hier außbrüdlich in der Rede des Heren Miſſionars 
Dr. Barned in Halle.“ (Reichötanzler Fürft Bismard: „So! fo!")... Redner 
verlas darauf bie betreffende Stelle aus dem Briefe Heſſels. Als er damit zu 
Ende, rief ihm Fürft Bismard zu: „Was geht denn mid) das an?“ Abg. Bam- 
berger: „Ya der Herr Reichskanzler hat zuerft mich gefragt, wo es geweſen iſt. 
Nun lefe ich das vor ala Beweis, daß ber dort angeftellte Beamte —“ (Reichs- 
Tanzler Fürft Bismard: „Habe ich den Neger ind Waffer geworfen?" Heiterkeit.) 
(E18. 6108/611a). 
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bat eine perfönlie Bemerkung in Bezug auf eine frühere T:: 
cuffion hier angebradit, das geht mid; weiter Nichts an. Ich 
unmöglidy für die Geſellſchaft verantwortlid, jondern nur für 
Maß von Schutz, weldes der Geſellſchaft geleiftet werden ic. 
und welches wejentlid von den Beſchlüſſen des Reichstags a! 
hängen wirb. 

Ich“) habe in ben Zeitungen neuerdings Artifel in der 
rohen Angriffsweife gelefen, welche mir gegenüber in der jor. 
ſchrittlichen Preffe üblich ift: „Reichstag, geh du voran!” Ja, dc: 
ift ja ganz unzweifelhaft; ih fann ja feinen Schritt weiter ve: 
gehen, als ich die Zuftimmung der Majorität des Reichstags un 
der öffentlichen Meinung in Deutfhland habe. Wenn ich mein: 
Meinung unabhängig davon durchführen wollte, jo würde ich de 
dur) die Intereffen meines Landes ſchädigen und außerdem weien: 
li) über meine Berechtigung hinausgehen. Alfo ich gejtehe ta: 
zu; ich will den Reichstag (nicht) **) vorangehen laſſen, aber it 
fage dem Reichstag ehrlich, wie weit ih vorſchlage zu gehen, ur: 
gehe fein Haar breit weiter, als der Reichstag erlaubt zu geben. 
Daß mir das in der fortfehrittlichen Preſſe als ein Fehler, Schwach 
ober Irrthum vorgehalten wird, zeigt gerade bie unconftitutionele, 
id) möchte jagen, die vaterlanbsfeindlihe Stimmung, in der dic 
fortſchrittliche Preſſe fi) überhaupt befindet. 

Der Vorredner hat im Anfang feiner Rebe die Frage be— 
rührt, in welche Beziehungen uns die Colonialfrage zu ausmärtigen 
Mächten ſetzt). Da kann ich die Verfiherung abgeben, daß mir 
in dieſer Frage wie in allen übrigen — und nicht ohne Erfolg — 
ftets bemüht geweien find, uns in Fühlung mit der größten 
Colonialmacht der Erde, mit England, zu halten, daß wir aud 
hier nur nach Verftändigung mit England vorgegangen find unt 
nicht weiter vorgehen werden, als wir ung mit England zu ver: 
ftändigen im Stande fein werden. Alfo namentlich alle Gedanten, 
daß wir im Widerfpruh mit England gegen den Eultan von 
Zanzibar vorgehen follten, weife ich abjolut von mir. Sobald 








*) ©. 6184 A. 

**) Zu ftreicen. 
2) Abg. Windthorft: „Richt allein in Afrika werben wir gehört werben, 
fondern es laufen in Europa noch viel aufmerkjamere Ohren“ (StB. 614b). 
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ich die Zuftimmung von England zu irgend einer Mafregel in 
Der bort von uns nad freundichaftlihen Verabredungen herge— 
ftellten Theilung habe, werde ih St. Majeftät vorſchlagen, im 
Einverftändniß mit England vorzugehen. Im Kampf mit Eng- 
land vorzugehen, im Widerftreit*), oder aud nur die Maßregeln 
zu erwibern, die von einzelnen untergeordneten englifhen Organen 
uns gegenüber getroffen werben, fällt mir nicht ein. Wir find in 
Zanzibar ſowohl wie in Samoa mit der engliſchen Regierung ab- 
folut in Ginigteit und gehen mit ihr Hand in Hand, 
(Bravo! links.) . 
und id bin feft entſchloſſen, biefe Beziehungen feitzuhalten. Eng- 
land hat eine große Menge von concurrirenden Colonialinterefien 
mit uns. Die untergeordneten Colonialorgane und die Organe 
der Colonialregierungen, welche von ber Hauptregierung einen 
gewiſſen Grab von Unabhängigkeit erworben haben, für ben das 
Völferreht noch Feine genaue Definition gefunden hat, — dieſe 
Drgane treten uns unter Umftänden feindlich entgegen; aber mit 
der englifhen Regierung find wir abfolut einig und feft ent 
ichloffen, diefe Einigkeit zu erhalten und durchzuführen. 
(Bravo! links.) 

Und das findet namentlich Anwendung auf die Verhältnifje 
in Oftafrifa, wo wir eine territoriale Theilung zwiſchen uns ver- 
abrebet haben. Ob die Engländer in ihrem Bezirk genau daſſelbe 
tun, was wir in unferem, das ift ihre Sache; das haben wir 
nit zu controliren. England ift eine große unabhängige Macht, 
die ihre eigene Politif verfolgt. Daß wir von den Engländern 
irgend einen Beiftand in unferer Machtſphäre verlangen follten, 
ift uns nirgends beigefommen. Namentlich zu territorialen Er: 
peditionen, was ich „abeſſiniſche Kriege“ ) nenne, irgendwie Eng- 
land zu verleiten — wir haben gar feine gemeinfamen Gegner, 
wir haben nur locale Gegner —, das liegt ganz außerhalb aller 
politiſchen Möglichkeit und ift eine Erfindung lügenhafter Zeitungen 
in England ſowohl wie hier. 


*) ©. 618aB. 
) D. h. Kriege, die viele Opfer an Gelb und Menfchen koften, ohne einen 
diejen Opfern entſprechenden Geminn zu bringen. 
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Ich habe mir eine Anzahl von Notizen gemacht, die id} nid: ' 
mehr verftehe, weil ich mich nicht mehr erinnere, wovon fie handen 

Vertrauliche Mittheilungen find in der Vorlage in Ausüid: 
geftellt, aber in der Commijfion doch in Feiner Weiſe zu ermwarter. 
Die Commiffion halte ih nicht für ein Organ für vertraulid: 
Mittheilungen ). Wenn die Commiffion in der Lage wäre, ihr: 
Thüren zu fließen und & huis clos ?) ihre Sigungen zu halten, 
fo wäre fie auch dann jehr zahlreich, und ih will über die Möx- 
lichkeiten, die beftehen bleiben, mich jeder Aeußerung enthalten. 
Wenn aber die Möglichfeit da ift, daß eine Corona von zmii- 
hundert Abgeordneten fi) der Commiffion beigefellt, dann bin it 
gern bereit, Alles, was ich in der Commiſſion fagen fönnte, aus 
im Plenum zu fagen. (Heiterkeit. 


Was ung eine gewiſſe Zurüdhaltung in manden Beziehunaen 
empfohlen hat, das mögen theils die internationalen Beziehungen 
zu concurrirenden engliſchen Intereſſen fein, die ih eben berütr: 
habe, theils aber auch die militärifhen Fragen in Bezug auf das: 
jenige, was wir für die zwei Millionen, die wir von Ihnen vr 
bitten, anfchaffen. Würde das fpecificirt vorgelegt werben müften, 
jo würden wir dadurch über die Art des Vorgehens, das beab: 
fihtigt wird, fon einen Feldzugsplan Hlarlegen, der vom Feinde 
vermöge der raſchen telegraphiſchen Verbindung nah Zanzibar, 
vermöge der vielen Gegner, die wir in unjeren colonialen Be 
ftrebungen haben, nicht nur im Inland, fofort benugt werden 
würde, und ich halte das nicht für nüglid. Es würde das m 
derjelben Richtung wirken, wie die Enttäufhung meiner Hor- 
nungen, daß wir vielleicht ſchon vorgeftern ober geftern bieie 
ganze Sade hätten erledigen können. Zeit in dieſer Frage ik 
nit Geld, wie die Leute jagen, fondern Zeit ift Blut. Je jpäter 
wir fommen, befto mehr Blut wird die Sache foften. Die Leute 
organifiren fi ja auch mit der Zeit, und je mehr fie**) daraui 
gefaßt werden. Glauben Sie nicht, daß die telegraphifhen Nach 





*) 8. 61860. 
**) 6. 618bD. 

') Det. 8b. X 384. 

2) Bei geſchloſſenen Thüren, mit Ausſchluß ber Deffentligteit. 
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richten über das, was wir heute hier ſprechen, dort in Zanzibar 
ausbleiben werden; dazu find viel zu viel Europäer und Feinde 
unſerer deutſchen Beftrebungen babei betheiligt. 

Ich halte es deshalb nicht für nützlich, öffentlich zu befunden, 
was wir an Waffen, an Schiffen, an Mannjhaften überhaupt an— 
Tchaffen wollen, fondern darüber müſſen wir ein Dunkel ſchweben 
Eaffen, und ich glaube, daß Jedermann, ber nicht Parteipolitif, 
Tondern Staatspolitif, geläutert duch militärifhe Auffaffungen, 
betreibt, mir darin beiftimmen wird, daß wir in dieſer Beziehung, 
in Bezug auf das Kampfmaterial, das wir an Menſchen, an 
Waffen, an Schiffen überhaupt anfhaffen, ſchweigſam fein follen. 
Ich wenigftens werde mic barüber beftimmt nicht äußern. 

Ich habe unter vertraulihen Mittheilungen — die Einſchal— 
tung in ber. Vorlage?) beruht auf einer eigenhändigen Rand» 
bemerfung von mir — verftanden, daß ich oder ber Staatsfecretär 
des Auswärtigen Amtes mit hervorragenden Abgeorbneten fprechen 
würde, um dieſe zu informiren, damit fie vertraulich, ſoweit 
— das wird ja ein weiter Bezirk fein — fie der Verfchwiegenheit 
vollftändig ſicher find, dergleihen weiter mittheilen. Aber, wenn 
die Herren glauben, daß im Ausfhuß irgend Etwas geäußert 
werben fönnte von ber Regierunggfeite, was hier im Plenum nicht 
geäußert wurbe, jo muß ich dieſem Irrthum widerſprechen. Im 
Ausſchuß kann nur wiederholt werben, mas — ich glaube, e8 war 
am 14. December — gejagt worben ift, und diejenige Vervoll- 
ftändigung biefer Erläuterungen, welche id mir heut zu geben 
erlaubte, 

Ich erwähnte ſchon, daß der Herr Vorredner mir eine Ver- 
antwortung zumuthet, die weder ich noch irgend einer meiner 
Nachfolger von Berlin aus leiften könnte, weder für Vorgänge, 
welche fi in Zanzibar zutragen, noch auch für die Handlungen 
der Geſellſchaft. Die Rede des Herrn Abg. Bamberger*) halte 
ich weſentlich gegen die Geſellſchaft gerichtet, und ih muß es der 
Geſellſchaft überlaffen, fi dagegen zu verantworten. Ich theile 
eine Menge feiner Bedenken über das Verfahren derfelben; aber 


*) ©. 619aA. 
) S. 0. ©. 563. 
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ich glaube, weder Sie noch id) haben die Zeit, diefe Frage bie: 
zu discutiren. 

Die ganze Blocade halte ich nicht für jehr weſentlich. Wit- 
ſam ift fie auf dem deutſchen, ſüdlichen Gebiet vermöge der firenge: 
Gewiffenhaftigkeit, welche deutſche Organe überhaupt in der Aus: 
führung ihrer Aufträge haben. Ob fie generell wirfjam ift, dar: 
über habe ich nicht ſichere Nachrichten; mande Nachrichten, derer 
Glaubwürdigkeit ich dahingeftellt fein laſſe, lafien Dies zweifelbaft 
erſcheinen. Die Blocade ift mir aud von Haufe aus nicht als 
ein Mittel erihienen, die Sclaverei todt zu mahen — denn ñt 
trifft ja nur die Ausfuhr der Sclaven und die doch auch nur un: 
volftändig —, fondern ich habe in deren Herftellung einen Be 
weis der afrikaniſchen Küfte gegenüber geſehen, daß Deutſchland 
und England einig find; das halte ich für jehr wichtig, daß die 
Eingeborenen ber Küfte den Eindrud haben und behalten, das 
zwiſchen den beiden bei Zanzibar überhaupt in Frage kommender 
Mächten und namentlich zwiſchen der im älteren Befit befindlichen 
Macht England und uns das volle Einverftändniß befteht. 

Das ift mehr eine politiſche als eine militärifhe Frage, der 
wir in Gemeinjdaft mit England dort bloquiren. Wir failen 
dabei einige der Sclaven ab — ich glaube, 287 ift die Ziffer derer, 
die wir bisher gegriffen haben, ein jehr geringer Theil; — von 
engliſcher Seite haben wir feine Nachricht, daß dort überhaupt 
Sclaven aufgegriffen worden wären. Aber die Hauptſache den 
Afrifanern gegenüber ift die Autorität ber Europäer und die 
Autorität der verbündeten Europäer. So lange wir dort mit 
England in Nivalität leben, wird feine von beiden Mächten den: 
jenigen Nimbus mit der Zeit haben oder behalten, deſſen es be- 
darf, um auf diefe ſchwärz gefärbten Bewohner einen Eindrud zu 
maden; jolange und fobald wir einig find, ift es ganz etwas 
Anderes, und*) wenn die Blocade aufhört, ohne den Eindrud 
eines Bruchs der Einigkeit zwiſchen England und Deutfchland zu 
machen, jo will id Nichts dawider haben. 

Diefer Eindrud ift mir nad meiner politiſchen Auffaflung 
die Hauptſache, — ebenfo wie ich in anderen Colonien, in Samoa 


*) ©. 619aB. 
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zum Beijpiel, unbedingt fefthalte an ber Webereinftimmung mit 
Der englifhen Regierung und an dem Entihluß, jobald wir mit 
Derjelben in Webereinftimmung find, gemeinfam vorzugehen, und 
Tobald wir das nicht find, uns zu enthalten oder mit Zurüd- 
Haltung zu verfahren. Ich betrachte England als den alten und 
traditionellen Bundesgenoſſen, mit dem wir feine ftreitigen Snter- 
eflen haben ); — wenn ich fage „Bundesgenoſſen“, fo ift das 
nicht*) in diplomatiſchem Sinne zu faflen; wir haben feine Ver— 
träge mit England; — aber ich wünſche die Fühlung, die wir 
feit nun doch mindeftens hunbertfünfzig Jahren mit England ge— 
habt haben, feftzuhalten, au in den colonialen Fragen. 
(Bravo! links.) 
Und wenn mir nachgewieſen würde, daß wir bie verlieren, jo 
würde ich vorfichtig werden und ben Verluſt zu verhüten fuchen. 
Ich möchte in Bezug auf meine Stellung zu der Gefammt- 
frage, die wir verhandeln, noch die Bemerkung maden, daß ih 
nicht Enthufiaft für coloniale Unternehmungen von Haufe aus 
geweſen bin, und baß es eine Ungerechtigkeit gewejen ift, wenn 
der Herr Abg. Bamberger mic) identificirt hat und fogar die 
Negierung identificirt hat mit dem Verhalten ber Geſellſchaft. 
Wenn das der Fall wäre, wenn wir identiſch wären, das Reich 
und die Geſellſchaft diefelbe Perfon wäre, ja, dann wäre ja gar 
fein Zweifel, daß das Reich verpflichtet wäre, alle Avanien ?), die 
die Geſellſchaft erlitten hat, auf fi zu nehmen und durchzufechten. 
Das ift in dem Maße nicht der Fall. Ich enthalte mich aber, in 
eine Kritit der Gefellfhaft einzutreten**) und darin dem Herrn 
Abgeordneten zu folgen. Ich will nur meine Stellung zu ber 
Sache richtig ftellen, indem ich daran erinnere, wie ich überhaupt 
bei der erften Berathung am 26. Juni 1884 zu diefer Sache hier 
mich geäußert habe. Ich habe damals gejagt ): 
Wenn der Herr Abg. Ridert den Wunſch ausgeſprochen 
bat, daß ih in authentijcher Form wiederholen möchte, was 





*) dehlt im Sts. 

*) ©. 819bC. 

’) Bol. 8b. X 412. 428, 

*) Mißhanblungen, Beleibigungen. 
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ich über Colonialprojecte und über meine Auslegung ter 
Vorlage in der Commiffion gejagt habe, jo glaube ich in 
legter Beziehung mich hier ſchon dementfprehend geäußen 
zu haben. Was die Colonialfrage im engeren Sinne an: 
langt, jo wieberhole ich die Genefis berjelben, wie id ir 
damals angegeben habe. Wir find zuerft durch die Unter: 
nehmung hanſeatiſcher Kaufleute, verbunden mit Terrain: 
anfäufen und gefolgt von Anträgen auf Reichsſchutz, day: 
veranlaßt worden, die Frage, ob wir dieſen Reichsſchutz ir. 
dem gewünjchten Maße verfprechen könnten, einer näheren 
Prüfung zu unterziehen. Ich wiederhole, daß ich gegen 
Eolonien — id will jagen nad dem Syftem, wie die meiften 
im vorigen Jahrhundert waren, was man jegt das franzö: 
ſiſche Syſtem nennen fönnte — gegen Colonien, die als 
Unterlage ein Stüd Land jdaffen und dann Auswanderer 
herbeizuziehen ſuchen, Beamte anftellen und Garnifonen er: 
richten, — daß id) meine frühere Abneigung gegen bieic 
Golonifation, die für andere Länder nüglih fein mag, für 
uns aber nicht ausführbar ift, heute noch nicht aufgegeben 
babe. Ich glaube, daß man Golonialprojecte nicht Fünftlic 
ſchaffen kann, und alle Beilpiele, die der Herr Abg. Bam: 
berger 


— er war alfo auch damals ſchon dabei — 


in ber Commiffion als abſchreckend anführte, waren darauf 
zurüdzuführen, daß dieſer falſche Weg eingeſchlagen war, 
daß man gewiffer Maßen einen Hafen hatte bauen wollen, 
wo nod) fein Verkehr war, eine Stadt hatte bauen wollen, 
wo noch die Bewohner fehlten, wo biefelben erft künſtlich 
herbeigezogen werben follten. 

Nun, in den Fehler ift die Gefellichaft verfallen, indem fie 


Beamte hingeſchickt Hat in Diftricte, von unſicheren und unbefannten 
Stämmen bewohnt, als ob fie einen Landrath nad Prenzlau 
ſchickte ), wo er ſicher ift, Folgſamkeit und Gensbarmerie zu 
finden. Das will ih ja gar nicht beftreiten; aber können wir 
uns von ben Fehlern, die unfere Landsleute im Ausland begehen, 


)6. o. ©. 537. 
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aus nationalen Gefihtspuntten fo abjolut Iosfagen? Können wir 
Jeden, der einen Irrthum, eine Thorheit — möchte ich jagen — 
draußen begeht und in Folge deſſen in Schwierigkeiten geräth, — 
können wir den figen laffen und im Stich laffen? Das ift eine 
Frage, in der id) To weit gehe, wie der Reichstag geht, nicht weiter. 
(Sehr gut! rechts.) 
Deine eigenen Gefühle, die ich dafür habe, gehen ja ſehr viel 
weiter, aber ich weiß mic) unterzuordnen, ich gehöre nicht zu den 
Leuten, die, nachdem die Majorität ihres Landes, die Majorität 
ihrer parlamentariihen Körperſchaft beſchloſſen hat, fih an ber 
Sade zu betheiligen, ihrerfeits in einer kleinlichen und knifflichen 
Oppofition fortfahren, um die Gefammtheit an der Erfüllung der 
einmal beſchloſſenen Politit zu hindern und fie zum Stolpern zu 


bringen (Lebhafter Beifall recht.) 


und darauf nicht verzichten können, daß fie anderer Meinung ge 
wejen find, die ihr eigenes Ich dem ganzen Lande und feiner 
Majorität gegenüberftellen. 

(Beifall rechts.) 

Das*) kann ich wohl unter Umftänden als PMinifter thun, 
wenn ich die Befürchtung habe, wie e8 im Jahre 1862 der Fall 
war, daß die Majorität des Landes in einer verberblichen Richtung 
fi) bewegt; das kann ich thun, wenn ich mich, wie damals gegen- 
über der Abdicationsurfunde meines Königs und Herrn befinde, 
der mir jagt: Wollen Sie mir beiftehen oder fol ich abdiciren? 
Dann fann ich bdergleihen unternehmen und Widerſtand leiften 
gegen eine Welt von Waffen. Aber für zwei Millionen oder für 
Zanzibar fann man fi meines Erachtens nicht losjagen von dem 
großen Zuge der nationalen Bewegung; 

(Bravo! rechts.) 
da fann man nicht Heinlich Hinterher ſchimpfen über**) das, was 
die Mehrheit der Nation einmal beſchloſſen hat. Ich jelbft ordne 
mic) unter. Ich bin fein Colonialmenſch von Haufe aus geweſen; 
ich habe gerechte Bedenken gehabt, und nur der Drud der öffent: 


*) ©. 620aA. 
*) StB.: hinter. 
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lihen Meinung, der Drud ber Mehrheit hat mich beftimmt :: 
capituliren und mich unterzuordnen.: Ich möchte dem Herrn Abe 
Bamberger bafjelbe empfehlen; 

(Bravo! rechts.) 
er hat noch nicht einmal die Berechtigung, die ich nach ſechsund 
zwanzigjährigem Dienfte Habe, dem ganzen Lande Oppofition :ı 
machen. (Zebhaftes Bravo! rechts.) 

Alfo ich habe im Jahre 1884 gefagt, 

daß ich meine frühere Abneigung gegen dieſe Art Colonifatier, 

die für andere Länder nüglich fein mag, für uns aber nid: 

ausführbar ift, heute noch nicht aufgegeben habe. Ich glaube, 
daß man Colonialprojecte nicht Fünftlich ſchaffen kann, unt 
alle Beifpiele, die der Herr Abg. Bamberger in*) der Com: 
miffion als abfehredend anführte, waren darauf zurüdzuführen. 
daß diefer faljhe Weg eingeſchlagen war, daß man gewiſſer 
Maßen einen Hafen hatte bauen wollen, wo noch fein Ver- 
fehr war, eine Stadt hatte bauen wollen, wo noch die Be: 
mwohner fehlten, mo dieſelben erſt kunſtlich herbeigezogen 
werden ſollten, 
alſo eine Provinz hatte gründen wollen mit Landräthen, Bezirts: 
vorftehern, wo noch feine Bevölkerung dafür war. 

Es ift ja fehr leiht, eine vernichtende Kritif über das Ber: 
halten vieler Agenten oder noch mehr über das Centrum der Ge— 
ſellſchaft zu üben; das erledigt aber noch nicht die Frage: Können 
wir unfere Landsleute im Stiche laffen nach alle dem, mas ge— 
ſchehen ift? 

Es heißt dann weiter): 

Etwas ganz Anderes ift die Frage, ob es zmedmäßig, 
und zweitens, ob es die Pflicht des Deutſchen Reiches ift, 
denjenigen feiner Unterthanen, die jolden Unternehmungen 
im Vertrauen auf des Reiches Schutz ſich hingeben, biejen 
Reichsſchutz zu gewähren und ihnen gewifje Beihilfe in ihren 
Colonialbeftrebungen zu leiften, um denjenigen Gebilben, die 


*) ©. 6202B. 
ij 8b. X 194. 
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aus den überfhüffigen Säften des gefammten deutſchen 26. 1.1889. 
Körpers naturgemäß herauswadjen, in fremden Ländern 
Pflege und Schuß angebeihen zu laſſen. Und das bejahe 
ich, allerdings mit weniger Sicherheit vom Standpunfte ber 
Zwedmäßigfeit — ich kann nicht vorausjehen, was daraus 
wird —, 

— und jegt werde ich heute vorausſichtlich verantwortlich gemacht 

für Alles, was daraus gemacht werben könnte — 
aber mit unbedingter Sicherheit vom Standpunkt der ftaat: 
lichen Pflicht. Ich kann mich dem nicht entziehen, ich bin 
mit einem gewiſſen Zögern an die Sache herangetreten und 
habe mic; gefragt: Womit könnte ich es rechtfertigen, wenn 
ich diefen Unternehmern *), über deren Muth — ich habe die 
Herren perfönlich gefproden —, über deren Schneidigkeit, 
über deren Begeifterung für ihre Aufgabe ich mich herzlich 
gefreut habe —, ich jage: womit könnte ich es rechtfertigen, 
wenn id) ihnen fagen wollte: Das ift Alles ſehr ſchön, aber 
das Deutiche Reich ift dazu nicht ftarf genug, e8 würde das 
Uebelmollen anderer Staaten auf fi} ziehen, ea würde, wie 
Herr Dr. Bamberger ſehr richtig fehilderte, in unangenehme 
Berührung mit anderen fommen, es würde „Nafenftüber” be— 
tommen, für bie es feine Vergeltung hätte; bazu ift unfere 
Flotte nicht ftark genug!? — Alles das hat der Herr Abg. 
Bamberger in der Commiffion vorgetragen, aber ih muß 
fagen, daß ich als ber erfte Kanzler des neugeſchaffenen 
Reiches doch eine gewiſſe Schlichternheit empfand — — —**): 

(Lebhaftes Bravo! rechts.) 

Wir find zu arm, wir find zu ſchwach, wir find zu furchtſam, 
für Eueren Anſchluß an das Reid Euch Hilfe vom Reich zu 


gewähren. (Hört! Hört! rechts.) 


Das find die Gründe, die mich beftimmt haben, Herrn Bam: 
berger find fie nicht einleuchtend. Das ift mir vollftändig erflärlid. 
(Heiterkeit rechts.) 


*) 8. 620bC. 
**) Grgänge nach Bd. X 194: den Hilfefuchenden offen zu fagen: 
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Er hat in feinen Yeußerungen das Reich gewiffer Maßen als eir 
Finanzinftitut, aber nicht als eine nationale Einrichtung der deutichen 
Nation dargeftelt, und wenn biefes Finanzinftitut fi nicht rentirı, 
haben wir nicht zu fragen, ob inzwifchen die deutihe Flagge ber: 
untergerifjen und Deutfche herausgeworfen find, ob inzwiſchen Er: 
eigniſſe fi zugetragen haben, melde jede Nation überfommen 
tönnen, ohne daß fie jelbft daran*) verihuldet wäre, für die nic 
aber an den Degen greifen und ſich wehren muß. Das ift dem 
Heren Abg. Bamberger, wie es ſcheint, gleichgültig. Aber ich habe 
überhaupt nicht die Abficht gehabt, ihm zu antworten; ich habe mir 
lange Zeit Notizen gemadt; aber, nachdem ich bie zweite Hälfte 
feiner Rede gehört, habe ich darauf verzichtet, ihm zu antworten. 
Ich habe dies nur verlefen, um darzulegen, daß es ein Irrthum 
ift, wenn man behauptet, daß die Regierung in erfter Linie bier 
Wünfche habe. Es ift nur die Frage, ob hier nationale Bedüri: 
nifje, nationale Schädigungen, nationale Forderungen an uns be: 
ftehen, und barüber verlange ich allerdings das Zeugniß der 
berechtigtften Körperfchaft im Deutſchen Reihe, das Zeugniß des 
Reichstags. Finden Cie, daß diefelben nicht eriftiren, gut, — 
dann habe ich mich geirrt, dann ziehe ih mich zurüd und trete 
zurüd. Ich bin weit entfernt, meine perfönlihe Anſicht, mein« 
Neigung, unter Umftänden an den Degen zu greifen, als eine 
Aufforderung für das Neid und die Gejammtheit zu betradten; 
ich ordne mich der Mehrheit meiner Nation und deren berechtigten 
Vertretern abjolut unter in diefen Fragen, jo lange ich nicht die 
Angft und das Gefühl habe, daß fie auf einem abſchüſſigen Wege 
ihrem Schaden entgegeneilt. Dann würde mein Wiberftand nur 
mit meinem Leben endigen; hier aber liegen Fragen ber Art ja 
nit vor. Hat der Reichstag das Gefühl, daß die Intereffen der 
Deutihen Reichs, feine Ehre — ih mag kaum fo hoch greifen, 
wie dieſer Ausdrud trägt; feine Flagge, will ih fagen — hierbei 
unintereffirt find, und bdispenfirt er mich von der weiteren Ver: 
folgung, fo ift das ja für mich eine außerordentliche Erleichterung 
meiner Geſchäfte, unter deren Laft ich beinahe erliege. 

Der Herr Abg. Richter hat damals getabelt, daß wir Beamte 


*) ©. 620bD. 
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in Afrifa anftellen, daß wir Garnifonen dort hinlegen, Kafernen, 
Häfen und Forts bauen. Das Alles hat nicht ftattgefunden und 
geht und auch Nichts an: ich habe den*) Gedanken, daß die Ge: 
ſellſchaft die Herrin dort bleibt; der Kaifer kann unmöglid an 
Stelle der Geſellſchaft Pächter des Sultans von Zanzibar werben. 
Die ganzen Erwerbungen jenfeits des zanzibariſchen Küftengebiets, 
die früher von verſchiedenen Privatleuten gemacht worden find 
und und Nichts weiter einbrachten, als ein ſchwer lesbares Stüd 
Papier, das mit Negerkreuzen eine Anweiſung auf Taufende von 
Meilen gab, die zu erwerben wären, bie können uns ja weiter 
Nichts helfen; aber der Küftenbefig ift von außerordentlich großem 
Belang. Der Küftenbefig ift von der Gefelichaft erworben worden, 
und das ift meines Erachtens eine deutſche Errungenſchaft, welche 
nit ohne Nüglichkeit if. Ohne den Küftenbefig wäre Alles, was 
dahinter erworben ift, nuglos geblieben; mit dem Küftenbefig aber 
fommen wir in die Lage, denjenigen Pflichten, die wir mit unferem 
Eintritt in den afrikaniſchen Belig überhaupt übernommen haben, 
den culturellen Pflichten zu genügen mit anderen großen Nationen, 
wie England, Frankreih, Italien. Dort der Cultur, der drift- 
lichen Cultur, in bie Hände zu arbeiten, — diefer Möglichkeit 
fommen wir näher; nur von der Küfte aus kann die Eivilijation 
in das Binnenland übergehen. 

Ob fie das fofort thut, das weiß ich nicht. Da gilt auch die 
Frage: „Muß es gleich fein?” mie e8 in einer befannten Anekdote 
heißt, die mir ba immer entgegentritt. Es ift die Unterlage einer 
Zufunftspolitif. Auf dem Standpunkt, auf dem ich ftehe, kann ih 
nicht nur den nächſten Donnerstag im Auge haben; ih muß an 
Jahrzehnte, an die Zukunft meiner Landsleute denken; ich muß 
daran denken, ob man mir nicht nad) zwanzig, nad) dreißig Jahren 
den Vorwurf machen wird, daß diefer furchtſame Kanzler damals 
nit die Courage gehabt hat, ung jenen Vefig zu fihern, der jegt 
ein guter geworben ift. Da kann ich doch nicht ohne Weiteres den 
deutfhen Bürger von ber Thür wegweiſen, der jagt: Ich habe 


das erworben. Er kann mir nicht beweifen, daß es**) nüglidh- 


*) S. 621a A. 
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wäre für das Neid; ich kann ihm aber auch nit beweifen, dat 
es ihm ſchädlich ift. Es ift, was ich neulich ſagte ), eine Muthung, 
die ſich vielleicht verwerthen läßt; und wer von einer Colonie in 
drei Wochen oder drei Jahren ein glänzendes Reſultat erwarte, 
der mag Reden halten; aber er ift fein Menſch von Urtheil. 

(Sehr richtig! rechts. Heiterkeit.) 
Die Frage ift die, ob wir in zehn, in zwanzig, in dreißig Jahren 
nicht vieleicht bereuen würden, ben Befigtitel, der ung jegt geboten 
wird, verihmäht zu haben. 

(Sehr richtig!) 

Da habe ih nicht den Muth, ihn herauszumeilen, namentlich wenn 
er für ben Preis, ber uns jetzt dafür "abgefordert wird, zu 
haben ift. 

3% habe Ihnen angedeutet, wie zögernd ich an die Colonial: 
frage überhaupt herangegangen bin. Nachdem ich mich aber über: 
zeugt habe, daß die Mehrheit meiner Landsleute — ich glaubte es 
wenigftens, und jeden Falls darf ich es aus der Bewilligung, die 
bier im Reichstag ftattgefunden hat, ſchließen — daß die Mehrheit 
des Reichstags den Verſuch der Colonialpolitit, ohne fi für den 
Erfolg zu verbürgen, gutgeheißen hat, fo habe ih mich nicht für 
ermächtigt gehalten, meine früheren Bedenken aufrecht zu erhalten, 
die — ich erinnere mich jehr wohl — dahin gerichtet waren, dab 
wir unfere Flagge nirgends als fouverän etabliven follten, fondern 
höchſtens Kohlenftationen (errichten follten)*), — das war meine 
Anfiht in früheren Jahren. Kurz und gut, id war gegen Gründung 
deutſcher Colonien. Ich habe mich darin gefügt, und wenn ih 
mid) in meiner Stellung dem Drängen der Mehrheit meiner Lande: 
leute, der Mehrheit des Reichstags füge, fo glaube ich, könnte Herr 
Bamberger es auch thun. 

(Bravo!) 


Ich**) halte mich wenigftens nicht für ermächtigt, der großen Reiche: 
locomotive, wenn fie ihren Bahnftrang einmal gewählt hat, Steine 
in den Weg zu werfen, und das, glaube ih, gefchieht von den 


*) Ergänzung bed Herausgebers. 
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Herren, die jegt noch, von einer einen Minorität unterftügt, ber 
Reichspolitik in diefer Richtung Schwierigkeiten bereiten. 

Der Herr Abg. Bamberger ift in einer perfönlichen Bemerkung 
von großer Ausdehnung auf die Frage von Angra Pequeia 
zurüdgefommen ); ich habe ihm neulich vorgeworfen, daß er die 
Anfprüde feiner deuten Landsleute discreditirt hätte im Ausland 
durch die geringfchäßige Art, in der er davon ſprach ?). Ich kann 
ihm heute jagen, daß ben deutſchen Inhabern der von ihm fo 
geringihägig behandelten Rechtsanſprüche von den englifhen Con- 
currenten bereits mehrere Millionen Mark für die Ceſſion derfelben 
geboten find. Diefe Millionen Mark hat Herr Bamberger durch 
eine Neußerungen von neulich wefentlich discrebitirt, ich bin über- 
zeugt, daß die Herren in ber Capftabt, die das geboten haben, 


) Abg. Bamberger: „Unfere Golonialpolitit Hat begonnen im Jahre 
1884 mit der Begründung der Colonie Angra Pequeia. Diefe Colonie ift in 
der vorigen Debatte vom 15. Januar Gegenftand heftiger Auseinanderfegungen 
geweſen, jo Beftiger, daß wohl von beiden Seiten .. . Keiner den Anderen recht 
verftanden hat. Wenigftens was mich betrifft, fo geftehe ich, daß ich das Mare 
Bild des Streites ... erft aus ber Sectüre bes ſtenographiſchen Berichts ge- 
wonnen habe und daß ich mich hier glaube überzeugt zu haben, daß er (Fürft B.) 
die Heftigleit feiner Angriffe gegen meine perſon nicht fo meit getrieben Hätte, 
wenn er nicht vieleicht in einer ſchon vorgefaßten Erregtheit meine Darftellung 
zum Theil überhört, zum Theil nicht richtig aufgefaßt hätte. Ich will zunächft 
den einen Punkt hervorheben, daß er mir vorgeworfen, ich hätte fälſchlich die 
Anrechte deutſcher Bürger, die in Angra Bequeita oder in Namaqualand ftünden, 
herabgezogen. Nun, ... ich fagte: „Es wird fi alfo einfadh darum handeln: 
ich will mal annehmen — dad müffen wir ja zunächſt präfumiren —, unfere 
Handelsleute find im Recht, der Häuptling Ramaherero hat fie vieleicht hinters 
Licht geführt und Hatte ihnen entweder Rechte cebirt, die er nicht cediren konnte, 
oder er ſchwächte biefe Rechte ab, die fie beſaßen, — genug, ich nehme an, fie 
find im volften Net. Was geſchieht? Sind wir im Stande, dort mittels 
Waffengewalt durchzudringen? Haben wir die Abficht, das zu thun? ꝛc. 2c.“ 
Das war meine, wie mir ſcheint, ganz unanfechtbare Behauptung mit einer 
ganz ... unterthänigen Anfrage an die Regierung. So viel, was die Rechte 
betrifft. Unb mun war ber zweite Anklagepunkt der, daß id) bie ftreitigen 
Befigthümer in ihrem Werthe herabgefegt hätte. Meine Herren, bier liegt 
voljtändig eine Verkennung des Objects vor, mit dem ich mich befchäftigte. 
Der Herr Reichskanzler dachte gar nicht an Angra Pequeña, von dem ich ſprach, 
fondern er dachte nur an Namaqualand, von dem ich gar nicht fprad. ... 
Die Bergwerldunternehmungen ... in Namaqualand .. ., die habe ich gar nicht 
teitifiet, an die Habe ich gar nicht gedacht · (StB. 608/609). 

26, 0. 8.539 ff. 
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wenn jie von der Rede des Herm Bamberger hören, vielleicht n.: 
eine Million bieten werden, 

(Heiterfeit.) 
und auf diefe Weile jein Vaterland zu jhädigen, halte ih mis: 
für eine Aufgabe, der ih mid anſchließen fann. 

Die Motive haben jehr unterſchieden zwiſchen den materiell: 
Intereſſen der Gefellihaft und den nationalen Pflichten, die Deuris 
land übernommen hat, nachdem es in Afrifa überhaupt irgen? 
einen Befig ergriffen hat, den nationalen Pflichten, Theil zu nehmer. 
an ber Civilifirung und Chriftianifirung biejes weit ausgedehnten. 
in feinem Inneren noch immer unerforfhten Welttheils. Ich habe 
die Reichsregierung nicht für berechtigt gehalten, im Intereſſe der 
Geſellſchaft an fi irgend eine Forderung zu maden. Hat fie 
unrichtig fpeculirt, fo ift das, wenn man will, ihre Sache, obſchon 
ih im Ganzen nicht glaube, daß andere Regierungen in*) abn: 
lichen Fällen — der franzöfifche Ausdrud ift: „lächeurs de leur: 
compatriotes“ ij find, daß fie ihren Landsmann fallen laſſen in 
ſolchen Fällen. 

Aber bier handelt es fih um etwas Anderes. Die Regierung 
bat durd ihr Eintreten in bie gleiche Front mit England und 
Frankreich in Afrifa in der Congofrage die Verpflichtung über: 
nommen, an der Civilifitung und Chriftianifirung diefes großen 
Welttheils Antheil zu nehmen. Hätte fie eine Geſellſchaft 
die ſich erlaubt hätte, fih von dieſen Principien der Civi 
vollftändig zu entfernen, wie das ja von manden Handelshäuſern 
bisher geſchehen ift, am Sclavenhandel ſich zu betheiligen oder doch 
ſich nicht defjelben zu enthalten, oder hauptſächlich die Einfuhr der 
Munition, die für die Sclavenjäger beftimmt ift, zu befördern — 
die Geſellſchaft würde vielleiht gar jo ſchlechte Geſchäfte nicht 


gemacht Haben — (Sehr richtig! rechts.) 


dann würde fie nicht den Zorn der arabijchen Sclavenjäger auf 


ſich gezogen haben. 
Was bort gehaßt wird, ift der Chrift, der Beſchützer der 





*) ©. 621bD. 
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Sclaven, das ift der Störer in einem illiciten ?) Handel. Ich 26. 1. 1889. 
habe in einer mir eben zugegangenen Meldung über eine Captur ?) 
unferer Flotte gelefen, daß eine Dhau*) gefangen wurbe, in der 
87 Sclaven unten lagen, in einem fo engen Raume, daß fie drei 
Mann hoch — wie ich den Cubikinhalt berechnen kann — nothe 
wendig liegen mußten. Ueber fie waren Matten gebreitet, und 
auf den Matten faßen, ftanden und gingen die 17 Araber, melde 
die Bemannung der Dhau bildeten. Dieje Dhau wurde unferen 
Kreuzen verrathen durch zwei Neger, denen man mehr getraut 
hatte, und die von dem Ded Zeichen gegeben hatten; die wurden 
fofort erftoden, ehe wir heranfamen. Sollen wir nun dergleichen 
Saden, wenn wir uns dort überhaupt einmal einrichten, dulden **), 
weil es financiell uneinträglich ift, ung ihnen zu miderfegen, oder 
nit? Das fehiebe ich den riftlihen und humanitären Erwägungen 
des Herrn Abgeordneten zu. 
(Heiterkeit rechts.) 


Der Sultansvertrag ift meines Erachtens bie bedeutendfte und 
nützlichſte Leiftung, welche die Geſellſchaft überhaupt gemacht hat; 
der hat den Zugang zum Inlande erft eröffnet. So lange bie 
Küften abhängig waren von einer Macht, wie der Sultan von 
Sanzibar, namentlich von ben energiſcheren Vorgängern des jegigen 
Sultans, fo lange war unfere Verbindung mit dem Binnenlande 
doch immer ehr zweifelhaft und auf die Dauer nicht fiher, und 
wir fonnten der Gefahr ausgefeßt fein, daß, wenn wir ung mit 
dem Sultan von Zanzibar erzürnten, wir uns aud mit der uns 
befreundeten Macht von England, deren Protege der Sultan von 
Zanzibar immer war, erzlirnt hätten. Wir würden aljo von alle 
dem, was wir jenfeits der Zanzibargrenze occupirt haben, durch 
eine Grenze geſchieden fein. Dies ift alſo meines Erachtens eine 
dantenswerthe Unterlage, melde die Gefellihaft der deutſchen 
Nation gewonnen hat, um von dort aus allmählich, aber ſehr all: 
mahlich, ihre weiteren Culturverfuche nad) dem Inneren zu erftreden. 


*) StB. an biefer und den folgenden Stellen: Dhom. 
) 6. 6222. A. 
') unerlaubten. 
?) Gaptur heiht Wegnahme (eines feindlichen Schiffes). 
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Th dieie Eulturverrube bauntiählih in der Pileae des 
wanenhandels nad) dem Jumeren beiteben iclen oder in plan— 
mäßiger Eultivirung des an ums gebradten Rürtenlandes, 
eine frage, die ih in legterem Zinne zu bejaben aene:. 
mochte. Ter Raramanenbandel lebt jegt in erfier Sinie von 
Sclavenhandel und vom Rüdhandel von Pulver und Blei, -- 
dem die Vertheidiger der zu fangenden Sclaven erihorten werden. — 
furz und aut, Gewehre und Munition gehen bin, Sclaven 
aus als Ergebniß der gelieferten überlegenen Bewarrnung. 
das weg, fällt auch nod der Branntwein weg, jo wird ver Kur. 
wanenhandel jehr gering; er beſchränkt jih auf Elienbein. 
Elfenbein hat ihon jegt*) nicht immer volle Ladungen gegeke 
die mußten durch Menjcenfleiih, Neger, vervollftändigt wert: 
um für die Beladung der Thaus zu dienen. Bekanntlich wert. 
Elevhanten immer weniger, Gummi fann dort mehr fein. 
id glaube faum, daß der Karamanenhandel allein eine aroße 3: 
tunft haben wird; id glaube, daß er auf zwei ausiterbente: 
Generationen baſirt ift, den Sclaven und den Elephanten. Ti: 
Elephanten werden weniger; bis jegt ift Elfenbein noch da 
Gummi. 

Aber ich jege meine Hoffnung für die Zukunft Deutſchlande 
nicht gerade auf den Karamanenhandel, jondern vielmehr auf dir 
Möglichkeit, den fruchtbaren Oſtabhang Oftafrifas, der im All 
gemeinen nur fo weit fruchtbar ift, als der Küftenftrich reicht, zum 
Plantagenbau in tropifhen Sinne zu benugen. Es it das, mic 
Herr Hauptmann Wißmann fon vorher bemerkte ), ein Küſten— 
ftrid) von über 100 Meilen Länge und > bis 15 deutſchen Meilen 
Breite, aljo ein jehr bedeutendes Terrain. Wir zahlen für tropiſche 
Producte, die wir bei uns nicht produciren Fönnen, gegenwärtig 
ſchon ungefähr 500 Millionen baar ans Ausland. Soviel id mich 
der Ziffern erinnere, figurirt darin die Baummolle als Höchſtes 
mit ungefähr 200 Millionen, der Kaffee mit 192 Millionen, der 
Tabat mit 64 Millionen, und außerdem Cacao, Gewürze, Vanillen 
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*) ©. 622aB. 

’) Hauptmann Wißmann: „Unfere Küfte ift circa 150 deutſche Meilen 
lang von Norden nad Süden, und bie frudtbaren Gebiete eritreden fih zu 
10 bis 15 Meilen in das Innere“ (SB. 6056). 
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in erheblidem Maße. Wenn wir von diefer Einfuhr von 500 Mil- 
Lionen, die wir baar bezahlen müfjen, auch nur den zehnten Theil 
abrechnen, oder den hundertften Theil mit 5 Millionen einftweilen 
für deutſche Eigenthümer erwerben könnten, welde in Zanzibar 
und in diefen Küftenländern unter fiherem Schuge des Reiche ihren 
Tabak, ihre Baummolle, ihren Cacao bauen könnten, fo würde ich 
Das dod für einen erheblichen wirthſchaftlichen Gewinn halten und 
aud für einen volkswirthſchaftlichen inſofern, ala eine Menge der 
überfhüffigen Kräfte, die wir in unferen Gymnafien und höheren 
Schulen erziehen, dort als Leiter von jolden Einrichtungen eine 
Verwendung finden könnten, die wir im Lande doch nicht *) überall 
haben und vielleiht mit der Zeit immer weniger haben werben. 
Alfo ih möchte nur bitten, eine folhe coloniale Gründung 
nicht als einen Lotterieeinfag**) zu betrachten, der im nächſten 
Halben Jahre einen ungeheuren Gewinn geben muß, fondern als 
eine vorbedachte, berechnete Anlage, die unter Umftänden vielleicht 
aud feinen Gewinn abmwirft, aber doch mit Wahrſcheinlichkeit in 
zehn, — und wenn es in zwanzig Jahren wäre, wäre es auch 
fein Unglüd. Wir haben die Gewißheit, daß diefe tropiichen 
Zänder, welche die einzigen noch unoccupirten find, uns von anderen 
Mächten nicht mehr beftritten werben können. Unfere ganze Beſitz- 
ergreifung, unſere ganze Neigung, fie zu vertheidigen, hat ſich ja 
urfprüngli nur gegen andere Mächte, die aud) dort Beſitz ergreifen 
wollten, gerichtet, und denen gegenüber haben wir durch unfere 
freundſchaftlichen Beziehungen vollftändig die Mittel, fie fern zu 
halten. Sie haben die Grenzen anerkannt, die wir gezogen haben; 
innerhalb der Grenzen kann ſich der Deutſche entwideln. Will er 
nicht, oder gelingt es ihm nicht, nun gut, jo bleibt es immer noch 
einer jpäteren Generation vorbehalten, den Verſuch zu wiederholen. 
Ich bin ganz beftürzt geweſen über den Gedanken, den viele 
Leute gehabt haben, als müßte das nun gleich wie ein Gründungs- 
papier eine ungeheure Dividende abwerfen. Ich habe mir gedacht: 
Das ift eine Beſchlagnahme wie bei der Muthung eines Bergwerk: 
befiges oder dem Ankauf eines jpäter zu bebauenden Grundftüds, 





*, 6. 622bC. 
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und wenn man nidt mit Ruhe eira Er*: 
hätte man es überhaupt nit ihua Terz 
jenigen, melde folhe Anlagen masen, za == 
dafı fie nicht fofort am näditen Tennerzi:z” 
neben, nun, bazu gehört die leidenihaftl:Se Fe. 
‘Partelfämpfen beruht. Das fann ih nicht me&r ='s zo: 
Erwägung behandeln und anjehen. 

Die Küfte alfo müfjen wir meines Eradtens => 
und halten, wenn wir unfere Aufgabe der Eivil:i; 
erfillfen wollen. Die Sclaverei mit einem Wale a 
Im Inneren von Afrifa, — das ift ein Gedanke, der nur 
unkundigen Yeuten gefaßt werben fann. Ich erinnere 
daran ich habe es fhon einmal gejagt —”), daß mur 
Heinen Inſel Jamaica die Aufhebung der Sclaverei der en. 
Nenlerung 20 Millionen Pfund Eterling — das find m 
onen Dart netoftet hat, und wir werden doch nicht gege: 
Exlavenbefiger nemaltthätig vorgehen. Bei uns in Deutic 
wo die Gewalt viel ftärfer ift und die Gejeßgebungen io viel de 
fchlanender, ift doc) auch die Aufhebung der Hörigfeit nicht 
Entſchädigung erfolgt; — aber das ift eine Frage, die ich i 
noch nicht ale vorliegend anfehe. Die Küfte müſſen wir im 
baben, um weiter in das Land hinein zu wirken; die Küfte in 
Rachtbefig der Geſellſchaft, wir müſſen alfo die Geſellſchaft 
elnftwellen unfer einziges Organ zur Durchführung unjerer cit 
fatorifchen Beſtrebungen ift, fehligen und halten, wenn wir dieſen 
elvlliſatoriſchen Beftrebungen uns anſchließen wollen. 

Ich babe die Gründe dargelegt, die mich beftimmt haben, der 
Strömung zu Gunften colonialer Beftrebungen nachzugeben, und 
ich babe meine Fügſamkeit der Allgemeinheit gegenüber babei betont. 
Die Allgemeinheit hat aber vor vier Jahren diefer Strömung iv 
weit nachneneben, daß fie meines Erachtens nicht mehr zurüd kann, 
und ich nlaube auch nicht, daß fie es für thunlich erachten wird, 
zurückzugehen. Ich halte mich im Gegentheil, namentlich nachdem 
ich die Nede des Herrn Abg. Windthorft gehört habe, der Zu: 
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Ttimmung bes Reichstags zu der Vorlage vollftändig verfichert; ich 
bedaure nur, daß fie nicht etwas jchneller erfolgt. Ich glaube, 
Daß die Aufgabe, die dem Reichscommiſſar dort zufallen wird, 
etwas erleichtert würde, wenn fie aud nur vier biß fünf Tage 
früher in Angriff genommen werben könnte. 

Nun*), meine Herren, Sie werden ja Jhrerfeits erwägen, 
welde Zeit Sie brauden, um fi zu entichließen. Ich endige 
meine Aeußerungen mit der Hoffnung, daß Sie die Regierungs- 
vorlage mit großer Majorität annehmen werben. 

(Lebhafter Beifall.) 


Nah dem Reichskanzler und einer furzen ergänzenden Bemerkung 
des Hauptmanns Wißmann fprah Abg. v. Bennigfen für bie 
Dorlage, deren Vorberathung durd eine Commiffion er befürmortete. 
Er wendete fi dann gegen den Abg. Bamberger, der ſich zu den 
Wünſchen der Nation in ſcharfe Oppofition fege und immer in büfteren 
Prophezeiungen ſich gefalle, obmohl noch niemals eine derjelben ſich 
erfüllt habe. Gegen die Vorlage richtete ſich die Rede des Abg. Bebel, 
nicht ſowohl weil er Gegner der Belämpfung des Sclavenhandels und 
der Sclavenjagden fei, ſondern meil die Regierung nicht daran denke, 
die Sclaverei an fi aufzuheben und die Colonifation de3 Landes in 
wirklich humanem Sinne auszuführen. Ihm antwortete der Abg. 
v. Kardorff, indem er dem Reichstag empfahl, die Vorlage mit 
moglichſter Einftimmigfeit anzunehmen. Der Eljäfer Dr. Simonis 
erörterte eingehend die Frage der katholiſchen Miffionen in Afrika, 
ohne ſich direct über die Vorlage ſelbſt zu äußern. Der Abg. v. Hell: 
dorff ftellte die Zuftimmung feiner Parteigenofjen in Ausfiht. Nah 
Schluß der Discuffion wurde eine Commiſſion von 21 Mitgliedern 
gewählt; fie erftattete ſchon in der 29. Sitzung am 29. Januar 1889 
Beriht durh den Abg. Dr. Meyer (Jena) und empfahl die An: 
nahme der Vorlage mit der Mobification, daß ber Relativfag in $ 2: 

welcher gleichzeitig nach den ihm erteilten befonderen Inftructionen 

die dem Reichskanzler ftatutenmäßig zuftehende Auffiht über die 

Deutſch⸗Oſtafrikaniſche Geſellſchaft und deren Angeftellte in Dft- 

afrika ausübt 
wegfalle. Mit großer Leidenfhaft brachten die Abg. Richter und 
Virchow ihre abweichende Meinung zur Geltung. — Die große Mehr: 
heit des Reichstags nahm gegen die Stimmen der Freifinnigen und 
der Socialdemofraten die Vorlage nad den Commiffionsvorfchlägen an; 
die dritte Berathung in der 30. Sitzung am 30. Januar 1889 be: 
ftätigte die Abftimmung der zweiten Lefung. 


*) ©. 623aA. 
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44. Sitzung des Deutſchen Reichstags 
Donnerftag 21. Räry 1889. 


In einem Nachtrag zum Neihöhaushaltsetat für 18890 rır 
langten bie verbündeten Regierungen unter Anderem Die Mitte! 
einer Neuorganifation der Marine, indem das biöher einheitliche 
der Admiralität aufgelöft werben follte in ein Cbercomma 
für den activen Dienft und in ein Reih3marineamt 
die laufende Verwaltung. Der Reihötag beſchäftigte fih 
feiner 40. Sigung am 15. März 1889 mit der erften Berathung di 
Nachtragsetats; ſchon bei diefer Gelegenheit trat der Abg. Rich 
ala fchroffer Gegner jeder Aenderung der bisherigen Urganifation 
Die Vorlage wurde auf Antrag des Ag. v. Bennigfen der Bun 
commiffion zur Vorberathung überwieſen und ftand Dann in 
44. Sitzung am 21. März 1889 zur zweiten Leſung. Namens 
Commiffion beantragte Abg. Kalle die Annahme, da fomohl 
Dringlichkeit des Bedürfnifjes als die Zweckmäßigkeit der beabfidti: 
Aenderung durch die von Seiten der Regierungscommiſſare in de 
Commiſſion gegebenen Aufihlüffe nachgewieſen worben fei. Dem geci: 
über erflärte der Abg. Frhr. v. Frandenftein, daß er in Ver 
bindung mit der großen Mehrzahl feiner politiihen Freunde gegen 
die Bewilligung fimmen werde, da die Dringlicgkeit nicht groß ien 
Tonne, weil anderen Falls diefe Pofitionen in den Hauptetat eingeitil: 
worden mären. Mit wenigen Worten empfahl darauf der Abu 
Dr. Delbrüd die Vorlage der Regierung; um fo ſchärfer griff fe 
der Abg. E. Richter an. Namens ber freifinnigen Partei lehnte er 
die Theilung der Admiralität in ein Obercommando und in ein Marine. 
amt grunbfäglih als eine an fih durchaus verkehrte und für bie Ent 
midelung der Marine fhädlihe Maßnahme ab. Er fah darin eine 
Duelle von Streitigfeiten und Conflicten zwiſchen Commando und Ver- 
maltung unb wies auf das Beiſpiel Englands hin, wo Beides im 
englifgen Marineminifterium vereinigt fei. Die ganze Neuorganifation 
feine nicht auß der Sache heraus geſchaffen, ſondern auf beftimmte 
Perſonen zugeſchnitten zu fein. Nachdem hierauf Eontreabmiral Heusner 
die techniſche Seite ber Frage erörtert, aud auf bie Nothwendigkei 
einer baldigen Entſcheidung hingewieſen hatte, ergriff der Reichslanzler 
Fürft Bismard das Wort, um feine Stellung zu diefer Frage bar: 
zulegen*): 

Ich habe das Bedurfniß, auch vom Standpunkte des Reiche: 
fanzlers und der Reichsverfaſſung einige Bemerkungen über bie 











*) E18. 1009bC. 
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Vorlage zu madhen*). Ehe ich dazu ſchreite, wende ich mich gegen 
Die Aeußerung bes Herrn Frhrn. v. Frandenftein, daß dieſe 
Sade, wenn fie wirflid eilig und dringend wäre, früher hätte 
vorgebracht werden müffen, und daß fie ebenfo eilig, wie heute, 
am Tage der Vorlegung des Hauptetats geweſen fein müſſe Y. 
Nun möchte id) den Herrn Abgeordneten doch bitten, zu ermägen, 
Daß wir im vorigen Jahre hinter einander zwei Thronwechſel, zwei 
Souveräne gehabt haben, die für die Landarmee ein hohes Inter- 
effe, für die Marine vielleiht nicht ganz dafjelbe Intereſſe hatten, 
wie der jegt regierende Herr, daß der Letere doch, ala er zur 
Regierung fam, eine gewiſſe Zeit gebraucht hat, um feine An- 
ſichten über bie weitere Entwidelung der Marine zum Ausreifen 
zu bringen. Es wird von dem Herrn, namentlih da er im ber 
Lage war, im Interefje der Erhaltung des europäiſchen Friedens 
zunädft fid) mit den Aufgaben, Reifen und Beſuchen zu beichäfs 
tigen, welche diefen Zweck hatten, nicht verlangt werben können, 
Daß er mit der Schnelligkeit eines um Johanni rechtzeitig ver— 
warnten und ermahnten Rathes eines Minifteriums ſich ſchlüſſig 
made über das, mas vorgelegt werben foll. Ich bin überzeugt, 
daß der Herr Frhr. v. Frandenftein, wenn er fih dieſe Stellung 
des höchften Kriegsheren zur Marine vergegenmärtigt, uns daraus 
feinen Vorwurf wird machen wollen, daß das, was jegt vorgelegt 
wird, nit ſchon vor drei oder vier Monaten vorgelegt worden 
ift. Es war eben **) nicht fertig. Es kann aber nichts defto weniger, 
aud wenn es damals nicht fertig war, doch eilig fein. Ich wünſche 
ja nit, daß es eilig werde; es würde aber eilig werben, ſobald 
die Ausfichten, die wir jet auf die Erhaltung bes Friedens haben, 
fi) trüben follten. So, wie es bisher beftanden hat, konnte es 
doch nur beftehen durch eine’große Enthaltfamfeit eines ſehr militär= 
frommen Kanzlers in Bezug auf jede Einmifhung in die Dinge. 


Heiterkeit.) 
€3***) ftehen dem Reichskanzler zwei ganz heterogene Behörden 
*) 6. 1009bD. 
**) 6tB.: aber. 


) ©. 10104 A. 
) Abs. Sehr. zu Franckenſtein: „Die Dringlichkeit kann nicht groß 
ſein, indem dieſe Poſitionen ſonſt in dem Etat, den wir vor wenigen Wochen 
berathen haben, verlangt worden wären" (StB. 1007 a) 
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gegenüber, die eine die Commanbobehörbe, die lediglich in der fe: 
des Kaijers liegen fol, der in Krieg und Frieden über die Mar: 
ſoll verfügen können, die andere die Verwaltung, die financıc. 
Behörde, die in erfter Linie dem Reichskanzler Hechenit:“ 
ſchuldig ift, die fi) aber nicht rühren kann ohne Bewilligung x: 
Reichstags. 

Eine Einmifhung des Reichefanzlers in das Commando tr 
Armee und Marine halte ich ala das forgfältigft zu Werhütent. 
weil der Reichskanzler eben vom Reichstage in einer gewiſſen A:- 
hängigkeit ift, und eine Einmiſchung des Reihstags in Die geltend 
Macht des Commandos die größte Gefahr für die ftaatlichen Ver 
hältnifje bedeuten würde. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Das werden Sie mir Alle zugeben, und deshalb halte ich de 
Rechte des Kaiſers und die Nechte des Neihstags und der Be 
amten, bie bem Reichstage die Verantwortung ſchuldig find, genar 
von einander getrennt. 

Der Obercommandirende der Marine fol meines Eradıten: 
ein viel zu hoch ftehender Soldat, will id) jagen, fein, um mit 
dem Reichsfanzler irgend Etwas zu thun zu haben, mit deſſen Ver: 
antwortlickeit, mit deſſen Verfügung. Hätte ich mich bisher nic: 
enthalten irgend einer Einmifhung in Dinge, die id) wenig odır 
nur mittelbar verftehe, fo wäre es ſchon bisher nicht gegangen. 
Ich habe das Bedürfniß, daß meine verfaffungsmäßige Pflicht zur 
Einmiſchung beſchränkt werde auf die Grenzen, innerhalb deren 
fie von der Verfaffung überhaupt nur gemeint fein kann. 

Die frühere Verſchmelzung beider Stellen war ja möglid, 
weil unjere Marine unfertig war, Hein und unbedeutend; fie wurde 
eben fo mit durchgeriſſen. Wenn fie heut zu Tage fo ſtark wire, 
wie fie nad) unferen Bebürfniffen defenfiver und erpanfiver Ratur 
fein muß, jo wird fie meines Erachtens, wie das ber Herr Tor: 
redner von der Regierungsfeite*) ſchon bemerkte, die volle Krait 
eines ganzen Mannes abjorbiren. Der, der die Marine zu com: 
manbiren hat, wird gar nicht Zeit haben, fi um die Verwaltung 
und um feine Verantwortlichkeit dem Reichskanzler gegenüber irgend: 


*) ©. 1010aB. 
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wie zu befümmern, und wenn er fi die Zeit dazu nehmen wollte, 
nun, fo würde er fein Commando vernadjläffigen. 

Ich halte das bisherige Verhältniß für gerade jo unnatürlich, 
wie es jein würde, wenn der dem Preußifchen Landtage und in- 
direct dem Reichskanzler und dem Reichstage verantwortliche Kriegs: 
minifter zugleich commandirender General von einem oder mehreren 
Corps fein würde. Würden Sie das nit — nit nur militä= 
riſch, ſondern auch vom Standpunkte des Laien und Civiliften — 
als eine ungeheuerlide Abnormität betrachten? Diefe ungeheuer: 
lie Abnormität habe ich zehn Jahre und, ich weiß nicht, länger 
mühſam durchgeſchleppt, und nur durch meine Befcheidenheit in 
der Einmiſchung. Seen Sie an meine Stelle einen herrſch— 
ſüchtigen Kanzler, der ich nicht zu fein glaube, 

(Heiterkeit.) 

fo wird das nicht acht Tage mehr gehen. Deshalb halte ich von 
meinem, wie ih glaube, in der Verfafjung begründeten Stand: 
punkt die Trennung des GCommandos von der Verwaltung für 
unabmweislih, und ich glaube, Sie ſelbſt, wenn Sie die Rechte, die 
Ihnen zuftehen auf die Verwaltung, ftreng ausüben wollen, müſſen 
davon ben illegitimen, außerverfafungsmäßigen Einfluß, den das 
Commando unter Umftänden durch fein Gewicht, dur eine Macht 
aud dem verantwortlichen Reichefanzler gegenüber üben kann, per= 
horresciren und vermeiden, Sie müjfen in Ihrem Intereſſe meines 
Eradtens die ftrenge Scheidung von Verwaltung und Reichstag 
und vom Raijerlihen Militärcommando verlangen. 

Ich würde es lebhaft bedauern, wenn bie Entſcheidung über 
dieſe Frage aufgehoben oder die Vorlage abgelehnt würde. Ich 
würde mir nur baburd helfen können, daß ich diejelbe Enthaltfam- 
feit*), wie ich fie bisher geübt habe, auch fortfahre zu üben, das 
Heißt, mid) auf die Stellvertretung, die ih ja aud in der Marine 
habe, abfolut verlaffe und die Verantwortung meinerſeits darüber 
ablehne. Ih bin vollkommen in der Berechtigung, fie abzulehnen, 
fobald ich vertreten bin. Ich mache von diefer Berechtigung ſehr 
jelten Gebrauch. Ich dede gern auch meine Vertreter mit meiner 
Verantwortlichkeit. 


S. 1010bC. 
Bismards yolitiige Reden. XII. 38 
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Aber wenn ic mich in der Sage befinde, daß mir für Ei‘: 
was ich in Uebereinitimmung mit der Terfalung für unabw: 
halte zur Entlaitung meiner Berantwortlileit, zur Beichränt: 
derielben auf das ihr verfaſſungsmäßig zugewieſene Gebier, — 
wenn id) dafür nicht die Unterftügung des Reihstags haben ic! 
dann muß ich mich eben einiah auf die Thatiache der S: 
vertretung zurüdziehen und abwarten, wie e8 geht. In mei 
friedliher Entwidelung wird es ja gehen, aber ſchlecht, zum gr» 
Nachtheil für die Marine, in welder die Einteilung und € 
rihtung noch ein Jahr lang ein Provijorium bleibt, wie der Her 
Admiral vorher ſchon feinerjeits bemerkte; daß das für die En: 
widelung der Streitbarkeit und Freudigkeit im Dienſt der Marine 
nicht nützlich if, werden Sie felbf zugeben. 

Tas ift aber ein minimaler Grund. Der Hauptgrund fir 
mich ift: Als Reichskanzler fordere}ih im Namen ber Verfaftun: 
die Trennung; fie ift verfaflungsmäßig vorgeſchrieben. Ich habe 
feine Verantwortung für das Commando, und id fann den Herrn. 
der das Ganze commandirt und verwaltet, nicht in die Theile 
einem Viertel und drei Bierteln theilen, von dem das eine Viertel mi: 
gehört und ihm drei Viertel, unabhängig von meiner Amtsführung. 

(Bravo! rechts.) 














Abg. Frhr. v. Frandenftein erflärte hierauf, daß er nch 
den Darlegungen bes Reichskanzlers feine Bebenfen fallen laſſe und 
nunmehr für die Pofitionen ſtimmen werde. Der Abg. Richter da: 
gegen bielt feinen Widerſpruch aufreht. Er ſprach feine Vermunde: 
rung darüber aus, daß plöglic ein Zuftand als verfafjungsmibrig und 
falfch bezeichnet werde, der bisher viele Jahre lang unangefochten be: 
ftanden habe. Das erkläre fih nur daraus, baf die Autorität des 
Kaiſers jetzt perfönli für diefe Aenderung eintrete. Diefe Autorität 
Tönne für den Reichstag, wenn er die Sade an ſich nicht für richtig 
halte, nicht beftimmenb fein; „denn wäre fie beftimmend, mozu hätten 
wir dann überhaupt einen Reichstag?“ Unzutreffend fand er bie 
Bezugnahme auf die Analogie der Armee. Denn bei biefer gebe es 
einen Obercommanbeur unter dem Kaifer, wie er für die Marine ge: 
forbert werde, nicht. Die Schaffung zweier Centralbehörben für die 
Marine, einer Commanbobehörde und einer Verwaltungsbehörde, müfle 
die Duelle von großen Unzuträglicfeiten werben, da man wohl abftract, 
aber nicht in der Wirklichkeit zwiſchen Commando und Verwaltung 
unterſcheiden fönne. 
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Fürft Bismard erwiderte): 


Der Herr Abg. Richter hat mit einer gewiſſen Uebertreibung 
gefagt: Wenn die Anfihten Sr. Majeftät des Kaifers hier maß- 
gebend fein follten, dann braudten wir feinen Reichstag. Das 
ift jo eine parlamentariſche Rede, die fi auf der Seite ertremer 
Parteien ſehr leicht einfindet. Ich könnte darauf gerade jo gut 
erwidern: Wenn der Reichstag allein entſcheiden follte, dann 
braudten wir gar feinen Kaifer. 

(Sehr richtig! rechts.) 

Es ift doch aber wünſchenswerth, daß die Anfichten des Kaifers, 

des Höchftcommanbirenden über unjere Kriegsmacht zu Lande und 

zur See, Beachtung bei ung finden; ich habe fie nur citirt als 
Erklärung für die Auffälligfeit der Verfpätung diejer Vorlage, die 
Frhr. v. Frandenftein berührte: ich kann ja feine Vorlage bei 
Shnen einbringen ohne Mitwirkung des Kaifers; ich brauche feine 
Ermädtigung, feine Unterfhrift. Alſo der Herr Abg. Richter 
unterihäßt die Autorität des Kaifers im Reich doch ganz erheb- 
lich, wenn er das Erwähnen, bas Rüdfihtnehmen auf Wunſche, 
auf Stimmungen bes Kaiſers, auf das ftärkere Intereſſe dieſes 
Kaiſers für die Marine als das**) feiner beiden Vorgänger tabelt; 
das Intereſſe wechjelt ja, und wir fünnen uns freuen, einen Herrn 
zu haben, der der Marine ein lebhafteres***) Intereſſe zumenbet 
als jeine Vorgänger, die jung waren in der Zeit, wo wir über- 
haupt nod feine Marine hatten. Nehmen wir das dankbar an; 
wenigftens glaube ih, daß alle unfere Seeanwohner es dankbar 
annehmen. 

Nachher hat der Abg. Richter geſagt, das Heer habe ja gar 
fein Obercommando; warum folle die Marine eins haben. Nun, 
das Landheer hat — ich weiß nicht, find es 15 oder 16 Ober- 
commandos, bie alle unter dem Kaifer direct ftehen, von denen 
aber feines f) einen Antheil an der Verwaltung, an den Geſchäften 
des Kriegsminifteriums beaniprudt. Cs find bas bie comman- 


*) Sts. 10180 A. 
**) St8.: ber. 
*") 6, 1018aB. 
+) St8.: teiner, 
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direnden Generäle. Wenn der Abgeordnete die Acten in der: 
felben Umfange kennt wie ih — ih weiß nit, ob fie ide: 
publiei juris’) geworden find —, jo wird er daraus entnomm:i 
haben, daß dem Obercommando der Marine die Attribution:z 
eines commandirenden Generals verliehen werden follen. Tas 
Obercommando der Marine ift alfo gewiffer Maßen ein fiebzehnt: 
commandirender General unter dem Namen „Marineobercom: 
mando”. Die Diftinction, daß die Kriegsmacht zur See eine ke 
fondere Bezeihnung eines commandirenden Generals, der ım: 
mittelbar unter dem Kaifer fteht, haben fol, fönnen Sie ihr dei 
wohl laſſen; und darüber brauchen wir doch wohl nicht Hier weiter 
zu biscutiren. Es iſt das eine, ich möchte jagen, Titelfrage. 

Die Intention St. Majeftät, foviel ih mid erinnere, it 
teineswegs, das ein Obercommando zu nennen, jondern den Com: 
mandirenden der Marine den commanbdirenden Admiral zu nennen, 
gerade fo wie der Befehlshaber eines Corps zu Lande der comman: 
dirende General heißt. Wir wünſchen alfo nur die analogen una 
Jahre lang erprobten Einrichtungen, wie fie im Landheere find: 
Daß die Trennung der Marine in Commando und Bermaltuna. 
die Scheidung — nun, id) will nicht fagen, von Tiſch, aber des 
von Bett zwiſchen Beiden vollzogen wird, 

Heiterkeit.) 
damit*) dem Kaifer gegeben werde, was des Kaifers iſt, das 
Commando, und dem Reichstag gegeben werde, aber auch voll ge: 
geben werbe, was bes Reichstags ift, Damit Beide nicht mehr pro- 
miscue ®) eriftiren. Ich glaube, es ift ein wohl berechtigter und 
verfaffungsmäßiger Anſpruch, den die verbündeten Regierungen 


damit erheben. (Bravo! rechts.) 


Die Abftimmung ergab die Annahme der Vorlage mit große 
Mojorität. 


*) ©. 1013bC. 
80.6.8. 
) Gemiſcht, ohne Scheidung. 
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Die Alters- und Invalidifätsverficherung. 


Als letztes Ziel der focialreformatorifhen Gefehgebung hatte die 
Kaiferlihe Botſchaft vom 17. November 1881 die Fürforge für die— 
jenigen aufgejtellt, melde durch Alter oder Invalidität erwerbaunfähig 
geworben ſeien. Kaifer Wilhelm I. erlebte nod die Freude, das 
von ihm mit vielem Eifer betriebene Werf der Ausführung nahe ge: 
bracht zu jehen. Am 17. November 1887 wurden die im Reichsamt 
des Innern entworfenen Grundzüge nebft einer erläuternden Denk: 
ſchrift veröffentlicht und damit der öffentlichen Kritik preiögegeben. 
Der auf Grund diefer Grundzüge ausgearbeitete Gefegentwurf wurde 
dann mit Genehmigung Kaifer Friedrich II. im April 1888 dem 
Bunbesrath vorgelegt und von dieſem den zuftändigen Ausfgüffen zur 
Durchberathung überwiefen. Die Faflung, die der Entwurf in Folge 
dieſer Berathungen erhielt, wurde im Juli 1888 wiederum veröffent: 
licht, und unter Benugung ber von competenten Beurtheilern eins 
geforberten Gutachten und zahlreicher wiſſenſchaftlicher Crörterungen 
entftand alsdann der endgültige Entwurf, der auf Beſchluß des Bundes: 
raths dem Reichstag mittels Schreibens des Staatsſecretärs v. Boet- 
ticher vom 22. November ala Entwurf eines Geſetzes, betreffend 
Die Alters- und Invaliditätsverfiderung, bald nad) feiner Er: 
Öffnung zuging. Wir heben aus dem umfängliden, 150 Paragraphen 
zählenden Entwurf nur die wichtigften Veftimmungen hervor: 


$1 
Gegen die Erwerbäunfähigfeit, welde in Folge von Alter, Krank: 
heit ober von nicht durch reichögefegliche Unfallverfiherung gededten 
Unfällen eintritt, werden vom vollendeten ſechzehnten Lebensjahre ab 
nad) Maßgabe der nachfolgenden Beftimmungen verfichert: 
a) Berfonen, welde ala Arbeiter, Gehilfen, Gejellen, Lehrlinge 
ober Dienftboten gegen Lohn ober Gehalt beſchäftigt werben; 
b) Betriebsbeamte, ſowie Handlungsgehilfen und Lehrlinge (ein 
ſchließlich der in Apothefen beichäftigten Gehilfen und Lehr: 
linge), welde Lohn ober Gehalt beziehen, deren regelmäßiger 
Sahresarbeitsverbienft an Lohn oder Gehalt aber 2000 Mark 
nicht überfteigt, ſowie 
c) die gegen Lohn oder Gehalt beſchäftigten Perfonen der Schiffes 
befagung deutfcher Seefahrzeuge und von Fahrzeugen der 
Binnenihifffahrt ... . 


87. 


Gegenſtand der Verſicherung iſt der Anſpruch auf Gewährung 
einer Alters: beziehungsweiſe Invalidenrente. 
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und wenn man nicht mit Ruhe einen Erfolg abwarten fann, ': 
hätte man es überhaupt nicht thun follen. Daß man gegen die— 
jenigen, welche ſolche Anlagen machen, nun den Vorwurf erket: 
daß fie nicht fofort am nächſten Donnerstag!) eine große Ren: 
geben, nun, dazu gehört die leidenſchaftliche Feindſchaft, Die au’ 
Parteitämpfen beruht. Das fann ich nicht mehr als eine ftaatlic: 
Erwägung behandeln und anfehen. 

Die Küfte alfo müſſen wir meines Erachtens wiedererwerb.r 
und halten, wenn wir unfere Aufgabe der Civilifation von Afrit: 
erfüllen wollen. Die Sclaverei mit einem Male abſchaffen zu wollen 
im Inneren von Afrifa, — das ift ein Gedanke, der nur von local: 
unkundigen Leuten gefaßt werden Tann. Ich erinnere wieberhol: 
daran — ich habe es ſchon einmal gejagt —?), daß nur auf der 
Heinen Infel Jamaica die Aufhebung der Sclaverei der engliſchen 
Regierung 20 Millionen Pfund Sterling — das find 400 Wil 
lionen Mark — gefoftet hat, und wir werden doch nicht gegen dir 
Sclavenbefiger gemwaltthätig vorgehen. Bei uns in Deutſchland, 
wo bie Gewalt viel ftärker ift und die Gefeggebungen fo viel durd: 
ſchlagender, ift doch aud die Aufhebung der Hörigfeit nicht ohne 
Entſchädigung erfolgt; — aber das ift eine Frage, die ich jeßt 
noch nicht als vorliegend anfehe. Die Küfte müfjen wir immer 
haben, um weiter in das Land Hinein zu wirken; die Küfte ift im 
Pachtbeſitz der Geſellſchaft, wir müſſen alfo die Gefelihaft, die 
einſtweilen unfer einziges Organ zur Durchführung unjerer civili: 
fatorifhen Beſtrebungen ift, jhügen und halten, wenn wir bieien 
civilifatorifhen Beftrebungen uns anfchließen wollen. 

Ich habe die Gründe dargelegt, die mid) beftimmt haben, der 
Strömung zu Gunften colonialer Beftrebungen nachzugeben, umd 
ich habe meine Fügfamfeit der Allgemeinheit gegenüber dabei betont. 
Die Allgemeinheit hat aber vor vier Jahren diejer Strömung iv 
weit nachgegeben, daß fie meines Erachtens nicht mehr zurüd kann, 
und id) glaube auch nicht, daß fie es für thunlich erachten wird, 
zurüdzugehen. Ich halte mich im Gegentheil, namentlich nachdem 
ich die Rede des Herrn Abg. Windthorft gehört habe, der Ju: 
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Stimmung des Reichstags zu der Vorlage vollftändig verſichert; ich 
bedaure nur, daß fie nicht etwas jchneller erfolgt. Ich glaube, 
Daß die Aufgabe, die dem, Reichscommiſſar dort zufallen wird, 
etwas erleichtert würde, wenn fie auch nur vier bis fünf Tage 
früher in Angriff genommen werden fünnte. 

Nun*), meine Herren, Sie werden ja Jhrerfeits erwägen, 
welche geit Sie brauchen, um fi zu entſchließen. Ich endige 
meine Neußerungen mit der Hoffnung, daß Sie die Negierungs- 
vorlage mit großer Majorität annehmen werben. 

(Lebhafter Beifall.) 


Nah dem Reichskanzler und einer furzen ergänzenden Bemerkung 
des Hauptmanns Wißmann ſprach Abg. v. Bennigjen für bie 
Vorlage, deren Borberathung durch eine Commiffion er befürmortete. 
Er wendete fi dann gegen den Abg. Bamberger, ber fi zu ben 
Wünſchen der Nation in ſcharfe Oppofition fege und immer in büfteren 
PVrophezeiungen ſich gefalle, obwohl noch niemals eine derjelben ſich 
erfüllt habe. Gegen die Vorlage richtete fd die Rede des Abg. Bebel, 
nicht fomohl weil er Gegner der Bekämpfung bes Sclavenhandels und 
der Sclavenjagden fei, fonbern weil die Regierung nicht daran denke, 
die Sclaverei an fi) aufzuheben und die Colonifation des Landes in 
wirklich humanem Sinne auszuführen. Ihm antwortete ber Abg. 
v. Kardorff, indem er dem Reichstag empfahl, bie Vorlage mit 
moglichſter Einftimmigfeit anzunehmen. Der Elſäſſer Dr. Simonis 
erörterte eingehend die Frage der katholiſchen Miffionen in Afrika, 
ohne ſich direct über die Vorlage felbit zu äußern. Der Abg. v. Hell: 
dorff jtellte die Zuftimmung feiner Parteigenofjen in Ausfiht. Nah 
Schluß der Discuffion murde eine Commilfion von 21 Mitglieern 
gewählt; fie erftattete ſchon in der 29. Sitzung am 29. Januar 1889 
Beriht durch den Abg. Dr. Meyer (Jena) und empfahl die An: 
nahme der Vorlage mit der Modification, daß der Relativfag in $ 2: 

welcher gleichzeitig nach den ihm ertheilten befonberen Inſtructionen 

die dem Reichskanzler ftatutenmäßig zuftehende Aufficht über die 

Deutſch-⸗Oſtafrikaniſche Geſellſchaft und deren Angeftellte in Tit: 

afrifa ausübt 
megfalle. Mit großer Leidenſchaft brachten die Abg. Richter und 
Virchow ihre abweichende Meinung zur Geltung. — Die große Mehr: 
heit des Reichstags nahm gegen die Stimmen der Freifinnigen und 
der Socialdemofraten die Vorlage nad} den Commiffionsvorfchlägen an; 
die dritte Berathung in der 30. Sifung am 30. Januar 1889 be— 
ftätigte die Abftimmung der zweiten Lefung. 


*) ©. 623aA. 
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44. Sitzung des Deuffchen Reichstags 
Donnerftag 21. März 1889. 


In einem Nachtrag zum Reichshaushaltsetat für 188990 ver. 
langten die verbündeten Regierungen unter Anderem die Mittel w 
einer Neuorganifation der Marine, indem das biöher einheitliche Am: 
der Admiralität aufgelöft werben follte in ein Cbercommand: 
für den activen Dienft und in ein Reihsmarineamt für 
die laufende Verwaltung. Der Reichstag befchäftigte fi in 
feiner 40. Sigung am 15. März 1889 mit der erften Berathung biei:s 
Nachtragsetats; ſchon bei diefer Gelegenheit trat der Abg. Richter 
ala fchroffer Gegner jeder Aenderung der bisherigen Organifation au. 
Die Vorlage wurde auf Antrag bes Abg. v. Bennigfen ber Budger 
commiffion zur Vorberathung übermiejen und ftand dann in der 
44. Sigung am 21. März 1889 zur zmeiten Leſung. Namens der 
Commiffion beantragte Abg. Kalle die Annahme, da fomohl die 
Dringlichkeit des Bebürfniffes als die Zweckmäßigkeit der beabfichtigten 
Aenderung durch die von Seiten der Regierungscommiſſare in der 
Commiffion gegebenen Aufihlüffe nachgemiefen worden fei. Dem geaer- 
über erllärte der Abg. Frhr. v. Frandenftein, daß er in Xer: 
bindung mit ber großen Mehrzahl feiner politiihen Freunde gegen 
die Bewilligung ftimmen werde, da bie Dringlichkeit nicht groß fein 
Tonne, weil anderen Falls dieſe Pofitionen in den Hauptetat eingeſtellt 
worden wären. Mit wenigen Worten empfahl darauf der Aha. 
Dr. Delbrüd die Vorlage der Regierung; um fo ſchärfer griff fie 
der Abg. E. Richter an. Namens der freifinnigen Partei lehnte er 
die Theilung der Abmiralität in ein Obercommanbo und in ein Marine: 
amt grundjäglic als eine an fih durchaus verkehrte und für die Ent: 
widelung der Marine ſchädliche Maßnahme ab. Er fah darin eine 
Duelle von Streitigkeiten und Conflicten zwiſchen Commando und Per: 
waltung und mies auf das Beifpiel Englands hin, wo Beides im 
engliſchen Marineminifterium vereinigt fei. Die ganze Neuorganijation 
feine nit aus der Sade heraus geſchaffen, fondern auf beftimmte 
Perſonen zugefchnitten zu fein. Nachdem hierauf Contreadmiral Heusner 
die tehnifhe Seite der Frage erörtert, auch auf die Nothmenbigfeir 
einer baldigen Entſcheidung hingewieſen hatte, ergriff der Neichsfanzler 
Fürft Bismard das Wort, um feine Stellung zu diefer Frage dar: 
zulegen ): 

Ich habe das Bebürfniß, auch vom Standpunkte des Reichs- 
Kanzlers und der Reichsverfaſſung einige Bemerkungen über die 


*) StB. 100960. 
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Vorlage zu mahen*). Ehe ich dazu fchreite, wende ich mich gegen 
die Neußerung des Herrn Frhrn. v. Frandenftein, daß diefe 
Sade, wenn fie wirklich eilig und dringend wäre, früher hätte 
vorgebracht werben müffen, und daß fie ebenjo eilig, wie heute, 
am Tage der Vorlegung des Hauptetats geweſen fein müfle?). 
Nun möchte ih den Herrn Abgeordneten doch bitten, zu erwägen, 
daß wir im vorigen Jahre hinter einander zwei Thronmechfel, zwei 
Souveräne gehabt haben, die für die Landarmee ein hohes Inter- 
effe, für die Marine vieleicht nicht ganz daſſelbe Intereffe hatten, 
wie ber jegt regierende Herr, daß der Legtere doch, als er zur 
Regierung kam, eine gewifle Zeit gebraudt hat, um feine An: 
ſichten über die weitere Entwidelung der Marine zum Ausreifen 
zu bringen. Es wird von dem Herrn, namentlih da er in der 
Zage war, im ntereffe der Erhaltung bes europäifchen Friedens 
zunächſt fid) mit den Aufgaben, Reifen und Beſuchen zu beichäf: 
tigen, welche diefen Zweck hatten, nicht verlangt werben können, 
daß er mit der Schnelligkeit eines um Johanni rechtzeitig ver 
warnten und ermahnten Rathes eines Minifteriums fih ſchlüſſig 
made über das, mas vorgelegt werden fol. Ich bin überzeugt, 
daß der Herr Frhr. v. Frandenftein, wenn er ſich diefe Stellung 
des höchſten Kriegsherrn zur Marine vergegenmärtigt, uns daraus 
feinen Vorwurf wird machen wollen, daß das, was jegt vorgelegt 
wird, nit ſchon vor drei oder vier Monaten vorgelegt worden 
ift. Es war eben **) nicht fertig. Es fann aber nichts defto weniger, 
auch wenn es damals nicht fertig war, doch eilig fein. Ich wünſche 
ja nit, daß es eilig werde; es würde aber eilig werden, fobald 
bie Ausfihten, die wir jegt auf die Erhaltung des Friedens haben, 
fi trüben follten. So, wie es bisher beftanden hat, konnte es 
doch nur beftehen durch eine'große Enthaltfamfeit eines ſehr militär- 
frommen Kanzlers in Bezug auf jede Einmifhung in die Dinge. 


(Heiterfeit.) 
€3***) ſtehen dem Reichskanzler zwei ganz heterogene Behörden 
*) ©. 1009bD. 
**) StB.: aber. 


9) ©. 101024. 
) Abg. Sehr. zu Frandenftein: „Die Dringlichkeit Tann nicht groß 
fein, indem biefe Pofitionen fonft in dem Etat, den wir vor menigen Wochen 
berathen Haben, verlangt worden wären” (StB. 10070). 
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gegenüber, die eine die Commandobehörde, die lediglich in der Han 
des Kaijers liegen fol, der in Krieg und Frieden über die Mar.:: 
jol verfügen fönnen, die andere die Verwaltung, die financı 
Behörde, die in erfter Linie dem Reichskanzler Rechenid. 
ſchuldig ift, die fi) aber nicht rühren kann ohne Bewilligung dit 
Reichstags. 

Eine Einmifhung des Reichsfanzlers in das Commando :r 
Armee und Marine halte ich als das forgfältigft zu WVerhütent.. 
weil der Reichskanzler eben vom Reichtage in einer gewiſſen At: 
hängigkeit ift, und eine Einmifhung des Reichstags in die geltende 
Macht des Commandos die größte Gefahr für die ftaatlichen Ver— 
hältniſſe bedeuten würde. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Tas werden Sie mir Alle zugeben, und deshalb halte ih >: 
Rechte des Kaifers und die Nechte des Reichstags und der Br 
amten, die dem Reihstage die Verantwortung ſchuldig find, gena: 
von einander getrennt. 

Der Obercommandirende der Marine foll meines Erachter: 
ein viel zu hoch ftehender Soldat, will ih fagen, fein, um mit 
dem Reichskanzler irgend Etwas zu thun zu haben, mit deſſen Ver: 
antwortlichfeit, mit deſſen Verfügung. Hätte ih mich bisher nicht 
enthalten irgend einer Einmifhung in Dinge, die id wenig oder 
nur mittelbar verftehe, fo wäre es ſchon bisher nicht gegangen 
Ich habe das Bedürfniß, daß meine verfafjungsmäßige Pflicht zur 
Einmifhung beſchränkt werde auf die Grenzen, innerhalb deren 
fie von der Verfafjung überhaupt nur gemeint fein fann. 

Die frühere Verſchmelzung beider Stellen war ja mögli. 
weil unjere Marine unfertig war, Hein und unbedeutend; fie wurde 
eben fo mit durchgeriffen. Wenn fie heut zu Tage fo ftarf wird, 
wie fie nad) unjeren Bebürfniffen defenfiver und erpanfiver Natur 
fein muß, jo wird fie meines Erachtens, wie das der Herr Vor- 
redner von der Negierungsfeite*) ſchon bemerkte, die volle Arar 
eines ganzen Mannes abjorbiren. Der, der die Marine zu com- 
mandiren hat, wird gar nicht Zeit haben, fi um bie Verwaltung 
und um feine Verantwortlicfeit dem Reichskanzler gegenüber irgend⸗ 










*) ©. 10102B. 
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wie zu befümmern, und wenn er ſich die Zeit dazu nehmen wollte, 
nun, jo würde er jein Commando vernadhjläffigen. 

Ich halte das bisherige Verhältniß für gerade fo unnatürlich, 
wie es fein würde, wenn der dem Preußifchen Landtage und in- 
direct dem Reichskanzler und dem Reichstage verantwortliche Kriegs- 
minifter zugleich commandirender General von einem oder mehreren 
Corps fein würde. Würden Sie das nicht — nicht nur militä- 
rich, Tondern auch vom Standpunfte des Laien und Civiliften — 
als eine ungeheuerlihe Abnormität betrachten? Dieſe ungeheuer: 
liche Abnormität habe ich zehn Jahre und, ich weiß nicht, länger 
muhſam durchgeſchleppt, und nur durch meine Befcheidenheit in 
der Einmiſchung. Segen Sie an meine Stelle einen herrſch— 
ſüchtigen Kanzler, der ich nicht zu fein glaube, 

(Heiterfeit.) 

jo wird das nicht acht Tage mehr gehen. Deshalb halte ih von 
meinem, wie ich glaube, in der Verfafjung begründeten Stand: 
punft die Trennung des Gommandos von der Verwaltung ;für 
unabweislich, und id) glaube, Sie felbft, wenn Sie die Rechte, die 
Ihnen zuftehen auf die Verwaltung, fireng ausüben wollen, müſſen 
davon den illegitimen, außerverfaflungsmäßigen Einfluß, den das 
Commando unter Umftänden dur fein Gewicht, duch eine Macht 
aud dem verantwortlichen Reichskanzler gegenüber üben Tann, per: 
horresciven und vermeiden; Sie mülfen in Ihrem Intereſſe meines 
Erachtens die firenge Scheidung von Verwaltung und Reichstag 
und vom Raijerlihen Militärcommando verlangen. 

Ich würde es lebhaft bedauern, wenn die Entſcheidung über 
diefe Frage aufgefhoben oder die Vorlage abgelehnt würde. Ich 
würde mir nur dadurch helfen können, daß ich dieſelbe Enthaltſam⸗ 
feit*), wie ih fie bisher geübt habe, auch fortfahre zu üben, das 
heißt, mich auf die Stellvertretung, die ich ja auch in der Marine 
babe, abfolut verlaffe und die Verantwortung meinerjeits darüber 
ablehne. Ih bin vollfommen in der Berechtigung, fie abzulehnen, 
fobald ich vertreten bin. Ich made von diefer Berechtigung fehr 
felten Gebrauch. Ich dede gern auch meine Vertreter mit meiner 
Verantwortlichkeit. 


*) S. 1010bC. 
Bismards politliäe Reden. XIL. 38 
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Aber wenn ich mich in der Lage befinde, daß mir für Etwas, 
was ich in Uebereinftimmung mit der Verfafjung für unabweislic 
halte zur Entlaftung meiner Verantwortlichkeit, zur Beſchränkung 
derfelben auf das ihr verfaffungsmäßig zugewieſene Gebiet, — 
wenn ih dafür nicht die Unterftügung bes Reichstags Haben follte, 
dann muß ich mich eben einfah auf die Thatfahe der Stell: 
vertretung zurüdziehen und abwarten, wie es geht. In weiterer, 
friedlicher Entwidelung wird e8 ja gehen, aber jhlecht, zum großen 
Nactheil für die Marine, in welder die Eintheilung und Ein: 
richtung noch ein Jahr lang ein Proviforium bleibt, wie der Herr 
Admiral vorher ſchon feinerfeits bemerkte; daß das für die Ent- 
midelung der Streitbarkeit und Freubigfeit im Dienft der Marine 
nit nüglid) if, werden Sie felbft zugeben. 

Das ift aber ein minimaler Grund. Der Hauptgrund für 
mich ift: Als Reichskanzler fordereJih im Namen der Verfaffung 
die Trennung; fie ift verfaffungsmäßig vorgeſchrieben. Ich habe 
Feine Verantwortung für das Commando, und id fann den Herrn, 
der das Ganze commanbdirt und verwaltet, nicht in die Theile von 
einem Viertel und drei Vierteln theilen, von dem das eine Viertel mir 
gehört und ihm drei Viertel, unabhängig von meiner Amtsführung. 

(Bravo! rechts.) 


Abg. Frhr. v. Frandenftein erklärte hierauf, daß er nad 
den Darlegungen des Reichskanzlers feine Bedenken fallen lafje und 
nunmehr für die Pofitionen ftimmen werde. Der Abg. Richter da: 
gegen bielt feinen Widerſpruch aufreht. Er ſprach feine Vermunde: 
rung darüber aus, daß plöglich ein Zuftand als verfaſſungswidrig und 
falfch bezeichnet werde, der bisher viele Jahre lang unangefochten be: 
ftanden habe. Das erkläre fih nur daraus, daß die Autorität des 
Kaiſers jetzt perfönlich für diefe Aenderung eintrete. Diefe Autorität 
Tönne für den Reichstag, wenn er die Sache an fid nicht für richtig 
halte, nicht beftimmend fein; „denn märe fie beftimmend, wozu hätten 
wir bann überhaupt einen Reichstag?“ Unzutreffend fand er die 
Bezugnahme auf die Analogie der Armee. Denn bei diefer gebe es 
einen Obercommandeur unter dem Kaifer, wie er für die Marine ge: 
fordert werde, nit. Die Schaffung zweier Centralbehörden für die 
Marine, einer Commanbobehörde und einer Vermaltungsbehörbe, müfle 
die Quelle von großen Unzuträglicfeiten werben, da man wohl abftract, 
aber nicht in ber Wirklichkeit zwiſchen Commando und Verwaltung 
unterſcheiden fönne. 
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Fürft Bismard ermibderte*): 

Der Herr Abg. Richter hat mit einer gemiffen Uebertreibung 
gefagt: Wenn die Anfihten Sr. Majeftät des Kaifers hier maß- 
gebend fein follten, dann brauchten wir feinen Reichstag, Das 
ift jo eine parlamentarische Rebe, die ſich auf der Seite ertremer 
Parteien ſehr leicht einfindet. Ich fünnte darauf gerade fo gut 
erwidern: Wenn der Reichstag allein entſcheiden follte, dann 
braudten wir gar feinen Raifer. 

(Sehr richtig! rechts.) 

Es ift doch aber wünſchenswerth, daß die Anfichten des Kaiſers, 
des Höchftcommanbirenden über unjere Kriegsmacht zu Lande und 
zur See, Beachtung bei uns finden; ich habe fie nur citirt als 
Erklärung für die Auffälligkeit der Verfpätung diejer Vorlage, die 
Frhr. v. Frandenftein berührte: ich kann ja feine Vorlage bei 
Ihnen einbringen ohne Mitwirkung des Raifers; ich braude feine 
Ermädtigung, feine Unterſchrift. Alſo der Herr Abg. Richter 
unterfhägt die Autorität des Kaifers im Reich doch ganz erheb- 
li, wenn er das Erwähnen, das Rückſichtnehmen auf Wunſche, 
auf Stimmungen des Kaifers, auf das ftärfere Intereſſe dieſes 
Kaiſers für die Marine als das**) feiner beiden Vorgänger tabelt; 
das Intereſſe wechfelt ja, und wir fünnen uns freuen, einen Herrn 
zu haben, der der Marine ein lebhafteres***) Intereſſe zumendet 
als jeine Vorgänger, die jung waren in ber Zeit, wo wir über 
haupt noch feine Marine hatten. Nehmen wir das dankbar an; 
wenigftens glaube ih, daß alle unfere Seeanmwohner es dankbar 
annehmen. 

Nachher hat der Abg. Richter gefagt, das Heer habe ja gar 
fein Obercommando; warum folle die Marine eins haben. Nun, 
das Landheer hat — ich weiß nicht, find es 15 oder 16 Ober: 
commandos, die alle unter dem Kaifer direct ftehen, von denen 
aber feines f) einen Antheil an der Verwaltung, an den Geſchäften 
des Kriegsminifteriums beanſprucht. Es find das die comman- 


*) StB. 1013aA. 
**) StB.: ber. 
*) 6, 10132B. 
+) St®.: feiner. 
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direnden Generäle. Wenn der Abgeordnete die Acten in dir- 
felben Umfange kennt wie id — id weiß nicht, ob fie ide: 
publiei juris!) geworben find —, jo wird er daraus entnom 
haben, daß dem Obercommando der Marine die Attribution: 
eines commandirenden Generals verliehen werden follen. 
Obercommando der Marine ift alfo gewifler Maßen ein fiebgehnie N 
commandirender General unter dem Namen „Marineobercor: 
mando”. Die Diftinction, daß die Kriegsmaht zur See eine - 
fondere Bezeichnung eines commandirenden Generals, der un 
mittelbar unter dem Kaifer fteht, haben joll, fünnen Sie ihr des 
wohl laffen; und darüber brauchen wir doch wohl nicht Hier weit: 
zu discutiren. Es ift das eine, ich möchte jagen, Titelfrage. 

Die Intention St. Majeftät, foviel ih mich erinnere, ık 
keineswegs, das ein Obercommando zu nennen, jondern den Com: 
mandirenden der Marine den commandirenden Admiral zu nennen. 
gerade jo wie der Befehlshaber eines Corps zu Lande der comm. 
dirende General heißt. Wir wünſchen alſo nur die analogen un: 
Jahre lang erprobten Einrichtungen, wie fie im Landheere find: 
Daß die Trennung der Marine in Commando und Bermaltune. 
die Scheidung — nun, ich will nicht fagen, von Tiſch, aber dos 
von Bett zwiſchen Beiden vollzogen wird, 

(Heiterfeit.) 

damit*) dem Kaifer gegeben werde, was des Kaifers ift, das 
Commando, und bem Reichstag gegeben werde, aber auch voll ge- 
geben werbe, was bes Neichstags ift, damit Beide nicht mehr pro- 
miscue?) eriftiren. Ich glaube, es ift ein wohl berechtigter und 
verfafungsmäßiger Anſpruch, den die verbündeten Regierungen 


damit erheben. Bravo! rechts.) 












Die Abftimmung ergab die Annahme der Vorlage mit große 
Majorität. 


») ©. 101860. 
)8.0.©. 8. 
2" Gemifcht, ohne Scheidung. 
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Die Alters- und Invaliditäfsverficherung. 


Als letztes Ziel der focialreformatorifchen Gefetgebung hatte die 
Kaiſerliche Botſchaft vom 17. November 1881 die Fürforge für bie: 
jenigen aufgeftellt, welche durch Alter oder Invalidität erwerbaunfähig 
geworben jeien. Kaifer Wilhelm I. erlebte nod die Freude, das 
von ihm mit vielem Eifer betriebene Werk der Ausführung nahe ger 
bracht zu jehen. Am 17. November 1887 murben die im Reichsamt 
des Innern entworfenen Grundzüge nebſt einer erläuternden Dent- 
ſchrift veröffentliht und damit der öffentlihen Kritik preisgegeben. 
Der auf Grund diefer Grundzüge ausgearbeitete Gefegentwurf wurde 
dann mit Genehmigung Kaifer Friedrichs IH. im April 1888 dem 
Bundesrath vorgelegt und von diefem ben zuftändigen Ausſchüſſen zur 
Durchberathung überwiefen. Die Faflung, die der Entwurf in Folge 
dieſer Berathungen erhielt, wurde im Juli 1888 wiederum veröffent: 
licht, und unter Benugung der von competenten Beurtheilern ein 
geforderten Gutachten und zahlreicher wiſſenſchaftlicher Crörterungen 
entftand alsdann der endgültige Entwurf, der auf Beſchluß des Bundes: 
raths dem Reichstag mittels Schreibens des Staatäfecretärs v. Boet: 
ticher vom 22. November ald Entwurf eines Gefeges, betreffend 
die Alterd: und Snvaliditätsverfiderung, bald nad) feiner Er: 
Öffnung zuging. Wir heben aus dem umfänglihen, 150 Paragraphen 
zählenden Entwurf nur die wichtigften Beftimmungen hervor: 


g1. 

Gegen die Ermerböunfähigfeit, welde in Folge von Alter, Krank: 
heit ober von nicht durch reichägefegliche Unfallverfiherung gebedten 
Unfällen eintritt, werden vom vollendeten fechzehnten Lebensjahre ab 
nad Maßgabe der nachfolgenden Beftimmungen verfichert: 

a) Perfonen, welche ald Arbeiter, Gehilfen, Gefellen, Lehrlinge 

ober Dienftboten gegen Lohn oder Gehalt beihäftigt werben; 

b) Betriebäbeamte, forie Handlungägehilfen und Lehrlinge (ein 

ſchließlich der in Apothefen beſchaͤftigten Gehilfen und Lehr: 
linge), welche Lohn oder Gehalt beziehen, deren regelmäßiger 
Yahresarbeitäverdienft an Lohn ober Gehalt aber 2000 Mark 
nicht überfteigt, ſowie 

©) die gegen Lohn ober Gehalt beſchäftigten Perfonen der Schiffs: 

befagung deutſcher Ceefahrzeuge und von Fahrzeugen der 
Binnenfhifffahtt . . . 


87. 
Gegenſtand der Verſicherung iſt der Anſpruch auf Gewährung 
einer Alterd: beziehungsweiſe Invalidenrente. 
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Altersrente erhält, ohne daß er des Nachweiſes der Erwerbs: 
unfähigfeit bebarf, derjenige Verſicherte, welcher das fiebzigfte Lebens: 
jahr vollendet hat. 

Invalidenrente erhält ohne Rüdfiht auf dad Lebensalter derjenia: 
Verfiherte, welcher nachweislich dauernd erwerbäunfähig ift .... 


g10. 

Zur Erlangung eines Anſpruchs auf Alters: oder Invalidenrente 
ift, abgefehen von dem nad $ 7 beizubringenden Nachweiſe des ce: 
feglich vorgejehenen Alters beziehungsweife der Erwerbsunfähigkeit, er: 
forberlid: 

a) die Zurüdfegung der vorgefchriebenen Wartezeit ($$ 12 und 131, 

b) die Zeiftung von Beiträgen ($$ 14 bis 17). 


sa. 
Die Wartezeit beträgt: 
1. bei der Altersrente breißig Beitragsjahre, 
2. bei der Invalidenrente fünf Beitragsjahre ... 


g 1a. 

Die Mittel zur Gewährung der Alter: und nvalibenrenter 
werben vom Reich, von den Arbeitgebern und von den Verficherten zu 
je einem Drittel aufgebradit. 

Die Aufbringung erfolgt Seitens des Reichs durch Uebernahme 
von einem Drittel derjenigen Gejammtbeträge, welde an Renten in 
jedem Jahre thatfächlih zu zahlen find, Seitens der Arbeitgeber und 
der Verfiherten durch laufende Beiträge . 


$ 16. 

Die fämmtligen Ortſchaften des Deutſchen Reichs werben nad 
der Höhe des für fie feſtgeſetzten ortsüblihen Tagelohns gemöhnlicer 
erwachſener männlicher Tagearbeiter in fünf Ortsclaſſen eingetheilt. 
Jede Ortsclaffe umfaßt diejenigen Ortſchaften, in welden dieſer Tage 
lohn innerhalb der nachſtehend aufgeführten Grenzen liegt, nämlid in 

Ortsclaſſe I bis zu 1,00 Mark 


n IT über 1,0 „ bis 1,40 Mark 
” II „ } PT BET 
» IV „ Leo „ n Bon 
” Vu den 


Als Jahreslöhne kommen in den einzelnen Glafjen in Anrechnung: 
in Drtsclaffe I der Betrag von 300 Marl, 
4 


” „n U. nn 40 „ 
D n„ Mn nn 50m 
n„ Wo nn 00. 


J 7 Zn 
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g 18. 

Die Renten werben für Kalenderjahre und zwar in Theilbeträgen 
des Jahreslohns derjenigen Ortsclaſſe berechnet, in mwelder die Ver: 
ficherungsbeiträge für den Empfangsberechtigten entrichtet find. 

Sind für einen Verfierten Beiträge in verſchiedenen Ortsclaſſen 
gezahlt, fo wirb der Berechnung der Rente der Durchſchnitt der Jahres: 
löhne, nach melden die Beiträge entrichtet find, zu Grunde gelegt... 

g1. 

Die Invalivenrente für männliche Perfonen beträgt jährlich vier: 
undzmwanzig Hunbertftel des Jahreslohns ... Vom Ablauf der Warte: 
zeit ab fteigt die Invalidenrente mit jedem vollendeten Kalenderjahre 
um einen weiteren Theilbetrag des vorftehend bezeichneten Jahreslohns 
und zwar in ben nächſtfolgenden fünfzehn Kalenderjahren um je vier 
Taufendftel, in den dann folgenden zwanzig Kalenberjahren um je 
ſechs Taufendftel, von da ab um acht Taufendftel bis zum Höchſtbetrage 
von jährlich fünfzig Hunbertftel des betreffenden Jahreslohns ... 

Die Altersrente für männlie Perfonen beträgt jährlich vierund: 
zwanzig Hundertftel des Jahreslohns ... 

Weibliche Perfonen erhalten als Renten zwei Drittel der Renten 
männlicher Perfonen ... 

$ 20. 

Die Alterärente beginnt mit dem erften Tage des einundfiebzigften 
Lebensjahres, die Invalidenrente mit dem Tage, an weldem der Verluft 
der Ermwerbäfähigfeit eingetreten ift. 

gs 2. 

Die Rente kann mit rechtlicher Wirfung weder verpfändet, noch 
übertragen, nod für andere als die in $ 149 Abſatz 4 der Civil: 
proceßorbnung bezeichneten Forderungen ber Ehefrau und ehelichen 
Kinder und die des erfagberechtigten Armenverbandes gepfänbet merben. 


$ 30, 

Die Alters: und Invalibitätsverfiherung erfolgt durch Verſiche⸗ 
rungaanftalten, melde nad) Beftimmung der Landesregierungen für 
weitere Communalverbände ihres Gebiets ober für das Gebiet bes 
Bundesftaates errichtet werben. 

Aud kann für mehrere Bundesſtaaten oder Gebietötheile der: 
felben, ſowie für mehrere meitere Communalverbände eines Bundes- 
ſtaates eine gemeinfame Verſicherungsanſtalt errichtet werben .... 

$ 35. 

Die Verfiherungsanftalt wird durch einen Vorftand verwaltet... 

Der Vorſtand hat die Verfiherungsanftalt gerihtlid und außer 
gerihtlih zu vertreten ... 
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$ 37. 


Für jede Verfiherungsanftalt wird ein Ausſchuß gebildet, welder 
aus einer gleichen Anzahl von Vertretern der Arbeitgeber und der Tar- 
figerten befteht .... 

40. 

Durch das Statut Tann die Bildung eines Aufſichtsraths an- 
georbnet werben, welcher die Gefchäftsführung des Vorftandes der Ver— 
fiherungsanftalt zu überwachen und die ihm dur) das Etatut aufertem 
übertragenen Obliegenheiten zu erfüllen hat ... 


sa. 


Für jede Verfiherungsanftalt ift ein Statut zu errichten, weldes 
von dem Ausſchuſſe beſchloſſen wird .... 


$ 51. 

Für den Bezirk einer jeden Verfiherungsanftalt wird zur Wahrung 
der Intereſſen der übrigen DVerfiherungsanftalten und des Reichs ver 
der Landesregierung im Einvernehmen mit dem Reichskanzler ein Com: 
miſſar beftellt. 

s 58. 

Für den Bezirk jeder Verfiherungsanftalt wird mindeftens ein 
Schiedsgericht errihtet .... 

Ss 8. 

Bis zur Inkraftfegung eines anderen Beitrags find in jeder Ver: 
fiherungsanftalt an wöchentlichen Beiträgen zu erheben: 


für männliche für weibliche 
‚fonen Perſonen 
in Ortsclaſſe I 12 Pfennig 8 Pfennig 
n u 1. 10. 
„ MI 2, 2. 
„on. MN 4, u, 
v 3 „ 1 „ 


g8. 

Zum Zweck der Erhebung der Beiträge werben von jeber Per: 
fiherungsanftalt für bie einzelnen in ihrem Bezirke vorhandenen Urts: 
claffen Marfen mit der Bezeichnung ihres Geldwerthes auägegeben .. . 

88. 


Die Beiträge der Arbeitgeber und Arbeiter find für jede Kalender: 
woche von demjenigen Arbeitgeber zu entrichten, welcher die Arbeiter 
während derſelben bejcäftigt hat... 
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gs 89. 

Die Entrihtung der Beiträge erfolgt dur Einkleben eines ent: 
ſprechenden Betrages von Marken in das Duittungsbud des Der: 
fierten ... 

$ 90. 

Die Eintragung eined Urtheils über die Führung oder die Leiftung 
des Inhabers, ſowie fonftige durch dieſes Geſetz nicht vorgefehene Ein: 
tragungen oder Vermerke find unzuläffig. 


$g 110. 


Die Verfiherungsanftalten find befugt, für ihre Bezirke ober für 
beftimmte Berufszweige oder Betriebsarten ihrer Bezirke Vorſchriften 
zu erlaffen: 

1. über die von den Arbeitgebern Verſicherter zum Schutz der 
Letzteren gegen gefundheitsfhäblihe Einflüffe zu treffenden 
Einrichtungen... 

2. über das von den DVerfierten zur Verhütung von Krank: 
heiten zu beobachtende Verhalten... 


g 116. 

Die Verfiherungsanftalten unterliegen in Bezug auf die Befol- 
gung diefes Geſetzes der Beauffihtigung durch das Reichsverſicherungs- 
amt... 


Erläutert waren die gefeglichen Beftimmungen des Entwurfs dur 
eine ausführlige Begründung, deren allgemeiner Theil folgender 
Magen lautete: 

Daß die Arbeiter, welche durch Alter oder Invalibität erwerbs- 
unfähig werben, einen Anſpruch auf ein höheres Maß ftaatlicher 
Fürforge haben, als ihnen bisher hat zu Theil werden fünnen, ift 
bereits in der für die focialpolitifche Gefeßgebung des Reichs grund: 
legenden Kaiferlihen Botſchaft vom 17. November 1881 hervor: 
gehoben worden. Der vorliegende Gejegentwurf ift dazu beftimmt, 
den Gedanken der reichägefeglihen Alters: und Invaliditätsver- 
fiderung der Arbeiter zu verwirklichen. 

Allerdings fteht die Erftredung der Unfallverfiherung auf 
einige Kreife der arbeitenden Bevölkerung no; aus. Der Inan⸗ 
griffnahme der jocialpolitifch wichtigeren und deshalb dringenderen 
Alters: und Invaliditätsverfiherungsgefeggebung erwächſt indeſſen 
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aus biefem Umftande fein nambhaftes Hinderniß. Der weitere 
Ausbau der Unfallverfiherungsgefeggebung kann vielmehr auch 
neben ber Alters: und Invalibitätsverfiherung nad) Bedarf durd- 
geführt werben. 

Bevor an die Löfung der Aufgabe felbft herangetreten werden 
konnte, handelte es ſich zunächſt um bie Vorfrage, ob mit der Für- 
forge für alte und erwerbsunfähige Arbeiter gleichzeitig die Für— 
forge für die Wittwen und Waifen verftorbener Arbeiter zu 
regeln fei. Diefe Frage hat aus praftifhen Gründen verneint 
werben müſſen. Es wird fich empfehlen, die Regelung der Witt: 
wen: und Waifenverforgung zunächſt noch auszujegen, um zuvor 
durch die bei der Durchführung der Alters: und Invaliditäts- 
verfiherung zu jammelnden Erfahrungen zu einem zutreifenderen 
Urtheile, unter Anderem auch darüber zu gelangen, ob die In— 
duftrie und die fonft in Betracht fommenden VBerufszweige die mit 
der Wittwen: und Waifenverforgung nothwendig verknüpfte Mehr: 
belaftung zu tragen im Stande find. Die legtere würde nad) den 
hierüber angeftellten überſchläglichen Ermittelungen eine ſehr er- 
hebliche fein; bei nur 60 Mark Rente für Wittwen und nur 
30 Mark Rente für jedes Kind würde fi nämlich eine Belaſtung 
von rund 16 Mark auf den Kopf des männlichen Arbeiters, aljo 
bei etwa 7% Millionen männlicher Arbeiter ein Bedarf von rumd 
120 Milionen Mark ergeben. Immerhin wird ein erheblicher 
Theil aller Wittwen, nämlich diejenigen, welche felbft berufsmäßig 
Arbeit in fremden Betrieben verrichten, im Falle der Erwerbs— 
unfähigfeit ſchon an den Wohlthaten des vorliegenden Gejeg- 
entwurfs, welder fih auf weibliche Perfonen miterftredt, Theil 
nehmen. Im Uebrigen ift fir Wittwen und Waifen, ganz abge 
ſehen von den Beitimmungen der Unfallverfiherungsgefege, durch 
eine Reihe von Wohlthätigfeitsanftalten, wenn auch nicht aus- 
reichend, ſo doch einiger Maßen geforgt. Auch werden nad dem 
Inslebentreten der Invaliditätsverfiherung diejenigen Anftalten, 
welche gegenwärtig genöthigt find, ihre Mittel durch Unterftügung 
von Invaliden neben derjenigen von Wittwen und Waifen zu zer: 
fplittern, dazu übergehen können, den Legteren eine erhöhte Für: 
forge zuzumenden, weil die Invaliden ihrer Fürforge dann nicht 
mehr im gleiden Maße bedürftig fein werden. 
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Die Vorlage erftrebt für die Arbeiter eine Fürforge in allen 
Fällen, in welchen fie, ohne durch reichagefegliche Unfallverfiherung 
gebedt zu fein, nachweislich erwerbsunfähig geworden find, ohne 
Rücficht auf das Lebensalter, in welchem die Erwerbsunfähigfeit 
eintritt (Invaliditätsverfiherung). Daneben fol aber Ar- 
beitern, welche ein beftimmtes hohes Lebensalter erreicht haben, 
eine Fürforge auch ohne Nachweis der Erwerbsunfähigfeit gewährt 
werben (Altersverfiherung). In dieſer Altersverfiherung liegt 
eine auf Rückſichten der Humanität beruhende Erweiterung ber 
Tocialpolitifchen Fürforge. Erfahrungsmäßig wird durch die Er- 
reihung eines hohen Xebensalters in ben meiften Fällen eine 
größere oder geringere Beſchränkung der Erwerbsfähigfeit bedingt. 
Wo diefe Vorausſetzung zutrifft, da bildet die Altersrente einen 
Zuſchuß zu dem noch vorhandenen Arbeitverbienft. Diefer Zuſchuß 
wird es dem alt gewordenen Arbeiter erleichtern, eine Weber 
anftrengung ber ihm verbliebenen Arbeitskraft zu vermeiden und 
fi den Reſt feiner Erwerbsfähigfeit länger zu erhalten, den Ein- 
tritt völliger Ermerbsunfähigfeit alſo hinauszuſchieben. Freilich 
darf die in dieſem Falle zu gewährende Leiftung den Höchſtbetrag 
der an Invalide zu gemährenden Renten nicht erreichen, weil fonft 
der Anlaß, die verbliebene Erwerbsfähigfeit weiter auszunugen, 
fortfallen würde. Aus der fubfidiären Natur der Altersverfiche: 
zung ergibt fi, daß die auf Grund derjelben gewährten Bezüge 
fortfallen, fobald der dazu Berechtigte den Nachmeis der Erwerbs— 
unfähigfeit führt und damit den höheren Anfpru auf Invaliden- 
fürforge erwirbt. 

Wie die Kranfen- und die Unfalverfierung, fo wird auch 
die Alters- und Invaliditätsverfiherung auf der Grundlage des 
Berfiherungszmanges aufzubauen fein. Diejelben Gründe, 
welche für jene den Zwang haben unabweisbar erjcheinen laſſen, 
treffen auch für diefe zu. Auch hier handelt es fih um ein er- 
hebliches focialpolitifches Bedürfniß des Gemeinwefens. Die Ber 
friebigung dieſes Bedürfniſſes ift völlig ficherzuftellen. Eine folde 
Sicherſtellung bleibt aber ausgeihloffen, wenn die Benugung der 
behufs Befriedigung des Bebürfniffes zu ſchaffenden Einrichtungen, 
mögen fie im Uebrigen aud) noch fo zwedmäßig fein, lediglich dem 
freien Willen der Betheiligten überlaffen bleibt. Hat die Gejeg: 
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gebung überhaupt die Aufgabe, die Alters- und Invaliditäts- 
verfiherung der Arbeiter zu regeln, jo muß fie auch Borforge 
treffen, daß die zu fchaffende Fürforge allen Perfonen zu Gut 
fommt, welche ihrer bedürfen... 

Eine geſetzliche Beſchränkung des Verfiherungszwanges iñ 
jedoch nad} zwei Richtungen hin erforderlich. Der Zwang ift entbehr- 
lich für jugendliche Perfonen, welche das ſechzehnte Lebensjahr noch 
nit vollendet haben, weil im jugendlichen Alter die Invaliditäts 
gefahr nur gering ift und eine Beitragsleiftung ſchon aus diefem 
Grunde den in der Regel geringen Arbeitslohn der jugendlichen 
Arbeiter über Gebühr belaften würde. Der Zwang ift ferner un: 
berechtigt gegen Reiche: und Staatsbeamte, welche durch die Be 
ſtimmungen der Benfionsgefege ausreichend fihergeftellt find, ſowie 
gegen Perfonen des Soldatenſtandes . . . Der Verfiherungszwang 
ift ferner unberehtigt denjenigen Perfonen gegenüber, welche aus 
öffentlihen Mitteln Penfionen oder Wartegelder minbeftens in 
demjenigen Betrage beziehen, welder auf Grund dieſes Geſetzes 
würde erreicht werden können. Dafjelbe gilt von den Empfängern 
einer kraft Reichsgefeges ihmen zuftehenden gleich hohen Unfall: 
entſchädigung . . . Diejenigen Perfonen dagegen, welche öffentliche 
Penſionen oder Wartegelder, bezw. Unfallrenten beziehen, deren 
Betrag hinter dem Höchſtbetrage der Invalidenrente zurückbleibt, 
werden der Verficherungspflicht zu unterwerfen fein, damit fie ein: 
tretenden Falles wenigftens den an dem Höcjftbetrage der Inva— 
lidenrente noch fehlenden Betrag aus der Invalidenverficherung 
erlangen fönnen.... 

Gegenftand der Alters: und Invaliditätsverfiherung wird 
ebenfo wie bei der Unfallverfiherung die Gewährung einer Rente 
fein müffen, weil nur dieſe die Gewähr bietet, daß den er: 
forgungsberehtigten dauernd bie verficherten Bezüge zu Gute 
tommen. Eine Capitalverfiherung empfiehlt ſich ſchon um bes: 
willen nicht, weil fi feine ausreichende Vorforge dagegen treffen 
läßt, daß das Capital zweckwidrig verwendet oder vergeudet, da= 
durch aber der Zwed der DVerfiherung, für den Lebensabend eine 
fihere, vor der Armenpflege bemahrende Einnahme zu gemähr: 
feiften, hinfällig gemacht wird, 

Ihrem Betrage nad) wird die Rente fo bemeſſen fein müjlen, 
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Daß fie einerjeits nicht nur eine theilmeije Erleichterung ber öffent 
lichen Armenpflege oder ein Tafchengeld darftellt, andererfeits aber 
auch nur die Möglichkeit einer beſcheidenen Lebenshaltung, wie 
fie insbefondere der Aufenthalt an billigem Orte bietet, ermög- 
lit. Der Höhe der Unfallrente, welche bei völliger Erwerbs: 
unfähigfeit zwei Drittel des Lohnes beträgt, braucht die Alters: 
und Invalidenrente nicht gleichzufommen. Denn die Unfallrente 
hat die Folgen der vorzeitigen, unvorhergejehenen, unmittelbar 
durch die Gefahren einer bejtimmten Berufsthätigleit verurfachten 
Beeinträdtigung der Arbeitsfähigfeit zu deden und muß deshalb 
relativ hoch fein. Hohes Alter dagegen und die nicht auf einem 
außerorbentlihen Betriebsunfall beruhende Einbuße der Ermwerbs- 
fähigkeit find in der menſchlichen Natur begründet; Abnugung ber 
Kräfte fteht mit zunehmendem Alter nach längerer ober fürzerer 
Frift Jedem bevor. Bei den von diejem allgemeinen Menſchen— 
looſe Betroffenen wird fi) die ftaatlihe Fürforge auf ein gerin— 
geres Maß beichränfen dürfen. Einmal weil jonft bei der großen 
Zahl der Betheiligten die erforderlichen Mittel überhaupt nicht zu 
beſchaffen fein würden, ſodann mit Rückſicht darauf, daß auch eine 
geringere Rente dem alternden Arbeiter in der überwiegenden 
Mehrzahl der Fälle ein Unterfommen zu ſichern geeignet ijt, welches 
ihm eine gegen Wohnungs: und Nahrungsforgen geſchützte Exiſtenz 
barbietet. Denn derartige baare Zuſchüſſe eines Hausgenoffen 
haben gerade in einem kleineren Haushalt einen verhältnißmäßig 
hohen Werth, und ihr Werth wird noch gefteigert, wenn der Haus: 
genoffe nebenher noch leichte Hilfleittungen im Haufe verrichten 
ann. Und jelbft für den alleinitehenden ermerbsunfähigen Ar— 
beiter bildet der geſetzlich gejicherte Rechtsanſpruch auf eine fefte 
Rente, felbft wenn diejelbe niedrig ift, im Vergleich zu feiner bie- 
berigen Hülf- und Ausfichtslofigfeit immerhin eine werthvolle Ver: 
befierung feiner Lage. Ueberdies erſcheint es, wie bereits ange- 
deutet, aus praktiſchen Gründen geradezu geboten, wenigftens für 
den Anfang die Renten vorfichtig zu bemeffen. Es ift nämlich 
erfahrungsmäßig die Zahl derjenigen, welche Anſpruch auf Rente 
erheben, um jo größer, je höher die Renten find, während nie- 
drigere Renten das im allgemeinen Intereſſe wünſchenswerthe Bes 
ftreben unterftügen, die Arbeitsfähigfeit fo lange wie möglich aus— 
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zunugen. Die unabmweisbare Rüdfiht auf die Leiſtungsfähigkeu 
ber Betheiligten ſowie auf die Erportfähigfeit der Induſtrie nöthia: 
wenigftens für fo lange, als ähnliche Einrichtungen nicht auch in 
Nachbarſtaaten zur Durchführung gelangt find, zur Vorſicht bei der 
Bemeſſung der Renten, weil durch die Höhe der Renten die Koñen 
der ganzen Einrichtung bedingt werden. Eine fpätere Erhöhung 
der Rentenſätze, jobald eine folhe ohne Gefährdung anderer wid 
tiger Intereffen ausführbar erfcheint, ift dabei nicht ausgeſchloſſen. 
Umgefehrt aber würde eine fpätere Ermäßigung der einmal in 
Ausſicht geftellten Nentenfäge, falls fih die leteren ala zu hoch 
bemefjen herausftellen ſollten, Unzufriedenheit erregen, mithin den 
focialpolitifgen Zwed der Einrichtung gefährden. Je niedriger die 
Renten, defto geringer find aud bie Beiträge, und es bleibt dem— 
jenigen, welcher von feinem Arbeitsverdienft größere Beträge er: 
übrigen kann, unbenommen, freiwillig eine Zufagrente bei den für 
derartige Verfiherungen vorhandenen Privatanftalten, wie zum Bei: 
fpiel der Kaifer-Wilhelmafpende, zu verfihern. Sollte übrigens die 
geringe Höhe der Renten für die nächfte Zeit dazu führen, daß die 
Nentenempfänger thunlihft auf dem Lande oder in Fleineren 
Städten, wo die Lebenshaltung im Allgemeinen billiger ift wie in 
den Induftriecentren oder Hauptftädten, ihre Wohnung nehmen, 
fo würde dieſes Ergebniß vom focialen Standpunkte aus nicht be— 
dauert werden fönnen. Denn baffelbe würde zu einer gleich— 
mäßigeren Vertheilung ber Bevölferung beitragen und bem platten 
Lande neben dem Reſte der Arbeitskraft der Invaliden aud ver: 
mehrten Geldumfag zuführen... 

Nahdem in längerer Ausführung nachgewiefen worden ift, daß 
es wenigſtens einftweilen als das relativ Befte erfcheine, die Rente 
und gleicherweiſe die Beiträge nicht in einem Procentfag be Arbeits: 
verbienftes, aud nit in feften, für Alle gleichen Beträgen, ſondern 
auf Grund eines Durchſchnittslohnes der einzelnen Arbeitäorte nad 
Maßgabe des ortZüblihen Tagelohns gewöhnlicher erwachſener Tage: 
arbeiter zu beftimmen, heißt es weiter: 

Eine angemeffene Wartezeit (Carenzgeit) ift unentbehrlich und 
unbedenklich. Sie ift unentbehrlih, weil fonft, dem Zwecke bes 
Gefeges zuwider, durch kurze, vielleicht nur während weniger Tage 
geleiftete Arbeit und unverhältnipmäßig geringe Beiträge Jeder 
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den Anfprud auf die Mindeftrente würde erwerben fünnen unb 
durch die hierbei unvermeidlihen Mehrkoften bie eigentlihen Be— 
rufsarbeiter geihädigt werden würden. Sie ift aber auch unbes 
denklich, weil bei den eigentlichen Berufsarbeitern die Voraus: 
fegung der Altersrente — Zurüclegung des fiebzigften Lebensjahres 
— immer, die Borausfegung der Invalidenrente — eine nicht durch 
Unfallverfiherung gebedte Invalidität — in der Regel erft nad 
längerer Arbeitsthätigfeit eintritt. Um jedoch rüdfichtlich der In— 
validenrente auch denjenigen Fällen gebührende Rechnung zu tragen, 
in welden ausnahmsweiſe die Erwerbaunfähigkeit ſchon nad) kurzer 
Arbeitsthätigfeit eingetreten ift, foll nad) dem Vorſchlage des Ent- 
wurfs ausnahmsweije ein Theil der Rente auch vor Erfüllung ber 
Wartezeit ‚gewährt werben dürfen, jofern Billigfeitsgründe vor— 
liegen. 

Die Dauer der Wartezeit muß bei der Altersrente erheblich 
länger bemefjer werden, wie bei der Invalidenrente. Denn der 
Zeitpunkt, zu welchem das fiebzigfte Lebensjahr vollendet fein wird, 
fteht ein für alle Mal feft, ein Jeder kann nad Maßgabe feines 
Zebensalters leicht berechnen, wie lange Zeit er noch gebraucht, 
um den Anfprud auf Altersrente zu erlangen. Je kürzer aljo die 
Wartezeit für die letztere bemeſſen wird, defto näher liegt die Be— 
forgniß, daß diejelbe zu einem Gegenftand der Speculation ge: 
madt wird, und daß alternde Perſonen Iediglih zu dem Zweck 
noch ſpät in eine die Verſicherungspflicht begründende Beſchäftigung 
eintreten, um fi nad Leiſtung geringer Beiträge eine zu der 
Summe ber legteren in feinem Verhältniß ftehende Altersrente zu 
fihern. Mit der Invalidenrente verhält es ſich infofern anders, 
als der Anſpruch auf den Bezug derſelben nicht im Voraus be— 
rechnet werden fann, weil Niemand mit Sicherheit vorausfehen 
ann, wie lange feine Erwerbsfähigfeit noch vorhalten wird. Eine 
Speculation auf den Bezug der Invalidenrente ift alfo zum Min- 
deften erheblich erichwert. Cs empfiehlt fi) daher im Intereſſe 
der Humanität, unbeſchadet der bereit? erwähnten Ausnahmefälle, 
bei welden eine noch geringere Dauer der Wartezeit ausreichend 
erſcheint, die letztere allgemein auf eine furze Dauer zu beſchränken. 
Der Gefegentwurf bemißt aus diefen Gründen die Wartezeit bei 
der Altersrente auf dreißig Jahre, bei der Invalidenrente auf fünf 
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22.11.1888. Jahre, und geftattet bei der legteren ein Hinuntergehen bis auf 
ein Jahr in den... Ausnahmefällen, in welden Billigfeitägründe 
die Gewährung eines Theils ber Rente, nit der vollen Rente, 
ſchon vor Erfühung der regelmäßigen Wartezeit gereöhtfertigt er 
ſcheinen laflen.. 

Die Roften der Alters: und Invaliditãtberſicherung ſoller 
nad dem Vorſchlage bes Entwurfs vom Reich, den Arbeit: 
gebern und den Arbeitnehmern zu je einem Dritte! 
mit der Maßgabe aufgebracht werden, daß das Neich zu den Ber: 
waltungsfoften nur infomeit beiträgt, als beftimmte bei der Durd: 
führung des Gefeges, insbefondere durch die Mitwirkung der Pat: 
verwaltungen und des Reichsverſicherungsamtes entftehende Koften 
aus öffentlihen Mitteln zu tragen find. 

Der Vorſchlag, den Verſicherten einen Beitrag aufzuerlegen, 
rechtfertigt fi insbefondere durch die Erwägung, daß die allmı 
liche Verminderung und das endlihe Schwinden der Erwerbsfähig: 
teit das natürliche 2008 jedes Arbeiters ift, gegen weldes er nad 
dem Maße jeiner Kräfte Vorforge zu treffen fittlih und aus 
Gründen der öffentlihen Wohlfahrt verpflichtet if. Eine Ein: 
richtung, bei welcher dem Verſicherten das Bewußtfein der eigenen 
BVerantwortlickeit für die Ausgeftaltung feiner Zukunft verloren 
ginge, würbe für unfer Volfsleben verhängnißvolle Folgen haben, 
während es auf der anderen Seite von hohem Werthe ift, dem 
Arbeiter das Bewußtſein zu erhalten, daß der in gejunden Tagen 
erworbene Arbeitsverbienft nicht zum fofortigen völligen Berbraud 
beftimmt, daß es vielmehr Pflicht ift, mittels eines mäßigen Teils 
diefes Erwerbes bazu beizutragen, daß die nöthigften Mittel zur 
Eriftenz auch dann nicht fehlen, wenn ber Lebensunterhalt nicht 
mehr durch eigene Arbeit beſchafft werben fann. Gerade weil der 
Arbeiter für den Fall feiner Erwerbsunfähigfeit vor der Inanjprud: 
nahme der Armenpflege thunlichſt bewahrt werben foll bedarf es 
einer von ihm felbft aufzubringenden Leiftung, welcher als Gegen: 
leiftung ber rechtliche Anſpruch auf Alters: und Invalidenverſor⸗ 
gung entſpricht. 

Wenn aber diefe Erwägungen für einen Beitrag, der den 
Verſicherten aufzuerlegen ift, ausichlaggebend find, fo kann doch 
andererſeits nicht die Rede davon fein, ihnen etwa die ganze Lait 
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ausſchließlich aufzubürben, ſchon um deswillen nicht, weil dieſe Laft 
die Leiftungsfähigfeit der Verficherten augenſcheinlich überfteigen 
würde. Die Laft muß vielmehr auch von denjenigen antheilig 
mitgetragen werben, mwelhe an ber humanen Sicherftellung des 
Looſes der Arbeiter überhaupt ein Snterefje haben. Daß hierzu 
die Arbeitgeber in erfter Reihe gehören, leuchtet ein. Wirthichaft- 
Lich angejehen bedeutet die Alters: und Invalidenrente in ber 
Regel einen Erjag für die durch die Arbeit felbft bedingte Min- 
derung der Arbeitskraft. Diefer Erfag wird folgerichtig in ber 
Hauptſache aus dem Arbeitsertrage zu entnehmen, gewiſſer Maßen 
zu teferviren fein. Wie aber das Arbeitsverhältniß felbft eine ge: 
wifje Solidarität zwiſchen Arbeitgeber und Arbeitnehmer begründet, 
infofern Beide an dem Arbeitsertrage Theil haben, jo ergibt fi, 
Daß aud ber Arbeitgeber ſich der Verpflichtung, zu dem Erfage 
der geminberten Arbeitskraft des Arbeiters beizutragen, nicht ent 
ziehen darf. E& mag dahingeftellt bleiben, ob ſich das Verhältniß, 
in welchem Arbeitgeber und Arbeitnehmer an dem Arbeitsertrage 
beteiligt werben, durch eine allgemeine Formel überhaupt zahlen: 
mäßig ausbrüden läßt. Jeden Falls ift es eine Forderung ber Ge 
rechtigkeit, daß auch der Arbeitgeber einen entſprechenden Theil 
der in Rebe ftehenden Belaftung übernehme. Es liegt dies auch 
in feinem eigenen Intereſſe, weil ſonſt das friedliche und auf Ver: 
trauen beruhende Verhältniß zwifhen ihm und dem von ihm be 
ſchäftigten Arbeiter getrübt werden würde. Für die Aufrecht- 
erhaltung eines guten Verhältniffes zwiſchen dem Arbeitgeber und 
dem Arbeitnehmer ift ein gewiſſes Maß werkthätiger Fürforge des 
Erfteren zu Gunften des Leßteren unerläßlih. Die Nothwendigfeit 
dieſer Fürforge ift auch von einfichtigen und wohlmollenden Arbeits 
gebern in allen Berufszweigen von jeher anerkannt worden. 
Endlih aber hat auch das Gemeinwejen als ſolches, das 
Rei, welches durch feine Gefeßgebung einer großen, allgemein 
verbindlichen, fittlihen Verpflichtung gerecht zu werden fucht, um 
Das berechtigte Bedürfniß des Arbeiters nad einem erreichbaren 
Maße von Fürforge für den Fall des Alters und ber Invalidität 
zu befriedigen und dadurch die gefammte Erwerbs: und Geſell⸗ 
ſchaftsordnung zu fügen, ein unmittelbares und lebhaftes Interefje 


daran, daß diefer als berechtigt anerkannte Zwed auch wirklich er- 
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reicht werde. Dieſes Intereſſe it ein allgemeines. Deshalb mir: 
fich das Reich nicht damit begnügen dürfen, lediglich die zunätt 
Betheiligten, nämlich Arbeitnehmer und Arbeitgeber, zu Aufmen: 
dungen für den erftrebten Zwed anzuhalten; vielmehr wird dcs 
an ber geplanten Einrichtung jo ftarf intereffirte Gemeinmei, 
einen Theil der erforberlihen materiellen Opfer auf jeine eigen 
Schultern, auf allgemeine Reichsmittel zu übernehmen haben. Tieic 
Verpflichtung ift um fo weniger abzuweiſen, als anderen Falls wenia- 
ſtens für einzelne Berufszweige die Laft unerſchwinglich, die Er: 
reihung des Zweckes alfo in Frage geftellt werden würde. Ci 
reiht au nicht aus, wenn das Reich biefe feine Verpflichtung 
nur fo weit anerfennen wollte, daß dafjelbe, wie von einigen Seiter. 
verlangt wird, für etwaige Nothfälle einzelne Beihilfen zujagte. 
Schon weil folhe Beihilfen auf die in Betradjt fommenden Per: 
onen ungleih wirfen müßten, würben fie die Erreihung die 
Zweckes nicht fördern, fondern hindern, fie würden Unzufriedenhei: 
ftatt Beruhigung hervorrufen. Gerade weil die Unfallverficherung 
und die Kranfenverfiherung ohne Reichsbeitrag durchgeführt find, 
wird bei ber jegt in Rebe ftehenden Mafregel ein Reichsbeitrag 
nicht zu entbehren fein. Es wäre ein nicht zu rechtfertigender 
innerer Widerſpruch, wenn das allgemeine Intereſſe des Reichs an 
einer möglichft normalen Geftaltung der focialen Verhältniſſe nicht 
aud in einer antheiligen Aufwendung von Reichsmitteln zur Be 
ftreitung der zu erwartenden Gejammtbelaftung feinen entiprechen: 
den Ausbrud fände. Dazu fommt no die Erwägung, daß durch 
die Alters und Invaliditätsverfiherung, wie bereits erwähnt, eine 
erhebliche Erleichterung einer anderen öffentlihen Laſt, der öffent: 
lichen Armenpflege, eintritt. Die jegigen Träger der Armenlait, 
die öffentlichen Armenverbände, werden, wie wohl von feiner Seite 
beftritten wird, durch die derzeitige Armengefeßgebung jo ungleich: 
mäßig getroffen, daß die Uebernahme wenigftens eines Theils der 
Armenlaft auf die breiteften Schultern, das heißt auf das Reich, 
wieberholt in Anregung gebracht worden ift. Die Alters: und Invalie 
bitätsverfiherung bietet den gewiefenen Weg, um ben in biejer 
Beziehung laut gewordenen berechtigten Wünſchen in ber Geftalt 
des Reichsbeitrags entgegen zu kommen. 
Seinen Beitrag zu ben Koften wird das Reich am zmwed: 
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mäßigften durch antheilige Uebernahme eines Drittels der durch 
die Renten erforderlich werdenden Aufwendungen leiften, während 
ſich für die Arbeitgeber und Arbeitnehmer laufende Beiträge, welche 
ebenjo wie bei der Kranfenverfiherung vom Arbeitgeber vorzu= 
ſchießen und bei der Lohnzahlung dem Arbeiter antheilig vom 
Kohn zu kürzen find, empfehlen. Entiprehend dem im Entwurf 
für die Bemeſſung der Renten angenommenen Grundfag werden 
auch die Beiträge in einen Procentfag des Normalbetrags, welder 
für die einzelnen Ortsclaffen auf Grund bes für biefelben ermit- 
telten ortsüblichen Tagelohns gewöhnlicher männlicher Tagearbeiter 
feſtgeſetzt worden ift, nit in einem Procentjag bes wechſelnden 
Lohnes der einzelnen Verficherten zu erheben fein. Die Höhe der 
Beiträge muß fo bemeſſen werben, daß fie ausreicht, um die Durch 
die Auszahlung der Renten entftehende Belaftung, foweit diejelbe 
nit vom Reich getragen wird, einjhließlich der Verwaltungskoſten 
zu deden.... 

Der Entwurf geht davon aus, daß die Höhe der Beiträge 
ausreichend fein muß, um den Capitalwerth der in den einzelnen 
Jahren entftehenden Belaftung zu deden. Der Entwurf jchlägt 
aljo für die Aufbringung der Beiträge ein dem Verfiherungs- 
princip entiprehendes Prämienverfahren, nicht das bei der Un- 
falverfiherung als Regel angenommene Umlageverfahren vor. Hier- 
für war die Erwägung maßgebend, daß das legtere Verfahren, bei 
welchem die Laft allmählich fteigt, nur da empfehlenswerth erfcheint, 
wo eine gewiſſe Solidarität der jetzt und künftig beitragenden Per- 
fonen eine derartige Beſchwerung der Zukunft rechtfertigt. Eine 
ſolche Solidarität befteht wohl bei der Induſtrie, der Landwirth- 
ſchaft 2c. als folder, beziehungsweiſe bei den Unternehmern derartiger 
Betriebe, für melde die Laft gewiſſer Maßen dinglich wirkt, aber 
nicht bei ben in den verfchiedenen Betriebszweigen nad) einander 
beichäftigten Arbeitern. Diefe fommen vielmehr nur ala Gene 
rationen, als die Gejammtheit ber gleichzeitig Lebenden in Frage; 
bei ihnen handelt es fi um eine rein perfönliche Laft, welche von 
den Lebenden ſelbſt voll getragen werden muß und nicht füglich 
auf die Nachkommen gelegt werben Fan. 

Aber auch aus praftifhen Gründen ift die bei dem Umlage— 
verfahren unvermeiblihe Steigerung der Laft zunädft für die 
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Arbeiter bedenklich, denn diefelbe möchte allmählid, wenigitens bei 
einzelnen Berufszweigen, eine Höhe erreichen, welche kaum nod u 
erjhwingen wäre. Man darf dabei nicht überfehen, daß innerhalt 
ber einzelnen Berufözweige die Invaliditätsgefahr eine verichiedene 
ift und daß deshalb bei bejonders gefährdeten Berufszweigen, für 
welche nad Bildung von Gefahrenclafjen erhöhte Beiträge zu leiften 
fein werben, die für die gejammte Arbeiterfhaft veranichlagten 
Durchſchnittsſätze in Zukunft vorausſichtlich werden erheblich über: 
ftiegen werben. Die Laft fönnte ſchließlich ſo groß werben, dab 
für künftig eintretende jugendliche Arbeiter eine Privatverficherung 
auf deren alleinige Koften wohlfeiler wäre als die dur das Geſet 
erzwungene Betheiligung an der ftaatlihen Einrichtung, troß der 
zu der legteren jowohl vom Reich wie von ben Arbeitgebern ce 
leifteten erheblichen Beiträge... 

Aber auch für die Betriebsunternehmer ift die Rüdjicht auf 
das fpätere Anwachſen der Laft injofern nicht außer Acht zu laſſen, 
als ſchon die Unfallverfiherung in Folge des bei derjelben durd- 
geführten Umlageverfahrens von Jahr zu Jahr größere Aufwen: 
dungen erfordert. Eine Vermehrung dieſer legteren um gleichfalls 
fteigende Invaliditätsverſicherungsbeiträge könnte nit nur für 
einzelne Betriebsunternehmer, fondern für ganze Berufszweige ver: 
bängnißvoll werden und dazu führen, daß die für die Unfall— 
verfiherung vorgefchriebene Garantie des Reichs beziehungsweiſe der 
Bundesftaaten für Fälle der Leiftungsunfähigfeit demnächſt eine be: 
denkliche praftiihe Bedeutung erlangen würde. Diejer Gefahr muß 
aber mit Rückſicht ſowohl auf die Finanzen des Reichs und der 
Bundesftaaten wie auf die Erhaltung der Induftrie durchaus vor: 
gebeugt werben. Hierzu fommt, daß eine allmählihe Ermäßigung 
der Laft, welche fi} bei der Unfallverfiherung in Folge der Aus- 
bildung der Unfallverhütung ergeben wird, bei ber Alters- und 
Snvaliditätsverfiherung in weit geringerem Maße zu erwarten ift, 
weil die Ausbildung der Krankheitsverhütung, fo wichtig diejelbe 
auch ift, die Zahl der Invaliden doch nicht in gleichem Maße ver: 
mindern, die Lebensdauer der Invaliden aber vielleicht verlängern 
wird. 

Gegenüber diefen Erwägungen haben die Bedenken, welde 
gegen das Verfiherungsverfahren (Prämienfyften) insbefondere 
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um beswillen fi} erheben Iafjen, weil bei demjelben für eine exft 
in der Zufunft eintretende Verwendung große Gapitalien ange— 
ſammelt werden und biefe niedrigere Zinfen bringen als bei gegen= 
wärtiger Verwendung duch Umlauf im Betriebe, zurüdtreten 
müffen. Denn die Anfammlung von Capitalien wird nad ben 
bisherigen Beranfchlagungen eine das Erwerbsleben gefährbende 
Höhe vorausfihtlih nicht erreichen... Auch wird die Capital: 
anfammlung für Zwecke der Invaliditätsverfierung eine geringere, 
wenn, wie ber Entwurf vorfieht, der Beitrag bes Reihe nad 
dem jedesmaligen thatſächlichen Jahresbedarf aufgebradht wird... 

Die Höhe der hiernach bis auf Weiteres zu erhebenden Bei- 
träge ift nach verfiherungstechnifchen Grundfägen bei männlichen 
Perſonen auf 4 Pfennig für je 100 Mark des Normal- 
lohnſatzes ber einzelnen Ortsclaffen feftgeftellt worden, was einem 
Durchſchnittsbeitrage für ſämmtliche Verfiherten von wöchentlich 
20 Pfennig gleichkommt. In den einzelnen Ortsclaſſen find dem: 
gemäß wöchentlich 12, beziehungsweife 16, 20, 24, 28 Pfennig für 
Männer zu erheben. Für weibliche Perfonen find wegen ber für 
diejelben günftiger Fiegenden Verhältnifie etwas weniger als zwei 
Drittel diefer Säge ausreichend; es genügt für diefelben ein Durch— 
&nittsbeitrag von 2, Pfennig für je 100 Mark des Normal: 
lohnſatzes der betreffenden Ortöclaffe. Mit den erforderlichen Ab- 
zundungen haben baher die Beiträge für weibliche Perfonen in den 
einzelnen Ortsclaffen auf 8, beziehungsmweije 10, 12, 14, 16 Pfennig 
wöchentlich bemefjen werden fönnen. Diefe Beträge haben Arbeit- 
geber und Verficherte je zur Hälfte während minbejtens je 
47 Wochen im Jahre zu entrichten... . 

Was die Organifation der Alters und Invaliditäts- 
verfiherung betrifft, fo... fieht der Entwurf die Errichtung 
mehrerer befonderer Verfiderungsanftalten mit ſelb— 
ftändiger juriftifcher Perfönlichkeit für örtliche Bezirke vor... 
In der Regel follen die Bezirke der Verfiherungsanftalten ber 
politiſchen Eintheilung der einzelnen Bundesſtaaten und ihrer 
weiteren Communalverbände (Provinzen in Preußen, Regierungs- 
bezirfe in Bayern u. f. w.) entfprechen; doch muß auch die Bildung 
gemeinfamer Verfiherungsanitalten insbeſondere für ſolche Bundes— 
ftaaten vorbehalten bleiben, welde für fi allein eine dauernd 


22. 11. 1888. 


22. 11. 1888 


614 X. Deutſcher Reichstag. 22. November 1388 bis 24. Mai 1889. 


leiftungsfähige, für eine zuverläffige Alterögruppirung ausreichend 
große und ftetige Verfiherungsanftalt zu bilden nicht vermögen... 

Was die Irganifation und Verwaltung dieſer Verſicherungs 
anftalten anbetrifft, jo ift der Entwurf befirebt..., die freie Selbft: 
verwaltung mit der ſachlich unentbehrlichen behördlichen Einwirkung 
organiſch zu verbinden. Ihre laufenden Geſchäfte jollen nämlich 
die Verfiherungsanftalten durch Beamte desjenigen Staates oder 
weiteren Communalverbandes, für deſſen Gebiet fie errichtet find, 
verwalten lafien; zu dem Zwed follen diefe Beamten in dem Bor: 
ftande ber Verfiherungsanftalt den Vorfig führen. Im Uebrigen 
wird den Betheiligten eine umfaflende Mitwirtung an der Ber: 
waltung eingeräumt. Die Verwaltung jol... durch ein Statut 
geregelt werben. Das Statut ift von einer Verfammlung der 
Intereſſenten (Ausihuß), die... von den Kranfencajienvorjtänden 
gewählt wird, zu beichließen. Durch diefen Ausſchuß haben die 
Intereffenten die laufende Verwaltung zu controliren und bei ge 
wiſſen grundlegenden Anordnungen bie entjceidende Stimme zu 
führen; fie können ferner... ein fländiges Controlorgan (Auf: 
fihtsrath) dem Vorftande an die Seite ftellen und andere nicht 
beamtete Perſonen, welche Arbeitgeber oder Arbeitnehmer, befoldet 
oder unbefoldet fein dürfen, zu Mitgliedern des Vorftandes wählen. 
. . . Endlich wird in dem Entwurf die Beftellung von Vertrauens 
männern als örtliher Organe zugelaſſen. . .. 

Zur Wahrung der Intereffen des Reichs und der mitbethei- 
ligten Interefien anderer Verfiherungsanftalten nimmt ber Geſetz⸗ 
entwurf die Beftellung von Staatscommijjaren mit weit: 
gehenden Befugniffen in Ausfiht, eine Einrichtung, die ſchon in 
ber erheblichen financiellen Vetheiligung bes Reichs ihre Begrün- 
dung findet... 

Für die Erhebung der Beiträge der Arbeitgeber und Arbeiter 
ſchlägt der Entwurf ein Markenſyſtem vor. Nach demſelben geben 
die einzelnen Verfiherungsanftalten für jede in ihren Bezirken ver: 
tretene Ortsclaſſe Marken aus, welche ſich unter einander durch die 
Bezeihnung der Drtsclaffen ſowie durch die Bezeichnung und die 
Ordnungsnummer der einzelnen Anftalten unterfcheiden. Der: 
jenige, welcher Beiträge zu entrichten hat, fauft einen entſprechen- 
den Betrag der für feinen Betrieb geltenden Marken und klebt 
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dieſelben in ein Quittungsbuch ein. Der Arbeitgeber zieht die 
Hälfte des entwertheten Betrags von feinen Arbeitern bei der 
Rohnzahlung ein. Wenn die Duittungsbüder feinen Raum mehr 
bieten, werben fie durch Behörden aufgerechnet, und dabei wird 
feftgeftellt, wie viel Beiträge in jeder Ortsclaffe an die einzelnen 
Verfiherungsanftalten im Laufe der einzelnen Jahre entrichtet find. 
Eine Nahmeifung hierüber wird dem neuen Quittungsbuch vor= 
getragen; die alten Duittungsbücher dagegen werden geſchloſſen 
und bis auf Weiteres affervirt.... 

Das Duittungsbuch ſoll lediglich ein Verſicherungs-, aber in 
feiner Weife ein Arbeitsausweis fein. Es fol. dem Vortheil des 
Arbeiters dienen, aber niemals zu einer Beſchränkung der Arbeits- 
gelegenheit feines Inhabers gemißbraudt werden dürfen. Dieje 
Abſicht wird erreicht, wenn alle mit den bezeichneten Zwecken nicht 
zulammenhängenden Eintragungen und Vermerke in oder an dem 
Quittungsbud) unterfagt und unter Strafe geftellt werben, und 
wenn bei der Entwerthung ber Marken dafür geforgt wird, daß 
ein fpäterer Arbeitgeber nicht aus dem Caſſationsvermerk erfehen 
Tann, in weldem fpeciellen Betriebe die frühere Beſchäftigung ftatt- 
gefunden hat... . 

Durch die Einführung des Duittungsbuhs und der Marken 
wird bie fortlaufende Weberfiht über den Umfang der gegen- 
feitigen Rechte und Pflichten des Verficherten und der Verficherungs- 
anftalt auf leichte und einfache Weife ermöglicht. Entbehrlich wird 
dadurch insbefondere die zeitraubende Ausftellung befonderer Quit- 
tungen über bie einzelnen Beitragszahlungen ... entbehrli wird 
aud die Führung fortlaufender Regifter über jeden einzelnen Ver: 
fiherten. ..... 

Darüber, ob im einzelnen Falle ein Anſpruch auf Rente be— 
gründet ift, wird zwedmäßig der Vorftand derjenigen Verfiherungs- 
anftalt, an welche zulegt Beiträge entrichtet waren, zu entſcheiden 
haben. Sofern der Anſpruch abgelehnt wird, ſoll dem Verficherten 
bie Berufung an das Schiedsgericht offen ftehen, weldes im An— 
ſchluß an die bewährten gleichartigen Einrichtungen bei der Unfall: 
verſicherung nunmehr auch für jede Verfiherungsanftalt zur Durd- 
führung ber Alters: und Snvalibitätsverfiherung errichtet werben 
fol. Gegen den Beſcheid des Schiebsgerichts geftattet der Ent— 


22. 11. 1888. 


22. 11. 1888. 
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wurf... die Anrufung des Reiche: (beziehungsweije Landes-) Ver- 
fierungsamtes . . ., jedoch nur in folden Fällen, in denen nah 
88 511 ff. der Givilproceßordnung die Revifion an das Reichs- 
gericht eingelegt werben darf, das heißt bei Gejeßesverlegungen, 
nicht aber auch dann, wenn es fih lediglid um Thatfragen 
handelt... 


Der Reichstag berieth den Gefegentwurf in erfter Leſung in der 
9., 10. und 11. Sigung am 6., 7. und 10. December 1888. Nad 
dem einleitenden Vortrage des Staatsſecretärs des Innern v. Boetticher 
nahmen die einzelnen Parteien Gelegenheit, fih durdh den Mund ihrer 
Führer für oder gegen die Vorlage zu befennen. Mit Ausnahme ber 
Deutfchfreifinnigen und Socialdemofraten, die das ganze Princip des 
Entwurfs vermarfen und ftatt der Herftellung des focialen Friedens 
nur die Verfhärfung der Clafjengegenfäge und die Schürung ber Un- 
zufriedenheit von der Einführung des Geſetzes erwarteten, ſprachen fih 
alle Barteien freundlich über die Tendenz der Vorlage aus, wenn aub 
mande Bedenken gegen Einzelheiten der Organifation geltend gemadt 
wurden. Auf Antrag des Abg. Leuſchner wurde der Geſetzentwurf 
einer Commiſſion von 28 Mitgliedern überwieſen. Diefe erledigte 
ihre Aufgabe in 41 Sigungen und nahm ihn ſchließlich, wenn auch 
mit vielfachen Abänderungen !), mit 22 gegen 5 Stimmen an. Auf 
Grund des von ihr erftatteten eingehenden Berichtes begann in der 


47. Sitzung des Deutſchen Reichstags 
Freitag 29. März 1889 


die zweite Lefung des Entwurfs. Nachdem fih die Abg. Frhr. v. Hert: 
ling, Schmidt (Elberfeld), Hahn, Grillenberger, Frhr. 
v. Frandenftein und Winterer zu $ 1 geäußert ober ihre An: 
träge auf Abänderung vertheidigt hatten, nahm ber Staatöfecretär bes 
Innern v. Boettiher das Wort, um bem mit Eifer verbreiteten 
Gerüchte zu widerſprechen, daß der Reichskanzler auf das Zuftande: 
kommen der Alters: und Invaliditätsverſicherung nicht den minbeften 
Werth mehr lege. Cr verfiderte, von Fürft Bismard ermädtigt 








') Die wichtigften diefer Aenderungen waren folgende: Das Reich zahlt 
nit ein Drittel der Beiträge, fonbern zu jeder Rente einen feften Zuſchuß von 
50 Marl. — Statt der Ortsclaffen find vier Lohnclaſſen nad der Höhe des 
Jahresarbeitäverbienftes (Bid 350, 550, 850 unb über 850 bis 2000 Barl) 
eingeführt, das Quittungsbuch erjegt durch Duittungäfarten auf ein Jahr. 
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zu fein, ed geradezu für eine Beleidigung zu erflären, wenn man ihm 
nadjfage, daß er für den Gejepentwurf fein ausreichendes Intereſſe 
habe. Rachdem Herr v. Boettiher im weiteren Verlauf feiner Rede 
Die zu $ 1 geftellten Abänderungsanträge beleuchtet und den Gefeg: 
entwurf in der von der Commiffion beichloffenen Faflung befürwortet 
hatte, erhob fi Fürft Bismard, der während der Rede des Staats: 
fecretärd erſchienen war und noch deſſen auf ihn perjönlich ſich be 
ziehende Aeußerungen gehört hatte, zu folgender Rede*): 

Wenn ich nad) der ſachkundigen und erfhöpfenden Auslaffung 
des Herrn Vorredners in dieſer Sache das Wort ergreife, fo werde 
ich dazu lediglich durch den zufälligen Umftand geleitet, daß ber 
Herr Vorredner in meiner Anweſenheit fih über meine Stellung 
zur Sache ausgefprochen hat, und wenn ich dazu ſchweigen wollte, 
es fo ausjähe, ala wäre ich nicht vollftändig mit dem Herrn Vor- 
rebner in Betreff deffen, was er über mich gefagt hat, einverftanden. 
Dem entgegenzutreten ift meine Pflicht, der Sadhe und dem Herrn 
Vorredner gegenüber; daß der — ich kann es nicht anders nennen 
als „Verdächtigung“ —, deren Eriftenz er angebeutet hat, auch 
von mir widerſprochen werbe, erfcheint mir eine Nothwendigfeit. 
Mir ift ſchwer verſtändlich, wie diefes Gerücht entftanden fein kann. 
Ich habe einiger Maßen darüber nachgedacht, was ich wohl gethan 
und gejagt haben fünnte, um dazu Anlaß zu geben; ich habe Nichts 
der Art entdeden fünnen. Ich muß es als eine reine und breifte 
Erfindung bezeichnen. Ich habe im Anfange diefes Winters aller: 
dings nicht geglaubt, daß wir Ausficht hätten, diefe umfängliche 
Vorlage noch in dieſem Winter, noch in diefer Seffion verabſchieden 
zu fönnen. Ich glaubte, fie würde nicht durchdiscutirt werden. 
Daß fie eingebracht werden würde, war mir vollftändig Far; wie 
konnte ich als Reichskanzler darüber unklar jein? Sie fann ja ohne 
mid gar nicht eingebracht werden. Aber ich glaubte, wir würden 
gewiſſer Maßen ein todtes Nennen haben und die Vorlage das nächte 
Jahr noch ein Mal einbringen müſſen. Ob ich diefer meiner Mei: 
nung jemals Ausdrud gegeben habe, weiß id nit; das wäre 
aber das Einzige, was einen Anlaß oder einen Vorwand gegeben 
haben fünnte, die angedeutete Unwahrheit über meine Stellung zur 
Sache zu verbreiten. Ich habe dabei bie Arbeitfamfeit der bes 


*) StB. 1112bC. 
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theiligten Herren und namentlich die meines verehrten Gollegen, 
der joeben geſprochen hat, aljo offenbar unterjhägt, wie vielleidt 
diejenigen, welche aus meiner Niitbetheiligung an den Commiifiont: 
berathungen den Schluß gezogen haben, daß id fühl zu der Sad: 
ftände, meine Arbeitfamfeit und meine Arbeitsfähigfeit überſchati 
haben. Ich glaube, daß die öffentlichen Blätter meiner politiſchen 
Freunde?) übertreiben, wenn fie von mir jagen, daß ich, ſchnell 
alternd, der Arbeitsunfähigfeit entgegen ginge. 
(Große Heiterkeit.) 

Einiges kann ich noch leiften, aber nicht Alles, was ich früher 

gethan habe. (Heiterfeit.) 


Wenn ih die Aufgaben eines Auswärtigen Minifters eines 
großen Landes, und aud nur die noch zur Zufriedenheit Leite aui 
meine alten Tage, dann werde ich immer nod das Werk ein 
Mannes thun, das in anderen Ländern als ein volles Mann 


wert gilt, (Lebhaftes Bravo.) 


und ein banfenswerthes Werk. Wenn es mir gelingt, dabei in 
Einigkeit mit allen verbündeten Regierungen und mit Sr. Majeftüt 
dem Kaifer, im Genuffe bes Vertrauens ber fremden *) Regierungen, 
unfere auswärtige Politif weiter zu führen, fo fehe ih das einft: 
weilen für meine erfte, für meine primo loco ?) Pfliht an. In 
allen anderen Beziehungen bin ich leichter erfegbar. Die Summe von 
Vertrauen und Erfahrungen, die ich aber in etwa dreißig Jahren 
auswärtiger Politit mir habe erwerben fönnen, die kann ich nicht 
vererben und bie kann ich nicht übertragen. 

Namentlih in dieſen jegt vorliegenden Fragen bin ich durd 
meinen Collegen Herrn v. Boetticher ja mehr als erfegt. Ich hätte 
Das, was er in diejer Sache gethan und geleiftet hat, ſelbſt nicht 
feiften fönnen, auch felbft wenn ich in der Möglichkeit geweſen 
wäre, mich ausfchließlich diefer Angelegenheit zu wibmen. 

(Lebhaftes Bravo! auf beiden Seiten des Haufes.) 
Jeder Hat fein eigenes Fach, und in dieſem Fache ſehe ich neiblos 

S. 1113aA. 


ij Natürlich in ironiſchem Sinne zu verſtehen. 
9) An erfter Stelle (ftehende). 
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das Verdienſt meines Herrn Collegen als das größere an als das 
meinige. Wiederholtes lebhaftes Bravo!) 


Aber ſo viel Verdienſt habe ich doch auch in dieſer Sache, 
daß ich es faſt als eine Beleidigung anſehen könnte, wenn man 
von mir glauben wollte, daß ich fie nun im Augenblicke der Ent— 
ſcheidung im Stiche laffen würde. Ich darf mir bie erfte Urheber: 
ſchaft der ganzen focialen Politik vindiciren, 

(Hört! Hört! Bravo! ehr richtig! rechts.) 
einſchließlich des legten Abſchluſſes davon, der uns jegt befhäftigt. 
Es ift mir gelungen, die Liebe des hochjeligen Kaifers Wilhelm 
für diefe Sache zu gewinnen. Er hat es als feinen ſchönſten 
Triumph bezeichnet, den er noch haben würde, und den er noch zu 
erleben wünſchte, wenn biefe Fürforne für ben Bebürftigen noch 
unter feiner Regierung zum Abſchluß“) kommen fünnte. Der jegt 
regierende Kaifer hat e8 eine feiner erften Neußerungen fein laſſen, 
fich diefe Neigung Seines hochſeligen Herrn Großvater unbedingt 
anzueignen. Wie follte ich nun dahin kommen, diejes unter meiner 
Initiative ins Leben gerufene Werk dicht vor dem Abſchluſſe zu 
verleugnen, ja jogar zu befämpfen! Es hieße das nicht nur das 
Andenken bes alten Kaifers, ſondern auch den Dienft meines jetzigen 
Herrn vollftändig verrathen und verlafjen. 

(Bravo! rechts.) 
Es ift das in der That eine faft beleidigende Zumuthung, die mir 
damit geftellt wird ?). 


*) ©. 1113aB. 

) In die richtige Beleuchtung werden dieſe Yeußerungen bed Fürften 
Bismard über feine Stellung zum Alterd- und Invaliditätsgeſetz durch mehrere 
Artifel der „Hamburger Nachrichten“ geftellt, die aus Anlaß einer Beitungs- 
polemit im December 1891 erſchienen und offenbar auf birecte Information 
zurüdgeführt werden müffen. Auf eine Mittheilung bed „Hamburger Corre⸗ 
ſpondenten“ vom 16. December 1891, laut der Furſt Bismarck Herrn v. Boet- 
tier zur Annahme des Entwurfs trog der geringen Mehrheit, mit der fie 
erzielt worden war, beglückwünſcht habe, bemerkten bie „Hamburger Nachrichten“ 
in ihrer Morgenausgabe vom 20. December 1891 (Nr. 302): „Diefe Erzählung 
ift volftändig erfunden. Wahr ift, daß Herr v. Boetticher dem Fürften Bis- 
mard vor ber Abjtimmung mitgetheilt hat, es märe das Gerücht verbreitet, 
daß der Neihälanzler ein Gegner ber Alterd- und Invaliditätsverſicherung 
geworben fei. Dies Gerücht war aus ber Thatſache entjtanden, daß der vom 
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Ich Habe auf die Einzelheiten nit die Möglichkeit 
einzugehen, und es würde aud für mid ultra cregi- 


Fürften Bismarck auögegangene Gedanke biefer Berfiherung durch feine * 
geftaltung im Reichstage eine Entwidelung genommen hatte, die von ber 
fprünglichen Abficht des Kanzlers abwich Diefer hatte die Hoffnung g: 
daß dem invaliden Arbeiter mit Eintritt der Invalidität durch Alter 
fonftige Umftände eine vom Armenrechte unabhängige Unterftügung gem: 
werden follte, ohne daß er fehriftlihen oder Martenbeweis über Das Mat 
Arbeitsleiftung in der Vergangenheit zu führen Hätte. — Diefer Gedante 
ohne Zuthun bes Reichstanzlers, Iediglic im Wege ber Reihstagsverhandi: 
und der vom Reichäfanzler unabhängigen ftantlihen Ausführung, verloren 
gangen, und dadurch war bad Jntereffe bes Fürften Vißmard an der mei 
Verfolgung feiner urfprüngligen Anregung allerdings erfaltet. — Wenn er 
ber Sipung vom 29. März 1889 durch feine Collegen und namentlid) 

Herrn v. Boetticher veranlaßt wurde, dem Gerüchte entgegenzutreten, als 
er ein Gegner ber Sache geworben fei, jo hat er biefem Erſuchen entinr: 
in Anlaß der Colegialität, weiche ir immer mit den Mitarbeitern mod; ve 
band, die feine Gedanken und Anregungen in einer feiner Anfiht nad & 
praktiſchen Weife entwidelt und zur Ausführung gebradt hatten.” Tieie 
theilungen ergängten die „Hamburger Nachrichten“ in einem zweiten Artike. 
„Sürft Bismard und dad Berforgungägefeg” (24. Dec. 1891 Nr. 305 Mora: 
ausgabe), in dem ed unter Anderem heißt: „Das Intereffe, das der Rei: 
tanzler in feiner Rebe an dem Zuftandelommen des Gefekes befundete, wurde 
nit ausfhließlich durd die Gollegialität, fondern aud) durch Die Thatjade 
begründet, daß es fid) im bamaligen Momente nad) Angabe ber jahkundiser 
Mittreiter darum handelte, ob das ganze Gefeg zu Falle gebracht werde oner 
nicht. Wenn Leptered auch inzwiſchen im Bunbesrathe wie im Reichszaze 
Modificationen erlitten Hatte, nad) denen ed dem urfprünglichen Gebanten des 
rReichskanzlers nicht mehr vollftändig entiprad, jo war für diefen bie Annabre 
des Refiduums doch immer das mindere Nebel im Vergleiche mit ber befimitincr 
Ablehnung bed Ganzen.” In einem dritten Artitel Tamen die „Hamburger 
Nachrichten· am 29. December 1891 (Mr. 307 Morgenauögabe) auf diele!x 
Frage zurüd. dier heikt es: „Der erfte Grundgedante der ganzen Alters- 
verforgung, wie fie vom Fürften Bismard feiner Zeit angeregt wurde, mar 
die Sicherftelung des invaliden Arbeiter ohne beffen Belaftung; es mar eine 
freie Zuwendung beabfihtigt, die dem Arbeiter das wohlwollende Intereiie des 
Staates befunden follte. Diefer Grundgedanke fand aber Widerſpruch, und 
ſchon die im November 1887 veröffentlihten Grundzüge der Invaliditäts- und 
Alteräverfiherung ſchlugen daher vor, ein Drittel ber Koften durch dad Reid, 
das andere Drittel durch die Arbeitgeber, das letzte aber durch die Arbeirer 
aufbringen zu laſſen, eine Verteilung, die aud) in bem am 22. Rovember 16-3 
dem Reichstage vorgelegten Gefegentiwurf beibehalten wurde. Aber jelbit in 
dieſer erheblichen Abſchwächung war der urfprünglice Gedanke nicht zu ver- 
wirklichen; ed wurde befürdtet, daß immer weiter gehende Anforderungen an 
bie Hilfe des Reichs geftelt werben würden, und bad Ergebniß war, da die 
Beiträge von ben Arbeitgebern und von ben Arbeitern zu gleichen Theilen au’: 
gebracht werben follten, das Neid) aber nur einen jährlien Zuſchuß ven 
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dam !) jein, wenn id} nad) der ausführlichen und erfhöpfenden Dar— 
legung bes Herrn Vorredners das verſuchen wollte. Ich würde über: 
Haupt nicht das Wort ergriffen haben, wenn nicht in meiner Gegenwart 
dieje Zweifel an meiner Stellung zur Sache öffentlich zur Sprache 
gebracht worden wären. Ih fann fie nicht directer widerlegen, 
als indem ich auch meinerfeits die Herren bitte, die Vorlage mit 
möglichft großer Mehrheit anzunehmen, — was nicht ausfchließt, 
daß man über Einzelheiten per majora ?) abftimmen fann. Ich 
wenigftens habe feine vorgefaßte Anficht über ſolche Details in 
der Sade, die den Gefammtzwed unberührt und unbefchädigt laſſen, 
und bin ganz bereit, mich ber Mehrheit des Reichstags und ber 
verbündeten Regierungen darin zu fügen. Aber für die Annahme 
des Gefeges in feiner Gefamnitheit trete ih mit voller Weberzeugung 
und mit der dringenden Bitte ein, Jhrerfeits derſelben entipredhen 


zu wollen. (Lebhaftes Bravo!) 


50 Mark für jede Rente zu zahlen habe. — Durch dieſe Abänderungen wurbe 
das perfönlice Intereffe de3 Fürften Bismar für die Sade einiger Maßen 
abgelühlt. Die Erreihung bed Zwedes, den Arbeiter durch wohlwollende Für- 
forge für fein Alter zu gewinnen, wurde baburch beeinträhtigt, daß man den 
Arbeiter zwang, zu dieſer Fürforge durch Abzüge von feinem Lohne beizutragen. 
Urtheilölofe Arbeiter erwogen nit, daß diefer Beitrag nur ein partieller fei, 
fondern behielten das Gefühl, daß der Staat und die Arbeitgeber ſich auf ihre 
Koften bereicherten Was in der Form preußifcher Anträge an den Vundesrath 
und in Form bunbesräthliher Vorlagen an den Reichstag gelangt ift, war 
nicht mehr der Ausdruck des urfprünglid vom Fürften Bismard angeregten 
Gebantens, fondern es war hervorgegangen aus einem Compromiß, durd das 
dieſer urjprünglihe Gedanke im preußifhen Staatsminifterium und dann im 
Bundesrathe, geftügt auf bie Abneigung des Reichstags gegen die Freihaltung 
der Arbeiter, mobificirt worden war. Daß auch ſchließlich dieſes Compromiß 
mit ber Unterfchrift des Reichstanzlers an den Reichstag gelangen Tonnte, liegt 
in den Beftimmungen der Reihäverfaffung. ... Fürft Bismarck hat das Biel, 
das ihm Dorf mebte, bem Wiberftande des Reichstags und bes Bunbesraths 
gegenüber nicht pure erreichen können; er hat zwar immer noch das Bebürfnif 
gehabt, das Mögliche in der erftrebten Richtung durchzubringen, aber für die 
ganze Sache doch nicht mehr dafjelbe Intereffe empfunden, wie für feine ur— 
fprünglie Anregung, weil er den focialpolitiihen Nugen, den er fi von ber 
Ausführung berjelben verſprochen hatte, von dem ſchließlichen Deftilat der Bes 
rathungen der legislativen Körperſchaften nicht mehr erwartete...“ 

') gl. das römifche Sprichwort: ne sutor ultra crepidam, d. 5. Schufter 
bleib' bei Deinem Leiſten. 

?) Bsl. Bd. VI 209, VII 48, IX 404. 424. 
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Der Reichstag erledigte die zweite Leſung des Geſetzentwuris = 
weiteren 17 Cigungen vom 30. März bis 11. Mai 184 md ır. 
in ber 69. Sigung am 17. Mai in die dritte Yejung ein. Te 
bei den Abftimmungen der zweiten Yejung herausgeitellt hatte, r. 
Freunde und Gegner des Entwurfs fid) fait in gleiher Zahl gege: 
ftanden, ja daß die Oppoſition gegen das Gejeg bis in die Re 
der Nationalliberalen und Conjervativen hineinreichte, jo war des 
finitive Ergebniß der dritten Lefung nit mit Sicherheit voraus 
Grund genug für die Gegner der Vorlage, einen legten Verjud 
magen, um fie zu Fall zu bringen. Die Generaldiscuſſion eröi 
Fehr. v. Manteuffel mit einer langen Rede, in der er dus 
und Aber erörterte, um ſchließlich mit der Bitte zu enden, der X 
tag möge alle großen und Meinen Bebenfen gegen das Geich 
Sympathie mit dem durch das Geſetz erjtrebten Ziele bei Seite ix 
und ihm um der Erreihung des großen Zieles willen feine Zuftimmur. 
geben. Aus den Reihen der Socialdemofratie ſprach Hierauf Adg. Sins 
gegen das Geſetz. Die Socialdemofraten, führte er aus, Fünnten 
Gefeg nicht annehmen, denn was es biete, fei nicht die Alters: 
Invalivenverforgung, die die Socialdemofratie verlange, und wenn 
Regierung das Geſetz ald die Krönung der Socialreform bezeichne. ic | 
erkläre fie die heutige Geſellſchaft in Bezug auf die Möglichkeit mirt- 
licher, ernfthafter Socialveformen für banferott. Derartige Dinge a5 
Socialreform zu bezeichnen, fei ein Humbug, ben man mit den Ar- 
beitern triebe, und fie darüber aufzuflären, bebürfe es faum einer 
Agitation, da die Nachtheile des Gefeges Jedem in die Augen fpränaer. 
Als Hauptbebenfen feiner Partei gegen das Gejeg bezeichnete er zu: 
nächſt den geringen Umfang der Verfiherung, die fih auf ganze 
Kategorien der Bevölkerung, wie die fleinen Gewerbetreibenden, Heiner. 
Grumbbefiger, Bauern, Handwerker und fleinen Beamten, deren Ein 
fommen 2000 Mark nicht überfteige, nicht erftrede. Viele von diesen 
von der Verfiherung Ausgefchlofienen würden Beiträge für Arbeiter 
zu zahlen haben, die fie ſich bei ſchwerer Arbeit abdarben müßten, axi 
Grund eines Geſetzes, das den oberiten Grundfag der Gleichberechti— 
gung ſchon in feinem erften Paragraphen bei Seite ſchiebe. Un 
annehmbar fei ferner die Beftimmung, die den Bezug der Invaliden 
rente von der Erwerbsunfähigkeit abhängig made, die dauern: 
Ermwerböunfähigfeit aber nur dann ala erwieſen betrahte, wenn der 
Anſpruch Erhebende feinen geiftigen und Förperlihen Fähigkeiten nad 
nit im Stande fei, ein Sechſtel des dreihundertfachen Betrags des 
ortsüblichen Tagelohns zu verdienen. Denn bieje Verclaufulirung 
werbe die Folge haben, daf von Invalidenrenten im großen Maßitate 
überhaupt feine Rede fein werde. Weitere Bedenken machte er genen 
die Zahl der Xohnclaffen, ſowie gegen die Rentenſätze geltend, deren 
Niedrigkeit die Rentenempfänger zwinge, die öffentlihe Armenpfleae 
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auch ferner in Anfprud zu nehmen. Die Rente für Alter und In: 
valibität müſſe jo bemefjen werben, daß fie zur Beftreitung der Lebens: 
bedürfniffe Hinreiche. Freilich jei die Erfüllung diefer Forderung nur 
möglid, wenn man die „Beutel aufmache“ und die „Taſchen auf: 
Ernöpfe”; weil man das aber nicht wolle und ftatt durch eine Reichs: 
einfommenfteuer auf die Wohlhabenden die Koften der Verfiherung 
Dur indirecte Steuern erheben wolle, die einzig und allein auf den 
Beftglofen und Armen lafteten, fo fei die Vorlage geradezu ein Hohn 
auf die Socialreform. Auch gegen die „Schwerfälligkeit” und „Koit: 
Tpieligfeit“ der Urganifation erhob er Einfpruh. Zum Schluß ftellte 
er ben arbeiterfreunbligen Worten bie arbeiterfeindlihen Thaten ber 
Regierung gegenüber, die eben daran fei, die Arbeiterbewegung in den 
weſtfäliſchen Kohlenbezirfen durch Anwendung militäriſcher Gewalt zu 
unterbrüden, und fi nit ſcheue, durch junge, unreife, dem Anaben: 
alter faum entwadjene Menſchen mehrlofe Frauen und Kinder zu: 
ſammenſchießen zu laffen ?). Der der Reihspartei angehörige Abg. Holg, 
einer der weſtpreußiſchen Grundbeſitzer, der noch bei der zweiten Leſung 
für das Geſetz geftimmt Hatte, begründete hierauf feine ablehnende 
Haltung, die er bei der dritten Leſung gegen das Geſetz einzunehmen 
gezwungen fei. Geftügt auf ein Votum des Gentralvereins meit: 
preußifcher Landwirthe, erklärte er das Geſetz als unvereinbar mit den 
Intereſſen der Landwirthichaft im Allgemeinen, der preußifchen Grund: 
befiger im Befonderen, leugnete das Bedürfniß einer geſetzlichen In: 
validen: und Alteräverfiherung mit Rückſicht auf die ländligen Ver: 
hältniffe volftändig, da es Berufsinvaliden auf dem Lande überhaupt 
nit gebe, für Unfallsinvaliden aber durch die Unfalverfiherung aus: 

reichend geforgt fei, und tadelte ſchließlich die harten Strafbeftimmungen, 

mit denen das Gefeg die Arbeitgeber für jede Verfäumniß in der 

Berfiherung ihrer Arbeiter bedrohe. Nachdem Staatsjecretär v. Boet: 

tier die Ausführungen feiner beiden Vorredner fritifirt hatte, ent: 

midelte der Abg. Barth Namens ber deutjd:freifinnigen Partei die 

aus der Mandefterlehre entnommenen Gründe gegen die dem Gejeß: 

entwurf zu Grunde liegenden ſtaatsſocialiſtiſchen Anſchauungen; ihm 

folgte — nad einer warmen Befürwortung des Geſetzes durch den 

Abg. Gehlert — ber Abg. v. Komierowski mit der Erklärung, 

daß die polnische Partei Angefichts der in den öftlihen Provinzen vor: 

herrſchenden Feindſchaft gegen das Geſetz nicht umhin fönne, wider 

daſſelbe zu ftimmen; diefem der Abg. Winterer, um im Auftrag 

der elfäffifch-lothringif en Proteftpartei deren ablehnendes Votum zu 

begründen. Die Debatte wurde darauf vertagt und in ber 


) Im StB. lautet der Sat anders, doch vgl. die Berihtigung auf 
S. 1840bD. 
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fortgefegt. Für das Geſetz fprahen an dieſen Tage Namens ir 
Nationalliberalen der Abg. Gebhard, Namens des dem Gelege zu 
ftimmenden Theils des Centrums Frhr. v. Wendt und aus den Reihen der 
Reichspartei der Abg. v. Kardorff, gegen das Gejeg der Melfe Achr. 
Langwerth v. Simmern und — wenn aud nicht aus principiell: 
Gegnerihaft — der ber confervativen Partei angehörige Abg. Staub: 
Den beiden Leßtgenannten antıportete Staatäfecretär v. Boetticer. 
Nach dem Abg. v. Kardorff nahm Fürft Bismard, der währen 
der Rebe des Herm v. Boettiher erihienen mar, das Wort :ı 
folgender Rebde*): 

Ich habe, als ich das letzte Mal in biefer Frage hier du: 
Wort nahm, ſchon hervorgehoben, daß meine Nichtbetheiligung an 
den Discuffionen im Einzelnen nit aus Mangel an perſönlichem 
Intereſſe hervorgeht '), jondern aus Mangel an Kräften, ver Gr 
fammtheit meiner Aufgaben nad allen Seiten hin wie früher zu 
genügen. Es ift mit den Jahren für mid eine Nothwendigkeu 
geworden, den Kreis meiner Thätigfeit principiel enger zu zieben. 
Ich habe, wie ich fehon neulich bemerkte, vor allen Dingen die 
Leitung der auswärtigen Beziehungen und auch die Leitung der 
inneren Politif in ihren Haupteinritungen, in Preußen ſowohl 
wie im Reich, beibehalten zu müflen geglaubt; außerhalb des damit 
gezogenen Kreifes Liegt für mic) die Aufgabe, bier Reben zu halten, 
von benen ich ganz ſicher bin, daß fie Teine einzige Stimme in 
der definitiven Abftimmung gewinnen werden, und wenn ih aud 
mit Engelszungen redete. Die Herren wiflen ja Alle ſchon heute, 
wofür fie ftimmen wollen und wogegen fie ftimmen wollen, und 
Alles, was hier an Verebtfamfeit ausgetaufcht wird, ſelbſt das, 
was an anjheinender Bitterfeit und Feindſchaft ausgetaufcht wird, 
ift doch für andere Gegenden berechnet, und nicht für den Einfluß 
auf irgend Jemanden, der hier in dieſem Saale ftimmberedhtigt ift. 

Ich habe, als ich hereintrat, mit einer gewiſſen Genugthuung 
wahrgenommen, daß mein verehrter College zu meiner Rechten nob 


*) StB. 1831bC. 
) S. 0. S. 617f. 
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Zeit und Kraft hat zu dem Verſuch, einen Welfen befehren und 
für eine reichsfreundliche Sache gewinnen zu wollen. 
Heiterkeit.) 

Ich babe dem — nicht mit der ſarkaſtiſchen Ruhe des Alters, aber 
mit der aufrichtigen Freude an ber Lebenskraft, die in meinem 
Collegen noch ftedt, zugehört 

(Bravo! Heiterkeit.) 
aber*) ich theile die Illuſion nicht, unter deren Herrſchaft er feine 
Kräfte, deren Schonung für die Zukunft ich doch aud dringend 
wünfche, Herrn v. Langwerth gegenüber erſchöpft — nicht erihöpft, 
aber dod zum Theil verbraudt hat. 

Es hat mid) in feiner Weiſe überraſcht, daß die focialdemo: 
kratiſche Partei gegen dieſes Geſetz iſt. Wenn — meine Drien- 
tirung darüber beruht auf einer Parlamentscorrefpondenz vom 
geftrigen Abend — wenn eines der Mitglieder ber freifinnigen 
Partei gejagt hat: daß wir die Socialdemofraten mit diejer Vor: 
lage nicht gewinnen würden, ginge aus deren Auftreten hier da= 
gegen hervor '), — jo möchte ich darauf doch erwidern, daß diefer 
Nebner — ich glaube, es war der Abg. Dr. Barth — zwei Dinge 
volftändig verwechſelt: das find die jocialiftiihen Führer und bie 
ſocialiſtiſchen Maſſen. (Sehr richtigh 


Die Maſſen, welche mit irgend Etwas unzufrieden ſind, mit Etwas, 
dem auch die Socialdemokratie nicht würde abhelfen können, ſtimmen 
bei den Wahlen für die Socialdemokraten, weil ſie ihrer Unzu— 
friedenheit durch eine antigouvernementale Abſtimmung eben Aus: 
druck geben wollen. Auf einem ganz anderen Boden ſtehen die 
Herren, deren ganze Bedeutung, deren Herrſchaft darauf beruht, 
daß die von ihnen geleiteten und mißleiteten Maſſen unzufrieden 
bleiben. Dieſe lehnen natürlich das Geſetz ab, weil es immer 
— es wird die Socialdemokratie in ihrer Geſammtheit nicht ver— 
ſohnen — doch ein Schritt auf dem Wege und eine Abfindung 
mit unſerem eigenen Gewiſſen iſt, daß wir wirklich berechtigte 


*) &. 1831bD. 

') Ag. Barth: „Daß Sie die ſocialdemotratiſche Partei auf dieſe Weife 
nicht befeitigen werben, id) glaube, das zeigten die Reben, bie die Herren Social 
demolraten hier im Reichstag gehalten Haben, zur Genüge” (StB. 18060.A). 
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Unzufriedenheiten nad) der Möglichkeit, die ih uns bietet und die 
der Reichstag uns geftattet, mildern wollen, eine Beruhigung unier:z 


Gewiſſens für ben Fall, daß das nicht hilft, fondern dag wir fechten 


müfjen. Täuſchen wir uns doch darüber nicht, daß wir mit ver 
Eocialdemofratie nicht wie*) mit einer landsmannſchaftlichen Partei 
in ruhiger Discuffion find; fie lebt mit uns im Kriege, 
(Sehr rihtig!) 

und fie wird losſchlagen, gerade jo gut wie die Franzoſen, jobald 
fie fi ftark genug dazu fühlt. Und diefe Stärfe vorzubereit:n 
— nicht der großen Partei, fondern der Führer —, ift ja die 
ganze Aufgabe ihrer Politit, — und Alles, was dieje Stärfe zum 
Losihlagen, zur Erzeugung des Bürgerfrieges, zur Herftellung des 
„Maſſentritts der Arbeiterbataillone” ſchädigen kann, hindern Fann, 
hemmen kann, das werben fie natürlich befämpfen; alfo wird ihnen 
aud jedes Entgegenfommen für die Leiden des armen Manns, 
welches von Staats wegen geſchieht, hinderlich fein, — das mindert 
die Unzufriedenheit, und Unzufriedenheit brauchen fie. Alto das 
war natürlich vorauszufehen, daß fie dagegen ftimmen würden. 

Ich habe mich auch darüber nicht gewundert, dab die Herren 
von der freifinnigen Partei dagegen ftimmen. Ih habe in dem 
Vierteljahrfundert und mehr, daß ich an diejer Stelle bin, neh 
nie von diejen Herren eine Zuftimmung für irgend Etwas gehabt’: 

(Sho! bei den Freifinnigen.) 
— wenn id allein vielleicht ausnehme vor Jahr und Tag die 
legte Zuftimmung zur legten Hand, die an unjere Wehrverfaſſung 
gelegt wurde. Ob Sie da aus Liebe zum Reich und in Minde 
rung Ihrer Abneigung gegen meine Perſon geftimmt haben, oder 
in der fractionsmäßigen Nothlage Ihre Zuftimmung oder Ihr 
Schweigen haben geſchehen laſſen — 
(Rufe links: Pfui!) 

Meine Herren, von „Pfui” ift da nicht die Rede, — erlauben 
Sie, daß ich da ganz offen rede; wer mir „Pfui” jagt, den nenne 
id: unverſchämt 9)! (Bravo!””) rechts.) 

*) ©. 18328 A. 

**) ©. 1832aB. 


>) Bgl. Bd. VIII 139 f., IN 139 ff., f. 0. S. 318 ff. 
>) Tl. Bd. X 15. 
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IH will den Herrn gar nit fragen — — Sie mögen die Wahr: 13. 5. 1889. 
heit nicht hören; ih bin aber hier, um Ihnen die Wahrheit zu 
Tagen; inſultiren laffe ih mich nicht, dann infultire ich wieder. 
(Bravo! rechts.) 
„Pfui“ — ich weiß nicht, worauf fi das bezog; ich kann bes- 
halb darauf nicht erwidern. Ich betrachte es ala einen allgemeinen 
Ausdrud des Haffes, deſſen Gegenftand ich ſeit Jahren hier an 
diefer Stelle für die Herren, welde bort figen, geweſen bin. Als 
Chriſt kann ich das hinnehmen, aber als Kanzler, fo lange ich hier 
ſtehe, fämpfe ich dagegen und lafje mir dergleichen nicht jagen, 
ohne darauf zu reagiren. 

Kennen Sie außer Ihrer theils ſchweigenden, theils ausdrüd- 
lichen Zuftimmung zu unferen Wehrvorlagen irgend eine organische 
Vejtimmung, von ber Reichsverfaſſung angefangen bis an bie 
heutige Vorlage, bei ber die freifinnige Partei, oder, wie fie früher 
hieß, die Fortihrittspartei, der Regierung irgend entgegengelommen 
wäre, bei ber fie das Beftreben gezeigt hätte, ſich zu fragen: be 
feftigen wir hierdurch das Reich oder nit? Sie hat fi viel 
leicht gefragt; aber wenn fie fi in ihrem inneren Forum!) die 
tage beantwortet hatte, — für welche Seite fie fih dann ent: 
schieden hat, zur Befeftigung oder nicht, das zu entfcheiben über 
laſſe ich dem Urtheil der Geichichte, 

Taf die Herren Welfen gegen bie Vorlage find, das geht 
aus anderen Gründen hervor, als die Oppofition ber Fortjchrittss 
partei. Ich fage von der Fortichrittspartei nicht, daß fie das Reich 
nicht will, aber jie will das Reich angebrachter Maßen nicht mit 
diejer Verfaffung, nicht mit diefen Menſchen an der Spige. Wenn 
die Herren von der Fortichrittspartei felbft an der Spige ftänden, 
ich glaube, fie würden recht fräftig eingreifen, um das Rei nad) 
der inneren”) Seite hin ftärfer zu maden; und ich glaube, fie 
würden weniger Oppofition vertragen, als wir fie vertragen. 

Wenn die Polen eine Vorlage verwerfen, jo geben fie damit 
nur das Zeugniß ab, daß diejelbe zur Conſolidation bes Deutſchen 
Reiches führen könnte; daß die Franzofenfreunde, welche durch vor= 


*) &. 1832bC. 
) Bl. Bd. VIIT 174, N 259, 1. 0. S. 84. 
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eiligen Beihluß des Neihstags in jeine Mitte zugelaffen worzen 
find), Rufe: Hört! Hört!) 


um an der Gefeggebung über das gejammte Reich theil zu nehmen 
— dazu haben wir wahrhaftig nicht den Krieg geführt, um uns vier: 
zehn Franzojen einzuimpfen —, daß die dagegen find, ijt ebenic 
natürlih, und wie der Herr Abg. v. Kardorff ganz richtig kr- 
merkte: vom Feinde fol man lernen, es zeigt uns die Oppofition 
diefer Herren, daß in diefem Gejeg Etwas brin fteden muß, mas 
dem Deutihen Reiche nüglich fei?). 

Ich würbe bei der Selbftverftänblichkeit diefer Oppofition und 
ihrer Vorausfitlickeit darüber gar nicht geſprochen haben. Aber 
aud von confervativer Seite wird gegen das Gejeß eine Tpro 
fition tHeils im Ganzen, theils angebrachter Maßen geübt, die it 
mit der Aufgabe der confervativen Partei nicht verträglich finde. 
Ich möchte jedem Gonfervativen, ber bier gegen dies Geieg auf: 
tritt, mit dem Sprud des Dichters antworten: 

Es thut mir lang’ ſchon weh, 

Daß ih Dich in der Geſellſchaft feh’). 
Es liegt ja jehr nahe — les extremes se touchentt) —, dab 
Hyperconfervative — ich habe das oft in meinem Leben ſchon 
durchgemacht — fih unter Umftänden, wenn fie zornig werben, im 
politiſchen Effect von den Socialdemofraten nur mäßig unterjcheiven. 

Heiterkeit.) 

Ich möchte den Herren zurufen zur Erinnerung an ben Boden 
des Vaterlandes und jelbit der Partei, auf dem fie ftehen*): Wie 
können Sie von Seiten der confervativen Partei auf dieſe Weile 


*) ©. 1832bD. 

N Bgl. Bd. VI 164. 

) Abs. v. Kardorff: „Daß die Grundlagen des Geſetzes wirklich gut 
und richtig find, geht auch ſchon aus ber Gegnerſchaft des Geſetzes hervor. 
Ich rede Hier nicht von den Deutſchfreiſinnigen; die ſtehen auf dem altmancheſter - 
ůchen Standpuntte, von dem aus ... fie dad Gefeg nicht annehmen fönnen. 
Aber Sie fehen, daß die Polen, daß bie elfäffiigen Proteftler, bie Welfen, die 
Socialdemofraten fi vereinigen in ihrer energiſchen Oppoſition gegen Das 
Gefeg, und bann fage ih mir: Das Gefeg muß ein gutes fein, wir fönnen 
mit gutem Gemifien dafür ſtimmen“ (StB. 1831bB). 

®) Goethe, Fauft I 15 (Marthens Garten) 8. 3114. 3115. 

+) Die Extreme berügren fig. 
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Dem individuellen Zorn, dem Verbruß, dem localen Intereſſe Raum 
geben gegenüber einer Frage, welche die Gefammtheit des Reiches 
io bis in ihre innerften Tiefen berührt, wie das hier gefchehen 
iſt! Ich bin betrübt geweſen, in dem Berichte von der geftrigen 
Sitzung aus einem confervativen Munde unferen Gegnern das 
Zeugniß geliefert zu jehen, daß in dergleihen Sachen die Guts— 
intereffen, die localen, die perjönlichen Intereffen in erfter Linie 
maßgebend find, von den großen Reichsintereſſen, von den natio= 
nalen, den chriſtlichen Intereſſen aber gar nicht mehr die Rebe iſt ). 

Das, meine Herren, ift fein confervatives Gebahren, und wer 
ſich auf dieje Seite der Kirchthurmspolitik, des Localpatriotismus, 
des Provinzialpatriotismus ftellt, der, glaube ich, erfüllt die Auf: 
gaben, die ein Mandat eines Reichstagsabgeorbneten an ihn ftellt, 
doch nur partiell, mit viel Schatten und wenig Licht. 

Der Herr Abg Holg, der Einzige der confervativen Partei, 
defien Rebe ich fenne — der Herr Abg. v. Staudy hat heute 
geſprochen; ich hatte aber noch nicht Zeit, ihn*) — 

(Zuruf: Reihspartei!) 
Nun, id nenne die Reihspartei eine confervative Partei. 
(Sehr richtig! rechts.) 
Ich hatte bisher nie einen Unterfchieb gemacht, und ih muß bes 
tonen: Ich bebaure, wenn dieſer Unterſchied accentuirt wird. Es 
gibt aud) in der engeren cdnfervativen Partei immer noch Ab- 
ftufungen, welche mit einander nicht vollftändig einverftanden find; 
und jelbft wenn man fie noch enger faßt, jo wird man nad) der 
Eigenthümlickeit der Deutſchen in der Selbftändigfeit ihrer perfön- 
lichen Meinung finden, daß unter ſechs Confervativen noch immer 
zwei anderer Meinung find ala die anderen vier, und ihre Meinung 
nicht fallen laſſen. Das**) ift gerade ein Zeihen von dem ur: 
germanischen Charakter der Conjervativen. Die ganze deutſche 
Zerriſſenheit ift entftanden aus diefem Ueberfhuß von Selbitänbig- 
feit 2). Liberal zu jein, — ja, da ſchwimmt man eben mit dem Strom, 
— (Heiterfeit.) 
*) Ergänze: zu hören. 
*) ©. 1833aA. 


9) Furſt Bismarck fpielt auf die Rebe des Abg. Holy an, deren Summe 
er in den Worten des Tertes zufammenfaßt. 
Y) Bol. Bb. III 163 f. 


18. 5. 1859. 
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und das geſchieht. Der Franzofe ift ja viel regierbarer als te 
Germane. Unfer ganzer Liberalismus neigt etwas nad) der 
hin. Im Liberalismus iſt eine Dictatur ja ganz natürlid; wer 
nicht mitgeht, wird über Bord geworfen oder wird in der Fraction 
mit der Peitiche der Rede) fo lange gezüchtigt, bis er ſich füzt. 
Eine folhe Tyrannei gibt es nicht in der conjervativen Yarti, 
zu ber id nit nur die Reichspartei rechne, jondern auch zmi 
andere Fractionen, große Fractionen in biefem Haufe, — die nenne 
ich confervativ; bei ihnen ift die Selbftändigleit eben germaniih 
und deshalb (find fie)*) ſchwieriger zu regieren, aber doch auch au’ 
die Dauer der Vernunft zugänglid. 

Der Herr Abg. Hol hat die geringen Sympathien für Dies 
Gefeg in feinem Wahlfreife berührt ?). Meine Herren, mit dem 
Argumente follten wir hier do nit kommen. Sympathien im 
Wahlkreiſe kann Jeder für fi anführen, das wird Jeder, ver 
wirflih von der Majorität gewählt ift — ich bin auch Afgeoro: 
neter geweſen —, mit Yeichtigfeit erzeugen können in dem Wabl- 
freife, wenn er binfommt und dort eine Rede hält. Außerdem 
find die Abgeordneten hier, um nad) ihrer Erwägung deſſen, was 
für das Gemeinmwohl des gejammten Reiches nüglih it, zu ftim: 
men, aber nicht nad) den Stimmungen in ihrem Wahlfreije °ı. 

(Sehr richtig!) 

Herr Holg hat ferner als einen Hauptgrund feiner Abneigung 
die Beſorgniß gekennzeichnet, daß andere Provinzen, die weſtlichen 
Provinzen unferes Vaterlandes, von dieſem Gejeg**) mehr Vor: 
theil haben könnten als die öftlihen*). Das beruht nun ſchon auf 
einer Art von Mißgunft, welche ih in Behandlung großer Fragen 





*) Ergänzung bed Herausgebers. 
) S. 18338 B. 

1) Dgl. Bo. 1X 55. 

) Ag. Holy: „Ich habe die Dfterferien benugt, mic mit meinem Kahl: 
kreis fo viel ala möglid in Verbindung zu fegen, und ich conftatire, daß ich in 
demfelben außerorbentlih geringe Sympathien mit dieſem Gejege gejunden 
babe” (StB. 17948 A). 

®) Bol. Art. 29 der Verfafjung des Deutſchen Reiche. 

4) Ag. Holy: „Auf der anderen Seite ſchafft diefer Gejegentwurf durch 
die Lohnclaffen eine Disparität in der Behandlung ber Berfiherten, melde 
den Often zu ſchädigen durchaus geeignet ift, indem er ben Anreiz zum Zuge 
nad dem Weften vermehrt“ (StB. 1794bC). 
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nit für angebracht halten möchte, — ebenfo wie die Mißgunſt zwiſchen 
Aderbau und Induftrie. Beide gehen meines Erachtens Hand in 
Hand !), und das gefammte Reich wird unter der Wohlfahrt jeiner 
Weftprovinzen auch feinen Schaden leiden. Ich glaube aber, der 
Herr Abgeordnete irrt fi durchaus in feiner Befürchtung. 

Es ift mehrfach Beſchwerde darüber geführt worden), daf 
vom Regierungstiſch geäußert jei, das Geſetz wäre nicht verftanben. 
Nun, das will ich fo nicht fagen. Die Herren Abgeordneten find 
Alle hinreichend juriftiich gebildet, um das Geſetz zu verftehen; aber 
fie find nicht Alle mit dem praktiſchen Leben vertraut genug, um 
die richtige Folge aus diefem Geſetz zu ziehen. Der Herr Abg. 
Holg Hat einen faljhen Schluß gezogen. Der Zug nad den Weit: 
provinzen ift bereits längjt vorhanden und iſt, glaube ich, fo weit 
Die Oftprovinzen und deren Bewohner ihm unterjtehen, längft ge: 
füplt*). Sie finden Taufende von Polen unter ben ftreitenden 
Arbeitern in Weftfalen Heut zu Tage; Sie finden fie bei den 
Arbeitern in Schleswig; Sie finden Sachſengänger, die bis an 
den Rhein aus Sclefien gehen. 

Das ift Alles ſchon geſchehen, und ich glaube nicht, daß ber 
Deutſche die hypochondre Auffafjung hat, daß er gerade für ben 
Sterbefall, für den Altersfall feine Heimath wechſelt. Er geht 
dahin, wo der Lohn beſſer ift; er überlegt ſich nicht, daß die Koften, 
die Ausgaben, welche er dort zu leiften hat, ebenfalls größer find 
als zu Haufe. Er kommt mitunter wieder; im Ganzen gebe ich 
zu®), daß er fi beffer amufirt in den Weftprovinzen, aber er 
projperirt dort nicht befjer. 

Ich glaube, daß der Abzug der ländlichen arbeitenden Be: 
völferung auch noch nicht fo ſtark nad) den Weftprovinzen ift, wie 
nad den großen Eentren, den großen Städten. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Ueber**) die landwirthicaftlihen Fragen kann ih aus eigener 


*) StB.: erfüllt. 
*) ©. 1833bC. 
) Del. Bd. IX 383, X 347. 
?) Bon den Abg. Barth und Winterer. 
) Dem Abg. Holy, der als Motive der Sachſengängerei nicht fomohl 
die höheren Löhne, ala vielmehr die größere Ungebunbenpeit des Lebens während 
des Sommers und bie größere Gefelligteit im Weſten begeichnete (StB. 1794b.D). 
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Erfahrung mitſprechen, obſchon mir in den legten zwanzig Jahren 
meine ftaatlihe Beſchäftigung faft nur geftattet hat*), die trit- 
beren Erfahrungen aus ber Landwirthſchaft mir zur vollen An: 
ſchauung zu bringen. Indeffen nichts defto weniger kenne ich dieie 
Saden ziemlich genau. Ich habe Leute, welche zuerit, durch das 
Militärverhältniß veranlaßt, vorzogen, in dem Ort, wo fie gedient 
hatten, in Berlin, zu bleiben, und mir nachher mit jtarfen Charite- 
rehnungen nad) Haufe famen; und das zum zweiten Male. Ta 
habe ich gefragt: Was ift denn das, was Euch in Berlin jo anzieht? 
Wohnung, Behandlung, Alles ift kaum jo gut wie zu Haufe. Schließ⸗ 
lid) habe ich ausfindig gemacht: das Einzige, was mir die Leute mit 
einem gewiſſen Erröthen als durchſchlagenden Grund jagten: Ja, 
fo einen Ort, wo im freien Mufik ift, und man im freien figen 
und Bier trinken fann, ja, den hat man in Warzin doch nicht‘). 
(Heiterfeit.) 

Nun, das ift alſo ein Anziehungsmittel nach den großen Städten. 
Ein ruhiger, ordentlicher, ehrlicher Menſch, der aber nicht zu Hanie 
bleiben wollte — er ging wieder weg —, hat mir bies fchließlich 
als Motiv angeführt, und es ift ja zum Verſtändniß unferer inneren 
ftaatlihen Verhältniffe nothwendig, ſolche Saden fi) zu erflären. 

Daß ein großer Hang und Trang nah Weften in Folge 
biejes Gejeges fein wird, halte ich für eine durchaus unrichtige und 
irrthümliche Anfiht. Eine „größere Ungebunbenheit des Lebens“, ein 
„größerer Reiz zur Gejelligkeit” im Leben ift im Welten nicht vor- 
handen; fie ift allerdings in Berlin, fie ift in allen größeren Städten 
vorhanden. Aber ich glaube, daß die Ungebundenheit des Lebens auf 
den Dörfern im Weften mitunter eine viel geringere ift al& bei 
uns im Often, in den jogenannten patriarhaliichen Verhältnifien. 

Nun jagt der Herr Abgeordnete: 

Die**) fonft jehr wertvollen Anträge Lohren find für nid 
unannehmbar, weil fie zu große Differenzen in den Beiträgen 
ſchaffen; jeden Falls haben die neuen Beſchlüſſe Die pecuniäre 
Belajtung gegen bie urfprüngliche Negierungsvorlage erhöht *). 


*) Fehlt im StB. 
**) ©. 1883bD. 

3) Bgl. Bd. VII 284, VIII 91 f. 

2) StB. 17953 A. — Dem Antrage des Abg. Lohren folgend, hatte ber 
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Ich bin Mitglied der conjervativen Partei geweſen zu ber Zeit, 
wie fie Fraction Stahl hieß. Da haben wir uns dod in ben 
pecuniären Fragen niemals mit der Regierung in Oppofition ge 
ftellt, fondern wir haben uns nur gefragt: Welde Einrichtungen 
find geeignet, die Stetigkeit unferer Entwidelung, die Feſtigkeit 
unferes Staates, die Feſtigkeit unferer Monarchie zu ftügen, und 
welde nit? In ſolche Apothekerrechnungen hinein über die 
pecuniären Fragen (Heiterteit.) 


hat die damalige conjervative Partei fi) niemals eingelaffen — 
abgejehen davon, ob dieſe Apotheferrehnung richtig ift; und ih 
halte fie für außerordentlich unrichtig, wie fie da aufgeſtellt ift. 
(Sehr rihtig!) 
Der geftrige Herr Rebner hat gejagt, die Beiträge betrügen 
7 Mark pro Jahr für ein Gut von 500 bis 600 Mark Grundfteuer, 
das Jahr aus Jahr ein 100 Mann beſchäftige). Nun frage ih 
jeden Landwirth hier: Wie fann ein Gut von 500 bis 600 Mark 
Grundfteuer 100 Dann Jahr aus Jahr ein befhäftigen? 
(Heiterkeit. Sehr richtig!) 
Reichstag in zweiter Leſung nach $ 18 einen neuen $ 18a angenommen in fols 
gender Fafjung: Der von der Berfiherungsanftalt aufzubringende Theil der 
Altersrente beläuft fi, wenn für den Verſicherten während mindeſtens 30 Beis 
tragsjahren Beiträge entrichtet find, 
in Lohnclaſſe I auf 65 Mark, 


” „ 1.800. 
„ „1.15 „ 
„ VW „10 „ 


Bei Berechnung des von der Verfierungsanftalt aufsubringenden Theiled der 
Invalidenrente wird ein Betrag von 60 Mark zu Grunde gelegt. Derſelbe 
fteigt mit jeder vollendeten Beitragswoche 

in der Sohnclafje I um 2 Pfennig, 


un ” Un 6a 
u „ 190. 
„ 1.18 


Hierzu tritt bei jeder Rente ein Reichszuſchuß von jährlih 50 Mark. 

2) Ubg. Holg: „Im Ganzen find ... die gefammten landwirthſchaftlichen 
Arbeiter in ber erſten Lohnclaffe. Meine Herren, für diefe Claffe find die 
Beiträge erhöht auf 14 Pfennige. 14 Pfennige, meine Herren, pro Mann und 
Woche macht pro Jahr 7 Mark. Rechnen Sie nun ..., baß ein Gut in Meft- 
preußen, welches 500 bis 600 Mart Grunbfteuer bezahlt, 100 Mann Jahr aus 
Jahr ein beidäftigt. ... Es hat eine ſolche Wirthſchaft durch das Geſetz eine 
vermehrte Laft von 700 Mark pro anno ... ohne irgend welche Gegenleiftung” 
(StB. 17958 B). 
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Das ift eing abjolute Unmöglichkeit. Ich habe Güter auch ger. 
von biefer Ausdehnung beſeſſen und ſelbſt bewirtbichaiter; da be: 
ich gefunden, daß da, wo ich ftarfe Brennerei und intenfive Bir: 
ſchaft hatte, ic) auf einem Gut von 500 bis 600 Marf © 
fteuer mit 30, 32, 36 Mann auslam, aud mit etwas weria 
da aber, wo ich feine Brennerei*) und feinen ftarfen Rartoreltan 
hatte, mit 20 bis 25 ganz reihlih. Cs ift aljo dieje Berehnun: 
um 200 Procent übertrieben meiner Auffaflung nad. 
Heiterkeit.) 

Herr Hol fpricht von einem Gute von 500 bis 600 Wat 
Grundfteuer. Nun, die Grundfteuer varüirt ja — ich will vor 
Vinimal: und Marimalbeträgen abjehen — im Großen un! 
Ganzen zwifhen 50 Pfennig und 2 Marf. Wenn das Gut ven 
mäßigem Boden ift, jo wird es 50 Pfennig Grunöfteuer pro 
Morgen bezahlen und dann aljo bei einer Grundfteuer von 500 bis 
600 Mark etwa 1000 bis 1200 Morgen groß fein. Iſt es ein 
Gut von ſchwerem Boden, welches 1 Mark Grundfteuer zahlt, ic 
wird es 500 bis 600 Morgen groß fein. Wie wollen Sie nun auf 
einem Gut von 500 bis 600 Mark Grundfteuer, ohne großen 
intenfiven Fabrikbetrieb zu haben, 100 Mann Jahr aus Zahr ein 
befchäftigen? Der Mann braucht doch durchſchnittlich, um zu leben, 
mindeftens 100 Thaler im Jahre, aljo 300 Mark, Die 100 Ar: 
beiter des Herrn Redners verzehren ihm danach 30000 Mark von 
vornherein weg. Wie kann er die überhaupt — und zwar jähr: 
lich 30000 Mark nicht capitalmäßig — wie kann er bie über: 
haupt aufbringen bei einem Gute von 500 bis 600 Mark Grund: 
fteuer? Ich Habe darin auch Erfahrungen, die mid vollitändia 
berechtigen, dieſe Rechnung als abfolut unrichtig zu Fennzeichnen. 

Er fügt dann hinzu: 

Die große Zahl der Befiger hat nur 20: bis 30000 Mark 
Eigenthum an ihrem Befige Y. 









*) ©. 1834a A. 

) Abg. Holy: „Meine Herren, capitalifiren Sie dieje 700 Mark, fo wird 
das Gut belaftet mit einer Mehrſchuldenlaſt von 20000 Mark. Meine Herren, 
in Weftpreußen ift wenig altfundirter Grunbbefig, und es find vor zehn, füni⸗ 
sehn Jahren viele Beſiter hingelommen mit einem ganz hubſchen, runden Ber: 
mögen; aber die Ungunft ber Vechältnifje des legten Decenniums hat fie wirth⸗ 
ſchaftlich weſentlich zuruckgebracht, und ich behaupte, daß Vefiger von Gütern 
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Ja, das iſt allerdings ein betrübender Zuftand, der ſich bei dieſen 
ſchlechten Zeiten der Landwirthſchaft, bei diefen ſchwankenden Ver- 
hältniſſen überhaupt nicht als haltbar erweift, wir mögen Gejege 
maden, wie wir wollen. Ein foldes Gut, welches 500 Mark 
Grunöfteuer bezahlt, wird doch wahrfcheinlich den fünfzigfachen Betrag 
Der Grundfteuer des*) Reinertrags, d. h. 250 000 Mark werth fein. 
Wenn id) nun ein Gut von 250000 Mark befige, von dem mir 
220000 Mark nicht gehören, dann kann ich nicht die Gejege an— 
lagen, wenn ich bei einem ſolchen leichtfertigen Unternehmen zu 
furz komme. Da hätte der betreffende Beſitzer das Gut nit 
Taufen oder rechtzeitig verfaufen und fich mit feinen übrigbleibenden 
30000 Mark, wenn er wirklich fo viel übrig hat, auf ein anderes 
Geſchäft einrichten follen. Das klingt ja hart und mitleidslos; 
aber ich finde, daß die Argumentation, welche damit geführt wird, 
daß ein Befiger von einem fo großen Gute überhaupt nur 20: bis 
30000 Mark an feinem Gute befigt, wenn er 600 Mark Grund: 
fteuer bezahlt, nicht zutreffend ift. Mit ſolchen ertremen Beijpielen 
fann man eben fo wenig rechnen, wie mit den 100 Jahr aus Jahr 
ein beichäftigten Leuten auf 500 Morgen bei mittlerem Boden. 
Der Herr Nebner hat ferner gejagt"): 
Die Arbeit ift in Weftpreußen durch die Sadhjjengängerei 
weit mehr gefragt, als das Angebot beträgt. 

Sa, das mag ja fein. Darunter leiden alle die Güter in den 
öftliden Gegenden, welche nit in der Nähe eines induftriellen 
Unternehmens liegen. Nun fehlt gerade in Weftpreußen für die 
Entwidelung der Induftrie eigentlih nur das Capital. Es ift in 
Weftpreußen außerordentlich reichlich vorhanden derjenige feinem 
Strife unterworfene Erfag für die Kohle, dem man ſich überhaupt, 
glaube ich, zumenden follte. Was in Weftpreußen für total un— 
benugte Wafferkräfte eriftiren, das weiß nur Der, der einmal dur) 
die Gegenden, die Pommern von Preußen trennen, gefahren ift. 
Daffelbe ift im ganzen Reiche der Fall; und wenn man von ber 
Kohle, von ber Möglichteit, daß die Bevölkerung von zwanzig Quadrat⸗ 


in diefer Ausdehnung dort find, melde thatjähli nicht mehr ala 20000 bis 
30000 Mark Eigentum an ihrem Befige haben“ (StB. 1795bC). 

*) &. 1834aB. 

) &t8. 17y5bD. 
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Das ift eing abjolute Unmöglichkeit. Ich habe Güter auch gerade 
von diefer Ausdehnung beſeſſen und felbft bewirthichaftet; da habe 
ich gefunden, daß da, wo ich ftarfe Brennerei und intenfive Wirth: 
ſchaft hatte, ich auf einem Gut von 500 bis 600 Marf Grund: 
fteuer mit 30, 32, 36 Mann ausfam, auch mit etwas weniger, 
da aber, wo ich feine Brennerei*) und feinen ftarfen Kartom̃elbau 
hatte, mit 20 bis 25 ganz reihlid. Cs ift alſo dieſe Berechnung 
um 200 Procent übertrieben meiner Auffaflung nad. 
Heiterkeit.) 

Herr Holt fpriht von einem Gute von 500 bis 600 Mark 
Grundfteuer. Nun, die Grundfteuer variirt ja — ich will von 
Minimal: und Marimalbeträgen abfehen — im Großen und 
Ganzen zwiſchen 50 Pfennig und 2 Mark. Wenn das Gut von 
mäßigem Boden ift, jo wird es 50 Pfennig Grundfteuer pro 
Morgen bezahlen und dann alfo bei einer Grunditeuer von 500 bis 
600 Marf etwa 1000 bis 1200 Morgen groß fein. Iſt es ein 
Gut von ſchwerem Boden, welches 1 Mark Grundfteuer zahlt, io 
wird es 500 bis 600 Morgen groß fein. Wie wollen Sie nun auf 
einem Gut von 500 bis 600 Mark Grundfteuer, ohne großen 
intenfiven Fabritbetrieb zu haben, 100 Mann Jahr aus Jahr ein 
beſchäftigen? Der Mann braudt doch durchſchnittlich, um zu leben, 
mindeftens 100 Thaler im Jahre, aljo 300 Mark, Die 100 Ar: 
beiter bes Herrn Nebners verzehren ihm danach 30000 Mark von 
vornherein weg. Wie kann er die überhaupt — und zwar jäbr: 
lich 30000 Mark nicht capitalmäßig — wie kann er die über: 
haupt aufbringen bei einem Gute von 500 bis 600 Mark Grund: 
fteuer? Ich habe darin auch Erfahrungen, bie mid) vollftändig 
berechtigen, diefe Rechnung als abfolut unrichtig zu fennzeichnen. 

Er fügt dann hinzu: 

Die große Zahl der Befiger hat nur 20: bis 30000 Mart 

Eigenthum an ihrem Beſitze ). 

*) ©. 1834a A. 

) Abg. Holy: „Meine Herren, capitalifiren Sie dieje 700 Marl, fo wird 
das Gut belaftet mit einer Mehrſchuldenlaſt von 20000 Mark. Meine Herren, 
in Weftpreußen ift wenig altfunbirter Grunbbefig, und es find vor zen, füni- 
sehn Jahren viele Befiger Hingefommen mit einem ganz hübſchen, runden Ber: 
mögen; aber die Ungunjt ber Bechältnifie des legten Decenniums hat fie wirt: 
ſchaftlich wefentlich zurüdgebragt, und id behaupte, dab Veſiher von Gütern 
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Ya, das ijt allerdings ein betrübender Zuftand, ber ſich bei dieſen 
ſchlechten Zeiten der Landwirthſchaft, bei dieſen ſchwankenden Ver- 
hältnifjen überhaupt nicht als haltbar erweilt, wir mögen Geſetze 
machen, wie wir wollen. Ein foldes Gut, welches 500 Mark 
Grundfteuer bezahlt, wird doch wahrſcheinlich den fünfzigfachen Betrag 
der Grundjteuer deö*) Reinertrags, d. h. 250 000 Mar werth fein. 
Wenn ih nun ein Gut von 250000 Mark befige, von dem mir 
220000 Mark nicht gehören, dann kann ich nicht die Gejege an: 
lagen, wenn ich bei einem ſolchen leichtfertigen Unternehmen zu 
kurz fomme. Da hätte ber betreffende Befiger das Gut nicht 
kaufen ober rechtzeitig verkaufen und ſich mit feinen übrigbleibenden 
30000 Mark, wenn er wirklich jo viel übrig hat, auf ein anderes 
Geſchäft einrichten follen. Das Mlingt ja hart und mitleidslos; 
aber ich finde, daß die Argumentation, welche damit geführt wird, 
daß ein Befiger von einem jo großen Gute überhaupt nur 20: bis 
30000 Mark an feinem Gute befigt, wenn er 600 Mark Grund- 
ftener bezahlt, nicht zutreffend ift. Mit folden ertremen Beijpielen 
fann man eben fo wenig rechnen, wie mit den 100 Jahr aus Jahr 
ein beihäftigten Leuten auf 500 Morgen bei mittlerem Boden. 
Der Herr Redner hat ferner gejagt): 
Die Arbeit ift in Weftpreußen durch die Sachſengängerei 
weit mehr gefragt, als das Angebot beträgt. 

Ja, das mag ja fein. Darunter leiden alle die Güter in ben 
öftlihen Gegenden, welhe nit in der Nähe eines inbuftriellen 
Unternehmens liegen. Nun fehlt gerade in Weftpreußen für die 
Entwidelung der Induftrie eigentlih nur das Capital. Cs ift in 
Weftpreußen außerordentlich reichlich vorhanden derjenige keinem 
Strife unterworfene Erjag für die Kohle, dem man ſich überhaupt, 
glaube ich, zumenden follte. Was in Weftpreußen für total un— 
benugte Waſſerkräfte eriftiren, das weiß nur Der, der einmal dur 
die Gegenden, die Pommern von Preußen trennen, gefahren ift. 
Dafjelbe ift im ganzen Reihe der Fall; und wenn man von der 
Kohle, von der Möglichkeit, daß die Bevölkerung von zwanzig Quadrat: 


in diefer Ausdehnung dort find, welche thatſächlich nicht mehr als 20000 bis 
30000 Mark Eigenthum an ihrem Befige haben“ (StB. 1795bC). 

*) ©. 1834aB. 

) &t8. 17V5bD. 
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meilen im Stande ift, das ganze Reid durch Arbeitsperweigenu:.: 
an irgend einem Donnerftag in eine Calamität zu ftürzen, — 
wenn*) man davon losfommen will, jo muß man die Ausbeutun, 
der Wafferkräfte thunlichſt fördern; dann hat der Heutige Etrite 
feine Bedeutung; an irgend ein Mittel gegen Calamitäten der Az, 
wie fie uns dieſer Tage bedroht haben), werden wir doch denken 
müffen. Wir dürfen uns dem unmöglich ausjegen, daß die kleine 
Minorität der Bewohner der Nohlenreviere uns jeden Tag in die 
Lage jegen fann, in die ung etwa die Landwirthſchaft jegen könnte, 
wenn fie uns das Brot abjhneiden würde. Die Kohle it in 
vielen Provinzen fo nothwendig geworden, wie das Brot es in 
allen ift, und es müſſen meines Erachtens von Staats wegen Xar- 
kehrungen getroffen werden, daß die Kohle nicht plötzlich in drei 
Tagen der Menſchheit entzogen werden fann, daß nicht jede Heine 
Wirthſchaft am Kochen, jede Waſchfrau am Waſchen, jede ander: 
weitige Induſtrie verhindert wird. 

Ich berühre das nur beiläufig anfnüpfend an die weitpreufi- 
ſchen Wafferfräfte, welche todt daliegen. Eine Abhilfe ift da 
aber erft in zchn bis zwanzig Jahren möglich; wir müſſen an eine 
ſchnellere denken. Ta fomme ih nun auf bie pecuniäre ‚Frage 
für die Landwirthſchaft jelbft. Der Herr Abgeordnete hat geiagt?ı: 

Die Unfallsinvaliden find burd) das Unfallverfiherungs- 
geſetz geſchützt, Berufsinvaliden gibt es auf dem Yande nicht. 
Das ift entſchieden nicht richtig. Ich möchte jagen, ber Herr hut 
noch nicht lange genug auf dem Lande gelebt, um die Dinge 
fennen zu lernen. Er jagt ®): 
Erit durd) diejes Gejeg werden die Invaliden hier ge: 
züchtet werben. 
Und an einer anderen Stelle: 
Eine Entlajtung bezüglich der Armenpflege tritt nict 
ein, weil biefe nicht die alten Keute, jondern die Wittwen 
und Waifen betrifft‘). 





*) S. 1834bC. 

) In Folge des Ausftandes der Arbeiter in ben Kohlenbergwerlen. 
®) &tB. 179URA. 

) &t8. 1796aB. 

+) St8.1795aBbC. 
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Ja, was macht man in Weftpreußen mit den Alten? Die Siculer 
ſchlugen fie tobt; aber in unferem Kriftlichen und civilifirten Zeit: 
alter ift das doch nicht möglid. Ein alter*) Mann, der nicht 
arbeiten ann, muß doch irgendwie Ieben und durchgefüttert werden, 
wenn überhaupt von einem patriarhalifhen Verhältniffe die Rede 
it. Meine Erfahrungen gründen fi allerdings in der Haupt: 
ſache auf Pommern und nit auf Weitpreußen. Es wird dieſes 
ganze Gejeg faum etwas Anderes als eine Entlaftung ſowohl bes 
Gutsbezirks als des Gutsbeligers involviren. 
(Sehr richtig! rechts.) 

Das, was auf anftändigen Gütern ohnehin jhon geſchieht, will 
der Staat übernehmen; die ftrenge geſetzliche Verpflichtung bes 
ſchränkte fi) bisher auf die Armenpflege, darauf, daß der Mann 
unter Dach fommt und mit trodenem Brot gefüttert wird. Aber 
darüber hinaus ift auf allen unferen pommerjchen Gütern, die ich 
fenne, doch ganz fiher dafür geforgt, daß Niemand Noth leidet. 
In den Gemeinden ift es mitunter anders; aber ich Tann auch da 
den guten pommerſchen Bauer nicht anflagen. Die Bauersfrau 
fagt: Der Mann foll nicht jagen, daß er bei uns nicht beſſer als 
bei Schröder gegejien hat; und wenn die Reihe herum gefüttert 
wird, wie das bei den Armen üblich ift, nähren fie ihn gut; die 
Leute find meift feift und wohlgenährt. Das wird den Gemeinden 
zum Theil abgenommen dur das Geſetz. 

Daß feine Invaliden auf dem Lande entftünden — ja, der 
Herr muß nie Kranke gejehen haben; die meilten Invaliden ent 
ftehen nicht durch Unfall, fondern durch Siehthum, irgend eine 
Art Schwindfucht, durd Erkältung, durd ein angejtammtes Uebel, 
jo daß ein Menſch von feinem breißigften oder fünfzigiten Jahre 
ſchon der Verpflegung anheim fält. Ich muß hier nad) meiner 
ſehr viel längeren Erfahrung ein beftimmtes Zeugniß gegen dieſe 
Ausführungen des Herrn Abg. Holg ablegen. Wir haben dieſe 
Invaliden auf dem Lande, und wir verforgen fie bisher vielleicht 
reichlicher, als fie hiernach verforgt werden. Ich ſpreche nicht von 
mir, — id) bin mohlhabend genug, daß mir das nicht zur Laft 


*) ©. 1834bD. 
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fallen kann; aber bei*) allen meinen Nahbarn habe ich nod ni: 
gefunden, daß ein alter Mann auf den**) Vettel geht; das mur: 
eine Schande für den Beliger und für das Gut, von dem x 
fommt. Daß, wie dies in großen Städten geihieht, Jemand aus 
Nahrungsjorgen zum Selbſtmorde fchreitet, if, glaube ih, auf 
Sande ganz unerhört‘). Die Ueberlaftung über unjere gefeglice 
Terpflitung wird uns zum großen Theile dur das Geſetz ak: 
genommen. Ich verlange es nicht deshalb, ich verlange & in 
eriter Linie als eine Quittung für unfere Bereitwilligfeit, das } 
ganzen Lande gebilligte Programın der Kaiferlihen Botichaft‘ 
auszuführen, und für unfere Bereitwilligleit, den Hilfloien ur! 
Nothleidenden unjerer Mitmenſchen entgegenzutommen. 

Wenn ic) heute noch einmal das Wort ergriffen habe, jo mar 
es hauptjählic die Furcht, ih könnte unter -Umftänden im Wen 
der Verleumdung, per nefas®), unter Denen aufgeführt werden, 
welde, wenn die Vorlage abgelehnt wird, dazu durch ihre Ent: 
baltjamkeit beigetragen haben. Deshalb ſpreche ich heute noch 
dafür aus purer Angit, 











(Bravo! rechts.) 
ich fünnte unter den, wie ich glaube, bei allen fünftigen Wahlen 
in einer höchſt nachtheiligen Situation befindlichen Leuten gefunden 
werden, bie das Gejeg abgelehnt haben. Tas ift mein Urtheil, 
— es fann ja irrthümlich jein; ich habe aber länger in dieſen 
Tingen gelebt, als die Meiften von Ihnen, und habe doch im 
Großen und Ganzen erlebt, daß mein Urtheil öfter richtig als 
untihtig war. Ich möchte nicht, daß diefes unvollendete Geiet 
bei den Wahlen offen bliebe. Ta, glaube ih, wird Alles, was 
darin fteht, bei der unglaublichen Verlogenheit, mit der bei vielen 
Wahlen gemwirthichaftet wird, herausgerifjen und aus dem Zu: 
ſammenhang herausgezerrt und fo dargeftellt werden, als hätte fih 
die Gegenpartei auf das Schändlichfte benommen. Iſt das Geſetz 
aber bis dahin abgeſchloſſen, To glaube ich nicht, daß dieje***) Frage 
*) ©. 183584. 
**) StB.: dem. 
“) ©. 1835aB. 
) Bgl. Bb. X 84. 126. 144. 
2) Vom 17. November 1931, Bb. IN 84 ff. 
3) Zu Unredt. 
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nochmals auf die Wahlen Einfluß haben werde. Außerdem habe 
ich nod andere Gründe, und id) möchte noch hier zu den Aeuße— 
rungen bes Herrn Holg bemerken, daß, wenn fpäter diefe Bes 
ftimmungen auf die Wittwen und Waifen ausgedehnt werden follen, 
wir doch erft mit dem weniger koſtſpieligen Beſchluß einen Verſuch 
machen müfjen, wie ſich das Ganze geftaltet; dann können wir ja 
vielleiht dazu fommen, — es ift ja nicht ausgeſchloſſen. Wenn 
aber das von Haus aus, a limine!) abgelehnt wird, jo werden 
weder die alten Leute in ber Armenpflege erleichtert werden, nod) 
die Wittwen und Waifen. Ferner erwarte ich von dem ganzen 
Gefeg noch für das gefammte Reich eine nüglihe Wirkung. 

Ich Habe lange genug in Frankreich gelebt, um zu wiſſen, 
daß die Anhänglikeit der meiften Franzojen an die Regierung, 
die gerade ba ift, und bie jedes Mal den Borjprung hat, auch 
wenn ſie ſchlecht regiert, aber doch ſchließlich aud die Anhänglich— 
feit*) an das Land, mwejentlih damit in Verbindung fteht, daß 
die meiften Franzojen Rentenempfänger vom Staate find, 

(Sehr richtig!) 

in Heinen, oft jehr Meinen Beträgen; von Portiers will ich nicht 
ſprechen, das find ſchon reiche Leute gegenüber den armen, die 
fleine Renten vom Staate haben. Die Leute fagen: Wenn der 
Staat zu Schaden geht, dann verliere ich meine Rente; und wenn 
es 40 Franken im Jahre find, fo mag er fie nicht verlieren, und 
er hat Intereſſe für den Staat. Es ift ja menſchlich natürlich. 
Ich habe Zeiten gehabt, wo ih noch für möglich hielt, in meinem 
Befig auswärtige Papiere zu haben; nachher habe ich aber ge: 
funden, daß mich diefer Vefig unter Umftänden beirrte in meiner 
richtigen Beurtheilung der Politif derjenigen Regierung, deren 
Papiere ih befaß, und es ift ſchon, glaube ih, fünfzehn Jahre 
ber, daß ich mich grundfäglich jedes ausländiichen Papiers ent 
äußert habe. Ich will mid) nur für mein eigenes Land intereffiren 
und nicht für fremde Papiere. 

Wenn**) wir 700000 Eleine Rentner, die vom Reihe ihre 
Renten beziehen, haben, gerade in dieſen Claſſen, die fonft nicht 

*) Ergänzung des Herausgebers. 


*) 6. 1835bC. 
) Bl. Bd. VI 176. 


18. 5. 1889 
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fallen kann; aber bei*) allen meinen Nachbarn habe ich noch nie 
gefunden, daß ein alter Mann auf den**) Vettel geht; das wäre 
eine Schande für den Beſitzer und für das Gut, von dem er 
Tommt. Daß, wie dies in großen Städten geidieht, Jemand aus 
Nahrungsjorgen zum Selbftmorde fchreitet, ift, glaube ih, auf dem 
Lande ganz unerhört‘). Die Weberlaftung über unfere gejegliche 
Verpflihtung wird uns zum großen Theile duch das Geſetz ab: 
genommen. Ich verlange es nicht deshalb, ich verlange es in 
erfter Linie als eine Quittung für unfere Vereitwilligfeit, Das im 
ganzen Lande gebilligte Programm der Kaijerlihen Boticaft ’i 
auszuführen, und für unfere Bereitwilligfeit, den Hilfloien und 
Nothleidenden unferer Mitmenſchen entgegenzulommen. 

Wenn ich heute noch einmal das Wort ergriffen habe, jo war 
es hauptſächlich die Furcht, ich könnte unter -Unftänden im Wege 
der Verleumdung, per nefas®), unter Denen aufgeführt werden, 
welde, wenn die Vorlage abgelehnt wird, dazu durch ihre Ent: 
haltfamfeit beigetragen haben. Deshalb jprehe ich heute noch 
dafür aus purer Angft, (Brano! rechte 


ich fönnte unter den, wie ih glaube, bei allen fünftigen Wahlen 
in einer höchſt nachtheiligen Situation befindlichen Leuten gefunden 
werden, die das Gefeß abgelehnt haben. Tas ift mein Urtheil, 
— es fann ja irrthümlich fein; ich habe aber länger in dieſen 
Dingen gelebt, als die Meiſten von Ihnen, und habe body im 
Großen und Ganzen erlebt, daß mein Urtheil öfter richtig als 
unrichtig war. Ich möchte nicht, daß dieſes unvollendete Geſetz 
bei den Wahlen offen bliebe. Da, glaube ih, wird Alles, was 
darin fteht, bei der unglaublichen Verlogenheit, mit der bei vielen 
Wahlen gewirthichaftet wird, herausgeriffen und aus dem Zu: 
ſammenhang herausgezerrt und fo dargeftellt werden, ala hätte ſich 
die Gegenpartei auf das Schändlichite benommen. Sit das Geſetz 
aber bis dahin abgejchloffen, jo glaube ich nicht, daß dieje***) Frage 

*) ©. 18352 A. 

**) StB.: dem. 

**) ©. 1835aB. 
2) Del. Bd. X 84. 126. 144. 


2) Vem 17. November 1831, Bd. IX 84 ff. 
®) Zu unrech 
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nochmals auf die Wahlen Einfluß haben werde. Außerdem habe 
ich noch andere Gründe, und ich möchte noch hier zu den Aeuße— 
rungen des Herrn Holtz bemerken, daß, wenn ſpäter dieſe Be— 
ſtimmungen auf die Wittwen und Waiſen ausgedehnt werden ſollen, 
wir doch erſt mit dem weniger Toftipieligen Beſchluß einen Verſuch 
machen müſſen, wie ſich das Ganze geſtaltet; dann können wir ja 
vielleicht dazu kommen, — es iſt ja nicht ausgeſchloſſen. Wenn 
aber das von Haus aus, a limine) abgelehnt wird, jo werben 
weder bie alten Leute in der Armenpflege erleichtert werben, noch 
die Wittwen und Waijen. Ferner erwarte ich von dem ganzen 
Gefeg noch für das gefammte Reich eine nüglihe Wirkung. 

Ich Habe lange genug in Frankreich gelebt, um zu wiſſen, 
daß die Anhänglichkeit der meiften Franzojen an bie Regierung, 
die gerade da ift, und die jedes Mal den Vorjprung hat, auch 
wenn ſie ſchlecht regiert, aber doch ſchließlich auch die Anhänglich- 
feit*) an das Land, weſentlich damit in Verbindung fteht, daß 
die meiften Franzojen Nentenempfänger vom Staate find, 

(Sehr richtig!) B 

in Heinen, oft fehr Eleinen Beträgen; von Portiers will ich nicht 
ſprechen, das find jchon reiche Leute ‘gegenüber den armen, bie 
fleine Renten vom Staate haben. Die Leute jagen: Wenn ber 
Staat zu Schaden geht, dann verliere ich meine Rente; und wenn 
e3 40 Franken im Jahre find, fo mag er fie nicht verlieren, und 
er hat Sntereffe für den Staat. Es ift ja menſchlich natürlich. 
Ich habe Zeiten gehabt, wo ic} noch für möglich hielt, in meinem 
Befig auswärtige Papiere zu haben; nachher habe ich aber ge: 
funden, daß mich diefer Beſitz unter Umftänden beirrte in meiner 
richtigen Beurtheilung der Politit derjenigen Regierung, deren 
Papiere ich befaß, und es ift fon, glaube ih, fünfzehn Jahre 
ber, daß ich mich grundſätzlich jedes ausländiihen Papiers ent: 
äußert habe. Ich will mid nur für mein eigenes Land intereffiren 
und nit für fremde Papiere. 

Benn**) wir 700000 Heine Rentner, die vom Reiche ihre 
Renten beziehen, haben, gerade in dieſen Claſſen, die fonft nicht 

*) Ergänzung des Herausgebers. 


) S. 1835bC. 
) Bel. Bd. VI 176. 


18. 5. 1889 


18. 5. 1889. 
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viel zu verlieren haben und bei einer Veränderung irrthümlich 
glauben, daß fie viel gewinnen fünnen, fo halte ich das für einen 
außerordentlichen Vortheil; wenn fie au nur 115 bie 200 Mart 
zu verlieren haben, fo erhält fie doch das Metall in ihrer Schwimm: 
fraft; es mag nod fo gering fein, es hält fie aufrecht. Zie 
werben das nicht leugnen, und ich glaube, daß, wenn Sie uns 
diefe Wohlthat von mehr als einer halben Million Kleinen Rentnern 
im Reiche ſchaffen können, Sie fomohl die Regierung — da it 
es nicht nöthig —, aber aud) den gemeinen Mann das Reid als 
eine wohlthätige Inftitution anzujehen lehren werden. 

Deshalb möchte ih die Sache nicht gern vom weſtpreußiſchen 
Standpunkte aus betrachten, jondern vom allgemein politijchen. 

Den Beihwerden über den $ 139 mit den Geldftrafen umd 
dergleichen ſchließe ih mid an; daß bieje Beftimmungen aus dem 
Gefege geftrichen werden, dafür würde ic, wenn ich Abgeordneter 
wäre, ſelbſt ftimmen. 

Aber wenn wir jegt die ganze Sache bei Seite legen, dann 
ift fie in die Verſenkung verfhwunden. Wer jagt uns denn, ob 
wir über ein Jahr Zeit und Muße dafür haben? Ich habe mich 
für ben holfteinijchen Canal bis 1870 ſechs Jahre lang, von 1864 
an, auf das Lebhaftefte intereffirt. Ich bin von 1870 bis 1830 
gar nicht wieder jo weit zu Athem gelommen, daß ich hätte an 
den Canal denken können. Wer fagt Ihnen denn, daß wir in der 
Xage fein werben, uns mit biefer Frage, zu der uns Gott im Augen: 
blick noch die Muße gegeben Hat, über ein Jahr noch zu beſchäftigen? 
Ich wenigftens möchte das Vertrauen nicht unbedingt ausſprechen. 

Ich bebaure, mih immer an ben Herrn Holt halten zu 
müffen, — id) habe nicht die Ehre, ihn perfönlih zu fennen; 
aber*) was bie anderen Herren in ber Oppofition gejagt haben, 
ift mir volftändig gleichgültig, weil, wie gejagt, id da reden 
könnte, was ich wollte. Ich bin fehr dankbar, daß fie überhaupt 
die Güte gehabt haben, mir zuzuhören; aber daß das, was ic) jage, 
Eindrud maden könnte auf fie, glaube ih nicht. Ich muß mid) an 
die Confervativen wenden mit der Bitte um ein entjchloffenes Zu: 
fammenhalten, daß fie wirklich als eine einheitliche Partei auftreten, 


*) ©. 1835bD. 
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welche fi hier einmal um den Staat und ihr eigenes Princip 
ſchaart, und die nicht, — ich will feinen harten Ausdrud gebrauchen, 
der mir einfält, — eigenwillige Sonderbeftrebungen.. verfolgt, 
deren Motive ih ganz unbeurtheilt laſſe. Alfo an die confervative 
Partei, als deren, ich möchte jagen, „alter Herr“ — ich war früher 
Mitglied, ich bin es nicht mehr, ich kann feiner Partei angehören — 
richte ih die Bitte: Machen Sie folde Sprünge nicht! 
Heiterkeit.) 

Das Heine Handwerk ift nad) Anficht des Herrn Holy nicht 
einverftanden!). Nun, nad) dem „Eleinen” Handwerk können wir 
die Reichsgeſetzgebung nicht abfolut einrichten. Wir können das 
Heine Handwerk in allen feinen Intereſſen berüdfictigen, aber 
über eine jo complicirte Sache von 150 oder wie viel Paragraphen 
— das weiß ih nicht — können wir dem „Heinen“ Handwerk 
fein maßgebendes Urtheil für das ganze Reich in bie Hand geben; 
da müfjen wir felbft urtheilen, ohne den Handwerker um fein 
Urtheil zu fragen: er wird uns vielleicht fpäter dafür dank— 
bar fein. 

Im Oſten fieht der Arbeiter noch jegt in feinem Arbeitgeber 
mehr als den Mann, der nur Lohn für feine Arbeitäleiftung zahlt; 
er fieht in ihm feinen Helfer in der Noth und feinen Fürjorger. 
Ja, wird er bas fpäter auch in ihm fehen, wenn es allmählich 
herumlommt — und dafür wird ber Socialdemofrat ſchon forgen, 
der jeßt dagegen ftimmt, er wird ihm fagen: Die Sache ift gefallen 
durch den Widerftand*) der Confervativen, hauptſächlich Euer Guts— 
befiger Hat bagegen geftimmt; Ihr hättet jegt eine Rente von 
150 Mark — das ift doch immer fo viel, wie ein Militärinvalide 
unter Umftänden hat —, wenn ber Herr von So und So nicht 
damals dagegen geweſen wäre? Ich möchte Sie doc) bitten, ſich 
nit unbedingt darauf zu verlaffen, daß Sie damit Popularität 
bei den Wahlen oder ſonſt erringen. 

Nun, meine Herren, ih richte aljo meine Rebe heute vor: 
zugsweiſe an bie confervative Partei, zu der ih bie „Reichepartei” 


*) ©. 18368 A. 
) Mg. Holy: „Ih will nur fagen, daß in meinem reife, fomeit ich 
orientirt bin, das Heine Handwerk auch gegen das Geſetz iſt“ (StB. 17986 C). 
Bismards politifhe Reden. KIT. 4 
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und — die Herren mögen es mir nicht übel nehmen — die National: 
liberalen und das Centrum rechne —, 

(Sehr gut! Bravo!) 
ih halte die eben genannten Parteien in der Geſammtrichtung 
ihrer Majorität für confervativ, d. h. für Parteien, welche den 
Staat, das Reich, nit nur überhaupt und generell, jondern auch 
angebrachter Maßen erhalten und fügen wollen. Nur mit den 
Herren habe ich mich auseinanderzufegen, mit den Anderen hab: 
ich zu kämpfen; das iſt eine andere Sache. 

Aber ich möchte die conjervativen Herren ihrerjeits bejonders 
bitten, fi von der Gemeinſchaft von Socialdemofraten, Polen, 
Welfen, Elſäſſer-Franzoſen — und auch von der Gemeinſchaft der 
Freifinnigen abfolut Toszufagen. 

(Lebhaftes Bravo!) 


Der Abg. Bamberger leitete feine Rede gegen das Gejeg mir 
heftigen Declamationen gegen den Neichöfanzler ein, der, „einer ver: 
härteten ſchlechten Gewohnheit“ folgend, nit reden fünne, ohne gegen 
die Andersdenfenden „perfönlich gehäffigen und ungerechten Verdacht zu 
ſchleudern“ und ihrer Oppofition „kleinliche, ungerechte, uneingejtehbare, 
gemeine Gründe“ unterzufgieben. Abermals vertagt, ward die General- 
discuffion in der 71. Sigung am 20. Mai zu Ende geführt; die 
Specialdiscuffion füllte die 72. bis 74. Sigung am 21. bis 23. Mai 
aus, die Gefammtabftimmung in der 76. Sigung am 24. Mai!) ergab 
die Annahme des Geſetzes mit 185 gegen 165 Stimmen. In der: 
felben Sitzung ſchloß Staatsjecretär v. Boettiher die Sejlion des 
Reichstags durch Verleſung einer entiprechenden Kaiſerlichen Boticaft. 





') An diefem Tage wurden zwei Cigungen gehalten. 


XI. 
Vreußiſcher Landtag. 


14. Januar bis 30. April 1889, 


ostzcso, Google 
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Montag 14. Januar 1889. 
Thronrede des Königs*): 


Erlauchte, edle und geehrte Herren von beiden Häufern des 
Landtages! 

Nachdem bereits bei Meinem Regierungsantritt der Landtag 
der Monarchie um Meinen Thron verfammelt geweſen ift, begrüße 
Ich Sie heute bei dem Beginn einer neuen Legislaturperiode. Sie 
tönnen Jhre Arbeiten um fo freudiger aufnehmen, ala bie Bes 
ziehungen des Reichs zu allen auswärtigen Staaten freundliche find 
und Ich |bei Meinen Beſuchen befreundeter Herrſcher die Weber- 
zeugung gewonnen habe, daß mir uns ber Hoffnung auf fernere 
Erhaltung des Friedens mit Vertrauen hingeben bürfen. 

Die Segnungen des Friedens zeigen fi) in erfreulicher Weife 
in ber Hebung der wirthichaftliden Lage der Induftrie und der 
arbeitenden Clafjen, wie ſolche insbefondere in der ftetigen erheb- 
lihen Zunahme der Sparcaffeneinlagen zu Tage tritt, welche ſich 
im Laufe des legten Jahrzehnts mehr ala verdoppelt haben, indem 
fie auf etwa 2700 Millionen geftiegen find, um mehr ala 200 
Nilionen allein im legten Jahre. 

Die Finanzlage des Staates ift nad) dem Abſchluſſe des legten 
und ben bisherigen Ergebniſſen bes laufenden Rechnungsjahres 
eine günftige. Sie geftattet, das Ziel der Erleichterung der Steuern, 
Meinem dem Landtage bereits**) fundgegebenen Willen gemäß, 
weiter zu verfolgen und dringliche Bedürfniffe, welche bisher wegen 


*) StB. 59. 1b, 99. 20. 
*) Sis. 99. 2a. 
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der Unzulänglicfeit der vorhandenen Mittel zurüdgeftellt werder 
mußten, zu befriedigen. 

Der Entwurf des Staatshaushaltsetats für das nächſte Jch: 
wird Zhnen alsbald vorgelegt werben. Sie werden daraus erieber., 
daß die mit Vorfiht veranſchlagten Staatseinnahmen zureicen! 
find, um den neuen oder erhöhten Ausgaben zuftimmen zu können. 
welche außer für die unumgängliden Crforderniife des Staats 
dienjtes im Intereſſe von Kunft und Wiſſenſchaft, zur Verbeſſerung 
und Ermeiterung der Verkehrsanftalten, zur Förderung von Ader- 
bau, Viehzucht und Landesmeliorationen in Vorſchlag gebracht ſind. 

In bejonders begründeter Fürforge des Staates für die Geit 
lichen aller Befenntniffe ift fon in den Etat des laufenden Jahres 
eine dauernde Mehrausgabe eingeftellt worden, um die Tiarr: 
befoldungen bis *) zu einem für die heutigen Verhältniite ausfomm: 
lihen Maße zu erhöhen. Die Bejorgniß vor der Unzulänglichkei: 
dieſer Bewilligung, welche in den Berathungen des Landtags ber 
vortrat und zu Anträgen auf demnädftige Erhöhung derjelben 
führte, ift durch die inzwifchen möglich gewejenen näheren Ermitte 
lungen beftätigt worden. Meine Regierung hat es ſich daher gern 
angelegen fein lafjen, in dem neuen Etat die erforbderlihen Mittel 
in erheblich größerem Umfange bereit zu ftellen, um Bier das all. 
feitig gewollte Ziel zu erreichen. 

Mit Genugthuung werden Sie ferner den Vorſchlag einer über 
das Maß des Gefeges vom 14. Juni v. I. hinausgehenden Bei- 
tragsleiftung des Staates zu den Vefoldungen der Volksſchullehrer 
begrüßen, welde eine weitere Erleichterung des Drudes der Schul: 
laſten erreichen laffen wird. Zugleich find die Mittel bereit geitelt, 
um die Volksjhullehrer von den bisherigen geſetzlichen Beiträgen 
zur DVerforgung ihrer Hinterbliebenen zu befreien. Entſprechende 
Gejegentwürfe werden Ihnen mit dem Etat zugehen. In legterem 
find zur Verbefierung ber äußeren Lage ber Lehrer aud) reichlicher 
bemefjene Alterszulagen vorgefehen. 

Zur Abftellung der Klagen bezüglich der Stempeliteuer für 
Pacht: und Miethverträge über Immobilien und zur zwed⸗ 
mäßigeren Regelung einiger anderer Punkte der Gefeggebung über 


*) St8. ap. 2, 
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Das Stempelwefen wird Ihnen eine befondere Vorlage gemacht 
werben. 

Anknüpfend an die ſchon in der Landtagsfeffion von 1883/84 
verſuchte Reform wird Ihnen ferner der Entwurf eines Einfommen: 
fteuergejeges vorgelegt werben, welches dazu beftimmt ift, die bis— 
herige Claſſen- und claffificirte Einfommenfteuer in eine einheitliche 
Einfommenfteuer umzugeftalten, die den minder Begüterten bereits 
gewährten Erleichterungen zu erweitern, bie Mittel zu einer gerechten 
Deranlagung des ftenerpflichtigen Einkommens durch Einführung 
einer Declarationspflicht zu verftärfen und fernere Reformen auf 
dem Gebiete der directen Steuern vorzubereiten. 

Die*) Neugeftaltung des vaterländifhen Eiſenbahnweſens, wie 
fie fih im Verlaufe der legten zehn Jahre vollzogen hat, bewährt 
fih zu Meiner Genugthuung in vollen Maße. Das erfolgreich 
Geſchaffene in ftetem Fortichritte zeit: und zwedgemäß auszubilden 
und**) zu verbeffern, die wirthſchaftliche Entwidelung des Landes 
mit gerechter und feiter Hand unter pflihtmäßiger Wahrung ber 
financiellen Intereſſen des Staates umfihtig und forgfam zu pflegen, 
wird auch fernerhin Meine Regierung fi angelegen fein laſſen. 
Der in Preußen wie in faft allen Ländern bes europäifchen Con— 
tinents neuerdings raſch zu ungeahnter Höhe geftiegene Verkehr 
ftellt der einheitlichen Verwaltung der Staatsbahnen neue und er— 
meiterte Aufgaben. Behufs ihrer wirkſamen Löſung wird die Ber 
reitſtellung außerordentliher Mittel erforderlih, fomohl für eine 
weitere Ausdehnung des Eifenbahnneges, als aud für eine den 
Bedürfniſſen des wachſenden Verkehrs entiprehende ausgiebige 
Leiftungsfähigfeit der baulichen Anlagen und des Fuhrparks. Es 
wird Ihnen bieferhalb eine befondere Vorlage zugehen. 

Ueber die Ausführung des Geſetzes vom 13. Mai v. J. 
durch welches in Verbindung mit den reihen Gaben der Privat: 
mohlthätigfeit die Abhilfe der durch die Frühjahrsüberſchwemmungen 
herbeigeführten Nothftände erftrebt worden ift, wird Ihnen Rechen: 
ſchaft gegeben und zugleich ein Gefegentwurf vorgelegt werden, 
durch welchen die Ausdehnung des durch jenes Geſetz bewilligten 


*) StB. 90. 2. 
**) StB. Ad. 3a. 
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Credits auch für die durch“) das Hodmwafler im Sommer des 
Jahres 1888 herbeigeführten Verheerungen ermöglicht wird. 

Durch einen Gejegentwurf über die allgemeine Landesver- 
waltung und bie Zuftändigfeit ber Verwaltungs: und Verwaltungs: 
gerichtsbehörben in ber Provinz Pofen fol die Organifation der 
Staatsverwaltung auf diefem Gebiete für den ganzen Umfang der 
Monarchie dem Abſchluß entgegengeführt und zugleich der Weg zur 
Regelung der Kreis: und Provinzialverfaffung aud in jener Provinz 
geebnet werben. 

Hiernach wird Sie eine Reihe wichtiger gefeßgeberifcher Arbeiten 
befchäftigen. Ich gebe der Zuverſicht Ausdrud, daß Ihre Be— 
rathungen auch in der neuen Seffion, getragen von patriotiſchem 
Geifte und von dem Vertrauen zu Meiner Regierung, dem Wohle 
bes Landes dauernd zum Segen gereihen werben. 


Fürft Bismard nahm an den Sigungen des Landtags per: 
fönli nit Theil; am 30. April ſchloß fie Staatsminifter v. Boetticher 
mittel3 einer Allerhöchſten Botſchaft. 


*) SB. U. 8b. 


Xu. 
Dentfder Reichstag. 


22, October 1889 bis 25. Jannar 1890. 


ostzcso, Google 


Gröffnungsfißung des Deutfchen Reichstags 


Dienftag 22. October 1889. 
Rede des Staatöfecretärs des Innern v. Boettider*): 


Geehrte Herren! 

Se. Majeftät der Kaifer hat mich zu beauftragen geruht, Sie 
bei dem Beginn der legten Seſſion der laufenden Legislaturperiode 
Namens der verbündeten Regierungen zu begrüßen. 

Ein Ziel, auf welches die Thätigfeit des gegenwärtigen Reichs» 
tags bisher vorzugsweiſe gerichtet war, ift**) die Sicherung bes 
Friedens nad Außen wie im Innern. In derſelben Richtung liegen 
die Aufgaben, welche Sie in der bevorftehenden Seifion beihäf- 
tigen werden. Als der Reichstag vor drei Jahren zufammentrat, 
handelte es fi) vor Allem um die Sicherſtellung unſerer vaterlän: 
difchen Wehrkraft. Der Reichstag hat in patriotifher Würdigung 
die Löfung dieſer Aufgabe gefördert. Auch jet wird Ihre Mit 
wirkung dafür in Anfprud) genommen werden, um die Tüchtigfeit 
und Schlagfertigfeit des Heeres den Verhältniffen entfprechend aus: 
zugeftalten und dadurch den auf Erhaltung des Friedens gerichteten 
Beltrebungen St. Majeftät des Kaijers und Seiner hohen Ber: 
bündeten denjenigen Nachdruck zu geben, mwelder ihnen im Rathe 
ber Völfer gebührt. Ein Gefegentwurf, betreffend Abänderung des 
Reihsmilitärgejeges vom 2. Mai 1874, welcher eine anderweitige 
Eintheilung der Armee vorfieht, fol die Ungleihmäßigfeiten in der 
Gliederung, wie fie durch die Heeresverftärfungen und Truppen: 
verihiebungen entitanden find, im Intereſſe der Ausbildung und 
Heeresleitung wieder ausgleichen. 


*) StB. In. 
) S. 1b. 


22. 10. 1839. 


22. 10. 1889. 
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Hieraus und aus der entiprechenden Weiterentwidelung umjerer 
Seemacht erwachſen Mehrausgaben, welche im Reichshaushaltsetat 
zum Ausdruck kommen. Aus dem letzteren, der Ihnen unverweilt 
zugehen wird, ergibt ſich im Vergleich zum laufenden Etatsjahre 
eine nicht unbeträchtliche Steigerung der Matricularumlagen. Gleich 
wohl werden die legteren immer noch nicht unerheblich überwogen 
von denjenigen Summen, welche den Bundesftaaten aus den Reichs 
einnahmen in Geftalt von Weberweijungen zufließen. 

Durch das unter Ihrer Mitwirktung zu Stande gefommene 
Gefeg über die Invaliditäts- und Altersverfiherung iſt ein weit: 
reichender und, fo Gott will, fegensreicher Schritt zur Ausgleichung 
focialer Gegenfäge gethan. Die Wirkjamfeit des Gefeges ift erit 
in Zukunft zu erwarten. Den jtaatsfeindlihen Elementen *ı 
gegenüber, welche namentlid) die Arbeiterbevölferung durch fort: 
geſetzte Agitationen zur Unzufriedenheit und Gefegwidrigfeit zu ver: 
führen trachten, bedarf es einer gefeglich georbneten, dauernden 
und thatkräftigen Abwehr. Die Erfahrung hat betätigt, daß bie 
durch die allgemeine Gefeggebung den Behörden gegebenen Be: 
fugniffe nit ausreihen, um den inneren Frieden genügend zu 
ſchützen. Es wird Ihnen daher ein entſprechender Geſetzentwurf 
zugehen, und die verbündeten Regierungen zweifeln nicht, daß Sie 
von dem ernſten Streben geleitet ſein werden, eine Verſtändigung 
über dieſe für die friedliche Entwickelung des Reichs bedeutungs- 
volle Vorlage herbeizuführen. 

Nach Vorſchrift des Bankgeſetzes vom 14. März 1875 hat 
das Reich ſich bis zum 1. Januar 1890 ſchlüſſig zu machen, in 
wie weit es von ben ihm gefeglid) eingeräumten Befugniffen zur 
Aufhebung der derzeitigen Reichsbank und zur Erwerbung ber 
Reichsbankantheile Gebraud) machen will. Eine hierauf bezüglihe 
Vorlage wird Ihnen rechtzeitig zur verfaffungsmäßigen Beſchluß- 
fafjung unterbreitet werben. 

In Oftafrita hat Dank der Bewilligung bes Reichstags eine 
durchgreifende Action zur Unterdrüdung des Sclavenhandels und 
zum Schuß der deutſchen Intereſſen ftattfinden Fönnen. Die mit 
ben vom Reichstage bemilligten Mitteln organifirte Schußtruppe 


*) ©. 2a. 
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bat im Verein mit der Kaiferlihen Marine die ihr geftellten Auf: 
gaben fo weit gelöft, daß nad Verftändigung mit den betheiligten 
Mächten die Blocade der oftafrifanifchen Küfte hat aufgehoben 
werben fönnen, nachdem auch der Sultan von Zanzibar ausreichende 
Decrete erlaffen hat, um die Unterbrüdung des Sclavenhandels in 
jenen Gegenden in Ausfiht zu ftellen. Die Koften der Erpebition 
haben aus verſchiedenen Urfahen nicht innerhalb der durch das 
Geſetz vom 2. Februar d. J. bereit geftellten Mittel erhalten werben 
fönnen, und wird dem Reichstage aus diefem Anlaſſe eine neue 
Vorlage zugehen. 

Durch“) die Beziehungen zu Zanzibar und Oftafrifa, ſowie 
duch die Entwidelung ber Verhältniffe in den Schußgebieten an 
der mweftafrifanifhen Küfte und in der Sübfee ift die Laſt der 
Arbeit auf colonialem Gebiete, welche bisher das Auswärtige Amt 
‚getragen hat, eine jo große geworben, daß weder die vorhandenen 
Kräfte ausreichen, noch auch bei Vermehrung derjelben ohne gleich- 
zeitige organifatorifhe Veränderungen eine ben gefteigerten An— 
forderungen entfprehende Erledigung der Gefchäfte möglich er- 
ſcheint. Zur Entlaftung des ohnehin überbürbeten Auswärtigen 
Amts von den feinem eigentlihen Wirkungskreife fernliegenden 
Geſchäften wird dem Reichstage eine weitere Vorlage zugehen, 
welde die Abzweigung der Colonialverwaltung bezwedt. Die Bor: 
bereitungen dazu finden fi bereits im Etat für 1890,91. 

Die Hoffnungen, welde Se. Majeftät der Kaifer am 22. No: 
vember v. J. von biejer Stelle Ihnen gegenüber dahin ausgeſprochen 
hat, daß es gelingen werde, mit Gottes Hilfe Europa den Frieden 
zu erhalten, haben fi) nicht nur bis heute verwirklicht, Sondern 
aud für die Zukunft an Sicherheit gewonnen durch die perſönlichen 
Beziehungen, welche Se. Majeftät der Kaifer mit den Herrſchern 
befreundeter und verbünbeter Nachbarländer ſeitdem gepflogen hat. 
Diefelben haben dazu gedient, im Auslande das Vertrauen auf die 
ehrliche Friedensliebe der deutſchen Politit zu befeftigen und uns 
zu dem Glauben zu bereditigen, daß ber Friede der europäiſchen 
Welt auf der Grundlage der beftehenden Verträge mit Gottes Hilfe 
auch im nächſten Jahre erhalten bleiben werde. 


S. 2b. 


22. 10. 1889. 


22. 10. 1889. 
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Hieraus und aus der entiprechenden Weiterentwidelung umfer: 
Seemacht erwachſen Mehrausgaben, welde im Reihshaushaltser: 
zum Ausbrud kommen. Aus dem legteren, der Ihnen unverme! 
zugehen wird, ergibt fi im Vergleich zum laufenden Etatsjakre 
eine nicht unbeträchtliche Steigerung ber Matricularumlagen. Gleich 
wohl werden die legteren immer noch nicht unerheblich überwogen 
von denjenigen Summen, welche den Bundesftaaten aus den Reiche: 
einnahmen in Geftalt von Weberweijungen zufließen. 

Durch das unter Ihrer Mitwirkung zu Stande gekommen: 
Gefeg über die Invaliditäts: und Altersverfiherung it eim meit- 
teihender und, fo Gott will, ſegensreicher Schritt zur Ausgleihung 
focialer Gegenfäge gethan. Die Wirkſamkeit des Gefeges ift erit 
in Zukunft zu erwarten. Den ftaatsfeindlihen Elementen *ı 
gegenüber, welche namentlich die Arbeiterbevölferung durch fort: 
geſetzte Agitationen zur Unzufriedenheit und Gefegwidrigfeit zu ver: 
führen trachten, bedarf es einer gefeglich georbneten, dauernden 
und thatfräftigen Abwehr. Die Erfahrung hat beitätigt, daß die 
durch die allgemeine Gejeggebung den Behörden gegebenen Be: 
fugniffe nit ausreihen, um den inneren Frieden genügend zu 
ſchützen. Es wird Ihnen daher ein entſprechender Gejegentwuri 
zugehen, und bie verbündeten Regierungen zweifeln nicht, daß Sie 
von dem ernften Streben geleitet fein werben, eine Verſtändigung 
über dieſe für die friedliche Entwidelung des Reichs bedeutungs: 
volle Vorlage herbeizuführen. 

Nah Vorſchrift des Bankgefeges vom 14. März 1875 hat 
das Reich ſich bis zum 1. Januar 1890 ſchlüſſig zu machen, in 
wie weit es von ben ihm gefeglih eingeräumten Befugniffen zur 
Aufhebung der derzeitigen Reichsbank und zur Erwerbung der 

Reichsbankantheile Gebrauch mahen wil. Eine hierauf bezüglide 
Vorlage wird Ihnen rechtzeitig zur verfafjungsmäßigen Beſchluß— 
faffung unterbreitet werden. 

In Oftafrifa hat Dank der Bewilligung des Reichstags eine 
durchgreifende Action zur Unterdrüdung bes Sclavenhandels und 
zum Schuß der deutſchen Intereffen ftattfinden fönnen. Die mit 
den vom Reichstage bewilligten Mitteln organifirte Schugtruppe 






*) ©. 2a. 
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hat im Verein mit der Kaiferlihen Marine die ihr geftellten Auf- 
gaben jo weit gelöft, daß nach Verftändigung mit den betheiligten 
Mächten die Blocade der oftafrifanifchen Küfte hat aufgehoben 
werben fönnen, nachdem auch der Sultan von Zanzibar ausreichende 
Decrete erlafjen hat, um die Unterdrüdung des Sclavenhandels in 
jenen Gegenden in Ausficht zu ftellen. Die Koften der Erpebition 
haben aus verſchiedenen Urjachen nicht innerhalb der durch das 
Gefeg vom 2. Februar d. J. bereit geftelten Mittel erhalten werben 
Tönnen, und wird dem Reichstage aus diefem Anlafje eine neue 
Vorlage zugehen. 

Dur *) die Beziehungen zu Zanzibar und Oſtafrika, ſowie 
durch die Entwidelung der Verhältniffe in den Schußgebieten an 
der weftafrifanifhen Küfte und in der Südſee ift die Laſt ber 
Arbeit auf colonialem Gebiete, welche bisher das Auswärtige Amt 
getragen bat, eine fo große geworden, baß weder bie vorhandenen 
Kräfte ausreichen, noch aud bei Vermehrung derjelben ohne gleich- 
zeitige organijatorifche Weränderungen eine ben gefteigerten An— 
forberungen entſprechende Erledigung der Geſchäfte möglich er- 
ſcheint. Zur Entlaftung des ohnehin überbürdeten Auswärtigen 
Amts von ben feinem eigentlihen Wirkungskreife fernliegenden 
Geſchäften wird dem Reichstage eine weitere Vorlage zugehen, 
welche die Abzweigung der Colonialverwaltung bezwedt. Die Vor- 
bereitungen bazu finden ſich bereits im Etat für 1890,91. 

Die Hoffnungen, welde Se. Majeftät der Kaifer am 22. No: 
vember v. J. von diefer Stelle Ihnen gegenüber dahin ausgejprochen 
hat, daß es gelingen werde, mit Gottes Hilfe Europa den Frieden 
zu erhalten, haben ſich nicht nur bis heute verwirklicht, fondern 
aud für die Zukunft an Sicherheit gewonnen durch die perſönlichen 
Beziehungen, melde Se. Majeftät der Kaifer mit den Herrihern 
befreundeter und verbündeter Nachbarländer feitdem gepflogen hat. 
Diefelben haben dazu gedient, im Auslande das Vertrauen auf die 
ehrliche Friedensliebe der deutſchen Politif zu befeftigen und uns 
zu dem Glauben zu bereditigen, daß ber Friede der europäiſchen 
Welt auf der Grundlage ber beftehenden Verträge mit Gottes Hilfe 
auch im nächſten Jahre erhalten bleiben werde. 


) S. 2b. 


22. 10. 1889. 


22. 10. 1889. 


25.1. 1890. 
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Auf Allerhöchſten Befehl Sr. Majejtät des Kaijers erfläre is; 
im Namen der verbündeten -Negierungen den Reichstag für er: 
öffnet. 

Fürft Bismard nahm an den Sigungen des Reichstags nis: 
Theil; am 25. Januar 1890 ſchloß ihn der Kaiſer mit folgen: 
Thronrede*): 

Geehrte Herren! 

Sie ftehen am Schluffe der fiebenten Legislaturperiode dis 
Reichstags. 

Die verfloſſenen drei Jahre bilden in der Entwickelung des 
Reichs einen Abſchnitt von fo hervorragender Bedeutung, da es 
Mir Herzensbebürfniß ift, von diefer Stelle aus in Erinnerung zu 
bringen, zu welchen Ergebnifjen für das Vaterland Ihre und dir 
verbünbdeten Regierungen gemeinfame Thätigfeit geführt Hat. 

Durch den Hintritt Meines hochſeligen Großvater und Vaters. 
ber beiden erften Deutſchen Kaiſer gefegneten Andenkens, ift d 
Reich ſchwer betroffen worden, aber erhebend haben ſich bei biete: 
Anlaß die Treue und der ftarfe monarchiſche Sinn des Volles 
fundgegeben. 

Vor Ihnen, als den berufenen Vertretern des Volfes, ii 
dafür noch ein Mal Mein Kaiferliher Tank ausgefproden. 

Wenn **) die Veränderungen, welche in jchneller Folge ſid 
an den Heimgang der Kaijer Wilhelm und Friedrich fnüpften, im 
Frieden fi vollzogen haben, jo gebührt die Anerkennung dafür 
aud dem Reichstage, deſſen einfichtige Vaterlandsliebe bereitwillig 
mitgewirkt hat, um unfere Wehrfraft zu ftärken und dauernd ſicher 
zu ftellen. Sie haben, geehrte Herren, durch Ihre Beſchlüſſe dazu 
beigetragen, dem Reich die Weltftellung zu gewährleiften, vermöge 
deren es zur Erfüllung der Aufgabe befähigt wird, mit dem ihm 
im Rathe der Völker gebührenden Gewichte für die Güter des 
Friedens und der Gefittung erfolgreich einzutreten. 

Auch auf wirthſchaftlichem Gebiete ift die Gejeggebung durd 
Ihre Mitwirkung wefentlic gefördert worden. Insbeſondere ge: 
reicht es Mir zur Genugthuung, daß durch die Erweiterung der 


*) StB. 1257a. 
**) ©. 1257, 
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Den Innungen zuftehenden Befugnifje dem Handwerferftande die 
Möglichkeit erleichtert worden ift, jeine Widerftandsfraft und fein 
wirthſchaftliches Gedeihen durch den Zuſammenſchluß zu gemeinfamer 
Thätigkeit kräftiger ala bisher zu fördern. 

Mit befonderer Befriedigung habe Ich die fortichreitende Durch⸗ 
Führung der in der Botſchaft Meines hochſeligen Herrn Großvaters 
vom Jahre 1881 ausgejprodenen Gedanken durch den weiteren 
Ausbau der Unfallverfiherungsgefeßgebung und namentlich durch 
die Vereinbarung ded Invalibitäts- und Altersverfiherungsgefeges 
begrüßt. Den der Fürforge vorzugsweife bebürftigen Gliedern des 
Volks ift dadurch für die Sicherung ihrer Zufunft eine Gewähr 
geboten, welde für den inneren Frieden des Vaterlandes von guten 
Erfolgen begleitet fein wird. Bleibt auch auf diefem Gebiete noch 
Bieles zu thun übrig, jo bin Ich doch überzeugt, daß der Antheil, 
welchen der Reichstag an dem bereits Erreihten hat, im Volke 
nicht vergeffen werben wird. 

Auf den gewonnenen Grundlagen wird ſich weiter bauen laffen, 
um ben arbeitenden Glafjen die Gewißheit zu verſchaffen, daß die 
gejeßgebenden Gewalten für ihre berechtigten Interefien und Wünſche 
ein warmes Herz haben, und daß ‚eine befriedigende Geftaltung 
ihrer Lage nur auf dem Wege friedliher und gejegmäßiger Orb: 
nung zu erreichen ift. Es ift Mein dringender Wunſch und Meine 
Hoffnung, daß es dem folgenden Reichstag gelingen möge, im 
Verein mit den verbündeten Regierungen für bie auf diefem Felde 
nothwendigen Verbefferungen wirkſame gejegliche Formen zu ſchaffen. 
Ich betrachte es als Meine ernfte und erhabene Aufgabe, auf bie 
Erfülung diefer Hoffnung hinzuwirken. 

Durch die Bejeitigung der Wittwen- und Waifengelbbeiträge 
ift unter Ihrer Mitwirkung den Beamten eine nicht zu unter: 
ihägende Wohlthat erwieſen. Reicht diefelbe auch nicht hin, um 
allen berechtigten Wunſchen der minder günftig geftellten Beamten- 
claffen zu genügen, jo haben Sie dod durch Ihr Votum den ver— 
bündeten Regierungen die mit Dank zu begrüßende Gewißheit ver: 
haft, daß deren auf eine hinreihende Verbeſſerung der unteren 
und mittleren Stellen gerichteten Beftrebungen auf die Zuftimmung 


des Reichstags und damit auf baldige Werwirklihung rechnen 
dürfen, 


25. 1. 1890. 


25. 1. 1890. 
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Für*) Ihre nunmehr abgeſchloſſene treue und mühenoL: 
Arbeit danke Ich Jhnen in Meinem und im Namen Meiner Hoher 
Verbündeten. Ich entlajje Sie mit dem Wunſche, daß das fort: 
fchreitende friedliche Gebeihen des Vaterlandes und die daraus er: 
wachſende Zufriedenheit der Bevölferung uns als willfommener Lohr 
Ihrer Thätigkeit beſchieden fein möge. 


*) &. 12588. 


XIII. 


Vreußiſcher Landtag. 


15. Iamnar bis 13. Juni 1890. 


Bitmards poliiühe Reden. XII. 2 


ostzcso, Google 


Gröffnungsfigung des Preußifchen Landtags 
Mittwoch 15. Januar 1890. 


Rede des Staatäminifter v. Boettiher*): 


Erlauchte, edle und geehrte Herren von beiden Käufern des 
Landtages! 

Se. Majeſtät der Kaiſer und König haben mir den Auftrag 
zu ertheilen geruht, den Landtag der Monarchie zu begrüßen und 
auch an dieſer Stelle Allerhöchſt Seinem Danke für die mannig- 
fachen Beweiſe der Ergebenheit und Treue Ausdruck zu geben, 
welche Sr. Majeſtät und Ihrer Majeſtät der Kaiſerin und Königin 
in verſchiedenen**) Provinzen neuerdings entgegen gebracht find. 

Se. Majeftät halten Sich verſichert, daß die tiefe Trauer, in 
welche Allerhöchftdiefelben und das Königliche Haus durch das Hin- 
iheiden Ihrer Majeftät der Kaiferin und Königin Augufta verfegt 
worden find, im ganzen Lande mitempfunden und daß das An- 
denken an die hohe Frau und ihre fegensreihe Thätigleit auf dem 
Gebiete der Nächftenliebe im Gedächtniß des Volkes fortleben wird. 

Die***) Finanzlage des Staates ift nah dem Abſchluß des 
legten und ben bisherigen Ergebniffen des laufenden Rechnungs: 
jahres wiederum eine günftige. 

Die über die Voranſchläge hinausgehenden Einnahmen wich— 
tiger DBerwaltungszweige find indefien in gleicher Höhe für die 
nächſten Jahre nicht zu erwarten, während eine Verminderung des 
Ausgabebedarfs faft nirgends, ein weiteres nothwendiges Wachſen 
deffelben dagegen an zahlreichen Stellen in Ausſicht fteht. Schon 
für das nächſte Jahr wird eine erhebliche Steigerung des Matri— 
cularbeitrags für das Reich vorzufehen fein. 


*) StB. H9. 1a, AB. 1b. 
*) StB. 96. 1b. 
) StB. AG. 2a. 


15. 1. 1890. 


15.1. 1890. 
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Die Gunft der heutigen Lage entbindet deshalb nicht davon, 
durch vermehrte Tilgung der Staatsſchuld die Zukunft thunlichit u 
entlaften und erhöhte Vorſicht in neuer Belaftung derjelben zu üben. 

Unter Ihrer bereitwilligen Mitwirtung find in den legten 
Jahren Verbefierungen der Beamtenbefoldungen durchgeführt, welche 
zwar erfreulihe und werthvolle Anfänge zu ber eritrebten allge: 
meinen Erhöhung der Dienfteinnahmen bilden, hinter dem Be: 
dürfniß, namentlich der unteren und mittleren Stellen, aber weient: 
lich zurüdbleiben. Die Regierung hält fi deshalb verpflichtet, 
weitere Erhöhungen mit Ihnen zu vereinbaren. 

Außerdem werben neue und vermehrte Ausgaben vorzufehen 
fein für die Erforberniffe des Staatsbienftes*), für die regel: 
mäßige Pflege von Kunft und Wiſſenſchaft, der Verfehrsanftalten 
aller Art, fowie des landwirthſchaftlichen Gewerbes. 

Der Entwurf des Staatshaushaltsetats für das Jahr vom 
1. April 1890/91 wird Ihnen alsbald zur verfafjungsmäßigen 
Beihlußnahme vorgelegt werben. 

Der Vertrag vom 10. Mai 1833, dur welden die Ber: 
waltung der Zölle und gemeinfhaftlihen Steuern im Gebiete des 
thitringifchen Zoll: und Handelsvereins geregelt ift, entſpricht nicht 
mehr den vielfach veränderten Verhältnifien. Cs ift daher am 
20. November v. 3. zwiſchen den Bevollmächtigten der Vereinaftaaten 
ein neuer Vertrag vereinbart worden, welcher die Fortfegung der 
bisherigen Gemeinſchaft in befferer Weife ſichern fol. Der Vertrag 
wird Ihnen zur verfafjungsmäßigen Zuftimmung vorgelegt werden. 

Der für die vorige Seffion in Ausſicht geftellte Gefegentwurf, 
welcher die bisherige Claffen: und Einfommenfteuer in eine ein 
beitlide Einfommenfteuer umzugeftalten und weitere Reformen auf 
dem Gebiete der directen Steuern vorzubereiten beftimmt war, 
follte **) die beftehende Grund: und Gebäudefteuer zunächſt unberührt 
laffen. Im Landtage vorweg geführte Verhandlungen ließen jedoch 
erfennen, daß auf die feit geraumer Zeit beabſichtigte Ueberweiſung 
von Grund: und Gebäubefteuer an die Communalverbände ber 
größere Werth gelegt und deren unmittelbare Verwirklichung in 
erfter Linie erftrebt wurde. Die Regierung Sr. Majeftät bes 


*) StB. 99. 2a. 
**) StB. AH. 2b. 


Rede v. Boetticherd zur Eröffnung des Landtags. 661 


Kaifers und Königs hat daraus Veranlafjung genommen, ben 15.1.1890. 
Rahmen ber Vorlage dergeftalt zu erweitern, daß beide Angelegen- 
beiten — die Reform der Einfommenfteuer und die Ueberweifung 
von Realftenern an die Communalverbände — mit einander ver- 
bunden und gleichzeitig zur Erledigung gebracht werden fünnen. 
Eine entſprechende Vorlage wird vorbereitet. 

Um die Vortheile der einheitlichen Staatsverwaltung auf dem 
Gebiete des Eiſenbahnweſens weiteren Landestheilen zuzumenden, 
wird Ihnen die Erwerbung noch einiger Privateijenbahnen in Vor—⸗ 
ſchlag gebracht werden, und aud in diefem Jahre eine Vorlage 
wegen Ausdehnung und Erhöhung ber Leiftungsfähigfeit des Staats- 
eifenbahnneßes zur Beſchlußfaſſung zugehen. 

Die vorjährige Ernte ift in mehreren Landestheilen eine un— 
günftige geweſen. Dank der Förderung, welche die Zolleinrihtungen 
des Reich der vaterländifchen Landwirthſchaft gewähren, ift indeſſen 
die Hoffnung begründet, daß die ſchwierige Lage, in welche die land⸗ 
wirthſchaftliche Bevölkerung jener Landestheile durch den Ernteausfall 
gekommen ift, ohne dauernd nachtheilige Folgen zu überwinden fein wird. 

Die Regierung Sr. Majeftät hält es für nothwendig, die 
Möglichkeit, Grundeigenthum zu erwerben und ſich jeßhaft zu machen, 
mehr als bisher zu erleichtern. Es wird Ihnen deshalb ein Gefeg- 
entwurf zugehen, durch welchen für den Erwerb landwirthſchaftlicher 
Grunditüde das Redtsinftitut der Rentengüter eingeführt werden foll. 

Das. erfreuliche Bild, welches der Aufſchwung des Handels 
und der Gemwerbthätigkeit im Laufe des legten Jahres *) dargeboten 
hat, ift getrübt worden durch die Arbeiterausftände, welche nament— 
ih in den Steinfohlenbezirfen in großem Umfange unter Nicht 
innehaltung ber gefeglihen Kündigungsfrift und theilmeife nicht 
ohne Gemaltthätigkeiten ftattgefunden haben. 

Es hat Se. Majeftät den Kaifer und König mit Befriedigung 
erfült, daß die Arbeitgeber, vielfach mit Zurüdftellung eigener 
Intereſſen, beftrebt gewefen**) find, begründeten Beſchwerden der 
Bergarbeiter Abhilfe zu jchaffen und felbft weitgehenden Forbes 
tungen berjelben entgegen zu fonımen. Se. Majeftät halten Sich 
danach zu der Erwartung beredtigt, daß fernere Verſuche zur 


*) StB. 90. 2b. 
+) StB. A. 3a. 
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Störung der Eintracht zwiſchen den Grubenbefigern und den Berg: 
arbeitern an dem gefunden Sinn ber Bevölkerung ſcheitern und 
daß die für die gefammte Arbeiterfhaft nicht minder wie für den 
Beſtand der Induſtrie gefährliden Unterbrehungen mwirthichaft: 
licher Thätigfeit fortan unterbleiben werden. Die Regierung, 
welche eine eingehende Unterſuchung der von den Bergarbeitern 
erhobenen Beſchwerden und Forderungen hat vornehmen Taijen, 
wendet diefer Frage unauögefegt ihre Aufmerkſamkeit zu. Anderer: 
ſeits hat fie Vorforge getroffen, daß jeder Störung ber öffentlichen 
Ruhe und Ordnung fofort mit Erfolg entgegengetreten werde. 
Ihrer Fürforge für die Wohlfahrt der arbeitenden Clafjen bat fie 
durch die Mitwirfung an der Gefeßgebung des Reichs über die 
Verfiherung der Arbeiter gegen die Folgen von Krankheit, Unfall 
und Invalidität Ausdrud gegeben, und fie wird aud ferner nicht 
ablaffen, weiter hervortretende Bedürfniffe forgfältig zu beobachten 
und deren Befriedigung anzuftreben. Jene Fürforge in Verbin: 
dung mit der eingetretenen Steigerung*) ber Löhne bietet cine 
Gewähr dafür, daß das Bewußtfein einer mehr gefiherten Yage 
die Arbeiter in wachſendem Umfange durchdringen werde. 

Zur DVereinfahung der über die Errichtung notarieller Ur: 
kunden beftehenden Vorſchriften und zur möglicften Regelung des 
Koftenanfages in Angelegenheiten der freimilligen Gerichtsbarkeit 
werden Ihnen entſprechende Gefegentwürfe vorgelegt werben. 

Ueber die Ausführung des Geſetzes vom 13. Mai 1888, be 
treffend die Bewilligung von Staatsmitteln zur Befeitigung der 
durch die Hochwaſſer im Jahre 1888 herbeigeführten Verheerungen, 
wird Ihnen eine Denkjchrift zugehen. 

Zur Freude Sr. Majeftät des Kaifers und Königs find die 
Beziehungen Deutſchlands zu den auswärtigen Mächten nad allen 
Seiten gute. 

Meine Herren! Se. Majeftät gibt ſich der Zuverſicht Hin, dab 
Ihre Arbeiten auch in der neuen Seffion, von dem Geifte vertrauens- 
vollen Zufammenwirfens mit der Staatsregierung getragen, zur 
Förderung des Wohls und Gebeihens des Landes gereihen werben! 

Fürft Bismard hat fi an den Verhandlungen des Landtags 
nicht betheiligt. 


*) StB. 25. 3b. 
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ostzcso, Google 


Am 3. Februar 1890 brachte der „Deutſche Reichsanzeiger“ fol: 4. 2. 1890. 
gende zwei Allerhöchfte Erlaſſe: 

Ich bin entſchloſſen, zur Verbefferung der Lage der deutſchen 
Arbeiter die Hände zu bieten, ſoweit die Grenzen es geftatten, 
welche Meiner Fürforge durch die Nothwendigfeit gezogen werden, 
die deutſche Induſtrie auf dem Weltmarkte concurrenzfähig zu er= 
halten und dadurch ihre und der Arbeiter Eriftenz zu fihern. Der 
Nücdgang der heimifchen Betriebe durch Verluſt ihres Abſatzes im 
Auslande würde niht nur die Unternehmer, fondern auch ihre 
Arbeiter brotlos machen. Die in der internationalen Concurrenz 
begründeten Schwierigkeiten der DVerbefjerung ber Lage unferer 
Arbeiter laffen fih nur durch internationale Verftändigung der an 
der Beherrſchung des Weltmarkts betheiligten Länder, wenn nicht 
überwinden, doch abſchwächen. In der Ueberzeugung, daß auch 
andere Regierungen von dem Munfche befeelt find, die Beftrebungen 
einer gemeinfamen Prüfung zu unterziehen, über welche die Arbeiter 
diefer Länder unter ſich ſchon internationale Verhandlungen führen, 
will IH, daß zunächſt in Franfreih, England, Belgien und der 
Schweiz durch Meine dortigen Vertreter amtlich angefragt werde, 
ob die Regierungen geneigt find, mit uns in Unterhandlungen zu 
treten behufs einer internationalen Verftändigung über die Mög: 
lichkeit, denjenigen Bedürfniffen und Wünſchen der Arbeiter ent 
gegen zu fommen, melde in den Ausftänden ber legten Jahre und 
anderweit zu Tage getreten find. Sobald die Zuftimmung zu 
Meiner Anregung im Princip gewonnen fein wird, beauftrage Ich 
Sie, die Cabinete aller Regierungen, welde an ber Arbeiterfrage 
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den gleichen Antheil nehmen, zu einer Conferenz behufs Berathunz 
über die einfchlägigen Fragen einzuladen. 
Berlin, den 4. Februar 1890. 
Wilhelm IR. 
An den Reichsfanzler. 


Bei Meinem Negierungsantritt habe Ich Meinen Entihluf 
fund gegeben, die fernere Entwidelung Unferer Gejeggebung ir 
der gleihen Richtung zu fördern, in welcher Mein in Gott ruben: 
der Großvater Sich der Fürjorge für den wirthſchaftlich ſchwäche 
ren Theil des Volkes im Geifte Kriftliher Sittenlehre angı: 
nommen hat. 

So werthvoll und erfolgreich die durch die Gefeggebung und 
Verwaltung zur Verbeflerung der Lage des Arbeiterftandes bisher 
getroffenen Maßnahmen find, fo erfüllen dieſelben doch nicht di: 
ganze Mir geftellte Aufgabe. 

Neben dem weiteren Ausbau der Arbeiterverfiherungsgeiez: 
gebung find die beftehenden Vorſchriften der Gewerbeordnung über 
die Verhältnife der Fabrifarbeiter einer Prüfung zu unterziehen, 
um den auf diefem Gebiet laut gewordenen Klagen und Wünjcen, 
foweit fie begründet find, gereht zu werben. 

Diefe Prüfung hat davon auszugehen, daß es eine ber Aui: 
gaben der Staatögewalt ift, die Zeit, die Dauer und die Art 
der Arbeit fo zu regeln, daß die Erhaltung der Gefundheit, die 
Gebote der Sittlichkeit, die wirthſchaftlichen Bedürfniſſe der Ar: 
beiter und ihr Anſpruch auf geſetzliche Gleichberechtigung gewahrt 
bleiben. B 

Für die Pflege des Friedens zwifchen Arbeitgebern und Arbeit: 
nehmern find gefegliche Beftimmungen über die Formen in Aus: 
fiht zu nehmen, in denen die Arbeiter durch Vertreter, welche ihr 
Vertrauen befigen, an der Regelung gemeinfamer Angelegenheiten 
betheiligt und zur Wahrnehmung ihrer Interefien bei Verhandlung 
mit den Arbeitgebern und den Drganen Meiner Regierung ber 
fähigt werben. Dur eine folde Einrichtung ift den Arbeitern 
der freie umd friedliche Ausdrud ihrer Wünfche und Beſchwerden 
zu ermöglichen und den Staatsbehörben Gelegenheit zu geben, fih 
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über die Verhältniffe der Arbeiter fortlaufend zu unterrichten und 
anit den Letzteren Fühlung zu behalten. 

Die ftaatlihen Bergwerke wünſche Ich bezüglich der Fürforge 
für die Arbeiter zu Mufteranftalten entwidelt zu jehen, und für 
den Privatbergbau erftrebe Ich die Herftellung eines organifchen 
Verhältniſſes Meiner Bergbeamten zu den Betrieben behufs einer 
der Stellung der Fabrifinfpectionen entſprechenden Auffiht, wie fie 
bis zum Jahre 1865 beftanden hat. 

Zur Vorberatdung diefer Fragen will Jh, daß der Staats: 
rath unter Meinem Vorſitze und unter Zuziehung derjenigen ſach— 
kundigen Perfonen zufammentrete, welche Jh dazu berufen werbe. 
Die Auswahl der Lesteren behalte Ich Meiner Beitimmung vor. 

Unter den Schwierigkeiten, welche der Ordnung der Arbeiter: 
verhältnifje in dem von Mir beabfichtigten Sinne entgegenftehen, 
nehmen diejenigen, welche aus ber Nothwendigfeit der Schonung 
der heimiſchen Induftrie in ihrem Wettbewerb mit dem Auslande 
fi) ergeben, eine hervorragende Stelle ein. Ich habe daher den 
Reichskanzler angewiefen, bei den Regierungen der Staaten, deren 
Induſtrie mit der unferigen den Weltmarkt beherrfht, den Zus 
jammentritt einer Conferenz anzuregen, um die Serbeiführung 
gleihmäßiger internationaler Regelungen der Grenzen für die Ans 
forderungen anzuftreben, welde an die Thätigfeit der Arbeiter ge— 
ftelt werden dürfen. Der Reichskanzler wird Ihnen Abſchrift 
Meines an ihm gerichteten Erlaſſes mittheilen. 

Berlin, den 4. Februar 1890. 

Wilhelm R. 
An die Minifter der öffentlichen Arbeiten 
und für Handel und Gewerbe. 


€3 fiel fofort auf, daß beide Grlaffe der Gegenzeihnung bes 
Reichskanzlers und Minifterpräfidenten entbehrten, und da es nicht un: 
befannt war, daß ihr Inhalt mit den wiederholt geäußerten Anfchauungen 
des Reichsfanzlers über Maß und Umfang der Arbeiterfchußgejeßgebung 
in Widerſpruch ftand, jo wurde das Fehlen der reichskanzleriſchen Unter: 
ſchrift als ein Zeichen mangelnden Einverftändnifjeg mit den der Jnitia: 
tive des Kaiſers entiprungenen Erlaſſen aufgefaßt. Dem war auch 
fo. Fürft Bismard hatte in der Botſchaft vom 17. November 1881, 
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die die Periode der Socialteform einleitete, die Grenze angegeben, 
bis zu der der Staat in ber Erfüllung der von der Eocialdemokratie 
erhobenen Forderungen gehen durfte, ohne felbft auf die Bahn der 
Revolution hinüberzugleiten. Mit der Sicherung der Arbeiter gegen 
die Gefahren der Krankheit, des Unfalls, des Alter und der Invali-⸗ 
dität war für ihn die fociale Reform erfhöpft, allen Anträgen auf 
Beſchränkung ober Verbot der Sonntags, der Frauen: und Kinder: 
arbeit verjhloß er fein Ohr. Nicht daß er unempfängli gemein 
wäre für das theoretifhe Ideal, dem dieſe Anträge entiprangen, aber 
als ein Mann der Praris, der gemöhnt ift, die Dinge zu nehmen, 
wie fie find, nit, wie fie ſich theoretifch darftellen, fonnte er in 
einer nur durch Eingriffe in die Autonomie des Arbeiters zu er: 
reichenden Beſchränkung der Arbeitszeit und Arbeitögelegenheit einen 
Nugen weder für den Arbeiter noch für den Staat jehen. Denn eö 
liegt auf der Hand, daß eine Beſchränkung der Arbeitszeit auch eine 
Minderung des Arbeitslohns zur Folge haben muß, wenn anders 
die Imduftrie concurrenzfähig erhalten werden und der Staat felbit 
nicht unter dem Rückgang der Induſtrie leiden fol, und deshalb ner: 
langte Fürft Bismard ftet3 als Vorbedingung einer gefeglihen Regelung 
der Angelegenheit den Nachweis, wie der Ausfall an Arbeitslohn und 
an Arbeitsleiftung ohne Nachtheil für Arbeiter, Induſtrie und Staat 
erfegt werden folle. Mit diefen Anfhauungen, wie fie Fürſt Bismard 
zulegt im Jahre 1885 in mehreren Reden vor dem Reichstag ent: 
wickelt hatte, ftanden die Erlafje des Kaiſers im Widerfprude, und 
da nicht wohl anzunehmen war, daß ber Reichskanzler feine aus einer 
langen Beihäftigung mit den Fragen der Gocialreform gewonnenen 
Anfichten geändert haben fönne, fo bebeutete das Fehlen ber Unter: 
ſchrift allerdings einen Proteft gegen die Erlaſſe. Wir wiſſen jet, daß 
Fürft Bismard mit den Entwürfen zu den beiden Schriftſtücken überrajdt 
wurde, als er am 24. Januar 1890 nad) einer mehrmonatlihen Abweſen⸗ 
heit von Friedrichsruh nad) Berlin zurüdfehrte. Seine Meinung war es, 
den Kampf mit der focialdemofratihen Partei, deren Führer alle von 
Seiten des Etaates herrührenden Mafregeln zur Hebung und Beſſerung 
der Lebenshaltung und Lage des Arbeiter nur ala widerwillig dar: 
gereichte Broden verächtlich zu machen fuchten, aufzunehmen, keineswegs 
aber mit der Begehrlichkeit der Arbeiter über die von Anfang an ge: 
ftedten Ziele hinaus zu pactiren. In diefer Abficht Hatte er dem Reichs: 
tag eine Vorlage wegen Erneuerung bes Socialiftengefeges gemacht, deſſen 
Geltung am 30. September 1890 ablief; freilich hatte er ſchon damals 
bemerken müffen, daß er nicht bloß bei einem Theile feiner Collegen 
im preußifhen Minifterium, fondern auch an maßgebender Stelle eine 
der feinigen entgegengefegte Anſchauung vertreten fand. Geleitet von 
der Anſicht, daß die focialdemofratiihe Bewegung in letzter Gonfequenz 
feine Rechts-, fondern eine Madtfrage fei und als ſolche behandelt 
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werben müfje, wenn man den Beftand ber geltenden Staats: und 
Geſellſchaftsordnung mit Ausfiht auf Erfolg in der Zukunft ficher 
ftellen wolle, war es ihm unverftänblih, daß die Frage der Aufhebung 
des Socialiftengefeßes vom juriftiichen Standpunfte, ftatt von dem ber 
Erhaltung und der Sicherung des Staates entſchieden werden follte. 
Da e3 ihm nicht gelang, den Kaifer von der Richtigkeit feiner Anficht 
zu überzeugen, hielt er fi von den Verhandlungen des Reichstags 
über die Erneuerung des Soialiftengefege fern, um bort nicht Ueber: 
zeugungen Ausdrud geben zu müffen, die mit denen „ber maßgebenden 
Zukunft“ in Widerſpruch ftanden. Der Kronrath vom 24. Januar, in 
dem Minifter v. Boetticher die Entwürfe vorlas, belehrte den Reiche: 
Tanzler, daß die Kluft zwifchen den Anſchauungen des Monarden und 
den eigenen in einer der mwichtigften Fragen des mobernen Staatslebens 
unausfüllbar geworben war. Entſchloſſen, nicht die Verantwortlichkeit 
für einen Schritt zu übernehmen, der ins Verderben führen fonnte, 
vermeigerte er feine Zuftimmung. Das Einzige, was er that, war, 
die Erlaffe den Wünſchen des Kaiſers entfprechend auszuarbeiten, jedoch 
in vielfach abgeſchwächten Wendungen; als Neues fügte er die Säge 
über die Befragung des Staatärathd und über die Berufung einer 
internationalen Conferenz ein, in ber ftillen Hoffnung, daß fid inner: 
halb diefer Verathungsinftanzen ſachlundige Leute finden würden, die 
gegen die zu meit gehenden Tendenzen Widerſpruch auf Grund der Er: 
fenntniß ihrer Unausführbarfeit erhöben. 

€3 hängt mit diefem Gegenfag der Meinungen zufammen, daß 
Fürft Bismard den Kaifer um Enthebung von dem Amte des Handels: 
minifter3 bat, die ihm am 31. Januar gewährt wurde. Das Mini 
fterium für Handel und Gewerbe wurde dem Oberpräfidenten der 
Rheinprovinz, Frhrn. v. Berlepſch, übertragen. Aud aus den übrigen 
preußiſchen Aemtern gedachte fih Fürft Bismard zurüdzuziehen, nur 
Ihien ihm der Zeitpunkt dazu megen ber ungünftigen Wirkung, Die 
ein folder Schritt auf die Wahlen zum Reichstag haben konnte, nicht 
geeignet. Dagegen wünfchte er das Amt des Reichskanzlers und des 
Auswärtigen Minifters in Preußen vorläufig beizubehalten, weil er 
fein Vermögen an Erfahrung und Vertrauen Niemandem übertragen 
Tonnte. 


Der Staatsrath, durch befondere Ernennungen erheblich verftärkt, 
wurde Dienftag, 11. Februar 1890, durch den Kaifer mit folgender 
Rede eröffnet”): 


*) „Deutf—er Reichsanzeiger“ 14. Februar 1890 Nr. 42. 
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Meine Herren Mitglieder des Staatsraths! 


Durch Meinen Erlaß vom 4. d. find Sie davon unterrid:c 
worden, daß es Mein Wille ift, das Gutachten des Staatsratbs 
über diejenigen Maßnahmen zu hören, melde zur befjeren Reue: 
lung der DVerhältnifje des Arbeiterftandes erforderlich find. Es 
entipricht der Bedeutung, welche der Staatsrath in der Monarbir 
einnimmt, daß die wichtigen, auf dieſem Gebiete einer gedeihlichen 
Löjung harrenden Fragen von Ihnen einer gründlichen Prüfung 
unterzogen werden, bevor die aufzuftellenden Geſetzentwürfe an die 
parlamentariichen Körperichaften gelangen, denen die endgültige 
Beſchlußfaſſung darüber verfaffungsmäßig zufteht. Ich lege Wertb 
darauf, daß der aus den verfchiedenften Berufskreifen zujammen: 
gefegte Staatsrath auf Grund der in ihm vertretenen praftiichen 
Erfahrungen die von Mir in Ausfiht genommenen Vorſchläge auf 
ihre Zwedmäßigteit, Ausführbarfeit und Tragweite einer gewiſſen- 
haften und vorurtheilsfreien Prüfung unterzieht. 

Ernft und verantwortungsvoll ift die Aufgabe, zu deren Löſung 
Ich Sie hierher entboten habe. Der den Arbeitern zu gemährende 
Schuß gegen eine willfürlihe und fchranfenlofe Ausbeutung der 
Arbeitskraft, der Umfang der mit Rüdfiht auf die Gebote ber 
Menſchlichkeit und der natürligen Entwidelungsgejege einzuichränfen: 
den Stinderarbeit, die Berüdfihtigung der für das Familienleben 
in fittlicher und wirthſchaftlicher Hinſicht wichtigen Stellung der 
Frauen im Haushalte der Arbeiter und andere damit zujammıen: 
hängende Verhältniffe des NArbeiterftandes find einer verbeiterten 
Regelung fähig. Dabei wird mit ſachkundiger Beſonnenheit er: 
wogen werden müſſen, bis zu welcher Grenze unjere Induſtrie 
eine durch ftrengere Vorfchriften zu Gunften der Arbeiter erhöbte 
Belaftung der Productionsfoften ertragen Tann, ohne durd den 
Wettbewerb auf dem Weltmarkte die lohnende Beihäftigung der 
Arbeiter beeinträchtigt zu jehen. Dadurch würde ftatt der von 
Mir erftrebten Förderung eine Schädigung der wirthichaftlichen 
Lage der Arbeiter herbeigeführt werden, Um dieje Gefahr zu ver 
meiden, bedarf es eines hohen Maßes weifer Bejonnenheit. Denn 
die glüdliche Löfung diefer unfere Zeit beherrſchenden Fragen ift 
um jo wichtiger, als diejelbe mit der von Mir angeregten inter: 
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nationalen Berftändigung über diefelben in erſichtlicher Medjjel- 
wirkung fteht. 

Nicht minder wichtig für die Sicherung eines friedlichen Ver— 
hältniſſes zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitnehmern find die Formen, 
in melden den Arbeitern die Gewähr dafür zu bieten ift, daß fie 
durch Vertreter, die ihr Vertrauen befiten, an ber Regelung ihrer 
gemeinfamen Thätigfeit betheiligt und zur Wahrnehmung ihrer 
Sntereffen in Verhandlung mit den Arbeitgebern befähigt werben. 
Es wird zu erftreben fein, die Vertretungen ber Arbeiter mit den 
ftaatlihen Berg: und Auffihtsbeamten in Verbindung zu fegen 
und auf diefe Weife Formen und Ordnungen zu Ihaffen, durch 
welde den Arbeitern der freie und friedliche Ausbrud ihrer 
Wunſche und Intereſſen ermöglicht und den flaatlichen Behörden 
Gelegenheit geboten wird, dur Anhörung der unmittelbar Be— 
theiligten fortlaufend über die Berhältniffe der Arbeiter zuverläffig 
unterrichtet zu werden und mit den Letzteren die wünfchenswerthe 
Fühlung zu unterhalten. Auch die weitere Entwidelung ber ſtaat— 
lichen Betriebe zu muftergültigen Vorbildern einer wirkjamen 
Arbeiterfürjorge bedarf der eingehendften ſachtundigen Erwägung. 

Ich vertraue auf die bewährte treue Hingebung des Staats: 
raths bei den Arbeiten, die ihm jetzt bevorftehen. Ich verfenne 
nit, daß gerade auf diefem Gebiete nicht alle wünjhenswerthen 
BVerbefjerungen allein durch ftaatlihe Mafpnahmen zu erreichen find. 
Der freien Liebesthätigfeit der Kirche und Schule verbleibt daneben 
ein weites Feld jegensreiher Entfaltung, durch welde die gejeh- 
lichen Anordnungen unterjtügt und befruchtet werben müſſen, um 
zu voller Wirkſamkeit zu gelangen. Aber wenn es mit Gottes 
Hilfe gelingt, die berechtigten Intereffen des arbeitenden Volkes 
auf Grund der von Ihnen zu machenden Vorjchläge zu befriedigen, 
jo wird Ihre Arbeit Meines Königlichen Dankes und der An- 
erfennung der Nation gewiß fein dürfen. 

Die Ihrer Berathung zu unterftellenden Vorlagen werden 
Ihnen unvermeilt zugehen. Ich beftimme zur Theilnahme an der 
Berathung die beiden Abtheilungen für Handel, Gewerbe, öffent: 
liche Bauten, Eifenbahnen und Bergbau und für Angelegenheiten 
der inneren Verwaltung, denen Ich eine Anzahl ſachkundiger Per— 
onen zumeijen werde. Die Mitglieder diejer Abtheilungen erjuche 
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Ich, fih am 26. d. M., elf Uhr, in den Ihnen zu bezeichnend:r. 
Räumlichkeiten zu verfammeln. 

Zum Referenten beftimme Jc den Oberbürgermeiſter Miquel 
und zum Correferenten ben Geh. Finanzrath Jende. 

Ich behalte Mir vor, nach Abſchluß der Abtheilungsberathungen 
den Wiederzufammentritt bes Staatsraths zu beftimmen und wünſche 
Ihnen zu Ihrer Arbeit den Segen von oben, ohne welchen menſch⸗ 
liches Thun niemals gedeihen ann. 


Die privaten Rathgeber des Kaiſers, deren Einwirkung vis 
Schwenkung in der inneren Politik zuzufchreiben war, hatten von den 
Erlafjen eine hervorragend verföhnende Wirkung erwartet, die fidh bei 
den bevorftehenden Wahlen zum Reichstag durch eine Niederlage der 
focialdemofratifchen Partei und ber ihr verwandten Fractionen offen: 
baren werde. Aber die Erlaſſe zeitigten eine andere Frucht. Die 
focialdemofratifche Agitation bemächtigte fi ihrer, um für bie Partei: 
ſache Capital daraus zu ſchlagen. Ueberall mwurbe den Majien dus 
Coangelium verkündet, daß der Kaifer felbft fih am die Spige ber 
Socialdemokratie geftellt habe und den mächtigen Einfluß des Deutjchen 
Reichs für die internationale Anerkennung der focialiftifchen Forderungen 
geltend zu machen bereit fei, unb die Folge der umehrlihen und un: 
wahren Behauptung war eine bedeutende Zunahme ber focialiftifchen 
Stimmen und ein ftarfer Rückgang der nationalliberalen und der con: 
fervativen Stimmen. Angefihts der Gefahr, die den deutſchen Reichs: 
inftitutionen aus einer folhen Bunahme ber oppofitionellen Parteien 
erwachſen konnte, erſchien es dem Fürſten Bismard mie eine Feigheit, 
feinen Poften zu verlaffen, und, wenn aud für den Kaifer wie für 
den Kanzler außer Zweifel ftand, daß die amtlichen Beziehungen in 
einer nicht mehr fernen Zukunft wegen der principiellen Meinungsver: 
Schiedenheiten gelöft werden müßten, fo famen Beide doch dahin überein, 
daß der genauere Zeitpunkt und die Modalitäten der Entlafjung des 
Kanzlers erft feftgeftellt werben follten, nachdem derſelbe die Berhand: 
lungen mit bem neuen Reichstage über die beabfichtigte Militärvorlage 
geführt haben würde, aljo etwa im Mai oder Juni. 

Der Staatörath wurde am 28. Februar geſchloſſen; das Ergebnik 
feiner Sigungen war das Programm für die Berathung ber inter: 
nationalen Gonferenz über die Regelung der Arbeit in imbuftriellen 
Anlagen und Bergwerken. Ihre Einberufung mar das letzte Werk des 
Fürften Bismard. 
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Die erfte Anregung gab er in einem an bie deutſchen Miffionen 


im Auslande gerichteten Rundſchreiben vom 8. Februar 1890, das in’ 


der uns vorliegenden franzöfifchen Ueberfegung — ber beutfche Text ift 
bisher nicht, veröffentlicht worden — alfo lautet”): 


Vu la concurrence internationale sur le marchö du 
monde et vu la communaut6 des intöröts qui en provient, 
les institutions pour l’amölioration du sort des ouvriers ne 
sauraient d’ötres röalistes par un seul Etat, sans lui rendre 
la concurrence impossible vis-A-vis des autres. Des mesures 
dans ce sens ne peuvent donc &tre prises que sur une 
base &tablie d’une maniöre conforme par tous les Dtats 
intöresses. Les classes ouvriöres des diff6rents pays se 
rendant compte de cet ötat des choses, ont 6tabli des rap- 
ports internationaux qui visent à l’amdlioration de leur 
situation. Des effets dans ce sens ne sauraient aboutir 
que si les Gouvernements cherchaient & arriver par la 
voie de conförences internationales & une entente sur les 
questions les plus importantes pour les int6röts des classes 
ouvriäres. 

Votre Excellence se rendra compte que le repos du 
dimanche, la reduction du travail des femmes et des enfants 
et une limite de la journse du travail sont les questions 
principales qu’on aura & traiter. 

D’ordre de Sa Majest& l’Empereur et Roi, je prie Votre 
Excellence de faire connaitre les intentions de Sa Majestd 


) Staatsarchiv, herauögegeben von $. Delbrüd, Bb. LI Nr. 10058 
©. 212. — Ueberfegung: Angefihtd des internationalen Wettbewerbs auf 
dem Weltmarkte und Angefihts der daraus hervorgehenden Gemeinſamkeit der 
Interefien würden die Einrichtungen zur Verbefferung des Looſes der Arbeiter 
nicht von einem Staate allein verwirklicht werben fünnen, ohne ihm ben Mett- 
bewerb ben anderen gegenüber unmöglih zu machen. Mafregeln in dieſer 
Beziehung können alfo nur auf einer Grundlage getroffen werden, die von 
allen intereffirten Staaten auf übereinftimmende Weife gelegt ift. Indem bie 
arbeitenden Clafjen der verſchiedenen Länder fih von dieſem Stande der Dinge 
Rechenſchaft gaben, haben fie internationale Beziehungen hergeftellt, welche auf 
bie Verbeſſerung ihrer Lage abzielen. Anftrengungen in diefem Sinne würden 
nur dann zum Ziele führen können, wenn bie Regierungen auf dem Wege 
internationaler Gonferenzen zu einer Verftändigung über die für die Intereffen 
der arbeitenden Claſſen wichtigften Fragen zu gelangen fuchten. 

Ew Ereellenz wird ſich Rechenfchaft davon geben, daf die Sonntagsruhe, 
bie Herabfegung der Frauen- und Kinderarbeit und eine Veſchrantung bes 
Arbeitstags die wichtigſten Fragen find, über die man zu verhandeln haben wird. 

Auf Befehl Sr. Majeftät des Kaiferd und Königs bitte ich Em. Excellenz, 
den Minifter der Auswärtigen Angelegenheiten mit den Abfichten Sr. Majeftät 
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au Ministre des Affaires ötrangäres et de me faire savoir, 
si le Gouvernement de ... serait disposé & entamer avec 
nous et les Gouvernements des autres pays industriels une 
discussion & ce sujet. D&s que nous serons assurös que le 
Gouvernement ... est dispos& & entrer avec nous en dé- 
liberations sur cette question, nous en dösignerons plus 
exactement le programme. 

Votre Excellence trouvera ci-joint le texte complet du 
rescrit de Sa Majesté l’Empereur et Roi. 

J’autorise Votre Excellence à donner lecture de ces 
instructions et annexes à M. le Ministre des Affaires &tran- 
geres et à lui en laisser copie, s’il le desire. 

von Bismarck. 


Nah Eingang der Antworten, die fämmtlih dem deutſchen Ans 
trag auf Zufammentritt einer internationalen Conferenz principiell 
— wenn aud vielfach mit Vorbehalt — zuftimmten, erging noch im 
Februar 1890 die Einladung Deutſchlands in folgendem Schreiben, 
das von den Botſchaftern in London, Paris, Rom und Wien, ſowie 
den Gefandten in Bern, Brüffel, Haag, Kopenhagen und Stodholm 
den Miniftern der Auswärtigen Angelegenheiten desjenigen Landes, 
bei defien Regierung fie beglaubigt waren, überreicht wurde: 

Auf Befehl feiner Regierung beehrt ſich der Unterzeichnete u. ſ. w. 
unter Bezugnahme auf die mündliche Mittheilung vom .. Februar 
1890 zur Kenntniß Er. Excellenz u. f. m. zu bringen, daß 
Se. Majeftät der Kaiſer vorſchlägt, es folle eine Verfammlung 
ftattfinden von Vertretern der Regierungen, welche fih bafür 
intereffiren, das 2008 ber Fabrik. und Minenarbeiter zu ver« 
beffern, damit diefe Delegirten über die Fragen von internatio- 
naler Bedeutung berathen können, melde auf der Anlage ver: 
zeichnet find. Da jene Fragen ohne politifche Tragweite find, 
ſo erſcheinen diefelben geeignet, in erfter Linie ber Prüfung von 
Fahmännern unterworfen zu werben. Um die Eröffnung und 


belannt zu maden und mid) miffen zu Laffen, ob die Regierung .. . geneigt fein 
mürbe, mit und und ben Regierungen ber anderen Induftrielänber eine barauf 
Bezüglie Discuffton zu eröffnen. Co bald ald wir bie Verſicherung erhalten 
Haben werben, da die Regierung ... geneigt ift, mit und über biefe Frage 
in Berathungen einzutreten, werben wir genauer baB Programm berfelben 
bezeichnen. 

Em. Ercellenz findet anbei ben vollftändigen Tert des Erlaſſes Sr. Majeſtät 
des Raifer3 und Königs. 

Ich ermächtige Em. Ercellenz, den Herrn Minifter der Auswärtigen Ans 
gelegenheiten dieſe Inftructionen fammt Anlagen lefen zu laſſen und ihm Ab- 
fgrift zurüczufaffen, wenn er es wünfdt. 
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den meiteren Berlauf der Berathung zu erleichtern, hat die 
Kaiferlihe Regierung ein Programm entwerfen lafien, deſſen 
Tert biefer Note beigefügt ift. Der Unterzeichnete beehrt fich, 
Se. Excellenz u. |. w. zu bitten, ihn wiſſen zu lafien, ob bie 
. . . Regierung geneigt ift, an ber in Ausſicht genommenen 
Gonferenz Theil zu nehmen, melde in Berlin am 15. März 1890 
zufammentreten wird. Der Unterzeichnete geftattet fi hinzuzu⸗ 
fügen, daß eine gleichlautende Einladung gleichzeitig abgegangen 
ift an die Regierungen Ihrer Majeftäten des Kaiſers von 
Defterreih:Ungarn, des Königs der Belgier, bes Königs von 
Dänemark, der franzöſiſchen Republik, Ihrer Majeftät der Königin 
von Großbritannien, der ſchweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft, Ihrer 
Majeftäten des Königs von Italien, des Königs der Niederlande 
und des Königs von Schweden und Norwegen. Der Unter: 
zeichnete ergreift u. f. w. . 


3) Daß ber Note beigefügte Programm für bie Berathung ber inter 


nationalen Conferenz, betreffend die Regelung ber Arbeit in induftriellen An- 


lagen 


I. 


W. 


und Bergwerten, lautet; 

Regelung der Arbeit in Bergmerfen. 1. Iſt die Beichäftigung unter 
Tage zu verbieten a) für Kinder unter einem beftimmten Lebensalter, 
b) für weibliche Perſonen? 2. Iſt für Bergwerke, in denen bie Arbeit 
mit befonberen Gefahren für bie Gejunbheit verbunden ift, eine Be- 
ſchränkung der Schichtdauer vorzufehen? Iſt es im allgemeinen Inter— 
eſſe möglich, um die Regelmäßigkeit ber Kohlenförderung zu ſichern, die 
Arbeit in den Kohlengruben einer internationalen Regelung zu unter⸗ 
ftellen? 


. Regelung der Sonntagsarbeit. 1. Iſt die Arbeit an Sonntagen der 


Regel nad), und Nothfälle vorbehalten, zu verbieten? 2. Welde Aus- 
nahmen find im Falle des Erlafjes eines ſolchen Verbots zu gejtatten? 
3. Sind biefe Ausnahmen durch internationale Abkommen, durch Geſetz 
ober im Verwaltungswege zu beftimmen? 


. Regelung der Kinderarbeit. 1. Sollen Kinder bis zu einem gemiffen 


Zebensalter von der inbuftriellen Arbeit außgeichloffen werden? 2. Wie 
ift das Lebengalter, bis zu welchem bie Ausſchließung ftattfinden foll, 
zu beftimmen? Gleich für alle Induftriegweige oder verfchieden? 3. Welche 
Beſchränkungen der Arbeitäzeit und der Beihäftigungsart find für die 
zur inbuftrielen Arbeit zugelafjenen Kinder vorzufehen ? 

Regelung der Arbeit junger Leute. 1. Soll die inbuftrielle Arbeit 
jugendlicher Berfonen, weiche das Kindedalter überfehritten haben (I. II.), 
Beſchränkungen unterworfen werben? 2. Bis zu welchem Lebensalter 
follen die Beſchränkungen eintreten? 3. Welche Beſchränkungen find vor— 
zuſchreiben? 4. Sind für einzelne Induſtriezweige Abweihungen von 
den allgemeinen Beitimmungen vorzufehen? 

Regelung ber Arbeit meiblier Perfonen. 1. Sol die Arbeit ver- 
heiratheter Frauen bei Tage ober bei Nacht eingeſchränkt werben? 
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An demfelben Tage, an dem die internationale Conferenz in 
Berlin unter dem Vorfig des Minifters v. Berlepſch im Reihöfanzler: 
palais ihre Sigungen eröffnete, am 15. März 1890, trat dad Ereigniß 
ein, das zu einer beſchleunigten Beendigung der Kanzlerkrifis führte. 
Es darf als eine Ironie des Schickſals angejehen werden, daß ber 
Abg. WindtHorft, mit dem Fürft Bismarck während bes größten Theils 
feiner Amtöthätigfeit in Vertretung ber Intereffen des Deutſchen Reichs 
die härteften Kämpfe zu beftehen hatte, berufen war, dabei eine von 
ihm felbft kaum gemollte Role zu fpielen. Am 14. März ließ Windt- 
horſt durch Herrn v. Bleichröder vertraulich anfragen, ob Fürft Bismard 
bereit fei, ihm zu einer Unterredung zn empfangen. Fürſt Bismard 
verhehlte dem Vermittler feine Verwunderung barüber nit, daß ein 
Mann wie der Abg. Windthorft, der Führer des Centrums, überhaupt 
erft einer berartigen Anfrage zu bebürfen glaube, da ja durch lang: 
jährige Praxis befannt fei, daß Fürft Bismard es für feine dienſtliche 
Pfliht Halte, jeden Reichstagsabgeordneten, gleichviel welcher Partei, 
zu empfangen, der fih unter Berufung auf dieſe feine Eigenfchaft bei 
ihm melben laffe. Er empfing demgemäß alsbald den Abg. Winbt: 
horſt und hatte eine etwa anderthalbftündige Unterrebung mit ihm. 
Fürft Bismard hatte das geſchäftliche Bedürfniß, zu erfahren, melde 
Haltung das Centrum in dem neu gewählten Reihätage einnehmen und 
welde Anfprüde es ftellen werde. Bon dem Verſuche, irgend eine 
Cooperation einzuleiten, war zwiſchen Bismard und Winbthorft nicht 
die Rede; Jener verhielt ſich lediglich fondirend, und Diefer entwidelte 
die Bebürfnifje des Gentrums nad Mafgabe ber unter den Fatholi- 
ſchen Wählern herrſchenden Stimmung. Die Forderung, die er ftellte 
— Herftellung des vollen status quo ante 1870 — mar für Fürft 
Bismard unannehmbar, eine geſchäftliche Annäherung ber Regierung 
an da8 Centrum wegen ber zu weit gehenden Forberungen beffelben 
mithin ausgeſchloſſen. Im Verlaufe der Unterrebung wurde auch 
die Frage eines Cabinetswechſels erörtert. Der Abg. Windthorft 
bat dringend den Fürften Bismard, in feiner Stellung zu verbleiben, 
und empfahl nur für ben Fall, daß der Entſchluß des Reichskanzlers, 
fein Amt nieverzulegen, unabänderlich fei, die Nachfolge einem General 


2. Sol die inbuftrielle Arbeit aller weiblichen Perſonen (Frauen und 
Mädchen) geroiffen Befgränkungen unterworfen werben? 3. Welde Ber 
ſchrankungen empfehlen ſich in dem Falle? 4. Sind für einzelne In- 
duftriegmeige Abreihungen von den allgemeinen Beftimmungen vorzu- 
ſehen und für melde? 

VI. Ausführung der vereinbarten Beftimmungen. 1. Sollen Beftimmungen 
für die Ausführung der zu vereinbarenden Vorjchriften und deren Ueber- 
wachung getroffen werben? Sollen wiederholte Conferenzen von Ber: 
tretern ber betheiligten Regierungen abgehalten werben, und melde Auf⸗ 
gaben ſollen ihnen geſtellt werden? 
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zu übertragen, weil er bei der unruhigen Lage ber Parteiverhältniffe 
eime civiliftiihe Leitung für bedenklich hielt. Als Fürft Bismard auf 
diefen Gefihtspunft einging, empfahl der Abg. Windthorſt bei einer 
Beiprehung der Perfonenfrage in erfter Linie den General v. Caprivi, 
der fi durch parteilofe und fahlihe Haltung während feiner Ver: 
tretung der Marine im Reichstage aud ala Nebner das Anfehen 
erworben habe, mit dem feine Perjönlichfeit umgeben fei. 

Die Thatſache der Unterredung des Fürften Bismard mit Mindt: 
horſt und der Vermittlerrolle, die Herr v. Bleichröder dabei gefpielt 
hatte, wurde dem Kaifer mitgetheilt und gab ihm Anlaß, dem Kanzler 
bei einer Unterredung, die am Morgen des 15. März in der Amts: 
wohnung des Grafen Herbert Bismard ftattfand, fein Befremben 
darüber audzubrüden. Fürft Bismarck weigerte fih, feinen Verkehr 
mit Abgeorbneten einer Gontrole unterwerfen zu lafien, und nahm 
die Ueberzeugung mit, daß ein Bruch eingetreten fei. Aber in ernfter 
Selbftprüfung kam er doch zu dem Entſchluß, feinerfeit3 alle perföns 
liche Empfindlichkeit lieber zu überwinden, als durch Einreihung feiner 
Entlaffung die Verantwortlichkeit für die von derfelben zu erwartende 
Schädigung der deutſchen Intereſſen zu übernehmen; er brachte noch 
ein Mal, wie fon fo oft, aus amtlihem Chrgefühl und Patriotismus 
ein Opfer, das feiner perſönlichen Selbſtachtung ſchwer gemefen jein 
mag. Wie eine Erleichterung begrüßte er baher die Aufforderung 
zum Rüdtritt, die am 17. März Morgens in amtlicher Form und ohne 
Clauſel ihm zuging. Am Nachmittag deſſelben Tages verfammelte er 
die Minifter um fih zu einer legten Berathung, in der er fie von 
den Vorfällen der letzten Tage unterrichtete. Der Kaifer, dem von 
einem ber Minifter alabald berichtet ward, was im Minifterrath ger 
ſchehen war, nahm daraus die Veranlaffung, am Abend des 17. März 
in einem amtlichen Ereitatorium erneut die Einreihung des Rücktritts- 
geſuchs zu verlangen. Fürft Bismard kam dem Befehle am 18. März 
in einem motivirten Schreiben nah; am 20. März erhielt er die „nach— 
geſuchte“ Entlafjung in folgenden an feine Perfon gerichteten Kaifer: 
lihen Schreiben: 


1. 


Ihrem Antrag entiprehend will Ich Sie von der Stellung 
als Reichskanzler, als Präfident Meines Staatsminifteriums und 
als Minifter der Auswärtigen Angelegenheiten unter Bewilligung 
der gefeglihen Penſion 'hierdurd) in Gnaden entbinden. Zum 
Reichskanzler und Präfidenten des Staatsminifteriums habe Ich 
den commandirenden General des 10. Armeecorps ber Infanterie 
v. Caprivi ernannt und mit der Leitung des Minifteriums ber 


20. 8. 1890. 


20. 3. 1890. 
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Auswärtigen Angelegenheiten einftweilen den Grafen v. Bismard- 
Schönhauſen beauftragt. 
Berlin, den 20. März 1890. 
Wilhelm. 
v. Caprivi. 


2. 


Mein lieber Fürft! 

Mit tiefer Bewegung habe Ich aus Ihrem Gejuhe vom 
18. d. M. erjehen, daß Sie entihloffen find, von den Aemtern 
zurüdutreten, welche Sie feit langen Jahren mit unvergleihlidem 
Erfolge geführt haben. Ich Hatte gehofft, dem Gedanken, Mich 
von Ihnen zu trennen, bei unferen Lebzeiten nicht näher treten zu 
müffen. Wenn Ih gleichwohl im vollen Bewußtſein ber folgen- 
ſchweren Tragweite Ihres Rücktritts jet genöthigt bin, Mich mit 
biefem Gedanken vertraut zu machen, fo thue Ich dies zwar be- 
trübten Herzens, aber in der feften Zuverficht, daß die Gewährung 
Ihres Geſuchs dazu beitragen werde, Ihr für das Vaterland uns 
erfegliches Leben und Ihre Kräfte fo lange wie möglich zu ſchonen 
und zu erhalten. 

„Die von Ihnen für Ihren Entihluß angeführten Gründe 
überzeugen Mich, daß weitere Verſuche, Sie zur Zurüdnahme Ihres 
Antrages zu beftimmen, feine Ausfiht auf Erfolg haben. Ich ent- 
iprehe daher Ihrem Wunſche, indem Ich Ihnen hierneben den er- 
betenen Abſchied aus Ihren Nemtern als Reichskanzler, Präfident 
Meines Staatsminifteriums und Minifter der Auswärtigen An— 
gelegenheiten in Gnaden und in der Zuverficht ertheile, daß Ihr 
Rath und Ihre Thatkraft, Ihre Treue und Hingebung auch in 
Zukunft Mir und dem Vaterlande nicht fehlen werden. 

Ich Habe es als eine ber gnädigften Fügungen in Meinem 
Leben betrachtet, daß Ich Sie bei Meinem Regierungsantritt ale 
Meinen erften Berather zu Seite hatte. Was Sie für Preußen 
und Deutjhland gewirkt und erreiht haben,- was Sie Meinem 
Haufe, Meinen Vorfahren und Mir gemefen find, wird Mir und 
dem deutſchen Bolfe in dankbarer, unvergängliger Erinnerung 
bleiben. Aber auch im Auslande wird Ihrer weifen und that 
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Träftigen Friedenspolitif, die Ich auch fünftig aus voller Weber: .20. 8. 1890. 
zeugung zur Richtſchnur Meines Handelns zu machen entiäloffen 
bin, allezeit mit ruhmvoller Anerkennung gedacht werden. Ihre 
Verdienſte vollwerthig zu belohnen, fteht nicht in Meiner Macht. 
Ih muß Mir daran genügen lafjen, Sie Meines und des Vater- 
landes unauslöfhlihen Dankes zu verfihern. Als ein Zeichen 
dieſes Dantes verleihe Ich Ihnen die Würde eines Herzogs von 
Zauenburg. Auch werde Jh Ihnen Mein Iebensgroßes Bildniß 
zugehen lafjen. 

Gott fegne Sie, Mein lieber Fürft, und ſchenke Ihnen noch 
viele Jahre eines ungetrübten und durch das Bewußtfein treu er= 
füllter Pflicht verflärten Alters. 

In diefen Gefinnungen bleibe Jh Ihr Ihnen auch in Zukunft 
treu verbundene, dankbarer Kaifer und König 

Berlin, den 20. März 1890. 

Wilhelm I.R. 
An den Fürften v. Bismard. 


3 


Ich Tann Sie nicht aus ber Stellung ſcheiden ſehen, in ber 
Sie fo lange Jahre hindurch für Mein Haus, wie für die Größe 
und Wohlfahrt des Vaterlandes gewirkt, ohne auch als Kriegsherr 
in inniger Dankbarkeit der unausloſchlichen Verdienfte zu gedenken, 
die Sie fi um Meine Armee erworben haben. Mit weitblidender 
Umſicht und eiferner Fetigfeit haben Sie Meinem in Gott ruhen- 
den Herrn Großvater zur Seite geftanden, als es galt, in ſchweren 
Beiten die für nöthig erkannte Reorganifation unferer Streitkräfte 
zur Durhführung zu bringen. Sie haben die Wege bahnen helfen, 
auf melden die Armee, mit Gottes Hilfe, von Sieg zu Sieg ge 
führt werben konnte. Heldenmüthigen Sinnes haben Sie in den 
großen Kriegen Ihre Schuldigkeit ala Soldat gethan. Und feit- 
dem, bis auf diefen Tag, find Sie mit nie raftender Sorgfalt und 
Aufopferung bereit gemwejen, einzutreten, um unferem Volke die 
von den Vätern ererbte Wehrhaftigfeit zu bewahren und bamit 
eine Gewähr fir die Erhaltung der Wohlthaten des Friedens zu 
ſchaffen. Ich weiß Mid) eins mit Meiner Armee, wenn Ich den 
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20.3.1890. Wunſch hege, den Mann, der fo Großes geleiftet, auch fernerhin 
in der höchſten Rangftellung ihr erhalten zu jehen. Ich ernenne 
Sie daher zum General-Oberften der Cavallerie. mit 
dem Range eines Generalfeldmarfhalls und hoffe zu 
Gott, daß Sie Mir no viele Jahre in diefer Ehrenftellung er- 
halten bleiben mögen. 

Berlin, den 20. März 1890. 
Wilhelm R. 
An den General der Cavallerie, Fürften von Bismard, à la suite 
des Nüraffierregiments v. Seydlig (Magdeburgiihen) Nr. 7 und 
des 2. Garde-Landwehrregiments. 
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Deutfher Bund 457. „Diplomaten 
des D. 8.8" ald kränkende Bezeich⸗ 
nung 260. 

Deutſches Reich. Friedenspolitit bes 
D. R.3. feit 1871: 177 ff. Mittler 
tolle des D. R.E in ben Differenzen 
wWiſchen Defterreich und Rußland 184. 
Beziehungen bes Deutſchen Reichs zu 
Defterreih 178 f., zu Rußland 179 f. 
218. 442 ff., zu Italien und Eng⸗ 
Land 185. 575, zu Franiteich 184 f., 
189. 218 f. Permanenz der Kriega- 
gefahren für das D. R. feit 1870: 
454 f. Gefährdung des D. R.3 in 
Folge feiner geographifhen Lage 
jwifhen zwei Militärmächten 455. 

Deutiland: Zunahme des wohiſtandes 
in Deutfgland feit 1878: 220 ff. 
2727. Interejfen D.8 an der Er- 
haltung der Grogmagstftellung Defter= 
veich 216. Geringfügigkeit bes deut 
ſchen Intereſſes im Drient 217. 
D. kann nur einen Defenfiofrieg 
führen 471. D.3 Krieg mit Frank⸗ 
reich 185 ff. — Deutiche Fehler: 
Auslänberei 320. Mangel an Natio- 
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nalgefuhl 88. Wiberftreben gegen 
nationales Zufammenhalten 456. 
Kampfeszorn vornehmlich in Fragen 
bes Glaubens 347. Freude am 
Kampf mit dem Landsmanne 354. 
Nörgelei gegenüber Forberungen ber 
Regierung, bie der Sicherheit des 
Landes gelten 215. Weberfuß von 
Seldftändigteit die Urfache der deut⸗ 
fen Zerriffenheit 629. — Deutjche 
Tugenden: Ramerabfgaft ber deut» 
ſchen Soldaten 470. Der Deutſche 
ift dem Ratinaihaß unzugänglicher 
als irgend eine anbere Nation 473. 
— Deutfder Krieg von 1866: 
Haltung der Fortfehrittäpartei gegen= 
über dem d. 8. 318 f. — Deutid- 
franzöfifher Krieg von 1870: 
Haltung der Fortſchritispartei 319 f. 

Dienftag. „Vom D. auf ben Donnerd- 
tag" 537. 

Diplomatie. Aufgabe der D. 369. 
Entfagungö- und bornenvolle Arbeit 
bes Diplomaten 122. 

Donnerftag. „Jeden D.“ 210. Der 
Neihstanzler Tann nit nur den 
„näcften D." im Auge haben 581. 
588. „An irgend einem D.“ 636. 
— Bol. Dienfiag, 

Trei-Raifer- —2 178 f. 188 f. 
454. 400 f. 

Drohungen der Preffe eine unglaub- 
liche Dummbeit 476. 

Druderihmwärze auf Papier 443. „Dro: 
hende Geftaltung der D.” 477. 

Duett Bismard-Stirum 308. 

Duldſamkeit des Dr. theol. Bismarck 
und ihre Örenzen 544 f. 

Dummpeit, menfhlihe 77. 


Einigungöfriege, deutfche, ein zwingen 
des Hiftoriiches Ergebniß früherer 
Jahrhunderte 177. 

Eintommenfteuer, Reform der E. Ger 
fegentwurf 661. 

"enkengia, bundemarige» 316. 

Gijaß-Xothringen. Frankreichs Streben 
nad dem Wiedergeminn von €.:2. 190. 
Die Eifäffer Französlinge find durch 
einen voreiligen Beihlug des Reichd- 
tags zugelajjen worden 628. 

en demeure fegen 255. 299. 

Engelözungen. Mit €. reden 624. 

England. Beziehungen €.3 zum Deut- 
ſchen Reihe 185. E. ift Deutſch— 
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lands traditioneller Bundesgen:”t 
575. Engliſche Ariftofrarie 311. 

Grisapfel 395. 

ErHlärung ber preuktiden Megierun: 
vom 5. 4. 1886: 70. 

Erlafie Bismards an Hayielp: 
el. 10.1888): 524 f., (22.10. 18»: 
525 ff. ©. an Heinrid VII. 
(4. 3.1880): 18, (4. 4. 18: 
(20.4. 1880): 3, t 
(14. 5. 1880): 3, (21.5. 
— €. an Generalconful Ri, 
helles (6. 10. 1888): 518 f. — 
€. an den Gejanbten v. Baeder: 
©otter (8. 11. 1883: 528 f. 
— €. bed Garbinalftaatöjecretärs 
Nina an Runtius Jacobini 
(23. 3. 1880): 19. — €. Kailer 
Wilhelms I. an Bismard 
(4. 2.1890): 665 f., anv. Berlepid 
(4. 2. 1890): 666 f., an Bismard 
(20. 3. 1890): 677 ff. 

Erwerbs ⸗ und Wirthſchaftsgenonen⸗ 
jchaften, Gejegentwurf, betr. Die Rege- 
lung ber €. u. ®. Bl. 

„&8 thut mir lang fon weh, daß ich 
Did) in der Gejelliaft feh“ 62%. 

exceptio firmat regulam 225. 470 

expressis verbis 403. 

extrömes. Les e. se touchent 628. 


Faden. „Denfelben 5. in einer ande 
ren Nummer mweiterfpinnen“ 115. 

Falls Rüdtritt 14. 

Farben, g eſundheitsſchädliche. Berbor 
ihrer Bermenbung zur Serftelung 
von Lebensmitteln 417. 

fata trahunt 325. 

Fechtboden. „Die ‚Baften auf dem 5. 
nieberlegen“ 114. 

feu sacre 188. 189. 190. 

Finafferien 244. 

Flottwelliches Syitem 108. 

Forum, inneres 84. 627. 

Fortſchrittspartei |. Parteien. 

Fractionsorden, parlamentariſche 34. 

Fraction Stahl 638. 

Francis plöpliger Tod 10. 84. 

Srontfurter Fürftentag 451. 

Frankreich. Bemühungen Deutihlands 
um Ausföhnung mit Fr. 184 ff. Bor 
pularität eines Kriegs mit Deutih: 
land in Fr. 188 f. Fr.s Angriff auf 
Deutſchland ift fiher, wenn es fih 
überlegen glaubt 191 f. 241. Was 
















Sadj-Regifter. 


kann in Fr. zur Kriegserklärung 
treiben? 206 ff. Fr. und Rußland, 
bie Hechte im europäifgen Karpfen 
teiche 456. Fr. haht alle feine Rach⸗ 
barn 466. Seine Neigung zu fpio- 
niren und zu beftehen 473. Der 
‚anzoje ijt vegierbarer als ber 
jeutiche 630. Wie erklärt ſich die 

Anhängligjteit der Franzofen an die 
jeweilige Regierung? 639. 

Sreifinnige Bartei f. Parteien. 

Friede. Bon einem F. Tann nie Jeder⸗ 
mann befriedigt jein 336. Kein F. 
ift dauernd 337. 

Friedenspolitit des Deutſchen Reichs 
feit 1871: 177 fi. 

Friede, Frankfurter 404. 

Friede von Aifolsburg, „ Ungufelebenfeit 
mit dem $. v. N. 

Friede von San ee fein Meiſter⸗ 
wertk der Diplomatie 461. 

Friedensſchlüfſe zwifhen Staaten find 
anders aufzufafien, als folde zwi: 
fen Staat und Kirde 109 f. 118. 

Friebrich II. Webernahme ber Kaifer- 
lien Würbe 482 ff., der Königlichen 
Würde 495 f. 

„Friß, Vogel, ober ftir” 295. 

funditus 265. 

fundus instructus 120. 

furor teutonicus 472. 

furtim 316. 


„Gahrend Drachengift“ 110. 

Garantie der eigenen Schüchternheit 
457. 

„Garten des Reichs“ 535. 

Gebührenordnung der Rechtsanwälte. 
Gefegentwurf 417. 

Geheimnikträmerei, diplomatiſche 545. 

Geiftliche. Strafgemalt ber ©.n 339. 

Geländer (bilblih) 457. 

„Geld iſt das Wenigfte” 194. 

Gemeinde. Die G. die Grundlage der 
evangelifhen Kirche 376. 

Gensitenf haften, freie. Gefegentwurf 


Georgs V. Beziehungen zu Napoleon III. 
224. Seine Haltung vor und nad, 
dem Kriege 245 ff. Sein Bünbniß 
mit Framteich ift-mit dem italienifje 
preußiſchen nicht zu vergleichen 266 f. 

Gerichtsbarkeit, freiwillige. Geſetent⸗ 
wurf, betr. den Koſtenanſatz in An⸗ 
gelegenheiten ber fr. ©. 662. 

Bismards politiihe Reden. XI. 
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„Germania”. Die ©. ift fein Inter 
pret ber Abſichten der Curie, fondern 
ein Organ unzufriedener Leute 97. 
Beziehungen ber ©. zum Centrum 
238. 256. 274. Die ©. heit zum 
Claſſenhaß 244. 

Gefeg, jedes, ift ein Verzicht bes Staates 
auf ein Hoheitäreht im conftitutio- 
nellen Staate 343. 

Gefege, Gejegentwürfe. G., betr. bie 
Alterd- und Invaliditäts— 
verfigerung 429. 597 fi. ©, 
betr. die Aufnahme einer Anleihe 
für Smede ber Bermaltung bes 
Reichsheeres 439. G., betr. die Ber 
förberungbeutfjer Anfiebelungen 
in ben Provinzen Wejtpreußen und 
Bofen 98 f._ G., betr. die Abzwei- 
gung ber Golonialverwaltung 
vom Auswärtigen Amte 459. ©., 
betr. die Reform der Einkommen⸗ 
fteuer und bie Uebermeifung von 
Realfteuern an bie Communalverz 
bände 661. G., betr. Regelung der 
Erwerbs⸗ und BWirthfhafts- 
genoffenfhaften 515. G. betr. 
die Verwendung gefundheits- 
fgädliger Farben bei Her- 
ftellung von Nahrungsmitteln 417. 
&., beit. die Errichtung unb Erhal- 
tung von Fortbildungsfgulen 
in den Provinzen Weftpreußen und 
Poſen 105. ©., betr. die Erhöhung 


der Friedenspräfenzftärte bes 
beutfchen Heeres 139. 143 ff. 146 ff. 
416. ®., betr. die Aenberung ber 
Gehatensennung be Rechts⸗ 
anmälte 142. 417. 


betr. bie 





höhung der Hetreibezölle 428. 
®., betr. bie Ermeiterung ber © 
fugniffe der Innungen lt. 
betr. Abänderung der firdenpo| 
tifhen Gefege: Exfte Novelle 37. 
126; zweite Novelle 48. 128; britte 
Novelle 59. 129; vierte Novelle 65. 
130; fünfte Novelle 284. 330 ff. 
G., betr. die Rrantenverfiche: 
rung 515. G, betr. die allgemeine 
Landesverwaltung und Zuftäns 
bigfeit der Verwaltungs und Ver⸗ 
waltungsgerichtäbehörben in der Prı 
vinz Pofen 648. G., betr. bie 
Kreis unbBrovinzialorbmung 
4 
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nalgefühl 88. Widerftreben gegen 
nationales Zufammenhalten 456. 
Kampfeszorn vornehmlich in Fragen 
des Glaubens 347. Freude am 
Kampf mit dem Landsmanne 354. 
Bar gegenüber Forderungen der 
jegierung, die ber Sicherheit bes 
Fr gelten 215. Ueberfguß von 
Selbftändigteit die Urſache der deut- 
f&jen Zerriffenheit 629. — Deutihe 
Tugenden: Kameradſchaft der deut⸗ 
{chen Soldaten 470. Der Deutfche 
ift dem Rationalhak unzugänglier 
als irgend eine anbere Ration 473. 
— Deutfder Krieg von 1866: 
Haltung der Fortichrittäpartei gegen- 
über dem d. K. 318 f. — Deütſch⸗ 
franzöfifher Krieg von 1870: 
Haltung der Fortferittäpartei 319 f. 

Dienftag. „Vom D. auf den Donnerd- 
tag" 537. 

Diplomatie. Aufgabe der D. 369. 
Entfagung3- und bornenvolle Arbeit 
bes Diplomaten 122. 

Donnerftag. „eben D.“ 210. Der 
Neihstanzler farın nit nur den 
„nächſten D.“ im Auge haben 581. 
588. „An irgend einem D.“ 636. 
— Bgl. Dienftag. 

aifı — 178 f. 188 f. 
454. 400 f. 

Drohungen der Preſſe eine unglaub- 
liche Dummheit 476. 

Druderichwärze auf Bapier 198. „den 
hende Geftaltung der D.“ 

Duett Bismard-Stirum Son.“ 

Duldſamkeit des Dr. theol. Bißmard 
und ihre Grenzen 544 f. 

Dummpeit, menſchliche 77. 


© 





Einigungötriege, deutſche, ein zwingen⸗ 
des Biftoriches Crgebniß früherer 
Jahrhunderte 177. 

Einfommenfteuer, Reform der E., Ger 
fegentrwurf 661. 

PBxsdngin, Exkaprigen 376. 

Elfaß-Lotringen. Frankreihe Streben 
nad dem Wiedergewinn von €.:2.190. 
Die Elfäffer Französlinge find durch 
einen voreiligen Bejchluß des Reichs 
tags zugelafien worden 628. 

en demeure fegen 255. 299. 

Engelözungen. Mit €. reden 624. 

England. Beziehungen E.8 zum Deuts 
fen Reihe 185. E. ift Deutich- 








Sach⸗Regiſter. 


lands teabitioneller Bundesgenoffe 
575. Englife riſtotratie 311. 

Grisapfel 395. 

Erklärung der preußiſchen Regierung 
vom 5. 4. 1886: 70. 

Erlafje Bismards an Hagjelbt 
er 1888): 524 ., (22.10.1853): 

25 ff. G. an Heinrich VILReuß 

* 3.1880): 18, (4.4. 1880): 21, 
1m. 41 (3 30, 


‚(21 3 

. an Generalconful Ride: 
helles (6. 10. 1888): 518 5. — 
€. an den Gefandten v. Baeder- 
®otter (8. 11. 1888): 528 f. 
— €. des Carbinalftaatsiecretärs 
Nina an Runtius Jacobint 
(23. 3. 1880): 19. — €. Naifer 
Wilhelms I. an Bismard 
(4. 2. 1890) : 665 f., anv. Ber lepſch 
(4. 2. 1890): 666 f., an Bismard 
(20. 3. 1890): 677 ff. 

Erwerbs⸗ und Wirthigaftägenofien- 
Ichaften, Gefegentwurf, betr. Die Rege- 
Iung der G. u. ®. 515. 

„&3 thut mir Lang fhon weh, daß ich 
Di in der Geſeliſchaft Te 628. 

exceptio firmat regulam 225. 470. 

expressis verbis 408. 

extr&mes. Les e. se touchent 628. 





Faden. „Denfelben F. in einer andes 
ten Nummer mweiterfpinnen“ 115. 

Falls Rüdtritt 14. 

Farben, & ——— Verboi 

erwendung zur Herftell 

von Lebensmitteln 417. ne 

fata trahunt 325. 

Fechtboden. „Die Waffen auf dem F. 
nieberlegen“ 114. 

feu sacre 188. 189. 190. 

Finafferien 244. 

Flottwelfches Spitem 108. 

Forum, inneres 84. 627. 

an f. Parteien. 
ractionsorben, parlamentariſche 344. 

Fraction Stahl 639. 

Frandis plöglier Tod 10. 84. 

Frankfurter Füritentag 451. 

Frankreich. Bemühungen Deutſchlands 
um Ausföhnung mit Fr. 184 ff. Bor 
pularität eined Kriegs mit Deutjch: 
land in Fr. 188 f. &7.3 Angriff auf 
Deutſchland ift fier, wenn e# fih 
überlegen glaubt 191 f. 41. Was 


Sad-Regifter. 


kann in Sr. zur Kriegserklärung 
treiben? 206 ff. Fr. und Rußland, 
die Hechte im europäiichen Karpfen 
teiche 456. Fr. hat alle feine Rad 
barn 466. Seine Neigung zu fpio- 
niren und zu beftechen 473. Der 
Franzoſe ift vegierbarer als ber 
Deutice 630. Wie erklärt ſich die 
Anhänglichteit der Franzofen an die 
jeweilige Regierung? 639. 

Sreifinnige Partei |. Parteien. 

Friede. Von einem F. kann nie Jeder⸗ 
mann befriebigt fein 336. Kein F. 
ift dauernd 337. 

Friedenspolitit des Deutſchen Reihe 
feit 1871: 177 fi. 

Triebe, Frankfurter 404. 

Friede von Arolabung,, Unzufriebenheit 
mit bem $. o..R. 337. 

Friede von San Stefano, fein Meifter- 
wert der Diplomatie 461. 

Friedensſchlüſſe zwiſchen Staaten find 
anders aufzufafien, als folde zwi: 
{hen Staat und Kirche 109 f. 118. 

Friebri) III. Nebernahme der Kaijer- 
lichen Würde 482 ff., ber Königlichen 
Würde 495 f. 

„Friß, Vogel, oder ftirb" 295. 

funditus 265. 

fundus instructus 120. 

furor teutonicus 472. 

furtim 316. 


„Gäßrenb Drachengift· 110. 
Garantie ber eigenen Schüternheit 


457. 
„Garten des Reichs“ 585. 
Gebührenordnung der Rechtsanwälte. 
Gefegentwurf 417. 
Geheimnißträmerei, diplomatifche 545. 
Geiftliche Strafgewalt der G.n 339. 
Geländer (bilblih) 457. 
„Geld ift dad Wenigfte” 194. 
Gemeinde. Die G. die Grundlage ber 
evangeliſchen Kirche 376. 
Gensftenfäaften, freie. Gejegentwurf 


Georgs V. Beziehungen zu Napoleon III. 
224. Seine Haltung vor und nad, 
dem Kriege 245 ff. Sein Bundniß 
mit Frankreich iſt mit dem italieniſch⸗ 
preußiſchen nicht zu vergleichen 266 f. 

Gerichtsbarkeit, freiwillige. Geſetzent⸗ 
murf, betr. den Koftenanfag in An- 
gelegenheiten ber fr. ©. 662. 

Bismards politiiße Reden. KIL. 
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„Germania“. Die ©. ift kein Inter: 
pret ber Abfichten ber Curie, fondern 
ein Organ unzufriedener Leute 97. 
Beziehungen ber ©. zum Centrum 
238. 256. 274. Die ©. het zum 
Saffengab 244. 

Geſetz, jebes, ift ein Verzicht bed Staates 
auf ein Hoheitsrecht im conftitutio- 
nellen Staate 343. 

Gefege, Gefepentwürfe. G., betr. die 
Alter3- und Invaliditäts— 
verfigerung 229. 597 ff. ©, 
betr. die Aufnahme einer Anleihe 
für Zwecke ber Verwaltung bes 
Neihäheeres 439. G. betr. die Ber 
förberungbeutfherAnfiedelungen 
in ben Provinzen Weſtpreußen und 
Vofen 98 f._©., betr. bie Abzweir 
gung der Golonialverwaltung 
vom Auswärtigen Amte 453. ©., 
betr. die Reform der Einfommen: 
fteuer und bie Uebermeifung von 
Realfteuern an bie Communalver- 
bände 661. G., betr. Regelung ber 
Erwerbs: und Wirthfhafts- 
genoffenfgaften 515. ©, betr. 
die Verwendung gefundheits- 
fhädlider Farben bei Her- 
ftellung von Nahrungsmitteln 417. 
©., betr. bie Errichtung und Erhai⸗ 
tung von Fortbildungsfgulen 
in den Provinzen Meftpreußen und 
Poſen 105. ©., betr. die Erhöhung 
der Friedenspräfenzftärfe bes 
beutfchen Heeres 139. 143 ff. 146 ff. 
416. ©., betr. die Aenberung ber 
Gebührenordnung ber Rechts— 
anmälte 142. 417. ©., betr. bie 
Berhältniffe ber freien Genofien- 
ihaften 429. G., betr. bie Er 
höhung der Getreidezölle 428. 
&., betr. bie Erweiterung ber 8 
fugniffe der Innungen 41t. 
betr. Abänderung der irchenpo 
tifhen Gefege: Crfte Novelle 37. 
126; zweite Novelle 48. 128; britte 
Novelle 59. 129; vierte Novelle 65. 
130; fünfte Novelle 284. 330 ff. 
©., betr. die Krankenverſich 
rung 515. ©, betr. bie allgemeine 
Landesverwaltung und Zuftänz 
bigfeit der Verwaltungs 













vinz Pofen 648. 
Kreis: und PBrovinzialorbnung 


4 
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für Shlesmwig-Holftein 494. G., 
betr. bie Theilung von Kreifen 
in den Provinzen Weftpreußen 
und Bofen 284. ©., betr. die An- 
ftellung unb das Dienftverhältniß der 
Lehrer und Lehrerinnen an 
den öffentlichen Voltefhulen im Ger 
biete der Provinzen Weftpreußen, 
Bofen und des Regierungäbegirtes 
Oppeln 105. ©.,betr. die Feitftellung 
derLeiftungen für Boltsfgulen 
284. 322. G., betr. die Errichtung 
notarieller Urfunden 662. ©., 
betr. die Beſtreitung der Koften ber 
Drtspolizei494. G., betr. die Auf⸗ 
hebung der Reihabant 652. G., 
betr. die Abänderung des Reich s⸗ 
militärgefeges vom 2. 5. 1874: 
651. ©., betr. die Einführung des 
Inftituts der Rentengüter 661. 
&., bett. die Beftrafung von Schulz 
verfäumniffen im Gebiete ber 
Schulordnung für bie Elementar⸗ 
fufen der Provinz Preußen 2c. 105. 
©., betr. die Belämpfung bed Scla- 
venhandels und Schuß ber beut= 
ſchen Zntereffen in Oftafrita 559 ff. 
©., betr. bie Errichtung eines Semi⸗ 
nars für orientalifhe Spra— 
hen 142.417. ©., betr. die Revifion 
des Servistarifö und der Clafjen- 
eintheilung der Drte 142. 417. ©, 
betr. die Erneuerung des Socia- 
Liftengefege8 652. G, betr. die 
Stempelfteuer für Pacht- und 
Miethverträge über Immobilten 646. 
©., betr. die Unfallverfiherung 
für die in land» und forftmirthe 
daftlichen Betrieben beicäftigten 
Arbeiter 284, der Seeleute 141. 416, 
der bei Bauten beſchäftigten Arbeiter 
141. 416. G., betr. Menberungen 
der Wehrpflicht 428.435 ff. ©., 
betr. die Regulirung des Unterlaufs 
der Weich ſel 494. ©, betr. den 
Berker mit Wein 429. G., betr. 
die Fürforge für die Wittmen und 
Waifen der Angehörigen des Reichs⸗ 
heeres und der Kaiferlihen Marine 
140. @., betr. ben Wegfall der Witt- 
wen: und Waifengelbbeiträge 
der Officiere und Beamten 428. 

Gefege, Eirpenpolitifche. Die Dater- 
ſafl der In G. muß Zürft Bismard 
ablehnen 77 f. 315 f. 








Sach⸗Regiſter. 


Gelekgefungamafgine. Sangfumteit ber 
327. 


Geteibenie. Gefegentwurf, betr. bie 
Srsähung der ©. 428. 

Gordiſcher Rnoten 177. 319. 
gratis 84. 

araminn 349. 899; g. ber Ber- 
brieglichteit 339. 

Grobpeit, cuituriampferiſche 122. 

Großftaaten. Die Politik der ©. gleicht 
ber Lage zweier Reijenden, bie ein: 
ander im Walde begegnen, ohne ſich 
zu kennen 217. 





Haine commune 229; »gl. 296. 

Hamburgs Anſchluß an den Zollverband 
bes Reihe 514. 

Handelävertrag mit Oeſterreich· Ungatn 
430, mit der Schweiz 514, mit 
Spanien (Berlängerung) 135. 

Handwerk, neines Das H. 9. Tann 
für die Gefegebung des Reichs nicht 
maßgebend jein 641. 

Hannibal ante portas! 212. 

‚Hannovers Wiebergerftellung kann nur 
die Zolge einer Nieberlage Deutie- 
lanbs fein 195. 293. 245. 8 
Lungen Preußens mit H. im Frühling 
1866: 246 ff. — Bgl. 

Haß, gemeinfamer ru es Na 
ment 296, vgl. 229. H. unb Liebe 
haben in den gegenfeitigen Beziehun - 
gen ber Bölter feinen Raum 466. 

Hechteimeuropäif—en Karpfenteiche456. 

‚der, beutf—es. Das d. 9. kann von 
den wedhfeinden Majoritäten beB 
Reichstags nicht abhängig fein 202. 
259. Das d. 9. ein Palladium 229. 
Mastvolltommenteit des Kaifers in 
Bezug auf die Beftimmung bes Prä- 
fenzftandes beim Mangel einer Ber: 
einbarung mit bem Reichstag 199 f. 
235. 269. Gefegentwürfe, betr. die 
Erhöfung ber Friebenspräfenzftärte 
des d. 9. 139. 416. Gefegentwurf, 
betr. die Fürforge für Wittwen und 
Waiſen der Angehörigen bes Reichs: 
heeres und ber Marine 140. Gejet- 
entwurf, betr. eine Anleihe für 
Bwede der Bermaltung des Reiche 
deeres 439. 

Hekuba:Bulgarien 182 f. 258. 268. 

Hemmfchub, „centraler" 375. 

Herodes und Pilatus, ihre Freund⸗ 
jchaft 296. 


Sad-Regifter. 


Herrfcher über gebogene Kniee 249. 
Hubertuäburger Trieben 379. 
dopotheten (bilblich) 343. 


I. Den Punkt aufs i jegen 198. 
Sasebind: Unterbanblungen mit 3. 17. 
378. 


Jagd Hinter milden Gänfen zu Pferde 85. 

Jamaica. Koſten ber Aufhebung der 
Sclaverei in 3. 534. 588. 

Ioeal, das, ift auf der Welt nicht zu 
finden 359. 

Jeden Mann und jeden Groſchen 227. 
256; jeden Mann und jeben Thaler 
249, jeden Pfennig und jeden 
Mann 225. 

„ihres Nichts durchbohrendes Gefühl“ 
274. 


In blanco-Anmeifung 229. 

In good old colonial times, when 
we lived under a king 457. 

in nuce 336. 

ineidenter 536. " 

Induftrie und Aderbau müffen Hand 
in Hand gehen 631. 

Innungen. Gefegentwurf, betr. bie 
Grmeiterung der Befugniffe der J. 


Zah ationen, unböflige 401. 
nterefenpotitit im Gegenfag zu Macht⸗ 
447, 


Invaliden auf dem Lande 638. 

Johenni. „Schnelligkeit eines um 3. 
rechtzeitig verwarnten Rathes des 
Miniftertums“ 591. 

Italien. Beziehungen 3.3 zu Deutſch⸗ 
land 185. Preußens Bünbnig mit 
3. 1866: 266 f. 


Kaiſer, ber, als Depofitar ber Rechte 
der Bundesfürften 2 

Kaiſerliches oder 5 Satans! 202. 
213. 233. 234 f. 

Kämpfe mit — Feinden haben 
andere Regeln ais ſolde mit äußeren 
85. 

Raramanenhandel. 
in Afrita 586. 

Karolinen. „Lumperei“ der K. 216. 
2412. 

Karpfenteich, europäiſcher 456. 

Kirche, evangeliſche, kann dem Staate 

jegenüber nicht die abfolute Fleich- 
[#0 mit ber katholiſchen 8. bean- 


Rüdgang des K.s 
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ſpruchen 875 ff. 393 ff. Wie kann 
der Staat ber ev. 8. helfen? 376 ff. 
Kirge, katholiſche. Beilegung bes 
Streites mit der I. K. 3ff. Ein- 
Friede zwiſchen Staat und f. 8. ift 
Immer nur ein modus vivendi 109 f. 
Der Friede mit der k. 8. entehrt 
nicht den preußiſchen Staat 78 f. 
Unlerſchied zwiſchen k. gms eo K. 
376. Die #. und ev. R. genießen 
Parität, aber nicht Döllige Gleichheit 
in ſtaaisrechtlicher Beriehung 887. 
Kirhthurmapolitit 629. 
— Onno, als Geſchichtsſchreiber 
271. 


Anden des pommerſchen Grenabiers 


König, Darf der Name des Königs 
von Preußen in ber Debatte er⸗ 
mwäßnt werben? 311. 

Königthum, preußifhes 311 f. 

Kopf und Kragen 225. 

Krantenverfiherung(Gefegentwurf)315. 

Krankfein, diplomatiſches 123. 

Auen Der daB R. Bat, fegnet fi 

5. 

Krieg. Jeder K.ift eine Calamität 191. 

Briegögefahren feit 1848: 448 ff. Ans 
gel iche Kriegsgefahr von 1875: 219. 


Rent. Ereußens Haltung im K. 

44: 

Kryptorepublicaner ber Fortſchritts⸗ 
partei 305. 


La revanche pour Sadowa 319. 
lächeurs de leurs compatriotes 584. 
Sanbtag, Preußifer (14. 1. bi8 30. 
6. 1886): 1 ff. (15. 1. Bi 14. 5. 
1887): 279 fi. (14. 1. Bi8 26. 5. 
1888):489ff. (27. Bis 28. 6. 1888): 
505 ff. (14. 1. Biß 30. 4. 1889): 
(15. 1. bie 18. 6. 1890): 
657 fi. 


Zappalien 473. 

le feu sacré de la revanche 188. 
189. 190. 

Legion, melfiihe 223 f. " 

Zeiftungen für Volksſchulen. Geſetz⸗ 
entwurf, betr. die Feftftellungen von 
2. fı ®. 284. 322. 

Leos XIII. Wohlwollen und Intereſſe 
an der Befeſtigung des Deutſchen 
Reichs 90. Bismarcks Vertrauen zu 
2. Ids f. 117. 
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les extrömes se touchent 628. 

Lewis’ Einfall in die deutſchen Beſitzun⸗ 
gen in Südmweitafrita 539 ff. 

«lex imperfecta 328. 

„Riberal fein — da ſchwimmt man mit 
dem Strom“ 630. 

Lieutenant, auslandiſcher. Selbftgefühl 
bes a. 2.3 beim britten Glas Cham- 
pagner 472. 

Zohgerber, betrübter 120. 

love’s labour's lost 209. 

Züden in ber Berfafjung 276. 

LZüdentheorie 276. 

Suremburger Frage (1867): 186. 262. 


zus "der eigenen Meinung 112. 117, 
der abweichenden Meinung 368. 


Magtpolitit im Gegenfag zu Inter⸗ 
eſſenpolitik 

Maigeſetze. Ruckblid auf bie Geneſis 
der M. 77 ff. Die M. waren von 
vornherein Kampfgefege 79 ff. 344 f- 
386. 403. Upirov Jeoäog d. I. 87. 
Inieweit ift Vimard_an den D.n 
betheiligt? 77ff. 315f. DieM. waren 
eine bebauerliche Nothivenbigteit, find 
aber fein Balladium des Staates 78. 
Ihre Aufrechterhaltung ift feine 
Ehrenfrage für den preußiſchen Staat 
78 f. Welde Beftunmungen ber M. 
find entbehrlich ? 84 f}. Zuſage einer 
Revifion der M. 92. hre Auf- 
hebung hindert nicht eine fpätere 
Erneuerung 113. 347. Ihre Aufs 
gabe bedeutet feine Minderung der 
Hoheitäreghte des Staates 343. — 
gl. Culturkampf, Kirche, katholiſche. 

Majorität. Heterogene Zufammenfegun, 
der M. des Reichstags 228 f. 230 f. 
295. — Bismart hat feine Furgt 
vor M.en 364. 

majus 318. 

Nammon 89. 

Marine, deutſche. Wohlwollen ber 
liberalen Partei für die M. 214. 
Coulanz des Reichetags in Berug 
auf die M. („zu Waſſer“) 236. Vers 
änderungen in den Commandover⸗ 
Hältniffen der d. M. 590 ff. 

Martertammer 225. 

Mofella. Unterhanblungen Bismarcks 
mit M. 8. 84. 378. 

Wafjentritt ber Arbeiterbataillone 626. 

Melinit und andere Exploſivkörper 





Sach⸗Regiſter. 


wird Niemand dauernd als Mobiliar 
ber eigenen Wohnung betrachten 
wollen 345. 

Memorandum, betr. die deutſch-eng⸗ 
iiſche Action in Oftafrita (5. 10. 
1888): 522 ff. 

Met oder Belfort? Epiſode aus den 
Unterhanblungen mit Thiers 187. 

Nitado 311. 

„Nild) ber frommen Dentungsart“ 110. 

miles gloriosus 192. 219. 

militärfromm 591. 

Nilitärreorganifation. Bekämpfung der 
M. duch die Fortfeprittpartei 312. 

Winifter find nicht immer in der Lage, 
ihrer perönligen Meinung Ausdrud 
nen 76. —F en * darf 
nicht Parteimann fein, ebenjo wenig 
ein Doctrinär 369. M. haben immer 
nad) ber salus publica zu fragen 
m Gewiſſenhaftigkeit deuticher W. 


i diatslinie 87. 

misera contribuens plebs 351. 

Nißtrauen töbtet Freundfaft 217. 

Moberamen 199. 269. 

moderator 200. 

modus vivendi 28. 29. 111. 366. 
378. 380. 397. 402. 406. 

Moltkes Reden zu dem Gefegentwurf, 
betr. bie Erhöhung ber jjriedend- 
des beutfhen Heeres 
158 ff. 173 f. 

Ronargie. Senfitutionee Veſchrãn⸗ 
tungen der M. 0 

Monopol. M.e neben kommen als 
Folgen eines unglüdlichen Krieges 
294 f. Die Furcht vor Men als 
Agitationgmittel 314 f. 

„Muß e3 gleid) fein?" 5RI. 

Mutinybil 259. 

Mutter. „Bei M.n unterkriechen“ 551. 


„Rad Canofja gehn wir nicht!" 83. 

Ne parlez jamais de la guerre, mais 
pensez-y toujours! 188. 

Neufchäteller Frage 449 f. 

Nitolsburger Verhandlungen 465. 

Non possumus 29. 

Non-valeurs, politiiche 353. 

Rord-Oftfee-Canal 640. 

nota bene 545. 

Note Hayfeldt3 an Lord Salisburg 
@. 11. 1888): 527 f. Roten Jaco⸗ 
binis an Schlöger (19.1. 1883): 58, 


Sadj-Regifter. 


(26. 3. 1886): 70.96, (4. 4. 1886): 
73, (25. 4. 1886): 105 f. 108. Note 
Sötögers an Jacobint (5.5.1888): 
56. 


Ob causas eiviles et politicas 360. 

obiter 484. 

Obſtructionspolitik ber Reichstags⸗ 
majorität 324. 

Officiere und offeie, deutſche: 
Lob ihrer Gute 

offieium trahit Ss. "ie. 

Dimüger Punctation 448. 458. 

Opportunijt. Mas ift ein D.? 869. 

DOppofition, engliſche und deutſche 554. 

Drbden, eine für den Katholifen unent- 
Behrliche Inftitution 338. 387 f. 406. 
Die Tatholifhen O. find minder un- 
bequem als bie parlamentarijhen 
Fractionsorden 344. 

Drdnungdruf. Werth des D.ed in par: 
lamentariſchen Discuffionen 87. 

Drientalifhe Krifen feit 1809: 446. 

Detspafige, Gefegentwurf, betr. die 
Betreitung der Koften der D. 494. 

Oftafrifa. Genefts des oftafrifanifhen 
Aufftandes 517 ff. Werth bes Ber 
ſitzes der oftafrifanifchen Küfte 581. 
585 f. 598. Aufhebung ber Blocade 
der oftafrifanifchen Küſte 653. 

Hftrumelien. Aufftand in D. 144. 

Defterreih-Ungarn. Ausföhnung des 
Deuticen Heic® mit De.U. bas Ziel 
der Bolitit Bismarddnad 1866: 178f. 
Schwierigleit ber Erhaltung bes Frie- 
dena zwiſchen De. und Rußland 184. 
De.8 Beziehungen zum Drient 216. 
Intereſſe De. an der Erhaltung der 
Großmagtftellung Deutfnlands 216. 
De.3 Eriftenz ald Großmacht eine 
Nothmwendigteit für Deutichland 466. 
Deutfg:öfterreigif—er Bünbnigver- 
trag 486 ff. Hanbelövertrag mit 
De.-U. 430. 


Bapft. Eintreten des Papftes Leo XIII. 
für die Septennatsvoriage 417. 
Papſtthum, für den deutichen Katho— 
lifen eine inländifhe Inſtitution 
361. 384. 385. 

pari passu 21. 29. 

Parlament. Stellung der Regierung zu 
Initiativanträgen aus dem Schonke 
der parlamentarif hen Berfamm- 
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lungen 394. Ferlamentariſche Frac⸗ 
tionsorden 3: 

Parteien. Gentrum: Annäherung 
des C.s an bie Regierung 13. Seine 
Haltung unter Winifter v. Butt: 
tamer 16. 27. 82 f. Haltung ber 
Curie zum ©. 1871: 808. 845 ff. 
Verbindung des C.s mit den anti- 
ſtaatlichen baren 348 f. Angriffe 
des C.3 auf dad Reich die erfte Ber- 
anlafjung zum Culturfampf 370 ff. 
Vorzüge des Es 374. Bünbnik 
zmilgen ©. und Fortferittäpartei 
94 f. Wahleompromiſſe des G.3 mit 
ber Jortfehrittäpartei unb ber focial- 
-bemofratiihen Partei 302. Das 
©. als Berbündeter ber focialdemos 
tratiihen Partei 238 f. Die Be 
enbigung des CGulturfampfes ent» 
sieht dem ©. die Berechtigung feiner 
Eriftenz 231. Das €. repräfentirt 
die datholiſche Kirche im Dienfte des 
Parlamentarismus 91. Das C. als 
Gegner de3 Friedens zwiſchen dem 
Stante und der fatholifhen airche 
351. — Conjervative Partei: 
Urgermanifcher Charakter der c.n P. 
629. Bismard als „alter Herr” der 
en .— Fortigrittspartei 
(beutfch-freifinnige Bartei): Die $. in 
Bunde mit dem Centrum 95. Ihre 
Haltung im Eulturfampf 95. 112 f. 
316. Sünbentegifter der $. jeit 
1862: 318 f. Intereſſe der F. an 
der Fortdauer des Culturfampfes 
78.112. Kryptorepublicanijcer Cha⸗ 
rakter der F. 805 f. Die 5. eine 
Vorfrucht der Socialdemofratie 302. 
352. Die Negation das einzige 
Princip der F. 626. — Reis: 
partei: Die R. ift aud eine con: 
fervative Partei 629. — Social: 
demokratiſche Partei: Die 
. X. ald Verbündete des Gentrums 
237 fi. — Welfiſche Partei: 
Umtriebe ber mn ®. gegen bad 
Deutfhe Reich 402. 

ee 2a deutſches. Zerfahrenheit 

Patriotismus, Srsrsgen des p. 
in Frankrei 


Beitfehe der Fine 680. 
Benelope-Öemerbe 385. 886. 
per majora 621. 

per nefas 638. 
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petitio prineipii 222. 

„Bferdehandel” in ber Politik 225. 

Pfuil=Ruf 626 f. 

Plantagenbau an der oſtafrikaniſchen 
Küfte 586. 

Polen. Haltung ber Fortjchrittäpartei 
in ber polnifen Frage 1863: 318. 
Volnifje Aufftände 450. 456. 

Volonifirung. Fortfgritte ber P. in 
den öftlien Provinzen 103. 

Poritit. Jft die P. einmal falich in- 
ftrabirt, fo fann man nicht auf jeber 
Station umkehren 217. Sociale 
P. Fürft vismarck als Urheber ber 
f- 2. 619. 

Pofen. Gefegentmurf, betr. bie allge: 
meine Landesverwaltung und die 
Zuftänbigteit der Bermaltungd« und 
Verwaltungsgerichtöbehörben in ber 
Provinz P. 648, 

Preſſe. Die P. ift für Bismard 
Druckerſchwärze auf Papier 443. Die 
Kriegöbrohungen der außlänbifden 
B. eine unglaubliche Dummheit 476. 
„Jedes Sand ift auf die Dauer bo 
für bie Zenfter, die feine ®. ein 
flägt, irgend einmal verantwortlich“ 
477. Haltung ber beutihen Hleri- 
talen und liberalen P. in der bul⸗ 
garifhen Frage 255 fi. Die uns 
patriotifche Haltung ber fortfhritt- 
lien ®. 535, ihre Abhangigteit 
und Verlogenheit 538. Bebeutungs⸗ 
Tofigteit der ruffifgen ®. 443. 

Vrebcampagne 463. 

Prehhegerei 182. 

pretium affectionis 116. 

Priefter. Der P. ift ein einregimen- 
tirter Dfficier bes Papſtes 85. 342. 
Geringes Nationalgefühl des beut- 
{gen ®.3 88. Unmöglichleit einer 
Soncurrenz bed Staates auf dem 
Erg der Prieftererziehung 85 ff. 
340 f. 


Prieſterthum und Koönigthum. Ihr 
taufendjähriger Kampf 81. 389; ein 
dauernder Friede zwiſchen beiden 
Geralten unmöglich 82. 109 f.; vgl. 
Gulturtampf, Kirche, Tatholifche. 

primo loco 618. 

principiis obsta! 310. 

promiscue 596. 

mp&rov Yeödog 87. 


publiei Juris 84. 378. 596. 








Sach · Regiſter. 


pudendum 362. 
punctum aaliens 550. 


Quantae molis 317. 
„Dueftenberg im Lager“ 





Rebus sic stantibus 112. 337. 

„Recht muß doc; Redjt bleiben“ 276. 

Rechtsanwälte. Gejegentwurf, betr. 
die Yenberung der Gebührenordnung 
für R. 142. 

„Reden find eine Bataillone” 190. 

Regensburg. Confeilfigung —— 
Minifter in R. 1866: 452. 
Reichstag 292. 
Regierungen, verbündete. Berfaff 
treue der v. R. 233. 292. 317. 
Neichftabt. Abkommen zwiſ chen Defter- 
reich und Rußland zuR.(15.1.18771: 
461. 

Reichsbank. Gejegentwurf, betr. die 
Aufhebung der R. 652. 

Reichdeintommenfteuer. Antrag Ridert 
auf Erhebung einer R. 171. 

Neislanzler. Raß der Berantwort: 
figfeit des R.3 in colonialen Din: 
gi 567 ff. Die Einmifgung des 

3 in bad Commando ber Armee 

und Marine ift forgfältig zu verhüten 
92. 


592. 

Reihömilitärgefeg vom 2. 5. 1874. 
Gefegentwurf, betr. Abänderungen 
des R.es 561. 

Neichäfteuerreform. Wiederaufnahme 
der R. 492. 

Reichstag, Deutſcher (11. bis 20. 9. 
1886): 133 ff. (25. 11. 1886 bis 
14. 1. 1887): 137 ff. (8. 3. bis 
18. 6. 1887): 407 ff. (24. 11. 1887 
bis 20. 3. 1888): 425 ff. (25. bis 
26. 6. 1888): 497 ff. (22. 11. 1888 
bis 24. 5. 1889): 511 ff. (22. 10. 
1889 bis 25. 1. 1890): 649 ff. — 
Rüdgang des Bertrauend ber Regie 
rungen zum D. R. 214. 234. Db: 
ftructionspolitit des D. R. 272. 
Ein „verftänbiger“ R.305. — Reiche: 
tagsauflöfung: Aengſtlichteit ber ver: 
bünbeten Regierungen in Bezug aui 
R. 210. Die Auflöfung ein ver- 
faffungsmäßiges Mittel 249. 275 f. 

Rennen, tobtes 617. 

Rentengüter. Gejegentwurf, betr. die 
Einführung beö Inftituts ber R. 661. 








Sad-Regiiter. 


Rentner, Heine, eine Wohlthat für ven 
Staat 640. 


Reſcript, Raumerfches von 1852: 825. 
8328. 


Refolutionen: R. Bernuth:Befeler 75, 
R. Ridert 171. 

Revanche pour Sadowa 319. 

Richter, Eugen: ala betrübter Lohr 
gerber 120, zerpflüdt biplomatijche 
Noten wie ein Lanbpaftor 120. Can- 
dide⸗ Unbekanntſchaft R.3 mit dem 
Betrieb politiiher Geſchäfte 120. 
R.s äußere Sriöeinung hat nichts 
Verführerifes 121. R. als Lehnd- 
mann bes Centrums 122. 358, 
tatholifcher ald der Bapft 358, hat 
noch nicht die hinreichenden Weihen 
empfangen 360; sujet mixte in 
fractioneller Beziehung 122. Die 
gewinnende Art des Ahg. R. 124. 
R. ald Windthorſts Gefhäftsfreund 
273. R. als Vertgeibiger theuren 
Schnapſes 542. Uebertreibungen 
R.3 553, fein Patriotismus geringer 
als fein Haß gegen Bismard 554; 
R. contra Bamberger 556. R.E 
Tyrannei aud) außerhalb der Partei 
557. 


Richter + Windthorft - Grilfenberger, bie 
militärifchen Autoritäten des Neichd» 
tags 175. 

rompus au mütier 469. 

Royal Niger Company. Uebergriffe 
der R. N. C. 532 ff. 

Rundſchreiben — an die deut⸗ 
ſchen Miſſionen in Sachen ber inter: 
nationalen Xrbeiterf hugconferenz 
673. 674. 

Rußland. Die Freundſchaft zwiſchen R. 
und dem Deutſchen Reiche iſt über 
jeden Zweifel erhaben 179. Deutſc⸗ 
land hat fein Interefjeaneinem Kriege 
mit R. 180. Beziehungen Deutfch- 
lands zu X. 179 f. 218. 442 ff., ihre 
Trübung 458 ff. Ein Bundniß zwi: 
ſchen R. und Deutſchland eriftirt nicht 
218. Hetzerei der beutfchen Prefie 
gegen R. und ihr wahrfgeinlices 
Motiv 255 ff. Motiv der Truppen- 
aufftellungen R.s an den Weftgren- 
zen 444 ff. R.s Rechte in Bulgarien 
474 f. „Wir laufen R. nicht nad“ 
474. R. und Franfreid die Hechte 
im europäifhen Karpfenteiche 456. 
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Sadjfengänger 631. 

aacrificium intellectus 344. 396. 

Saroma, Schlacht bei 319. 

igner & blanc ge je eines unglück⸗ 
—— Kriegs eutſchland wie 
für Frankrei iR 196. 

salus publica 380. ®. p. suprema 
lex 259. 

Salzburg. Bufammentunft Napos 
leons III. mit Kaifer Franz Joſeph 
in ©. 453. 

Samoa. Weißbud über S. 555. 

sans dire: gare! 444. 

Satrapie, fortfchrittlihe 228. 

faturirte Staaten (Mächte) 177. 270. 

Saturn, ber die eigenen Kinder ver⸗ 
dehet 315. 

Scheidung vom Bett, doch nicht vom 
Tiſch 546. 

Scentwirth. Wictigleit des Sh.3 in 
den deutſchen Verfaſſungs⸗ und Ge: 
feßgebungsverhältnifien 314 f. 

Schleswig-Holftein. Entwurf der Kreid- 
und Provinzialordnung für die Pro⸗ 
vinz Schl.:d. 494. — SHL3 Ber: 
fuft an Dänemark als Folge eines 
unglüdli—hen Krieges 195. 

Schlögerd Ernennung zum Gefandten 
in Rom 46. 

„Schnaps des armen Mannes” 542. 

Samapöpoiktit der BWahlunternefmer 


Sgreisen Bismarcks an einen Olden⸗ 
burger (Febr. 1887): 414. — Schr. 
Jacobinis an Nuntius de Pietro 
(Jan. 1887): 168. 411 f. — Schr. 
Leos XII. an Kaifer Wilhelm 1. 
(20. 2. 1878): 4, (24. 12. 1878): 
12, 8. 12. 1882): 51, (80. 1. 1883): 
54; an Exzbifcof Melhers (24. 12. 
1878): 12, (24. 2. 1880): 17. — 
Schr. Kaifer Wilhelms J. an 
Les XIII. (24. 3. 1878): 5, (22. 12. 
1880): Schr. des Kronprinzen 
Friedrig Wilhelm an Leo XII. 
(10. 6. 1878): 6. 

Schuft, durch Virchow ein parlamen- 
ariſcher Ausbrud 183. 258. 

Schullaften: Ungleiäheit ber Sc. 324f. 

Schwarzes Meer, Freigebung bes Schw. 
M. durch den Londoner Vertrag 460. 





Schweiz. Hanbelänertrag, „grisen 
Deuiſchland und Schw. 514. 
Sclaverei, Sclavenhandel. often der 


Aufgebung ber Sel. 534. 587. 588. 
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Seylla und Charybbis 236. 

Secirmefjer, kritiſches 337. 

Selbe In mad | je a. j 
elbftmord aus Rahrungsforgen auf 
dem Lande unbetannt 638. 

Seminar, orientaliſches. Gefegent- 
wurf, betr. die Errichtung eines 
Ss für ovientalifhe Sprachen 142. 


Semtinte, Bifgjöftiche, find geeigneter 
zur Anieererehung ald die Uni- 
verfitäten 340. 

Seniorenconvent, europäiicer 452. 

Septennat. Zur Geſchichte bed S.s 
229 f. Dad ©. ein Compromiß 197. 
222. 308. Unterſchied zwiſchen ©. 
und Triennat 276. 290 fi. 293. Der 
Kampf gegen da3 auf Compromif 
berubende ©. ein Kampf gegen bie 
Berfaffung 233. Hintergebanten der 
Oppofition bei Ablehnung des S. 
270. 

Servistarif und Clafjeneintheilung der 
Drte. Gefepentrourf, beit. bie Rer 
vifion de ©.8 ıc. 142. 417. 

Sierfeitönentit unferer Verfaffungs- 
zuftände 27° 

„So ein — Franzoſiſch, das iſt 
doch gar zu fhön“ 320. 

Socialiften. Socialiftiihe Führer und 
Maffen find nicht identifh 625. Ger 
fegentrurf, betr. bie Erneuerung des 
Socialiftengefeges 652. 

Sonnabend. „Die Woche mit dem ©. 
anfangen“ 537. 

Spanien. Handeld- und Schifffahrts⸗ 
vertrag mit Sp. 135. Der deutſch⸗ 
Baie Streit über bie Karolinen 
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Sparcafieneinlagen. Zunahme ber Sp. 
ein Zeichen wachſenden Wohlitandes 
220 ff. 271 ff. 645. 

Stonseminifteriatbejgtuß vom 17. 3. 


Staat und Kirche, ihr taufendjähriger 
Kampf 111. Cine Grenze zwiſchen 
St. u. K. läßt ſich juriſtiſch nicht 
feftlegen 118. — Vgl. Brieftertfum. 

——— Breußijcher (11. 2. 1890): 
v70 ff. 


stat numerus pro ratione 307. 

status quo 84. 209. 306. status quo 
ante 379. 

Stempelfteuer für Pacht- und Mieth- 
verträge über Immobilien 646. 








Sai-Kegifter. 


Stsſch, »., der Günftling ber liberalen 
Partei 214. 


Strafforb-Bismard 318. 

Strang. Auf einen faljhen Str. ge 
tathen 216. 

Strategen, parlamentariie 193. 

sujet mixte 122. 

Sultanat, centrales 228. 

summus episcopus 397. 


Tabula rasa 302. 

Tapferkeit bei allen civilifirten Ra- 
tionen glei 469. 

Telephon. Colontale Angelegenheiten 
Iafen fid) mit dem T. nicht erledigen 


tempora mutantur et nos mutamur 
in illis 337. 

terra incognita 422. 

tertius gaudens duobus litigantibus 
78. 399. tertii gandentes &. 

Theorie und Praris 341. 

Thronreben. Preußiiher Landtag. 
Eröffnung (15. 1. 1887) 281 ff. Er- 
öffnung (14. 1. 1888): 491 fi. 
öffnung (27. 6. 1888): 507 ff. ©ı 
Öffnung (14. 1.1889): 645 fj._&- 
Öffnung (15. 1. 1890): 659 fi. — 
Reiätag. Sröffnung (16.9.1886): 
185 f. Cröffnung (25. 11. 1886): 
139ff. Cröffnung (3.3.1887): 415 f. 

11. 1887): 427 fi. 

— 501 ff. Er: 

.1888): 513ff. Gröff- 

173 651. Schluß 












Done 20 4 420. 
Ton. „Aus einem höhern T. nehmen“ 
243. 
toto die 115. 
Zriarier 468. 
Tri 232. 


Tu l'as voulu 86. 


Ultra crepidam 620. 
une haine commune vous unit 229; 


vgl. Haß. 

Unfallverfiherung für die Seeleute und 
die bei Bauten beichäftigten Arbeiter 
141. 416, für bie in land: unb forft- 
wirthſchaftlichen Betrieben befchäftig- 
ten Perſonen 284. 

Unterfgrift, legte, Wilhelms I. 479. 

Ungufriebenheit ber Nährboden ber 
Socialdemokratie 626. 


Sad-Regifter. 


ups and downs 551. 
Urkunden, notarielle (Gefegentwurf) 
2. 


662. 
Utopie, wifſenſchaftliche 389. 


Batican. „Denn welcher Kluge fänd’ 
im V. nicht feinen Meifter?” 117. 

Baticanum. Stellung der preußiſchen 
Regierung zum ®. 358. 369. Hals 
tung ber geuticen Bifhöfe gegen- 
über dem ®. 354. 

Verantwortung. Hybride Art ber. 569. 

Derfaffungbes Deutfchen Reichs. Art.5: 

Art. 11: 479. Art. 29: 630. 
Er 59: 199. 200. 269. 312. 314. 
Art. 6 97. 199. 200. 201. 222. 
229. 290. 303. 312. Art. 62: 200. 
269. 313. Art. 63: 199. 235. 269. 
313. 314. — Treue der verbündeten 
Regierungen gegenüber der ®. 233. 
292. 317. Die Lectüre der V. ift 
ſehr zu empfehlen 235. 
Serfafi fung, rreubifie, Art. 23, 24, 
324. Art. 45: 307. Die Vers 
Faffungen find beſſer ald bie parla- 
mentarifen Theorien 311. 

Vertrauen läßt fi nicht vererben 618. 

videant consules, ne quid detri- 
menti capiat res publica 259. 

Villafranca, Friede von 450. 

vir tenax propositi 301. 

Vircows Abrüftungdantrag 319. B.8 
Sorge um Bismards Seelenheil 
332}. Sein politifhes Urtheil 33. 
Seine Borherfagungen im ber großen 
Volitit waren immer unrihtig 387. 

Voilsſchulen. Gefegentwurf, betr. bie 
Feftftellungen von Leiftungen für B. 
284 f. 322. 


Waffe” der Gerüchte 299. 

Wahlgeſetz. Ein Angriff auf das W. 
ift son Bismard nicht beabfigtigt 
299 f. 

Wapltunftftüde der Routiniers 363. 

Bahlmafhine 353. 

Wahlrecht, allgemeines. Bismard al 
Vater ded a. W. 300. 

Wand. „An die W. gebrüdt werden” 
215. 











Wanderer — Mantel — Sonne — 
Wind, Fabel 373. 
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Bas Deines Amts nit ift, davon laß 
Deinen Fürmig 3: 

Wehrpflicht. —E betr. Aen⸗ 
derungen ber W. 428. 485. 

Weichfel. Regulirung des Unterlaufs 
der W. 494. 

Bein. Gefegentwurf, betr. ben Ber- 
Tepe mit W. 429. 

Welfen f. Parteien. Einen W, belehren 
moin, ift eine vergebliche Arbeit 

weitgeigigte laßt fih nit machen 


„Wer das Kreuz hat, fegnet ſich“ 325. 

„Wefen“ ber Berfaffung ein foriſchrin ⸗ 
nches Deftillat 312, 

Whigs und Tories 230. 

wild goose chase 85. 

Wilhelms I. Tod 479 ff. Theilnahme 
des Auslands 488 ff. 

Wilhelm II. Webernahme des Kaifer- 
thums 499 ff., des Königthums 507 ff. 

Windkante 87. 

Minbthorft militariſches Urteil 175. 

212. 241 f. W. ber Civil-Moltfe 

234. W.s Gefolge 237. W., one 
Ambition, Minifter zu werben, ſucht 
jedem Minifter das Amt zu er- 
ſchweren 240. W. ald Bürge für 
Frantreich® Friebenäliebe 2407. ®. 
als Herrjher über gebogene Kniee 
249. W. ald Welfe 246. 301, als 
abjoluter Führer einer aus hetero» 
genen Elementen gebildeten Majori- 
tät 296. W.s Uebertreibungen 215. 


304. 

„Die Deutfche furchten Gott, aber fonft 

Richs in der Melt“ 477. 

Wittwen- und Waifengelbbeiträge der 
Dificiere und Beamten (Gefegent- 
wur) 428. 

Wo Begriffe fehlen ıc. 294. 

Do Nichts üt, Hat der Kaifer fein 
Recht verloren 327. 

Worte find feine Soldaten 190. 224. 


Zahigkeit, germaniſche 551. 
Zanzibar, Viceconſulat in 8. 581 ff. 
Beit ift Blut 572. 

Zug nad) dem Beften 631 f. 


Bericfigungen und Naciträge. 
Gol. vd. X 523, XI 490.) 


ZOORHL Lieb: „an hi x Tangt, ‚hab Te zur be 
[hilfe zunächft ver« 





487 . 
BYILuo En 3.3 vu lee: geblieben Hart: Bestehen. 
m.X73 u. lies: Forty-eighth 
RT US AD. u. Tee: worden Hat: menen. 
43.50. u. ig beißen „Bowten“. 
a m Glauben. 















487 4 15 v. 0. lich: Rrotowati ftatt: Rrautomsfi, 
438 i 
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